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.Vorbemerkung. 


Von  langer  Hand  vorbereitet,  ist  dieses  Buch  doch  zuletzt  in  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  —  fast  in  einem  Zuge  —  niedergeschrieben. 
Es  soll  ein  Lehrbuch  sein.  Diesem  Zwecke  ist  Form  und  Inhalt  an- 
gepaßt Eine  geschichtliche  Behandlung  war  nicht  beabsichtigt  und  an- 
gesichts der  vorliegenden  Arbeiten,  die  gerade  diese  Seite  der  Sache  in 
den  Vordergrund  stellen,  auch  entbehrlich.  Fufsnoten  habe  ich  mög- 
lichst vermieden  und  Citate  nur  da  angebracht,  wo  ich  mich  auf  einen 
anderen  Schriftsteller  zu  beziehen  hatte.  Gewisse  Thateachen  und  Ge- 
danken kehren  bei  einem  so  oft  behandelten  Gegenstande  naturgemäfs 
in  den  meisten  Schriften  wieder;  sie  deshalb  fortzulassen,  war  im  Interesse 
der  Vollständigkeit  unmöglich.  Im  übrigen  bin  ich  meine  eigenen  Wege 
gegangen.  Sie  haben  mich  sowohl  in  Bezug  auf  die  zu  behandelnden 
Gebiete,  als  auch  in  Bezug  auf  die  Beurteilung  der  Dinge  vielfach 
in  einen  Gegensatz  zu  den  Auffassungen  Anderer  gebracht  Der  Lehr- 
zweck erforderte,  dafs  ich  auch  in  diesen  Fällen  der  Versuchung  zu 
polemischen  Auseinandersetzungen  widerstand. 

Einige  Wiederholungen  habe  ich  stehen  lassen,  um  dem  Leser  nicht 
durch  Verweisungen  auf  frühere  Stellen  Erschwernisse  zu  bereiten.  In 
der  Sprache  habe  ich  mich  möglichster  Gemeinverständlichkeit  befleifsigt, 
wenngleich  mir  der  sogenannte  „wissenschaftliche  Stil"  bequemer  ge- 
wesen wäre.  Unbefangene  Leser  werden  sich  dadurch  sicherlich  über  den 
Umfang  der  dahinter  steckenden  Arbeit  nicht  täuschen  lassen.  Die  Ver- 
handlungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  vom  Herbst  1899  über  die  Lage 
des  Kleinhandels  lagen  mir  während  der  Abfassung  und  Korrektur  der 
Arbeit  im  Wortlaut  noch  nicht  vor. 

Aachen,  November  1899. 


R.  van  der  Borght. 
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Seite  2  Zeile  IS  von  unten  lies:  „Fabrik— 44  statt  „Fabriks— 44 . 
„    14      „     1    „      „       n  :  9  statt  8. 

„26     „10  von  oben  sind  zu  streichen  die  Worte  „ist  nutzlos*. 
„29     „    IS   „      „     lies:  „so  viele"  statt  „soviele". 
„50     „    15   „      „       „  :  „ihm"  statt  „ihnen". 
„    58     „   22   „      „      „  :  „betont44  statt  „betonte44. 
„62     „16  von  unten  lies:  „an  strengere44  statt  „in  strengere". 
„    63  5  von  oben  lies:  „auf"  statt  „für". 

„85     „    11   „      „      „:  „genannten"  statt  „gegebenen". 
„    97     „12  von  unten  sind  vor  „Diesen"  einzufügen  die  Worte:  „Im  Gegen- 
satz zu44. 

„127     „12  von  oben  lies:  „(Schwarzburg -Rudolstadt)"  statt  „bei  Schwarz- 
burg". 

„  146     „   16  von  oben  lies:  „Anfragen"  statt  „Angaben". 
„159     „   21  von  unten  lies:  „vor"  statt  „von". 
„167     „   15  von  oben  lies:  „späteren"  statt  „stärkeren". 
„221     „     4  von  unten  ist  das  Wort  „auch"  zu  streichen. 
„  222     „   13  von  oben  lies:  „meist  auf44  statt  „auf  meist44. 
„  232      „     7    „      „       „  :  „gerathen44  statt  „geraden*. 
„  254     „     5  von  unten  lies:  „Börse44  statt  „Bank44. 
„  258     „    10  von  oben  lies:  „Versicherungspapiere44  statt  „Wertpapiere44. 
„  320     „     7  von  unten  lies:  „beigeben"  statt  „beigegeben". 
„  324     „     4   „      „ist  hinter  „Württemberg"  einzuschieben:  „5  in  Sachsen*. 
„  324     „     3   „      „      „  statt  „4  in  Sachsen-Koburg-Gotha44  zu  lesen:  „4  in 

Sachsen-Meiningen ,  2  in  Sachsen-Koburg-Gotha*. 
„  335     „     6  von  oben  lies:  „abhängig;44  statt  „abhängig,". 
„  367      „     5   „      „       „  :  „Frage"  statt  „Lage44. 
„  397     „     1  von  unten  lies:  „Erledigung"  statt  „Einigung44. 
„  424     „    16  von  oben  lies:  „Posten44  statt  „Kosten". 

„  481      „   13  und  15  von  unten:  Diese  beiden  Abhandlungen  sind  ebenfalls,  wie 

die  auf  Zeile  12  von  unten  angegebene,  von 
A.  Cohen. 
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1.  Kapitel.  Begriff  und  Gliederung  des  Handels. 

§  1.  Begriff  und  Wesen  des  Handels.  Mit  dem  Wort  „Handel" 
bezeichnen  wir  so  vielerlei  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
dafs  es  sehr  schwer  ist,  eine  Begriffsbestimmung  zu  finden,  die  alle 
diese  Erscheinungen  umschliefst  Daher  denn  auch  die  grofse  Mannig- 
faltigkeit der  wissenschaftlichen  Begriffsbestimmungen !  Bei  den  Schrift- 
stellern der  sogenannten  „klassischen  Periode"  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft  erscheint  das  Wort  n  Handel"  in  den  Begriffsbestimmungen 
in  einer  ganz  allgemeinen  Bedeutung.  Aller  Güteraustausch,  aller 
Tauschverkehr  wird  darunter  gerechnet  Die  neueren  Begriffsbestim- 
mungen sind  dagegen  vielfach  sehr  enge  gehalten.  „Die  von  Kaufleuten 
gewerbsmäfsig  bewirkten  Umsätze"  fallen  nach  Rathgen  (Wörterbuch  * 
der  Volkswirtschaft  I.  Jena  1898,  S.  244)  unter  diesen  Begriff,  oder 
„der  gewerbsmäfsige  Betrieb  des  Eintausches  oder  Ankaufs  von  Gütern 
und  der  Wiederveräufserung  derselben  zum  Zwecke  einer  Erzielung  von 
Gewinn"  nach  Lexis  (in  Schönbergs  Handbuch  der  Politischen  Ökonomie) 
u.8.w.  Dafs  diese  enge  Fassung  nicht  ausreicht,  um  auch  den  inter- 
nationalen Handel  völlig  unterzubringen  und  um  insbesondere  dem 
Begriff  der  auswärtigen  Handelspolitik  gerecht  zu  werden,  ist  selbst-  -*  ! 
verständlich  den  neueren  Schriftstellern  nicht  entgangen.  Aber  sie 
treffen  darin  zusammen,  dafs  beim  Wort  „Handel"  schlechthin  nur 
an  den  engbegrenzten  Thätigkeitskreis  zu  denken  sei,  der  im  Einkauf 
zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  ohne  nennenswerte  Umgestaltung  der  ^  ' 
in  Betracht  kommenden  Güter  besteht  c<" 

Mit  dem  Sprachgebrauch  des  Volkes  deckt  sich  das  nicht  Der  , 
Fabrikant,  der  seine  eigenen  Erzeugnisse  absetzt,  nennt  sich  auch  ohne  ■ 
Bedenken  Kaufmann  und  zieht  daraus  auch  praktisch  die  Konsequenzen. 
Er  ist  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister  eingetragen,  er  rechnet 
sich  und  wird  auch  amtlich  gerechnet  zum  Handelsstand,  er  wählt  und 
kann  selbst  gewählt  werden  zur  Handelskammer;  er  führt  kaufmänni- 
sche Bücher  und  ist  rechtlich  verpflichtet  dazu  u.  dergl.  mehr.  Dieser 
Sprachgebrauch  ist  soweit  verbreitet,  dafs  man  ihn  nicht  aufser  acht 
lassen  sollte. 

Man  kann  die  hier  zu  Tage  tretende  Schattierung  des  Begriffs 
„Handel"  vielleicht  am  besten  mit  dem  Wort  „Fabrikhandel"  bezeichnen. 
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Seinem  Wesen  nach  ist  dieser  „Fabrikhandel"  aufzufassen  als  das  ge- 
werbsmäfsige  Feilbieten  von  Gegenständen,  die  der  Feilbietende  selbst 
hergestellt  hat,  ohne  dafs  die  Herstellung  auf  unmittelbare  Bestellung 
erfolgt  ist 

Dafs  hier  von  „Feilbieten"  und  nicht  vom  „Verkauf"  die  Rede  ist, 
hat  seinen  Grund.  Der  „Verkauf"  ist  das  Ergebnis  der  in  Rede  stehen- 
den Thätigkeit,  das  angestrebt,  aber  durchaus  nicht  immer  erreicht  wird. 
Das  Wesen  des  „Fabrikhandels"  wie  des  Handels  überhaupt  ist  nicht 
in  dem  wirklich  erzielten  Verkauf,  sondern  in  dem  „Zum  Verkauf 
stellen",  in  dem  Feilbieten  zu  erblicken.  Die  Thätigkeit  eines  jeden 
Kaufmannes  im  engeren  oder  weiteren  Sinne  hört  nicht  deshalb  auf,  eine 
Handelsthätigkeit  zu  sein,  weil  seine  Ware  unverkauft  liegen  bleibt  Es 
kommt  also  auf  die  Richtung,  auf  die  Tendenz  seiner  Thätigkeit,  aber 
nicht  auf  dem  Erfolg  derselben  an.  Unser  allgemeiner  Sprachgebrauch 
hält  das  konsequent  fest  Die  wissenschaftliche  Sprechweise  aber  mufs 
dem  Rechnung  tragen. 

Dem  Fabrikhandel  tritt  als  gleichen  Wesens  zur  Seite  der  „Hand- 
werkshandel", sofern  der  Betrieb  des  Handwerks  mit  dem  Feilbieten  der 
ohne  unmittelbare  Bestellung  erzeugten  Ware  verbunden  ist  Seiler  und 
Bürstenmacher ,  Nagelschraiede,  Sattler,  Metzger,  Bäcker,  Konditoren, 
auch  manche  Klempner,  Tischler,  Schuster  u.  a.  m.  knüpfen  an  die 
Warenerzeugung  unmittelbar  den  kaufmännischen  Warenvertrieb  an,  und 
manche  Handwerker,  wie  Seiler,  Bürstenbinder  und  Nagelschmiede  können 
ohne  diese  Verknüpfung  ihren  Handwerksbetrieb  überhaupt  nicht  durch- 
führen. 

Dem  „Fabriks-  und  Handwerkshandel"  steht  gegenüber  diejenige. 
Form  des  Handels,  welche  nicht  mit  selbsthergestellten  Waren  zu  thun 
hat,  und  welche  den  schon  erwähnten  engen  Begriffsbestimmungen  zu 
Grunde  liegt  Man  könnte  diese  Form  als  „Kaufmannshandel"  bezeichnen. 
Der  „Kaufmannshandel"  ist  das  gewerbsmäfsige  Feilbieten  von  Gegen- 
ständen, die  der  Feilbietende  nicht  selbst  erzeugt,  sondern  von  den  Produ- 
zenten unmittelbar  oder  mittelbar  bezogen  oder  eingekauft  hat,  ohne  dafs 
der  Bezug  (bezw.  der  Einkauf)  durch  eine  unmittelbare  Bestellung  seitens 
der  Abnehmer  veranlafst  ist  Hier  ist  das  Wort  „Handel"  im  engsten 
Sinne  genommen. 

In  den  angegebenen  Begriffsbestimmungen  ist  nicht  ausgesprochen, 
dafs  das  gewerbsmäfsige  Feilbieten  auf  Erzielung  von  Gewinn  gerichtet 
ist  Manche  Schriftsteller  legen  darauf  besonderes  Gewicht  In  Wirk- 
lichkeit ist  aber  die  Richtung  auf  Erwerb  bei  einer  gewerbsmäfsigen 
Thätigkeit  so  selbstverständlich,  dafs  es  überflüssig  ist,  noch  besonders 
darauf  hinzuweisen. 

Dagegen  scheint  es  nötig  —  was  in  den  üblichen  Begriffsbe- 
stimmungen nicht  geschieht  — ,  auf  den  Umstand  aufmerksam  zu  machen, 
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dafs  die  feilgebotenen  Gegenstände  nicht  auf  unmittelbare  Bestellung 
seitens  der  Abnehmer  zusammengebracht  sind.  Der  Begriff  „Handel"  >  ;  i  v 
setzt  ein  —  wenn  auch  sehr  verschieden  ausgestaltetes  —  Vorrathalten  f 
für  einen  noch  nicht  genau  festgestellten  Bedarf  voraus,  und  wichtige 
Arbeiten  im  Handel  richten  sich  gerade  darauf,  den  Bedarf,  der  zur 
Unterbringung  der  bereitgehaltenen  Waren  erforderlich  ist,  ausfindig  zu 
machen  oder  zu  wecken.  — 

Wäre  dem  gegenwärtigen  Bande  nicht  auch  die  Aufgabe  gestellt, 
die  Handelspolitik  zu  behandeln,  so  würden  die  oben  festgelegten  Be- 
griffe „Fabrik-(Handwerks-)Handel"  und  „Kaufmannshandel"  die  hier  zu 
besprechenden  Formen  des  Handels  erschöpfen,  und  die  sonstigen  Be-  ^c<v 
deutungen,  die  der  Sprachgebrauch  dem  Wort  „Handel"  beilegt,  könnten  ä/W.J-t 
für  eine  volkswirtschaftliche  Betrachtung  bei  Seite  gelassen  werden.  Die 
Notwendigkeit,  auch  die  Handelspolitik  zu  besprechen,  zwingt  aber  dazu, 
auch  die  dieser  Wortzusammenstellung  zu  Grunde  liegende  Auffassung 
des  Handels  zu  berühren. 

Allgemein  ist  es  üblich,  bei  den  Bezeichnungen  äufsere  Handels- 
politik, Handelsstatistik,  auswärtiger  Handelsverkehr  u.  s.  w.  das  Wort 
„Handel"  auf  den  gesamten  internationalen  Güteraustausch  zu  beziehen, 
ihm  also  die  weiteste,  von  früheren  Schriftstellern  oft  ausschlief slich  in 
Betracht  gezogene  Bedeutung  beizulegen.  Dem  mufs  auch  hier  beige- 
treten werden.  Aber  zu  beachten  ist,  dafs  es  nicht  richtig  ist,  wenn  man 
nun  auch  die  Worte  „Einfuhrhandel",  „Ausfuhrhandel"  und  ähnliche 
lediglich  in  diesem  weiten  Sinne  glaubt  auffassen  zu  müssen.  Wenn  - 
wir  von  Importeuren  und  Exporteuren,  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrhändlern 
reden,  dann  beziehen  wir  das  auf  die  einzelnen,  bei  der  Vermittlung  der  1  '  " 

Ein-  und  Ausfuhr  thätigen  Kaufleute,  und  der  von  diesen  ausgeübte 
Einfuhr-  und  Ausfuhrhandel  ist  Handel  im  engsten  Sinne,  ist  „Kauf- 
mannshandel". 

Umgekehrt  haben  wir  bei  den  Bezeichnungen  „Binnenhandel", 
„innerer  Handel"  u.  s.  w.  nicht  lediglich  den  „Kaufmannshandel"  und 
„Fabrikhandel"  im  Auge,  sondern  verstehen  auch  oft  darunter  die  ge- 
samte Güterbewegung  innerhalb  der  Landesgrenzen. 

Wir  müssen  also  den  Begriffen  „Fabrikhandel"  und  „Kaufmanns- 
handel"  noch  den  „Handel  im  weiteren  Sinne"  gegenüberstellen,  der  die 
Güterbewegung  innerhalb  der  Landesgrenzen  und  über  die  Landesgrenzen 
hinaus  umfafst  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Güterbewegung  durch  rein 
kaufmännische  Vermittlung  bewirkt  wird  oder  nicht 

Die  Begriffe  „Handel  im  weiteren  Sinne",  „Fabrik-(Handwerks-) 
Handel"  und  „Kaufmannshandel"  liegen  anscheinend  weit  auseinander. 
Aber  sie  werden  doch  durch  ein  gemeinsames  Band  zusammmengehalten. 

Fabrik-  und  Kaufmannshandel  stimmen  darin  überein,  dafs  sie  ohne 
unmittelbare  Bestellung  Gütermengen  aufhäufen  und  sie  allen  beliebigen 
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Personen,  die  Bedarf  darnach  haben,  feilbieten,  and  dafs  dieses  Feil- 
bieten den  Zweck  hat,  die  persönliche,  räumliche  und  zeitliche  Trennung 
des  Konsumenten  vom  Produzenten  für  die  Bedarfsversorgung  unschäd- 
lich zu  machen. 

Genau  demselben  Zwecke  dient  aber  auch  der  Handel  im  weiteren 
Sinne.  Dieser  gleichartige  Zweck  ist  das  Bindeglied  zwischen  den 
einzelnen  Stufen  des  Handels.  Von  hier  aus  können  wir  auch  den  all- 
gemeinen Begriff  des  Handels  finden.  Handel  im  allgemeinen 
ist  die  Überwindung  der  persönlichen,  räumlichen  und 
zeitlichen  Trennung  des  Konsumenten  vom  Produzenten. 
Fabrikhandel,  Kaufmannshandel  und  Handel  im  weiteren  Sinne  sind  nur 
verschiedene  Ausstrahlungen  dieses  Handels  im  allgemeinen. 

Es  ist  nicht  überflüssig,  diesen  allgemeinen  Begriff  „Handel"  fest- 
zulegen. Denn  er  gewährt  uns  sofort  Einblick  in  die  innere  Ursache 
alles  Handelsverkehrs.  Aller  Handel,  mag  er  sich  ausgestaltet  haben, 
wie  er  will,  ist  in  letzter  Linie  zurückzuführen  darauf,  dafs  der  Kreis- 
lauf von  der  Produktion  zur  Konsumtion  sich  nicht  innerhalb  derselben 
Wirtschaft  vollzieht. 

Durch  die  natürlichen  Produktionsbedingungen,  durch  die  ver- 
schiedene Ausstattung  der  einzelnen  Gebiete,  durch  die  verschiedenen 
Anlagen,  Fähigkeiten,  Neigungen  und  Gewohnheiten  der  Menschen  ist 
es  dahin  gekommen,  dafs  die  Gütererzeugung  sich  specialisiert  hat  Die 
Folge  ist,  dafs  die  einzelne  Wirtschaft  nicht  mehr  unmittelbar  ihre  sämt- 
lichen Bedarfsgegenstände  erzeugt  Der  Austausch  zwischen  den  ver- 
schiedensten Wirtschaften  ist  nötig  geworden,  um  alle  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Wirtschaft  zu  befriedigen.  Der  Konsument  eines  Erzeugnisses 
ist  in  der  Regel  nicht  mehr  dieselbe  Person,  wie  der  Produzent,  gehört 
auch  nicht  mehr  derselben  Wirtschaft  an.  Bäumliche  Entfernungen  oft 
von  grofsem  Umfange  schieben  sich  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten. Auch  zeitlich  sind  sie  in  den  entwickelten  Ländern  meist 
von  einander  getrennt;  Produktion  und  Konsumtion  vollziehen  sich  viel- 
fach nicht  mehr  Zug  um  Zug.  Da  aber  nach  wie  vor  jede  Produktion 
zum  Zwecke  einer  Konsumtion  erfolgt,  so  mufs  diese  Trennung  wieder 
unschädlich  gemacht  werden.  Andernfalls  würde  alle  Produktion  nicht 
im  stände  sein,  die  Bedarfsversorgung  der  Bevölkerung  zu  gewährleisten. 
Auf  dieser  Grundlage  mufste,  auf  ihr  aber  konnte  auch  erst  der  Handel 
erwachsen. 

Das  Gesagte  gilt  für  den  Handel  in  engeren  Gebieten  ebenso  wie 
für  den  Handel  auf  weite  Entfernungen.  Auch  der  Handel  zwischen 
den  verschiedenen  Völkern  erklärt  sich  auf  diese  Weise,  selbst  wenn  man 
auf  die  primitivsten  Anfänge  desselben  zurückgeht  Durch  die  ver- 
schiedene natürliche  Ausstattung  der  einzelnen  Gebiete  und  durch  den 
verschiedenartigen  Gang  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  durch 
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den  verschiedenen  Grad  ihrer  Leistungsfähigkeit  bei  der  Gütererzeugung 
gelangen  sie  zu  einander  in  das  Verhältnis  von  Produzenten  und  Kon- 
sumenten, und  damit  ist  die  wichtigste  Voraussetzung  für  das  Aufkommen 
eines  Handels  zwischen  ihnen  gegeben.  — 

Das  was  dem  „Fabrikhandel44  und  dem  „Kaufmannshandel"  ge- 
meinsam ist,  wurde  schon  angeführt.  Es  besteht  aber  auch  ein  sehr 
wesentlicher  Unterschied  zwischen  beiden.  Der  „Fabrikbandel"  schliefst  <  * 

sich  als  unmittelbare  Ergänzung  an  die  Herstellung  der  Güter  an.  Er 
hat  keine  selbständige  Existenz,  wenngleich  seine  Bedeutung  für  den  - 
privatwirtschaftlichen  Erfolg  des  Produzenten  oft  sehr  erheblich  ist  In 
manchen  Produktionszweigen  ist  der  Fabrikhandel  sehr  weit  ausgebildet, 
sei  es  dafs  er  an  die  Abnehmer  grofser  Mengen,  sei  es  dafs  er  un- 
mittelbar  an  die  letzten  Konsumenten  zu  gelangen  sucht.  Ja  es  giebt 
Betriebe,  bei  denen  der  Schwerpunkt  der  Arbeit  in  dieser  Handelstätig- 
keit liegt  Ein  bekanntes  Beispiel  dafür  sind  die  Meiereien  in  bez.  bei 
Berlin  und  anderen  grofsen  Städten,  die  den  Absatz  bei  den  letzten  Kon-  'H* 
sumenten  in  der  Hand  behalten  haben  und  mit  einer  grofsen  Anzahl  von 
Arbeitskräften  und  einem  ansehnlichen  Wagenpark  durchführen.  Auch 
grofse  Chokoladen-  und  Zuckerwarenfabriken,  Cigarrenfabriken,  Schuh- 
fabriken, Ofenfabriken,  Nähmaschinenfabriken  u.  a.  m.  haben  den  Ver- 
kauf ihrer  Erzeugnisse  an  die  Konsumenten  durch  ein  ganzes  System 
von  eigenen  Verkaufsstellen  organisiert 

In  anderen  Zweigen  der  Stoffveredelung  schliefst  sich  eine  so  ent- 
wickelte Handelstätigkeit  nicht  an  die  Gütererzeugung  unmittelbar  an, 
sei  es  weil  persönliche,  sei  es  weil  sachliche  Gründe  dem  entgegen- 
stehen. Die  Gewinnung  des  Absatzes  wird  alsdann  durch  den  Kauf- 
mannsbandel  vermittelt 

Der  Kaufmannshandel  oder  der  Handel  schlechthin  ist  im  Gegen- 
satz zu  dem  Fabrikhandel  ein  selbständiger  Berufszweig,  der  sich  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten  einschiebt,  ohne  mit  ihnen  persönlich  und  ^  *  - u  c 
geschäftlich  unmittelbar  zusammenzuhängen.  Die  Herstellung  der  Waren 
übernimmt  der  Kaufmannshandel  nicht  Nur  die  Zerlegung  in  handliche  ^'  "l 
Mengen,  die  schärfere  Aussonderung  der  einzelnen  Sorten,  auch  gewisse 
Mischungen,  einfache  mechanische  Umgestaltungen  u.  dergl.  mehr  werden 
mit  den  Waren  vorgenommen ;  im  wesentlichen  aber  bleiben  sie  so,  wie 
sie  eingekauft  sind.  — 

Da  der  Fabrikhandel  als  Anhängsel  der  Gütererzeugung  erscheint, 
so  kann  er  hier  nicht  näher  behandelt  werden,  /wenn  auch  öfter 
auf  ihn  wird  Bezug  genommen  werden  müssen.  Für  die  volkswirt- 
schaftliche Betrachtung  des  Handels  dreht  es  sich  vorzugsweise  um  den  • 
Kaufmannshandel.  Dieser  wird  denn  auch  im  ersten  Teil  dieser  Arbeit 
im  Vordergrunde  der  Betrachtung  stehen.  Der  Handel  im  weiteren  Sinne 
läfst  sich  freilich  auch  im  ersten  Teil  nicht  ganz  ausscheiden,  da  jede  ^ 
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Besprechung  der  Entwicklung  des  Handels  von  selbst  auf  den  Handel 
im  weiteren  Sinne  hinführt.  Im  zweiten  Teil  der  Arbeit,  der  sich  mit 
der  Handelspolitik  befassen  soll,  wird  der  Handel  im  weiteren  Sinne 
vollends  in  den  Vordergrund  treten. 

§  2.  Die  Gliederung  des  Handelt.  Der  Handel  im  engeren  Sinne, 
der  „Kaufmannshandel",  ist  ein  Ergebnis  des  Prozesses  der  Spezialisierung 
der  Gütererzeugung,  oder  anders  ausgedrückt,  der  beruflichen  Arbeits- 
teilung. Seine  Leistungsfähigkeit  durch  Anwendung  des  gleichen  Grund- 
satzes der  beruflichen  Arbeitsteilung  zu  steigern,  das  ist  ein  Gedanke, 
der  uns,  die  wir  in  den  Kulturstaaten  leben,  völlig  geläufig  ist  und 
als  selbstverständlich  erscheint  Aber  wir  können  nicht  übersehen,  dafs 
die  Voraussetzungen  für  eine  weitgehende  Spezialisierung  des  Handels 
auch  innerhalb  desselben  Wirtschaftsgebietes  in  sehr  verschiedenem  Um- 
fange vorhanden  sind. 

Die  Voraussetzungen,  die  eine  feinere  berufliche  Gliederung  der  Arbeit 
des  Handels  gestatten,  fallen  im  wesentlichen  mit  denen  zusammen,  die 
für  die  Gliederung  der  Gütererzeugung  mafsgebend  sind  Eine  besondere 
Bedeutung  hat  dabei  zunächst  die  Steigerung  der  technischen  Leistungs- 
fähigkeit des  Handels.  Je  schneller  er  Warenbezüge  und  Warenversen- 
dungen bewirken,  je  schneller  er  Nachrichten  erhalten  und  versenden  kann, 
je  weniger  ihm  die  Hindernisse  der  räumlichen  Entfernung  Schwierig- 
keiten bereiten,  je  bequemer  die  dem  Austausch  und  der  Vergleichung 
der  Wertschätzungen  dienenden  Mittel  werden,  desto  leichter  wird  es  (an 
und  für  sich ,  dem  Handel,  Specialzweige  auszubilden.  Die  Ausbildung 
der  Geldwirtschaft  und  ihre  Begründung  auf  die  Umlaufsmittel  des  ge- 
münzten Edelmetallgeldes,  die  Entwicklung  eines  gut  ausgestalteten 
Kreditverkehrs,  die  Vervollkommnung  des  Güter-,  Personen-  und  Nach- 
richtenverkehrs: das  alles  bereitet  den  Boden  für  eine  Spezialisierung 
vor.  Denn  der  Handel  bedarf  aller  dieser  Mittel,  um  die  Verbindung 
zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  herzustellen. 

Aber  damit  allein  ist  eine  nennenswerte  Gliederung  des  Handels 
noch  nicht  ermöglicht  Es  mufs  dazu  kommen,  dafs  die  Aussicht  auf 
ein  genügendes  Arbeitsfeld  gegeben  ist  Dieser  Umstand  spielt  gerade 
hier  eine  fast  ausschlaggebende  Rolle  und  erklärt  die  grofsen  Abweichungen, 
die  bei  der  Gliederung  des  Handels  über  die  einzelnen  Teile  eines  aus- 
gedehnten Gebietes  hin  bestehen.  In  den  grofsen  Städten  können  auch 
für  den  Verkehr  mit  den  letzten  Konsumenten  viele  Specialzweige  noch 
ein  grofses  Arbeitsfeld  erwarten.  In  kleineren  Orten  und  noch  mehr  auf 
dem  platten  Lande  ist  für  solche  feinere  Verästelung  wenig  Raum. 

Was  sollte  wohl  in  einem  kleinen  Flecken  oder  Dorf  ein  Kaufmann, 
der  sich  lediglich  mit  Kaffee  oder  lediglich  mit  Zucker  beschäftigt?  Der 
Kreis  der  Konsumenten  ist  hier  viel  zu  eng,  als  dafs  solche  Special- 
Geschäfte  gedeihen  könnten.   Deshalb  kann  es  nicht  auffallen,  dafs  auf 
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dem  Lande  und  in  kleineren  Orten  viele  Arbeitszweige  des  Handels  in 
einer  Hand  vereinigt  sind,  die  in  den  Grofsstädten  längst  auseinander 
gezogen  werden  konnten.  Selbst  innerhalb  derselben  Grofsstadt  macht 
Bich  dieser  Umstand  schon  fühlbar.  In  den  weniger  dicht  bevölkerten  4/* 
Aufsen-  und  Vorortbezirken  und  in  den  Stadtteilen,  in  dem  die  weniger 
zahlungs-  und  kauffähige  Bevölkerung  überwiegt,  bleibt  die  Specialisierung 
des  Handels  in  viel  engeren  Grenzen  als  in  den  dicht  bevölkerten  und 
besonders  kauffähigen  Teilen.  Das  zeigt,  wie  bedeutungsvoll  auch  heute 
noch  für  denjenigen  Kaufmann,  welcher  an  die  eigentlichen  Konsumenten 
herantritt,  die  Absatzverhältnisse  seines  engsten  Bezirks  sind.  Allerdings  r'f^ 
führt  die  starke  Bewegung  der  Bevölkerung,  wie  sie  heute  in  den  Grofs- 
städten besteht,  auch  oft  dazu,  dafs  der  Kaufmann  für  einen  Teil  seines 
Absatzes  diese  Abhängigkeit  verliert  Ein  Laden  in  der  Leipzigerstrafse 
oder  in  der  Friedrichstrafse  in  Berlin  stützt  sich  nicht  lediglich  auf  den 
Bedarf  der  nahewohnenden  Bevölkerung,  sondern  mufs  wesentlich  auch 
auf  den  Absatz  an  die  Passanten  aus  anderen  Stadtteilen  und  aus  anderen 
Orten  rechnen. 

Auch  in  dieser  Beziehung  sind  die  Geschäfte  im  Innern  der  Stadt  in 
der  Regel  günstiger  gestellt,  als  in  den  Aufsenteilen.  Die  Aussicht  auf  eine 
solche  Ergänzung  durch  Absatz  an  die  Bewohner  anderer  Bezirke  ist  aber 
überhaupt  in  grofsen  Städten  viel  mehr  gegeben,  als  in  kleinen  oder  auf 
dem  Lande.  Auch  hieraus  —  wenn  auch  nicht  hieraus  allein  —  erklärt  sich 
die  geringere  Gliederung  des  Handels  auf  dem  Lande  und  in  kleinen  Orten. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  besprochenen  wichtigsten  Voraus- 
setzungen für  die  Arbeitsgliederung  im  Handel  auch  in  den  einzelnen 
Ländern  ungleichmäfsig  entwickelt  sind.  Von  vornherein  müssen  wir  ah  iL.  ^  i 
deshalb  damit  rechnen,  dafs  derjenige  Handel,  welcher  an  die  eigentlichen 
Konsumenten  die  Waren  absetzt,  auch  von  Land  zu  Land  Abweichungen 
in  Bezug  auf  die  Gliederung  der  Specialzweige  zeigt.  Indes  treten  diese  ^ 
Abweichungen  der  Mehrzahl  der  Menschen  nicht  deutlich  genug  vor 
Augen.  Nur  der,  welcher  in  verschiedenen  Ländern  an  Ort  und  Stelle 
Vergleiche  anstellen  kann,  gewinnt  einen  unmittelbaren  und  augen- 
fälligen Eindruck  davon. 

Der  Teil  des  Handels,  welcher  nicht  an  die  eigentlichen  Konsumenten 
herantritt,  sondern  an  die  Abnehmer  grofser  Mengen,  ist  in  Bezug  auf 
seinen  Absatz  von  den  örtlichen  Verhältnissen  unabhängig,  und  das  er- 
möglicht eine  viel  weitere  Begrenzung  für  die  Berufsgliederung.  Viel 
eher,  als  bei  dem  Handelsverkehr  mit  den  letzten  Konsumenten,  ist  darauf 
zu  rechnen,  dafs  ein  Specialzweig  auf  ein  hinreichendes  Arbeitsfeld  trifft 
Steht  vollends  der  Kaufmann  nicht  den  Abnehmern  eines  engeren  Bezirks, 
sondern  denen  vieler  Bezirke  gegenüber,  so  kann  die  Berufsgliederung 
in  höchstem  Mafse  ausgebildet  werden,  ohne  dafs  ein  unzulänglicher 
Absatz  zu  besorgen  wäre. 
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Im  ganzen  sind  in  den  dichtbevölkerten  Kultlirstaaten  die  Voraus- 
setzungen der  Berufsgliederung  im  Handel  sehr  günstig.  Daß  war  nicht 
immer  so.  Die  verschiedenen  Stufen  der  Kulturentwickelung  liegen  heute 
für  uns  in  typischen  Beispielen  nebeneinander  ausgebreitet,  und  wir  finden 
eine  immer  dürftigere  Gliederung  des  Handels,  in  je  einfachere  Kultur- 
verhältnisse wir  hinabsteigen.  Das  beweist  uns,  dafs  wir  auch  bei  jedem 
einzelnen  Kulturvolk  in  früheren  Stufen  der  Entwicklung  einen  ge- 
ringeren Grad  der  beruflichen  Arbeitsteilung  im  Handel  voraussetzen 
müssen.  Die  Geschichte  bestätigt  diese  Schlufsfolgerung  durchaus,  so- 
weit sie  uns  überhaupt  einen  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
gestattet  Auf  den  frühesten  Stufen  der  Entwicklung  fehlt  die  Gliederung 
des  Handels  in  Specialzweige  fast  ganz,  und  alle  möglichen  Arten  des 
Handels,  die  heute  selbständig  neben  einander  bestehen,  waren  in  einer 
Hand  zusammengefaßt. 

So  günstig  nun  aber  auch  heute  in  den  Kulturstaaten  die  Voraus- 
setzungen für  eine  ausgebildete  Gliederung  des  Handels  sind,  so  finden 
wir  doch  gerade  hier  neuerdings  gewisse  rückläufige  Tendenzen  in  Bezug 
auf  die  Arbeitsteilung.  Diese  Tendenzen  treten  in  demjenigen  Teile  des 
Handels  auf,  welcher  sich  der  unmittelbaren  Bedarfsvermittlung  für  die 
einzelnen  kleinen  Konsumenten  widmet  In  den  Grofsmagazinen  und 
Warenhäusern  findet  sich  gerade  eine  Zusammenfassung  der  verschie- 
densten Zweige  des  Handels,  die  sich  bereits  zu  selbständiger  Bedeutung 
entwickelt  hatten.  Die  Berufsgliederung  wird  hier  also  aufgegeben.  Die 
Berufsgliederung,  aber  nicht  die  Arbeitsteilung  überhaupt!  In  Wahrheit 
stützt  sich  auch  jedes  Grofsmagazin  —  abgesehen  von  der  starken 
Kapitalzusammenfassung  —  auf  die  Arbeitsteilung.  Denn  es  zerlegt  sich 
in  eine  Reihe  von  Gruppen,  die  ihre  besonderen  Hilfskräfte  zur  Ver- 
fügung haben.  Aber  —  und  das  ist  wesentlich  —  es  ist  nicht  mehr  die 
berufliche  Arbeitsteilung,  die  hier  in  erster  Linie  in  Betracht  kommt, 
sondern  die  technische  Arbeitsteilung,  die  innerhalb  desselben  Gesamt- 
betriebes eine  reiche  Zerlegung  in  einzelne  Thätigkeitsarten  vornimmt 

Das  ist  gerade  das  Bemerkenswerte  an  den  Grofsmagazinen,  dafs  sie 
die  berufliche  Arbeitsteilung  ersetzen  durch  die  technische  Arbeitsteilung. 

Wie  erklärt  sich  das?  Der  Grund  liegt  in  den  Wirkungen  der  be- 
ruflichen Arbeitsteilung  auf  die  als  Abnehmer  in  Betracht  kommenden 
Kreise.  Die  Berufsgliederung  steigert  unzweifelhaft  auch  im  Handel  die 
Leistungsfähigkeit  Durch  die  Beschränkung  auf  eine  bestimmte  Waren- 
art wird  der  Kaufmann  in  die  Lage  gebracht,  für  diese  Warenart  eine 
reichere  Kenntnis  der  besten  Bezugsquellen,  Bezugswege  und  Bezugszeiten, 
eine  gröfsere  Erfahrung  in  Bezug  auf  die  Behandlung,  Aufbewahrung 
und  Zerlegung  der  Waren,  ein  besseres  Verständnis  für  die  Geschmacks- 
richtungen des  Publikums  und  ihre  Verschiebungen  zu  erwerben.  Das 
kommt  ihm  zu  gute,  nützt  aber  auch  seinen  Kunden.   Sie  können  an 
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sich  die  rationellste  und  verhältnismäfsig  billigste  Versorgung  mit  der 
betreffenden  Ware  erwarten. 

Aber  gerade  für  das  kaufende  Publikum  hat  eine  weitgehende  be- 
rufliche Gliederung  im  Handel  ihre  Nachteile.  Je  weiter  diese  Gliederung 
geht,  desto  gröfser  ist  auch  die  Zahl  der  Kaufleute,  mit  denen  der  Kon-  < 
sument  behufs  Beschaffung  aller  seiner  Bedarfsartikel  in  Verbindung 
treten  mufs.  Darin  liegt  eine  Unbequemlichkeit  (mich  den  verschiedensten 
Eichtungen.  Man  mufs  sich  um  viel  mehr  Verkaufsstellen  kümmern,  man 
mufs  sich  auch  eine  sehr  verschiedene  Art  der  Behandlung  und  Bedienung, 
der  Zahlungsbedingungen  etc.  gefallen  lassen,  und  man  mufs  viel  mehr 
Wege  zurücklegen  und  mehr  Zeit  aufwenden,  um  alles,  was  die  Bedarfs- 
befriedigung erheischt,  rechtzeitig  zu  beschaffen.   Auch  wenn  man  die 
Erleichterungen  des  heutigen  Verkehrs  benutzt  und  brieflich  oder  durch 
Fernsprecher  seine  Bestellungen  macht,  so  wird  der  Zeitaufwand  gröfser 
durch  die  Notwendigkeit,  nach  den  verschiedensten  Verkaufsstellen  hin  , 
solche  Nachrichten  zu  geben,  als  wenn  man  bei  einem  oder  bei  wenigen 
Lieferanten  seine  Bestellungen  zu  machen  hat.  Läfst  man  sich  die  Waren 
ins  Haus  bringen  durch  Angestellte  der  Verkaufsstellen,  so  mufs  man 
sich  bei  weitgehender  Specialisierung  der  Handelstätigkeit  die  Belustigung 
durch  eine  gröfsere  Zahl  von  Boten  gefallen  lassen  u.  s.  w.   Der  Kon- 
sument wird  aus  diesen  Gründen  vielfach  dazu  gelangen,  die  angedeu- 
teten Unbequemlichkeiten  höher  anzuschlagen  als  den  Vorteil,  der  ihm 
aus  der  höheren  Leistungsfähigkeit  des  SpeciaJisten  erwächst  Darin  liegt 
zunächst  eine  gewisse  Schranke  für  die  Entwicklung  der  beruflichen 
Arbeitsteilung  bei  dem  Teile  des  Handels,  der  unmittelbar  mit  den  ein- 
zelnen Konsumenten  arbeitet.  Darin  liegt  aber  weiter  auch  ein  Antrieb,  ■ 
gewissermafsen  die  Specialgeschäfte,  die  (sonst  räumlich  von  einander  ^  ü 
getrennt  sind,  an  einer  Stelle  fcu  konzentrieren.  In  den  Wochenmärkten 
und  Markthallen  war  das  für  gewisse  Specialzweige  des  Handels,  die 
dem  täglichen  Bedarf  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  dienen, r  schon  • 
längst  geschehen,'  aber  unter^Erhaltung  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  ^  . 
Verkäufer.   Die  Grofsmagazine  gehen  auf  dieser  Bahn  noch  wesentlich  w<<*- 
weiter.   Sie  fassen  in  der  Hand  eines  Unternehmers  eine  Beihe  von 
Specialgeschäften  der  verschiedensten  Art  zusammen.   Wenn  man  die 
grofsen  Warenhäuser  in  Paris,  in  Berlin  und  in  anderen  grofsen  Städten 
in  ihrer  Entwicklung  überschaut,  so  findet  man,  dafs  immer  deutlicher 
das  Streben  zu  Tage  tritt,  dem  Konsumenten,  der  einmal  das  Warenhaus 
betreten  hat,  für  alle  seine  Kaufbedürfnisse  die  geeigneten  Artikel  bereit 
zu  halten.   Darin  liegt  eine  so  grofse  Bequemlichkeit  für  den  Konsu-^ 
menten,  dafs  schon  aus  diesem  Grunde  das  rasche  Aufkommen  der  Grofs- 
magazine erklärlich  wird. 

Grofsmagazine  können  nur  in  grofsen  Städten  gedeihen.  Der  Ab- 
nehmerkreis, den  sie  für  ihre  zahlreichen  einzelnen  Warenarten  nötig 
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haben,  ist  viel  zu  ausgedehnt,  als  dafs  er  an  kleineren  Plätzen  zu  erwarten 
wäre.  Und  doch  führen  uns  die  Grofsmagazine  in  gewissem  Sinne  in 
die  Formen  der  Arbeitsteilung  zurück,  wie  sie  im  Handel  kleinerer  Orte 
bestehen.  Wir  sahen  schon,  dafs  in  kleineren  Städten  und  auf  dem 
Lande  ebenfalls  die  Zusammenfassung  verschiedenster  Warenarten  in 
demselben  Geschäft  stattfindet  Aber  was  sich  hier  in  kleinem  Mafsstabe 
und  unter  dem  Zwange  eines  eng  begrenzten  Konsumentenkreises  voll- 
zieht, das  wird  in  den  Grofsstädten  von  kapitalkräftigen  Grofsbetrieben 
in  bewufster  Absicht  hervorgerufen. 

Aber  auch  in  den  Grofsstädten  findet  diese  Entwicklung  naturgemäfs 
ihre  Schranke,  und  zwar  in  demselben  Umstände,  der  die  Bildung  von 
Warenhäusern  überhaupt  erklärlich  macht,  nämlich  in  der  Eücksicht 
auf  die  Bequemlichkeit  der  Konsumenten.  Für  einen  grofsen  Teil  der 
städtischen  Bevölkerung  ist  der  Weg  von  und  zu  dem  Grofsmagazin  sehr  weit, 
auch  unter  Anrechnung  all'  der  Vorteile,  die  der  entwickelte  innerstädtische 
Personenverkehr  bietet  Es  kann  deshalb  sehr  wohl  für  einen  Teil  der 
Bevölkerung  noch  mehr  Zeit  kosten,  im  Grofsmagazin  seinen  Bedarf  zu 
decken,  als  bei  den  verschiedenen  in  seiner  Nähe  liegenden  Einzelge- 
schäften. Bei  Einkäufen  solcher  Gegenstände,  die  nicht  regelmäfsig 
gekauft  werden  müssen,  setzt  sich  der  Konsument  oft  darüber  hinweg 
und  scheut  auch  lange  Wege  nicht  Aber  bei  der  Deckung  des  laufenden 
täglichen  Bedarfs  macht  sich  die  weite  Entfernung  unbequem  fühlbar. 
Hier  zieht  es  der  Konsument  deshalb  vielfach  vor,  sich  an  die  Einzel- 
kaufleute zu  wenden,  die  ihm  in  seiner  nächsten  Nähe  die  Bedarfsartikel 
bereit  halten.  Dasselbe  gilt  für  den  Fall,  dafs  unerwartet  ein  rasch  zu 
deckender  Bedarf  nach  irgend  einer  Ware  zu  Tage  tritt,  und  auch  für 
solche  Waren,  die  man  wegen  ihres  Gewichtes  oder  Umfangs  oder  wegen 
sonstiger  unbequemer  Eigenschaften  nicht  auf  längere  Strecken  mit- 
nehmen will. 

Theoretisch  läfst  sich  wohl  die  ganze  Bedarfsversorgung  einer  Stadt 
von  einem  einzigen  (riesigen  Warenhause  aus  denken.  Praktisch  wird  es 
aus  den  angegebenen  Gründen  nicht  dazu  kommen.  — 

Bei  den  vorhergehenden  Betrachtungen  ist  stillschweigend  eine 
wichtige  Unterscheidung  vorausgesetzt:  Es  war  die  Rede  von  demjenigen 
Teil  des  Handels,  welcher  unmittelbar  an  die  eigentlichen  letzten  Kon- 
sumenten herantritt,  und  von  einem  anderen  Teil  des  Handels,  welcher 
sich  nicht  an  diese  letzten  Konsumenten,  sondern  an  die  Abnehmer  grofser 
Mengen  wendet 

Diese  Unterscheidung,  wichtig  —  wie  gezeigt  —  für  die  Grenzen 
der  Berufsgliederung  im  Handel,  ist  selbst  eine  sehr  bedeutsame  Äufserung 
der  Arbeitsteilung.  Das  Ziel  alles  Handels  ist  nach  dem  in  §  1  ausge- 
führten die  Überwindung  der  persönlichen,  räumlichen  und  zeitlichen 
Trennung  des  Konsumenten  vom  Produzenten.  Wer  ist  Konsument?  Im 
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weiteren  Sinne  rechnet  man  jeden  Abnehmer  von  Waren  dazu.  Aber  es  ist 
gut,  den  Begriff  etwas  schärfer  zu  fassen.  Der  Müller,  der  Getreide  einkauft, 
der  Nadelfabrikant,  der  Draht  bezieht  der  Schuhmacher,  der  Leder,  der 
Tuchfabrikant,  der  Wolle  ankauft,  verwendet  das  Eingekaufte  nicht  un-  • 
mittelbar  zur  Deckung  seiner  eigenen  Bedürfnisse,  sondern  er  benutzt  es 
als  Gegenstand  weiterer  Verarbeitung,  und f  erst  die  durch  diese  Verar-  ^  '  , 
beitung  erzeugten  Güter  sind  zur  unmittelbaren  Bedarfsbefriedigung  ge- 
eignet, zum  Teil  sogar  erst  nach  weitergehender  Verarbeitung  durch 
zweite,  dritte  und  vierte  Hand.  Auch»  der  Wollhändler,  der  Garnhändler  ' 
oder  Eisenhändler,  der  Wolle,  Garn  oder  Eisen  zu  dem  Zwecke  bezieht, 
Fabrikanten  das  Rohmaterial  zu  liefern,  ist  zwar  Abnehmer,  aber  nicht 
gelbst  Konsument.  Der  Handel  will  nun  an  sich  in  letzter  Linie  an  den 
herantreten,  der  unmittelbar  seine  Bedürfnisse  mit  den  vom  Handel  her- 
angeschafften Gütern  befriedigen  will.  Aber  der  Weg  vom  Produzenten 
zum  letzten  Konsumenten  ist  oft  so  weit,  dafs  das  Ziel  nicht  sofort  er-  ^  ' 
reicht  werden  kann.  Es  ist  in  vielen  Fällen  ganz  unvermeidlich,  dafs 
dieser  Weg  in  mehreren  (Absätzen  zurückgelegt  wird,  und  darin  liegt  ein  **  ' 
wichtiger  Anlafs  zur  Gliederung  der  Arbeit  des  Handels.  Wenn  ich  in 
Aachen  Kaffee  konsumieren  will,  kann  ich  mich  nicht  an  den  Kaffee- 
pflanzer in  Brasilien  wenden.  Ich  mufs  meine  Zuflucht  zu  dem  Kauf- 
mann nehmen,  der  den  Kaffee  in  Aachen  für  die  Bedürfnisse  der  einzelnen 
;  eigentlichen  Konsumenten  bereit  hält  Aber  auch  dieser  kann  den  Kaffee 
nicht  in  Brasilien  unmittelbar  vom  Pflanzer  beziehen.  Er  wendet  sich 
an  den  Händler  in  Antwerpen  oder  Havre  oder  Hamburg  u.  s.  w.,  der 
in  grofsen  Massen  den  Kaffee  aus  den  Produktionsbezirken  zusammen- 
kauft, der  nun  aber  deshalb  auch  nicht  in  der  Lage  ist,  den  einzelnen 
Konsumenten  die  gewünschten  kleinen  Mengen1  abzugeben,1  Er  ist  ange-  * 
wiesen  darauf,  grofse  Mengen  abzusetzen,  und  er  findet  die  Abnehmer 
grofser  Mengen  in  denjenigen  Kaufleuten,  welche  den  einzelnen  Kon- 
sumenten näher  stehen,  als  er  selbst  Seine  Thätigkeit  ist  „Handel"  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  oder  „Kaufmannshandel",  denn  er  bietet 
Güter  feil,  die  er  nicht  selbst  erzeugt  hat,  aber  er  treibt  Handel  nicht  mit 
den  Konsumenten,  sondern  mit  Kaufleuten. 

Ein  anderer  Teil  des  Kaufmannshandels  sucht  weder  die  Kaufleute 
noch  die  eigentlichen  Konsumenten,  sondern  die  Verarbeiter  von  Roh- 
und  Hilfsstoffen,  die  Produzenten,  als  Abnehmer  auf.  Er  versorgt  die 
Tuchfabrikanten  mit  Wolle,  die  Leinenfabrikanten  mit  Flachs,  die  Baum- 
wollwebereien und  Spinnereien  mit  Baumwolle,  die  Nadelfabriken  mit 
Draht  u.  s.  w. 

Gemeinsam  ist  diesen  verschiedenen  Stufen  des  Kaufmannshandels, 
dafs  sie  Güter  feilbieten,  die  sie  nicht  selbst  erzeugt,  sondern  von 
Produzenten  eingekauft  haben,  nicht  in  der  Absicht,  sie  für  ihre  eigene 
Bedarfsbefriedigung  zu  verwenden,  sondern  in  der  Absicht,  sie  bei 
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bestimmten  Abnehmerkreisen  wieder  zu  verkaufen.  Verschieden  aber 
sind  die  Abnehmerkreise,  an  die  sich  diese  einzelnen  Stufen  wenden. 
Die  Einen  suchen  Produzenten,  die  Anderen  suchen  Kaufleute,  die 
Dritten  suchen  eigentliche  Konsumenten  als  Abnehmer  zu  gewinnen. 
Die  beiden  ersteren  Stufen  reichen  also  an  den  eigentlichen  Konsu- 
menten nicht  heran,  sie  erleichtern  es  nur  anderen,  bis  zu  diesem  vor- 
zudringen. 

Es  ist  üblich  geworden,  den  Handel  mit  Produzenten  und  mit  Kauf- 
leuten als  „Grolshandel"  (in  Frankreich  „commerce  en  gros")  und  den 
Handel  mit  den  eigentlichen  Konsumenten  als  „Kleinhandel"  (in  Frank- 
reich „commerce  en  detail")  zu  bezeichnen,  und  damit  treffen  wir  auf 
den  Ausdruck  für  eine  Arbeitsteilung,  die  sich  schon  früh  entwickelt  und 
in  England  und  Frankreich  auch  zu  einer  unterschiedlichen  Bezeichnung 
der  (  beteiligten  Unternehmer  geführt  hat  Die  Träger  des  Grofshandels 
sind  in  England  die  „merchants",  in  Frankreich  die  „marchands  grossiers", 
die  Träger  des  Kleinhandels  die  „shopkeepers"  bezw^  „marchands  en 
detail".  In  Deutschland  ist  der  Sprachgebrauch  nicht  so  scharf.  Das 
Wort  „Kaufmann"  gilt  bei  uns  für  die  Träger  aller  drei  Stufen  des  Han- 
dels und  wird,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  auch  über  den  Kreis  des 
Handels  im  engeren  Sinne  hinaus  angewendet.  Früher  drückten  die  Be- 
zeichnungen „Kaufmann"  und  „Krämeru  den  Unterschied  aus.  Heute 
ist  der  Ausdruck  „Krämer"  nur  noch  in  einzelnen  Gebieten  üblich;  in 
den  meisten  Gebieten  vermeidet  man  ihn,  weil  sich  damit  eine  —  sachlich 
ganz  /unberechtigte  —  üble  Nebenbedeutung  verbindet. 

Die  Ausdrücke  „Grolshandel"  und  „Kleinhandel"  können  leicht  zu 
Mifsverstäudnisse  führen.  Sie  sollen  nicht  Grofsbetrieb  und  Kleinbetrieb 
bezeichnen.  In  vielen  Fällen  ist  zwar  der  Grolshandel  auch  zugleich 
Grofsbetrieb,  der  Kleinhandel  zugleich  Kleinbetrieb,  aber  durchaus  nicht 
in  allen.  Es  giebt  viele  Kleinhändler,  deren  Gesamtumsätze  hinter  denen 
der  Grofshändler  nicht  zurückbleiben  auch  abgesehen  von  den  Waren- 
häusern. Letztere  selbst  habent  durchaus  den  Charakter  des  Grofsbetriebes 
und  sind  doch  zum  Kleinhandel  zu  rechnen.  Das  charakteristische  Merk- 
mal für  die  Unterscheidung  „Grofshandel"  und  „Kleinhandel  liegt  eben 
überhaupt  nicht  in  der  Gröfse  des  Betriebes,  sondern  in  der  gröfseren 
oder  geringeren  Entfernung  vom  eigentlichen  Konsumenten.  Die  Be- 
zeichnungen erklären  sich  am  einfachsten  dadurch,  dafs  der  Handel  mit 
den  eigentlichen  Konsumenten  die  Zerlegung  in  zahlreiche  kleine  Mengen 
erfordert,  während  der  Handel  mit  Kaufleuten  und  Produzenten  seine  Ein- 
kaufsmenge  in  eine  geringere  Zahl  grofser  Posten  zerlegt  Die  einzelnen 
Abnehmer  beziehen  in  der  Regel  bei  jenem  kleine,  bei  diesem  grofse  Mengen. 
Die  Grenze  zwischen  grofsen  und  kleinen  Mengen  ist  nun  aber  nicht 
scharf  zu  ziehen,  und  wer  nach  dem  Umfang  der  einzelnen  Absatzmengen 
die  Handelsunternehmungen  auf  Grofs-  und  Kleinhandel  verteilen  wollte, 
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würde  bald  in  die  Enge  kommen.  Dagegen  wird  die  Unterscheidung  in 
den  meisten  Fällen  sofort  möglich,  wenn  man  die  Frage  auf  wirft,  ob 
der  Kaufmann  an  andere  Kaufleute  oder  an  Produzenten  verkaufen  will, 
oder  ob  er  sich  an  die  einzelnen  Konsumenten  wendet  Nur  bei  %inem 
Teil  der  Betriebe  ist  auch  mit  diesem  Kriterium  eine  scharfe  Sonderung 
nicht  möglich,  da  sie  sowohl  dem  Verkehr  mit  den  Konsumenten,  als 
auch  dem  Verkehr  mit  Produzenten  und  Kaufleuten  dienen. 

Der  Handel  mit  Kaufleuten  und  Produzenten,  /alsof  der  „Grofshandel",  / 
zeigt  wichtige  Abweichungen  gegenüber  dem  Handel  mit  Konsumenten, 
also  gegenüber  dem  „Kleinhandel".  Schon  oben  war  gesagt,  dafs  beide 
in  verschiedenem  Mafse  einer  beruflichen  Gliederung  Baum  geben. 
Gustav  Cohn  (Nationalökonomie  des  Handels  und  des  Verkehrswesens, 
Stuttgart  1898,  S.  222)  hebt  einen  andern  wesentlichen  Unterschied  hervor.  * "  ■ 
Grofshandel,  sagt  Cohn,  ist  „der  Handel  unter  Fachmännern"^  Klein-  wry* 
handel  —  Cohn  zieht  die  Bezeichnung  Detailhandel  vor  —  ist  Handel 
„von  Fachmännern  (oder  denen,  die  es  sein  sollten)  mit  Nichtfachmännern". 
Es  fragt  sich,  was  hier  unter  Fachmännern  verstanden  wird  Sind  unter 
Fachmännern  nur  Kaufleute  zu  verstehen,  so  trifft  die  Bezeichnung 
„Handel  unter  Fachmännern"  nur  für  den  Teil  des  Grofshandels  zu,  der 
Kaufleute  als  Abnehmer  sucht,  aber  nicht  für  den  Teil,  der  Produzenten 
als  Abnehmer  gewinnen  will.  Man  kann  aber  auch  die  letzteren  als 
Fachmänner  für  die  betr.  Artikel  bezeichnen  und  in  diesem  Sinne  den 
Ausdruck  „Handel  unter  Fachmännern"  gelten  lassen  und  den  Fach- 
männern dann  die  eigenlichen  Konsumenten  als  Nichtfachmänner  gegen- 
überstellen. Das  Wesentliche  ist  dabei,  dafs  die  Abnehmer  im  Grofs- 
handel in  der  Regel  geschäftsgewohnte  und  geschäftsgewandte,  zur  Be- 
urteilung der  Marktlage  fähige  Personen,  im  Kleinhandel  in  der  Regel 
Personen  sind,  die  ein  Urteil  über  die  Marktlage  nicht  haben.  Dieser  - 
Unterschied  bedingt  ein  verschiedenes  Vorgehen  der  Kaufleute  und  ein 
verschiedenes  Verhalten  der  Abnehmer.  Manche  Eigentümlichkeit  des 
Kleinhandels  erklärt  sich  mit  aus  dieser  Thateache,  namentlich  die  weit- 
gehende Unterwerfung  der  Abnehmer  unter  die  Preisforderung  des 
Kaufmanns,  die  /Verhältnismäfsigr  grofse  Stabilität  der  Preise,  die  lang-  ^ -v  ; 
same  Anpassung  an  die  Verschiebungen  der  Grofsmarktverhältnisse,  die 
grofse  Bedeutung,  die  das  persönliche  Vertrauen  der  Abnehmer  zu  be- 
stimmten Kaufleuten  gewinnt,  aber  auch  die  mitunter  mifsbräuchliche 
Ausnutzung  des  Kredits  zur  festeren  Bindung  der  Abnehmer  an  bestimmte 
Kaufleute  und  dergl.  mehr.  Die  rein  wirtschaftlichen  Erwägungen 
kommen  jedenfalls  im  Grofshandel  mehr  und  schärfer  zum  Ausdruck  als 
im  Kleinhandel. 

Noch  ein  anderer  wesentlicher  Unterschied  mufs  hervorgehoben 
werden.  Der  Kleinhandel  ist  bei  der  Wahl  seines  Standorts,  bei  der 
Auswahl  seiner  Artikel,  bei  der  Ausgestaltung  seiner  Verkaufsräume  und 
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Verkaufspreise  abhängig  von  örtlichen  Verhältnissen  und  Gewohnheiten. 
Der  Grolshandel  dagegen  kann  sich  in  all7  diesen  Beziehungen  freier  be- 
wegen. Insbesondere  hat  er  sich  bei  der  Wahl  seines  Standortes  nicht  — 
wie  der  Kleinhandel  —  nach  den  örtlichen  Absatzverhältnissen  zu  richten. 
Er  sucht  nicht  diejenigen  Punkte  als  Geschäftssitz  auf,  an  denen  er  den 
meisten  Absatz  erwarten  kann,  sondern  diejenigen,  von  denen  aus  er 
seine  Bezüge  und  Versendungen  am  besten  dirigieren  kann.  Denn  bei 
den  heutigen  Verkehrsmitteln  ist  er  für  die  Bestellungen  aus  allen  mög- 
lichen Gebieten  leicht  erreichbar  und  kann  an  seine  Absatzorte  ebenfalls 
leicht  herankommen.  Vielfach  bevorzugt  der  Grofshandel  die  grofsen 
Hafenplätze  als  Geschäftssitz,  weil  er  hier  am  leichtesten  die  ganze 
Marktlage  übersehen  und  die  erforderlichen  Warenbezüge  regeln  kann. 
Aber  auch  mitten  im  Binnenlande  siedeln  sich  Grofshandelsunterneh- 
mungen  an,  weil  hier  viele  Fäden  in  ihrer  Hand  zusammenlaufen. 

Sehr  verschieden  ist  augh  die  Stellung  von  Grofs-  und  Kleinhandel 
in  Bezug  auf  die  Notwendigkeit  des  Lagerhaltens.  Der  Kleinhandel 
mufs  normalerweise  den  Wünschen  der  Abnehmer  sofort  mit  ent- 
sprechenden Lieferungen  dienen  können;  er  mufs  also  immer  ein  ent- 
sprechendes Lager  der  von  ihm  geführten  Waren  im  Verkaufsgebäude 
selbst  oder  in  dessen  Nähe  bereit  halten.  Der  Grofshandel  ist  heute  auf 
eigenes  Lagerhalten  viel  weniger  angewiesen  und  kann  oft  ganz  darauf 
-verzichten  und  sich  mit  dem  Bereithalten  von  Proben  begnügen.  Seine 
Warenvorräte  liegen  oft  entweder  in  Lagerhäusern  und  zollfreien  Nieder- 
lagen oder  schwimmen  auf  der  See  oder  rollen  auf  der  Bahn  und  können 
doch  von  ihm  leicht  nach  den  Bedarfspunkten  je  nach  den  abgeschlossenen 
Verkäufen  dirigiert  werden. 

Die  Statistik  gestattet  uns  nicht,  genaue  zahlenmäfsige  Aufschlüsse 
über  die  Verbeitung  des  Grofs-  und  Kleinhandels  zu  geben,  da  die  Unter- 
scheidung nach  dem  mafsgebenden  Kennzeichen  nicht  durchgeführt  ist 
Auch  die  deutsche  Berufs-  und  Gewerbezählung  vom  14.  Juni  1895  hat 
darauf  verzichtet  — 

Über  Grofs-  und  Kleinhandel  hin  treffen  wir  nun  eine  reichhaltige 
Gliederung  nach  der  Art  der  vom  Handel  vertriebenen  Gegenstände,  von 
denen  allerdings  einige  wichtige  Roh-  und  Hilfsstoffe  ausschliefslich  oder 
doch  zum  gröfsten  Teil  in  der  Hand  des  Grofshandels  liegen.  Der 
Handel  mit  roher  Wolle,  roher  Seide,  rohem  Flachs,  roher  Baumwolle, 
rohem  Tabak  u.  dergl.  erscheint  durchweg  als  Grofshandel,  der  Handel 
mit  Getreide  und  Mehl  vollzieht  sich  zu  einem  sehr  grofsen  Teil  als 
Grofshandel  u.  s.  w.  Aber  im  übrigen  treten  die  einzelnen  Handelsgegen- 
stände sowohl  im  Grofs-  als  auch  im  Kleinhandel  auf.  Welchen  Umfang 
die  berufliche  Gliederung,  nach  der  Art  der  Handelsgegenstände  ange- 
nommen hat,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  die  deutsche  Gewerbestatistik  vom 
14.  Juni  1895  in  die  8  Hauptgruppen,  in  die  sie  den  Handel  und  seine 
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Hilf sgew erbe  scheidet,  nicht  weniger  1498  gesonderte  Arten  des  Handels 
eingereiht  hat,  von  denen  der  gröfste  Teil  nach  der  Art  der  Handels- 
gegenstände unterschieden  ist 

Als  Hauptgruppen  führt  die  Statistik  vom  14.  Juni  1895  auf: 

1.  Warenhandel, 

2.  Geld-  und  Kredithandel, 

3.  Spedition  und  Kommission, 

4.  Buch-,  Kunst-  und  Musikalienhandel, 

5.  Zeitungsverlag  und  -Spedition, 

6.  Hausierhandel, 

7.  Handelsvermittlung, 

8.  Hilfsgewerbe  des  Handels, 

9.  Versteigerung,  Verleihung,  Aufbewahrung,  Stellen-  und  Annoncen- 
vermittlung, Auskunfsbüreaus. 

Von  diesen  Hauptgruppen  erscheinen  die  Gruppen  3,  7,  8  und  9  als 
Hilfsgewerbe  und  können  hier,  wo  es  sich  um  den  Handel  selbst  dreht, 
bei  Seite  gelassen  werden.  Die  Gruppe  6  (Hausierhandel)  fafst  Betriebe 
zusammen,  die  nicht  durch  die  Art  ihrer  Waren,  sondern  durch  die  Art 
ihres  Betriebes  charakterisiert  sind. 

Für  die  Untersuchung  nach  der  Art  der  Handelsgegenstände  bleiben 
deshalb  3  Hauptgruppen  übrig,  nämlich  der 

Warenhandel, 

Buchhandel,  dem  sich  Zeitungsverlag  und  -Spedition  angliedern, 
Geld-  und  Kredithandel. 

Diese  Gruppeneinteilung  trifft  nicht  zusammen  mit  der  in  den  Lehr- 
büchern üblichen. 

Lexis  z.  B.  führt  im  Schönbergschen  Handbuch  der  Politischen 
Ökonomie  den  Warenhandel,  den  Immobilienhandel  und  den  Handel  in 
Wertpapieren  (Effekten),  Cohn  (a.  0.)  aufserdem  noch  den  Buchhandel 
als  4.  Gruppe  an. 

Der  Immobilienhandel  wird  allerdings  dabei  von  G.  Cohn  als  eine 
„Abart"  des  Handels  bezeichnet,  und  Lexis  nennt  ihn  „einen  in  der 
neueren  Zeit  hier  und  da  auftauchenden  Geschäftszweig".  In  der  Be- 
völkerung hat  sich  der  Ausdruck  „Immobilienhandel"  nicht  festgesetzt, 
und  das  seitherige  deutsche  Handelsgesetzbuch  schlofs  in  Art  275  die 
Geschäfte  in  Immobilien  ausdrücklich  von  den  Handelsgeschäften  aus. 
Das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  enthält  zwar  eine  solche  Be- 
stimmung nicht  mehr,  aber  es  ist  trotzdem  gewagt,  von  einem  „Immo- 
bilienhandel44 zu  sprechen.  Die  Ortsveränderung  der  Güter  von  den 
Produktionsstätten  zu  den  Konsumtionsstätten,  wie  sie  beim  Handel  statt- 
findet, ist  beim  Verkehr  mit  Grundstücken  und  Gebäuden  durch  die 
Natur  der  Sache  ausgeschlossen,  eine  Aufspeicherung  von  Vorräten  findet 
ebenfalls  nicht  statt    Da  der  Grund  und  Boden  eine  im  wesentlichen 
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unveränderliche  Gröfse  ist,  so  erfolgt  auch  eine  Anpassung  von  Vorräten 
an  den  Bedarf  nicht  Hier  treten  mithin  so  wichtige  Unterschiede  gegen- 
über dem,  was  wir  sonst  beim  Handel  finden,  zu  Tage,  dafs  man  m.  E. 
zwar  von  einem  Immobilienverkehr,  von  Grundstücks-  und  Häuseragenten 
und  -Maklern,  von  Immobilienspekulation,  aber  nicht  von  einem  Immo- 
bilienhandel sprechen  kann,  ohne  dem  Worte  Handel  eine  ungewöhnliche 
Bedeutung  beizulegen.  Die  mit  Grundstücken  berufsmäfsig  vorge- 
nommenen Geschäfte  mögen  rechtlich  als  Handelsgeschäfte  behandelt 
werden,  um  gewisse  Vorschriften  des  Handelsrechts  auf  sie  ausdehnen 
zu  können,  ein  „Handel"  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  liegt  aber  nicht  vor. 

Deshalb  kann  der  „Immobilienhandel"  hier  bei  Seite  gelassen  werden. 
Wir  beschränken  dadurch  den  Handel  auf  bewegliche  Gegenstände. 

Damit  wird  aber  auch  der  in  der  deutschen  Gewerbestatistik  ange- 
wandte Ausdruck  „Kredithandel41  abgelehnt.  Der  Kredit  liefert  zwar 
bewegliche  Gegenstände,  die  den  Gegenstand  des  Handels  bilden  können, 
aber  der  Kredit  selbst  gehört  nicht  zu  den  beweglichen  Gegenständen  und 
kann  deshalb  nicht  Gegenstand  des  Handels  sein. 

Die  beweglichen  Gegenstände,  die  der  Kredit  als  mögliche  Objekte 
des  Handels  liefert,  sind  die  Wertpapiere,  sowohl  die  Wechsel  und  ähn- 
liche ihrer  Natur  nach  kurzfristige  Papiere,  als  auch  die  zu  dauernder 
oder  vorübergehender  Kapitalanlage  bestimmten  Effekten,  wie  Aktien,  Obli- 
gationen u.  s.  w.  Den  Wertpapierhandel  müssen  wir  also  als  selbständige 
Gruppe  des  Handels  festhalten,  sogar  als  eine  Gruppe,  in  der  ein  sehr 
ausgedehnter  Verkehr  stattfindet  Auch  gemünzte  Geldzeichen  können 
Gegenstand  des  Handels  sein,  wenngleich  sich  der  innere  Handel  eines 
Landes  nicht  auf  die  Münzen  dieses  Landes  erstreckt,  sondern  auf  aus- 
ländische Geldzeichen.  Der  Geldhandel  ist  jedenfalls  als  eine  besondere 
Art  des  Handels  anzuführen.  Die  Träger  des  Geldhandels  sind  heut  vor- 
zugsweise die  Banken,  die  beim  Kreditwesen  zu  erörtern  sind.  Auch  der 
Effektenhandel  liegt  zum  grofsen  Teil  in  der  Hand  der  Banken  und  ist 
insoweit  mit  dem  Geldhandel  zusammenzufassen. 

Dem  Buch-  und  Musikalienhandel  wird  in  der  Regel  eine  besondere 
Stellung  angewiesen,  weil  der  Betrieb  des  Buchhandels  wichtige  Ab- 
weichungen zeigt,  wie  wir  noch  sehen  werden. 

Der  Handel  mit  anderen  beweglichen  Sachgütern  als  mit  Büchern, 
Musikalien,  Wertpapieren  und  Geld,  wird  unter  dein  Namen  Waren- 
handel  zusammengefafst.  Da,  wo  Sklaven  ein  Gegenstand  des  Handels- 
verkehrs sind,  wird  man  den  Sklavenhandel  als  eine  Unterart  des  Waren- 
handels betrachten  müssen,  da  dort  die  Sklaven  volkswirtschaftlich  den 
beweglichen  Sachgütern  zuzurechnen  sind. 

Im  Warenhandel,  der  uns  als  Hauptgruppe  des  Handels  entgegentritt, 
hat  die  berufliche  Gliederung  nach  der  Art  der  Waren  einen  grofsen 
Umfang  angenommen. 
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Die  deutsche  Gewerbezählung  vom  14.  Juni  1895  führt  15  Gruppen 
des  Warenhandels  auf,  in  die  nicht  weniger  als  1015  verschiedene  Handels- 
zweige eingereiht  sind.   Die  Gruppen  sind  folgende: 

Eingereiht  sind 
Handelszweige 


1.  Handel  mit  Tieren   37 

2.  .  landwirtschaftlichen  und  verwandten  Produkten  136 

3.  „    Brennmaterialien   21 

4.  r  „    Baumaterialien   43 

5.  „    Metallen  und  Metallwaren   57 

6.  „  „    Maschinen  und  Apparaten   8 

7.  „  «  Droguen,  Chemikalien  und  Farbwaren     ...  40 

8.  „    Kolonial-,  Efo-  und  Trink  waren   119 

9.  „    Wein  und  Spirituosen   11 

10.  „    Tabak  und  Cigarren   8 

11.  «  .    Leder,  Wolle  und  Baumwolle   8 

12.  .    Manufaktur- (Schnitt-)  Waren   136 

13.  „  „    Kurz-  und  Galanteriewaren   58 

14.  -  T  verschiedenen  und  sonstigen  Waren    .    .    .    .  309 

15.  Trödelhandel   24 


Unter  Trödelhandel  (Althandel)  ist  zu  verstehen  der  Handel  mit 
gebrauchten  Sachen.  Dabei  wird  aber  der  Handel  mit  gebrauchten 
Büchern  als  besondere  Gruppe  des  Buchhandels  („ Antiquariatsbuch- 
handel") ausgeschieden.  Um  später  nicht  auf  den  Trödelhandel  zurück- 
kommen zu  müssen,  seien  hier  gleich  noch  einige  Bemerkungen  darüber 
angefügt  Im  allgemeinen  nimmt  der  Trödelhandel  in  technischer  und 
sozialer  Beziehung  eine  sehr  niedrige  Stellung  ein.  Auch  in  moralischer 
Beziehung  hat  er  vielfach  Bedenken  erregt  Er  kann  namentlich  leicht 
den  Zwecken  der  Hehlerei  dienstbar  gemacht  werden. 

Die  Gesetzgebung  hat  sich  deshalb  auch  bemüht,  unsichere  Elemente 
von  dem  Trödelhandel  fern  zu  halten.  Diesem  Zwecke  dient  die  Kon- 
zessionspflichtigkeit,  die  polizeiliche  Regelung  und  Beaufsichtigung,  die  Re- 
gistrierung, die  Möglichkeit  der  Untersagung  des  Betriebes  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  u.  dergl.  mehr.  In  Deutschland  war  nach  der  Gewerbe- 
ordnung von  1869  der  Trödelhandel  im  allgemeinen  freigegeben,  konnte 
aber  demjenigen  untersagt  werden,  der  wegen  eines  aus  Gewinnsucht 
begangenen  Verbrechens  oder  Vergehens  gegen  das  Eigentum  bestraft 
war.  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  von  1883  hielt  diese  Schutz- 
vorschrift nicht  für  genügend  und  ordnete  deshalb  wirksamere  Sicherheits- 
mafsregeln  an.  Der  Trödelhandel  kann  hiernach  untersagt  werden,  wenn 
Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden 
in  Bezug  auf  diesen  Gewerbebetrieb  darthun.  Derselben  Beschränkung 
unterliegt  der  Handel  mit  Garnabfällen  oder  Dräumen  (Enden)  von  Seide, 
Wolle,  Baumwolle  oder  Leinen.  Aufserdem  können  die  Landescentral- 
behörden  Vorschriften  über  die  Buchführung  und  über  polizeiliche  Kon- 
trolierung  des  Umfangs  und  der  Art  des  Geschäftsbetriebes  dieser  Ge- 
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werbetreibenden  erlassen.  Trotzdem  davon  u.  a.  in  Preufsen  Gebrauch 
gemacht  ist,  sehen  sich  doch  z.  B.  in  den  Textilbezirken  die  Fabrikanten 
und  ihre  Vereine  zu  weiteren  privaten  Mafsnahmen  gegen  die  Hehlerei 
in  derartigen  Geschäftsbetrieben  veranlafst;  namentlich  die  Vereine  gegen 
Fabrikdiebstahl  haben  sich  in  dieser  Richtung  bemüht 

Auch  in  hygienischer  Beziehung  ist  der  Geschäftsbetrieb  des  Trödel- 
handels nicht  ohne  Bedenken.  Krankheiten  können  durch  die  alten 
Gerätschaften  und  Kleidungsstücke  leicht  übertragen  werdent  umsomehr 
als  die  Abnehmer  dieser  Dinge  zu  den  Armen  und  Ärmsten  gehören,  d.  h. 
zu  denen,  bei  welchen  am  wenigsten  auf  hygienische  Vorsichtsmafsregeln 
zu  rechnen  ist.  Immerhin  kann  man  den  Trödelhandel  nicht  allgemein  unter- 
drücken, da  er  doch  den  Bedürfnissen  eines  Teiles  der  Bevölkerung  dient. 

Ein  Bruchteil  des  Trödelhandels  gewinnt  überdies  in  jeder  Beziehung 
eine  höhere  Stellung,  weil  seine  Waren  einen  Kunst-  und  Liebhaberwert 
haben.  Das  ist  der  Handel  mit  Raritäten,  mit  alten  Kunstgegenständen 
u.  dergl.,  und  hier  kommt  denn  auch  eine  viel  höher  stehende  Bevölkerungs- 
schicht als  Abnehmerkreis  in  Frage,  als  bei  dem  gewöhnlichen  Trödelhandel. 

Eine  andere  Gliederung  des  Handels  stützt  sich  auf  die  Art  der 
Preisfestsetzung.  Normalerweise  werden  Artikel  von  verschiedenem 
Wert  in  demselben  kaufmännischen  Geschäft  auch  mit  verschiedenen 
Preisen  bedacht  Es  haben  sich  aber  neuerdings  Geschäfte  entwickelt, 
welche  für  alle  Waren  oder  für  eine  grofse  Gruppe  verschiedener  Waren 
denselben  Einheitspreis  verlangen.  Dahin  gehören  die  50  Pfg.-  (oder 
1  M.-  oder  3  M.-  u.  s.  w.)  Bazare.  Sie  sind  dem  Kleinhandel  zuzurechnen 
und  haben  sich  nur  in  gröfseren  Plätzen  angesiedelt,  da  sie  nur  dort 
lebensfähig  sind.  Für  die  Kauflustigen  und  für  den  Kaufmann  liegt  in 
solchen  Einrichtungen  eine  gewisse  Bequemlichkeit,  da  die  Preisverein- 
barung im  einzelnen  Fall  erspart  wird.  Indes  kann  man  darin  einen  be- 
sonderen wirtschaftlichen  Fortschritt  nicht  erblicken.  Vielfach  sind  solche 
Geschäfte  dazu  bestimmt,  Waren  an  den  Mann  zu  bringen,  die  im  regel- 
mäfsigen  Verlauf  der  Dinge  auf  Absatz  nicht  würden  rechnen  können. 

Auch  nach  der  Art  der  Zahlungsmittel  und  Zahlungsbedingungen 
haben  sich  besondere  Gruppen  des  Handels  gebildet,  die  sich  von  dem 
normalen  Typus  des  Handelsverkehrs  abheben.  In  weniger  entwickelten 
Kulturstufen  gab  und  giebt  es  noch  einen  Handel,  der  sich  in  den  naiven, 
schwerfälligen  und  zeitraubenden  Formen  des  wirklichen  Naturaltausches 
vollzieht  In  den  Kulturstaaten  ist  ein  solcher  Tauschhandel  nicht 
mehr  vorhanden.  Hier  vollzieht  sich  fast  ausnahmslos  der  Verkehr 
durch  Vermittlung  des  Geldes  unter  sofortiger  Barzahlung  oder 
unter  Benutzung  des  Kredites  durch  spätere  Barzahlung  oder  andere 
Mittel  der  Zahlungsausgleichung.  Der  Kredit,  dessen  Bedeutung  für  den 
Handel  später  noch  genauer  zu  erörtern  ist,  hat  in  den  Abzahlungs- 
geschäften eine  besondere  Art  des  Handels  entwickelt,  bei  der  die  Be- 
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nutzung  des  Kredites  und  die  ratenweise  Abtragung  des  Kaufpreises  als 
charakteristisches  Merkmal  des  regelmäfsigen  Geschäftsbetriebes  erscheint 

Eine  fernere  Unterscheidung  beruht  auf  der  gröfseren  oder  geringeren 
Unterbrechungslosigkeit  des  Betriebes.  Die  zeitliche  Begrenzung  gewisser 
periodisch  wiederkehrender  Bedürfnisse  erfordert  eine  besondere  Berück- 
sichtigung seitens  der  Kaufleute.  Ein  erheblicher  Teil  dieser  Bedürfnisse 
wird  von  den  standig  arbeitenden  Geschäften  befriedigt,  die  rechtzeitig 
vor  Eintreten  des  betr.  Bedarfs  die  nötigen  Waren  heranschaffen.  Aber  es 
giebt  auch  eine  —  freilich  eng  begrenzte  —  Unterart  des  Handels,  die  sich 
auf  die  Befriedigung  solcher  periodisch  wiederkehrenden,  aber  nur  kurze 
Zeit  zu  Tage  tretenden  Bedürfnisse  beschränkt,  also  keinen  ständigen 
Charakter  hat.  In  Deutschland  darf  man  dahin  u.  a.  in  manchen  Be- 
zirken, namentlich  auch  in  und  um  Berlin,  den  Handel  mit  Pfingstmaien, 
weiterhin  auch  den  Handel  mit  natürlichen  oder  künstlichen  Christbäumen 
rechnen;  er  wird  in  der  Zeit  vor  Pfingsten  bezw.  Weihnachten  von  Per- 
sonen aufgegriffen,  die  sonst  ihre  Thätigkeit  nicht  dem  Handel  widmen. 

Auch  die  Art  und  Weise,  wie  die  Beziehungen  zu  den  Abnehmern 
hergestellt  werden,  bedingt  eine  gewisse  Gliederung  des  Handels.  Der 
Kaufmann  kann  entweder  in  seinem  ständigen  Geschäftslokal  die  Ab- 
nehmer erwarten,  oder  er  kann  mit  seinen  Warenvorräten  die  Abnehmer, 
oder  genauer  gesagt,  die  Personen,  bei  denen  er  auf  Absatz  rechnet,  auf- 
suchen. Im  ersteren  Fall  liegt  sefshafter  Handel  vor,  im  zweiten  nicht 
sefshafter  Handel  oder  Wanderhandel.  Zwischen  beiden  steht  der  Höker- 
handel, der  seine  Waren  (namentlich  gewöhnliche  Lebensmittel)  von  einem 
offenen  Stand  auf  der  Strafse  aus  verkauft  und  dadurch  den  Abnehmern 
näher  rückt,  aber  im  übrigen  doch  das  Eintreffen  der  Abnehmer  erwartet 

Der  sefshafte  Handel  ist  heute  in  den  Kulturstaaten  die  übliche 
Form.  Der  Wanderhandel  spielt  nur  noch  eine  beschränkte  Rolle.  Nur 
in  Gegenden  und  Ländern  mit  unentwickeltem  Verkehr  ist  er  auch  heute 
noch  von  grofser  Bedeutung,  wie  sie  ihm  in  früheren  Entwicklungs- 
stufen überhaupt  zukam.  Der  Wanderhandel  erschien  und  erscheint 
zunächst  als  Hausierhandel.  Der  Händler  trägt  hierbei  seine  Waren 
von  Haus  zu  Haus,  von  Ort  zu  Ort  Mitunter  nennt  er  auch  einen  Wagen 
und  vielleicht  ein  Zugtier  (einen  Hund,  einen  Esel,  ein  Pferd)  sein  eigen, 
sodafs  er  dann  gröfsere  Warenvorräte  mit  sich  führen  kann.  In  gröfserem 
Stile  erscheint  der  Wanderhandel  in  den  Wanderlagern,  d.  h.  in  den  Be- 
trieben, die  sich  vorübergehend  in  einem  Geschäftslokale  niederlassen, 
um  ihre  Warenvorräte  feilzubieten  und  immer  nach  einiger  Zeit  zu  dem- 
selben Zwecke  und  in  derselben  Weise  andere  Orte  aufsuchen.  Auch  der 
Strafsenhandel  und  der  Markt-  und  Mefshandel  ist  dem  Wanderhandel 
im  weiteren  Sinne  von  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  aus  zuzuweisen. 

Die  Formen  des  Wanderhandels  sind  mit  den  vorstehend  genannten 
Hauptarten  erschöpft,  soweit  es  sich  um  die  Staaten  europäischer  Kultur 
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dreht  In  früheren  Zeiten  nahm  der  Wanderhandel  infolge  der  unent- 
wickelten Verkehrs-  und  Sicherheitsverhältnisse  noch  andere  Formen  an, 
die  in  weniger  civilisierten  Gebieten  auch  heute  noch  vorkommen.  Zu 
Lande  vollzog  sich  der  Karawanenhandel,  zur  See  der  Convoihandel 
(Schiffskarawane),  beide  durchgeführt  von  einer  grofsen  Zahl  von  Kauf- 
leuten, die  sich  zu  gegenseitigem  Schutz  zusammenschlössen.  Als  ständige 
Stützpunkte  des  Handels  in  fremden  Landen  dienten  die  Faktoreien,  die 
in  der  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  der  Italiener  und  Han- 
seaten eine  so  grofse  Rolle  spielten. 

Die  zuletzt  erwähnten  Arten,  der  Karawanenhandel  und  der  Convoi- 
handel, bedeuten  zugleich  eine  Unterscheidung  nach  der  Art  der  zur  Waren- 
bewegung benutzten  Transportwege.  Auch  heute  gründen  wir  darauf 
noch  die  Gliederung  in  Land-  und  Seehandel,  wenn  auch  ihre  Formen 
sich  Dank  den  modernen  Verkehrsmitteln  wesentlich  umgestaltet  haben. 

Die  räumlichen  Gebiete,  die  der  Handel  bearbeitet,  geben  uns  eben- 
falls wichtige  Unterscheidungen  an  die  Hand.  Wir  haben  da  zunächst 
den  Binnenhandel,  der  die  Grenzen  des  eigenen  Landes  nicht  über- 
schreitet und,  wenn  er  sich  in  engsten  Gebieten  bewegt,  als  Lokalhandel 
bezeichnet  werden  kann.  Ihm  steht  gegenüber  der  auswärtige  oder 
internationale  Handel,  der  dem  Handelsverkehr  zwischen  den  verschie- 
denen Ländern  dient.  Dieser  internationale  Handel  erscheint  als  Grofs- 
handel  und  kann  verschiedenen  Zwecken  gewidmet  sein.  Wirft  er  sich 
darauf,  die  Erzeugnisse  des  eigenen  Landes  dem  Auslande  zuzuführen, 
so  sprechen  wir  von  Ausfuhr-  (Export-)  Handel.  Will  er  umgekehrt 
die  Erzeugnisse  des  Auslandes  dem  Binnenlande  zuführen,  so  haben  wir 
Einfuhr-  (Import-)  Handel.  Verfolgt  endlich  der  internationale  Handel 
den  Zweck,  ausländische  Erzeugnisse  dem  Auslande  zuzuführen,  so  redet 
man  von  internationalem  Zwischenhandel.1)  Er  wird  auch  wohl  Durch- 
fuhr- (Transit-)  Handel  genannt,  wenn  er  die  Waren  durch  das  eigene 
Land  hindurchführt,  ohne  sie  in  dessen  Verbrauch  eintreten  zu  lassen. 

Die  letztgenannten  Ausdrücke  werden  zum  Teil  auch  für  den  Handel 
im  weiteren  Sinne  gebraucht. 

Das  Wort  „Welthandel",  das  hier  nur  der  Vollständigkeit  halber 
erwähnt  wird,  gebrauchen  wir  ausschliefslieh  in  diesem  weiteren  Sinne 
und  bezeichnen  damit  den  gesamten  internationalen  Güteraustausch. 
Beim  Welthandel  findet  sich  die  Unterscheidung  in  Aktivhandel  und 
Passivhandel,  je  nachdem  ein  Volk  seinen  internationalen  Güteraustausch 
durch  eigene  Kaufleute  oder  durch  fremde  besorgen  läfst  Aktivhandel 
war  s.  Zt.  der  Handel  der  Hanseaten,  da  die  östlichen,  nordischen  und 
nordwestlichen  Teile  Europas  ihnen  die  Anknüpfung  und  Pflege  der 
Handelsbeziehungen  mit  dem  Auslande  überliefsen,  sich  also  „passiv" 
verhielten.   Aktivhandel  trieben  auch  die  Phönizier  in  ihrer  Blütezeit, 

1)  Im  18.  Jahrh.  war  der  Name  Ökonomiehandel,  commerce  d'economie,  üblich. 
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während  die  Griechen  damals  Passivhandel  hatten.  Heute  haben  noch 
China  und  andere  ostasiatische  Gebiete  im  wesentlichen  Passivhandel. 

Endlich  verdient  noch  erwähnt  zu  werden  der  „Spekulationshandel". 
Man  bezeichnet  damit  denjenigen  Teil  des  Handels,  der  nicht  in  erster 
Linie  der  örtlichen,  sondern  der  zeitlichen  Verteilung  und  Dirigierung 
der  Warenvorräte  behufs  Deckung  künftigen  Bedarfs  dient. 

Die  vorsichtige  Fassung  der  eben  gegebenen  Begriffsbestimmung 
deutet  schon  an,  dafs  diese  Ausscheidung  des  Spekulationshandels 
Schwierigkeiten  bereitet  Es  giebt  keinen  Spekulationshandel,  der  nicht 
auch  gleichzeitig  der  Ausgleichung  der  örtlichen  Unterschiede  zwischen  Be- 
darf und  Angebot  dient  oder  doch  dienen  kann,  und  es  giebt  anderseits 
überhaupt  keinen  Handel,  der  nicht  gleichzeitig  auch  auf  die  Deckung 
künftigen,  noch  nicht  feststehenden  Bedarfs  gerichtet  ist.  Ein  gewisses 
spekulatives  Element  ist  dem  Handel  überhaupt  eigen,  und  im  Grunde  ge- 
nommen ist  jeder  Handel  Spekulationshandel.  Immerhin  ist  anzuerkennen, 
dafs  in  bestimmten,  später  noch  näher  zu  besprechenden  Formen  des  Han- 
dels das  spekulative  Element  stärker  hervortritt  und  eine  ganz  besondere 
Bedeutung  erlangt,  und  in  diesem  Sinne  kann  man  die  Bezeichnung 
„Spekulationshandel14  für  eine  besondere  Art  des  Handels  annehmen. 

2.  Kapitel.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Handels. 

§  1.  Allgemeine  Erwägungen.  Der  oberflächlichen  Betrachtung  der 
Dinge  genügt  es,  wenn  irgend  eine  Thätigkeit  als  Erwerbsquelle  dem 
Menschen  dienen  kann  und  dient,  um  ihr  eine  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung beizumessen.  Diese  Voraussetzung  ist  beim  Handel  ohne  Zweifel 
erfüllt  In  welchem  Umfange  der  Handel  als  Erwerbsquelle  dient,  lehrt 
uns  die  Berufs-  und  Gewerbestatistik;  mit  welchem  Erfolge  er  als  Er- 
werbsquelle verwertet  wird,  sollte  uns  die  Steuerstatistik  zeigen. 

,Die  Steuerstatistik  läfst  uns  indes  dabei  im  Stich,  da  sie  den  Handel 
als  Quelle  des  Einkommens  und  des  Vermögenserwerbes  nicht  deutlich 
genug  ausscheidet  Die  englische  Property  and  Income  Tax  gliedert  die 
Einkünfte  aus  dem  Handel  in  Schedula  D  ein,  fafst  aber  in  der  ersten 
Unterabteilung  dieser  Gruppe  das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  des 
Handels  mit  dem  Einkommen  aus  sonstigen  gewerblichen  Unternehmungen 
zusammen.  Die  italienische  Einkommensteuer  (nach  dem  Gesetz  vom 
22.  Juli  1894)  wirft  das  Einkommen  aus  dem  Handel  zusammen  mit 
dem  Einkommen  aus  allen  sonstigen  Arten  des  Zusammenwirkens  von 
Arbeit  und  Kapital.  Ähnlich  ist  es  in  den  übrigen  Ländern,  die  eine  Ein- 
kommensteuer haben,  und  auch  aus  den  Veröffentlichungen  über  sonstige 
Steuern  läfst  sich  kein  Material  über  den  Handel  als  solchen  gewinnen. 

In  Preufsen  erscheint  sowohl  bei  der  Ergänzungssteuer  (Gesetz  vom 
14.  Juli  1893)  als  auch  bei  der  Einkommensteuer  (Ges.  v.  24.  Juli  1891) 
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der  Handel  mit  Gewerbe  und  Bergbau  zusammen,  und  die  preufsische 
Steuerstatistik  schliefst  sich  dem  an. 

Unter  diesen  Umständen  nützt  es  uns  wenig,  wenn  wir  aus  den 
„Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Seuern  im  preulsischen 
Staate"  erfahren,  dafs  bei  physischen  Personen  mit  mehr  als  3000  M. 
Einkommen  das  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  Bergbau  betrug 
1898    1206,18  Mill.  M.  1894    953,82  MAL  M. 

1897    1106,02    „     „  IS93    959,65  '  „  „ 

1896    1019,22    „    „  1892    982,80    „  „ 

1895      963,43    „  „ 

Es  fehlt  uns  jeder  Anhalt,  um  auch  nur  einigermafsen  zuverlässig 
abzuschätzen,  wieviel  von  diesen  Einkommensbeträgen  dem  Handel  zu- 
zurechnen ist  Weder  auf  die  Zahl  der  beschäftigten  Personen  noch  auf  die 
Zahl  der  Betriebe  läfst  sich  eine  solche  Schätzung  begründen,  da  die  Ein- 
kommensverhältnisse in  den  beteiligten  Erwerbszweigen  zu  verschieden  sind. 

Auch  die  statistischen  Angaben  über  die  Einkommensteuer  nicht  physi- 
scher Personen  gestatten  uns  keinen  Einblick  in  die  Verhältnisse,  die 
hier  interessieren. 

Man  mufs  also  darauf  verzichten,  über  den  finanziellen  Erfolg,  mit 
welchem  der  Handel  als  Erwerbsquelle  betrieben  wird,  allgemeine  Angaben 
zu  machen.  Dafs  vielfach  der  Erfolg  erheblich  ist,  lehrt  uns  die  tägliche 
Erfahrung;  sie  zeigt  uns  aber  auch  so  viele  Fälle  geringen  Erfolges  und 
wirklichen  Mifserfolges,  dafs  ein  allgemeines  Urteil  nicht  zulässig  erscheint 

Mehr  Auskunft  giebt  uns  die  Statistik  darüber,  welcher  Bruchteil 
der  Bevölkerung  im  Handel  seine  Erwerbsquelle  sucht. 

Im  Deutschen  Reich  wies  die  Berufsstatistik  (laut  „Statistik  des 
Deutschen  Reiches"  Band  102)  —  nach  dem  Hauptberuf  —  nach: 


1.  Im  Warenhandel  

2.  „  Geld-  und  Kredithandel  .   .  . 

3.  In  Spedition  und  Kommission  .  . 

4.  Im  Buch-,  Kunst-  und  Musikalien- 

handel  

5.  n  Zeitungs vertag  imd  in  der  Zei- 

tungsspedition   

6.  „  Hausierhandel  

7.  In  Handelsvermittlung  

8.  „  Hilfsgewerben  

9.  „  Versteigerung,  Verleihung,  Auf- 

bewahrung, Stellen-  und  An- 
noncenvermittlung, Auskunfts- 
büreaus  


Erwerbstätige 
1882    |  1895 

Sämtliche 
Berufsangehörige 
1882     |  1895 

674  854 
22  787 
12  024 

997  270 
33  6S9 
20  848 

1  806  736 
66  338 
36  407 

2  364  511 
91  825 
59  746 

19  484 

21694 

47  474 

50  756 

? 

54  616 
33  147 
17  369 

7  666 
37  953  •) 
41  281 
32  018 

? 

136  403 
112  410 

55  300 

16  313 
93  437 
134  264 
96  095 

7  988 

12  715 

21919 

32  673 

842  269 

1  205  134 

2  282  987 

2  939  620 

  Zusammen 

1)  Soweit  er  mangels  näherer  Angaben  über  die  vertriebenen  Waren  nicht  unter 
die  vorhergenannten  Gruppen  eingerechnet  werden  konnte. 
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Die  Zahl  der  Erwerbsthätigen  hat  sich  hiemach  seit  1882  um  über 
40  Proz.,  die  Zahl  aller  Berufsangehörigen  um  fast  30  Proz.  vermehrt 
Die  deutsche  Bevölkerung  ist  seit  1880  von  45,25  Hill,  auf  52,3  Mill., 
also  um  15,6  Proz.  ,  gewachsen.  Die  vom  Handel  unmittelbar  lebenden 
Erwerbsthätigen  und  ebenso  die  Gesamtzahl  der  vom  Handel  lebenden 
Personen  ist  mithin  erheblich  stärker  gestiegen,  als  die  Bevölkerung, 
d.  h.  der  Handel  hat  als  Erwerbsquelle  der  Bevölkerung  wesentlich  an 
Bedeutung  gewonnen.  Beim  Warenhandel  insbesondere  ist  die  Zahl  der 
Erwerbsthätigen  seit  1882  um  fast  48  Proz.,  die  Zahl  der  sämtlichen  Be- 
ruf sangehörigen  um  fast  31  Proz.  gestiegen.  Ein  im  Handel  Erwerbs- 
thätiger  kam  1882  auf  53,9,  1895  schon  auf  38,8  Einwohner. 

Die  Berufsstatistik  von  1895  ergab  im. ganzen  22,91  Mill.  erwerbs- 
tätige Personen  (unter  Einschlufs  derjenigen  Personen,  welche  ohne  Beruf 
waren,  oder  für  welche  Berufsangaben  nicht  vorlagen).  Davon  entfielen  auf 

1.  Land-  und  Forstwirtschaft,  Gärtnerei,  Tierzucht 

und  Fischerei  8,29  Mill.  =»  36,18  Proz. 

2.  Berg-  u.  Hüttenwesen,  Industrie  u.  Bauwesen    8,28    „    =36,14  T 

3.  Handel   1,205  „    =    5,26  „ 

Der  Handel  steht  nach  der  Zahl  der  Erwerbsthätigen  an  dritter  Stelle 
unter  den  Erwerbsarten  des  deutschen  Volkes,  bleibt  aber  hinter  den 
landwirtschaftlichen  und  den  gewerblichen  Berufsarten  erheblich  zurück. 

An  Erwerbsthätigen,  Dienenden  und  Angehörigen,  also  an  Berufs- 
angehörigen überhaupt,  führt  die  Berufsstatistik  51,77  Mill.  an.  Davon 
entfielen  auf 

1.  die  landwirtschaftlichen  Berufsarten    .    .    .    18,50  MiU.  =  35,73  Proz. 

2.  die  gewerblichen  Berufsarten   20,25    „    =39,11  „ 

3.  den  Handel  2,94    „    =    5,68  „ 

Da  die  Zahl  der  Berufszugehörigen  im  Verkehrswesen  etwas  gröfser 
ist,  als  im  Handel,  so  erscheint  hier  der  Handel  als  Erwerbsquelle  an 
vierter  Stelle.  Immerhin  ist  der  Prozentsatz  der  vom  Handel  lebenden 
Personen  so  erheblich  niedriger  als  bei  den  landwirtschaftlichen  und  ge- 
werblichen Berufsarten,  dafs  der  Handel  lediglich  nach  der  Zahl  der 
durch  ihn  unmittelbar  ernährten  Menschen  keine  ausschlaggebende  Be- 
deutung hat  Aber  es  ist  zu  beachten,  dafs  mittelbar  der  Handel  auf  die 
weitesten  Volksschichten  übergreift  und  sich  schon  durch  die  gewaltige 
Masse  der  von  ihm  bewegten  Güter  als  ein  sehr  wichtiger  Faktor  der 
Volkswirtschaft  erweist 

In  Oesterreich  war  1890  die  Zahl  aller  Erwerbsthätigen  13,57  Mill.1) 
Im  Handel  (ohne  Bankwesen)  waren  erwerbstätig  633 159  oder  4,66  Proz.2) 
Im  ganzen  lebten  vom  Handel  1 482  454  Personen  oder  6,2  Proz.3)  der 

1)  Einschl.  der  berufslosen  Selbständigen. 

2)  Einschl.  Bank-  und  Versicherungswesen  4,8  Proz. 

3)  Einschl.  Bank-  und  Versicherungswesen  6,8  Proz. 
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Bevölkerung.  Ungarn  zählte  in  demselben  Jahr  182264  Erwerbstätige 
im  Handel  oder  2,5  Proz.  der  Erwerbstätigen  überhaupt 

In  Belgien  waren  1890  von  2,94  Mill.  Erwerbstätigen  327091  im 
Handel  beschäftigt  Das  sind  11,13  Proz.,  ein  sehr  hoher  Satz,  der  sieh 
aus  der  Bedeutung  des  in  Belgien  bestehenden  internationalen  Zwischen- 
handels erklärt 

In  Italien  lebten  1881  —  ohne  die  Kinder  unter  9  Jahren  —  279773 
Personen  oder  1,24  Proz.  der  ganzen  Bevölkerung  von  9  Jahren  und 
und  darüber  vom  Handel. 

In  Dänemark  existierten  1890  vom  Handel  172929  Personen  oder 
fast  8  Proz.  der  Bevölkerung.  Norwegen  zählte  1891:  1,21  Mill.  Erwerbs- 
tätige1), wovon  48  501  oder  4  Proz.  dem  Handel  angehörten. 

Die  Schweiz  hatte  1888 :  1,27  Mill.  Erwerbtätige !) ;  davon  arbeiteten 
92293  oder  7,3  Proz.  im  Handel.  Der  Handel  ernährte  im  ganzen 
213507  Personen,  d.  h.  über  7,3  Proz.  der  Bevölkerung  überhaupt 

Die  englische  Berufsstatistik  giebt  für  1891  die  Zahl  der  Erwerbs- 
tätigen im  Handel  an 

in  England  und  Wales  auf  416  365 
„  Schottland  „     58  589 

„  Irland   »  29189 

Zusammen  504  143 

Die  Zahl  hat  sich  gegen  1881  um  31  Proz.  erhöht  und  umfaist  1891 
etwa  3  Proz.  der  Erwerbstätigen. 

In  Frankreich  lebten  1891  vom  Handel 

879  969  Selbständige 
378  318  Angestellte 

480  344  Arbeiter  

Zusammen  1  738  631  Erwerbstätige 

1  983  441  Familienangehörige 

 239  424  Dienstboten 

Zusammen  3  961496  Personen. 

Bei  einer  Bevölkerung  von  38,13  Mill.  lebten  also  über  10  Proz. 
vom  Handel,  und  von  den  15,67  Mill.  Erwerbstätigen1)  Frankreichs 
waren  11  Proz.  im  Handel  beschäftigt 

In  den  Vereinigten  Staaten  waren  1890  unter  22,74  Mill.  Berufs- 
tätigen2) 1,33  Mill.  im  Handel  tätig  (=  5,8  Proz.). 

Die  Zahlen  der  einzelnen  Statistiken  sind  nicht  vergleichbar,  da 
Metode  und  Grundlage  der  berufsstatistischen  Erhebungen  verschieden 
sind.  Immerhin  geht  daraus  hervor,  dafs  überall  der  Handel  als  Er- 
werbsquelle —  gemessen  an  der  Zahl  der  Erwerbstätigen  und  der 

1)  Einschl.  der  berufslosen  Selbständigen. 

2)  Ausschl.  der  berufslosen  Selbständigen. 
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Berufsangehörigen  überhaupt  —  nicht  an  oberster  Stelle  steht  und  mit 
erheblich  kleineren  Ziffern  als  Landwirtschaft  und  Industrie  erscheint. 
Gleichwohl  gehört  er  in  den  Kulturländern  zu  den  wichtigsten  Erwerbs- 
arten. Hunderttausende  finden  in  ihm  unmittelbar  und  viele  mittelbar 
die  Grundlagen  ihrer  Existenz,  und  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  darf 
er  eine  grofse  Bedeutung  in  der  modernen  Volkswirtschaft  beanspruchen. 

Damit  allein  ist  aber  seine  innere  volkswirtschaftliche  Berechtigung 
und  seine  Unentbehrlichkeit  noch  nicht  erwiesen.  Es  könnte  der  Einwand 
erhoben  werden,  dafs  diese  Erwerbsart,  wenn  sie  auch  vielen  Händen 
Beschäftigung  bietet,  nicht  erforderlich  oder  nicht  einmal  wünschenswert 
sei  im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  dafs  es  für  das  Land 
besser  sei,  wenn  die  jetzt  im  Handel  thätigen  Kräfte  und  Kapitalien  dem 
Ackerbau  oder  der  Industrie  zugeführt  würden  u.  s.  w.  Deshalb  bedarf 
es  noch  einer  Auseinandersetzung  darüber,  welche  sonstigen  volkswirt- 
schaftlichen Wirkungen  vom  Handel  ausgehen. 

Gäbe  es  keinen  Handel,  so  würde  sich  die  Bevölkerung  —  wirt- 
schaftlich betrachtet  —  scheiden  in  Produzenten  und  Konsumenten  von 
Sachgütern.  Was  nützt  es  nun  dem  einen  wie  dem  anderen  Teil,  dafs 
sie  erst  durch  Vermittlung  des  Handels  in  wirtschaftlichen  Verkehr  mit 
einander  treten? 

Fragen  wir  zunächst,  was  der  Handel  für  die  Produzenten  leistet, 
so  treten  am  deutlichsten  die  Dienste  zu  Tage,  die  der  Handel  in  Bezug 
auf  den  Absatz  der  Erzeugnisse  dem  Produzenten  gewährt 

Alle  Sachgüter  werden  zu  dem  Zwecke  erzeugt,  konsumiert  zu 
werden;  das  gilt  für  jede  Form  der  Volkswirtschaft  und  hat  stets  ge- 
golten und  wird  stets  gelten.  Aber  die  Zeiten  sind  in  den  Kulturstaaten 
längst  vorbei,  da  der  Produzent  für  den  eigenen  unmittelbaren  Bedarf 
die  Güter  erzeugte.  Heute  kommt  überwiegend  oder  ausschliefslich,  wie 
wir  schon  wissen,  das  Arbeiten  für  fremden  Bedarf  in  Betracht  Sobald 
die  Berufsgliederung  so  weit  vorgeschritten  ist,  setzt  der  Übergang  der  er- 
zeugten Sachgüter  in  den  Konsum  voraus,  dafs  die  Sachgüter  Absatz  finden. 

Die  Produktion  ist  für  den  Produzenten  erst  dann  abgeschlossen, 
wenn  dieser  Absatz  den  Erzeugnissen  gesichert  ist  Solange  das  nicht 
der  Fall  ist,  fehlt  seiner  Thätigkeit  das  notwendige  Schlufsglied,  ohne 
welches  seiner  Arbeit  ein  privatwirtschaftlicher  und  ein  volkswirtschaft- 
licher Erfolg  nicht  zu  teil  wird.  Besteht  für  die  Erzeugnisse  keine  Ab- 
satzmöglichkeit, so  erreicht  der  Produzent  zwar  das  technische  Ziel  seiner 
Thätigkeit,  also  die  Herstellung  bestimmter  Arten  von  Gütern,  aber  sein 
privatwirtschaftliches  Ziel,  d.  h.  die  Erzielung  eines  Erwerbes  aus  seiner 
Thätigkeit  über  seine  Gesamtaufwendungen  hinaus,  erreicht  er  nicht,  ja 
er  findet  noch  nicht  einmal  Ersatz  für  die  Aufwendungen,  die  er  im 
Interesse  der  Produktion  gemacht  hat  Aber  auch  für  die  Volkswirt- 
schaft bleibt  unter  dieser  Voraussetzung  der  Erfolg  aus.    Die  erzeugten 
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Güter  bleiben  ja  an  ihrer  Erzeugungsstätte  unbenutzt  liegen  und  gehen 
vielleicht  wieder  ganz  zu  Gründe,  ohne  dafs  damit  ein  Bedürfnis  befriedigt 
werden  konnte.  Wenn  ich  Nadeln  fabriziert  oder  Getreide  gebaut  und 
geerntet  oder  Fische  gefangen  habe  —  alles  Dinge,  die  an  sich  fähig 
sind,  menschliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  und  die  ja  gerade  deshalb 
überhaupt  hergestellt  oder  gewonnen  sind  — ,  und  wenn  dafür  die  Absatz- 
möglichkeit überhaupt  fehlt,  so  hat  die  ganze  darauf  verwendete  Arbeit  und 
das  ganze  dabei  gebrauchte  und  verbrauchte  Kapital  der  Volkswirtschaft 
keinen  Nutzen  gebracht,  und  die  ganze  Arbeits-  und  Kapitalaufwendung 
ist  nutzlos,  ist  vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  aus  eine  Vergeudung 
gewesen.  Nur  in  der  Erzeugung  derjenigen  Sachgüter,  welche  wirklich 
Absatz  finden  und  so  der  Bedarfsbefriedigung  dienstbar  gemacht  werden, 
kann  für  die  Volkswirtschaft  ein  Nutzen  stecken. 

Ist  hiernach  die  Erlangung  des  Absatzes  für  die  erzeugten  Güter 
die  notwendige  Ergänzung  der  Gütererzeugung,  bringt  jene  denProduktions- 
prozefs  erst  privat-  und  volkswirtschaftlich  zum  Abschlufs,  so  ist  damit 
doch  nicht  erwiesen,  dafs  der  Kaufmannshandel  nötig  und  innerlich  be- 
rechtigt ist.  Es  ist  denkbar  und  ja  auch  bis  zu  bestimmtem  Grade  That- 
sache,  dafs  der  Produzent  sich  nicht  mit  der  Herstellung  oder  Gewinnung 
der  Güter  begnügt,  sondern  auch  selbst  den  Absatz  dafür  zu  finden  sucht. 
Mit  dem  oben  Gesagten  ist  also  zunächst  nur  der  „Fabrik-"  und  „Hand- 
werkshandel" als  nötig  und  berechtigt  erwiesen,  und  bei  diesem  Teil  des 
Handels  bestreitet  Niemand  die  Notwendigkeit  und  innere  Berechtigung. 
Könnten  und  wollten  alle  Produzenten  so  vorgehen,  so  würde  es  des 
Kaufmannshandels  überhaupt  nicht  bedürfen. 

Thatsächlich  haben  aber  sehr  viele  Produzenten  nicht  den  Willen, 
für  den  Absatz  selbst  Sorge  zu  tragen.  Sie  finden  es  lästig  und  unbe- 
quem, sich  damit  zu  befassen,  oder  sie  sehen  es  als  unzweckmäfsig  an, 
sich  auch  diese  Arbeit  aufzuerlegen,  obwohl  sie  ihnen  an  sich  möglich 
sein  würde.  Auf  diese  Weise  kann  sich  eine  Arbeitsteilung  zwischen 
Produzent  und  Kaufmann  entwickeln,  die  nicht  gerade  durch  zwingende 
Notwendigkeit  herbeigeführt  wird,  die  aber  doch  den  grofsen  Vorteil  jeder 
Arbeitsteilung,  d.  h.  die  Steigerung  der  technischen  Leistungsfähigkeit  in 
der  gewählten  Specialität  mit  sich  bringt  Die  Übertragung  der  Absatz- 
vermittlung an  den  Berufskaufmann  kann  also  bei  diesen  Voraussetzungen 
sowohl  den  beteiligten  Privatwirtschaften  als  auch  der  Volkswirtschaft 
nützlich  werden. 

Was  hier  durch  den  Willen  des  Produzenten  herbeigeführt  wird,  ist 
in  vielen  anderen  Fällen  eine  Notwendigkeit  Viele  Produzenten  können 
nicht  auch  noch  die  Sorge  für  den  Absatz  auf  sich  nehmen.  Dazu  ge- 
hören besondere  Kenntnisse,  Fähigkeiten  und  Erfahrungen,  die  dem  Pro- 
duzenten vielleicht  nicht  zu  Gebote  stehen.  Es  kann  Jemand  vortrefflich 
verstehen,  das  technische  Ziel  der  Produktion  zu  erreichen,  und  doch 
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ungeeignet  sein,  auch  das  privatwirtschaftliche  Ziel  zu  sichern.  Es  kann 
Jemand  ein  sehr  guter  Fabrikant  sein,  aber  er  braucht  deshalb  noch  lange 
nicht  ein  guter  Kaufmann  zu  sein.  Würde  er  gezwungen,  beide  Seiten 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  und  verantwortlich  zu  leiten,  so  würde 
er  leicht  Schiffbruch  leiden,  zu  seinem  eigenen  Schaden  zunächt,  aber 
auch  zum  Nachteil  aller  derer,  die  mittelbar  und  unmittelbar  von  ihm  ab- 
hängen, und  zum  Nachteil  der  Volkswirtschaft,  die  nun  die  technische 
Leistungsfähigkeit  des  betr.  Produzenten  nicht  genügend  ausnützen  kann. 
In  solchen  Fällen  scheitert  die  Übernahme  der  Fürsorge  für  den  Absatz 
seitens  des  Produzenten  an  persönlichen  Hindernissen. 

In  sehr  vielen  Fällen  stehen  aber  auch  sachliche  Hindernisse  ent- 
gegen. Die  Personen,  bei  denen  der  Produzent  Absatz  suchen  müfste, 
sind  bei  ausgedehnter  Produktion  sehr  zahlreich,  sie  wohnen  zerstreut 
über  weite  Gebiete  hin,  oft  über  die  ganze  Erde  hin,  sie  sind  oft  erst  in 
einem  späteren  Zeitpunkt  zu  erwarten,  und  es  bedarf  oft  auch  einer  er- 
heblichen Zeit,  bis  sie  die  erzeugten  Güter  konsumieren  können.  Wie  soll 
da  der  Produzent  die  Konsumenten  finden?  Es  ist  oft  schon  sehr  schwer, 
in  aller  Herren  Länder  die  Personen  ausfindig  zu  machen,  welche  über- 
haupt Bedarf  nach  dem  betr.  Erzeugnis  haben.  Aber  das  genügt  noch 
lange  nicht  Ihr  Bedarf  mufs  der  Menge  nach  grofs  genug  sein,  um 
die  Erzeugnisse  des  Produzenten  aufzunehmen;  ihr  Bedarf  mufs  auch 
dem  Zeitpunkt  nahe  liegen,  zu  welchem  der  Produzent  den  Absatz  er- 
warten mufs ;  ihr  Bedarf  mufs  sich  weiter  auf  denjenigen  Grad  der  Be- 
schaffenheit richten,  welchen  der  Produzent  anbieten  kann.  Sind  alle 
diese  Schwierigkeiten  wirklich  überwunden,  dann  ist  immer  noch  nötig, 
dafs  die  als  Abnehmer  möglicherweise  in  Betracht  kommenden  Personen 
und  Wirtschaften  auch  bereit  und  im  stände  sind,  sich  mit  dem  an- 
bietenden Produzenten  über  die  Verkaufsbedingungen  zu  einigen.  Alle 
Mühe  des  Produzenten  um  Ausfindigmachung  der  Abnehmer  ist  ver- 
gebens, wenn  die  Nutzensbewertung  des  betr.  Erzeugnisses  seitens  der 
Abnehmer  oder  wenn  deren  Kaufkraft  (oder  Zahlungsfähigkeit)  sich 
so  weit  von  der  durch  die  Produktionsbedingungen  gebotenen  äulsersten 
Preisforderung  des  Produzenten  entfernt,  dafs  beide  Teile  sich  nicht 
über  den  Preis  und  die  sonstigen  Verkaufsbedingungen  einigen  können. 
Wäre  auch  diese  Schwierigkeit  überwunden,  so  träte  sofort  eine  neue  da- 
durch ein,  dafs  der  Produzent  genötigt  ist,  seine  grofsen  Erzeugungsmengen 
in  zahlreiche  kleine  Teile  zu  zerlegen  und  diese  Teilmengen  nach  den 
verschiedensten  Punkten  hin  zu  versenden.  Das  würde  viel  Arbeit  und 
viel  Kosten  verursachen. 

Bei  jedem  einzelnen  Produzenten  würden  sich  die  gleichen  Schwierig- 
keiten, Mühen  und  Kosten  wiederholen,  und  es  würde  so  schliefslich  eine 
Unmenge  Arbeit  und  Geld  aufgewendet  werden  müssen,  die  thatsäch- 
lich  zum  grofsen  Teil  unfruchtbar  und  unwirtschaftlich  sein  würde. 
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Viele  Produzenten  würden  an  diesen  Schwierigkeiten  scheitern  und  den 
erforderlichen  Absatz  nicht  finden.  Wo  solche  Schwierigkeiten  bestehen, 
da  ist  die  Stelle  für  den  Kaufmannshandel  gegeben.  Er  kann  seine 
ganze  Kraft  und  Thätigkeit  auf  die  beste  Ausnutzung  der  vorhandenen 
und  auf  die  Ausspürung  neuer  Absatzgelegenheiten,  auf  die  zweck- 
mäfsigste  Dirigierung  der  Warentransporte,  auf  die  geeignetste  Aufspeiche- 
rung der  Waren  an  bestimmten  Bedarfsstellen  richten  und  kann  so 
besser  und  billiger  die  Beziehungen  zwischen  Produzenten  und  Konsu- 
menten herstellen,  als  der  mit  vielen  anderen  Arbeiten  belastete  Produzent. 
Der  Berufskaufmann  leistet  unter  solchen  Umständen  dem  Produzenten 
einen  sehr  wichtigen  Dienst:  er  nimmt  den  Produzenten  die  Arbeit  und  das 
Risiko  des  Aufsuchens  der  Absatzmöglichkeiten  ab  und  erleichtert  dadurch 
die  ungestörte  und  erfolgreiche  Durchführung  der  Sachgütererzeugung. 

Allerdings  hat  die  Sache  auch  ihre  Kehrseite.  Die  Ablösung  der 
Arbeit,  die  mit  dem  Aufsuchen  des  Absatzes  verbunden  ist,  von  der 
Sachgütererzeugung  macht  den  Produzenten  auch  abhängiger  von  dem 
berufsmäfsigen  Absatzvermittler.  Der  Produzent  verliert  dadurch  immer 
mehr  die  Fühlung  mit  dem  Konsumenten  und  mit  den  Marktverhältnissen. 
Es  wird  ihm  schwerer,  den  voraussichtlichen  Bedarf  nach  Menge  und 
Geschmacksrichtung  zu  erkennen,  und  an  die  Stelle  der  eigenen  un- 
mittelbaren Beobachtung  treten  vielfach  die  Weisungen  des  Kaufmanns. 
Der  Kaufmann  steht  dem  Bedarf  näher  und  kann  und  mufs  deshalb 
vielfach  der  Produktion  die  Richtung  angeben.  Auch  das  ist  ja  wieder 
ein  wichtiger  Dienst,  der  dem  Produzenten  geleistet  wird,  aber  doch  auch 
ein  Zeichen  wirtschaftlicher  Abhängigkeit  des  Produzenten  vom  Kaufmann. 

Der  Kaufmannshandel  gewinnt  durch  die  geschilderten  Verhältnisse 
auch  grofsen  Einflufs  auf  die  Preisgestaltung,  und  diese  ist  heute  von 
besonderer  Bedeutung.  Gerade  die  Bewegung  der  Preise  ist  jetzt,  wo 
die  lokale  Beschränkung  von  Produktion  und  Absatz  vielfach  geschwunden 
ist,  der  wichtigste  Anhaltspunkt,  um  ein  Urteil  über  das  Verhältnis 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  zwischen  Produktion  und  Bedarf  zu 
gewinnen.  Auch  diese  Seite  der  kaufmännischen  Arbeit  ist  für  den 
Produzenten  von  grofsem  Nutzen.  Aber  auch  sie  kann  für  den  Pro- 
duzenten eine  unerfreuliche  Kehrseite  haben:  Er  wird  selbst  oft  so  sehr 
von  dem  Einflufs  auf  die  Preisgestaltung  abgedrängt,  dafs  er  seine 
Interessen  nicht  mehr  genügend  wahrnehmen  kann.  Unter  den  vielen 
Klagen,  die  von  landwirtschaftlicher  Seite  heute  erhoben  werden,  scheint 
mir  nicht  zum  wenigsten  berechtigt  die  zu  sein,  dafs  bei  der  Getreidepreis- 
bildung der  Einflufs  des  Getreideproduzenten  durch  die  bestehende  Or- 
ganisation des  Getreidehandels  fast  ganz  bei  Seite  gedrängt  ist.  Ähn- 
liches zeigt  sich  auch  anderswo. 

Man  soll  solche  Schattenseiten  nicht  verschweigen.  Sie  sind  die 
Opfer,  mit  denen  der  Produzent  sich  die  Dienste  des  Handels  erkaufen 


Digitized  by  Google 


2.  Kapitel.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Handels. 


29 


mufs.  Im  übrigen  sind  diese  Dienste  nach  dem  Ausgeführten  so  grofs, 
dafs  sie  im  allgemeinen  die  damit  verbundenen  Nachteile  überwiegen. 
Ausnahmen  kommen  aber  vor. 

Durch  die  Absatz  suchende  und  Markt  erweiternde  Arbeit  des  Kauf- 
mannshandels, durch  die  Erweckung  des  Bedarfs  nach  den  Erzeug- 
nissen des  Produzenten  bei  den  Personen  und  in  den  Gebieten,  die 
bisher  einen  solchen  Bedarf  nicht  hatten,  durch  die  mit  dieser  Arbeit 
verbundene  Bekanntmachung  der  Art  und  Güte  der  Erzeugnisse  des 
Produzenten  schafft  der  Handel  der  Sachgütererzeugung  im  allgemeinen 
günstigere  Lebensbedingungen,  ja  oft  genug  überhaupt  erst  eine  gesunde 
Entwicklungsmöglichkeit. 

In  dieser  Richtung  wirkt  auch  noch  eine  andere  Arbeit,  die  der 
Handel  für  die  Produktion  leistet  Er  erleichtert  der  Produktion  die 
Ernährung  ihrer  Arbeiter,  er  erleichtert  und  vermittelt  ihr  den  Bezug  der 
Rohstoffe.  Auch  in  diesen  Beziehungen  würden  vielfach  übergrofse 
Schwierigkeiten  für  den  Produzenten  entstehen,  wenn  er  alle  damit  ver- 
bundene Mühe  und  das  darin  liegende  Risiko  auf  sich  nehmen  wollte. 
Insbesondere  die  Beschaffung  der  Rohstoffe  setzt  häufig  soviele  rein 
kaufmännische  Erfahrungen  und  Fähigkeiten  voraus,  dafs  der  Produ- 
zent nicht  selten  gezwungen  ist,  auch  hierfür  die  Dienste  des  Han- 
dels in  Anspruch  zu  nehmen.  Auch  da,  wo  so  zwingende  Gründe 
nicht  vorliegen,  erweist  es  sich  in  sehr  vielen  Fällen  als  eine  nütz- 
liche Arbeitsteilung,  die  Organisation  der  Rohstoffbezüge  dem  Handel 
zu  überlassen. 

Die  Dienste,  die  der  Handel  der  Produktion  beim  Rohstoffbezug 
und  beim  Absatz  der  Erzeugnisse  leistet,  gewährt  er  nicht  lediglich  den 
einheimischen  Produzenten;  auch  den  ausländischen  Produzenten  werden 
gleiche  Dienste  gewährt  Wenn  der  deutsche  Kaufmann  fremde  Roh- 
stoffe und  Halbfabrikate,  die  bei  uns  nicht  oder  nicht  genügend  oder 
nicht  vorteilhaft  genug  gewonnen  werden,  ins  Land  bringt,  oder  wenn 
er  unsere  Erzeugnisse  im  Inlande  vertreibt  und,  soweit  sie  im  Lande 
selbst  nicht  unterzubringen  sind,  ins  Ausland  führt,  so  dient  das  alles 
der  vaterländischen  Produktion.  Aber  wenn  er  fremde  Erzeugnisse  ins 
Land  schafft  und  einheimische  Rohstoffe  dem  Auslande  zuführt,  so  dient 
das  den  ausländischen  Produzenten.  Darin  liegt  kein  unbedingter  Gegen- 
satz. Nicht  alles,  was  dem  ausländischen  Produzenten  nützt,  schadet 
dem  inländischen.  Gleichwohl  mufs  der  Punkt  erwähnt  werden,  weil 
die  Möglichkeit  vorliegt,  dafs  die  Thätigkeit  des  Handels  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  dem  inländischen  Produzenten  weniger  als 
seinem  ausländischen  Konkurrenten  nützt  oder  auch  wichtige  Interessen 
der  inländischen  Produktion  beeinträchtigt.  Wie  man  deshalb  die  Thätig- 
keit des  Handels  im  einzelnen  Lande  und  im  einzelnen  Falle  vom  Stand- 
punkt der  volkswirtschaftlichen  Interessen  aus  zu  beurteilen  hat,  läfst 
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sich  nicht  auf  Grund  allgemeiner  Erwägungen,  sondern  nur  auf  Grund 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  feststellen. 

Was  leistet  nun  der  Handel  den  Konsumenten?  An  sich  ergiebt 
sich  die  Antwort  aus  dem  vorhin  Ausgeführten  von  selbst  Da  aber  gerade 
vom  Standpunkt  der  Konsumenten  aus  der  Nutzen  des  Handels  in  Zweifel 
gezogen  ist,  so  mufs  auch  diese  Seite  der  Sache  noch  kurz  erläutert 
werden. 

Der  Konsument  bedarf  heute  der  Erzeugnisse  der  verschiedensten 
Produzenten,  um  seine  Bedürfnisse  in  der  gewohnten  Weise  zu  befriedigen. 
Ist  er  doch  in  den  Kulturländern  gewöhnt,  Erzeugnisse  der  ganzen  Erde 
zu  benutzen  oder  zu  geniefsen.  Die  zahlreichen  Produzenten,  die  zur 
Deckung  eines  so  vielseitigen  Bedarfs  herangezogen  werden  müssen, 
wohnen  zerstreut  über  die  weitesten  Gebiete.  Der  Konsument  kennt  oft 
die  in  Frage  kommenden  Produzenten  und  Produktionsstätten  überhaupt 
nicht,  weil  ihm  der  Handel  die  Dinge  bequem  zuführt  Denkt  man  sich 
den  Handel  weg,  ohne  dafs  gleichzeitig  die  anspruchsvolle  Vielseitigkeit 
des  Bedarfs  verschwindet,  so  würde  der  Konsument  genötigt  sein,  sich 
unmittelbar  von  zahlreichen  einzelnen  Produzenten  die  Bedarfsartikel  zu 
beschaffen.  Zu  dem  Zwecke  müfste  er  zunächst  die  Träger  und  die 
Stätten  der  zahlreichen  Produktionszweige  kennen  lernen,  die  für  seine 
Bedarfsdeckung  in  Betracht  kommen.  Er  müfste  weiter  für  jeden  seiner 
zahlreichen  Bedarfsartikel  einen  Produzenten  finden,  der  den  gewünschten 
Artikel  in  der  gewünschten  Beschaffenheit  in  den  für  den  Konsumenten 
erforderlichen  kleinen  Mengen  und  zu  den  für  ihn  noch  wirtschaftlich 
zu  rechtfertigenden  und  mit  seiner  Zahlungsfähigkeit  vereinbaren  Preisen 
abzugeben  bereit  und  im  stände  ist 

Schlechthin  zu  leugnen,  dafs  dem  Konsumenten  die  Aneignung  der 
nötigen  Personen-  und  Ortskenntnisse  und  die  Auffindung  eines  geeigneten 
Produzenten  unmöglich  sei,  geht  zu  weit  Es  giebt  eine  ganze  Reihe 
von  Bedarfsartikeln,  bei  denen  der  Konsument  allein  oder  in  Verbindung 
mit  anderen  seinen  Bedarf  unmittelbar  bei  den  Produzenten  zu  decken 
vermag. 

Es  giebt  aber  auch  sehr  viele  Bedarfsartikel,  bei  denen  er  das  nicht 
kann,  weil  seine  Kenntnisse  und  seine  Beziehungen  dazu  nicht  ausreichen, 
Wie  sollte  ich  wohl  ohne  Vermittlung  des  Handels  Reis  aus  Indien. 
Kaffee  aus  Brasilien,  Thran  aus  Norwegen,  Elfenbein  aus  Centralafrika, 
Thee  aus  China,  Gewürze  von  den  Philippinen  u.  s.  w.  als  einzelner 
Konsument  direkt  beziehen?  Es  würde  mir  in  vielen  Fällen  unmöglich 
sein,  den  für  meine  besonderen  Zwecke  geeigneten  Produzenten  zu  finden, 
und  ich  würde  Gefahr  laufen,  dafs  viele  meiner  gewohnten  Bedarfs- 
richtungen ungedeckt  bleiben.  Ich  müfste  also  zu  einer  wesentlich  ein- 
facheren Lebenshaltung  zurückkehren,  falls  mir  die  Hilfe  des  Handels 
nicht  zur  Verfügung  stände. 
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Aber  auch  da,  wo  der  Konsument  seinen  Bedarf  durch  unmittelbare 
Bezüge  von  Produzenten  befriedigen  kann,  würde  ein  solches  Verfahren 
vielfach  sehr  unwirtschaftlich  sein.  Nicht  im  stände,  alle  in  Frage 
kommende  Artikel  richtig  zu  beurteilen,  würde  der  Konsument  häufig 
zu  teuer  einkaufen.  Auch  abgesehen  davon,  würde  der  Umstand,  dafs 
der  einzelne  Konsument  nur  kleine  Mengen  auf  einmal  beziehen  kann, 
ihm  oft  höhere  Preise  und  höhere  Frachtkosten  auferlegen,  als  bei  der 
Vermittlung  der  Bedarfsversorgung  durch  den  Handel.  Bei  zahlreichen 
Artikeln  würde  der  Konsument  genötigt  sein,  gröfsere  Vorräte  festzulegen. 
Das  schmälert  seine  Mittel  zeitweilig  für  andere  Zwecke  und  belastet  ihn 
mit  dem  Risiko  des  Auf  bewahrens  und  Behandeins  vieler  Artikel.  Jeder 
einzelne  kleine  Konsument  würde,  soweit  er  sich  nicht  für  gewisse  Gegen- 
stände mit  anderen  zusammenthun  kann,  genötigt  sein,  ein  Lager  von 
recht  vielen  Gegenständen  zu  halten.  Sehr  oft  ist  dies  unmöglich  schon 
aus  Raumrücksichten.  Diese  Decentralisierung  des  Lagerhaltens  würde 
überdies  die  Aufwendungen  dafür  erheblich  steigern.  Es  ist  ohne  Zweifel 
wirtschaftlicher,  das  Lagerhalten  mehr  zu  konzentrieren.  Das  aber  thut 
der  Handel;  denn  er  übernimmt  das  Lagerhalten  für  die  Bedürfnisse 
vieler  einzelner  Konsumenten. 

Wollte  der  Konsument  das  Lagerhalten  vermeiden,  so  würde  er  zu 
einer  sehr  grofsen  Zahl  von  Einzelbestellungen  und  Einzelbezügen  greifen 
müssen  und  doch  nicht  sicher  sein,  stets  rechtzeitig  die  erforderlichen 
Artikel  heranzuschaffen.  Durch  die  Vermittlung  des  Handels  wird  das 
unnötig;  denn  der  Kaufmann  hält  dem  Konsumenten  in  nächster  Nähe 
ein  Lager  von  allen  möglichen  Artikeln,  auch  von  solchen,  die  nur 
gelegentlich  verbraucht  oder  gebraucht  werden,  und  giebt  davon  jeder- 
zeit an  den  Konsumenten  jede  beliebige  kleine  Menge  ab,  je  nach  dessen 
Wünschen  und  Bedürfnissen. 

An  und  für  sich  mufs  deshalb  der  Handel  die  Bedarfsversorgung 
besser,  billiger  und  regelmäfsiger  gestalten  können,  als  sie  es  ohne  sein 
Eingreifen  sein  würde. 

Aber  auch  reichhaltiger  und  mannigfaltiger  wird  die  Bedarfsbe- 
friedigung durch  das  Eingreifen  des  Handels.  Neue  Artikel  werden  von 
ihm  aufgesucht  und  dem  Konsumenten  zugänglich  gemacht  Überdies 
vollzieht  sich  unter  dem  Einflufs  des  Handels  die  Bedarfsdeckung  auch 
zu  gleichmäfsigeren  und  ruhigeren  Preisen.  Da  der  Handel  aus  den 
Stätten  und  Zeiten  des  Warenüberflusses  die  Waren  wegholt  und  sie 
den  Stätten  und  Zeiten  des  Warenmangels  zuführt,  mufs  er  die  örtlichen 
und  zeitlichen  Preisunterschiede  mehr  abschleifen.  Darin  liegt  für  den 
Konsumenten  ein  erheblicher  Vorteil.  Denn  heftige  und  weit  ausgreifende 
Preisschwankungen  erschweren  ihm,  soweit  ihm  nicht  sehr  reichliche 
Mittel  zur  Verfügung  stehen,  die  geordnete  Lebenshaltung,  und  grofse 
örtliche  Preisverschiedenheiten  zwingen  Konsumenten  von  gleichen  Ein- 
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kommensverhältnissen  zu  ungleicher  Lebenshaltung.  Zu  wirklich  starren 
und  unbeweglichen  Preisen,  die  dem  Konsumenten  ebenfalls  nachteilig 
sein  würden,  kommt  es  aber  trotz  der  nivellierenden  Tendenz  des  Handels 
nicht,  weil  die  Verschiebung  der  thatsächlichen  Voraussetzungen  für  die 
Preisgestaltung  in  der  Regel  stärker  ist  als  die  Operationen  der  Kaufleute. 

Diesen  erheblichen  Diensten  für  den  Konsumenten  können  auch 
Nachteile  gegenüberstehen.  Der  Konsument  kann  genötigt  werden,  in 
den  Preisen  zu  hohe  Vergütungen  für  die  geleisteten  Dienste  zu  zahlen. 
Er  kann  durch  milsbräuchliche  Ausnutzung  des  Kredits  in  Abhängigkeit 
von  dem  Kaufmann  gebracht  werden  und  dadurch  die  Freiheit  in  der 
Gestaltung  seiner  Bedarfsdeckung  und  in  der  Wahl  seiner  Bezugsquellen 
verlieren.  Der  Konsument  kann  auch  zu  unwirtschaftlichen  Ausgaben 
verleitet  werden  dadurch,  dafs  der  Handel  übertriebene  Bedürfnisse  in 
ihm  zu  erwecken  versteht  Die  anregende  und  neue  Bedürfnisse  er- 
zeugende Thätigkeit  des  Handels  kann  den  Konsumenten  auch  zu  Genüssen 
verführen,  die  seiner  sittlichen,  geistigen  und  körperlichen  Gesundheit 
und  seiner  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  nachteilig  werden.  Die 
starke  Einflufsnahme  des  Handels  selbst  auf  die  Preise  kann  auch  dazu 
führen,  dafs  der  Preis,  den  der  Konsument  zahlen  mufs,  sich  nicht  ge- 
nügend an  die  Verschiebung  der  allgemeinen  Marktverhältnisse  anschliefst. 
Das  und  manches  Andere  ist  möglich,  ist  auch  durch  manche  Thatsachen 
erhärtet  Aber  notwendig  ist  die  Verwirklichung  solcher  Gefahren  nicht, 
und  auch  der  Konsument  hat  unter  normalen  Verhältnissen  so  wesent- 
liche Vorteile  zu  erwarten,  dafs  er  im  ganzen  den  Handel  als  eine  sehr 
wichtige  Stütze  seiner  Lebensführung  ansehen  mufs. 

Die  Dienste,  die  der  Handel  dem  Konsumenten  leistet,  beschränken 
sich  ebenfalls  nicht  auf  das  Inland.  Auch  für  die  ausländischen  Kon- 
sumenten arbeitet  der  Handel.  Der  inländische  Konsument  hat  im  all- 
gemeinen keinen  Anlafs,  sich  darüber  zu  beschweren,  und  wird  auch  im 
allgemeinen  dadurch  nicht  benachteiligt  Anders  wird  es  erst,  wenn  der 
Handel  für  die  ausländischen  Konsumenten  besser  sorgt,  als  für  die  in- 
ländischen, und  die  Interessen  der  Letzteren  nicht  genügend  wahrnimmt 
Dafs  derartiges  im  einzelnen  Fall  möglich  ist,  läfst  sich  nicht  bestreiten. 

Die  Dienste,  die  der  Handel  den  Produzenten  wie  den  Konsumenten 
leistet,  sind  zunächst  privatwirtschaftlicher  Art,  können  aber  auch 
für  die  Volkswirtschaft  sehr  wichtig  sein.  Sichert  und  erleichtert  der 
Handel  den  einzelnen  Produzenten  den  Absatz,  erobert  er  ihnen  neue 
Absatzgebiete  und  führt  ihnen  die  erforderlichen  Rohmaterialien  zu,  so 
schafft  er  damit  für  die  Volkswirtschaft  die  Grundlagen  einer  stetigen 
Weiterentwicklung  der  produktiven  Arbeit  Erleichtert,  verbessert  und 
verbilligt  er  den  einzelnen  Konsumenten  den  Bezug  der  Bedarfsartikel, 
so  summiert  sich  das  für  die  Volkswirtschaft  zur  zweckmäfsigsten  Or- 
ganisation der  Bedarfsversorgung  des  Volkes  überhaupt.  Diese  Leistungen 
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haben  eine  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  solange  und  soweit,  als 
die  Kosten,  die  der  Volkswirtschaft  aus  dieser  Vermittlung  erwachsen, 
nicht  so  hoch  werden,  dafs  man  die  in  Frage  kommenden  Arbeiten  ohne 
Vermittlung  des  Handels  billiger  bewirken  könnte,  und  ferner  so  lange 
und  so  weit,  als  die  technische  Leistungsfähigkeit  des  Handels  nicht  so 
zurückgeht,  dafs  ohne  Vermittlung  des  Handels  die  ganze  Arbeit  besser 
und  zweckmäfsiger  durchgeführt  werden  könnte.  Mit  dieser  Einschränkung 
mufs  man  dem  Handel  eine  sehr  wichtige  Stellung  im  Organismus  der 
modernen  Volkswirtschaft  zuweisen  und  ihn  als  ein  notwendiges  und  nütz- 
liches Glied  in  der  Kette  der  wirtschaftlichen  Thätigkeiten  anerkennen. 

Da  die  Dienste  des  Handels,  wie  gezeigt,  nicht  nur  dem  Inlande, 
sondern  auch  dem  Auslande  zufliefsen,  so  ist  bei  Beurteilung  seiner  Be- 
deutung für  die  einzelpe  Volkswirtschaft  weiterhin  die  Frage  von  Wichtig- 
keit, ob  seine  Arbeit  mehr  dem  Auslande  als  dem  Inlande  nützt  oder  gar 
das  Gesamtinteresse  des  Inlandes  benachteiligt  Denkbar  ist  das  Letztere. 
Praktisch  wird  es  aber  nur  ausnahmsweise  und  nur  vorübergehend  werden. 

Übrigens  sind  das  Einschränkungen,  die  nicht  lediglich  beim  Handel 
zu  machen  sind.  Auch  bei  der  Produktion,  beim  Verkehrswesen  u.  s.  w. 
ist  eine  unwirtschaftliche  Steigerung  der  toten  Kosten  und  eine  gelegent- 
liche Benachteiligung  der  inländischen  Interessen  denkbar. 

Zu  dem  Gesagten  treten  noch  andere  Wirkungen  des  Handels  hinzu, 
die  der  Volkswirtschaft  im  ganzen  wesentlichen  Nutzen  bringen.  Der 
Handel  steht  in  inniger  Beziehung  zum  Verkehrswesen.  Genötigt,  sich 
desselben  in  umfassender  Weise  zu  bedienen,  treibt  der  Handel  das  Ver- 
kehrswesen zu  immer  höherer  Leistungsfähigkeit,  und  die  günstigen 
Wirkungen,  die  von  einem  leistungsfähigen  Verkehrswesen  ausgehen,  sind 
deshalb  dem  Handel  mit  zu  danken,  wie  er  andrerseits  abör  auch  mit 
verantwortlich  ist  für  die  nachteiligen  Wirkungen,  die  einem  solchen 
Verkehrswesen  zuzuschreiben  sind. 

Dem  Handel  sind  auch  allgemeine  kulturelle  Wirkungen  zuzusprechen. 
Er  versteht  es,  neue  Bedürfnisse  zu  wecken,  und  verstärkt  so  den  An- 
trieb zu  wirtschaftlicher  Arbeit,  freilich  nicht  immer  in  Richtungen,  die 
wünschenswert  sind.  Der  Handel  ruft  mitunter  so  starke  Interessengegen- 
sätze zwischen  den  Völkern  hervor,  dafs  eine  Austragung  mit  den  Waffen 
erforderlich  wird,  aber  noch  viel  häufiger  und  allgemeiner  verstärkt  er 
das  Bewufstsein  gemeinsamer  Kulturinteressen  und  das  Bedürfnis  nach 
einer  friedlichen  Entwicklung  der  Verhältnisse.  Der  Handel  bringt  die 
Völker  in  engere  Berührung  mit  einander  und  schleift  dadurch  auch 
wo"hlberechtigte  Eigentümlichkeiten,  aber  noch  viel  mehr  unberechtigte 
Vorurteile  ab  und  erzeugt  ein  stärkeres  Bedürfnis  nach  einheitlicher 
Rechtsgestaltung. 

Mit  einem  Wort,  der  Handel  leistet  der  Kulturentwicklung  und  der 
Volkswirtschaft  sehr  wertvolle  Dienste,  hinter  denen  die  gelegentlichen 
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und  vorübergehenden  ungünstigen  Wirkungen  weit  zurücktreten.  Daran 
kann  auch  der  Umstand  nichts  ändern,  dafs  der  Handel  vielfach  in  der 
Praxis  und  in  der  Wissenschaft  eine  sehr  ungünstige  Beurteilung  ge- 
funden hat  Da  in  der  That  auch  ungünstige  Wirkungen  vom  Handel 
ausgehen  können,  so  kann  sehr  leicht  gelegentlich  eine  Überschätzung 
gerade  dieser  Wirkungen  eintreten. 

Trotz  alP  der  für  die  Volkswirtschaft  günstigen  Wirkungen,  die 
vom  Handel  ausgehen  können,  ist  der  alte  Streit  noch  immer  nicht  ver- 
stummt, ob  der  Handel  „produktiv"  sei.  Das  ist  ein  Streit  um  Worte, 
weil  unter  „Produktion"  und  „produktiv*  etc.  von  den  einzelnen  Beurteilern 
sehr  verschiedene  Dinge  verstanden  werden.  Versteht  man  unter  Pro- 
duktion nur  die  Sachgütererzeugung,  so  ist  der  Handel  nicht  produktiv, 
weder  seiner  Wirkung  noch  seiner  Tendenz  nach ;  denn  Sachgüter  erzeugt 
er  nicht  Sucht  man  das  Wesentliche  alP  der  Thätigkeiten,  die  wir 
Produktion  nennen,  herauszuschälen,  so  liegt  die  Sache  ganz  anders. 
Alle  diese  Thätigkeiten  laufen  darauf  hinaus,  durch  Steigerung  der  Taug- 
lichkeit zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse  die  Wertfähigkeit 
der  Güter  zu  steigern,  d.  h.  sie  fähig  zu  machen,  dafs  sie  von  den 
Menschen  höher  bewertet  werden.  Ob  das  gelingt,  ist  eine  andere  Frage. 
Wir  gebrauchen  den  Ausdruck  Produktion  nicht  nur  für  diejenige  Thätig- 
keit,  welche  Erfolg  hat,  also  thatsächlich  die  Menschen  zu  einer  höheren 
Bewertung  der  Güter  veranlafst,  sondern  auch  für  alle  diejenigen,  welche 
eine  gleiche  Tendenz  verfolgen,  ohne  das  Ziel  erreichen  zu  können.  In 
diesem  Sinne  ist  Produktion  einfach  alle  diejenige  menschliche  Thätig- 
keit,  welche  auf  die  Steigerung  der  Wertfähigkeit  der  Güter  gerichtet 
ist,  gleichviel  ob  die  Thätigkeit  in  einer  mechanischen  oder  chemischen 
Umgestaltung  oder  —  wie  beim  Bergbau  —  in  einer  Ortsveränderung 
in  vertikaler  Richtung  oder  in  etwas  anderem  besteht  Der  Handel 
nimmt  auch  eine  Ortsveränderung  der  Güter  vor,  aber  in  horizontaler 
Richtung.  Diese  Ortsveränderung  verfolgt  den  Zweck,  die  Wertfähig- 
keit der  Güter  zu  steigern,  die  Konsumenten  also  zu  einer  höheren  Be- 
wertung der  Güter  zu  veranlassen.  Nicht  immer  gelingt  das.  Der 
Handel  kann  oft  genug  die  Konsumenten  nicht  dazu  bringen,  die  von 
ihm  herangeschafften  Güter  höher  zu  bewerten.  Aber  sehr  häufig  gelingt 
es  ihm  aus  ganz  erklärlichen  Gründen.  Bei  der  thatsächlichen  Bewer- 
tung der  Dinge  kommt  es  wesentlich  auf  das  Urteil  der  Konsumenten 
an.  Der  Konsument  ist  aber  geneigt,  Dingen,  die  er  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  an  sich  als  geeignet  erachtet  und  deshalb  begehrt, 
einen  höheren  Wert  beizulegen,  wenn  sie  in  seinen  Verfügungsbereich 
gebracht  sind.  Wer  Seefische  in  Berlin  konsumieren  will,  für  den  haben 
die  Fische,  die  in  der  Nordsee  schwimmen,  oder  die  in  Hamburg  lagern, 
noch  keinen  Wert,  sondern  nur  eine  noch  nicht  ausgelöste  Wertfähig- 
keit.  Werden  aber  die  Fische  durch  den  Handel  nach  Berlin  gebracht 
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und  hier  dem  Konsumenten  bereitgehalten,  so  sind  sie  an  sich  für  ihn 
viel  mehr  geeignet  zur  Bedürfnisbefriedigung  als  vorher,  haben  also 
eine  viel  höhere  Wertfähigkeit  in  seinen  Augen,  und  er  ist  auch  bereit, 
sie  dementsprechend  höher  zu  bewerten.  Dasselbe  wiederholt  sich  bei 
allen  anderen  Bedarfsgegenständen.  Überall  kann  die  Zuführung  an  die 
Stätte  des  Bedarfs,  in  den  Verfügungsbereich  des  Konsumenten  eine 
Steigerung  der  Wertfähigkeit  und  auch  eine  thatsächliche  höhere  Be- 
wertung zur  Folge  haben.  Auch  da,  wo  der  Handel  das  Ziel  nicht 
erreicht,  ist  seine  Tendenz  darauf  gerichtet  Das  Gleiche  gilt  dem  Wesen 
der  Sache  nach  von  der  Zuführung  der  Güter  in  die  Zeiten  des  Bedarfs. 

Da  aber,  wenn  man  das  wesentliche  Merkmal  sucht,  alle  Produktion 
in  der  auf  Steigerung  der  Wertfähigkeit  gerichteten  menschlichen  Ar- 
beit besteht,  so  kann  und  mufs  auch  der  Handel  als  eine  produktive 
Thätigkeit  bezeichnet  werden.  Sachgüter  erzeugt  er  nicht,  aber  ihre 
Wertfähigkeit  will  er  steigern,  und  damit  sind  alle  Voraussetzungen  er- 
füllt, die  vorhin  angegeben  sind.  Dafs  der  Handel  durch  die  Art,  wie 
er  sein  Ziel  erreichen  will,  ganz  erheblich  abweicht  von  anderen  Zweigen 
der  produktiven  Thätigkeit,  insbesondere  auch  von  der  Sachgütererzeugung, 
versteht  sich  von  selbst  Aber  sein  Ziel  ist  dasselbe  wie  bei  den  übrigen 
Arten,  und  darauf  allein  kommt  es  an.  Wenn  man  sich  gewöhnen 
wollte,  schärfer  zwischen  Wert  und  Wertfähigkeit  zu  unterscheiden,  wenn 
man  insbesondere  die  natürliche  Nutzbarkeit  nicht  schon  als  Gebrauchs- 
wert, sondern  als  Voraussetzung  für  die  Wertschätzung,  als  Wertfähig- 
keit behandeln  wollte,  wenn  man  überhaupt  die  ganze  Lehre  vom  Wert 
und  von  der  Produktion  mehr  an  die  praktischen  Verhältnisse  anknüpfen 
wollte,  so  hätte  die  hier  vertretene  ungezwungene  und  einfache  Auf- 
fassung Aussicht,  sich  allgemein  festzusetzen.  Man  hätte  sie  m.  E.  nie- 
mals verlassen  sollen. 

Auf  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Handel  „produktiv"  sei, 
hat  man  auch  wohl  eine  bestimmte  Bangordnung  der  wirtschaftlichen 
Thätigkeiten  stützen  wollen,  die  dann  oft  dem  Handel  eine  untergeord- 
nete Stellung  zuwies.  Fafst  man  aber  das  gemeinsame  Ziel,  die  Steige- 
rung der  Wertfähigkeit,  in's  Auge,  so  wird  man  solche  Versuche  von 
vornherein  als  fruchtlos  und  überflüssig  aufgeben  müssen. 

§  2.  Die  Bedeutung  der  Hanptarten  des  Warenhandeli.  Die  in 
§  1  angeführten  allgemeinen  Erwägungen  hindern  nicht,  den  einzelnen 
Arten  des  Handels  eine  verschiedene  Bedeutung  für  das  volkswirtschaft- 
liche Leben  zuzuweisen.  Es  ist  deshalb  erforderlich,  auch  noch  die 
einzelnen  Hauptarten  des  Handels  nach  ihrer  Bedeutung  zu  würdigen. 
Dabei  kann  an  dieser  Stelle  der  Effektenhandel  ausgeschieden  werden, 
da  dieser  Zweig  des  Handels,  soweit  er  sich  durch  Vermittlung  der  Banken 
vollzieht,  in  einem  anderen  Bande  dieses  Handbuchs,  und  soweit  er 
sich  an  den  Börsen  vollzieht,  an  einer  späteren  Stelle  dieses  Bandes  noch 
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genauer  zu  behandeln  ist,  und  da  —  des  Zusammenhanges  wegen  ^ 
am  besten  im  Anschlufs  daran  auch  die  Beurteilung  desselben  vorge- 
nommen wird.  Es  bleibt  uns  also  hier  der  Warenhandel.  Soweit  sieb 
derselbe  als  Trödelhandel  darstellt,  ist  seine  Bedeutung  bereits  erläutert 
Soweit  er  sich  in  Abzahlungsgeschäften  vollzieht,  wird  er  in  einem 
späteren  Kapitel  genauer  zu  würdigen  sein. 

Am  wenigsten  Meinungsverschiedenheiten  herrschen  über  die  Be- 
deutung des  Grofshandels,  der  dem  Konsumenten  am  fernsten  steht  Je 
naher  der  Handel  dem  Konsumenten  rückt,  desto  verschiedener  wird 
die  Beurteilung,  desto  lauter  werden  auch  die  Klagen  über  nachteilige 
Wirkungen  des  Handels,  während  die  Vorteile  des  Grofshandels  meist 
rückhaltlos  anerkannt  werden. 

Die  Verschiedenartigkeit  der  Beurteilung  hängt  zum  Teil  mit  der 
Verschiedenheit  der  Abnehmerkreise  ^  zusammen,  auf  die  jede  dieser 
Gruppen  angewiesen  ist  Der  Kleinhandel  hat  es  —  wie  schon  erwähnt  — 
mit  der  breiten  Masse  der  eigentlichen  Konsumenten  zu  thun,  die  zum 
sehr  grofsen  Teil  zu  einer  sachverständigen  Beurteilung  der  Dinge  nicht 
die  nötigen  Fachkenntnisse  mitbringt  und  deshalb  leicht  nach  Äufser- 
lichkeiten  urteilt.  Diese  Abnehmer  sind  ihrer  Mehrzahl  nach  den  wirt- 
schaftlich schwächeren  Kreisen  zuzurechnen.  Ihre  Zahlungsfähigkeit  ist 
in  sehr  vielen  Fällen  eng  begrenzt,  sodals  man  eher  die  dem  Kaufmann 
zu  zahlende  Vermittlungsgebühr  als  Last  empfindet  Ihre  wirtschaftliche 
Widerstandsfähigkeit  und  ihr  Kredit  sind  meist  beschränkt,  und  das  führt 
leicht  zu  einer  gewissen  Abhängigkeit  vom  Kaufmann,  die  dann  natürlich 
unbequem  ist  und  unzufrieden  macht  Der  Grofshandel  dagegen  arbeitet 
meist  mit  geschäftsgewandten,  für  eine  sachliche  Beurteilung  hinreichend 
vorgebildeten  Abnehmern,  die  vielfach  mit  gröfserer  Zahlungsfähigkeit 
und  mit  umfangreicherem  Kredit  ausgestattet  sind.  Dieser  Unterschied 
der  Abnehmerkreise  hat  für  die  Beurteilung  der  Dienste  des  Handels 
eine  viel  gröfsere  Bedeutung,  als  man  gewöhnlich  annimmt. 

Diesem  mehr  subjektiven  Moment  treten  nun  aber  auch  objektive 
hinzu,  die  in  der  schon  berührten  Verschiedenheit  der  allgemeinen  Vor- 
aussetzungen für  die  Thätigkeit  des  Grofs-  und  Kleinhandels  begründet 
sind,  und  die  dazu  führen,  dafs  beim  Grofshandel  die  günstigen  Wirkungen 
für  Produzenten,  Konsumenten  und  Volkswirtschaft  deutlicher  zu  Tage 
treten,  als  beim  Kleinhandel.  Es  ist  schon  hervorgehoben,  dafs  der  Spiel- 
raum für  die  Arbeitsteilung  und  für  die  Wahl  des  Standortes  beim  Grofs- 
handel gröfser  ist,  als  beim  Kleinhandel;  das  ermöglicht  an  sich  dem 
Grofshandel  auch  eine  höhere  Ausgestaltung  seiner  technischen  Leistungs- 
fähigkeit, die  wieder  gestattet,  sich  mit  relativ  geringeren  Vergütungen 
für  die  Vermittlungsdienste  zu  begnügen.  In  derselben  Bichtung  wirkt 
die  verhäJtnismäfsig  geringere  Notwendigkeit  des  Lagerhaltens  und  das 
Operieren  mit  gröfseren,  nicht  weiter  zu  zerlegenden  Mengen,  sowie  die 
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festere  Begrenzung  der  Kreditgewährung  beim  Grofshandel.  Die  Gefahr 
einer  Überfüllung  des  Gewerbes,  welche  die  Vermittlungsgebühren  für 
eine  gröfsere  Zahl  von  Existenzen  bedingt,  ist  beim  Grofshandel  nach 
den  thatsächliehen  Erfahrungen  geringer.  Dem  Grofshandel  ist  es  aber 
auch  eher  als  dem  Kleinhandel  möglich,  sich  mit  seiner  Preisbewegung 
mehr  und  schneller  den  Marktverschiebungen  anzupassen.  Die  Hemm- 
nisse, die  dem  Kleinhändler  in  dieser  Beziehung  durch  die  längere  und 
relativ  gröfsere  Einlagerung  der  Waren,  durch  die  Eigenart  der  Ab- 
nehmerkreise u.  dergl.  mehr  entgegenstehen,  fehlen  in  der  Hauptsache 
beim  Grofshandel.  Überdies  ist  der  Grofshandel  unabhängiger  von  den 
lokalen  Einflüssen. 

Alles  das  trägt  dazu  bei,  dafs  die  Abnehmer  an  den  Vermittler- 
göbühren  des  Grofshandels  weniger  Anstofs  zu  nehmen  pflegen,  als  an 
denen  des  Kleinhandels,  und  dafs  auch  thatsächlich  die  dem  Kaufmanns- 
handel im  allgemeinen  zuzusprechenden  Vorteile  beim  Grofshandel  deut- 
licher in  die  Erscheinung  treten.  Die  Absatz  suchende  und  Markt  er- 
weiternde Wirkung  des  Handels,  sein  regulierender  Einflufs  auf  die 
Preise,  seine  fördernde  Einwirkung  auf  das  Verkehrswesen,  seine  kulturelle 
Bedeutung,  seine  Leistungen  für  den  regelmäfsigen  Fortgang  der  Sach- 
gütererzeugung  durch  Heranschaffung  der  Rohstoffe,  seine  Bedeutung 
für  die  Organisation  einer  regelmäfsigen  und  reichhaltigen  Bedarfsver- 
sotgung  der  Bevölkerung  drängen  sich  hier  dem  Beurteiler  viel  klarer 
auf.  Das  Moment  einer  gesunden  Spekulation  spielt  beim  Warengrofshandel 
eine  wichtigere  Rolle,  als  beim  Kleinhandel,  und  die  Spekulation  ist  hier 
auch  zu  feineren  Formen  ausgestaltet  Das  ist  nur  geeignet,  an  sich  die 
Bedeutung  des  Grofshandels  für  die  zeitliche  Verteilung  und  Dirigierung 
der  Warenvorräte,  für  den  zeitlichen  Ausgleich  zwischen  Produktion  und 
Bedarf  und  für  die  Abschwächung  der  zeitlichen  Preisschwankungen  zu 
erhöhen.  Freilich  bietet  sich  infolgedessen  auch  im  Grofshandel  mehr 
Gelegenheit  zu  einer  ungesunden  Ausgestaltung  der  Spekulation,  die 
Produzenten  wie  Konsumenten  nachteilig  werden  kann.  Aber  das  gehört 
nicht  zum  Wesen  des  Grofshandels  und  [kann  an  sich  das  Urteil  über 
ihn  nicht  ungünstiger  gestalten. 

Das  Gesagte  gilt  für  den  Grofshandel  sowohl,  wenn  er  als  Binnen- 
handel, als  auch  dann,  wenn  er  als  internationaler  oder  «auswärtiger 
Handel  erscheint.  Dafs  gerade  der  letztere  für  die  Absatzgewinnung  und 
Rohstoffversorgung  der  Sachgüterproduzenten  und  für  die  Sicherung 
regelmäf8iger  und  reichhaltiger  Bedarfsbefriedigung  der  Bevölkerung  eine 
besondere  Bedeutung  hat,  wird  von  Niemand  bestritten.  Aber  es  ist  auch 
nicht  zu  übersehen,  dafs  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Thätig- 
keit  gerade  des  auswärtigen  Handels  den  inländischen  Interessen  nachteilig 
werden  kann,  wie  schon  erwähnt  wurde.  Soweit  solche  Gefahren  beim 
auswärtigen  Handel  bestehen,  ist  es  Aufgabe  der  äufseren  Handelspolitik, 
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geeignete  Schutzwehren  zu  errichten.  Dafs  im  übrigen  der  auswärtige 
Handel  in  Gestalt  des  internationalen  Zwischenhandels  der  Nation  eine 
wesentliche  Bereicherung  verschaffen  kann,  ist  in  der  Geschichte  zu  oft 
zu  Tage  getreten,  als  dafs  es  hätte  übersehen  werden  können. 

Die  Frage,  ob  der  Binnenhandel  oder  der  auswärtige  Handel  gröfsere 
Umsätze  bewirkt,  läfst  sich  nicht  allgemein  beantworten.  Der  Zahl  der 
Umsätze  nach  wird  allerdings  der  Binnenhandel  im  allgemeinen  voran- 
stehen, weil  er  die  zahlreichen  kleinen  Operationen  des  Kleinhandels 
mit  umfafst  Dafs  die  Gesamtmenge  der  Umsätze  gröfser  ist,  kann  aber 
daraus  nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden.  Nur  an  der  Hand  einer 
genauen  Produktions-  und  Ein-  und  Ausfuhrstatistik  liefse  sich  diese 
Frage  beantworten.  Der  Binnenhandel  hat  umzusetzen  die  einheimische 
Produktionsmenge  nach  Abzug  des  exportierten  Teiles,  und  er  hat  weiter 
die  vom  Importhandel  herangeschafften  Mengen  an  die  Konsumenten 
zu  bringen.  Der  auswärtige  Handel  hat  umzusetzen  die  Ausfuhrmenge, 
die  Einfuhrmenge  und  die  im  internationalen  Zwischenhandel  bewegten 
Mengen  ausländischer  Güter,  die  weder  als  Einfuhr  noch  als  Ausfuhr 
angesprochen  werden  können.  Wenn  wir  alle  diese  Gröfsen  genau  er- 
mitteln können,  so  läfst  sich  die  Gröfse  der  Umsätze  natürlich  sicher 
berechnen.  Da  die  Importmenge  sowohl  beim  auswärtigen  als  auch 
beim  Binnenhandel  erscheint,  so  kommt  es  für  die  vorliegende  Frage 
nur  noch  darauf  an,  ob  die  inländische  Produktion  nach  Abzug  der 
Exportmenge  gröfser  oder  geringer  oder  ebenso  grofs  ist,  als  die  Export- 
menge und  die  im  internationalen  Zwischenhandel  bewegten  Massen.  Die 
Gestaltung  unserer  Handelsstatistik  ermöglicht  eine  annähernde  Fest- 
stellung der  Import-  und  Exportmengen,  wenn  auch  einzelne  Teile  sich 
der  statistischen  Erfassung  entziehen;  dagegen  können  wir  die  im  inter- 
nationalen Zwischenhandel  bewegten  Mengen  nicht  genau  ermitteln,  und 
noch  weniger  liegen  korrekte  Produktionsstatistiken  umfassender  Art  vor. 

Auch  auf  indirektem  Wege,  nämlich  an  der  Hand  der  Verkehrs- 
statistik, läfst  sich  eine  völlig  einwandfreie  Scheidung  nach  Binnen-  und 
Aufsenhandel  nicht  durchführen.  Immerhin  gestattet  die  Verkehrs- 
statistik eine  Berechnung,  die  wenigstens  einen  Wahrscheinlichkeitswert 
hat.  Dabei  darf  freilich  nicht  übersehen  werden,  dafs  im  inneren  Ver- 
kehr viele  Versendungsmengen  mehrmals  gezählt  werden,  weil  sie  mehr- 
mals in  Bewegung  gesetzt  werden,  und  dafs  wieder  andere  Mengen 
überhaupt  nicht  gezählt  werden,  weil  sie  am  Erzeugungsort  in  den  Ver- 
brauch gelangen.    Genaue  Zahlenangaben  sind  dehalb  nicht  möglich. 

Für  grofse,  dicht  bevölkerte  Länder  mit  umfangreicher  eigener  Pro- 
duktion darf  als  Regel  ein  Überwiegen  der  Masse  der  im  Binnenhandel 
bewegten  Waren  angenommen  werden.  Bei  kleinen  Ländern  in  einer 
Lage,  die  für  den  internationalen  Zwischenhandel  günstig  ist,  wird  der 
Aufsenhandel  in  der  Regel  die  gröfsere  Bedeutung  haben. 
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Weit  weniger  freundlich,  als  der  Grofshandel  wird  im  allgemeinen 
der  Kleinhandel  beurteilt,  schon  deshalb,  weil,  wie  erwähnt,  sowohl  die 
Art  seines  Abnehmerkreises  als  auch  sachliche  Eigentümlichkeiten  ein 
deutliches  Erkennen  seiner  Leistungen  und  eine  gerechte  Abwägung 
seiner  Bedeutung  erschweren. 

Was  wirft  man  dem  Kleinhandel  vor?  Zunächst  nimmt  man  An- 
stois an  der  Höhe  der  Vergütungen,  die  dem  Kleinhändler  für  seine 
Dienste  gezahlt  werden.  Man  hält  diese  Vergütung  für  zu  hoch,  ent- 
weder in  dem  Sinne,  dafs  der  einzelne  Kleinhändler  sich  zu  hohe  Preis- 
aufschläge erlaubt,  oder  aber  dafs  —  wenn  auch  der  Einzelne  nur  eine 
raäfsige  Vergütung  nimmt  —  doch  im  ganzen  die  Volkswirtschaft  die 
Leistungen  des  Kleinhandels  zu  teuer  bezahlen  mufs,  weil  der  Klein- 
handel überfüllt  ist  und  zu  viel  Existenzen  ernähren  mufs. 

Auch  wird  hervorgehoben,  dafs  unzulängliche  kaufmännische  Fähig- 
keit und  Vorbildung  den  Kleinhändler  zu  falschen  oder  unzweckmäfsigen 
Operationen,  wie  z.  B.  zu  ungünstigem  Einkauf,  unverständiger  Be- 
handlung der  Waren  u.  dergl.  führt,  und  dafs  diese  Fehler  des  Kauf- 
manns durch  hohe  Preisaufschläge  auf  die  Konsumenten  abgewälzt 
werden.  Weiter  wird  angeführt,  dafs  die  Beschaffenheit  und  Reinheit 
der  Waren  nicht  immer  einwandfrei  sei,  und  dafs  durch  mifsbräuch- 
liche  Ausnutzung  des  Kreditsystems  die  Konsumenten  in  Abhängigkeit 
von  dem  Kaufmann  gebracht  werden  und  sich  auch  deshalb  Preis- 
aufschläge gefallen  lassen  müssen,  die  weder  mit  dem  Umfang  der 
geleisteten  Dienste  noch  mit  der  Beschaffenheit  der  Waren  in  Ein- 
klang stehen. 

Niemand  kann  leugnen,  dafs  sich  für  jede  dieser  Behauptungen 
thatsächliche  Vorkommnisse  anführen  lassen.  Aber  ebensowenig  kann 
bei  ruhiger  Beurteilung  der  Sache  geleugnet  werden,  dafs  man  solche 
Vorkommnisse  nicht  verallgemeinern  und  unterschiedslos  auf  alle  Klein- 
händler übertragen  darf.  Es  giebt  eben  innerhalb  des  Kleinhandels  so 
verschiedene  Elemente,  dafs  von  einer  Gleichartigkeit  des  Verhaltens 
schlechterdings  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Soliden  und  tüchtig  geleiteten  Kleinhandelsbetrieben  kann  nach  den 
Untersuchungen,  die  auf  Veranlassung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  1888 
erschienen  sind,  und  nach  den  Ergebnissen  der  Beratungen  des  Vereins 
darüber  der  Vorwurf  nicht  gemacht  werden,  dafs  sie  zu  hohe  Preis- 
forderungen durch  ungeschicktes  Vorgehen,  durch  Mifsbrauch  des  Kredites 
u.  dergl.  mehr  herbeiführen,  und  dafs  sie  sich  im  ganzen  ihre  Vermittler- 
arbeit zu  teuer  bezahlen  lassen.  Dafs  bei  einzelnen  Artikeln  diese  Ver- 
gütung höher  ist,  als  bei  anderen,  versteht  sich  von  selbst  Es  kommt 
aber  bei  der  Beurteilung  auf  die  Gesamtziffern  an,  da  die  zahlreichen 
Dienste,  die  der  Kleinhändler  dem  Konsumenten  leistet,  nicht  jeder  für 
sich  behandelt  werden  können.   Selbstverständlich  ist  es  auch,  dafs  die 
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Vergütungen  für  die  Dienste  des  Handels  beim  Kleinhandel  im  allgemeinen 
verhältnismäfsig  höher  sein  müssen,  als  beim  Grofshandel.  Dals  sie 
aber  im  ganzen  zu  hoch  sind  gegenüben  den  Diensten,  die  in  Frage 
kommen,  läfst  sich  nicht  allgemein  behaupten.  Die  oben  erwähnten 
Untersuchungen  haben  ergeben,  dafs  die  Gesamtvergütung,  die  der  einzelne 
Haushalt  dem  Kleinhändler  jährlich  zu  zahlen  hat,  doch  verhältnismä&ig 
gering  ist  gegenüber  der  Arbeit,  die  der  Kaufmann  behufs  Heranschaffung 
und  Lagerung  der  zahlreichen  einzelnen  Waren. aus  aller  Herren  Länder 
auf  sich  nehmen  mufs.  Der  einzelne  Konsument  würde  diese  Arbeit 
schwerlich  ebenso  billig  leisten  können,  ganz  abgesehen  von  den  sach- 
lichen Schwierigkeiten,  die  ihm  dabei  als  Nichtfachmann  entgegentreten. 
Bei  einzelnen  wenigen  Bedarfsgegenständen  mag  der  Konsument  ohne 
den  Kleinhandel  fertig  werden ;  für  die  Gesamtheit  seiner  zahlreichen 
Bedarfsartikel  ist  ihm  das  unmöglich. 

Dafs  bei  weniger  soliden  und  weniger  gut  geleiteten  Betrieben  mehr 
Grund  zur  Klage  vorhanden  ist,  und  dafs  auch  das  grofse  Heer  kleiner 
und  kleinster  Händler,  die  erst  aus  zweiter,  dritter  oder  vierter  Hand 
einkaufen,  eine  an  sich  vermeidliche  Verteuerung  der  Waren  hervorrufen 
kann,  soll  damit  nicht  geleugnet  werden. 

Mit  diesen  Erwägungen  ist  nun  freilich  die  Frage  noch  nicht  ent- 
schieden, ob  die  Volkswirtschaft  im  ganzen  nicht  die  Dienste  des  Klein- 
handels zu  teuer  bezahlen  mufs,  weil  wegen  der  Überfüllung  desselben  zu 
viele  Existenzen  ernährt  werden  müssen.  Auch  auf  diese  Frage  läfst  sich 
keine  allgemeine  Antwort  geben.  Bis  jetzt  hat  noch  Niemand  die  Formel 
gefunden,  nach  der  man  berechnen  könnte,  wieviel  Einwohner  mindestens 
auf  einen  Kleinhandelsbetrieb  entfallen  müssen,  wenn  die  zweckmäfsige, 
ununterbrochene  und  reichhaltige  Bedarfsversorgung,  die  der  Konsument 
heute  beansprucht,  mit  dem  geringsten  Gesamtaufwande,  der  möglich  ist, 
also  in  der  wirtschaftlichsten  Weise,  bewirkt  werden  soll.  Auch  künftig 
wird  eine  solche  Formel  nicht  zu  finden  sein.  Fehlt  sie  uns  aber,  woran 
sollen  wir  die  Verhältnisse  messen,  wenn  wir  wissen  wollen,  ob  zu  viel 
Kleinhändler  vorhanden  sind?  Man  könnte  sagen:  an  der  wirtschaft- 
lichen Lage  der  Kleinhändler  selbst;  geht  es  ihnen  schlecht,  so  hat  der 
Einzelne  eben  nicht  mehr  ein  genügendes  Arbeitsfeld.  Aber  wann  geht 
es  dem  Kleinhänder  schlecht?  An  welchem  Mafsstahe  können  wir  seine 
wirtschaftliche  lAge  messen?  Nicht  einmal  die  Konkursstatistik  ermög- 
licht uns  den  Schlufs  auf  eine  Überfüllung  des  Kleinhandels,  solange 
uns  nicht  die  einzelnen  Konkursursachen  bekannt  sind.  In  all7  diese 
Dinge  spielen  so  viele  persönliche  und  statistisch  gar  nicht  erfafsbare 
Faktoren  hinein,  dafs  man  mit  allgemeinen  Schlufsfolgerungen  äufserst 
vorsichtig  sein  mufs.  Im  einzelnen  Falle  berechtigen  uns  wohl  gewisse 
Anzeichen  dazu,  eine  Überfüllung  anzunehmen.  Jede  allgemeine  derartige 
Behauptung  aber  schwebt  in  der  Luft 
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Die  weiteren  Vorwürfe,  die  gegen  den  Kleinhandel  gerichtet  werden, 
gehen  dahin,  dafs  seine  Preise  sich  zu  wenig  und  zu  langsam  den  Ver» 
Schiebungen  der  Grofshandelspreise  anpassen,  entweder  weil  die  Klein- 
händler eine  solche  Anpassung  nicht  wollen,  oder  weil  sie  dieselbe  nicht 
durchführen  können.  Soweit  sie  die  Anpassung  nicht  durchführen  können, 
ist  ein  Vorwurf  gegen  die  Kleinhändler  persönlich  nicht  zu  erheben, 
sondern  könnte  sich  nur  richten  gegen  die  ganze  Organisation  der  Be- 
darfsvermittlung. Nur  soweit,  als  die  Kleinhändler  die  Anpassung  unter- 
lassen, obwohl  sie  dieselbe  durchführen  können,  wäre  ihnen  daraus  ein 
Vorwurf  zu  machen. 

Die  oben  erwähnten  Untersuchungen  und  Verhandlungen  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  haben  naturgemäfs  nur  einen  kleinen  Ausschnitt  der 
thatsächlichen  Verhältnisse  beleuchten  können.  Für  diesen  Ausschnitt 
aber  haben  sie  ergeben,  dafs  in  tüchtigen  und  soliden  Geschäften  im 
grofsen  Durchschnitte  die  Kleinhandelspreise  sich  denen  des  Grofsverr 
kehrs  anpassen.  Allerdings  machen  die  Kleinhandelspreise  nicht  jede  kleine 
Schwankung  der  Grofshandelspreise  mit  und  hinken  vielfach  den  letzteren 
nach,  und  weiter  kommt  die  Verschiebung  im  Grofshandel  meist  nur 
teilweise  im  Kleinhandel  zum  Ausdruck.  Im  ganzen  vibrieren  deshalb 
die  Kleinhandelspreise  weniger  oft  und  weniger  heftig;  aber  die  nach- 
haltigen Verschiebungen  der  Grofshandelspreise  kommen  doch  im  wesent- 
lichen in  der  Preisbewegung  des  Kleinhandels  zum  Ausdruck.  Es  fehlt  nicht 
an  Beispielen  dafür,  dafs  eine  Preiserhöhung  im  Grofshandel  die  Preise 
des  Kleinhandels  verhältnismäfsig  noch  stärker  gesteigert  hat;  aber  es 
fehlt  auch  nicht  an  Belegen  dafür,  dafs  der  Konsument  die  Erhöhung 
der  Grofshandelspreise  nur  zum  Teil  hat  auf  sich  nehmen  müssen.  Ja 
es  lassen  sich  thatsächliche  Fälle  genug  anführen,  in  denen  die  Konsu- 
menten die  Erhöhung  der  Grofshandelspreise  überhaupt  nicht  haben 
spüren  müssen,  und  in  denen  zeitweilig  die  Preise  des  Kleinhands  unter 
denen  des  Grofshandels  blieben. 

Hier  zeigt  sich  deutlich,  dafs  überhaupt  die  Stellung  des  Klein- 
händlers zur  Preisbewegung  weniger  frei  ist  als  die  des  Grofshändlers. 
Die  Abnehmerkreise  des  Kleinhandels  drängen  selbst  auf  eine  gewisse 
Stetigkeit  der  Preise  hin,  und  der  Kleinhändler  mufs  sich]  dem  an- 
passen, weil  er  bei  einer  Preiserhöhung,  auch  wenn  er  vorher  die  Preise 
heruntergesetzt  hatte,  leicht  Kunden  verliert.  Der  Kleinhändler  hat  über- 
dies auch  mehr  mit  den  bei  der  Preisgestaltung  mitwirkenden  lokalen 
Verhältnissen  zu  rechnen.  Das  Verhalten  der  Abnehmer  begünstigt  viel- 
fach direkt  eine  stetigere  Haltung  der  Preise.  Wo  z.  B.  im  Kleinhandels- 
verkehr der  Kredit  regelmäfsig  in  Anspruch  genommen  wird,  also  der 
Kleinhändler  langsamer  seine  aufgewendeten  Kosten  ersetzt  bekommt, 
müssen  naturgemäfs  die  Preise  länger  auf  demselben  Stande  verharren. 
Auch  die  Gewöhnung  der  Konsumenten  an  bestimmte  Preise  für  gewisse 
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Warensorten,  deren  feinere  Unterscheidung  den  meisten  Konsumenten 
nicht  geläufig  ist,  drängt  in  dieselbe  Richtung. 

Dazu  koirtmt,  dafs  der  Kleinhändler  im  Verhältnis  mehr  und  länger 
Lager  halten ,  also  auch  länger  mit  den  alten  Einkaufspreisen  rechnen 
mufs,  als  der  Grofshändler,  und  deshalb  selbst  manche  Verschiebungen 
im  Grofshandel  gar  nicht  verspürt  Des  weiteren  ist  zu  beachten,  dafs 
die  laufenden  allgemeinen  Unkosten  von  den  Verschiebungen  der  Grofs- 
handelspreise  ganz  unberührt  bleiben.  Je  höher  diese  Kosten  sind,  desto 
geringer  mufs  der  Einflufs  der  Schwankungen  der  Grofshandelspreise 
auf  die  Kleinhandelspreise  sein,  sodafs  von  vornherein  im  allgemeinen 
die  Verschiebungen  des  grofsen  Marktes  nur  in  abgeschwächter  Form 
beim  Kleinverkehr  mit  den  einzelnen  Konsumenten  zu  Tage  treten  können. 
Diese  Abschwächung  wird  noch  vergröfsert  dadurch,  dafs  der  Kleinhandel 
mit  sehr  kleinen  Einzelmengen  beim  Verkauf  zu  thun  hat  Die  Ver- 
schiebungen des  Grofshandelspreises  für  100  kg  oder  für  1  t  machen  bei 
der  Einzelmenge,  die  im  Kleinhandel  verkauft  wird,  oft  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  eines  Pfennigs  aus  und  werden  deshalb  ignoriert 

Was  man  billigerweise  von  der  Preisgestaltung  im  Kleinhandel 
verlangen  kann,  ist  hiernach  nicht  die  volle  Anpassung  an  die  Bewegung 
der  Grofshandelspreise,  sondern  nur  die  abgeschwächte  Anpassung  an 
grofse  und  nachhaltige  Verschiebungen  im  Grofsverkehr.  Diese  Forderung 
aber  wird,  soweit  Untersuchungen  vorliegen,  im  wesentlichen  von  soliden 
und  gut  geleiteten  Kleinhandelsbetrieben  erfüllt. 

Auch  hier  darf  natürlich  nicht  vergessen  werden,  dafs  im  Klein- 
handel sehr  verschiedenartige  Betriebe  stecken.  Kleine  und  kleinste, 
nicht  sachverständig  oder  nicht  solide  geleitete  Winkelgeschäfte  werden 
ein  anderes  Ergebnis  wie  in  Bezug  auf  die  Höhe,  so  auch  in  Bezug  auf 
die  Bewegung  der  Preise  zeigen. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  in  dieser  Beziehung  die  Geschäfte 
ein,  die  ständig  für  alle  Waren  denselben  Preis  verlangen  (50  Pf.-,  1  M.-, 
3  M.-Bazare  u.  s.  w.).  Da  die  Einkaufspreise  der  Waren  schwanken,  so 
ist  die  Vermittlungsgebühr,  die  sich  aus  dem  ständig  festgehaltenen  Ver- 
kaufspreis ergiebt,  bald  höher,  bald  geringer,  vorausgesetzt,  dafs  die 
Händler  diesen  Verschiebungen  nicht  durch  Änderung  der  Beschaffen- 
heit der  Ware  ausweichen.  Eine  Anpassung  der  Preise  an  die  Ver- 
schiebungen des  Grofsmarktes  findet  hier  selbstverständlich  nicht  statt. 

Ein  Teil  des  Kleinhandels  bleibt  von  den  besprochenen  Vorwürfen 
der  Konsumenten  meist  verschont,  nämlich  derjenige,  welcher  in  den 
Grofsmagazinen  (Warenhäusern)  durchgeführt  wird.  Es  ist  schon  ge- 
sagt worden,  dafs  diese  Form  des  Kleinhandels  die  technische  Arbeits- 
teilung an  .  Stelle  der  Berufsgliederung  in  den  Vordergrund  schiebt  und 
so  gewisse  Nachteile  einer  weitgehenden  beruflichen  Arbeitsgliederung 
des  Kaufmannshandels  aufhebt    Sie  bietet  den  Konsumenten  die  Mög- 
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lichkeit,  in  bequemer  Weise  innerhalb  glänzend  ausgestatteter  Räume  die 
verschiedensten  Bedürfnisse  zu  decken,  denn  sie  konzentriert  gewisser- 
mafsen  eine  grofse  Zahl  von  Specialgeschäften  an  einer  Stelle  und  in 
einer  Hand.  Aber  sie  ruft  —  wie  schon  gezeigt  —  dadurch  auch  für 
den  entfernt  wohnenden  Teil  der  Konsumenten  wieder  gewisse  Unbe- 
quemlichkeiten hervor.  Aufserdem  liegt  in  der  grofsen  —  in  der  Praxis 
oft  viel  zu  weit  getriebenen  —  Mannigfaltigkeit  der  Waren  eine  gewisse 
Gefahr.  Je  gröfser  die  Mannigfaltigkeit  der  Waren,  desto  schwerer  ist 
es  für  den  Unternehmer,  noch  selbst  einen  Überblick  über  das  Ganze  zu 
behalten,  desto  gröfser  auch  seine  Abhängigkeit  von  der  Zuverlässigkeit  und 
kaufmännischen  Tüchtigkeit  seiner  Abteilungschefs,  desto  leichter  können 
sich  Mifsbräuche  ausbilden.  Auch  darf  wohl  angenommen  werden,  dafs 
ein  tüchtiges,  hinreichend  kapitalkräftiges  Specialgeschäft  in  der  Pflege 
und  Behandlung  seines  besonderen  Artikels  noch  mehr  leisten  kann,  als  das 
Warenhaus,  bei  welchem  dieser  Zweig  nur  einer  unter  sehr  vielen  ist 
Schon  aus  diesen  Gründen  kann  man  die  Grofsmagazine  nicht  schlechthin 
als  die  rationellste  Form  des  Kleinhandels  bezeichnen. 

Immerhin  aber  bringen  sie  für  einen  Teil  der  Konsumenten  un- 
mittelbar eine  erheblich  gröfsere  Bequemlichkeit  mit  sich,  und  für  die 
entfernt  wohnenden  Konsumenten  lassen  sich  die  Unbequemlichkeiten  der 
Bedarfsdeckung  durch  ausgiebige  Benutzung  der  Packetpost  und  anderer 
Verkehrseinrichtungen  wesentlich  abschwächen. 

Nicht  zu  leugnen  ist  ferner,  dafs  die  Grofsmagazine  gewisse  tech- 
nische Vorzüge  vor  dem  zersplitterten  Kleinhandel  aufweisen.  Die  Zu- 
sammenfassung vieler  Specialgeschäfte  an  einer  Stelle  und  in  einer  Hand 
ist  an  sich  geeignet,  die  allgemeinen  Geschäftsunkosten  zu  vermindern, 
weil  viele  Ausgaben,  die  sich  bei  der  zersplitterten  Form  des  Betriebes 
in  jedem  einzelnen  Geschäft  wiederholen,  jetzt  nur  einmal  gemacht  werden 
müssen.  Dazu  kommt,  dafs  diese  Betriebe  sich  als  kapitalkräftige  Grofs- 
betriebe  darstellen  und  sich  deshalb  für  Einkauf,  Transport,  Lagerung, 
Behandlung  der  Waren  u.  dergl.  bessere  Bedingungen  verschaffen  können, 
als  viele  kleine  Kaufleute.  Der  Grofsbetrieb  verleugnet  auch  hier  die 
Vorzüge,  die  ihm  in  vielen  Beziehungen  anhaften,  nicht  Diese  Um- 
stände und  dazu  der  regere  Umsatz  ermöglichen  es  an  und  für  sich,  dafs 
die  Vergütungen,  die  für  die  Dienste  des  Kaufmanns  zu  zahlen  sind, 
sich  auf  einer  geringeren  Höhe  halten  können  als  bei  den  zersplitterten 
Geschäftsbetrieben.  Soweit  das  eintritt,  mufs  man  darin  vom  Standpunkt 
der  Volkswirtschaft  aus  einen  Fortschritt  erblicken,  der  gerade  den  Kon- 
sumenten zu  Gute  kommt 

Die  Inanspruchnahme  des  Kredites  bei  Beschaffung  der  täglichen 
Bedarfsgegenstände  ist  bei  den  Grofsmagazinen  nicht  unbedingt  ausge- 
schlossen, aber  so  schwer  durchzuführen,  dafs  dieselben  erklärlicher- 
weise überall  zum  Prinzip  der  Barzahlung  haben  übergehen  müssen. 
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Das  mag  einzelnen  Konsunienten  im  Anfang  unbequem  sein,  auf  die 
Dauer  wirkt  es  günstig  auf  ihr  wirtschaftliches  Verhalten  ein,  und  man 
kann  mit  gutem  Grunde  hier  von  einer  gewissen  erzieherischen  Wirkung 
reden,  die  bei  einem  Teil  der  zersplitterten  Kleinhandlungen  fehlt 

Auch  darf  anerkannt  werden,  dafs  die  Grofsmagazine  das  Eindringen 
ungeeigneter  und  nicht  genügend  geschulter  Kräfte  in  den  Kleinhandel 
erschweren  und  damit  einem  Mifsstand  entgegenarbeiten,  der  sich  bisher 
im  Kleinhandel  in  sehr  empfindlicher  Weise  fühlbar  gemacht  hat  1 

Für  die  Angestellten  des  Handels  bieten  die  Grofsbetriebe  ebenfalls 
manche  Vorzüge.  Mifsstände  ihrer  Lage  und  Behandlung  können  sich 
bei  solchen  Betrieben,  die  durchaus  im  Lichte  der  Öffentlichkeit  stehen, 
schwerer  entwickeln  als  bei  Einzelgeschäften,  auf  die  weniger  geachtet 
wird.  Die  Arbeitszeit  der  Angestellten  insbesondere  läfst  sich  in  den 
Grofsbetrieben  leichter  auf  ein  vernünftiges  Mafs  einschränken.  Was  be- 
züglich der  einzelnen  Kleinhandlungen  bisher  meist  vergeblich  angestrebt 
wurde,  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  ist  in  manchen  GrofsmagazineA 
schon  freiwillig  durchgeführt.  Sie  haben  die  Macht,  auch  in  dieser  Be- 
ziehung auf  die  Konsumenten  einzuwirken  und  sie  zu  veranlassen,  dafs  sie 
ihre  Einkäufe  auf  kürzere  Zeit  zusammendrängen.  Allerdings  mufs  in 
den  Grofsmagazinen  in  der  kürzeren  Arbeitszeit  auch  intensiver  gearbeitet 
werden.  Aber  darin  liegt  kein  Nachteil,  und  die  Angestellten  selbst  ziehen 
es  in  der  Regel  vor,  die  kürzere  Zeit  hindurch  angestrengt  zu  arbeiten 
und  dann  frei  zu  sein,  als  vom  frühen  Morgen  bis  zum  späten  Abend 
zwar  weniger  angespannt,  aber  doch  an  das  Geschäft  gefesselt  zu  sein. 
Die  Besoldungsverhältnisse  können  in  den  Grofsbetrieben  eher  günstig 
gestaltet  werden,  weil  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  Unternehmer 
und  die  Ansprüche  an  ihre  Angestellten  gröfser  sind,  als  bei  einem  be- 
trächtlichen Teil  der  Einzelgeschäfte.  Überdies  müssen  die  moralischen 
Anforderungen  an  die  Angestellten  hier  sehr  hoch  gespannt  werden  und 
deshalb  auf  die  Dauer  auch  in  den  Besoldungen  einen  entsprechenden 
Ausdruck  finden.  Durch  Wohlfahrtseinrichtungen  verschiedener  Art, 
durch  die  gerade  hier  verhältnismäfsig  leicht  anwendbare  Gewinnbeteili- 
gung der  Angestellten  kann  in  den  Grofsbetrieben  des  Kleinhandels  ein 
günstiger  Einflufs  auf  die  Gesamtlage  der  Angestellten  eher  ausgeübt 
werden,  als  es  in  der  Regel  dem  einzelnen  kleinen  Kaufmann  möglich  ist. 
Zudem  verheifst  die  höhere  wirtschaftliche  Widerstandsfähigkeit  der 
Grofsbetriebe  auch  eine  ständigere  Arbeitsgelegenheit  für  die  Angestellten. 

Das  sind  wichtige  soziale  Wirkungen,  die  man  nicht  unterschätzen  soll. 
Allerdings  reifst  dann  auch  auf  der  anderen  Seite  der  Zusammenbruch  eines 
Grofsmagazins  viel  mehr  Existenzen  in  den  Abgrund,  als  der  Untergang 
eines  kleinen  Einzelgeschäfts,  und  überhaupt  müssen  diese  Vorteile  durch 
Verzicht  der  Beteiligten  auf  selbständige  kaufmännische  Unternehmerthätig- 
keit  erkauft  werden,  was  in  sozialer  Beziehung  nicht  ohne  Bedenken  ist 
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Die  vorstehenden  Darlegungen  lassen  das  günstige  Urteil  vieler 
Nationalökonomen  über  den  Grundgedanken  der  Grofsmagazine  im  wesent- 
lichen als  berechtigt  erscheinen  und  erklären  auch  zugleich  die  That- 
sache,  dafs  die  Konsumenten  im  allgemeinen  über  die  neue  Form  des 
Kleinhandels  nicht  klagen.  Desto  lauter  ertönen  die  Klagen  der  Klein- 
händler über  die  Gefährdung  ihrer  Existenz  durch  die  Grofsmagazine. 
Immer  von  neuem  wird  hervorgehoben,  dafs  zahlreiche  kleine  Kaufleute 
durch  die  Grofsmagazine  bei  Seite  geschoben  werden.  Man  mufs  das 
in  der  Hauptsache  als  richtig  anerkennen.  Die  Grofsmagazine  sind  in  so 
wichtigen  Beziehungen  dem  zersplitterten  Kleinhandel  so  überlegen,  dafs 
die  letzteren  der  neuen  Konkurrenz  oft  nicht  gewachsen  sind.  Gerade  in 
den  Klagen  der  Kleinhändler  über  die  Konkurrenz  der  Grofsmagazine 
liegt  die  bündige  Anerkennung  dafür,  dafs  —  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  und  vom  Standpunkt  der  Konsumenten  aus  —  die  Grofs- 
magazine einen  wichtigen  Fortschritt  darstellen.  Der  Kampf  zwischen 
den  beiden  Formen  des  Kleinhandels  ist  nicht  nur  ein  Kampf  zwischen 
Grofsen  und  Kleinen,  sondern  auch  ein  Kampf  zwischen  neuen  und 
alten  Betriebsformen. 

Die  in  ihrer  Existenz  bedrohten  Vertreter  der  alten  Betriebsformen 
haben  oft  behauptet,  dafs  der  Konkurrenzkampf  von  Seiten  der  Grofs- 
magazine nicht  mit  ehrlichen  Mitteln  durchgeführt  werde.  Die  Waren 
sollen  vielfach  von  zweifelhafter  Beschaffenheit  sein,  sodafs  die  Kon- 
sumenten geschädigt  würden,  durch  einzelne  besonders  billige  Artikel 
sollen  die  Käufer  angelockt  werden,  um  ihnen  nachher  bei  anderen 
Artikeln  desto  höhere  Preise  abzunehmen,  u.  s.  w. 

Wer  die  Entwicklung  ruhig  verfolgt,  wird  zugeben  müssen,  dafs 
solche  Dinge  vorgekommen  sind;  aber  den  Beweis,  dafs  sie  sehr  häufig 
sind  und  zu  einem  allgemeinen  absprechenden  Urteil  über  die  Grofs- 
magazine berechtigen,  hat  noch  Niemand  erbringen  können,  und  ich 
zweifle,  dafs  das  später  gelingen  sollte.  Vor  falschen  Verallgemeinerungen 
mufs  man  sich  auch  hier  unbedingt  hüten.  Soweit  unehrliche  Mittel 
in  diesem  Kampfe  angewendet  werden,  ist  es  Sache  der  inneren  Handels- 
politik, entsprechende  Vorkehrungen  zu  treffen.  Soweit  aber  mit  ehr- 
lichen Mitteln  gekämpft  wird,  sind  alle  Mafsregeln  unberechtigt,  die  zu 
einer  Gefährdung  oder  Vernichtung  der  neuen  Betriebsform  führen  können; 
auch  die  gröfste  Anteilnahme  an  der  in  der  That  schwierigen  Lage 
vieler  kleiner  Kaufleute  darf  nicht  dazu  verleiten,  eine  an  sich  berechtigte 
Entwicklung  künstlich  unmöglich  zu  machen. 

Der  Wanderhandel  in  seiner  älteren  Form  (Hausierhandel,  Markt- 
und  Mefshandel)  und  in  seiner  neueren  Ausgestaltung  (Wanderlager) 
ist  auch  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht  einfach  von  den  im  §  1 
dargelegten  Wirkungen  des  Handels  auszuschliefsen.  Auch  er  dient 
dazu,  die  Trennung  zwischen  Produzent  und  Konsument  zu  überwinden. 
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Seine  Eigentümlichkeit,  das  Aufsuchen  der  Abnehmer,  während  der  sels- 
hafte  Handel  sie  normalerweise  in  seinem  Geschäftslokal  erwartet,  mufs 
dem  Wanderhandel  überall  da  eine  besondere  Bedeutung  verschaffen, 
wo  die  geringe  Leistungsfähigkeit  des  Verkehrswesens  und  die  geringe 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung  eine  Bedarfsversorgung  vermittelst  fester 
Verkaufslokale  erschwert  oder  unmöglich  macht  Für  die  Länder  der 
europäischen  Kultur  ist  diese  Voraussetzung  in  der  Hauptsache  nicht 
mehr  gegeben.  Aber  auch  in  den  hochentwickelten  Ländern  giebt  es 
immer  noch  Gebiete,  die  an  den  modernen  Verkehr  nicht  genügend  an- 
geschlossen sind  und  eine  zerstreut  wohnende  dünne  Bevölkerung  auf- 
weisen und  deshalb  sefshaften  Kaufleuten  kein  genügendes  Arbeitsfeld 
bieten.  In  solchen  Fällen  hat  der  Markthandel  und  noch  mehr  der 
Hausierhandel  eine  wichtige  Stellung  in  der  Bedarfsversorgung,  jener, 
weil  er  gelegentlich  gröfsere  Warenvorräte  der  aus  der  Umgegend  zu- 
sammenströmenden Bevölkerung  bietet,  dieser,  weil  er  den  Konsumenten 
die  Beschaffung  vieler  Bedarfsartikel  mit  einer  gewissen  Regelmäfsig- 
keit  in  bequemer  Weise  ermöglicht.  Selbst  in  den  gröfseren  Städten 
haben  diese  beiden  Formen  des  Wanderhandels  noch  eine  gewisse  Be- 
deutung und  Berechtigung.  Durch  hausierartigen  Betrieb  werden  Butter, 
Obst,  Spargel,  Gemüse,  Geflügel  u.  s.  w.  durch  Bewohner  der  Um- 
gegend von  Haus  zu  Haus  gebracht,  und  so  wird  der  Bezug  solcher 
Gegenstände  den  Konsumenten  äufserst  bequem  gemacht.  In  gröfserem 
Stile  dienen  einem  gleichen  Zwecke  die  lokalen  Wochenmärkte;  aber 
sie  haben  dabei  einen  wichtigen  Vorzug  vor  dem  hausiermäfsigen 
Einzelbetrieb.  Bei  diesem  findet  ein  unmittelbarer  Wettbewerb  der  Ver- 
käufer und  die  Ausstellung  der  Waren  verschiedener  Verkäufer  nicht 
statt  Der  Hausierer  ist  isoliert  und  bewirkt  auch  seine  Abschlüsse  in 
völliger  Isolierung.  Darin  liegt  eine  Gefahr.  Der  Konsument  kann 
dadurch  leichter  veranlafst  werden,  Preise  zu  zahlen,  die  den  Verhältnissen 
nicht  entsprechen.  Der  Einflufs  der  Konkurrenz  der  Verkäufer  auf  die 
Preise  kommt  ihm  nicht  völlig  zu  gute.  Auch  ein  Vergleich  mit  anderen 
Waren  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  ist  ihm  dabei  meist  nicht  möglich. 
Fehlt  ihm  die  Fähigkeit  zur  Beurteilung  der  Beschaffenheit,  so  kann  er 
dadurch  benachteiligt  werden. 

Bei  den  Wochenmärkten  liegt  die  Sache  in  beiden  Beziehungen 
für  den  Konsumenten  günstiger,  nur  mufs  er  dafür  auch  die  Umständ- 
lichkeiten und  den  Zeitverlust  des  Weges  zum  und  vom  Markt  und  die 
Arbeit  des  Wegschaffens  der  gekauften  Gegenstände  auf  sich  nehmen 
oder  auf  seine  Kosten  bewirken  lassen.  Die  dem  Kleinverkehr  mit 
dem  Konsumenten  dienenden  Wochenmärkte,  die  übrigens  vielfach  an 
jedem  Wochentage  abgehalten  werden,  sind  nicht  selten  nach  Waren- 
gattungen räumlich  getrennt  (Fischmarkt,  Gemüsemarkt,  Geflügelmarkt, 
Blumenmarkt  u.  s.  w.).  In  dieser  Gliederung  liegt  für  den  Konsumenten 
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der  Nachteil,  dafs  mehr  und  längere  Wege  zurückgelegt  werden  müssen, 
aber  auch  der  Vorteil,  dafs  ihm  ein  besserer  Überblick  über  die  Markt- 
lage des  Specialartikels  des  einzelnen  Marktes  ermöglicht  wird,  und  dafs 
die  Konkurrenz  unter  den  Verkäufern  lebhafter  ist 

Eine  Weiterbildung  in  entgegengesetzter  Kichtung,  also  in  der  Rich- 
tung einer  grösseren  Zusammenfassung  verschiedener  Warenarten  liegt 
in  den  Markthallen  vor,  wie  sie  sich  neuerdings  in  den  grösseren  Städten 
entwickelt  haben.  Hier  ist  zwar  an  sich  auch  eine  Specialisierung  unter 
gleichzeitiger  räumlicher  Trennung  möglich,  aber  thatsächlich  drängen 
sich  meist  in  den  Markthallen  die  Verkäufer  verschiedener  Produkte  zu- 
sammen, die  dann  aber  oft  innerhalb  der  Markthalle  gruppenweise  nach 
den  Warenarten  gegliedert  sind.  Dies  letztere  Verfahren  vereinigt  ge- 
wisse Vorteile  des  speciellen  mit  solchen  des  allgemeinen  Marktes.  Dazu 
kommt  dann  noch  bei  allen  Markthallen  der  äufsere  —  auch  in  hygie- 
nischer Beziehung  wichtige  —  Schutz  gegen  störende  Einflüsse  der 
Witterung,  gegen  Staub  u.  s.  w. 

Dem  Kleinverkehr  dienen  auch  die  Jahrmärkte,  die  in  längeren 
Zwischenräumen  eine  gröfsere  Zahl  von  Verkäufern  verschiedener  Waren 
zusammenführen.  Ihr  Ursprung  führt  auf  kirchliche  Feste  und  sonstige 
Anlässe  zu  gröfserem  Zusammenströmen  der  Menschen  zurück,  und 
daraus  erklärt  es  sich  auch,  dafs  sie  in  der  Kegel  mit  Volksbelustigungen 
aller  Art  verbunden  waren  und  sind.  In  früheren  Zeiten  geringerer 
Verkehrsentwicklung  und  geringerer  Volksdichtigkeit  hatten  auch  die 
Jahrmärkte  eine  erhebliche  Bedeutung  für  Bedarfsversorgung.  Überdies 
waren  sie  ein  wirksames  Mittel,  den  durch  allerlei  Vorrechte  geschützten 
städtischen  Gewerbetreibenden  neue  Anregungen  zu  geben  und  sie  durch 
zeitweilige  stärkere  Konkurrenz  vor  Stillstand  und  Schlendrian  zu  bewahren. 
Die  mittelalterliche  städtische  Gewerbepolitik  hat  gerade  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkt heraus  nicht  selten  die  Zoll-  und  sonstigen  Absperrungsmafs- 
regeln  gegen  fremde  Zufuhren  zu  Gunsten  des  Marktverkehrs  durchbrochen. 

Heute  sind  in  den  Ländern  europäischer  Kultur  die  alten  Anlässe  für 
die  Entwicklung  der  Jahrmärkte  in  der  Hauptsache  verschwunden.  Dafs 
trotzdem  die  Jahrmärkte  nicht  aufgehört  haben,  ist  ein  Kennzeichen  des 
grofsen  Beharrungsvermögens  alter  Volksgewohnheiten. 

Die  Märkte,  die  sich  in  gröfseren  Zwischenräumen  wiederholten, 
dienten  in  früheren  Jahrhunderten  auch  dem  Grofsverkehr.  Sie  wurden 
und  werden  in  diesem  Falle  vielfach  als  „Messen"  bezeichnet,  wenngleich 
der  Name  Messe  auch  wohl  für  die  dem  Kleinverkehr  gewidmeten  Märkte 
gebraucht  wird.  Die.  Messen,  deren  Entwicklung  im  einzelnen  hier  über- 
gangen werden  kann,  haben  ihre  frühere  Bedeutung  ebenfalls  verloren, 
und  soweit  noch  Märkte  unter  dieser  Bezeichnung  gehen,  dienen  sie  jetzt 
in  den  Staaten  europäischer  Kultur  meist  mehr  dem  Klein-  als  dem 
Grofshandel. 
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Dem  Grofshandel  sind  auch  verschiedene,  periodisch  wiederkehrende 
Specialmärkte  für  Vieh,  Pferde,  Wolle  u.  s.  w.  gewidmet  Ihre  Bedeutung  liegt 
namentlich  in  der  Ausstellung  der  Erzeugnisse  einer  gröfseren  Zahl  von 
Produzenten  neben  einander  und  in  dem  dadurch  ermöglichten  besseren 
Überblick  über  die  Marktlage.  Für  eine  Reihe  wichtiger  überseeischer 
Bedarfsartikel,  wie  z.B.  für  Wolle,  Baumwolle,  Kaffee  u.s.  w.,  haben 
sich  neuerdings  in  den  Haupteinfuhrhäfen  periodische  Versteigerungen 
entwickelt,  die  ebenfalls  dem  Grofsverkehr  dienen.  Noch  wichtiger  sind 
in  dieser  Beziehung  die  modernen  Börsen,  die  an  anderer  Stelle  näher 
zu  besprechen  sind. 

Dafs  der  Wanderhandel  in  Gestalt  des  Hausierhandels  und  des  Markt- 
oder Mefshandels  in  den  Ländern  geringerer  Kultur  auch  heute  noch 
eine  sehr  grofse  Bedeutung  beanspruchen  kann,  ergiebt  sich  aus  dem 
Gesagten  von  selbst. 

Was  die  „Wanderlager14  anlangt,  so  kommen  hier  ganz  andere  Ge- 
sichtspunkte in  Betracht,  als  beim  Hausierhandel  und  Markthandel. 
Haben  diese  auch  heute  noch  zum  Teil  die  Aufgabe,  entlegenen  und  dünn 
bevölkerten  Gegenden  die  Bedarfsversorgung  zu  erleichtern,  so  kommt 
das  bei  den  Wanderlagern  nicht  in  Frage.  Die  Wanderlager  suchen 
nicht  die  entlegenen  Gegenden,  sondern  gerade  die  grofsen  Städte  auf, 
in  denen  die  Bedarfsversorgung  ohnehin  schon  genügend  entwickelt  ist, 
Und  in  denen  auch  wegen  der  lebhaften  Konkurrenz  der  sefshaften 
Kaufleute  und  Gewerbetreibenden  kein  Bedürfnis  besteht,  durch  gelegent- 
liche Zufuhren  fremder  Erzeugnisse  neue  Anregungen  zu  geben.  Ein 
volkswirtschaftliches  Bedürfnis  für  Wanderlager  ist  nicht  anzuerkennen. 
Dem  Konsumenten  nützen  sie  in  der  Regel  auch  nicht,  da  die  Beschaffen- 
heit ihrer  Waren  vielfach  sehr  zweifelhafter  Art  ist,  und  da  sie  sich  oft 
darauf  werfen,  sonst  unverkäufliche  Ramschwaren  an  den  urteilslosen 
Teil  der  grofsstädtischen  Bevölkerung  abzusetzen.  Durch  anscheinend 
billige  Preisgestaltung  locken  sie  die  Käufer  für  solche  Waren  an,  und 
unreelle  Machenschaften  sind  dabei  nicht  gerade  selten.  Von  den  an- 
sässigen Kaufleuten  werden  sie  deshalb  —  und  zwar  in  den  aller- 
meisten Fällen  mit  Recht  —  als  eine  unsolide  Schleuderkonkurrenz  be- 
kämpft. 

Die  sefshaften  Kaufleute  machen  freilich  auch  gegen  die  übrigen 
Formen  des  Wanderhandels  —  soweit  er  dem  Kleinhandel  dient  —  Front 
und  betonen  nachdrücklich,  dafs  es  in  wirtschaftlicher  und  auch  in 
sozialer  Beziehung  wichtiger  sei,  den  sefshaften  Kleinhandel  lebensfähig 
zu  erhalten,  anstatt  veraltete  und  überflüssige  Formen  des  Kleinhandels 
zu  konservieren.  Darin  liegt  etwas  Richtiges,  und  soweit  der  sefshafte 
Kleinhandel  ebenso  gut  und  ebenso  billig  oder  noch  besser  und  billiger 
die  Bedarfsversorgung  vermittelt,  mufs  man  solchen  Erwägungen  zu- 
stimmen. Nur  mufs  man  sie  nicht  verallgemeinern,  da  es  thatsächlich  iti 
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den  Kulturstaaten  noch  Fälle  genug  giebt,  in  denen  Hausier-  und  Markt- 
handel den  Bedürfnissen  des  Konsumenten  an  sich  besser  entsprechen. 

Gemeinsam  ist  allen  Formen  des  Wanderhandels,  dafs  die  Verkäufer 
einer  standigen  Kontrolle  der  Konsumenten  entzogen  sind.  Am  wenigsten 
gilt  das  für  die  Specialmärkte  des  Grolsverkehrs  und  für  die  regelmäfsigen 
Wochenmärkte,  da  sieh  hier  in  der  Hauptsache  dieselben  Verkäufer 
immer  wieder  einfinden.  Am  meisten  gilt  es  für  die  Wanderlager  und 
für  einen  erheblichen  Teil  des  Hausierhandels;  von  letzterem  kann  man 
wenigstens  die  Verkäufer  der  Produkte  der  nächsten  Umgegend  der 
Städte  als  regelmäfsig  wiederkehrend  betrachten.  Der  Umstand,  dafs 
sich  Wanderlager  und  meist  auch  Hausierer  einer  ständigen  Kontrolle 
durch  die  Abnehmer  entziehen  und  überhaupt  nur  in  vorübergehende 
Beziehungen  zu  den  Abnehmern  treten,  birgt  die  Gefahr  in  sich,  dafs 
unreelle  Machenschaften  leichter  ungestraft  vorgenommen  werden  können. 
Die  Gefahr  wird  gesteigert  durch  die  Thatsache,  dafs  sich  vielfach  nicht 
einwandfreie  Personen  diesen  Geschäftsarten  widmen.  Beim  Hausier- 
handel tritt  dazu  noch  der  Umstand,  dafs  zudringlicher  Belästigung  der 
Konsumenten  und  der  Verleitung  zu  unnützen  Ausgaben  ein  grofser  Spiel- 
raum gegeben  ist. 

Die  Mifsstände,  die  beim  Wanderhandel  eingetreten  sind,  rechtfertigen 
ein  Engreifen  der  Gesetzgebung,  das  sich  namentlich  gegenüber  den 
Wanderlagern  in  scharfe  Formen  kleiden  kann.  Ein  wirkliches  Verbot  aber 
ist  wenigstens  in  Bezug  auf  Markt-  und  Hausierhandel  nicht  wohl  angängig. 

Als  eine  Art  Hausierbetrieb  in  modernisierter  Form  erscheint  das 
„Detailreisen44,  d.  h.  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  bei  den  ein- 
zelnen Konsumenten  seitens  der  Vertreter  sefshafter  Geschäfte.  Die  Mög- 
lichkeit zudringlicher  Belästigung  und  der  Verleitung  zu  unnützen  Aus- 
gaben ist  auch  hier  anzuerkennen.  Da  aber  hinter  dem  Reisenden  das 
sefshafte  Geschäft  steht,  so  ist  die  Möglichkeit  einer  Kontrolle  durch  die 
Konsumenten  wesentlich  gröfser.  Dafs  einem  Teil  der  sefshaften  Geschäfte 
durch  das  Detailreisen  eine  unliebsame  Konkurrenz  bereitet  wird,  ist 
nicht  zu  leugnen.  Aber  das  Detailreisen  schlechthin  als  volkswirtschaft- 
lich unberechtigt  hinzustellen,  ist  nicht  angängig.  Das  Detailreisen 
wird  auch  von  eigentlichen  Kleinhandelsgeschäften  betrieben  und  ist 
im  Grunde  nur  die  Übertragung  eines  Mittels  zur  Absatzgewinnung,  das 
im  Grofsverkehr  schon  lange  und  neuerdings  in  erheblich  stärkerem 
Mafse  unbeanstandet  angewendet  wird,  auf  den  Absatz  im  kleinen  an 
den  einzelnen  Konsumenten.  An  sich  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  für 
diesen  Teil  des  Verkehrs  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  durch 
Reisende  weniger  berechtigt  sein  soll,  als  im  Grofsverkehr.  Nicht  alles, 
was  einen  Teil  des  sefshaften  Kleinhandels  unbequem  ist  oder  ihm  Ab- 
satz wegnimmt,  mufs  lediglich  deshalb  auch  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  aus  verurteilt  werden. 

yak  dbr  Boboht,  Handel.  4 
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Da  das  Detailreisen  im  Vergleich  zu  den  zu  erzielenden  Absatz- 
mengen  verhältnismäfsig  hohe  Kosten  und  grofse  Arbeit  verursacht,  so 
muls  man  es  als  den  Ausflufs  einer  gewissen  Absatznot  betrachten,  und 
insofern  kann  man  in  der  Entwicklung  dieser  Einrichtung  eher  als  in 
vielen  anderen  Thatsachen  eine  indirekte  Bestätigung  dafür  erblicken, 
dafs'  in  einzelnen  Orten  und  in  einzelnen  Geschäftszweigen  der  Klein- 
handel überfüllt  ist  Eine  Verallgemeinerung  des  Detailreisens  würde  als 
ein  bedenkliches  Symptom  der  Überfüllung  des  Kleinhandels  überhaupt 
gelten  müssen.  Gegenwärtig  tritt  das  Detailreisen  aber  nur  als  Ausnahme- 
erscheinung auf. 

Gewissen  gesetzlichen  Eingriffen  bietet  auch  das  Detailreisen  Raum; 
verboten  werden  kann  es  ohne  Schädigung  berechtigter  Interessen  nicht 

§  3.  Die  Ersetzung  des  KaufmannshandeU  durch  andere  Formen  der 
Absatz-  und  Bezugsvennittlung.  Die  vermeintlichen  und  wirklichen  Mifs- 
stände,  die  sich  im  Kaufmannshandel  gezeigt  haben,  oder  die  ihnen  nach- 
gesagt werden,  haben  vielfache  Bestrebungen  entstehen  lassen,  die  darauf 
abzielen,  die  Dienste  des  Kaufmannshandels  entbehrlich  zu  machen.  Man 
will  häufig  selbst  die  Arbeiten  durchführen,  die  man  früher  dem  Kauf- 
mann überliefs. 

Im  allgemeinen  bedeutet  das  einen  Rückschritt  in  der  Arbeitsteilung, 
wie  sie  sich  zwischen  Gütererzeugung  und  Absatzvermittlung  und  Be- 
darfsversorgung entwickelt  hat  Der  Volkswirt  ist  geneigt,  solche  Rück- 
schritte von  vornherein  ungünstig  zu  beurteilen.  Man  darf  sich  aber  hier 
nicht  durch  die  Worte  „Rückschritt  in  der  Arbeitsteilung"  beeinflussen 
lassen.  Wenn  dieser  Rückschritt  dazu  führt,  dasselbe,  was  der  Kauf- 
mannshandel geleistet  hat,  mit  geringerem  Aufwand  ebenso  gut  oder  noch 
besser  zu  leisten,  als  dieser,  so  ist  das  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  vorzuziehen;  vom  sozialen  Standpunkt  aus  kann  freilich  die 
dabei  eintretende  Verdrängung  selbständiger  kaufmännischer  Unternehmer 
nachteilig  sein. 

Ob  das  angegebene  Ziel  erreicht  werden  kann,  mufs  im  einzelnen 
Falle  geprüft  werden. 

Bestrebungen  zur  Verdrängung  des  Kaufmannshandels  gehen  sowohl 
von  den  Produzenten  als  auch  von  den  Konsumenten  aus  und  richten 
sich  sowohl  gegen  den  Grofshandel  als  auch  gegen  den  Kleinhandel. 

Was  die  Bestrebungen  der  Produzenten  anlangt,  so  erscheint  schon 
vielfach  der  Fabrikhandel  als  ein  Ausflufs  dieser  Bemühungen.  Um  sich 
von  der  Vermittlung  des  Grofshändlers  unabhängig  zu  machen,  suchen 
die  gewerblichen  Produzenten  selbst  oder  durch  ihre  Vertreter,  insbesondere 
durch  ihre  Reisenden  die  Verbindung  mit  den  Abnehmern  gröfserer  Mengen 
zu  erreichen.  Um  sich  vom  Kleinhandel  unabhängig  zu  machen,  errichten 
gewerbliche  Produzenten  eine  gröfsere  Anzahl  eigener  Kleinverkaufsstellen, 
die  unmittelbar  mit  den  einzelnen  Konsumenten  in  Verbindung  treten  sollen. 
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Ein  derartiges  Vorgehen  ist,  soweit  sich  mangels  einer  entsprechenden 
statistischen  Untersuchung  erkennen  läfst,  in  den  letzten  Jahren  häufiger 
von  gewerblichen  Produzenten  eingeschlagen  worden.  Es  liegt  ja  an 
sich  auch  nahe,  dafs  der  Produzent  den  Wunsch  hat,  die  Vermittler- 
gebühren, die  der  Kaufmann  bisher  bezog,  selbst  zu  verdienen.  Die  Frage, 
ob  das  für  den  einzelnen  Produzenten  zweckmäfsig  und  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkt  aus  als  ein  Fortschritt  anzusehen  ist,  läfst  sich 
—  wie  schon  ausgeführt  —  nicht  allgemein  beantworten.  Ohne  Zweifel 
giebt  es  viele  Fälle,  in  denen  die  Frage  zu  bejahen  ist.  Zeigt  doch  die 
praktische  Erfahrung,  dafs  nicht  wenige  Fabrikanten  den  Vertrieb  im 
grofsen  und  manche  auch  den  Vertrieb  im  kleinen  an  die  eigentlichen 
Konsumenten  mit  geringerem  Aufwand  durchführen,  als  der  Kaufmann. 
Aber  es  fehlt  auch  keineswegs  an  entgegengesetzten  Erfahrungen.  Man 
darf  deshalb  kaum  annehmen,  dafs  ein  solches  Vorgehen  allgemein  an- 
wendbar ist  Die  Art  der  Kundschaft,  die  Gröfse  der  im  einzelnen  abzu- 
setzenden Mengen,  der  verschiedene  Grad  der  Schwierigkeit,  die  Absatz- 
punkte und  die  Abnehmer  ausfindig  zu  machen,  alles  das  spielt  hierbei 
eine  wesentliche  Rolle.  Je  komplizierter  der  kaufmännische  Vertrieb  ist, 
desto  geringer  ist  die  Aussicht  für  den  Produzenten,  den  Vertrieb  selbst 
durchzuführen.  Auch  die  Art  der  Waren  ist  dabei  von  Bedeutung.  Je 
leichter  die  Stückelung  der  Ware  ist,  je  bequemer  sich  ihre  Zerlegung 
in  kleine  Mengen  gestaltet,  desto  eher  kann  es  dem  Produzenten  ge- 
lingen, an  die  eigentlichen  Konsumenten  selbst  abzusetzen.  Wer  Schoko- 
ladenwaren oder  Cigarren  fabriziert,  dem  ist  es  wohl  möglich,  den  Ver- 
kauf an  die  eigentlichen  Konsumenten  selbst  zu  organisieren.  Wer  Tuch 
oder  Draht  oder  Bretter  fabriziert,  mufs  in  der  Regel  davon  absehen. 

Auch  die  Mannigfaltigkeit  der  Geschmacksrichtungen  und  dement- 
sprechend die  Mannigfaltigkeit  der  erzeugten  Warensorten  ist  nicht  ohne 
Einflufs.  Die  Pforzheimer  Bijouteriewarenfabrikanten  müssen  sich,  trotz 
der  leichten  Zerlegung  ihrer  Erzeugnisse  in  kleinere  Absatzmengen,  für 
den  wesentlichen  Teil  ihres  Absatzes  auf  die  kaufmännische  Vermittlung 
stützen,  weil  die  überaus  grofse  Reichhaltigkeit  ihrer  Muster  und  die 
sehr  grofse  Verschiedenheit  der  Geschmacksrichtung  der  Konsumenten 
den  unmittelbaren  Vertrieb  an  die  letzteren  erschwert,  wenn  auch  nicht 
unmöglich  macht 

Die  Schwierigkeiten  wachsen  für  den  Vertrieb  im  grofsen  und  noch 
mehr  für  den  Vertrieb  im  kleinen  mit  der  Entfernung  und  Zahl  der  Ab- 
satzgebiete, die  zur  Unterbringung  der  massenhaften  Erzeugnisse  nötig 
sind.  Nadeln  z.  B.  werden  in  der  ganzen  Welt  gebraucht;  aber  gerade 
deshalb  können  die  Fabrikanten,  die  diesen  Artikel  in  gewaltigen  Massen 
herstellen,  nicht  selbst  den  kaufmännischen  Vertrieb  in  der  Hand  halten. 

Das  letzte  Beispiel  weist  noch  auf  einen  anderen  Gesichtspunkt  hin. 
Der  Absatz  an  die  Konsumenten  liefse  sich  hier  nur  durch  ein  Netz 
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eigener  Verkaufsstellen  ermöglichen.  Solche  Verkaufsstellen  würden  aber, 
wenn  sie  lediglich  Nadeln  feilbieten,  nicht  lebensfähig  sein,  weil  der  Ab- 
satz sich  sehr  zersplittert  und  weil  deshalb  die  Unkosten  der  Ver- 
kaufsstellen aufser  allein  Verhältnis  zu  dem  zu  erzielenden  Ertrage  stehen 
würden.  Nur  durch  Verbindung,  mit  verschiedenen  anderen  Verkaufs- 
artikeln würden  solche  Verkaufsstellen  lebensfähig  werden.  Das  aber 
würde  den  Nadelfabrikanten  so  sehr  von  seiner  eigentlichen  Aufgabe 
abdrängen,  dafs  schon  aus  diesem  Grunde  auf  einen  eigenen  Vertrieb  an 
die  Konsumenten  verzichtet  werden  mufs.  Hier  fehlt  eben  die  Möglich- 
keit, Specialgeschäfte  für  den  erzeugten  Artikel  ohne  unwirtschaftlichen 
Aufwand  durchzuführen.  Bei  Tabak,  Cigarren,  Zucker-  und  Schokolade- 
waren u.  s.  w.  dagegen  hat  die  Erfahrung  längst  die  Lebensfähigkeit  von 
Specialgeschäften,  wenigstens  in  den  gröfseren  Städten,  erwiesen,  sodafs 
dem  Fabrikanten  die  Organisation  besonderer  Verkaufsstellen  möglich  ist. 
Auf  dem  platten  Lande  und  in  kleinen  Orten  stehen  aber  auch  bei  diesen 
Artikeln  oft  unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegen.  Mit  anderen 
Worten,  die  Grenzen,  die  der  Berufsgliederung  des  Kaufmannshandels 
durch  die  Zersplitterung  und  weite  Verstreuung  der  Konsumentenkreise 
gezogen  werden,  können  auch  von  dem  Fabrikanten  beim  Fabrikhandel 
nicht  überschritten  werden. 

Aus  all'  dem  mufs  gefolgert  werden,  dafs  nur  unter  besonders  gün- 
stigen Voraussetzungen  der  grofsgewerbliche  Produzent  die  Aufgabe  des 
Kaufmannshandels  ganz  zu  lösen  vermag,  und  dafs  es  nicht  mög- 
lich ist,  den  Kaufmann  von  dieser  Seite  her  überhaupt  entbehrlich  zu 
machen. 

Bei  kleingewerblichen  Produzenten  liegen  vielfach  die  Verhältnisse 
günstiger,  da  sie  ohnehin  auf  den  unmittelbaren  Verkehr  mit  den  Kon- 
sumenten eines  engeren  Bezirks  angewiesen  sind,  und  da  hier  die  Ver- 
hältnisse oft  geradezu  zwingen,  mit  der  Produktion  den  kaufmännischen 
Vertrieb  zu  verbinden.  Hinderlich  ist  hier  aber  nicht  selten  die  geringe 
kaufmännische  Erfahrung,  Gewandtheit  und  Kenntnis.  Bis  zu  gewissem 
Grade  läfst  sich  diese  Schwierigkeit  durch  Zusammenschlufs  der  klein- 
gewerblichen  Produzenten  zu  Magazin-  und  Verkaufsgenossenschaften 
ausgleichen ;  doch  ist  bisher  noch  verhältnismäfsig  wenig  davon  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Mit  besonderem  Eifer  sind  die  landwirtschaftlichen  Produzenten  be- 
strebt, sich  beim  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  von  der  Vermittlung  des  Kauf- 
mannshandels unabhängig  zu  machen.  Dieses  Streben  hat  sich  vor- 
zugsweise in  der  Form  Ausdruck  verschafft,  dafs  die  landwirtschaftlichen 
Produzenten  sich  auf  genossenschaftlichem  Wege  zu  gemeinsamem  Vor- 
gehen vereinigt  haben,  wie  denn  überhaupt  der  genossenschaftliche  Ge- 
danke gerade  in  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  in  besonderem 
Umfange  verwertet  worden  ist. 
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Die  landwirtschaftlichen  Produzenten  sind  dabei  durch  die  natürlichen 
Verhältnisse  in  zwei  Bichtungen  gedrängt  worden.  Ihre  Erzeugnisse  sind 
zum  Teil  Gegenstand  eines  umfangreichen,  international  organisierten 
Grofshandels  (vorzugsweise  Getreide),  zum  Teil  werden  sie  in  der  nächsten 
Umgegend  im  Wege  des  Kleinhandels  abgesetzt,  wie  Milch,  Butter,  Eier, 
Obst  u.  s.  w.  In  beiden  Fällen  haben  die  landwirtschaftlichen  Produzenten 
den  Absatz  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen  und  dadurch  im  ersteren  Falle 
den  Grofshandel,  im  letzteren  den  Kleinhandel  zu  verdrängen  gesucht. 

Bei  der  grofsen  Bedeutung  des  Getreidebaues  für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft, die  ja  im  Getreide  ihr  Haupterzeugnis  erblicken  mufs,  lag 
für  die  Landwirtschaft  unzweifelhaft  ein  Nachteil  darin,  dafs  ihr  Einflufs 
bei  der  Bildung  der  Getreidepreise  fast  ganz  ausgemerzt  war,  und  dafs 
sie  durchaus  nicht  immer  die  Möglichkeit  hatte,  die  dem  Stande  des  Welt- 
marktes entsprechenden  Preise  zu  erzielen.  Der  einzelne  Landwirt,  nament- 
lich der  kleine,  zum  Teil  aber  auch  der  grofse,  stand  und  steht  dem 
Getreidehandel  so  fern,  dafs  er  sich  dem  Druck  nicht  entziehen  kann, 
der  von  den  Getreideaufkäufern  auf  ihn  geübt  wird.  Geldnot,  Kredit- 
beziehungen zu  den  Aufkäufern,  Mannigfaltigkeit  der  Getreidesorten  thun 
das  ihre,  diesen  Druck  zu  verstärken. 

Daher  bildeten  sich  —  und  zwar  erst  in  der  jüngsten  Zeit  —  Ge- 
treideabsatz-Genossenschaften, die  in  ihre  Lagerhäuser  das  absatzfähige 
Getreide  der  zugehörigen  Landwirte  aufnehmen  und  eventuell  auch  be- 
leihen, und  die  nun  das  so  zusammengebrachte  Getreide  entweder  an  die 
grofsen  Abnehmer  für  eigenen  Bedarf,  wie  die  Proviantämter  der  Militär- 
verwaltung, oder  an  die  bedeutenden  Firmen  des  Getreidegrofshandels 
ohne  weitere  kaufmännische  Vermittlung  absetzen. 

Versuche  in  dieser  Richtung  sind  zunächst  im  engeren  Kreise  an- 
gestellt Seit  1895  aber  ist  das  Streben  zu  Tage  getreten,  in  grofsem 
Stile  den  gemeinsamen  Getreideabsatz  zu  organisieren.  Die  Landesregie- 
rungen, insbesondere  die  preufsische,  sind  diesen  Bestrebungen  bereit- 
willig entgegengekommen-  Durch  das  preufsische  Gesetz  vom  6.  Juni  1896 
sind  3  Mill.  M.  und  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juni  1897  weitere  2  Mill.  M. 
zur  Verfügung  gestellt,  um  daraus  entweder  Getreidelagerhäuser  staatlicher- 
seits  zu  bauen  behufs  Vermietung  an  landwirtschaftliche  Genossenschaften 
oder  den  Genossenschaften  niedrig  verzinsliche  Darlehen  zur  Errichtung 
von  Lagerhäusern  zu  gewähren.  Das  praktische  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiete  ist  verschieden,  da  man  auf  der  einen  Seite  centralisierte  Lager- 
häuser für  gröfsere  Bezirke,  auf  der  anderen  Seite  ein  Netz  kleiner 
Lagerhäuser  anstrebt 

Man  darf  diesen  Bestrebungen  gewifs  sympathisch  gegenüberstehen, 
aber  man  darf  ihre  Bedeutung  auch  nicht  überschätzen.  Die  Einlagerung, 
Behandlung  und  Reinigung  des  Getreides  läfst  sich  mit  Hilfe  solcher 
Lagerhäuser  zwar  ohne  Frage  zweckmäfsiger  durchführen,  als  wenn  jeder 


Digitized  by 


54 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


Landwirt  selbst  diese  Arbeiten  auf  sich  nimmt.  Aber  für  die  kleinen 
Landwirte  ist  vielfach  damit  eine  finanzielle  Einbufse  verbunden,  da  in 
Deutschland  die  einzelnen  Bauern  mit  Scheunen  zum  Einlagern  versehen 
sind,  die  nun  nicht  genügend  ausgenutzt  werden  können,  und  da  die 
Arbeiten  während  des  Lagerns  vielfach  von  dem  Landwirt  selbst  und 
seinen  Familienangehörigen  geleistet  zu  werden  pflegen,  sodafs  eine 
unmittelbare  finanzielle  Belastung  daraus  nicht  erwächst. 

Übrigens  wird  es  oft  noch  der  Anlage  billiger  Verkehrswege  bedürfen, 
um  dem  Landwirt  die  Benutzung  des  Lagerhauses  zu  ermöglichen. 

Eine  weitere  Schwierigkeit  liegt  in  der  grolsen  Sortenverschieden- 
heit des  Getreides,  wie  es  in  Deutschland  gewonnen  wird.  Das  erschwert 
die  Lagerung  und  den  Verkauf  im  grolsen. 

Ferner  ist  die  Befürchtung  nicht  abzuweisen,  dafs  die  Lagerhäuser 
nur  unmittelbar  nach  der  Ernte  voll  ausgenutzt  werden,  im  übrigen  aber 
leer  stehen  werden.  Bewahrheitet  sich  das,  so  sind  die  Betriebskosten  der 
Lagerhäuser  relativ  zu  hoch,  und  es  ist  sehr  fraglich,  ob  unter  diesen 
Umständen  die  Beseitigung  der  kaufmännischen  Vermittlung  beim  Ge- 
treideabsatz durchgeführt  werden  kann.  Es  bleibt  deshalb  abzuwarten, 
wie  sich  in  der  Praxis  diese  Lagerhäuser  und  der  genossenschaftliche 
Vertrieb  des  Getreides  bewähren  werden,  und  ob  die  Genossenschaften  die 
keineswegs  leichte  Aufgabe  des  Getreidegrofshandels  bewältigen  können. 

Auch  bezüglich  des  Viehverkaufs  strebt  man  genossenschaftliche 
Verbände  an,  deren  Leistungsfähigkeit  noch  nicht  zu  übersehen  ist;  bei 
ihnen  handelt  es  sich  ebenfalls  um  Verdrängung  des  Grofshandels. 

Die  Übernahme  der  Aufgabe  des  Kleinhandels  wird  beabsichtigt 
bei  einer  grofsen  Reihe  landwirtschaftlicher  Absatzgenossenschaften,  die 
sich  befassen  mit  dem  Absatz  von  Obst,  Eiern  u.  dergl.  und  vor  allem 
mit  dem  Absatz  von  Molkereiprodukten,  die  in  den  eigenen  Molkereien 
der  Genossenschaften  gewonnen  sind.  Im  letzteren  Falle  dreht  es  sich 
um  Produktivgenossenschaften,  die  an  die  Stelle  der  zersplitterten  Molkerei- 
betriebe der  einzelnen  Landwirte  einen  konzentrierten  gemeinschaftlichen 
Betrieb  setzen  und  zugleich  den  Vertrieb  ihrer  Produkte  in  die  Hand 
nehmen;  im  ersteren  Falle  handelt  es  sich  um  reine  Absatzgenossen- 
schaften, welche  nur  den  Vertrieb  der  von  den  Genossenschaftsmitgliedern 
erzeugten  Produkte  organisieren.  In  beiden  Fällen  kommt  vorzugsweise 
der  unmittelbare  Absatz  an  die  eigentlichen  Konsumenten  in  Frage. 
Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dafs  hier  weniger  die  Verdrängung  des 
kaufmännischen  Kleinhandels  in  Frage  steht,  als  die  zweckmäßigere 
Gestaltung  des  Klejjiverkaufs,  der  bisher  schon  in  der  Regel  von  den 
landwirtschaftlichen  Kleinproduzenten  selbst  besorgt  worden  war.  Man 
mufs  diese  Umgestaltung  des  Vertriebes  (und  der  Produktion)  als  einen 
Fortschritt  bezeichnen,  der  den  Konsumenten  eine  Ware  von  zuverlässiger 
Beschaffenheit  und  den  landwirtschaftlichen  Produzenten  einen  ständigen 
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Absatz  zu  angemessenen  Preisen  sichert.  Die  starke  Vermehrung  be- 
sonders auch  der  Molkereigenossenschaften  (nach  der  Statistik  des  „All- 
gemeinen Verbandes  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften" 
von  201  im  Jahre  1890  auf  486  im  Jahre  1895  und  auf  707  im 
Jahre  1896)  ist  deshalb  freudig  zu  begrüfsen. 

Auf  das  Genossenschaftswesen  haben  aber  nicht  nur  die  Produzenten 
zurückgegriffen,  um  selbst  den  Vertrieb  ihrer  Produkte  in  die  Hand  zu 
nehmen,  sondern  auch  die  Abnehmer  und  Konsumenten,  um  sich  bei  ihren 
Bezügen  unabhängig  von  der  Vermittlung  des  Kaufmanns  zu  machen.  Ver- 
schiedener Art  sind  die  hierher  gehörigen  Organisationen.  Zunächst  kommen 
in  Betracht  Vereinigungen  von  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Pro- 
duzenten, welche  den  Bezug  gewisser  Roh-  und  Hilfsstoffe  besorgen  wollen, 
und  weiterhin  Vereinigungen  von  Konsumenten  im  engsten  Sinne  des  Wortes, 
die  sich  Artikel  des  täglichen  Bedarfs  auf  diese  Weise  verschaffen  wollen. 

Die  Genossenschaften  der  Produzenten  zum  Bezüge  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe  haben  den  Zweck,  den  Produzenten  die  Vorteile  des  Bezugs 
der  Roh-  und  Hilfsstoffe  im  grofsen  zu  verschaffen  und  sie  dabei  un- 
abhängig zu  machen  von  demjenigen  Teil  des  Grofshandels,  von  welchem 
sie  sonst  in  kleinen  Meügen,  jeder  für  sich,  und  deshalb  auch  zu  höheren 
Preisen  bezogen  haben. 

Eine  Bedeutung  hat  das  namentlich  für  die  kleinen  Produzenten, 
weil  diese  überhaupt  nur  geringe  Mengen  auf  einmal  beziehen  können, 
wenn  sie  vereinzelt  vorgehen.  Legen  sie  ihren  Bedarf  zusammen  und 
beziehen  sie  ihn  gemeinschaftlich  vom  Produzenten  —  oder  auch  von 
den  mafsgebenden  Importeuren  und  anderen  Händlern  — ,  so  können  sie 
eine  wesentlich  günstigere  Preisgestaltung  erlangen  und  deshalb  auch 
vorteilhafter  produzieren  und  ihre  Konkurrenzfähigkeit  gegen  die  Grofs- 
betriebe  ihres  Geschäftszweiges  steigern.  Darin  liegt  ein  wesentlicher 
Gewinn.  Die  Grofsbetriebe  ihrerseits  können  dagegen,  auch  wenn  jeder 
für  sich  vorgeht,  meist  so  erhebliche  Mengen  auf  einmal  beziehen,  dafs 
für  sie  im  allgemeinen  kein  Anlafs  vorliegt,  sich  zu  solchen  Zwecken  zu 
vereinigen.  Nichtsdestoweniger  kann  es  Fälle  geben,  in  denen  auch 
für  Grofsbetriebe  der  Zusammenschlufs  vorteilhaft  wird  Das  gilt  zu- 
nächst für  diejenigen  Hilfsmaterialien,  welche  der  Einzelne  nur  in  ge- 
ringem Umfange  gebraucht.  Es  kann  aber  auch  wünschenswert  sein 
bei  solchen  Roh-  und  Hilfsstoffen,  die  der  einzelne  Betrieb  in  grolsen 
Mengen  braucht,  dann  nämlich,  wenn  die  auf  diese  Stoffe  angewiesenen 
Betriebe  einem  geschlossenen  Vorgehen  der  Roh-  oder  Hilfsstoffproduzenten 
oder  einem  Ring  der  betr.  Importeure  gegenüberstehen.  In  diesem 
Falle  kann  auch  der  grofse  Abnehmer  in  eine  ungünstige  Stellung  ge- 
drängt werden.  Schliefsen  sich  dann  die  beteiligten  Abnehmer  zusammen, 
so  können  sie  ihre  wirtschaftliche  Machtstellung  gegenüber  ihren  ge- 
schlossen vorgehenden  Lieferanten  wesentlich  verbessern. 
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Die  gewerblichen  Produzenten  haben  von  dem  Mittel  der  Rohstoff- 
genossenschaften  verhältnismälsig  wenig  Gebrauch  gemacht  In  Deutsch- 
land hat  dieser  Gedanke  noch  am  meisten  Anklang  gefunden.  Hier 
bestanden  am  31.  Mai  1896:  58  und  am  1.  Mai  1897:  66  gewerbliche 
Rohstoffgenossenschaften.  Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  hat  sich 
dagegen  in  Deutschland  auch  dieser  Form  der  Genossenschaften  eifrig 
bedient.  Am  31.  Mai  1896  waren  1085,  am  1.  Mai  1S97:  1128  landwirtschaft- 
liche Rohstoffgenossenschaften  in  Deutschland  vorhanden,  die  überwiegend 
den  kleineren  und  mittleren  Landwirten  dienen  und  namentlich  den  Be- 
zug von  Düngemitteln  und  Sämereien  bezwecken. 

Die  grofsen  Landwirte  haben  sich  zu  gleichem  Zwecke  in  der 
Düngerabteilnng  der  „Deutschen  Landwirtechaftsgesellschaftu  eine  Central- 
stelle  geschaffen,  die  den  Bezug  der  Düngemittel  im  grofsen  vermittelt. 

Die  Produzenten  der  Düngemittel  stehen  diesen  Bestrebungen  im 
allgemeinen  günstig  gegenüber,  da  sie  in  den  gemeinschaftlichen  Organi- 
sationen der  Landwirte  grofse  und  sichere  Abnehmer  finden,  mit  denen 
zu  arbeiten  leichter  ist,  als  wenn  man  den  Absatz  an  zahlreiche  Ab- 
nehmer zersplittern  mufs. 

Der  äufsere  Anstofs  zu  der  umfangreichen  Bildung  landwirtschaft- 
licher Bezugsgenossenschaften  darf  in  der  Abhängigkeit  erblickt  werden, 
in  der  sich  früher  vielfach  der  einzelne  Landwirt  gegenüber  dem  Liefe- 
ranten seiner  Düngemittel  etc.  befand,  namentlich  dann,  wenn  dieser  Lieferant 
auch  gleichzeitig  der  Abnehmer  für  das  Getreide  des  Landwirts  war, 
dessen  Geldgeschäfte  und  andere  geschäftliche  Angelegenheiten  besorgte 
und  durch  all'  diese  Beziehungen  schliefslich  auch  die  Befriedigung  der 
Kreditbedürfnisse  des  Landwirts  in  die  Hand  nehmen  konnte.  Es  ist 
nicht  zu  leugnen,  dafs  sich  dadurch  mitunter  sehr  bedenkliche  Mifsstände 
entwickelt  haben,  die  mit  einem  Mifsbrauch  der  Stellung  des  Kaufmanns 
zusammenfielen.  Wo  solche  Mifsbräuche  eingerissen  sind,  ist  es  stets  an 
sich  ein  berechtigter  Gedanke,  sich  von  der  Vermittlung  des  Kaufmanns 
frei  zu  machen.  Da  es  sich  in  derartigen  Fällen  immer  nur  um  die 
Heranschaffung  eines  oder  weniger  Artikel  handelt,  die  regelmäfsig  ge- 
braucht werden,  so  ist  es  auch  hier  den  Verbänden  der  Abnehmer  am 
leichtesten  möglich,  die  Bezugsvermittlung  mit  Erfolg  durchzuführen, 
um8oraehr  als  die  vereinigten  Abnehmer  zu  einem  eigenen  Urteil  über 
Güte  und  Preiswürdigkeit  des  betr.  Artikels  wohl  befähigt  erscheinen. 

Den  markantesten  Ausdruck  des  Strebens,  sich  von  der  kaufmännischen 
Vermittlung  beim  Warenbezug  unabhängig  zu  machen,  mufs  man  in  den 
Konsumvereinen  erblicken,  d.  h.  in  den  Genossenschaften  der  eigentlichen 
Konsumenten  behufs  gemeinsamen  Einkaufs  der  Bedarfsartikel  des  täg- 
lichen Lebens. 

Der  Gedanke,  gemeinsam  die  Waren  anstatt  vom  Kleinhändler  un- 
mittelbar vom  Produzenten  oder  vom  Grofshändler  zu  beziehen,  taucht 
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in  den  Kreisen  der  Konsumenten  sehr  oft  auf,  und  leicht  trauen  sich 
die  Konsumenten  auch  zu,  diese  Arbeit  durchführen  zu  können,  da  sie 
deren  technische  Schwierigkeit  nicht  kennen.  In  sehr  vielen  Fällen  führt 
dies  Streben  zu  gelegentlichen  Verbindungen  einzelner  Konsumenten 
zu  dem  Zwecke,  von  dieser  oder  jener  Ware  gemeinschaftlich  einen 
grösseren  Posten  zu  beziehen  und  diesen  dann  unter  sich  zu  ver- 
teilen. Da  es  sich  hierbei  nur  um  eine  oder  wenige  Waren  handelt, 
so  läfst  sich  das  auch  verhältnismäfsig  leicht  einrichten.  Da  sich  aber 
anderseits  nur  selten  eine  grössere  Zahl  von  Personen  zu  diesem  Zwecke 
zusammenfindet,  so  ist  die  dabei  erzielte  Ersparnis  meist  nur  sehr  gering. 
Überdies  erweist  es  sich  bei  dem  Bezüge  von  auswärts  oft  als  ein  Mifs- 
stand,  dafs  man  sich  nicht  vorher  über  die  Beschaffenheit  der  Ware 
unterrichten  kann.  Ist  der  einzelne  Teilnehmer  genötigt,  so  viel  von  der 
gemeinsam  bezogenen  Ware  zu  entnehmen,  dafs  sein  Bedarf  für  längere 
Zeit  gedeckt  ist,  so  wirkt  das  nicht  immer  vorteilhaft.  Es  wird  dann 
oft  nicht  sparsam  genug  mit  dem  Vorrat  umgegangen,  oder  es  ist  un- 
bequem, diesen  Vorrat  aufzubewahren,  oder  man  versteht  nicht,  ihn  richtig 
zu  behandeln  und  vor  dem  Verderben  zu  schützen.  Sehr  häufig  wird 
deshalb  die  Wiederholung  der  ganzen  Operation  unterlassen. 

Was  hier  nur  gelegentlich  im  kleinen  Stile  für  einzelne  Artikel  ver- 
sucht wird,  das  wollen  die  Konsumvereine  ständig  und  in  grofsem  Stile 
für  viele  Artikel  durchführen,  um  so  dem  einzelnen  Konsumenten  die 
Vorteile  des  Einkaufs  im  grofsen  zugänglich  zu  raachen.  Einzelne  Kon- 
sumvereine beschränken  sich  auch  wohl  auf  einen  Artikel.  So  sind  z.  B. 
Konsumvereine  lediglich  für  den  Bezug  von  Branntwein  gebildet  worden, 
die  ohne  Frage  als  ein  Auswuchs  angesehen  werden  müssen.  In  der 
Regel  aber  erstreckt  sich  die  Thätigkeit  der  Konsumvereine  auf  eine 
grofse  Zahl  von  Waren. 

Die  Konsumvereine,  die  zunächst  für  die  ärmeren  Volksklassen 
wirken  wollen,  aber  auch  auf  andere  Klassen  übergegriffen  haben,  ver- 
kaufen grundsätzlich  nur  gegen  Barzahlung  und  zwar  entweder  zu 
möglichst  billigen  Preisen  oder  zu  den  üblichen  Preisen  des  Kleinhandels. 
Im  ersteren  Falle  kommt  die  Ersparnis,  die  durch  den  gemeinschaftlichen 
Einkauf  gröfserer  Mengen  erzielt  werden  kann,  den  Mitgliedern  unmittelbar 
zu  gute.  Im  zweiten  Falle  wird  ein  Überschufs  erzielt  und  nachträglich 
an  die  Mitglieder  verteilt  und  zwar  in  der  Regel  nach  Mafsgabe  des 
Umfangs  der  Einkäufe,  die  von  dem  Mitgliede  im  abgelaufenen  Betriebs- 
jahr bewirkt  sind.  Dieser  Weg  der  Überschufsverteilung  schliefst  sich 
an  das  berühmte  Beispiel  der  „redlichen  Pioniere  von  Rochdale"  an,  die 
durch  ihre  glänzenden  Erfolge  der  ganzen  Bewegung  wesentlich  Vorschub 
geleistet  haben.  Da  in  dem  Verfahren  ein  grofser  Reiz  für  die  Mitglieder 
liegt,  so  wird  meist  übersehen,  dafs  die  „Dividende"  nur  die  Rückgabe 
dessen  bedeutet,  was  vorher  den  einkaufenden  Mitgliedern  zu  viel  abver- 
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langt  worden  ist,  dafs  weder  die  Aufschläge  auf  die  einzelnen  Waren, 
noch  die  Bezüge  der  Mitglieder  an  diesen  Waren  relativ  gleich  sind,  und 
dafs  deshalb  eine  vollständige  Anpassung  der  „Dividenden"  an  die  Bei- 
träge der  einzelnen  Mitglieder  zu  dem  Gesamtüberschufs  nicht  erzielt  wird. 
Jedenfalls  hat  gerade  das  besprochene  System  der  Überschufverteilung 
sehr  viel  zur  Einbürgerung  der  Konsumvereine  beigetragen. 

Thatsächlich  haben  sich  die  Konsumvereine,  was  ihre  Zahl  anlangt, 
zu  der  bedeutendsten  Gruppe  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
entwickelt.  England  hatte  1895:  1486  allgemeine  und  14  Special-Konsum- 
vereine mit  zusammen  rund  1,4  Mill.  Mitgliedern,  deren  Anteilskapital 
sich  auf  14,7  Mill.  Pfd.  Sterl.  stellte.  Der  Umsatz  war  36,6  Mül.  Pfd.  Sterl. 
und  der  Nettogewinn  rund  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  Deutschland  hatte  1.  Mai  1897: 
1469  Konsumvereine,  Frankreich  1897  :  1187,  Belgien  rund  400  u.  s.  w. 

Als  eine  sehr  wesentliche  Errungenschaft  der  Konsumvereine  *)  wird 
man  ohne  weiteres  die  Verallgemeinerung  des  Grundsatses  der  Bar- 
zahlung in  den  wirtschaftlich  schwächeren  Kreisen  anerkennen  müssen. 
Das  ist  um  so  wertvoller,  als  trotz  des  Übergreifens  der  Konsumvereine 
auf  andere  Volksschichten  doch  die  Handwerker  und  Fabrikarbeiter  noch 
die  Hauptmasse  der  Mitglieder  bilden.  Allerdings  sind  es  nicht  die 
ärmsten  Schichten  dieser  Kreise,  die  sich  an  Konsumvereinen  beteiligen. 
Beknstein  (Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgaben  der 
Sozialdemokratie,  Stuttgart  1899,  S.  103)  betonte  ganz  richtig,  dafs  „die 
allerärmsten  Klassen  der  Konsumgenossenschaft  fast  unzugänglich  sind 
oder  doch  nur  sehr  allmählich  für  sie  gewonnen  werden  können".  Doch 
soll  damit  das  Verdienst  der  Konsumvereine  in  Bezug  auf  Verbreitung 
der  Barzahlung  nicht  geschmälert  werden. 

Die  Erfolge  der  Konsumvereine  sind  zum  grofsen  Teil  auf  Kosten 
der  Kleinhändler  erzielt  worden,  mit  denen  die  Vereine  unmittelbar  in 
Wettbewerb  treten.  Unzweifelhaft  schaffen  die  Konsumvereine  für  die 
ohnehin  vielfach  bedrängten  Kleinhändler  eine  neue  und  sehr  wichtige 
Erschwerung  der  Lage,  namentlich  dann,  wenn  die  Mitglieder  der  Kon- 
sumvereine im  Interesse  der  Erhöbung  ihres  Dividendenanteils  auch  für 
Nichtmitglieder  Warenbezüge  vermitteln,  und  weiter  dann,  wenn  die  Vereine 
auf  die  leistungsfähigeren  Volksschichten  in  grofsem  Umfange  übergreifen. 

Aufgabe  der  inneren  Handelspolitik  ist  es,  zu  prüfen,  ob  und  mit 
welchen  Mitteln  etwa  in  den  Kampf  zwischen  Kleinhändlern  und  Kon- 
sumvereinen eingegriffen  werden  mufs,  um  die  Bedingungen  des  Kampfes 
weniger  ungleich  zu  gestalten,  als  sie  es  jetzt  vielfach  sind.  Von  einer 
Zerstörung  der  Konsumvereine  kann  keine  Rede  sein. 

Wenn  übrigens  vielfach  behauptet  wird,  dafs  im  Kleinhandel  die 
Waren  in  letzter  Linie  thatsächlich  nicht  teurer  verkauft  werden  als 
von  den  Konsumvereinen,  so  lassen  sich  dafür  manche  Beispiele  an- 

1)  Ihre  allgemeine  sozialpolitische  Würdigung  gehört  nicht  hierher. 
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führen.  Soweit  das  aber  der  Fall  ist,  mufs  bei  sonst  gleichen  Konkurrenz- 
bedingungen auch  der  Kleinhandel  seine  Stellung  behaupten  können. 

In  den  Konsumvereinen  eine  höhere  Organisationsform  der  Bedarfsver- 
mittlung zu  erblicken  und  von  ihr  die  Beseitigung  des  Kleinhandels  über- 
haupt zu  erwarten,  ist  unzutreffend.  Dem  steht  schon  der  Umstand  entgegen, 
dafs  die  Existenzbedingungen  für  Konsumvereine  auf  dem  Lande  bei 
weitem  nicht  in  dem  Umfange  gegeben  sind,  wie  in  den  Städten.  Aber 
auch  in  den  Städten  können  die  Konsumvereine  nicht  die  ganze  Bedarfs- 
versorgung der  Konsumenten  in  die  Hand  nehmen.  Auf  die  ärmsten 
Schichten  der  Bevölkerung  können,  wie  erwähnt,  die  Konsumvereine  in 
der  Hauptsache  nicht  rechnen,  und  für  die  gesamte  Bedarf svergorgung 
der  leistungsfähigen  Volksschichten  reicht  ihre  technische  Befähigung 
nicht  aus.  Je  leistungsfähiger  die  Konsumenten  sind,  desto  gröfser  werden 
ihre  Ansprüche  an  die  Beschaffenheit  der  Verkaufslokale,  an  die  Bequem- 
lichkeit und  Annehmlichkeit  des  Geschäftsverkehrs,  an  die  Beschaffenheit, 
Ausstattung  und  insbesondere  auch  an  die  Mannigfaltigkeit  der  Waren. 

Gerade  die  gesteigerte  Mannigfaltigkeit  der  Waren  erhöht  die  An- 
forderungen an  Tüchtigkeit  und  Gewandtheit  der  Vermittler  und  erschwert 
ein  sachverständiges  Vorgehen  und  eine  sachgemäfse  Beurteilung.  Der 
Konsumverein  setzt  sich  aus  kaufmännischen  Laien  zusammen,  und  wenn 
der  Verein  auch  kaufmännisch  geschulte  Beamte  anstellt  —  was  durch- 
aus nicht  überall  der  Fall  ist  — ,  so  liegt  doch  die  Beschlufsfassung  und 
Entscheidung  in  der  Hand  dieser  Laien.  Darin  steckt  eine  grofse 
Schwierigkeit  für  den  Konsumverein.  Der  Berufskaufmann,  der  nicht 
an  die  Beschlüsse  von  Laien  gebunden  ist,  kann  die  Schwierigkeit  leichter 
überwinden.  In  Bezug  auf  Reichhaltigkeit,  Auswahl,  Behandlung  und 
feinere  Abstufung  der  Warensorten  ist  er  dem  Konsumverein  überlegen, 
wenn  er  sein  Fach  gründlich  versteht.  Hier  treten  eben  die  Vorteile 
der  beruflichen  Arbeitsteilung  zu  Tage,  und  gerade  in  dieser  Beziehung 
stellt  der  Konsumverein  einen  Rückschritt  dar. 

Die  Arbeit  der  Bedarfsvermittlung  wird  durch  den  Konsumverein 
nicht  aus  der  Welt  geschafft,  sie  wird  nur  aus  der  Hand  des  Berufs- 
kaufmanns in  die  Hand  der  Konsumenten  oder  der  von  diesen  gewählten 
Organe  verlegt.  Dabei  mag  es  in  nicht  wenigen  Fällen  gelingen,  die 
Gesamtkosten  der  Vermittlung  für  die  Konsumenten  zu  vermindern,  da 
der  Konsumverein  nicht  auf  die  Erzielung  eines  privatwirtschaftlichen 
und  die  Existenz  des  berufsmäfsigen  Vermittlers  ermöglichenden  Gewinnes 
angewiesen  ist  Aber  beseitigt  werden  die  Kosten  der  Bedarfsvermittlung 
durch  den  Konsumverein  nicht  Es  ist  deshalb  auch  keineswegs  ausge- 
schlossen, dafs  der  Berufskaufmann  sich  einem  geringeren  Stande  der 
Vermittlungskosten  anpassen  kann. 

Überdies  kann  der  tüchtige  Berufskaufmann  sich  in  vielen  Be- 
ziehungen den  Wünschen  und  Bedürfnissen  der  Konsumenten  leichter 
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anschmiegen,  als  der  Konsumverein,  der  darin  seiner  Natur  nach  schwer- 
fälliger ist 

Freilich  ist  nicht  jeder,  der  den  Kleinhandel  betreibt,  als  ein  Berufs- 
kaufmann und  noch  viel  weniger  als  ein  tüchtiger  Berufskaufmann  an- 
zusprechen. Die  vielfach  verbreitete  Unterschätzung  der  Anforderungen 
des  kaufmännischen  Berufs  und  die  Unkenntnis  der  thatsächlichen 
Schwierigkeiten,  die  durch  die  anscheinend  bequeme  Aufsenseite  dieses 
Berufs  verdeckt  werden,  haben  vielfach  Elemente  von  völlig  unzureichender 
Vorbildung  und  Fähigkeit  in  den  kaufmännischen  Nachwuchs  einrücken 
lassen;  sie  haben  weiterhin  viele  Leute;  die  sich  in  anderen  Berufsarten 
vergeblich  versucht  hatten,  dazu  getrieben,  als  letzten  Rettungsanker  die 
Eröffnung  eines  kleinen  kaufmännischen  Geschäfts  zu  ergreifen,  obwohl 
sie  dafür  nichts  weiter  mitbringen,  als  den  Mangel  an  ausreichendem 
Kapital  und  die  völlige  Unkenntnis  der  Schwierigkeiten  des  neuen  Bertifs. 
Solche  Elemente  sind  natürlich  nicht  konkurrenzfähig,  sowohl  den  Kon- 
sumvereinen als  auch  den  tüchtigen  Kleinhändlern  gegenüber.  Vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  ist  die  Ausmerzung  dieser  „Klein- 
händler" wünschenswert..  Nicht  jeder,  der  sich  „Kleinhändler"  nennt,  hat 
vom  Standpunkte  des  Gesamtinteresses  aus  Anspruch  darauf,  einer  Be- 
rufsart erhalten  zu  werden,  für  die  er  nicht  geeignet  ist 

Wenn  wir  aber  von  diesen  Anhängseln  des  Kleinhandels  absehen,  so 
kann  eine  Ausmerzung  des  Kleinhandels  nach  dem  Gesagten  nicht  erwartet 
und  im  Interesse  der  Konsumenten  selbst  gar  nicht  gewünscht  werden. 

Ist  dem  aber  so,  dann  haben  die  Konsumenten  selbst  ein  Interesse 
daran,  dem  Kleinhandel  das  Arbeitefeld  nicht  so  zu  beschränken,  dafs 
seine  Leistungsfähigkeit  herabgedrückt  wird.  Schon  jetzt  giebt  es  sehr 
viele  Konsumenten,  die  dahinter  gekommen  sind,  dafs  ihre  Bedarfsver- 
sorgung durch  tüchtige  Kleinhändler  besser  vermittelt  wird  als  durch 
Konsumvereine,  und  die  sich  deshalb  für  ihre  eigene  Bedarfsdeckung 
von  den  Konsumvereinen  gänzlich  fern  halten.  Die  Zahl  solcher  Kon- 
sumenten wird  mit  wachsender  Einsicht  in  die  Verhältnisse  noch  zu- 
nehmen, und  das  wird  der  Erhaltung  eines  leistungsfähigen  Kleinhandels 
Vorschub  leisten. 

Die  Bildung  von  Konsumvereinen  wird  dadurch  nicht  aufhören, 
aber  sie  wird  sich  mehr  und  mehr  beschränken  auf  die  Fälle,  in  denen 
die  Konsumenten  einem  nicht  genügend  leistungsfähigen  oder  seine  Ver- 
mittlerstellung mifsbrauchenden  Kleinhandel  gegenüberstehen.  In  solchen 
Fällen  kann  eine  Abhilfe  nur  auf  zwei  Wegen  geschaffen  werden,  ent- 
weder durch  die  Konkurrenz  tüchtiger  und  leistungsfähiger  Vertreter 
des  Kleinhandels  oder  durch  die  gemeinschaftliche  Selbsthilfe  der  Kon- 
sumenten. — 

Mit  der  zunehmenden  Verbreitung  der  Konsumvereine  hat  sich  mehr 
und  mehr  gezeigt,  dafs  auch  der  zusammengelegte  Bedarf  der  Mitglieder 


2.  Kapitel.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Handels. 


61 


des  einzelnen  Vereins  noch  nicht  einem  vorteilhaften  Bezug  im  grofsen 
ermöglicht  Das  hat  dazu  geführt,  Grof Seinkaufsgenossenschaften  zu 
bilden,  die  man  als  Einkaufsvereine  für  die  Konsumvereine  bezeichnen 
kann.  Sie  wollen  den  Bedarf  der  einzelnen  Konsumvereine  zusammen- 
legen zu  einer  grofsen  Masse,  die  nun  unter  Umgehung  des  Grofshandels 
direkt  von  den  Produktionsstätten  bezogen  werden  kann.  Für  den  Erfolg 
der  einzelnen  Konsumvereine  liegt  darin  ein  sehr  wesentliches  Moment, 
wie  die  Erfahrungen  der  englischen !)  und  der  schottischen2)  Grofseinkaufs- 
genossenschaften  beweisen. 

Dieselbe  Genossenschaftsform  kann  übrigens  auch  —  wie  wir  noch, 
sehen  werden  —  für  den  Kleinhandel  eine  grofse  Bedeutung  gewinnen. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  unter  den  Konsumvereinen  die 
„Bearotenkonsum vereine"  ein,  die  sich  an  die  mittleren  und  höheren 
Schichten  der  Bevölkerung  wenden.  In  England  setzt  ihre  Entwicklung 
1865  ein,  in  Deutschland  Mitte  der  8()er  Jahre.  Das  „Warenhaus  für 
Armee  und  Marine"  entstand  1884,  das  „Warenhaus  für  deutsche  Be- 
amte" 1889,  und  in  diesen  beiden  Aktiengesellschaften  sind  die  Haupt- 
vertreter der  neuen  Ausgestaltung  des  Konsum vereinsgedankens  in  Deutsch- 
land zu  erblicken.  Übrigens  ist  auch  in  England  bald  die  Form  der 
Aktiengesellschaft  für  solche  Unternehmungen  in  Aufnahme  gekommen. 
Dem  Wesen  der  Sache  nach  sind  die  grofsen  Beamtenkonsum  vereine  Waren- 
häuser und  sind  auch  wie  diese  zu  beurteilen.  Der  wesentliche  Unter- 
schied gegenüber  den  gewöhnlichen  Warenhäusern  ist  darin  zu  erblicken, 
dafs  diese  mit  einer  Kundschaft  zu  rechnen  haben,  die  sich  aus  allen 
möglichen  Ständen  —  vorwiegend  der  näheren  Umgebung  —  zusammen- 
setzt und  nicht  durch  bestimmte  Einzahlungen  in  engere  Verbindung  mit 
dem  Unternehmen  gebracht  ist  während  die  Beamtenkonsumvereine  von 
vornherein  bestimmte  Gruppen  der  Konsumenten  ohne  örtliche  Beschränkung 
durch  Einzahlungen  an  das  Unternehmen  zu  fesseln  suchen.  Die  sozial- 
politischen Bestrebungen,  die  bei  den  einfachen  Konsumvereinen  mit- 
sprechen, kommen  bei  den  Beamtenkonsumvereinen  nicht  in  Betracht 
Die  Grenzen  ihrer  kaufmännischen  Leistungsfähigkeit  ergeben  sich  aus 
dem,  was  bezüglich  der  Warenhäuser  und  der  Konsumvereine  aus- 
geführt ist  Die  Rückwirkung  auf  den  Kleinhandel  ist  nicht  anders  als 
bei  den  Warenhäusern.  Von  einem  Verbot  der  Beamtenkonsumvereine 
kann  natürlich  ebensowenig  die  Rede  sein,  wie  bei  den  Konsumvereinen 
überhaupt  Auch  dem  Beamten  kann  das  Recht  nicht  genommen  werden, 
sich  seine  Bedarfsversorgung  auf  die  nach  seiner  Meinung  billigste  und 
zweckmäfsigste  Art  und  Weise  einzurichten. 

In  gewissem  Umfange  hat  auch  der  Staat  zu  einer  Ersetzung  des 
Handels  durch  staatliche  Unternehmungen  beigetragen,  und  zwar  hat 
der  Staat  sowohl  in  den  Kaufmannshandel  als  auch  in  den  Fabrikhandel 

1)  Errichtet  1S64.         2)  Errichtet  186S. 
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eingegriffen  oder  doch  einzugreifen  Gelegenheit  Das  erstere  ist  der 
Fall  bei  staatlichen  Handelsunternehmungen,  zu  denen  ursprünglich  die 
1772  errichtete  und  1810  in  eine  reine  Staatsanstalt  umgewandelte  Preu- 
fsische  Seehandlung  zu  rechnen  war,  und  bei  staatlichen  Monopolen,  die 
sich  auf  den  Handel  beschränken.  Das  zweite  ist  der  Fall  bei  staat- 
lichen Betriebsstätten,  die  im  freien  Wettbewerbe  mit  Privaten  durch- 
geführt werden,  und  bei  den  („vollen")  Monopolen,  welche  Produktion 
und  Vertrieb  dem  Staat  ausschliefslich  vorbehalten.  Für  die  Errichtung 
staatlicher  Betriebsstätten,  die  in  Konkurrenz  mit  Privaten  betrieben 
werden,  war  vielfach  das  Streben  mafsgebend,  der  privaten  Produktion 
besondere  Anregungen  zu  geben.  Die  Monopole  verdanken  ihr  Entstehen 
mitunter  sozialpolischen ,  meist  aber  finanzpolitischen  Erwägungen  und 
sind  deshalb  in  der  Finanzwissenschaft  näher  zu  würdigen.  Hier  sind 
die  staatlichen  Betriebe,  die  eventuell  in  den  Handel  eindringen  können, 
nur  der  Vollständigkeit  halber  erwähnt,  da  bei  ihnen  die  Verdrängung 
des  privaten  Handels  in  der  Regel  nicht  als  eigentlicher  Zweck  er- 
scheint, sondern  nur  eine  durch  andere  Zwecke  bedingte  Nebenwirkung 
darstellt. 

Die  Aufgabe  des  Handels  in  seiner  Gesamtheit  zu  übernehmen, 
könnte  dem  Staat  nur  bei  völliger  Sozialisierung  der  Gesellschaft  zu- 
fallen. Für  einzelne  Zweige  des  Handels,  speciell  des  Fabrikhandels, 
kann  allerdings  ein  staatliches  Eingreifen  wünschenswert  und  zweck- 
mäfsig  sein,  und  der  Staat  hat  solche  Handelsbetriebe  sowohl  mit  dem 
Schutze  des  Monopols  als  auch  ohne  denselben  durchgeführt.  Für  die 
allermeisten  Gebiete  des  Kaufmannshandels  dagegen  würde  der  seiner 
Natur  nach  in  strengere  Formen  gebundene  und  auf  ein  mehr  schema- 
tisches  Vorgehen  angewiesene  Staatsbetrieb  keinen  wirtschaftlichen  Fort- 
schritt darstellen. 

Die  Thatsache,  dafs  auch  die  Aktiengesellschaften,  die  sich  neuer- 
dings doch  auf  die  verschiedensten  Gebiete  geworfen  haben,  nur  selten 
den  eigentlichen  Kaufmannshandel  betreiben,  ist  ein  deutlicher  Hinweis 
darauf,  dafs  der  Kaufmannshandel  im  allgemeinen  eine  gröfsere  Be- 
wegungsfreiheit und  Anpassungsfähigkeit  an  den  Wechsel  der  Verhält- 
nisse verlangt,  als  in  einem  mehr  büreaukratisch  geordneten  und  auf  ein 
nicht  selbst  interessiertes  Beamtentum  gestützten  Betriebe  möglich  ist. 


Eine  umfassende  Geschichte  des  Handels  zu  geben,  hegt  aulserhalb 
des  Planes  dieser  Arbeit.  Nur  die  hauptsächlichsten  treibenden  Faktoren 
und  die  Hauptzüge  der  Entwicklung  sollen  hier  zusammengefafst  werden. 

Dem  Kulturmenschen  ist  der  von  einer  besonderen  Berufsklasse  aus- 
geübte Handel  so  geläufig,  dafs  er  sich  kaum  die  Frage  vorlegt,  wie 
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sich  ein  solcher  besonderer  Berufshandel  hat  entwickeln  können.  Und 
doch  ist  es  nicht  uninteressant,  sich  klar  zu  werden  darüber,  was  die 
Menschen  veranlafst  haben  kann,  einen  Handel  auszubilden. 

Nach  dem,  was  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  über  den  Begriff 
des  Handels  gesagt  ist,  drängt  sich  die  Antwort  für  diese  Frage  von 
selbst  auf.  Seinem  Wesen  nach  ist  der  Handel  die  Überwindung  der 
räumlichen,  persönlichen  und  zeitlichen  Trennung  des  Konsumenten  vom 
Produzenten.  So  lange  diese  Trennung  nicht  besteht,  so  lange  sich  der 
Kreislauf  von  Produktion  zu  Konsumtion  innerhalb  des  engen  Kreises 
der  einzelnen  Wirtschaft  vollzieht,  kann  es  keinen  Handel  geben.  Unter 
dieser  Voraussetzung  ist  ein  Handel  selbst  dann  noch  nicht  möglich, 
wenn  sich  der  Begriff  des  Eigentums  der  Familie  oder  auch  des  Einzelnen 
an  beweglichen  Sachen  schon  entwickelt  hat,  ein  Begriff,  der  schon  früh 
eingesetzt  haben  mufs.  Wenn  jede  Wirtschaft  sich  selbst  vollständig 
genügt,  so  ist  es  schlechterdings  unauffindbar,  was  zwischen  diesen 
Wirtschaften  ausgetauscht  werden  soll,  geschweige  denn,  was  den  Gegen- 
stand eines  regelmäfsigen  Tauschverkehrs  bilden  soll. 

Das  Bedürfnis,  zu  tauschen,  kann  erst  einsetzen,  wenn  die  einzelne 
Wirtschaft  sich  nicht  mehr  völlig  genügt,  also  der  Ergänzung  durch 
Erzeugnisse  anderer  Wirtschaften  bedarf.  Das  gilt  sowohl  von  der 
Wirtschaft  der  einzelnen  Familie,  als  auch  von  der  Wirtschaft  der 
Stämme  und  Völker. 

Aber  von  diesem  Zeitpunkt  an  bis  zur  Ausbildung  des  Handels  als 
eines  besonderen  Berufs  ist  noch  ein  weiter  Weg.  Die  Notwendigkeit 
der  Ergänzung  der  eigenen  Wirtschaft  durch  Erzeugnisse  anderer  Wirt- 
schaften kann  auch  bei  ganz  primitiven  und  im  wesentlichen  gleich- 
artigen Verhältnissen  entstehen  dadurch,  dafs  es  der  einzelnen  Wirtschaft 
nicht  gelingt,  in  sich  selbst  von  allen  erforderlichen  Bedarfsgegenständen 
die  nötige  Menge  zu  erzeugen.  Tritt  das  ein  in  einer  Kulturstufe,  in 
welcher  vollkommener  Kommunismus  herrscht  in  Bezug  auf  alle  Bedarfs- 
gegenstände und  über  alle  Wirtschaften  hin,  so  würde  daraus  ein  Anlafs 
zur  Vornahme  eines  Tauschaktes  nicht  hervorgehen.  Würde  sich  der 
Kommunismus  nur  auf  einen  Teil  der  Bedarfsgegenstände  erstrecken,  und 
würde  sich  der  Fehlbetrag  auf  einen  dem  Kommunismus  nicht  unter- 
worfenen Gegenstand  beziehen,  so  würde  an  sich  Anlafs  und  Gelegenheit 
vorhanden  sein,  den  Ausgleich  durch  einen  Tauschakt  vorzunehmen. 
Noch  mehr  würde  das  der  Fall  sein,  wenn  die  beweglichen  Gegenstände 
bereits  dem  Eigentum  der  einzelnen  Wirtschaft  unterworfen  sind.  Aber 
was  so  entstehen  würde,  wäre  noch  kein  Handel,  sondern  ein  gelegent- 
licher Austausch.  Wir  dürfen  annehmen,  dafs  solche  gelegentlichen 
Tauschakte  bis  weit  in  die  vorgeschichtliche  Zeit  hinein  vorgekommen 
sind,  dafs  aber  unter  der  Herrschaft  primitiver  Zustände  mit  Familien- 
wirtschaft und  beschränktem,  im  wesentlichen  in  allen  Wirtschaften 
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gleichem  Bedürfniskreis  diese  Stufe  des  Tauschverkehrs  auch  nicht  über- 
schritten worden  ist.  Ein  regelmäfsiger  Austausch  war  ja  noch  unmög- 
lich und  auch  unnötig. 

Ganz  anders  mufste  die  Sachlage  werden,  sobald  sich  dauernde 
Unterschiede  in  der  Produktion  der  Wirtschaften  sowohl  der  einzelnen 
Familien  als  auch  der  Stämme  und  Völker  entwickelt  hatten.  Jetzt 
konnte  das  Bedürfnis  entstehen,  zur  Ergänzung  der  eigenen  Wirtschaft 
regelmäfsig  oder  doch  periodisch  in  bestimmten  Zeiträumen  Tauschbe- 
ziehungen mit  anderen  Wirtschaften  zu  unterhalten,  und  von  hier  aus 
konnte  sich,  wenn  auch  zunächst  in  sehr  primitiven  Formen,  ein  Handel 
ausbilden. 

Es  ist  kein  Zufall,  dafs  das  Streben,  die  eigene  Wirtschaft  ständig 
durch  Erzeugnisse  anderer  Wirtschaften  zu  ergänzen,  sich  zunächst  mehr 
von  Stamm  zu  Stamm  und  von  Volk  zu  Volk  entwickelte,  als  innerhalb 
desselben  Stammes  von  Familie  zu  Familie  und  von  Wirtschaft  zu  Wirt- 
schaft Die  einzelnen  Stämme  der  primitiven  Kulturstufen  waren  und 
sind  auf  ein  engeres  Gebiet  beschränkt,  in  welchem  im  wesentlichen 
gleichartige  Produktionsbedingungen  herrschen.  Daher  können  sich  nennens- 
werte Unterschiede  in  der  Produktion  der  einzelnen  Wirtschaften  des- 
selben Stammes  nicht  entwickeln,  zumal  die  Produktion  selbst  noch 
wenig  ausgebildet  ist  und  dem  eigenen  Bedarf  der  Wirtschaft  selbst  — 
und  nur  diesem  —  und  ihren  noch  einfachen  und  beschränkten  Bedürf- 
nissen angepafst  ist. 

Auch  unter  benachbarten  Stämmen  von  annähernd  gleich  primitiver 
Kultur  kann  sich  ein  lebhafter  Tauschverkehr  nicht  entwickeln,  da  die 
Erzeugnisse  des  einen  dem  anderen  keinen  besonderen  Anreiz  bieten 
konnten.  Nur  mit  den  Stämmen,  die  in  der  Lage  waren,  Salz  zu  ge- 
winnen, dürfte  sich  schon  früh  ein  regelmäfsiger  Verkehr  ausgebildet 
haben,  wie  denn  überhaupt  gerade  das  Salz  in  der  Urgeschichte  des 
Handels  eine  grofse  Rolle  gespielt  hat 

Im  übrigen  aber  kam  es,  so  weit  wir  erkennen  können,  zu  einer 
regeren  Handelsthätigkeit  überall  durch  die  Berührung  primitiver  mit 
einer  höher  entwickelten  Kultur.  Die  Geschichte  aller  Zeiten  und  ins- 
besondere auch  die  Erfahrungen  der  neuesten  Zeit  lassen  unbedingt  den 
Schlufs  zu,  dafs  gerade  die  Berührung  verschiedener  Kulturen  den 
stärksten  Antrieb  zum  Aufkommen  des  Handels  bietet  Das  Voran- 
schreiten einzelner  Stämme  und  Völkerschaften,  die  Ausbildung  verschie- 
dener, höher  und  tiefer  stehender  Völkerindividualitäten  ist  für  die  Ent- 
wicklung des  Handels  von  unennefslicher  Bedeutung  gewesen  und  ist 
es  noch.  Nimmermehr  wäre  ein  starker  Völkerverkehr  möglich  gewesen, 
wenn  alle  Stämme  und  Völker  von  der  Natur  gleich  ausgestattet  und 
unter  gleiche  Lebensbedingungen  gestellt  gewesen  wären  und  sieb  gleichen 
Schrittes  in  gleicher  Weise  entwickelt  hätten. 
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Für  die  alte  Welt  hat  namentlich  die  Berührung  mit  der  Kultur  des 
Orients  eine  hervorragende  Bedeutung  gehabt,  nicht  nur  in  den  Anfängen, 
sondern  auch  in  späteren  Epochen  der  Handelsentwicklung. 

Es  ist  klar,  dafs,  wenn  sich  bei  der  Berührung  einer  niederen  mit 
einer  höheren  Kultur  ein  Handel  entwickelt,  das  niedriger  stehende  Volk 
eine  passive,  das  höher  stehende  eine  aktive  Rolle  spielt,  dafs  also  der 
Handel  in  die  Hand  der  stammfremden  Vermittler  übergeht 

Der  Stammfremde  aber  wurde  und  wird  von  primitiven  Menschen 
mit  Mifstrauen,  ja  mit  Furcht  betrachtet.  Man  sieht  in  ihm  einen  Feind 
und  behandelt  ihn  dementsprechend  und  sucht  sich  oft  seine  Güter  ge- 
waltsam anzueignen,,  wenn  sie  begehrenswert  erscheinen.  Auch  der 
fremde  Händler  konnte  diesem  Schicksal  nicht  entgehen,  umsoweniger  als 
er  in  urwüchsigen  Zeiten  sein  Erwerbsinteresse  auch  in  urwüchsiger  und 
rücksichtsloser  Weise  zur  Geltung  brachte.  Oft  genug  kam  er  mit  vielen 
seines  Gleichen  und  mit  bewaffneter  Hand,  baute  sich  feste  und  verteidi- 
gungsfähige Wohnsitze  und  Niederlagen  und  hielt  die  einheimische  Be- 
völkerung in  Abhängigkeit  von  sich.  Der  anfängliche  Handelsverkehr 
war  ja  überhaupt  vielfach  mit  dem  Raube,  namentlich  dem  Seeraube 
verbunden.  Wo  die  Gewalt  nicht  zum  Ziele  führte,  da  griff  der  Händler 
zur  List  oder,  was  schon  eine  höhere  Stufe  bedeutet,  zum  Erwerb  von 
Rechten  und  Vorrechten  durch  Geschenke  und  Abgaben.  Bei  den  fasf 
ununterbrochenen  Streitigkeiten,  die  bei  Urvölkern  zwischen  den  ver- 
schiedenen Stämmen  zu  herrschen  pflegen,  kann  es  nicht  auffallen,  dafs 
man  das  Mifstrauen  gegen  die  Stammfremden  nur  langsam  überwinden 
lernte.  Der  oft  beschriebene  „stumme  Tauschhandel14,  der  bei  primitiven 
Völkern  neuerdings  beobachtet  und  der  auch  aus  alten  Zeiten  über- 
liefert ist,  zeigt  in  charakteristischer  Form,  wie  grofs  noch  das  Mifstrauen 
gegen  Fremde  ist  Aber  er  bedeutet  auch  schon,  dafs  im  Interesse  des 
Handelsverkehrs  vorübergehend  die  Waffen  ruhten.  Je  mehr  das  geschah, 
je  mehr  man  die  Scheu  so  weit  abstreifte,  dafs  man  zu  unmittelbarer 
Verhandlung  mit  dem  Fremden  in  persönliche  Berührung  trat  desto  mehr 
konnte  ein  ständiger  oder  doch  ein  bei  bestimmten  Gelegenheiten  sich 
wiederholender  Verkehr  erwachsen. 

Noch  günstiger  wurden  die  Vorbedingungen,  als  man  den  Fremden 
unter  den  Schutz  des  Gastrechtes  stellte.  Das  Gastrecht  war  für  den 
Handel  der  ältesten  Zeiten  von  grofser  Bedeutung;  gerade  dadurch  wurde 
eine  friedliche  persönliche  Berührung  zu  Handelszwecken  erleichtert  oder 
auch  erst  ermöglicht.  Ich  wage  nicht  zu  entscheiden,  ob  das  Gastrecht 
älter  als  der  Handel  ist  Manches  spricht  dafür,  dafs  gerade  ein  gewisses 
Bedürfnis  nach  Tauschverkehr  zur  Entwicklung  das  Gastrechtes  beige- 
tragen hat  Das  aber  darf  als  sicher  angenommen  werden,  dafs  das 
Bedürfnis  des  Handelsverkehrs  der  Verallgemeinerung  des  Gastrechtes 
wesentlich  Vorschub  geleistet  hat   Mit  Recht  hebt  Schräder  in  seinem 
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„Linguistisch-historischen  Forschungen  zur  Handelsgeschichte  und  Waren- 
kunde" (Jena  1886)  hervor,  dafs  die  mit  dem  Gastrecht  verbundene  Sitte 
des  Austausches  von  Gastgeschenken  auf  den  Zusammenhang  mit  dem 
Handelsverkehr  hindeutet 

In  dem  Handelsverkehr  mit  Stammfremden  darf  man  nach  dem 
Gesagten  die  früheste  Bethätigung  des  Handels  erblicken.  Viel  später 
erst  konnten  innerhalb  des  Stammes  oder  Volkes  die  Voraussetzungen 
entstehen,  unter  denen  ein  Handelsverkehr  möglich  war.  Man  geht 
m.  E.  nicht  fehl,  wenn  man  hierbei  zunächst  der  Ausbreitung  des  räum- 
lichen Herrschaftsgebietes  einzelner  Stämme,  das  oft  mit  dem  Aufsaugen 
anderer  schwächerer  Stämme  verbunden  war,  eine  gewisse  Bedeutung 
zuschreibt.  Dadurch  mufsten  ja  gewisse  räumliche  Verschiedenheiten 
der  Produktion  innerhalb  des  Stammes  entstehen,  und  diese  können  den 
Anlafs  zu  einem  Austauschverkehr  geboten  haben.  Wichtiger  noch  wurde 
das  allmähliche  Aufgeben  der  Produktion  der  verschiedenen  Gebrauchs- 
gegenstände und  Nahrungsmittel  für  den  unmittelbaren  Bedarf  der  eigenen 
Wirtschaft  Je  mehr  sich  die  einzelnen  Wirtschaften  auf  besondere  Zweige 
der  Produktion  warfen,  desto  mehr  bedurften  sie  der  Ergänzung  durch 
die  Erzeugnisse  anderer  Wirtschaften,  und  desto  mehr  waren  sie  in  der 
Lage,  Entgeltsobjekte  für  diesen  Austausch  aus  den  Überschüssen  der 
eigenen  Produktion  zu  nehmen. 

Diese  Entwicklung  zur  Berufsgliederung  hin,  die  ja  mit  einer  wachsen- 
den Trennung  des  Konsumenten  vom  Produzenten  —  sowohl  in  persön- 
licher als  auch  in  zeitlicher  Beziehung  —  verbunden  war,  vollzog  sich 
namentlich  in  den  Städten,  und  die  Städtebildung  hat  deshalb  ganz  un- 
verkennbar auf  die  Ausdehnung  und  die  Formen  des  Handels  einen 
tiefgreifenden  Einflufs  ausgeübt 

Der  Handel  von  Stamm  zu  Stamm  und  von  Volk  zu  Volk  hat  sich 
in  verschiedenen  Ästen  entwickelt,  einmal  als  Handel  auf  Landwegen 
und  weiter  als  Handel  auf  Wasserwegen  und  insbesondere  auf  See- 
wegen. Welcher  von  beiden  ist  älter?  Die  Ansichten  sind  geteilt  Eine 
allgemeine  Entscheidung  ist  nicht  möglich.  Immerhin  ist  es  wahrschein- 
lich, dafs  der  Handel  auf  den  Flüssen  eher  zu  einer  Bedeutung  gelangt 
ist>  als  der  Handel  auf  Landwegen.  Der  Landtransport  war  schwerer, 
mühevoller,  kostspieliger  und  zeitraubender,  als  der  Transport  auf  Flüssen, 
und  die  letzteren  boten  deshalb  eher  Gelegenheit,  Waren  zu  bewegen. 
Längeren  Landtransport  konnten  nur  wenige  besonders  wertvolle  und 
dauerhafte  Waren  ertragen,  und  die  Flufsthäler  waren  überhaupt  die 
frühesten  Sitze  der  Kultur.  Ob  aber  der  Landhandel  eher  einsetzt,  als 
der  Seehandel,  darüber  läfst  sich  streiten.  Noel  z.  B.  nimmt  es  seiner 
„Histoire  du  commerce  du  monde  depuis  les  temps  les  plus  recutes" 
(Paris  1891,  Bd.  I  S.  25  u.  S.  113)  an.  Nach  ihm  ist  der  Handel 
(Karawanenhandel)  der  Hebräer,  Assyrer,  Perser,  Egypter  und  vor  allem 
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der  Araber  als  Landhandel  anzusehen,  und  erst  mit  dem  späteren  Ein- 
greifen der  Phönizier  wurde  der  Handel  zwischen  den  Völkern  vor- 
wiegend Seehandel.  Rathgen  dagegen  weist  im  Wörterbuch  der  Volks- 
wirtschaft (Bd.  I  S.  996)  dem  Seehandel  die  Priorität  zu.  Für  die  letztere 
Auffassung,  die  von  anderen  geteilt  wird,  läfst  sich  die  gröfsere  Schwierig- 
keit und  Kostspieligkeit  des  Karawanentransports  anführen.  Für  die 
erstere  Auffassung,  der  sich  ebenfalls  auch  andere  zuneigen,  kann  man 
darauf  hinweisen,  dafs  die  Gefahren  der  Seefahrt  den  unentwickelten 
Völkern  sehr  grofs  erscheinen  mufsten,  eine  Auffassung,  die  ja  noch 
lange  in  dem  ängstlichen  Vermeiden  einer  zu  grofsen  Entfernung  von 
der  Küste  nachwirkte. 

In  beiden  Fällen  ist  es  nicht  möglich,  einen  ausreichenden  geschicht- 
lichen Beweis  für  die  Priorität  zu  erbringen;  denn  die  Uranfänge  des 
Landhandels  sowohl  als  des  Seehandels  verlieren  sich  in  Dunkel.  Für 
beide  aber  wissen  wir,  dafs  sie  bis  in  die  ältesten  Zeiten,  die  einer  ge- 
schichtlichen Forschung  noch  zugänglich  sind,  zurückverfolgt  werden 
können. 

Sowohl  der  Seehandel,  als  auch  der  Landhandel  hat  sich  nur  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  entwickeln  können,  die  in  der  litteratur 
sehr  oft  und  im  wesentlichen  übereinstimmend  in  folgendem  Sinne  um- 
schrieben sind.  Auf  den  Landhandel  mufsten  namentlich  solche  Stämme 
verfallen,  die  nomadisierend  umherzogen  und  dabei  mit  verschiedenen 
Stufen  der  Kultur  in  Berührung  kamen.  Ein  typisches  Beispiel  dafür 
sind  die  Araber,  die  durch  ihre  geographische  Lage  die  berufenen  Ver- 
mittler des  Warenbezuges  aus  Indien  in  Form  des  Karawanenhandels 
waren  und  lange  Zeit  hindurch  eine  grofse  Bedeutung  für  diesen  Ver- 
kehr hatten.  Dem  Seehandel  neigten  die  Völker  zu,  welche  durch  eine 
buchtenreiche  Küste  und  durch  nahe  gelegene  Inseln  oder  durch  leicht 
zur  See  erreichbare  Festlandgebiete  zur  Ausbildung  der  Seeschiffahrt 
gedrängt  und  die  durch  ihre  günstige  Lage  zu  wichtigen  Produktions- 
gebieten veranlafst  wurden,  die  zunächst  für  die  Zwecke  der  Fischerei 
und  des  Krieges  und  Raubes  betriebene  Schiffahrt  auch  Handelszwecken 
dienstbar  zu  machen.  Diese  Bedingungen  trafen  vor  allem  bei  den 
Phöniziern  zu,  und  in  ihnen  haben  wir  denn  auch  die  ersten  Träger 
eines  wirklichen  internationalen  Seehandels  zu  erblicken. 

Dieses  kühne  Seefahrer-  und  Handelsvolk  spielt  Jahrhunderte  hin- 
durch im  Handelsverkehr  der  Völker  die  herrschende  Rolle  und  ist  der 
Lehrmeister  der  später  im  Handel  grofs  gewordenen  Völker  der  alten 
Welt  geworden.  Seine  Eigenschaften  und  die  natürlichen  Verhältnisse, 
unter  denen  es  lebte,  waren  für  eine  solche  Entwicklung  von  grofser 
Bedeutung.  Eingezwängt  auf  einen  schmalen  Landstreifen  zwischen 
dem  Mittelmeer  einerseits  und  Syrien  und  Palästina  anderseits,  wurden 
die  Phönizier  geradezu  auf  das  Meer  gedrängt.   Früh  schon  kamen 
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bei  ihnen  Seefahrt  und  Schiffbau  auf,  dem  die  nahen  Wälder  des 
Libanon  das  nötige  Material  lieferten.  Der  Orient  mit  seiner  höheren 
Kultur  bot  so  vieles,  was  anderen  Ländern  begehrenswert  erschien, 
und  seine  Erzeugnisse  waren  auf  dem  Land-  und  Seewege  für  die 
Phönizier  verhältnismäfsig  so  leicht  erreichbar,  dafs  sich  von  selbst  die 
phönizischen  Städte  zu  grof  sen  Stapelplätzen  der  Orientwaren  entwickelten. 
Diese  Waren  erscheinen  als  die  Grundlage  des  phönizischen  Verkehrs 
und  wurden  gegen  die  Roh-  und  Urprodukte  anderer  Gebiete,  wie  Ge- 
treide, Wein,  Holz,  Vieh,  Felle,  Erz  u.  s.  f.,  weiter  auch  gegen  Sklaven 
ausgetauscht  Die  phönizischen  Städte  selbst,  namentlich  Sidon,  das 
18  Jahrhunderte  vor  Christi  Geburt  zurückzu verfolgen  ist,  und  das  etwas 
jüngere  Tyrus,  bildeten  einen  lebhaften  Gewerbfleifs  aus,  der  wichtige 
Exportartikel  lieferte.  Die  geringe  Entwicklungsstufe  der  um  das  Mittel- 
meer wohnenden  Stämme  und  Völker  erleichterte  es  den  Phöniziern,  den 
ganzen  Vermittlungshandel  an  sich  zu  ziehen.  Eine  grofse  Reihe  von 
Kolonien,  von  denen  namentlich  Karthago  in  der  Geschichte  eine  Rolle 
spielte,  wurde  von  ihnen  errichtet,  um  so  den  Bevölkerungstiberschufs 
vom  Stammlande  abzulenken  und  gleichzeitig  dem  Handel  Stützpunkte 
zu  schaffen. 

Das  eigentliche  Gebiet  jenes  Handels  waren  die  Mittelmeerländer; 
die  Fahrten  der  Phönizier  aber  griffen  noch  darüber  hinaus. 

Die  Geschichte  dieses  alten  Seefahrer-  und  Handelsvolkes  ist  so 
oft  beschrieben]  worden,  dafs  sie  hier  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden  mufs. 

Gelehrige  Schüler  und  Erben  der  Phönizier  wurden  die  Griechen. 
Auch  die  Griechen  fanden  in  der  Gestaltung  und  Lage  ihres  Landes 
einen  wesentlichen  Antrieb,  die  Seefahrt  auszubilden,  und  alles  spricht 
dafür,  dafs  dies  schon  in  sehr  alten  Zeiten  geschehen  ist  Schräder  a.  a.  0. 
S.  43  führt  mit  Recht  als  Beweis  dafür  an,  dafs  alle  Ausdrücke  der  antiken 
Nautik  schon  in  den  Homerischen  Gedichten  vorkommen  mit  Ausnahme 
des  Ankers,  dessen  Bezeichnung  (^yxvQa^)  erst  im  5.  Jahrh.  v.  Chr. 
auftaucht  Da  aber  in  den  homerischen  Gedichten  griechische  Kaufleute 
noch  gar  nicht  erwähnt  werden,  so  mufs  man  annehmen,  dafs  die  alt- 
griechische Seefahrt  nicht  den  Zwecken  des  Handels,  sondern  denen  des 
Seeraubes  und  Krieges  diente.  Im  Innern  hatte  sich  nichtsdestoweniger 
zweifellos  ein  gewisser  Handelsverkehr  zwischen  den  einzelnen  griechi- 
schen Stämmen  entwickelt,  wofür  in  der  Verschiedenheit  der  Ausstattung 
der  einzelnen  Wohngebiete  ein  Anlafs  gegeben  war.  Möglich  auch,  dafs 
die  kleine  Küstenfahrt  schon  vor  der  Berührung  mit  den  Phöniziern  den 
Zwecken  dieses  Handels  diente.  Jedenfalls  aber  hat  erst  die  ständige 
Berührung  mit  den  Phöniziern  den  Anstois  zur  Ausbildung  eines  inter- 
nationalen Seehandels  der  Griechen  gegeben.  Nur  langsam  trat  natür- 
lich diese  Wirkung  zu  Tage.   Zunächst  behielten  auch  den  Griechen 
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gegenüber  die  Phönizier  den  Handel  in  der  Hand;  sie  waren  der  aktive, 
die  Griechen  dagegen  der  passive  Teil  bei  diesem  Verkehr. 

Aber  die  Griechen  begannen  nach  und  nach  selbst  den  Vermittlungs- 
handel zu  treiben  und  ihn  durch  eigene  Gewerbeerzeugnisse,  durch  ein 
Netz  von  Kolonien  zu  stützen,  kurz  die  Bahnen  zu  wandeln,  die  ihnen 
von  den  Phöniziern  gezeigt  waren.  Am  frühesten  zeichneten  sich  dabei 
die  Korinther  aus,  begünstigt  durch  die  Lage  ihrer  Stadt  sowohl  zu  den 
Meeres-  als  auch  zu  den  Landwegen.  Später  —  seit  den  Perserkriegen  — 
entwickelte  sich  dann  Athen  und  seit  dem  4.  Jahrh.  Rhodos  zur  Haupt- 
stätte des  griechischen  Seehandels. 

Die  Umsätze  des  Handels  lassen  sich  nicht  genau  ermitteln.  Soweit 
aber  vereinzelte  Angaben  einen  Schlufs  zulassen,  mufs  in  der  Blütezeit 
der  griechische  Seehandel  sowohl  nach  der  Masse  seiner  Umsätze,  als 
auch  nach  der  Mannigfaltigkeit  seiner  Waren  sehr  bedeutend  gewesen 
sein  und  keineswegs  nur  seltene  Luxusartikel,  sondern  auch  viele  Gegen- 
stände des  Massenkonsums  umfafst  haben. 

Auf  der  italienischen  Halbinsel  fand  zwischen  den  einzelnen  Stämmen 
ebenfalls  schon  früh  ein  gewisser  Warenaustausch  statt.  Auch  der  Aus- 
bildung der  Seefahrt  bot  die  Westküste  günstige  Vorbedingungen,  und 
die  Berührung  mit  den  Phöniziern  hat  deshalb  auch  hier  der  Handels- 
entwicklung schon  wichtige  Antriebe  gegeben.  Für  die  Römer  spielt 
aber  das  Vorbild  der  Griechen,  die  um  1050  v.  Chr.  mit  ihren  Kolonien 
auf  Italien  überzugreifen  begannen,  die  mafsgebende  Rolle. 

Die  Entwicklung  des  römischen  internationalen  Zwischenhandels 
nach  griechischem  und  phönizischem  Vorbild  setzt  schon  früh  ein,  und 
die  freundschaftlichen  und  feindlichen  Berührungen  mit  der  phönizischen 
Pflanzstadt  Karthago,  die  ja  sehr  weit  zurückreichen,  bestätigen  das. 
509  v.  Chr.  bereits  wurde  zwischen  Rom  und  dem  damals  sehr  mächtigen 
Karthago  ein  Vertrag  geschlossen,  der  sich  auf  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsverhältnisse bezog.  Ihm  folgten  348,  306  und  279  v.  Chr.  weitere 
derartige  Verträge.  Mit  der  allmählichen  Ausbildung  des  römischen 
Weltreiches,  mit  der  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  zur  See,  mit  dem 
Ausbau  des  römischen  Strafsennetzes  wurden  die  Bedingungen  für  den 
internationalen  Handel  der  Römer  so  wesentlich  verbessert,  dafs  er  die 
ganze  damals  bekannte  Welt  umspannte.  Dieser  Welthandel,  innerhalb 
dessen  übrigens  der  Sklavenhandel  eine  grofse  Rolle  spielte,  war  eine  der 
wichtigsten  Reichtumsquellen  des  Römerreichs.  Die  Kriegszüge  in  Gallien 
und  Germanien  und  in  Ägypten  bahnten  auch  dem  Handel  den  Weg,  und 
die  Begründung  des  Kaiserreichs  und  die  dadurch  geschaffene  Aussicht 
auf  friedliche  Zustände  von  längerer  Dauer  erleichterte  die  Ausnutzung  der 
durch  die  kriegerischen  Erfolge  geschaffenen  Berührungen  für  den  Handel. 

Die  Einheitlichkeit,  die  sich  im  Rechtewesen  und  im  Geld-  und 
Zahlungswesen  ausbildete,  kam  dem  Handel  ebenfalls  zu  gute.  Seinem 
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Wesen  nach  blieb  er  internationaler  Zwischenhandel,  der,  gestützt  auf 
grofse  Stapelplätze,  zwischen  den  Erzeugnissen  aller  Länder  den  Aus- 
tausch vermittelte.  Der  Kreis  der  in  Betracht  kommenden  Waren  war 
sehr  reichhaltig  und  umfafste  sowohl  Nahrungsmittel,  als  auch  Luxus- 
gegenstände aller  Art,  Metalle,  Farbstoffe,  Gewürze,  Sklaven  u.  s.  w.  — 

Die  Entwicklung  der  alten  Kultur  wurde  durch  die  Völkerwanderung 
so  vollständig  unterbrochen,  dafs  das  Zeitalter,  welches  wir  als  „Mittel- 
alter" bezeichnen,  nicht  als  die  Fortsetzung  der  antiken  Entwicklung, 
sondern  als  eine  neue  Entwicklung  erscheint,  die  von  viel  tiefer  stehenden 
Zuständen  ausging.  Auch  in  Bezug  auf  den  Handel  war  es  nicht 
anders,  und  wir  sehen  deshalb  im  Mittelalter  zum  zweiten  Mal  den 
Handel  sich  aus  den  denkbar  primitivsten  Verhältnissen  erheben.  Die 
Entwicklung  zeigt  eine  beachtenswerte  Parallelität  mit  derjenigen  des 
Handels  im  Altertum.  Auch  im  Mittelalter  macht  sich  die  verschiedene 
Ausstattung  und  Kulturstufe  der  einzelnen  Völker  als  ein  treibendes 
Moment  bei  der  Entwicklung  des  Handels  von  Volk  zu  Volk,  insbesondere 
zur  See  geltend,  und  wiederum  spielt  dabei  der  Orient  eine  sehr  wichtige 
Bolle.  Auch  im  Mittelalter  ringt  sich  nur  langsam  die  Ablegung  des 
Mifstrauens  gegen  Fremde  durch,  und  Gewalt  und  List,  Anlegung  fester 
Stützpunkte  und  ähnliche  Mittel  waren  deshalb  unentbehrlich.  Um  die 
Parallelität  noch  schärfer  hervortreten  zu  lassen,  finden  wir  auch  im 
Mittelalter  Völker,  die  —  ähnlich  wie  die  Phönizier  im  Altertum  —  den 
Handel,  insbesondere  den  Seehandel  lange  Zeit  beherrschten  und  als  der 
Lehrmeister  der  Welt  erschienen. 

Die  Italiener  übernahmen  diese  Rolle  für  den  Seehandel  im  Mittel- 
meerbecken. Für  den  Verkehr  im  Ostseebecken  und  an  den  Gestaden 
der  Nordsee  kommt  die  gleiche  Rolle  der  deutschen  Hansa  zu. 

Die  Italiener  verdanken  ihre  Bedeutung  einmal  der  Gestaltung  und 
I,age  ihrer  Küste,  die  der  Entwicklung  der  Seefahrt  günstig  war,  und 
weiterhin  ihrer  Lage  und  ihren  Beziehungen  zum  Orient  Zunächst 
kamen  in  dieser  Hinsicht  die  Beziehungen  zu  Konstantinopel  in  Betracht. 
Konstantinopel  wurde  die  Zufluchtsstätte,  in  der  sich  die  Reste  der  alten 
Kultur  bargen.  Die  Stadt  lag  geographisch  als  Stützpunkt  für  den 
Orienthandel  sehr  günstig.  Abendland  und  Orient  stiefsen  hier  zusammen. 
Was  auf  dem  Landwege  in  Kleinasien  aus  Indien  und  Arabien  heran- 
gebracht werden  konnte,  vereinigte  sich  hier  mit  den  Erzeugnissen 
Persiens,  die  über  das  schwarze  Meer  herangeschafft  wurden.  Von 
Westen  her  liefen  die  Wege  des  Mittelmeers  in  dieser  Stadt  zusammen. 
Auch  die  Waren  der  mittleren  und  östlichen  Gebiete  Europas  konnten 
auf  dem  Landwege  hierher  gelangen. 

Konstantinopel,  selbst  wurde  eine  wichtige  Produktionsstätte  von 
Luxuswaren,  namentlich  von  Stoffen  aus  Robmaterialien,  die  aus  Klein- 
asien und  Ägypten  hierher  gelangten. 
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Kein  Wunder,  dafs  die  italienischen  Seestädte,  wie  Venedig,  Genua, 
l*isa  und  Amalfi,  welche  infolge  der  Ausbildung  ihrer  Seefahrt  mehr 
und  mehr  auch  den  Seehandel  in  die  Hand  nahmen,  den  Verkehr  mit 
Konstantinopel  eifrig  pflegten.  Sie  schufen  sich  dort  feste  Stützpunkte, 
legten  Magazine  und  Landungsplätze  an,  und  bei  den  vielfachen  Wirren 
die  in  der  einheimischen  Bevölkerung  stattfanden,  errangen  sie  sich  schlief  s- 
lich  die  herrschende  Stellung  im  Handel  dieses  wichtigen  Platzes. 

Durch  das  siegreiche  Vordringen  der  Araber  seit  der  Begründung 
der  mohamedanischen  Lehre  rückte  die  orientalische  Kultur  den  Italienern 
auch  im  Süden  (Nordafrika)  und  im  Westen  (Spanien)  sehr  nahe,  und 
auch  nach  diesen  Richtungen  hin  dehnten  die  Italiener  ihre  Handelsbe- 
ziehungen aus,  zum  Teil  schon  früh  begünstigt  durch  Verträge  handels- 
politischen Inhalts. 

Die  führende  Stellung  der  Italiener  im  Verkehr  mit  Orientwaren 
wurde  noch  wesentlich  befestigt  und  weiter  ausgebaut  durch  die  wirt- 
schaftliche Nachwirkung  der  Kreuzzüge.  Diese  Kriegszüge  haben  auf 
die  europäische  Entwicklung  einen  ungemein  grofsen  Einflufs  ausgeübt 
Die  häufige  und  enge  Berührung  mit  den  Erzeugnissen  des  Orients,  wie 
sie  sich  in  den  Kreuzzügen  vollzog,  gab  dem  Verkehr  in  Orientwaren 
einen  gewaltigen  Aufschwung  und  erweiterte  den  Kreis  der  Handels- 
waren beträchtlich,  und  da  die  oberitalienischen  Hafenstädte  diesen  Ver- 
kehr beherrschten,  und  da  die  dabei  in  Betracht  kommenden  Seewege 
auf  diese  Städte  ausmündeten,  so  mufste  aus  den  Kreuzzügen  eine  ge- 
waltige Entwicklung  der  so  begünstigten  Städterepubliken  erwachsen. 
Allen  voran  war  dabei  das  stolze  Venedig,  das  gegen  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts 3000  Handelsschiffe  auf  der  See  schwimmen  hatte.  Aber  auch 
Genua,  weiterhin  Pisa  und  Florenz  gelangten  zu  grofser  Bedeutung  und 
hatten  eine  glänzende  Entwicklung  im  späteren  Mittelalter. 

Der  Handel  dieser  Städterepubliken  war  vorwiegend  internationaler 
Zwischenhandel;  aber  auch  sie  bildeten  wichtige  Exportindustrien  aus, 
deren  Erzeugnisse  weithin  Absatz  fanden.  Seide,  Glas,  Tuche  und  andere 
Luxusartikel  waren  die  Haupterzeugnisse. 

Von  den  oberitalienischen  Städten  aus  gingen  die  orientalischen 
Waren  zur  See  und  zu  Lande  nach  den  anderen  europäischen  Ländern. 
Besonders  wichtig  war  die  Weiterführung  dieser  Waren  nach  Deutsch- 
land über  die  Alpen  hinweg.  Dieser  Warenstrom  mündete  auf  die  ober- 
(süd-)deutschen  Städte  aus,  die  ihrerseits  selbst  wichtige  Produktions- 
stätten gewerblicher  Erzeugnisse  waren.  Zwischen  den  süddeutschen  und 
den  oberitalienischen  Städten  mufste  so  ein  lebhafter  Verkehr  erwachsen, 
der  zu  dem  Aufbiüben  der  süddeutschen  Städte  wesentlich  beitrug. 

Ein  Teil  der  Orientwaren,  die  in  den  oberitalienischen  Städten  zu- 
sammentrafen, ging  auf  dem  Seewege  nach  den  flandrischen  Häfen  und 
wurde  dort^  von  den  Hanseaten  aufgenommen  und  weitergeführt.  So 
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zeigt  sich  hier  eine  unmittelbare  Beziehung  zwischen  dem  italienischen 
und  dem  deutschen  Seehandel,  die  von  grofser  Bedeutung  war. 

Die  deutschen  Küsten  hatten  schon  früh  eine  eigene  Seefahrt  der 
Deutschen  entstehen  sehen,  die  mehr  und  mehr  auch  dem  Dienst  des 
Handels  zugänglich  gemacht  wurde,  je  mehr  die  deutsche  Kultur  sich 
über  die  der  nordischen,  nordöstlichen  und  nordwestlichen  Völker  hob. 
Die  Gebiete  an  der  Ostsee  und  Nordsee  waren  die  natürliche  Domäne 
des  Handelsverkehrs,  der  von  den  deutschen  Kaufleuten  zur  See  be- 
trieben wurde;  seine  Interessen  führten  zu  jenem  grofsen  Zusammen- 
schlufs  deutscher  Städte,  der  unter  dem  Namen  „Hansau  bekannt  ist  Auch 
dieser  Handel  war  internationaler  Zwischenhandel;  aber  allmählich  lieferte 
auch  der  deutsche  Gewerbfleifs  wichtige  Exportartikel.  Die  Gefahren 
des  Handelsverkehrs  mit  den  noch  wenig  entwickelten  Völkern  zwangen 
wiederum  dazu,  dem  Handel  in  den  „Faktoreien"  feste  Stütz-  und 
Sammelpunkte  zu  sichern,  die  in  gemeinsamen  Fahrten  aufgesucht 
wurden,  und  von  denen  aus  dann  lange  Zeit  hindurch  eine  stark  ausge- 
prägte wirtschaftliche  Herrschaft  über  die  beteiligten  Völkerschaften  aus- 
geübt wurde.  Die  Hanseaten  hatten  in  den  nördlichen  Meeren  eine  ganz 
ähnliche  Handelsherrschaft  wie  im  Mittelmeer  die  Italiener,  und  sie  sind 
wie  diese  doch  schliefslich  auch  die  Lehrer  der  von  ihnen  wirtschaftlich 
abhängigen  Völkerschaften  in  der  Seefahrt  und  im  Handel  geworden. 

Auch  im  mittelalterlichen  Landhandel  besteht  eine  deutlich  erkennbare 
Parallelität  der  Entwicklung  mit  derjenigen  des  Altertums.  Anfangs  waren 
die  Unterschiede  in  der  Produktion  noch  nicht  grofs  und  noch  nicht 
ständig  genug,  um  einen  Handelsverkehr  entstehen  zu  lassen.  Aber  mehr 
und  mehr  machten  sich  die  Verschiedenheiten  in  der  natürlichen  Aus- 
rüstung der  Wohnsitze  und  in  den  natürlichen  Eigenschaften  der  Bewohner 
geltend,  und  als  vollends  die  Menschen  sich  in  den  Städten  dichter  zu- 
sammendrängten, war  die  Möglichkeit  für  eine  weitgehende  Specialisierung 
der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  und  damit  auch  für  die  Ausbildung  leb- 
hafter Handelsbeziehungen  gegeben,  sowohl  im  engeren  als  auch  im  wei- 
teren Kreise.  Der  Handel  von  Stadt  zu  Stadt  und  über  die  Landesgrenzen 
hinaus  war  allerdings  beschwerlich  und  gefährlich.  Gute  und  brauchbare 
Landwege  fehlten,  und  schwer  genug  war  es  für  den  Kaufmann,  sich 
selbst  und  seine  Waren  fortzubringen.  Die  Waffe  mufste  der  Kaufmann 
führen  können  und  mit  Geleitsmannschaften  mufste  er  sich  versehen, 
denn  an  schlimmen  Gesellen  fehlte  es  nicht,  an  hohen  wie  an  niederen. 
Raubritter  und  Strauchdiebe  bereicherten  sich  gern  an  den  Waren  des 
wandernden  Kaufmanns.  Auch  vielfache  Abgaben,  um  Durchlafs  oder 
sicheres  Geleit  zu  erkaufen,  lasteten  auf  ihm,  gleichviel  ob  er  die  Land- 
wege einherzog  oder  zu  Schiff  seine  Waren  auf  den  Flüssen  weiterführte. 

Noch  war  es  nicht  möglich,  von  einem  festen  Mittelpunkt  aus  den 
Warenvertrieb  zu  dirigieren.  Der  Kaufmann  zog  selbst  mit  seinen  Waren 
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über  Land,  und  ganz  besonders  mulste  er  die  Märkte  und  Messen  mit 
seinen  Waren  aufsuchen,  die  in  jenen  Zeiten  geringer  Leistungsfähigkeit 
des  Verkehrswesens  und  lokaler  wirtschaftlicher  Abschliefsung  gegen 
andere  Gebiete  von  der  gröfsten  Bedeutung  waren.  Für  gewöhnlich 
hielten  die  Städte  die  fremden  Kaufleute  von  sich  fern,  zu  den  Märkten 
und  Messen  hatten  sie  Zutritt,  und  ihnen  sowohl  als  den  einheimischen 
Kaufleuten  erwuchs  die' Aussicht  auf  grofsen  Absatz,  da  von  weither 
die  Bevölkerung  der  Umgegend  zu  den  Märkten  und  Messen  zu- 
sammenströmte. 

Auf  diesen  gelegentlichen  Brennpunkten  des  Handelsverkehrs  ent- 
wickelte  sich  auch  der  Geldwechsler-  und  der  Wechsel-  und  Kreditverkehr 
in  seinen  alteren  Formen.  Gerade  in  jener  Zeit,  in  der  das  Recht  der 
Münzprägung  von  so  vielen  Stellen  aus  gehandhabt  wurde,  gewann 
der  Geldwechslerverkehr  eine  grofse  Bedeutung.  Er  war  unentbehrlich, 
um  die  Hindernisse  zu  überwinden,  die  in  der  Verschiedenheit  der 
nacli  vielen  Hunderten  zählenden  Münzsorten  lagen.  Auch  auf  den  Ge- 
brauch der  Wechsel,  der  ja  die  Verschiedenheiten  weniger  fühlbar  machte, 
wirkte  dieser  Umstand  ein.  Die  Unsicherheit  und  Umständlichkeit  der 
Geldbeförderung  machte  überdies  ein  Mittel  unentbehrlich,  das  ohne  un- 
mittelbaren Transport  des  Geldes  einen  Ausgleich  der  Verbindlichkeiten 
zwischen  den  verschiedenen  Plätzen  gestattete. 

Die  Hauptgegenstände  des  Handelsverkehrs  von  Ort  zu  Ort  waren 
hochwertige  und  haltbare  Artikel,  was  durch  die  hohen  Transportkosten 
und  den  langen  Zeitverlust  beim  Transport  nötig  wurde.  Von  Gegen- 
ständen des  Massenbedarfs  war  jedenfalls  das  Salz  auch  in  dieser  Zeit 
eine  der  wichtigsten  Handelswaren.  Im  übrigen  kamen  kostbare  Geräte 
und  Stoffe,  Waffen,  Gewürze  und  andere  Luxusartikel  für  den  Land- 
verkehr vorzugsweise  in  Betracht,  während  im  Seehandel  der  Hanseaten 
auch  die  Gegenstände  des  groben  Bedarfs  wie  Getreide,  Fische,  Thran, 
Pottasche  u.  a.  m.  von  Bedeutung  waren. 

Eine  freie  Bewegung  des  Handels  hat  im  Mittelalter  nicht  bestanden. 
Der  Geist  einer  eifersüchtigen  Ausschliefslichkeit  und  eine  weitgehende 
korporative  und  behördliche  Einengung  herrschte  im  Handel  sowohl  zu 
Wasser  als  auch  zu  Lande.  — 

Folgenschwere  Ereignisse,  die  auf  die  Entwicklung  und  Gestaltung 
des  Handels  den  gröfsten  Einflufs  gewannen,  bezeichnen  den  Übergang 
vom  Mittelalter  zur  Neuzeit.  1453  geriet  Konstantinopel  in  die  Hand 
der  Türken  und  blieb  seitdem  dauernd  unter  ihrer  Herrschaft  Bei  der 
grofsen  Bedeutung,  die  Konstantinopel  für  den  gesamten  Handelsverkehr 
mit  dem  näheren  Orient  und  mit  Indien  hatte,  lag  in  diesem  Ereignis 
eine  ernste  Gefahr  für  den  damaligen,  von  den  Italienern  beherrschten 
Welthandel.  Der  bisher  benutzte  wichtigste  Handelsweg  nach  Indien 
war  jetzt  in  der  Hand  eines  Volkes,  von  dem  eine  Förderung  des  Handels- 
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verkehre  nicht  zu  erwarten  war.  Auch  der  Weg  über  Egypten  oder  über 
Syrien,  der  sonst  noch  hätte  in  Betracht  kommen  können,  war  in  muha- 
medanischer  Gewalt.  Man  mufste  einen  neuen  Weg  nach  Indien  suchen, 
der  nicht  über  die  muhamedanischen  Herrschaftsgebiete  führte.  Es  ist 
bekannt,  welche  grofse  Bedeutung  dieser  Gedanke  für  die  Entdeckungs- 
fahrten gegen  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  hatte.  Vasco  de  Gama  und 
Kolumbus  suchten  beide  nichts  anderes  als  einen  neuen  Weg  nach  Indien, 
und  wenn  auch  Kolumbus  in  ganz  andere  Gebiete  gelangte,  so  glaubte 
er  doch  Indien  erreicht  zu  haben. 

Für  die  Entwicklung  des  Handels  war  sowohl  die  Auffindung  eines 
wirklichen  neuen  Seeweges  nach  Indien  als  auch  die  Entdeckung  Amerikas 
von  umwälzender  Bedeutung.  Gebiet,  Gegenstände  und  Hilfsmittel  des 
grolsen  Handelsverkehrs  wurden  dadurch  wesentlich  umgestaltet  Die  See- 
schiffahrt wurde  durch  die  Antriebe,  die  durch  die  grofsen  Entdeckungs- 
fahrten gegeben  waren,  zu  einer  viel  höheren  Leistungsfähigkeit  gebracht. 
Man  verbesserte  die  Konstruktion  der  Schiffe,  man  lernte  die  Kraft  des 
Windes  wirksamer  und  ausschliefslicher  als  bisher  für  die  grofse  Fahrt 
benutzen,  man  erweiterte  die  Kenntnis  von  der  Beschaffenheit  und  Ge- 
staltung der  Erde,  man  lernte  Windrichtungen  und  Meeresströmungen 
besser  kennen,  und  alles  das  trug  dazu  bei,  die  bis  dahin  im  wesentlichen 
aufrechterhaltene  Beschränkung  der  Seefahrt  auf  Binnenmeere  (Mittel- 
ländisches Meer  und  Ostsee)  zu  beseitigen.  Die  grofsen  Weltmeere  wurden 
mehr  und  mehr  befahren. 

Allerdings  wäre  die  Entwicklung  der  Oceanfahrt  nicht  in  dem  Um- 
fang eingetreten,  wie  es  thatsächlich  der  Fall  war,  wenn  nicht  die  neu 
aufgefundenen  Gebiete  Produkte  geliefert  hätten,  die  heranzuschaffen  der 
Handel  besonders  geneigt  sein  mufste.  In  Mittelamerika  waren  es  zu- 
nächst die  Edelmetalle,  in  Südamerika  die  Farbhölzer,  in  Indien  die 
Gewürze,  die  den  Handel  besonders  anlockten,  und  gewaltig  stieg  die 
Masse  dieser  Waren  an.  Auch  andere,  aus  dem  Handel  mit  dem  Orient 
schon  bekannte  Artikel,  wie  Reis,  Baumwolle,  Seide,  standen  jetzt  in  viel 
gröf serer  Menge  zur  Verfügung.  Neue  Waren  traten  dazu,  die  den  Handels- 
verkehr anspornten,  wie  Kaffee,  Kakao,  Tabak. 

Die  Wege  des  Welthandels  verschoben  sich  in  bedeutsamer  Weise. 
Die  neue  Seestrafse  nach  Indien  mündete  nicht  mehr  auf  die  oberitalieni- 
schen Städte  aus,  sondern  auf  die  westeuropäischen  Küsten.  Die  bis- 
herige Herrschaft  der  oberitalienischen  Städte  über  den  Orienthandel 
wurde  dadurch  erschüttert  und  ging  allmählich  ganz  unter,  ein  Vorgang, 
der  auch  auf  die  süddeutschen  Städte  einen  erkennbaren  Einflufs  ausübte. 
Auch  sie  lagen  nicht  mehr  günstig  zu  dem  Wege  des  Handelsverkehrs 
in  orientalischen  Waren.  Aber  auch  die  Wege  des  Handels  mit  der 
neuen  Welt  führten  nicht  nach  Venedig,  Genua  und  anderen  oberitalieni- 
schen nandelsstaaten,  sondern  ebenfalls  nach  den  westeuropäischen  Hafen- 
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Städten  am  Atlantischen  Ocean.  Der  Verlust,  der  den  oberitalienischen 
Städten  aus  dem  neuen  Wege  nach  Indien  erwuchs,  konnte  also  nicht 
durch  den  Verkehr  mit  der  neuen  Welt  ausgeglichen  werden. 

So  mufsten  denn  die  Staaten,  die  im  Mittelalter  den  Welthandel  in 
der  Hand  hatten,  mehr  und  mehr  bei  Seite  gedrängt  werden,  und  die 
dem  Atlantischen  Ocean  zugekehrten  Länder  übernahmen  jetzt  die  führende 
Rolle.  Portugal  und  Spanien  gingen  dabei  voran;  aber  andere  folgten 
bald  nach.  Ein  gewaltiges  Eingen  der  westeuropäischen  Staaten  um  die 
Führerrolle  im  Welthandel  begann.  Denn  in  den  Ländern,  die  bis  dahin 
wirtschaftlich  von  den  Italienern  und  Hanseaten  abhängig  waren,  vollzog 
sich  ein  Übergang  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit.  Die  wirtschaft- 
liche Herrschaft  der  Italiener  und  der  Hanseaten  wurde  schliefslich  ab- 
geschüttelt, und  nicht  nur  Spanien  und  Portugal,  auch  Frankreich,  Eng- 
land, Holland,  Dänemark  begehrten  ihren  Anteil  am  Welthandel  und 
suchten  die  Herrschaft  darüber  zu  erlangen.  Im  Innern  wurde  dieses 
Streben  durch  konsequente  Beförderung  der  eigenen  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  seitens  des  Staates  unterstützt.  Nach  aulsen  hin  diente 
demselben  Zwecke  eine  nicht  minder  konsequente  Scbutzpolitik  im  Interesse 
der  nationalen  Schiffahrt  und  des  nationalen  Anteils  am  Welthandel  und 
weiterhin  blutige  Kriege,  welche  die  wirtschaftlichen  und  politischen 
Rivalen  bei  Seite  schieben  sollten.  Sieger  blieb  in  diesen  Kämpfen 
England.  England  war  im  16.  und  17.  Jahrhundert  wirtschaftlich  Deutsch- 
land noch  lange  nicht  ebenbürtig;  aber  seine  folgerichtige,  für  jene  Zeit 
zweckmäfsige  Handels-  und  Schiffahrtspolitik  und  die  unvergleichliche 
Gunst  seiner  Lage  zu  dem  Oceanverkehr  glichen  das  mehr  als  genug  aus. 

Die  scharf  ausgeprägte  merkantilistische  Schutzpolitik  des  Staates 
übertrug  im  Grunde  nur  die  Ideen  der  mittelalterlichen  Wirtschaftspolitik 
der  Städte  auf  den  Staat  und  war  nicht  geeignet,  eine  freie  Bewegung 
des  Handels  herbeizuführen.  Sie  arbeitete  mit  Monopolen  und  Privilegien, 
mit  behördlichen  Reglementierungen  und  Unterstützungen,  mit  behördlicher 
Bevormundung  im  Innern  wie  nach  aufsen.  Da  sie  die  ganzen  damaligen 
Kulturstaaten  —  wenn  auch  mit  verschiedener  Ausgestaltung  im  einzelnen 
—  beherrschte,  so  rief  sie  auch  in  den  einzelnen  Ländern  vielfach  gleich- 
artige Bestrebungen  hervor.  Das  zeigte  sich  namentlich  auch  in  der 
wirtschaftlichen  Ausnutzung  der  überseeischen  Gebiete.  Die  Holländer, 
die  Engländer,  die  Franzosen,  in  geringerem  Umfange  auch  andere  mittel- 
europäische Staaten,  übertrugen  die  wirtschaftliche  Verwertung  der  über- 
seeischen Gebiete  grossen  Handelskompagnien,  die  sich  unter  Benutzung 
der  Aktienform  seit  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  bildeten,  und  statteten 
sie  mit  so  vielen  Privilegien  und  Monopolen  aus,  dafs  sie  wirtschaft- 
lich und  politisch  die  Kolonialgebiete  beherrschten.  Dem  überseeischen 
Handelsverkehr  nach  Ostindien  und  Amerika  kam  das  wesentlich  zu 
gute. 
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Allmählich  aber  erstarkten  die  Kolonialreiche  selbst  und  bereiteten 
so  die  spätere  wirtschaftliche  und  politische  Selbständigkeit  oder  doch 
wenigstens  die  Abschwächung  ihrer  Abhängigkeit  von  den  Mutterländern 
vor.  Die  Gegensätze  unter  den  europäischen  Staaten  leisteten  dieser  Ent- 
wicklung Vorschub.  Hat  sie  auch  vielfach  erst  im  19.  Jahrhundert  zur 
völligen  Selbständigkeit  vieler  Kolonialreiche  geführt,  so  setzte  sie  doch 
schon  im  18.  Jahrhundert  ein.  Frankreich  und  England  wurden  zunächst 
davon  betroffen.  Die  Franzosen  wurden  aus  Indien  und  Kanada  nach 
längeren  Kämpfen  durch  die  Engländer  verdrängt.  Die  Engländer  selbst 
verloren  bald  darnach  die  Herrschaft  über  die  nordainerikanischen  Ko- 
lonien, die  sich  zu  der  unabhängigen  Republik  der  Vereinigten  Staaten 
zusammenschlössen. 

Namentlich  das  letztere  Ereignis  war  für  die  Gestaltung  des  inter- 
nationalen Handels  von  grolser  Tragweite.  Der  Handelsverkehr  zur  See 
wurde  dadurch  freier;  verschiedene  Härten  und  Rücksichtslosigkeiten, 
die  bisher  gegen  die  Handelsschiffe  üblich  waren,  wurden  beseitigt.  In 
Amerika  selbst  erstand  statt  eines  abhängigen  Kolonialgebietes  ein  selb- 
ständiger, grofser,  rasch  aufblühender  Kulturstaat,  der  durch  die  besondere 
Richtung  seiner  Produktion  wichtige  Handelsartikel  der  europäischen 
Welt  zu  liefern  vermochte  und  andere  von  diesen  Gebieten  zu  beziehen 
genötigt  war.  Alle  Voraussetzungen  eines  grofsen  internationalen  Handels- 
verkehrs waren  hier  gegeben,  und  thatsächlich  hat  er  sich  denn  auch 
mit  Riesenschritten  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  entwickelt. 

Noch  nach  einer  anderen  Richtung  legte  das  18.  Jahrhundert  den 
Grund  zu  einer  gewaltigen  Umgestaltung  der  Handels  Verhältnisse,  die 
ebenfalls  erst  im  19.  Jahrhundert  zur  vollen  Wirkung  kommen  konnte. 
James  Watt  hatte  eine  brauchbare  Konstruktion  der  Dampfmaschine 
gefunden  und  dadurch  die  Einführung  einer  Triebkraft  in  den  gewerb- 
lichen Betrieb  ermöglicht,  die  an  Leistungsfähigkeit  weit  über  die  bis 
dahin  benutzten  Kräfte  hinausragte  und  die  den  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Zuschnitt  der  Güterproduktion  wesentlich  umgestalten  sollte. 
Die  Einführung  der  Dampfkraft  in  den  gewerblichen  Betrieb  zwang  zur 
Massenproduktion  in  centralisierten ,  auf  weitgehende  Arbeitsteilung  ge- 
stützten Grofsbetrieben.  Der  Kleinbetrieb  des  Handwerks  und  der  de- 
centralisierte  Grofsbetrieb  der  Hausindustrie  wurden  auf  vielen  Gebieten 
beiseite  gedrängt.  Die  Massenhaftigkeit  und  auch  die  Mannigfaltigkeit  der 
Güterproduktion  und  damit  auch  der  Handelswaren  nahm  gewaltig  zu,  der 
Handelsverkehr  seinerseits  erlangte  dadurch  in  sachlicher  und  räumlicher 
Hinsicht  ein  bedeutend  erweitertes  Arbeitsfeld.  Die  Entfernung  zwischen 
Produzent  und  Konsument  wurde  in  persönlicher,  zeitlicher  und  räum- 
licher Beziehung  beträchtlich  vergröfsert.  Kein  Wunder,  dafs  unter  dem 
Einflufs  dieser  Umwälzung  auch  der  Handel  an  Umfang  seiner  Leistungen, 
an  Gröfse  seines  Arbeitsgebietes,  an  Reichhaltigkeit  seiner  Gegenstände 
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viel  gewann,  und  dafs  auch  seine  Gewinnaussichten  sieb  verschoben. 
Nicht  mehr  der  Vertrieb  weniger  besonders  wertvoller  Warensorten  mit 
reichem  Gewinn,  sondern  eine  grolse  Menge  von  massenhaft  zu  ver- 
treibenden Waren  mit  relativ  viel  kleinerem  Gewinn  am  einzelnen  Stück 
und  an  der  einzelnen  Sorte  wurde  dadurch  massgebend. 

Die  Verschiebungen  sind  —  wie  gesagt  —  erst  im  19.  Jahrhundert 
zur  vollen  Geltung  gekommen,  weil  sich  erst  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts 
die  Verallgemeinerung  der  im  18.  Jahrhundert  angebahnten  technischen 
Fortschritte  vollzog. 

Das  19.  Jahrhundert  seinerseits  fügte  noch  ein  weiteres  Entwicklungs- 
moment von  ebenfalls  umwälzender  Bedeutung  hinzu,  nämlich  ein  auf 
Dampfkraft  und  Elektrizität  gestütztes,  in  gewaltigen  Grofsbetrieben  kon- 
zentriertes Verkehrswesen  von  hoher  Ijeistungsfähigkeit  sowohl  in  Bezug 
auf  die  Schnelligkeit  als  auch  in  Bezug  auf  die  Billigkeit  der  Beförderung. 
In  den  ersten  4  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  wurde  der  Grund  zu 
dieser  modernen  Verkehrsentwicklung  gelegt  Sie  stützt  sich  auf  grofse 
wissenschaftliche  und  technische  Fortschritte  und.  ist  ihrerseits  wieder  der 
Antrieb  zu  solchen  Fortschritten  gewesen.  Der  durch  Erfindung  der 
Dampfmaschine  eingeleiteten  Entwicklung  zur  modernen  Massenfabrikation 
in  grofsindustriellen  Fabrikbetrieben  haben  die  Fortschritte  des  Verkehrs- 
wesens die  wichtigsten  Dienste  geleistet.  Auf  den  Handel  haben  sie  nicht 
minder  umwälzend  gewirkt.  Ule  Verschiebungen  im  Handel,  die  durch 
die  Einführung  der  Darapfkraft  in  den  gewerblichen  Betrieb  hervorgerufen 
wurden,  sind  durch  die  Verkehrsfortschritte  noch  gesteigert  worden,  ins- 
besondere ist  Masse  und  Mannigfaltigkeit  der  Waren  dadurch  stark  ge- 
wachsen. Massengüter,  deren  Vertrieb  durch  die  hohen  Transportkosten 
gelähmt  war,  rasch  verderbende  Waren,  bei  denen  der  Handelsbetrieb 
durch  die  grofsen  Zeitverluste  der  Beförderung  gehemmt  war,  konnten 
jetzt  immer  mehr  in  den  Handelsverkehr  hineingezogen  werden.  Die 
leichtere  Überwindung  der  Entfernungsunterschiede  rückte  auch  die  ent- 
legensten Gebiete  in  den  Wirkungskreis  des  Handels  und  öffnete  den 
Erzeugnissen  der  verschiedensten  Länder  den  Absatz  nach  allen  mög- 
lichen Bedarfsstätten.  Soweit  dabei  die  einzelnen  Produktionsgebiete  in 
gleicher  Richtung  thätig  waren,  mufste  zwischen  ihnen  auch  ein  viel 
lebhafterer  Konkurrenzkampf  entstehen.  Thatsächlich  konkurrieren  jetzt 
in  den  Hauptabsatzgebieten  die  gleichartigen  Produkte  fast  aller  bedeu- 
tenden Produktionsstätten.  Der  zu  erzielende  Gewinnprozentsatz  ist 
durch  die  verschärfte  Konkurrenz  wesentlich  abgeschwächt  worden,  wo- 
für aber  die  gesteigerte  Massenhaftigkeit  und  Schnelligkeit  des  Umsatzes 
einen  Ausgleich  schafft. 

Der  verschärfte  Konkurrenzkampf  hat  naturgemäfs  auch  zu  einer 
energischen  Ausnützung  aller  der  Mittel  gedrängt,  welche  beim  Aufsuchen 
von  Absatzgelegenheiten  nützlich  sein  können,  und  diese  Mittel  selbst 
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haben  unter  dem  Einflufs  des  modernen  Verkehrswesens  an  Mannig- 
faltigkeit gewonnen.  Die  Reklame  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  in 
allen  ihren  Formen  und  Mitteln  wird  jetzt  in  einem  Umfang  für  die 
Interessen  des  Handels  angewendet,  der  noch  vor  einem  halben  Jahr- 
hundert undenkbar  erschienen  wäre. 

Gleichzeitig  hat  sich  eine  reiche  Berufsgliederung  im  Handel  vollzogen, 
zum  guten  Teil  auch  grade  in  c[em  Streben,  durch  Specialisierung  eine 
Leistungsfähigkeit  zu  gewinnen,  die  derjenigen  der  Konkurrenten  über- 
legen ist.  Die  gesteigerte  Masse  des  Umsatzes  erleichtert  ein  solches 
Vorgehen. 

Ist  durch  die  erhöhte  Konkurrenz  ohne  Frage  die  Aufgabe  des 
Kaufmanns  schwerer  geworden,  so  hat  anderseits  das  moderne  Ver- 
kehrswesen auch  viel  zur  Erleichterung  des  Handelsbetriebes  beigetragen. 
Die  schnelle  Beförderung  der  Waren  hat  die  Kosten  und  die  Zeitver- 
luste bei  der  Warenbewegung  vermindert.  Das  erleichtert  es,  von  einer 
Stelle  aus  die  Bewegung  grofser  Mengen  je  nach  Bedarf  zu  leiten. 
Das  Aufkommen  eines  besonderen  Berufsstandes,  der  die  Zu-  und  Ab- 
führung der  Waren  übernimmt,  d.  b.  der  Spediteure,  wirkt  in  der 
gleichen  Richtung.  Dadurch  schwindet  die  Notwendigkeit  für  den  Kauf- 
mann, selbst  mit  seinen  Warentransporten  über  das  Land  zu  ziehen.  Von 
seinem  Comptoir  aus  bewirkt  er  die  Warenbewegung,  dirigiert  er  seine 
detachierten  Beamten  (Reisenden),  seine#Agenten  und  Makler  u.  s.  w. 

Dazu  kommt  noch,  dafs  der  heutige  Kaufmann  verhältnismäfsig  viel 
weniger  Lager  halten  mufs  als  früher.  Dampfschiffe  und  Eisenbahn- 
wagen genügen  ihm  oft  als  Ijagerraum,  da  er  die  noch  auf  dem  Trans- 
port befindlichen  Waren  schon  durch  Verkauf  verteilt  und  nach  ver- 
schiedenen Bedarfspunkten  bin  dirigiert.  Das  heutige  Verkehrswesen 
erlaubt  eben  eine  Verfügung  über  Warenmengen,  die  noch  gar  nicht  im 
unmittelbaren  Verfügungsbereich  des  Betreffenden  sind.  Oft  kommt  die 
Ware  überhaupt  nicht  zur  Einlagerung  in  grofsen  Mengen,  in  vielen 
anderen  Fällen  wird  sie  in  —  oft  entfernt  gelegene  —  Lagerhäuser  ge- 
bracht, die  unter  selbständiger  Verwaltung  stehen  und  dem  Kaufmann 
gestatten,  die  Warenvorräte  ohne  eigene  Lagerräume  für  den  Bedarfsfall  be- 
reit zu  halten.  Der  ansässige  Kleinhandel  kann  zwar  ohne  eigenes  Lager- 
halten nicht  zurechtkommen;  aber  bei  der  Leichtigkeit  und  Schnellig- 
keit, mit  der  er  seine  Vorräte  ergänzen  kann,  hält  sich  auch  für  ihn 
die  Notwendigkeit  des  Lagerhaltens  in  verhältnismäfsig  engeren  Grenzen 
als  sonst. 

Durch  diese  Verschiebungen  ist  überhaupt  die  Bedarfsversorgung  der 
Bevölkerung  von  festen  kaufmännischen  Sitzen  aus  erleichtert  worden. 
Deshalb  bedarf  es  in  den  Kulturländern  nur  noch  in  geringem  Umfange 
des  Wanderhandels  in  seinen  älteren  Formen.  Der  Hausierbetrieb,  das 
Aufsuchen  von  Märkten  und  Messen  ist  vielfach  entbehrlich  geworden, 
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und  die  Bedeutung  des  Hausier-,  Markt-  und  Mefshandels  mufste  deshalb 
beträchtlich  zurückgehen. 

Für  den  Grofs verkehr  sind  an  die  Stelle  der  Messen  und  Märkte  die 
Börsen  getreten,  auf  denen  die  Geschäfte  nur  verabredet  und  auf  denen 
die  Waren  nur  noch  nach  der  Benennung  oder  nach  Proben,  ohne  Heran- 
schaffung in  natura,  vertrieben  wurden. 

Auf  diesen  Börsen  konzentriert  sich  ein  grofser  Teil  desjenigen 
Handels,  bei  dein  die  spekulativen  Zwecke  besonders  scharf  ausgeprägt 
sind.  Aber  auch  aufserhalb  der  Börsen  spielt  das  spekulative  Element 
im  Handel  eine  viel  breitere  Eolle,  während  gleichzeitig  die  Gefahren 
der  Spekulation  durch  den  leistungsfähigeren  Nachrichtenverkehr  ab- 
geschwächt sind. 

Auch  die  engere  Verknüpfung  der  Interessen  der  einzelnen  Völker, 
wie  sie  durch  das  Verkehrswesen  herbeigeführt  ist,  hat  auf  den  Handel 
stark  eingewirkt.  Die  Landesgsenzen  setzen  seinen  Operationen  keine 
grofsen  materiellen  Hindernisse  entgegen.  Der  Handelsverkehr  greift 
auf  die  verschiedensten  Gebiete  über,  und  weder  politische  Gegensätze, 
noch  Zölle  und  Formalitäten,  noch  Rechtsverschiedenheiten  können  ihn 
davon  abhalten.  Überdies  hat  das  Handelsinteresse  viel  dazu  beigetragen, 
manche  Erschwernisse  des  internationalen  Verkehrs  abzuschwächen.  Poli- 
tische Gegensätze,  Zölle,  Formalitäten  und  ähnliche  Hindernisse  sind 
durch  Verträge,  durch  bessere  Ausbildung  des  Konsularwesens  u.  dergl. 
weniger  fühlbar  gemacht.  Die  Rechtsverschiedenheiten  sind  durch  eine 
weitgehende  internationale  Annäherung  des  Handels-,  Wechsel-  und  Ver- 
kehrsrechtes wesentlich  vermindert  worden,  was  wiederum  eine  Erleichte- 
rung des  Handelsverkehrs  bedeutet. 

So  hat  der  heutige  Handel  dem  neuen  Verkehrswesen  vielfach  neue 
und  leichtere  Wege  und  Formen  unmittelbar  zu  danken.  Dem  Verkehrs- 
wesen hat  er  aber  gleichzeitig  auch  in  letzter  Linie  die  viel  gröfsere 
Bewegungsfreit  zuzuschreiben,  deren  er  sich  heute  erfreut  Das  Verlassen 
des  Grundsatzes  der  obrigkeitlichen  Fesselung  und  Bevormundung,  die 
Verstattung  freien  Spielraums  im  Innern  und  im  wesentlichen  auch  nach 
aulsen  hat  sich  erst  im  19.  Jahrh.  durchgerungen,  war  aber  auch  an- 
gesichts der  hochgesteigerten  Leistungsfähigkeit  des  Verkehrswesens  un- 
entbehrlich geworden. 

Das  Geldwesen  gewann  ebenfalls  im  19.  Jahrh.  wesentlich  an  Brauch- 
barkeit. Schon  vorher  —  seit  Anfang  des  1 7.  Jahrh.  —  hatte  man  sich 
bemüht,  die  nachteiligen  Wirkungen  der  grofsen  Münzverschiedenheiten 
durch  die  Gründung  von  Wechsel-  und  Girobanken  abzuschwächen. 
Später  kam  es  unter  dem  Einflufs  des  modernen  Verkehrswesens  mehr 
und  mehr  dazu,  dafs  territoriale  Münzverschiedenheiten  überhaupt  be- 
seitigt wurden.  Die  einzelnen  Kulturstaaten  schufen  sich  ein  einheit- 
liches Münzsystem,  und  mehrfach  haben  verschiedene  Staaten  sich  über 
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die  Münzeinheit  und  die  Währung  international  verständigt  Noch  viel 
weiter  wurde  die  internationale  Vereinheitlichung  des  Mals-  und  Gewichts- 
wesens im  19.  Jahrb.  gebracht.  Beherrscht  doch  das  von  Frankreich 
ausgegangene  metrische  System  fast  die  ganze  Kulturwelt 

Dazu  kommt  die  feinere  Ausbildung  des  Kreditwesens,  die  im  wesent- 
lichen ebenfalls  erst  dem  19.  Jahrb.  angehört  Die  entwickelten  Formen 
des  in  den  Banken  zusammenlaufenden  Kreditverkehrs  erleichtern  den 
Ausgleich  der  Zahlungsverbindlichkeiten  im  Handel,  sowohl  im  kleinen 
als  auch  im  grofsen,  sowohl  im  engeren  Bezirk  als  auch  im  internatio- 
nalen Betrieb.  Eine  ganze  Reihe  von  Geldersatzmitteln,  wie  Banknoten, Wech- 
sel, Checks,  steht  dem  Handelsverkehr  zu  Gebote ;  sinnreiche  Abrechnungs- 
einrichtungen gestatten  ihm,  glatt  und  geräuschlos  die  riesigsten  Summen 
auszugleichen.  Gleichzeitig  ist  die  Beschaffung  des  Kapitals  in  sehr 
wirksamer  Weise  organisiert  Die  durch  den  entwickelten  Kreditverkehr 
geschaffenen  Wertpapiere  sind  selbst  wieder  Gegenstand  neuer  Handels- 
zweige geworden  und  werden  so  dem  Bedarf  rechtzeitig  und  regelmäfsig 
zur  Verfügung  gestellt. 

Alle  diese  Erleichterungen,  die  das  19.  Jahrb.  dem  Handelsverkehr 
gebracht  hat,  haben  nun  freilich  auch  dazu  geführt  dafs  die  Anforderungen 
dieses  Betriebszweiges  an  Kapitalkraft  und  persönliche  Fähigkeiten  viel- 
fach unterschätzt  werden.  Namentlich  dem  Kleinhandel  gegenüber,  der 
sich  anscheinend  in  so  bequemen  Formen  abwickelt,  ist  diese  Unter- 
schätzung zu  Tage  getreten.  Das  erschwert  dem  einzelnen  Kaufmann 
die  Existenz,  während  auf  der  anderen  Seite  mit  der  Verfeinerung  der 
Lebensgewobnheiten  die  Ansprüche  der  Bevölkerung  an  Bequemlichkeit, 
an  Ausstattung  der  Verkaufsräume  u.  dergl.  erheblich  gewachsen  sind. 

Im  Kleinhandel  selbst  sind  neue  Formen  zu  den  alten  hinzugetreten. 
Der  Wanderhandel  tritt  jetzt  oft  in  Form  der  Wanderlager,  der  sefshafte 
Kleinhandel  in  Form  der  Grofsmagazine  und  Warenhäuser  auf,  während 
gleichzeitig  die  Produzenten  und  die  Konsumenten  selbst  in  Gestalt  von 
genossenschaftlichen  Organisationen  einen  ansehnlichen  Teil  der  Absatz- 
gewinnung und  Bedarfsversorgung  an  sich  gezogen  haben,  um  vermeint- 
lichen oder  wirklichen  Mifsbräuchen  entgegenzuarbeiten. 

Der  hoch  gesteigerten  Leistungsfähigkeit  des  Verkehrs  entspricht  es, 
dafs  der  internationale  Handel,  der  Welthandel,  im  I^aufe  des  19.  Jahrh. 
zu  einer  gewaltigen  Ausdehnung  gelangt  ist  Die  Werte,  die  er  auf  der 
Erde  in  Einfuhr  und  Ausfuhr  umsetzt,  belaufen  sich  1897  auf  nicht 
weniger  als  rund  77  Milliarden  Mark  und  haben  sich  in  den  letzten 
Jahrzehnten  gewaltig  gesteigert. 

Allen  Ländern  voran  steht  im  Welthandel  im  19.  Jahrh.  England. 
England  ist  auch  jetzt  noch  der  Zwischenhändler,  der  Spediteur  und 
Frachtführer  und  der  Bankier  eines  grofsen  Teiles  der  Welt  Überdies 
findet  es  in  seinen  eigenen  Industrieerzeugnissen  eine  umfangreiche 
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Unterlage  seiner  Handelsoperationen.  Unter  den  europäischen  Staaten 
ist  aber  neuerdings,  namentlich  seit  Anfang  der  70  er  Jahre,  Deutschland 
ein  gefährlicher  Nebenbuhler  Englands  geworden.  Mit  raschen  Schritten 
hat  sich  Deutschland  zu  einem  Industrie-  und  Handelsstaat  ersten  Banges 
entwickelt,  ohne  in  eine  so  einseitige  Vernachlässigung  des  Ackerbaues 
geraten  zu  sein,  wie  England. 

In  der  neuen  Welt  stehen  an  der  Spitze  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  in  deren  Handelsverkehr  auch  die  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse eine  hervorragende  Rolle  als  Exportartikel  spielen. 

Die  Bedeutung  der  Hauptträger  des  heutigen  Welthandels  mag  durch 
folgende  Zahlen  beleuchtet  werden.  1897  betrug  der  Specialhandel  in 
Milliarden  Mark: 


4.  Kapitel.  Die  Gegenstände  des  Handelsverkehrs. 

Die  Gegenstände  des  Handelsverkehrs  heifsen  „Waren",  auch  wohl 
—  was  früher  noch  weiter  verbreitet  war  —  „Kaufmannswaren"  oder 
„  Kaufmannsgut" . 

Der  Begriff  „Ware"  ist  enger  als  der  Begriff  „Verkehrsgüter".  Unter 
„Verkehrsgtitern"  haben  wir  zu  verstehen  alle  diejenigen  wirtschaftlichen 
Güter,  welche  den  Gegenstand  des  menschlichen  Tauschverkehrs  bilden. 
Da  aber  nicht  jeder  Tauschverkehr  schlechthin  schon  als  Handel  —  im 
Sinne  einer  berufsmässigen  Austauschvermittlung  genommen  —  angesehen 
werden  kann,  so  kann  auch  nicht  jedes  Verkehrsgut  ohne  weiteres  „Ware" 
im  obigen  Sinne  sein. 

In  Wirklichkeit  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  dafür,  dafs  der  Kreis  der 
Waren  enger  ist7  als  der  Kreis  der  Verkehrsgüter;  namentlich  auf  unent- 
wickelten Kulturstufen  tritt  der  Unterschied  deutlich  hervor. 

Der  Sprachgebrauch  unterscheidet  die  Waren,  mit  denen  es  der 
Kaufmann  zu  thun  hat,  von  den  Gütern,  die  der  Produzent  hervorbringt 
und  die  als  „Erzeugnisse"  bezeichnet  zu  werden  pflegen.  In  der  That 
decken  sich  beide  Begriffe  nicht.  „Erzeugnis"  des  Produzenten  ist  alles, 
was  er  an  gebrauchsfähigen  Gütern  hervorbringt.  Dafs  aber  nicht  alle 
diese  Erzeugnisse  „Waren"  sind,  wird  sofort  klar,  wenn  wir  uns  einmal 
vorstellen,  dafs  die  Erzeugnisse  des  Produzenten  nirgends  Abnehmer  finden, 

vah  der  Borght,  Handel.  0 


Einfahr 


Ausfuhr  Insgesamt 


Grolsbritannien  und  Irland    ...  9,2 

Deutschland   4,7 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika    .  3,2 

Fraiikreieh   3,2 

Niederlande   2,8 

Belgien  \    .  1,5 

Oesterreich -Ungarn   1,3 

Rufsland  (über  europäische  Grenzen)  1,1 

Britisch -Indien   1,1 


4.8  14,0 
3,6  8,3 

4.4  7,6 

2.9  6,1 

2.5  5,3 
1,3  2,8 

1.3  2,6 
1,5  2,6 

1.4  2,5. 
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also  unverkauft  liegen  bleiben,  oder  dafs  sie  durch  ein  Naturereignis 
vernichtet  werden,  noch  ehe  sie  den  Weg  zu  dem  Konsumenten  begonnen 
haben.  So  lange  das  Erzeugnis  noch  bei  dem  Produzenten  ruht,  nennen 
wir  es  nicht  Ware.  Sobald  sich  aber  die  Austauschvermittlung,  sei  es 
in  Gestalt  des  Fabrik-  oder  Handwerkshandels,  sei  es  vor  allem  in  Ge- 
stalt des  Kaufmannshandels  mit  der  Überführung  des  Erzeugnisses  an 
die  Konsumenten  zu  beschäftigen  begonnen  hat,  nennen  wir  auch  diese 
Erzeugnisse  Waren.  Hier  zeigt  sich,  dafs  die  Worte  „Erzeugnisse"  und 
„Waren*  zwei  verschiedene  Stadien  desselben  wirtschaftlichen  Prozesses 
bezeichnen,  und  zwar  wird  das  Wort  „Ware"  auf  ein  späteres  Stadium 
angewandt,  als  das  Wort  „Erzeugnis".  Die  Ware  kann  ihrerseits  wieder 
einem  Produzenten  als  Unterlage  seiner  Produktion  dienen  und  so  wieder 
in  ein  Erzeugnis  höherer  Art  verwandelt  werden;  aber  auch  nach  diesem 
Prozefs  wird  das  Erzeugnis  erst  wieder  zur  Ware,  wenn  die  Vermittler- 
thätigkeit  des  Handels  sich  auf  das  betreffende  Gut  zu  erstrecken  be- 
gonnen hat. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Erzeugnis  und  Ware  lehrt  uns,  dafs 
die  Fähigkeit,  Ware  zu  werden,  die  Warenfähigkeit,  ganz  etwas 
anderes  ist,  als  die  Waren  ei  gen  schaft  selbst,  ganz  ähnlich,  wie  man 
die  Gutsfähigkeit  von  der  Gutseigenschaft,  die  Wertfähigkeit  vom  Werte 
unterscheiden  mufs.  Das  Erzeugnis,  das  der  Produzent  fertiggestellt  und 
in  seinem  Lager  aufgespeichert  hat,  zeigt  die  Fähigkeit,  Ware  zu  werden, 
aber  es  ist  noch  nicht  Ware. 

Die  Austauschvermittlung  erfolgt  stets  zu  dem  Zwecke,  irgend  welchen 
menschlichen  Bedürfnissen  eine  Befriedigung  zu  ermöglichen.  Deshalb 
müssen  auch  die  Waren  des  Handels  so  geartet  sein,  dafs  sie  der  mensch- 
lichen Bedarfsbefriedigung  dienen  können.  Es  zeigt  sich  aber  sofort,  dafs 
die  Stellung  der  Waren  zur  menschlichen  Bedarfsbefriedigung  durchaus 
verschieden  ist  Die  Hauptmasse  der  Sachgüter,  die  als  Waren  erscheinen, 
zeigt  derartige  stoffliche  Eigenschaften,  dafs  sie  unmittelbar  den  mensch- 
lichen Zwecken  dienstbar  gemacht  werden  können,  entweder  als  Gegen- 
stände des  menschlichen  Verzehrs  oder  Gebrauchs  oder  als  Hilfsmittel 
seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  u.  s.  w.  Man  geht  hier  auf  den  Sach- 
oder Stoffwert  zurück  und  begehrt  die  Waren  um  dieser  ihrer  stofflichen 
Eigenschaften  wegen.  Das  sind  die  Gegenstände  des  unmittelbaren  Be- 
darfs, die  man  auch  wohl  reale  Waren  nennt. 

Daneben  giebt  es  andere  Waren,  die  normalerweise  nicht  wegen 
ihrer  stofflichen  Brauchbarkeit  für  unmittelbaren  menschlichen  Bedarf 
begehrt  werden,  sondern  wegen  ihrer  Fähigkeit,  die  Beschaffung  von  un- 
mittelbaren Bedarfsgegenständen  zu  vermitteln  oder  zu  erleichtern.  Dazu 
gehört  das  gemünzte  Geld.  Normalerweise  wird  das  Geld  von  den  Men- 
schen nur  deshalb  begehrt,  weil  es  als  der  allgemeine  Vermittler  des 
Tauschhandels  die  Möglichkeit  bietet,  alle  möglichen  unmittelbaren  Be- 
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darfsgegenstände  zu  beschaffen,  deren  Preise  innerhalb  der  Grenzen  der 
Kaufkraft  des  zur  Verfügung  stehenden  Geldes  liegen.  Die  heutige  Aus- 
gestaltung des  wirtschaftlichen  Verkehrs  bringt  es  mit  sich,  dafs  äufser- 
lich  als  das  Ziel  aller  wirtschaftlichen  Thätigkeit  in  kultivierten  Ländern 
die  Erlangung  der  dem  wirtschaftenden  Subjekt  nötig  oder  wünschens- 
wert erscheinenden  Geldmenge  anzusehen  ist  Aber  es  ist  nicht  das  Geld 
an  und  für  sich,  sondern  die  dadurch  vermittelte  Kauffähigkeit  hinsicht- 
lich unmittelbarer  Bedarfsgegenstände,  die  den  Menschen  lockt.  Das  ge- 
münzte Geld  hat  nun  freilich  gleichzeitig  auch  einen  bestimmten  und 
beim  Edelmetallgeld  sogar  erheblichen  Stoffwert.  Aber  so  wichtig  dieser 
für  die  ungestörte  Funktion  des  Geldes  auch  ist,  so  tritt  er  doch  bei 
dem  Begehr  nach  Geld  durchaus  in  den  Hintergrund.  Wenn  wir  den 
Stoff  wert  von  Gold  und  Silber  für  unsere  wirtschaftlichen  Zwecke  aus- 
nutzen wollen,  so  richtet  sich  unser  Begehr  nicht  auf  die  Edelmetallmünzen, 
sondern  auf  die  ungemünzten  Edelmetalle,  und  soweit  wir  dabei  den 
Umweg  über  die  Münzen  nehmen,  müssen  wir  die  Münzen  erst  um- 
schmelzen,  also  ihrer  Münzform  entkleiden.  Nicht  selten  wird  übrigens 
dieser  Umweg  gemacht,  namentlich  bei  Gold,  weil  seine  Verarbeitung 
leichter  sein  soll,  wenn  es  schon  einmal  durch  die  Münzpressen  gegangen 
ist,  und  weil  sein  Feingehalt  alsdann  nicht  erst  festgestellt  zu  werden 
braucht  In  Pforzheim  beispielsweise  verarbeitet  die  Gold-  und  Bijouterie- 
warenfabrikation erhebliche  Mengen  gemünzten  Goldes. 

Das  gemünzte  Geld  nimmt  hiernach  eine  besondere  Stellung  ein.  Es 
hat  einen  erheblichen  Stoffwert,  wird  aber  normalerweise  nicht  dieses  Stoff- 
wertes wegen,  sondern  wegen  seiner  Funktion  als  Vermittler  des  Bezuges 
unmittelbarer  Bedarfsgegenstände  begehrt  Es  gehört  also  zu  den  Gegen- 
ständen des  mittelbaren  Bedarfs,  unterscheidet  sich  aber  von  anderen  Gegen- 
ständen des  mittelbaren  Bedarfs  wesentlich  durch  seinen  eigenen  Stoffwert 

Neben  dem  Gelde  haben  sich  infolge  des  Aufkommens  und  der 
grofsen  Bedeutung  des  Kreditwesens  viele  andere  Gegenstände  des  mittel- 
baren Bedarfs  entwickelt,  bei  denen  ein  eigener  nennenswerter  Stoffwert 
nicht  mehr  vorhanden  ist.  Diese  Gegenstände,  die  man  auch  wohl  als 
„ideelle  Warena  bezeichnet,  bestehen  in  Urkunden,  die  einen  gewissen 
Geld-  oder  Warenbetrag  repräsentieren  und  einen  Anspruch  auf  gewisse 
Geld-  oder  Warenmengen  geben,  wie  Aktien,  Banknoten,  Wechsel,  An- 
weisungen, Cbecks,  Papiergeldscheine,  Schuldverschreibungen  (Obli- 
gationen), Warrants  u.  s.  w.  Der  Stoffwert  dieser  Urkunden  ist  thatsäch- 
Bch  gleich  Null.  Nur  einen  nominellen  Wert  haben  sie  und  verdanken 
ihn  lediglich  dem  Anspruch,  der  durch  sie  gegeben  wird.  Nichtsdesto- 
weniger sind  sie  eine  sehr  wichtige  Ware  in  der  neueren  Zeit  geworden. 

Wir  haben  hiernach,  wenn  wir  die  Stellung  der  Waren  zu  der  mensch- 
lichen Bedarfsbefriedigung  ins  Auge  fassen,  drei  Warengruppen  zu  unter- 
scheiden : 
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1.  Gegenstände  des  unmittelbaren  Bedarfs; 

2.  Gegenstände  des  mittelbaren  Bedarfs  mit  eigenem  Stoffwert  (Geld); 

3.  Gegenstände  des  mittelbaren  Bedarfs  ohne  eigenen  Stoffwert. 
Da  das  Geld  an  einer  anderen  Stelle  des  Handbuchs  eine  nähere 

Behandlung  erfährt,  so  bedarf  es  hier  nur  noch  einiger  Bemerkungen 
über  die  Gegenstände  des  unmittelbaren  Bedarfs  und  über  die  Gegen- 
stände des  mittelbaren  Bedarfs  ohne  eigenen  Stoffwert 

Bei  den  zuerst  zu  besprechenden  Gegenständen  des  unmittelbaren 
Bedarfs  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  nicht  jeder  dieser  Gegenstände  als  Ware 
in  unserem  Sinne  erscheint,  und  dafs  deshalb  der  Warencharakter  nur 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  angenommen  werden  kann.  Diese 
Voraussetzungen  sind  zunächst  allgemeiner  Art  Die  Berufsgliederung 
mufs  sich  soweit  gesteigert  haben,  dafs  ein  regelmäfsiger  Austausch  der 
verschiedenen  Erzeugnisse  überhaupt  möglich  und  nötig  ist;  denn  ohne 
diese  Voraussetzung  kann  sich  kein  Handel  entwickeln,  und  ohne  Handel 
kann  es  keine  Waren  in  unserem  Sinne  geben.  Je  weiter  die  Berufs- 
gliederung vorgeschritten  ist^  je  schärfer  sich  die  Trennung  des  Konsu- 
menten vom  Produzenten  ausprägt,  je  ausschliefslicher  der  Produzent  für 
fremden  Bedarf  arbeitet,  desto  gröfser  mufs  der  Kreis  der  unmittelbaren 
Bedarfsgegenstände  sein,  die  vom  Handel  vertrieben  werden,  desto 
weniger  kann  der  Kreislauf  von  der  Produktion  zur  Konsumtion  ohne 
den  Kaufmannshandel  auskommen. 

Dazu  kommt  noch  ein  Anderes.  Je  höher  die  allgemeinen  kulturellen 
Verhältnisse  und  je  mannigfaltiger  deshalb  die  Bedürfnisse  abgestuft  sind, 
desto  mehr  Bedarfsgegenstände  können  und  müssen  in  den  Kreis  der 
Thätigkeit  des  Handels  gezogen  werden. 

Weiterhin  aber  ist  der  Stand  und  die  Leistungsfähigkeit  des  Ver- 
kehrswesens auch  für  den  Kreis  der  Kaufmannswaren  von  tiefgreifender 
Bedeutung.  Jede  wirksame  Verbesserung  des  Verkehrswesens  vergröfsert 
den  Warenkreis.  Denn  die  Absatzfähigkeit  der  Waren  wird  dadurch 
gesteigert,  und  nicht  minder  werden  die  Grenzen  für  den  Warenbezug 
wesentlich  erweitert 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  schon  a  priori,  dafs  der  Warenkreis 
sich  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  ausdehnen  mufste.  Die  Geschichte 
bestätigt  das.  Wir  wissen,  dafs  thatsächlich  in  den  Zeiten  des  frühen 
Mittelalters  der  Kaufmannshandel  nur  eine  nach  unseren  Begriffen  geringe 
Zahl  besonders  haltbarer  und  kostbarer  Waren  bewegte,  und  dafs  von 
den  Artikeln  des  Massenbedarfs  nur  das  Salz  auch  in  dem  früheren 
Handel  eine  gröfsere  Bedeutung  hatte.  Die  Hauptmasse  der  täglichen 
Bedarfsartikel  wurde  nur  in  engeren  Wirtschaftsgebieten  unmittelbar  vom 
Produzenten  an  den  Konsumenten  abgesetzt;  für  diese  Bedarfsgegenstände 
kam  also  vorzugsweise  der  Handwerkshandel  in  Betracht  Nur  ergänzend 
hatte  der  Kaufmannshandel  einzugreifen.  Im  späteren  Mittelalter  war  der 
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Warenkreis  des  Kaufmannshandels  schon  erheblich  gröfser,  und  heute 
überwiegt  in  der  Bedarfsversorgung  der  Bevölkerung  der  Kaufmanns- 
handel;  der  Fabrik-  und  Handwerkshandel  tritt  ihm  nur  ergänzend  zur 
Seite,  wenn  auch,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  gerade  in  der  neuesten 
Zeit  vielfach  wieder  unmittelbare  Beziehungen  zwischen  Produzenten  und 
Konsumenten  angeknüpft  sind. 

Zu  den  allgemeinen  Voraussetzungen  müssen  aber  noch  eine  Reihe 
specieller  Voraussetzungen  hinzutreten,  von  deren  Erfüllung  es  abhängt, 
ob  ein  Bedarfsgegenstand  in  höherem  oder  geringerem  Mafse  als  Kauf- 
mannsware erscheint 

Nimmt  man  die  vorhin  gegebenen  Voraussetzungen  als  gegeben  an, 
so  bedarf  ein  Gegenstand,  um  eine  gute  Kaufmanns  wäre  zu  sein,  noch 
folgender  Eigentümlichkeiten.  Zunächst  mufs  er  eine  gewisse  natürliche 
Brauchbarkeit  für  menschliche  Zwecke  aufweisen;  denn  ohne  diese  Voraus- 
setzung ist  überhaupt  kein  Gegenstand  fähig,  Ware  zu  werden.  Weiter- 
hin ist  nötig,  dafs  der  Gegenstand  leicht,  d.  h.  ohne  zu  grofse  Mühe- 
waltung und  ohne  erhebliches  Risiko  aufzubewahren  ist.  Auch  diese 
Voraussetzung  mufs  erfüllt  sein,  wenn  ein  Bedarfsgegenstand  überhaupt 
die  Warenfähigkeit  aufweisen  soll.  In  früheren  Zeiten,  als  der  Umsatz  der 
Waren  langsamer  vor  sich  ging,  als  jetzt,  hatte  die  Aufbewahrungsfähig- 
keit oder,  was  der  Saöhe  nach  auf  dasselbe  hinausläuft,  die  Haltbarkeit 
und  Widerstandsfähigkeit  gegen  schädliche  Einflüsse  eine  so  grofse  Be- 
deutung, dafs  sehr  viele  Gegenstände  vom  Handelsvertriebe  ausgeschlossen 
waren,  die  heute  vollkommen  Warencharakter  angenommen  haben.  Aber 
so  sehr  auch  jetzt  gegen  früher  der  Umsatz  beschleunigt  ist,  so  nimmt 
er  doch  vielfach  noch  so  viel  Zeit  in  Anspruch,  dafs  die  Aufbewahrungs- 
fähigkeit nicht  gleichgültig  sein  kann.  Je  widerstandsfähiger  die  Ware 
sich  erweist,  desto  leichter  kann  der  Kaufmann  damit  seine  Operationen 
bewirken.  Thatsächlich  ist  die  Aufbewahrungsfähigkeit  sehr  verschieden, 
und  es  giebt  eine  nicht  geringe  Zahl  täglicher  Bedarfsartikel,  bei  denen  der 
Handel  sich  nur  deshalb  bethätigen  kann,  weil  der  Umsatz  sich  in  kürzester 
Frist  vollzieht  Dafs  Rohstoffe  im  allgemeinen  haltbarer  sind  als  Halbfabri- 
kate und  Fabrikate,  läfst  sich  ebenso  wenig  behaupten  als  das  Umgekehrte. 

Um  einem  Bedarfsgegenstand  die  Warenfähigkeit  zu  verleihen,  mufs 
zu  der  natürlichen  Brauchbarkeit  und  zu  der  Aufbewahrungsfähigkeit 
noch  die  Transportfähigkeit  hinzutreten,  da  der  Warenhandel  ohne  räum- 
liche Fortbewegung  der  Gegenstände,  die  er  vertreibt,  nicht  auskommen 
kann.  Je  leichter  sich  der  Gegenstand  transportieren  läfst,  desto  leichter 
kann  ihn  der  Handel  als  Ware  verwenden.  Bei  der  Frage  der  Trans- 
portfähigkeit spielt  auch  die  Widerstandsfähigkeit  gegen  die  beim  Trans- 
port zu  Tage  tretenden  nachteiligen  Einflüsse,  wie  Stöfse,  Erschütterungen 
Einwirkung  der  Hitze,  der  Kälte,  der  Trockenheit,  der  Feuchtigkeit,  eine 
Rolle.   Die  modernen  Verbesserungen  des  Verkehrswesens  haben  diese 
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Einflüsse  wesentlich  abgeschwächt  und  den  ganzen  Transport  weniger 
verlustreich  gestaltet,  aber  sie  haben  nachteilige  Einwirkungen  nicht  ganz 
aus  der  Welt  schaffen  können.  Weiter  aber  ist  bei  der  Frage  der  Trans- 
portfähigkeit auch  das  Verhältnis  der  Transportkosten  zu  den  für  die 
Ware  zu  erzielenden  Preisen  von  Bedeutung.  Je  geringer  die  Spannung 
zwischen  beiden  ist,  desto  schwerer  transportfähig  sind  die  Waren.  Im 
allgemeinen  ist  in  letzterer  Beziehung  das  fertige  Fabrikat  günstiger  ge- 
stellt als  der  Rohstoff.  Deshalb  werden  auch  im  Eisenbahnverkehr  Roh- 
stoffe vielfach  billiger  verfrachtet,  als  Halbfabrikate  und  Fabrikate. 

Die  Erwähnung  dieses  Verhältnisses  führt  uns  auf  weitere  Voraus- 
setzungen für  den  Warencharakter,  die  ein  mehr  subjektives  Gepräge 
tragen.  Die  bisher  besprochenen  Eigenschaften  der  natürlichen  Brauch- 
barkeit für  menschliche  Zwecke,  Aufbewahrungsfähigkeit  und  Transport- 
fähigkeit stellen  sich  dar  als  die  objektiven  Voraussetzungen  der  Waren- 
fähigkeit des  Bedarfsgegenstandes.  Aber  der  Gegenstand  mag  noch  so 
sehr  durch  diese  Eigenschaften  ausgezeichnet  sein,  zu  einer  Ware  wird 
er  doch  erst,  wenn  die  Menschen  seine  Eigenschaften  als  für  ihre  Zwecke 
geeignet  erkennen  und  anerkennen  und  deshalb  einen  Bedarf  nach  dem 
betr.  Gegenstande  zeigen.  Der  Gegenstand  mufs  also  mit  der  Konsum- 
und  Geschmacksrichtung  eines  Teiles  der  Menschen  in  Übereinstimmung 
sein,  und  die  Herstellung  dieser  Beziehungen  zu 'den  menschlichen  Be- 
dürfnissen wird  zwar  durch  das  Vorhandensein  der  objektiven  Voraus- 
setzungen ermöglicht,  aber  in  Wirklichkeit  doch  erst  vollzogen  durch 
den  Menschen  mit  seinen  subjektiven  Auffassungen  selbst  Je  kleiner 
der  Kreis  der  Menschen  ist,  der  aus  den  objektiven  Voraussetzungen  die 
nötigen  Schlüsse  zieht,  desto  schwerer  ist  es  für  den  Handel,  den  Gegen- 
stand als  Ware  zu  verwenden.  Je  gröfser  und  je  gleichmäfsiger  über 
die  verschiedensten  Gebiete  hin  verbreitet  dieser  Kreis  ist,  desto  leichter 
wird  dem  Handel  das  Eingreifen,  in  desto  höherem  Mafse  stellt  sich  der 
Gegenstand  als  Ware  dar.  Gegenstände  des  Massenbedarfs,  wenn  sie 
die  sonst  erforderlichen  Eigenschaften  haben,  können  aus  diesem  Grunde 
bei  entwickelten  Verkehrs-  und  Kulturverhältnissen  in  ganz  besonderem 
Mafse  den  Warencharakter  verwirklichen. 

Dazu  mufs  noch  kommen  eine  gewisse  zeitliche  Gleichmäfsigkeit 
des  Bedarfs.  Je  häufiger  die  Geschmacksrichtung  wechselt,  je  unberechen- 
barer und  ungleichmäfsiger  der  Bedarf  auftritt,  desto  mehr  Schwierig- 
keiten erwachsen  dem  Handel.  Bei  Gegenständen  vollends,  welche  nur 
ganz  ausnahmsweise  und  gelegentlich  begehrt  werden,  hat  der  Handel 
einen  so  schweren  Stand,  dafs  er  mitunter  ganz  auf  den  Vertrieb  des 
betr.  Gegenstandes  verzichten  mufs. 

Zu  den  erwähnten  objektiven  und  subjektiven  Voraussetzungen 
müssen  noch  verschiedene  Vorbedingungen  hinzutreten,  die  als  handels- 
technische bezeichnet  werden  können. 
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Soll  sich  der  Handel  in  umfassender  Weise  mit  dem  Vertrieb  eines 
Gegenstandes  beschäftigen,  so  wird  ihm  das  ohne  Zweifel  erleichtert, 
wenn  die  Sortenverschiedenheit  sich  in  engen  Grenzen  hält  Der  Handel 
soll  und  kann  auch  den  verschiedenen  Abstufungen  der  Geschmacks- 
richtung der  Konsumenten  Rechnung  tragen.  Aber  je  einheitlicher  die 
Geschmacksrichtung  ist,  je  weniger  Sortenabstufungen  der  Ware  also 
erforderlich  sind,  und  je  leichter  sich  deshalb  die  Anpassung  an  den 
individuellen  Bedarf  bewirken  läfst,  desto  eher  und  desto  bequemer  kann 
der  Handel  Massenoperationen  mit  dem  betr.  Gegenstande  vornehmen. 

Von  Bedeutung  ist  auch  für  den  Handel,  dafs  ihm  die  Beschaffung 
der  zu  vertreibenden  Artikel  nicht  übermäfsige  Schwierigkeiten  macht 
Die  Produktion  des  betr.  Artikels  mufs  umfangreich  genug  sein,  um 
grofse  Operationen  zu  ermöglichen,  und  die  Produktionsstätten  müssen 
so  gelegen  sein,  dafs  sie  die  Leitung  der  Warenbewegung  nach  den 
Bedarfsplätzen  hin  erleichtern.  Es  könnte  scheinen,  als  ob  die  Zusammen- 
drängung der  ganzen  Produktion  an  einer  bestimmten  Stelle  für  den 
Handel  am  bequemsten  ist  In  sehr  vielen  Fällen  trifft  das  aber  nicht 
zu.  Da  die  Leiter  der  Handelsbewegung  an  den  verschiedensten  Punkten 
sitzen  und  sitzen  müssen,  um  mit  den  Absatzgebieten  die  nötige  Fühlung 
erhalten  zu  können,  so  würde  die  Beschränkung  der  ganzen  Produktion 
auf  ein  engeres  Gebiet  einem  Teil  des  Handels  schon  dadurch  Schwierig- 
keiten machen,  dafs  die  Bezugsquelle  schwerer  erreichbar  ist  Dazu 
kommt,  dafs  in  dem  einen  einzigen  Produktionsgebiet  der  Wettbewerb 
der  Kaufleute  um  Erlangung  der  nötigen  Warenmengen  schärfer  und 
deutlicher  zu  Tage  treten  mufs,  was  die  Stellung  der  Kaufleute 
gegenüber  den  Produzenten  erschweren  kann.  Unter  Umständen 
können  die  'Produzenten  diese  Wirkung  noch  verstärken  durch  Zurück- 
haltung gegenüber  der  Nachfrage  der  Kaufleute  und  durch  ge- 
meinsames Vorgehen.  Überdies  würden  Störungen  in  der  Produktion 
des  einzigen  Produktionsgebietes  dem  Handel  sehr  ernste  Schwierig- 
keiten bereiten.  In  sehr  vielen  Fällen  sehen  es  deshalb  die  Kaufleute 
als  günstiger  an,  wenn  die  Produktion  sich  über  verschiedene  Gebiete 
verteilt  Sie  gewinnen  dann  an  Unabhängigkeit  gegenüber  den  Produ- 
zenten und  können  die  Warenbewegung  leichter  nach  den  Bedarfspunkten 
dirigieren,  und  sie  sind  auch  besser  geschützt  gegen  die  nachteiligen 
Wirkungen  etwaiger  Produktionsstörungen. 

Die  zuerst  erwähnte  leichtere  Anpassung  an  den  individuellen  Bedarf 
haben  Rohstoffe  und  Urprodukte  im  allgemeinen  in  höherem  Mafse  auf- 
zuweisen als  die  Halbfabrikate  und  Ganzfabrikate,  bei  denen  eine  viel 
feinere  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Geschmacksrichtungen  nötig 
ist  und  deshalb  auch  im  allgemeinen  eine  viel  reichere  Sortenabstufung 
besteht.  Die  Erleichterung  der  Beschaffung  und  Leitung  der  Warenmengen 
durch  örtliche  Verteilung  der  Produktion  kann  sowohl  bei  Rohstoffen, 
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und  Halbfabrikaten  als  auch  bei  Fabrikaten  vorhanden  sein.  Aber  es 
ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  oft  die  Rohstoffgewinnung  sich  auf  wenige 
Gebiete  zusammendrängt,  während  die  Verarbeitung  dieses  Rohstoffes 
sich  vielfältig  verteilt. 

Zu  den  handelstechnischen  Voraussetzungen,  welche  die  Thätigkeit 
der  Handels  erleichtern,  darf  auch  noch  eine  gewisse  zeitliche  Gleich- 
mäfsigkeit  der  Produktion  gerechnet  werden.  Stofsweises  Auftreten  und 
unregelmäfsiger  Fortgang  des  Produktion  stellen  den  Handel  oft  vor  sehr 
schwierige  Aufgaben. 

Es  ist  klar,  dafs  eine  Ware,  bei  der  alle  objektiven,  subjektiven  und 
handelstechnischen  Voraussetzungen  in  der  günstigsten  Weise  gegeben 
sind,  den  Warencharakter  in  seiner  höchsten  Ausgestaltung  aufweist. 
In  Wirklichkeit  giebt  es  nur  wenige  Waren,  die  so  günstig  geartet  sind, 
und  deren  hat  sich  denn  auch  bezeichnenderweise  namentlich  der  Grofs- 
verkehr  der  Börsen  bemächtigt.  Im  übrigen  giebt  es  zahlreiche  Ab- 
stufungen innerhalb  der  Waren,  die  thatsächlich  vom  Handel  vertrieben 
werden,  und  es  ist  unmöglich  zu  sagen,  bis  zu  welchem  Grade  der 
Warencharakter  abgeschwächt  sein  darf,  wenn  der  Handel  sich  überhaupt 
noch  mit  dem  Vertrieb  soll  befassen  können.  Die  Technik  der  Handels 
ist  ja  auch  in  den  einzelnen  Gebieten  ungleich  entwickelt  und  des- 
halb in  verschiedenem  Mafse  fähig,  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden. 
Als  die  Ware,  bei  der  alle  Voraussetzungen  in  bester  Weise  gegeben 
sind,  darf  man  das  Getreide  bezeichnen.  Als  diejenige,  bei  welcher  fast 
in  allen  Beziehungen  die  Voraussetzungen  sehr  ungünstig  sind,  erscheinen 
die  individuell  gestalteten  Originalerzeugnisse  der  Malerei  und  Bildhauerei, 
und  doch  bilden  auch  diese  Erzeugnisse  der  Kunst  den  Gegenstand  des 
Handels.  Zwischen  diesen  Extremen  liegt  aber  eine  so  unendliche  Fülle 
von  Abstufungen,  dafs  es  ein  vergebliches  Bemühen  sein  würde,  sie  zu 
veranschaulichen. 

Die  Bedeutung,  welche  den  subjektiven  Momenten  für  den  Waren- 
charakter beizulegen  war,  bringt  es  mit  sich,  dafs  der  Kreis  der  Waren 
nicht  überall  derselbe  ist  Die  Bedürfnisse  der  Menschen  sind  verschieden. 
Deshalb  kann  derselbe  Gegenstand  in  einem  Gebiete  als  Ware  erscheinen 
und  in  dem  anderen  Gebiete  nicht.  Wissenschaftliche  Bücher  z.  B.  sind 
in  Deutschland,  aber  nicht  in  Centraiafrika  Gegenstand  des  Handels,  Rosen- 
kränze am  Rhein,  aber  nicht  in  rein  protestantischen  Gebieten  u.  s.  w.  Die 
kulturellen,  sozialen,  wirtschaftlichen  und  religiösen  Verhältnisse,  die  in 
einer  reichen  Abstufung  neben  einander  bestehen,  bedingen  ebenfalls 
grofse  Abweichungen  in  dem  Warenkreise,  mit  dem  sich  der  Handel 
zu  beschäftigen  hat  Die  zeitlichen  Verschiebungen  aller  dieser  Ver- 
hältnisse und  der  Bedürfnisse  des  Menschen  ziehen  nicht  minder  grofse 
Veränderungen  nach  sich.  Ein  Gegenstand,  der  bisher  als  Ware  gelten 
mufste,  kann  diesen  Charakter  verlieren,  wenn  sich  die  Bedarfsrichtung 
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von  ihm  abwendet,  und  ein  Gegestand,  der  sich  bisher  nicht  als  Ware 
darstellte,  kann  Warencharakter  annehmen,  wenn  sich  die  Bedarfsrichtung 
ihm  zuwendet.  Im  ganzen  ist  das  letztere  im  Laufe  der  Kulturentwick- 
lung häufiger  eingetreten  als  das  erstere,  und  der  Warenkreis  hat  des- 
halb in  den  Kulturländern  an  Mannigfaltigkeit  und  Reichhaltigkeit 
unendlich  gewonnen. 

Andere  Unterschiede  werden  bedingt  durch  die  verschiedenen  Wirt- 
schaftsstufen, die  sich  neben  oder  nach  einander  entwickeln.  Der  Acker- 
baustaat mit  seinem  engeren  Kreise  von  Produkten  kann  auch  nur 
wenige  Waren  im  aktiven  oder  passiven  Handel  abgeben  und  ist  für 
seinen  Bedarf  an  gewerblichen  Erzeugnissen,  der  sich  aber  bei  den  ein- 
facheren Lebensverhältnissen  in  engen  Grenzen  hält,  auf  fremde  Zufuhren 
angewiesen.  Der  Staat,  der  eine  hohe  gewerbliche  Leistungsfähigkeit 
erlangt  hat,  bedarf  vielfach  der  Zufuhr  fremder  Ackerbauerzeugnisse  und 
sendet  seine  gewerblichen  Erzeugnisse  in  alle  Welt  hinaus.  Dabei  ist 
aber  nicht  zu  übersehen,  dafs  auch  in  demselben  gewerblich  entwickelten 
Staate  nicht  immer  die  gleichen  Erzeugnisse  im  Vordergrunde  stehen. 
Auch  darin  tritt  —  im  Zusammenhang  mit  der  eigenen  Entwicklung 
des  Landes  und  auch  mit  dem  Vorwärtsschreiten  der  bisherigen  Absatz- 
länder —  oft  eine  sehr  bemerkenswerte  Verschiebung  ein.  Unter  Um- 
ständen sind  die  Verschiebungen  so  stark,  dafs  selbst  das  anscheinende 
natürliche  Monopol  einzelner  Gebiete  für  gewisse  Waren  durchbrochen 
wird.  Die  Versorgung  mit  Zucker  z.  B.  ist  dank  der  gewerblichen 
Entwicklung  des  europäischen  Festlandes  im  wesentlichen  den  tropischen 
Gebieten  abgenommen  und  den  europäischen  Ländern  zugewiesen  worden. 

Die  vielfachen  Unterscheidungen  der  Waren  nach  ihrer  Herkunft, 
nach  dem  Grade  der  technischen  Bearbeitung,  nach  ihren  naturwissen- 
schaftlichen Merkmalen  u.  s.  w.  werden  übergangen;  sie  gehören  in  die 
Warenkunde,  die  hier  nicht  zu  behandeln  ist  — 

Die  Gegenstände  des  mittelbaren  Bedarfs  ohne  eigenen  Stoffwert 
(die  „ideellen"  Waren)  bedürfen  ebenfalls  noch  einer  kurzen  allgemeinen 
Betrachtung.  Zu  verstehen  sind  darunter,  wie  schon  gesagt,  Urkunden, 
welche  einen  gewissen  Geld-  oder  Warenbetrag  repräsentieren  und  einen 
Anspruch  auf  gewisse  Geld-  oder  Warenbeträge  geben. 

Dafs  derartige  Urkunden  zu  Waren  geworden  sind,  ist  eine  Er- 
scheinung, die  mit  dem  neuerlichen  Vordringen  des  Kreditsystems  und 
mit  der  Erleichterung  des  Nachrichtenverkehrs  zusammenhängt  Ansätze 
zu  einer  solchen  Entwicklung  finden  sich  freilich  schon  früh.  Die  Wechsel 
insbesondere  waren  schon  im  Mittelalter  Gegenstand  des  Handelsverkehrs. 
Zu  einer  gröfseren  Ausdehnung  des  Handels  in  Urkunden  gab  erst  das 
Einsetzen  der  modernen  Aktiengesellschaften  den  Anstofs;  für  diese  hatte 
zwar  das  Mittelalter  schon  Vorbilder  gegeben,  aber  ihre  Ausbreitung  ist 
doch  erst  durch  die  grofsen  Aktienkompagnien  zur'  Ausnutzung  über- 
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seeischer  Gebiete  seit  Anfang  des  17.  Jahrh.  eingeleitet  worden.  Schon 
im  Anfang  des  17.  Jahrh.  entwickelte  sich  in  Amsterdam  ein  lebhafter 
Aktienhandel,  und  im  18.  Jahrh.  trat  —  besonders  in  Frankreich  und 
England  —  wiederholt  ein  auffälliges  Anschwellen  des  Aktienhandels 
zu  Tage,  neben  dem  sich  als  ständiges  Element  des  Handels  mit  „ideellen 
Waren"  der  Wechselhandel  weiter  entwickelte.  Die  heutige  gewaltige 
Ausdehnung  des  Handels  mit  Urkunden  ist  aber  durchaus  ein  Ergebnis 
der  allerneuesten  Entwicklung  und  ist  zuzuschreiben  der  ungemein  starken 
und  raschen  Zunahme  der  Verwendung  der  Aktienform  in  allen  Kultur- 
staaten, der  schnellen  und  riesigen  Ausdehnung  des  öffentlichen  Schulden- 
wesens, der  Ausbildung  des  Banknoten-  und  Checkverkehrs,  der  enormen 
Zunahme  der  aus  dem  internationalen  Handelsverkehr  sich  ergebenden 
Forderungsrechte  und  Wechselurkunden  u.  s.  w.  in  Verbindung  mit  der 
ungemeinen  Erleichterung  des  Nachrichtenverkehrs. 

Die  bezeichneten  Urkunden  sind  also  heute  Waren,  und  zwar  sowohl 
im  grofsen  wie  auch  im  kleinen,  im  internationalen  wie  im  nationalen 
und  lokalen  Verkehr  geworden.  Gegentiber  den  Gegenständen  des  un- 
mittelbaren Bedarfs,  welche  die  andere  grofse  Gruppe  der  Waren  dar- 
stellen, zeigen  die  in  Betracht  kommenden  Urkunden  freilich  sehr  wichtige 
Abweichungen. 

Bei  den  Gegenständen  des  unmittelbaren  Bedarfs  stützt  sich  der 
Begehr  auf  den  Stoffwert,  und  deshalb  mufste  als  erste  objektive  Voraus- 
setzung der  Warenfähigkeit  auch  die  natürliche  Brauchbarkeit  für  mensch- 
liche Zwecke  angeführt  werden.  Bei  den  Urkunden,  mit  denen  wir  es 
hier  zu  thun  haben,  ist  von  einer  natürlichen  Brauchbarkeit  für  unmittel- 
bare menschliche  Bedarfsbefriedigung  und  von  einem  eigenen  Stoffwert 
gar  keine  Rede.  Die  kleinen  Papierstücke  aus  denen  diese  Urkunden 
bestehen,  haben  nur  eine  äufserst  geringe  natürliche  Brauchbarkeit  und 
nur  einen  so  winzigen  eigenen  Stoff  wert,  dafs  sie  aus  diesem  Grunde 
jedenfalls  nicht  eine  wichtige  Ware  des  Handels  hätten  werden  können. 
Nicht  das,  woraus  diese  Urkunden  bestehen,  sondern  das,  was  auf  ihnen 
steht,  und  die  Garantie,  welche  hinter  ihnen  steht,  macht  sie  zu  einem 
Gegenstande  des  Begehrs. 

Verschieden  genug  sind  aber  die  Anlässe,  welche  dazu  treiben,  der- 
artige Urkunden  zu  kaufen  und  zu  verkaufen.  Ein  grofser  Teil  dieser 
Papiere  wird  deshalb  erworben,  weil  mit  ihrer  Hilfe  Zahlungsverbind- 
lichkeiten im  nationalen  und  internationalen  Verkehr  beglichen  werden 
können.  Banknoten,  Checks,  Anweisungen,  Wechsel  werden  aus  diesem 
Grunde  vielfach  und  in  immer  wachsendem  Umfange  begehrt 

Ein  anderer  Teil  der  Urkunden  wird  erworben,  um  eine  dauernde 
Kapitalanlage  zu  bewirken,  die  aber  doch  ein  leichtes  Wiederflüssig- 
machen der  angelegten  Mittel  gestattet  Diesem  Zwecke  dienen  Schuld- 
verschreibungen des  Staates  und  anderer  öffentlicher  Körperschaften, 


4.  Kapitel.  Die  Gegenstände  des  Handelsverkehre. 


91 


Obligationen  und  Aktien  von  Aktiengesellschaften,  landschaftliche  und 
andere  Pfandbriefe  u.  s.  w.  Mit  derartigen  Wertpapieren  ist  das  Recht, 
die  Rückzahlung  des  Kapitals  beliebig  zu  verlangen,  nicht  verbunden, 
und  das  zwingt  die  Inhaber,  falls  sie  ihr  Kapital  wieder  flüssig  machen 
wollen,  ihre  Anlagepapiere  zu  veräufsern.  Dieser  Umstand  und  gleich- 
zeitig das  starke  Anwachsen  des  anlagesuchenden  Kapitals  hat  einen 
sehr  lebhaften  Kauf-  und  Verkaufsverkehr  hervorgerufen. 

Ein  dritter  Zweck,  der  bei  Erwerbung  von  Wertpapieren  verfolgt 
wird,  ist  die  vorübergehende  Kapitalanlage  im  Interesse  der  Gewinnung 
örtlicher  Kursdifferenzen,  z.B.  bei  Wechseln,  oder  zeitlicher  Kursdifferenzen, 
die  bei  einem  Teil  der  öffentlichen  und  der  Aktienpapiere  u.  s.  w.  von 
Bedeutung  sind. 

Zum  Teil  spielen  spekulative  Interessen  der  letzteren  Art  auch  hinein  bei 
dem  Handelsverkehr  mit  Lagerscheinen  bezw.  Warrants.  An  und  für  sich 
werden  solche  Papiere  freilich  für  einen  anderen  Zweck  erworben  oder 
veräufsert:  man  will  dadurch  die  Verfügung  über  Warenvorräte  erlangen 
oder  übertragen,  ohne  diese  Vorräte  selbst  bewegen  zu  müssen. 

Bei  noch  anderen  Papieren  dreht  es  sich  darum,  im  internationalen 
Verkehr  Zollersparnisse  zu  machen  und  so  auf  dem  internationalen  Markt 
konkurrenzfähiger  zu  werden.  Das  kommt  in  Betracht  bei  den  Einfuhr- 
scheinen und  Zollquittungen,  die  bei  Aufhebung  des  Identitätsnachweises 
für  bestimmte  Waren  gewährt  werden,  und  die  nun  ihrerseits  wieder 
den  Gegenstand  eines  Handels  zum  Teil  recht  lebhafter  Art  bilden. 

Je  mehr  aus  diesen  verschiedenen  Gründen  die  Nachfrage  nach 
Urkunden  der  in  Rede  stehenden  Arten  anwächst,  desto  weniger  läfst 
sich  der  Verkehr  in  solchen  Papieren  noch  unter  der  Hand  bewirken, 
desto  mehr  bedarf  es  der  Vermittlung  des  Handels. 

Die  Waren  dieses  Handels  sind  leicht  zu  transportieren  und  bei 
genügendem  Schutz  gegen  Feuersgefahr  und  Diebstahl  leicht  aufzube- 
wahren. Der  Bedarf  darnach  ist  grofs  und  weit  verbreitet  und  wächst 
fortwährend.  Die  Schwierigkeiten  der  Heranschaffung  sind  bei  den 
heutigen  Verkehrsmitteln  sehr  geringfügig.  Die  Umständlichkeiten,  die  bei 
realen  Waren  aus  dem  Nebeneinander  verschiedener  Sorten  derselben 
Warenart  erwachsen  können,  bestehen  hier  nicht  Auch  individuelle 
Unterschiede  der  einzelnen  Stücke  derselben  Art  kommen  nicht  in  Betracht7 
vielmehr  ist  eine  vollkommene  Vertretbarkeit  der  einzelnen  Stücke  der- 
selben Art  unter  einander  vorhanden. 

Alles  das  erleichtert  es,  ständig  einen  grofsen  und  weit  verzweigten, 
die  Ländergrenzen  durchaus  ignorierenden  Handelsverkehr  in  diesen 
Waren  zu  unterhalten,  dessen  wichtigste  Konzentrationspunkte  die  Wert- 
papierbörsen sind. 

Herkunftsland  und  Absatzgebiet  spielen  in  diesem  Verkehr  kaum 
eine  Rolle.   Viel  wichtiger  ist  für  einen  Teil  desselben  die  Sicherheit 
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und  der  innere  Wert  des  Anspruchs,  der  durch  die  Urkunde  gewährt 
wird.  Bei  den  Erwerbungen,  die  behufs  Beschaffung  von  Zahlungs- 
ausgleichsraitteln  oder  von  dauernden  Kapitalanlagen  oder  behufs  Ge- 
winnung örtlicher  Kursdifferenzen  gemacht  werden,  ist  gerade  dieser 
Punkt  von  grofser  Bedeutung.  Bei  den  Erwerbungen  zur  Gewinnung 
zeitlicher  Kursdifferenzen  ist  er  nicht  bedeutungslos,  tritt  aber  in  der 
Praxis  oft  weit  zurück  hinter  der  Frage,  ob  die  Preis-  (Kurs-)Bewegung 
des  betr.  Papiers  hinreichend  lebhaft  ist,  um  Anknüpfungspunkte  für  die 
spekulativen  Operationen  zu  geben. 

Die  Gegenstände  des  mittelbaren  Bedarfs  gliedern  sich  nach  dem 
Gesagten  in  Warenpapiere  und  Geldpapiere,  je  nachdem  sie  einen  An- 
spruch auf  reale  Waren  oder  auf  Geld  gewähren.  Die  Warenpapiere 
werden  namentlich  durch  die  Lagerscheine  und  Lagerpfandscheine  (War- 
rants) vertreten,  also  durch  die  von  Lagerhäusern  über  eingelagerte 
Waren  ausgestellten  Urkunden,  durch  welche  Verpfändung  oder  Verkauf 
der  eingelagerten  Waren  ohne  deren  räumliche  Fortbewegung  ermög- 
licht wird.  Die  Hauptmasse  der  „ideellen"  Waren  besteht  indes  in 
Geldpapieren,  die  entweder  von  öffentlichen  Körperschaften  oder  von 
privaten  Gesellschaften  oder  Personen  (z.  B.  Standesherren)  ausgegeben 
werden.  Ein  Teil  dieser  Papiere  gewährt  keinen  Zinsenanspruch,  reprä- 
sentiert also  nur  eine  bestimmte  Geldsumme,  wie  z.  B.  eigentliche  und 
uneigentliche  Papiergeldscheine,  Banknoten,  Anweisungen,  Checks,  Wechsel. 
Mit  anderen  ist  ein  Zinsenanspruch  verbunden,  z.  B.  mit  öffentlichen  und 
nicht  öffentlichen  Schuldverschreibungen  (Obligationen),  landschaftlichen 
und  Hypothekenpfandbriefen  u.  s.  w.  Noch  andere  sind  mit  dem  An- 
spruch auf  einen  ratierlichen  Anteil  am  Beingewinn  ausgestattet  („Divi- 
dendenpapiere"), wie  die  Aktien. 

Da  diese  Papiere  nur  Gegenstand  des  Handelsverkehrs  sein  können 
wenn  ihre  Übertragbarkeit  von  Hand  zu  Hand  gesichert  ist,  so  hat  sich 
bei  dem  auf  den  Namen  des  Inhabers  lautenden  Papieren  das  Institut 
des  Indossaments  entwickelt,  das  insbesondere  bei  Wechseln  eine  grofse 
Rolle  spielt  (Namenspapiere,  Orderpapiere).  Ist  die  Übertragung  durch 
Indossament  ausgeschlossen  („Rektapapiere"),  so  erschwert  das  den  Handels- 
verkehr erheblich,  ohne  ihn  indes  unmöglich  zu  machen,  da  der  Weg 
einer  Cession  auch  hier  noch  die  Übertragung  ermöglicht.  Wird  die 
Übertragung  an  erschwerende  Formalitäten  gebunden  (z.  B.  Eintragung 
in  besondere  Bücher),  oder  wird  sie  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung 
der  beteiligten  Gesellschaft  oder  ihrer  ausführenden  Organe  gestattet  (z.  B. 
vinkulierte  Namensaktien),  so  ist  der  Handel  darin  noch  mehr  beengt. 
Atfi  leichtesten  und  glattesten  vollzieht  sich  der  Handelsverkehr  bei  den 
Inhaberpapieren,  die  den  Namen  des  berechtigten  Inhabers  überhaupt 
nicht  enthalten.  Denn  hier  genügt  die  einfache  Übergabe  von  Hand  zu 
Hand  ohne  jegliche  Formalität  zur  Übertragung.  Diese  Form  der  Papiere 
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ist  denn  auch  neuerdings  in  den  Vordergrund  getreten,  und  auch  bei 
Papieren,  die  auf  den  Namen  lauten,  hat  man  durch  das  Blankoindossa- 
ment eine  gleich  leichte  Übertragung  wie  bei  den  Inhaberpapieren  her- 
beizuführen gewufst. 

Einzelheiten  über  die  in  Betracht  kommenden  Papiere  werden  in 
anderen  Bänden  des  Handbuchs  gegeben  und  können  deshalb  hier  über- 
gangen werden. 

5.  Kapitel.  Die  menschliche  Arbeit  im  Dienste  des  Handels. 

Der  Handel  im  engeren  Sinne,  der  Kaufmannshandel,  hat  die  mensch- 
liche Arbeitskraft,  die  geistige  und  die  körperliche,  ebenso  wie  andere 
Berufszweige  sowohl  zu  der  leitenden  als  auch  zu  der  ausführenden 
Arbeit  heranzuziehen.  Er  beschäftigt  also  eine  Reihe  von  Arbeitskräften  ^^.  m^ 
als  Unternehmer,  als  Träger  der  Handelsthätigkeit  und  gesellt  dazu  r 
ausführende  Personen  für  höhere  und  für  niedere  Dienstleistungen  (kauf-  ^^-K-> 
männische  Angestellte,  Arbeiter).  Aufserdem  stützt  er  sich  vielfach  auf  J*^*  *  > 
die  Arbeit  von  selbständigen  Personen,  die  ihm  nach  den  verschiedensten 
Bichtungen  hin  Vermittlerdienste  leisten  (Hilfspersonen  des  Handels). 

Die  Zahl  der  als  Unternehmer  thätigen  Personen  ist  im  Handel  ver- 
hältnismäfsig  grofs,  weil  ein  bedeutender  Bruchteil  der  Betriebe  von  dem 
Unternehmer  allein  ohne  Heranziehung  fremder  Arbeitskräfte  durch- 
geführt wird,  und  weil  auch  in  den  Betrieben,  welche  fremde  Arbeits- 
kräfte heranziehen  („Gehilfenbetriebe44),  die  Zahl  der  Kleinbetriebe  durch- 
aus überwiegt. 

Nach  den  deutschen  Gewerbezählungen  von  1882  und  1895  bestanden 
in  Deutschland  im  Handelsgewerbe  überhaupt 

1S82  1S95 

Haupt-  Neben-  Betriebe  Haupt-  Neben-  Betriebe 
betriebe      betriebe     überhaupt     betriebe      betriebe  überhaupt 

452725  164  111  616836  635209  142286  777495 

Darunter  Allein- 
betriebe ...   293399  150500  443899  350572  125  171  475743 
=  Proz.     64,8         91,7         71,9  55,2  88,0  62,3 

Die  Zahl  der  Alleinbetriebe  ist  hiernach  zwar  im  Vergleich  zur  Ge- 
samtzahl der  Betriebe  zurückgegangen,  umfafst  aber  im  ganzen  noch  über  3/5, 
bei  den  Hauptbetrieben  fast  3/ö  aller  Betriebe.  Im  Warenhandel  allein 
bestanden  1895  (vergl.  „Statistik  des  Deutschen  Reiches",  N.  F.,  Bd.  113): 

Hauptbetriebe  .  .  .   528  885,  davon  Alleinbetriebe  271  595  =  51,3  Proz. 
Nebenbetriebe...   118  253,       „  „  103  486  =  87,5  „ 

Betriebe  überhaupt  647  13b,       „  „  375  081  =  58,0  „ 

Zu  den  Unternehmern  der  Alleinbetriebe  kommen  noch  die  Inhaber 
und  Geschäftsleiter  der  Gehilfenbetriebe  hinzu,  die  sich  im  Handel  über- 
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haupt  1SS2  auf  153827  und  1895  auf  240  418  *)  beliefen.  Im  ganzen 
waren  im  Handel  thätig  in  den  Hauptbetrieben 

1882  1895 
Durchschnittlich  beschäftigte  Personen    .    .      838  392  1  332  993 

Davon  in  Unternehmerstellungen  ....      447226  590990 

=  53,33  Proz.     =  44,34  Proz. 

Im  Warenhandel  betrug  1895  die  Zahl  aller  durchschnittlich  be- 
schäftigten Personen  1105423,  davon  waren  Unternehmer  von  Allein- 
betrieben 271 595  und  Inhaber  und  Geschäftsleiter  von  Gehilfenbetrieben 
215  040,  sodafs  im  ganzen  486635  Personen  oder  44,02  Proz.  in  Unter- 
nehmerstellungen thätig  waren.2) 

Dieser  grofse  Bruchteil  wird  nur  in  wenigen  Gewerbezweigen  über- 
schritten. Der  Bedarf  des  Handels  an  Unternehmerkräften  ist  also  ver- 
hältniBmälsig  grofs.  An  der  Unternehmerthätigkeit  ist  das  weibliche  Ge- 
schlecht stark  beteiligt  Es  befanden  sich  im  Handel  überhaupt  unter 
den  Unternehmern  weibliche 

1882  1895 
in  Alleinbetrieben  .    76  1 69  —  25,96  Proz.*)     110  702  =  31,58  Proz.*) 
„  Gehilfenbetrieben    18  269  =  11,88    „   «)       29  640  =  12,33    „  *) 

Der  Anteil  der  weiblichen  Kräfte  hat  sich  also  vermehrt,  besonders 
bei  den  Alleinbetrieben,  in  denen  überhaupt  die  weiblichen  Unternehmer 
besonders  häufig  vertreten  sind. 

Von  den  verschiedenen  Unternehmungsformen  überwiegt  im  Handel 
die  Einzelunternehmung  durchaus.  Von  den  635  209  Hauptbetrieben  des 
Handels  überhaupt  waren  1895 

350  572  Alleinbetriebe 
_und  237  191  Gehilfenbetriebe 4 ) 
Zusammen  587  763  Hauptbetriebe 
oder  92,5  Proz.  in  der  Hand  von  Einzelunternehmern.  Im  Warenhandel, 
der  im  ganzen  528885  Hauptbetriebe  umfafste,  waren 

271  595  Alleinbetriebe 
und  218  915  Gehilfenbetriebe4) 
Zusammen  490  510  Hauptbetriebe 
oder  92,7  Proz.  Einzelunternehmungen. 

Die  oft  hervorgehobenen  Vorzüge  der  Einzelunternehmung,  die 
aus  ihrer  persönlichen,  zu  völlig  selbständigem  Handeln  befugten  und 
völlig  selbstverantwortlichen  Spitze  hervorgehen,  insbesondere  ihre  Fähig- 
keit, sich  dem  Wechsel  der  Marktbedingungen  anzupassen,  sind  für 

1)  Durchschnittlich  Beschäftigte. 

2)  Die  Angaben  der  Gewerbezählung  weichen  von  denen  der  Berufszählung 
bekanntlich  etwas  ab. 

3)  Der  Gesamtzahl  der  Unternehmerkräfte  der  betr.  Gruppe. 

4)  „Gesamtbetriebe",  d.  h.  unter  gemeinsamer  Leitung  und  Buchführung  stehende 
Betriebe,  geordnet  nach  dem  hauptsächlichen  Betriebszweig. 
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wichtige  Gebiete  des  Handels  von  so  grofser  Bedeutung,  dafs  sich 
das  starke  Überwiegen  der  Einzelunternehmung  durchaus  erklärt.  In 
der  Hand  der  Einzelunternehmer  liegt  die  Hauptmasse  sowohl  der 
Kleinhandels-  als  auch  der  Grofshandelsbetriebe,  sowohl  der  Zwergunter- 
nehmungen bescheidenster  Art,  als  auch  der  weithin  sichtbaren  Grofs- 
betriebe,  die  weite  Gebiete  mit  ihren  Operationen  umfassen.  Freilich  sind 
es  recht  verschiedene  soziale  Schichten,  die  sich  hier  zusammenfinden. 
Der  kleine  Krämer  steht  vielfach  sozial  und  wirtschaftlich  der  breiten 
Masse  der  Arbeiter  sehr  nahe,  nur  dafs  seine  geringe  wirtschaftliche 
Widerstandsfähigkeit  mit  dem  Reiz  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
verbrämt,  aber  auch  mit  deren  Sorgen  belastet  ist  Der  Grofskaufmann, 
der  „Handelsherr"  ist  auf  dem  Gebiete  des  Handels  dasselbe,  was  auf 
dem  Gebiete  der  gewerblichen  Produktion  der  Grofsindustrielle  ist.  Er 
ist  der  Führer  und  Bahnbrecher  im  wirtschaftlichen  Ringen,  ein  macht- 
voller, durch  Bildung  und  Besitz  ausgezeichneter  Vertreter  stolzen  und 
gesunden  Bürgertums,  und  ein  grofser  Teil  dieser  Handelsherren  spielt 
im  öffentlichen  Leben  auf  den  verschiedensten  Gebieten  eine  hervor- 
ragende Rolle. 

Wie  die  ganze  soziale  Stellung,  so  ist  auch  die  kaufmännische  Arbeit 
des  Klein-  und  Grofskaufmanns  sehr  verschieden.  Der  Inhaber  des  kauf- 
männischen Kleinbetriebes  unterscheidet  sich  von  dem  Grofskaufmann 
in  dieser  Beziehung  ähnlich,  wie  der  kleine  Handwerksmeister  vom 
Grofsindustriellen.  Der  .Kleinkaufmann  hat  eine  Fülle  körperlicher,  rein 
mechanischer  Arbeiten  neben  der  —  oft  sehr  bescheidenen  —  geistigen 
Unternehmerarbeit  auf  sich  zu  nehmen.  Der  Grofskaufmann  dagegen 
hat  es  nur  mit  der  hier  sehr  umfangreichen  geistigen  Arbeit  zu  thun,  er 
ist  der  Organisator  und  Leiter  einer  grofsen  Menge  von  Einzelthätig- 
keiten,  die  durch  ihn  zu  erspriefslicher  Arbeit  zusammengefafst  werden. 

Wie  auf  allen  übrigen  Gebieten  der  wirtschaftlichen  Arbeit  tritt  auch 
im  Handel  oft  genug  die  enge  Begrenzung  der  persönlichen  Leistungs- 
fähigkeit hindernd  in  den  Weg.  Arbeitskraft,  Wissen  und  Kapitalkraft 
des  Einzelnen  können  über  gewisse  natürliche  Schranken  nicht  hinaus- 
gehen. Daher  hat  sich  auch  der  Handel  nach  verschiedenen  Richtungen 
hin  auf  gesellschaftliche  Unternehmungen  stützen  müssen,  die  entweder 
die  persönliche  Arbeitskraft  und  das  persönliche  Wissen  oder  die  per- 
sönliche Kapitalkraft  oder  beides  ergänzen  sollen. 

Die  heutigen  Formen  der  Handelsgesellschaften  stammen  zumeist 
aus  Italien  und  haben  sich  dort  schon  im  Mittelalter  zu  entwickeln  be- 
gonnen. Für  ihre  moderne  rechtliche  Ausgestaltung  ist  aber  vielfach  das 
französische  Recht  mafsgebend  geworden. 

Die  offene  Handelsgesellschaft  ist  zweifellos  aus  der  Familie  hervor- 
gegangen. War  es  doch  der  nächstliegende  Weg  zur  Verstärkung  und 
Ergänzung  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  des  Unternehmers,  auf  die 
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Familienmitglieder  zurückzugreifen.  Ursprünglich  dem  Gewerbebetriebe 
dienend,  hat  sich  diese  Gesellschaftsform,  die  sich  inzwischen  auch  auf 
Nicht-Familienmitglieder  erweitert  hatte,  später  mehr  und  mehr  in  den 
Dienst  des  Handels  gestellt  und  namentlich  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
im  Handel  Verbreitung  gefunden.  In  Frankreich  wurden  durch  die  Col- 
beifsche  Handelsordonnanz  von  1673  die  Verhältnisse  der  offenen  Han- 
delsgesellschaft geregelt,  und  auf  dieser  Grundlage  hat  die  neuere  Rechts- 
entwicklung weiter  gebaut. 

Die  Stille  Gesellschaft  und  die  Kommanditgesellschaft  haben  sich 
aus  der  italienischen  commenda  entwickelt,  für  die  aber  schon  das 
römische  Altertum  gewisse  Vorbilder  liefert.  Die  commenda  diente  ur- 
sprünglich dem  Seehandel  und  erscheint  im  frühen  Mittelalter  als  ein 
Auftrags-(Kommissions-) Verhältnis  zwischen  dem  commendator,  d.  h.  dem 
Kaufmann,  welcher  Schiff  und  Waren  und  Geld  zur  Verfügung  stellte,  und 
dem  tractator,  welcher  mit  diesem  Schiff  und  diesen  Waren  und  Geldmitteln 
in  überseeischen  Gebieten  für  den  commendator  Geschäfte  machte.  Später 
beteiligte  sich  der  tractator  selbst  mit  Kapitaleinlagen,  und  gegen  Ende  des 
Mittelalters  wurde  er  zur  Hauptperson  des  Geschäftes,  welche  von  ver- 
schiedenen Personen  Kapitaleinlagen  zum  Geschäftsbetriebe  empfing.  Von 
hier  aus  entwickelte  sich  dann  in  Italien  im  15.  und  16.  Jahrhundert 
eine  feste  Gesellschaftsform,  die  Kommanditgesellschaft,  deren  rechtliche 
Ausgestaltung  aber  wiederum  durch  die  französische  Gesetzgebung  des 
17.  Jahrhunderts  zum  Abschlufs  gebracht  wurde.  Auch  hier  bildet  das 
französische  Recht  die  Grundlage  der  neueren  Entwicklung.  Nebenher 
geht  die  Ausbildung  der  Stillen  Gesellschaft,  bei  welcher  die  Kapital- 
beteiligung nicht  nach  aufsen  hervortritt,  und  die  ihre  vollkommene  recht- 
liche Ausgestaltung  erst  durch  das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetz- 
buch erhielt. 

Die  Aktiengesellschaft  ist  bekanntlich  ebenfalls  in  Italien  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Schuldenwesen  der  Städterepubliken  entstanden. 
Ihre  neuere  Entwicklung  knüpft  aber  an  die  Bildung  der  grofsen  privi- 
legierten Handelskorapagnien  im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  an.  Seit 
dem  18.  Jahrhundert  hat  die  Aktiengesellschaft,  für  die  in  Frankreich 
die  Form  der  Inhaberaktien  aufgebracht  worden  war,  an  Verbreitung 
wesentlich  gewonnen  und  sich  im  19.  Jahrhundert  auf  alle  möglichen 
Erwerbsgebiete  ausgedehnt. 

Gewisse  Eigentümlichkeiten  der  Aktiengesellschaft  sind  seit  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  auch  auf  die  Kommanditgesellschaft  übertragen 
worden,  woraus  sich  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  entwickelt  hat 

Die  neueste  Entwicklung  hat  in  Deutschland  (Ges.  vom  20.  April  1892) 
noch  eine  besondere  „Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung"  entstehen 
lassen,  nachdem  schon  vorher  in  die  ältere  Form  der  Genossenschaften 
die  beschränkte  Solidarhaft  eingeführt  worden  war. 
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Die  Entwicklung  der  Handelsgesellschaften  im  einzelnen  zu  schildern, 
ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Buches.  Dafür  mufs  auf  die  Specialdar- 
stellungen in  der  nationalökonomischen  und  handelsrechtlichen  Litteratur 
verwiesen  werden.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  und  die  juristische 
Struktur  der  Handelsgesellschaften  ist  in  Band  IV  dieses  Handbuches 
bereits  erläutert  Ich  beschränke  mich  deshalb  darauf,  den  m.  E.  cha- 
rakteristischen Unterschied  zwischen  den  Hauptformen  der  heutigen  Ge- 
sellschaften hervorzuheben. 

Das  charakteristische  Unterscheidungsmerkmal  ist  in  der  Stellung 
der  Gesellschafter  zu  den  Gesellschaftsverbindlichkeiten  zu  erblicken.  Das 
wird  am  besten  klar,  wenn  man  von  der  Einzelunternehmung  als  dem 
Vor-  und  Urbild  aller  Unternehmungsformen  ausgeht 

Der  Einzelunternehmer  hat  das  volle  Risiko  des  Unternehmens  zu 
tragen.  Seine  ganze  wirtschaftliche  Existenz  ist  mit  dem  Unternehmen 
verknüpft,  mit  seinem  ganzen  Vermögen  hat  er  für  die  Geschäftsverbind- 
lichkeiten einzustehen. 

Ersetzen  wir  den  Einzelunternehmer  durch  mehrere  Personen,  von  denen 
jeder  ebenfalls  mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  Geschäftsverbindlich- 
keiten einstehen  mufs,  und  die  deshalb  solidarisch  dem  Geschäftsgläubiger 
haften,  so  haben  wir  die  Offene  Handelsgesellschaft  Sie  ist  eigentlich  nur 
eine  Einzelunternehmung  mit  einer  mehrköpfigen  Spitze,  eine  Multiplikation 
des  Einzelunternehmers.  Für  keinen  der  Gesellschafter  ist  die  Haftung 
gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern  beschränkt 

Erweitern  wir  den  Kreis  der  solidarisch  haftenden  Unternehmer  zu 
einer  Vielheit  von  Personen  derart,  dafs  andere  als  solidarisch  haftende 
Mitglieder  der  Gesellschaft  nicht  vorhanden  sind,  so  erhalten  wir  die 
Genossenschaft  Die  Genossenschaftsmitglieder  haften  entweder  schran- 
kenlos oder  bis  zu  einer  gewissen  Höchstgrenze,  aber  stets  solidarisch 
den  Genossenschaftsgläubigern.  (Nach  dem  jetzigen  deutschen  Recht  ist 
noch  eine  dritte  Form,  nämlich  unbeschränkte  Nachschuf spf licht  gegen- 
über der  Genossenschaft,  zulässig.) 

Diesen  Unternehmungsformen  mit  Solidarhaft  aller  Mitglieder  gegen- 
über den  Gesellschaftsgläubigern  bezeichnet  die  Aktiengesellschaft  eine 
solche  Gesellschaftsform,  deren  sämtliche  Mitglieder  nur  bis  zum  Betrage 
ihres  Aktienbesitzes  am  Geschäftsrisiko  beteiligt  sind  und  den  Gesell- 
schaftsgläubigern nicht  persönlich  für  die  Gesellschaftsverbindlichkeiten 
haften.  Hier  giebt  es  also  lediglich  Gesellschafter,  deren  Beteiligung  und 
Haftung  auf  ihre  Einlagen  beschränkt  ist  Niemand  haftet  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  für  die  Geschäftsschulden.  Auch  Nachschufsverbind- 
lichkeiten  gegenüber  der  Gesellschaft  bestehen  nicht. 

In  etwas  abgeschwächter  Form  erscheint  dieses  Prinzip  bei  den 
neuen  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung.  Auch  hier  haften  alle 
Gesellschafter  —  und  zwar  nicht  unmittelbar  den  Gesellschaftsgläubigern, 
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sondern  nur  der  Gesellschaft  —  grundsätzlich  nur  nach  Mafsgabe  ihrer 
Einlagen,  können  aber  der  Gesellschaft  gegenüber  durch  das  Statut  zu 
Nachschüssen  genötigt  werden. 

Zwischen  den  besprochenen  beiden  Gruppen,  deren  eine  nur  soli- 
darisch haftende  und  deren  andere  nur  nach  Einlagen  haftende  Mit- 
glieder umfafst,  steht  nun  eine  dritte  Gruppe,  welche  beide  Systeme  mit 
einander  verknüpft  und  sowohl  persönlich  und  solidarisch  haftende,  als 
auch  nach  Einlagen  haftende  Gesellschafter  umschliefst.  Hierher  gehört 
zunächst  die  Stille  Gesellschaft,  bei  der  auf  jeder  Seite  nur  eine  Person 
in  Frage  kommt,  der  persönlich  haftende  Unternehmer  und  der  stille 
Teilhaber.  Nach  aufsen  tritt  diese  Gesellschaft  überhaupt*  nicht  hervor. 
Ferner  kommt  in  Betracht  die  Kommanditgesellschaft  und  die  Kommandit- 
Aktiengesellschaft  Hier  haben  wir  einen  persönlich  mit  seinem  ganzen 
Vermögen  oder  mehrere  ebenso  solidarisch  und  persönlich  haftende 
Gesellschafter  auf  der  einen  Seite  (die  „Komplementäre")  und  eine  Mehr- 
heit oder  Vielheit  von  nur  beschränkt  nach  ihrer  Einlage  haftenden  Ge- 
sellschaftern („Kommanditisten")  auf  der  anderen  Seite. 

Der  besprochene  Unterschied  in  der  Haftung  der  Gesellschafter  hat 
grundlegende  Bedeutung;  der  Ausbau  der  verschiedenen  Gesellschafts- 
formen ist  dadurch  wesentlich  beeinflufst  worden.  Nur  an  zwei  charak- 
teristischen Punkten  soll  das  kurz  gezeigt  werden,  an  der  Geschäfts- 
führung und  an  dem  Gewinnanteil.  Bei  der  Einzelunternehmung  ist 
die  notwendige  Ergänzung  der  unbedingten  und  unbeschränkten  per- 
sönlichen Haftung  zu  erblicken  in  dem  unbedingten  und  unbeschränkten 
Geschäftsführungsrecht  und  Gewinnanspruch.  Wo  bei  den  Handels- 
gesellschaften persönlich  haftende  Gesellschafter  vorkommen,  nähert 
sich  in  beiden  Beziehungen  ihre  Stellung  derjenigen  des  Einzelunter- 
nehmers. Am  nächsten  kommt  ihr  die  Stellung  der  Mitglieder  der 
Offenen  Handelsgesellschaft  Hier  hat  grundsätzlich  jeder  Gesellschafter 
die  Pflicht  und  das  Recht  zur  Geschäftsführung,  aber  auch  ein  Wider- 
spruchsrecht gegen  die  Handlungen  eines  anderen  Mitgliedes.  Der  Gewinn 
wird  mangels  entgegenstehender  Vereinbarungen  nach  Köpfen  verteilt. 

Bei  der  Genossenschaft  haben  alle  Mitglieder  grundsätzlich  gleiche 
Rechte  und  gleiche  Pflichten;  auch  bei  Einbringung  von  Geschäftsanteilen 
muls  jedes  Mitglied  in  der  Generalversammlung  eine  Stimme  haben  und 
darf  auch  nur  eine  haben.  Der  Idee  nach  haben  alle  Mitglieder  das 
Recht  auf  Geschäftsführung.  Nur  die  Vielheit  der  Mitglieder  verhindert 
es,  dafs  die  laufende  Geschäftsführung  von  allen  besorgt  wird.  Sie 
müssen  sich  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorstand  wählen,  der  sie  vertritt  und 
die  laufenden  Geschäfte  besorgt,  und  ebenfalls  aus  ihrer  Mitte  einen 
Aufsichtsrat,  der  die  Geschäftsführung  überwacht  Für  eine  ganze  Reihe 
wichtiger  Mafsnahmen  sind  Beschlüsse  der  zur  Generalversammlung 
zusammengefafsten  Gesamtheit  der  Mitglieder  nötig.   Der  Gewinn  wird 
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normalerweise  für  das  erste  Geschäftsjahr  nach  dem  Verhältnis  der  Ein- 
zahlungen und  späterhin  nach  dem  Verhältnis  der  Geschäftsguthaben  auf 
alle  Mitglieder  verteilt  Jedes  Mitglied  darf  aber  nur  mit  einem  Geschäfts- 
anteil beteiligt  sein;  nur  bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Solidar- 
haft kann  das  Statut  die  Beteiligung  mit  mehreren  Anteilen  zulassen. 

Wo  lediglich  Mitglieder  vorhanden  sind,  die  nach  Einlagen  haften, 
liegt  die  Sache  wesentlich  anders.  Bei  der  Aktiengesellschaft  ist  zwar 
auch  die  Generalversammlung  das  oberste  Willensorgan,  aber  das  Stimm- 
recht stuft  sich  nach  dem  Aktienbesitz  ab.  Die  eigentliche  Geschäfts- 
führung liegt  in  der  Hand  eines  gewählten  Vorstandes,  der  aus  Aktionären 
oder  anderen  Personen  bestehen  kann  und  sich  meist  aus  besoldeten  Beamten 
zusammensetzt,  und  der,  wenn  er  aus  mehreren  Personen  besteht,  in  der 
Kegel  nur  durch  gemeinsame  Erklärung  die  Gesellschaft  verpflichten  kann. 
Seine  Geschäftsführung  ist  zu  überwachen  durch  einen  von  der  General- 
versammlung aus  Aktionären  oder  Nichtaktionären  zu  wählenden  Auf- 
sichtsrat. Der  Gewinn  wird  im  Verhältnis  zum  Aktienbesitz  auf  die 
Gesellschafter  verteilt 

Bei  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  stuft  sich  das  Stimm- 
recht in  der  Generalversammlung  und  der  Gewinnanteil  ebenfalls  im 
Verhältnis  zur  Einlage  bezw.  zum  Geschäftsanteil  ab.  Die  Geschäfts- 
führung liegt  in  der  Hand  besonders  bestellter  Geschäftsführer,  die  entweder 
Gesellschaftsmitglieder  oder  besoldete  Beamte  sind.  Die  Gesellschafter 
in  ihrer  Gesamtheit  sind  jedenfalls  nicht  die  gegebenen  Geschäftsführer; 
es  bedarf  vielmehr  einer  besonderen  Bestimmung  im  Gesellschaftsvertrage, 
wenn  alle  Gesellschafter  zu  Geschäftsführern  bestellt  werden  sollen. 

Bei  der  Stillen  Gesellschaft,  der  Kommanditgesellschaft  und  der 
Kommandit-Aktiengesellschaft  finden  wir  entsprechend  der  doppelten  Art 
der  Haftung  nebeneinander  die  charakteristischen  Merkmale  jeder  der 
beiden  Gruppen.  Bei  der  Stillen  Gesellschaft  hat  der  stille  Teilhaber 
einen  Anspruch  auf  Gewinnanteil  nach  Mafsgabe  seiner  Einlage.  In  die 
Geschäftsführung  hat  er  nicht  hineinzureden;  diese  ist  dem  (persönlich 
haftenden)  Unternehmer  vorbehalten.  Bei  der  Kommanditgesellschaft  und 
der  Kommandit-Aktiengesellschaft  sind  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter, die  „Komplementäre",  die  gegebenen  und  sehr  unabhängig 
gestellten  Geschäftsführer.  Bei  der  Kommanditgesellschaft  haben  die 
Kommanditisten  nur  ein  Widerspruchsrecht  gegen  diejenigen  Handlungen 
der  Komplementäre,  welche  über  den  gewöhnlichen  Betrieb  des  Han- 
delsgewerbes der  Gesellschaft  hinausgehen;  bei  der  Kommandit-Aktien- 
gesellschaft haben  die  Kommanditisten  (Aktionäre)  nur  durch  die  General- 
versammlung, in  der  normalerweise  jede  Aktie  eine  Stimme  giebt,  und 
durch  den  von  der  Generalversammlung  gewählten  Aufsichtsrat  einen 
beschränkten  Einflufs.  Am  Gewinn  sind  die  Kommanditisten  nach  Mafs- 
gabe ihrer  Einlagen  (oder  ihres  Aktienbesitzes)  beteiligt 
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Neben  den  Handelsgesellschaften  können  noch  Innungen,  Gewerk- 
schaften und  andere  private  Korporationen,  Vereine,  kommunale  Körper- 
schaften und  der  Staat  (in  Bundesstaaten  auch  das  Reich)  als  Träger 
von  Handelsunternehmungen  erscheinen. 

Nach  der  deutschen  Berufs-  und  Gewerbestatistik  wurden  1895  von 
den  Hauptbetrieben  des  Handels  überhaupt  und  des  Warenhandels 

durchgeführt  Handels-  Waren- 

betriebe       handelsbet  riebe 

durch  mehrere  Gesellschafter   20  221  16509 

„     Arereine   641  412 

„     Kommanditgesellschaften   396  23S 

„     Aktiengesellschaften   990  395 

„  Kommandit-Aktiengesellschaften .    ...  103  38 

„  Eingetragene  Genossenschaften  ....  913  490 

„  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  345  242 

T     Innungen   10  4 

r     Gewerkschaften   15  13 

r  andere  wirtschaftliche  Korporationen  .    .  60  29 

„     Gemeinden   948  6 

„  andere  kommunale  Körperschaften     .    .  391  4 

„     einen  Staat   34  7 

„     das  Reich   236  2 

Der  ganze  grofse  Kest  wird  von  Einzelunternehmern,  entweder  mit 
Angestellten  oder  ohne  solche,  durchgeführt. 

Die  deutsche  Statistik  fafst  die  mit  Angestellten  arbeitenden  Handels- 
betriebe unter  dem  Namen  „Gehilfenbetriebe"  zusammen.  Ihre  Zahl  war 

im  Handel  überhaupt  im  Warenhandel 

1SS2  1895  1S95 

Hauptbetriebe  .    .    .    159  326  284  637  257  290 

Nebenbetriebe  .    .    .      13611  17  115  14767 

Zusammen    172  937  301  752  272  05?" 

Der  Gesamtbedarf  der  Gehilfenbetriebe  (mit  Ausschlufs  der  Neben- 
betriebe) an  menschlicher  Arbeitskraft  war  in  Deutschland 


J  1882 


544  993 
982  421 
833  828. 


im  Handel  überhaupt  ^  1395  - 
und  im  Warenhandel  allein  1895: 
Darin  stecken  aber  noch  die  als  Unternehmer  thätigen  Personen,  die  im 
ganzen  auf  240418  Personen  im  Handel  überhaupt  und  auf  215040  Per- 
sonen im  Warenhandel  angegeben  werden.  Der  Bedarf  an  beschäftigten 
Personen  in  abhängiger  Stellung  stellte  sich  deshalb  1895  im  Handel 
überhaupt  auf  742003  und  im  Warenhandel  allein  auf  618  788  Personen. 
Vergleicht  man  damit  die  Gesamtzahl  [der  als  Unternehmer  von  Allein- 
und  Gehilfenbetrieben  thätigen  Personen  (beim  Handel  überhaupt  590990, 
beim  Warenhandel  486635),  so  erkennt  man,  dafs  das  abhängige  Personal 
nur  um  25  xjt  bezw.  27  Vs  Proz.  über  das  Unternehmerpersonal  hinausragt. 
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Diese  Erscheinung  hängt  damit  zusammen,  dafs  der  Kaufmanns- 
handel  eine  Warenerzeugung  überhaupt  nicht  und  eine  Weiterverarbeitung 
der  angekauften  Waren  nur  in  beschränktem  Umfange  durchführt,  also 
verhältnismälsig  wenig  gewöhnliche  Arbeiter  gebraucht,  und  dafs  man 
auch  bei  der  eigentlichen  kaufmännischen  Arbeit  mit  einer  geringen  Zahl 
angestellter  Kräfte  auskommen  kann.  Von  den  742003  im  deutschen 
Handel  (Hauptbetrieben)  1895  in  abhängiger  Stellung  beschäftigten  Per- 
sonen gehörten  589636  zu  dem  Gehilfen-  und  Arbeiterpersonal  (Gehilfen, 
Fuhrleute,  Packer,  Maschinenpersonal,  Arbeiter  u.  s.  w.)  und  1 52  367  zu 
dem  VerwaJtungs-,  Comptoir-  und  Bureaupersonal  inkl.  Handlungsreisende 
und  zu  dem  technischen  Aufsichtspersonal. 

Im  Warenhandel  allein  waren  die  entsprechenden  Ziffern  für  1895: 

Gehilfen  und  Arbeiterpersonal  .  .  .  .  521784 
Verwaltungs-  u.  s.  w.  Personal   .    .    .    .     97  004 

Nach  dem  Gesagten  kann  es  nicht  auffallen,  dafs  im  Warenhandel 
nur  wenig  Betriebe  mit  gröfseren  Arbeiterzahlen  vorkommen.  Von  den 
257  290  Gehilfenbetrieben,  die  1895  als  Hauptbetriebe  des  Warenhandels 
geführt  wurden,  hatten  nur 

213  ein  Personal  von  51 — 100  Personen 
51    „        „  101-200 
16    ,        „  201-500 
3    „        „  501-1000  „ 

Die  drei  letztgenannten  Betriebe  gehörten  sämtlich  dem  Handel  mit 
Manufakturwaren  an. 

Die  Angestellten  im  Warenhandel  gliederten  sich  1895  folgendermafsen: 

Mäonlich  Weiblieh 

Kaufmännisches  Verwaltungspersonal     89  938  5  024  =      5,6  Proz.1) 

Technisches  Aufsichtspersonal  .    .    .       1  744  298  =     17,1  „ 

Andere  Gehilfen  und  Arbeiter     .    .    270  530  126158  «=     46,6  „ 

Mitarbeitende  Familienangehörige2)  .       9  085  116  011  =  1277,0  „ 

Hier  zeigt  sich  wiederum  die  Thatsache,  dafs  das  weibliche  Geschlecht 
gerade  bei  den  einfacheren  Dienstleistungen  des  Handels  am  stärksten 
beteiligt  ist.  Vorzugsweise  kommen  die  Dienstleistungen  in  offenen  Ver- 
kaufstellen in  Betracht,  wofür  das  weibliche  Geschlecht  auch  unzweifel- 
haft gewisse  brauchbare  Eigenschaften  mitbringt.  Auch  die  mitarbeitenden 
Familienangehörigen  weiblichen  Geschlechts  widmen  sich  vorzugsweise 
diesem  Dienst  und  spielen  dabei  eine  viel  gröfsere  Bolle  als  die  männ- 
lichen Familienangehörigen.  Im  eigentlichen  Comptoirdienst  ist  das  weib- 
liche Geschlecht  noch  wenig  vertreten,  aber  es  sprechen  viele  Anzeichen 
dafür,  dafs  es  auch  dort  an  Bedeutung  gewinnt. 

Die  eben  erwähnte  Thatsache,  dafs  9085  männliche  und  116011 
weibliche  Familienangehörige  in  den  einfacheren  Diensten  des  Handels 

1)  Der  männlichen.         2)  Als  Gehilfen  und  Arbeiter. 
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beschäftigt  werden,  dafs  also  die  Familienangehörigen  einen  sehr  be- 
trächtlichen Bruchteil  des  Gehilfenpersonals  der  Betriebe  stellen,  deutet 
darauf  hin,  dafs  gerade  der  Handelsbetrieb  in  offenen  Läden  eine  solche 
Mitarbeit  der  Familienglieder  erleichtert  und  begünstigt  Die  Beobachtung 
des  täglichen  Lebens  zeigt  denn  auch,  wie  leicht  sich  im  Kleinhandel 
mit  offenen  Läden  eine  solche  Mitarbeit  von  selbst  entwickelt,  oft  zunächst 
nur  gelegentlich  und  ohne  die  Absicht,  ein  dauerndes  Arbeitsverhältnis 
herbeizuführen,  aber  leicht  durch  die  Gewohnheit  und  den  Zwang  der 
Umstände  sich  zu  einer  ständigen  Einrichtung  erweiternd. 

Der  Handel  zieht  in  nennenswertem  Umfange  auch  jüngere  Alters- 
stufen heran.  Ein  erheblicher  Teil  der  jüngeren  Personen  wird  in  der 
Stellung  von  Lehrlingen  beschäftigt  Die  deutsche  Gewerbestatistik  von 
1895  weist  im  Handel  60941  gewerbliche  Lehrlinge  (darunter  13807 
weibliche)  und  29  503  kaufmännische  Lehrlinge  für  Verwaltungs-,  Comp- 
toir-  und  Bureaudienst,  darunter  668  weibliche,  nach.  Im  Warenhandel 
wurden  19502  kaufmännische  Lehrlinge,  darunter  518  weibliche,  gezählt. 
Die  Gesamtzahl  ist  demnach  nicht  übermäf sig.  Aber  die  Verteilung  auf  die 
einzelnen  Betriebe  ist  derart,  dafs  in  einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  eine 
übertriebene  Heranziehung  ungelernter  Kräfte  angenommen  werden  inufs. 

In  den  Hauptbetrieben  des  deutschen  Warenhandels  sind  unter  520646 
angestellten  Hilfspersonen  und  mitarbeitenden  Familienangehörigen  1895 
im  ganzen  49296  Personen  unter  16  Jahren  gezählt,  von  denen  52  unter 
12  Jahren  und  2704  unter  14  Jahren  waren.  Hiernach  entfielen  auf 
die  Altersstufe  12 — 14  Jahren  0,53  Proz.,  auf  die  Altersstufe  14 — 16  Jahre 
8,94  Proz.  Vergleicht  man  damit  die  Textilindustrie  als  ein  Gewerbe, 
das  notorisch  viel  junge  Arbeitskräfte  heranzieht,  so  findet  man,  dafs 
1895  in  Deutschland  von  792814  beschäftigten  Personen  1309  oder 
0,1  Proz.  weniger  als  14  Jahre  alt  waren  und  56521  oder  7,13  Proz.  der 
Stufe  von  14 — 16  Jahren  angehörten.  Im  Warenhandel  hat  also  die 
Verwendung  jugendlicher  Arbeitskräfte  noch  einen  stärkeren  Umfang 
angenommen  als  in  der  Textilindustrie.  Die  vielen  einfachen  Dienst- 
leistungen, die  im  Handel,  namentlich  im  Ladenhandel  mit  unterlaufen, 
erleichtern  jedenfalls  ein  solches  Vorgehen. 

Eine  andere  Eigentümlichkeit  des  Handels  ist  die  starke  Beteiligung 
der  Juden  an  seiner  Thätigkeit  Nach  der  Berufszählung  von  1895 
waren  in  Hauptbetrieben  erwerbstätig: 

Im  Warenhandel  .  .  .  972  270  Personen,  davon  Juden  109  140  =  10,95  Proz. 
in  der  Landwirtschaft  8  292  692       „  „       „         3  371  =  0,04  „ 

im  Bergbau,  Hütten-, 

Industrie- u.Bauwesen  8  281220       „  „       „       45  993=  0,56    „  , 

während  in  der  ganzen  Bevölkerung  nur  1,1  Proz.  der  jüdischen  Religion 
angehören.  Der  Anteil  der  Juden  an  der  Handelstätigkeit  ist  also  unver- 
hältnismäfsig  grofs,  ein  Ergebnis  einer  langen  Entwicklung,  welche  diesen 


5.  Kapitel.  Die  menschliche  Arbeit  im  Dienste  des  Handels. 


103 


Teil  der  Bevölkerung  zum  Handel  hinzwang,  und  auch  die  Folge  der  beson- 
deren Fälligkeiten  für  den  Handel,  welche  sich  gerade  hier  vielfach  finden. 

Die  Dienstleistungen,  welche  den  beschäftigten  Personen  im  Handel 
obliegen,  und  dementsprechend  ihre  wirtschaftliche  und  soziale  Stellung 
sind  sehr  verschieden.  Ein  Teil  der  beschäftigten  Personen  erscheint  in 
der  Rolle  des  einfachen  ausführenden  Arbeiters.  Diese  Arbeiterschicht,  die 
im  Handel  einen  verhältnismäfsig  geringen  Umfang  gegenüber  anderen 
Erwerbszweigen  hat  und  nach  der  Natur  der  Sache  haben  mufs,  zeigt 
insofern  eine  Besonderheit,  als  ein  Zusammenarbeiten  gröfserer  Mengen 
in  geschlossenen  Räumen  meist  nicht  stattfindet  Auch  bei  Grofsbetrieben 
des  Handels  ist  die  Zahl  eigentlicher  Arbeiter  gering,  und  sie  werden 
nicht  in  so  einseitiger  Weise  zur  Arbeit  herangezogen,  wie  das  im  Grofs- 
betriebe  der  Industrie  der  Fall  ist.  Vielfach  haben  sie  im  Aufsendienst 
als  Ausläufer,  Austräger,  Fuhrleute  u.  s.  w.  zu  thun.  Im  Innendienst 
kommen  sie  als  Packer,  Ablader,  Lagerarbeiter,  beim  Brennen  von  Kaffee 
und  anderen  technischen  Verrichtungen,  bei  der  Bedienung  von  Fahr- 
stühlen, von  Kraftmaschinen  für  Beleuchtungszwecke  und  Hebewerkzeuge, 
beim  Reinigen  der  Geschäftsräume  u.  s.  w.  in  Betracht 

Mehr  Interesse  bietet  an  dieser  Stelle  das  zum  kaufmännischen 
Dienst  bestimmte  Personal.  Hier  macht  sich  ein  grofser  Unterschied 
zwischen  Klein-  und  Grofshandel  bemerkbar.  Der  Kleinhandel  braucht 
kaufmännisches  Personal  vorzugsweise  zur  Bedienung  des  kaufenden 
Publikums.  Seine  kaufmännischen  Angestellten  sind  also  überwiegend 
lernende  oder  ausgelernte  Verkäufer  und  Verkäuferinnen.  In  gröfseren 
Betrieben  des  Kleinhandels  treten  dazu  auch  wohl  Kassierer,  Buchhalter, 
Abteilungschefs,  Magaziniere,  bisweilen  auch  Reisende.  Die  Stellungen, 
die  der  kaufmännische  Dienst  des  Kleinhandels  bietet,  erfreuen  sich  viel- 
fach einer  grofsen  Beliebtheit,  weil  die  Mehrzahl  der  Personen,  die  sich 
diesem  Dienst  widmet,  darin  ein  Durchgangsstadium  zur  späteren  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  in  der  Stellung  eines  Kleinhändlers  erblickt 
und  dieses  Ziel  bei  den  verhältnismäfsig  geringen  Anforderungen  der 
Kleinbetriebe  an  Kapitalkraft  auch  oft  erreicht  Freilich  läuft  auch  viel- 
fach eine  Unterschätzung  dieser  Anforderungen  mit  unter,  und  auf  der 
anderen  Seite  giebt  es  nicht  wenige,  die  sich  zu  diesem  Dienst  drängen, 
lediglich  deshalb,  weil  sie  ihn  für  „feiner"  halten  als  andere  Berufsarten. 
Die  Aussicht  auf  Erlangung  der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  wird 
übrigens  in  demselben  Mafse  geringer,  als  die  Grofsbetriebe  sich  im 
Kleinhandel  festsetzen,  weil  der  Grofsbetrieb  auch  hier  viel  höhere  An- 
forderungen an  Wissen  und  Besitz  stellt 

Der  Grofshandel  hat  ein  Personal  zur  Bedienung  des  kaufenden 
Publikums  nicht  nötig.  Denn  der  Grofshandel  ist  nicht  Laden-,  sondern 
Comptoirhandel.  |Seine  Beziehungen  zu  den  Abnehmern  werden  entweder 
auf  schriftlichem  Wege  vom  Oomptoir  aus  bewirkt  oder  auf  mündlichem 


Digitized  by 


104 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


Wege  durch  Angestellte  im  Auf  sendienst,  durch  Reisende.  Der  Schwerpunkt 
der  geschäftlichen  Thätigkeit  liegt  aber  in  der  Comptoirarbeit,  für  die  eine 
Stufenleiter  von  Angestellten:  Bureauchefs,  Buchhaltern,  Korrespondenten, 
Commis,  Kassierern,  Schreibkräften  u.  s.  w.  herangezogen  wird.  Von  hier 
aus  werden  auch  die  Einkäufe  dirigiert;  doch  sind  daneben  auch  wohl  im 
Aufsendienst  besondere  Einkäufer  thätig.  Ist  mit  dem  Betrieb  ein  eigenes 
Lager  verbunden,  was  aber  durchaus  nicht  bei  allen  Grofshandelsbetrieben 
der  Fall  ist,  so  bedarf  es  auch  noch  höherer  und  niederer  Lagerbeamten. 

Vorbildung  und  soziale  Stellung  der  Angestellten  des  Grofshandels 
zeigt  sehr  grofse  Gegensätze.  Jedes  grofse  Geschäft  schleppt  einen  Boden- 
satz untergeordneter  und  zu  einer  höheren  Laufbahn  nicht  fähiger  An- 
gestellter mit,  die  namentlich  im  mechanischen  Schreibwerk  beschäftigt 
werden.  Ihnen  gegenüber  steht  eine  andere  Gruppe,  die  das  Streben 
hat,  die  Stufenleiter  der  verschiedenen  Stellungen  im  Grofshandel  all- 
mählich durchzumachen  und  in  den  bevorzugtesten  Stellungen  ihre 
Laufbahn  zu  beschliefsen.  Andere  widmen  sich  dem  Dienst  des  Grofs- 
handels, 'um  sich  zur  Selbständigkeit,  wenn  auch  nicht  als  eigentlicher 
Grofskaufmann,  so  doch  als  Makler,  Agent,  Kommissionär  u.  s.  w.  empor- 
zuarbeiten. Noch  andere,  denen  Geburt  und  Abstammung  von  vornherein 
die  Richtung  zum  Grofskaufmann  geben,  wollen  sich  für  die  spätere  Über- 
nahme oder  Begründung  eines  eigenen  Grofshandelsbetriebes  vorbereiten. 

Zu  den  höchsten  Gruppen  der  Angestellten  im  Handel  gehören  die 
Prokuristen  und  Handlungsbevollmächtigten,  denen  auch  das  Handels- 
recht eine  besondere  Behandlung,  getrennt  von  den  übrigen  kaufmännischen 
Angestellten,  widmet  Prokuristen  und  Handlungsbevollmächtigte  spielen 
namentlich  im  Grofshandel  und  weiterhin  auch  in  den  grofsen  Betrieben 
des  Kleinhandels  eine  Rolle.  Der  Prokurist  (vergl.  das  deutsche  Handels- 
gesetzbuch vom  10.  Mai  1897  §  48  ff.)  hebt  sich  dadurch  aus  der  Reihe 
aller  anderen  kaufmännischen  Angestellten  heraus,  dafs  er  eine  Dritten 
gegenüber  unbeschränkte  und  unbeschränkbare  Vertretungs-  und  Hand- 
lungsbefugnis für  das  Handelsgeschäft  seines  Prinzipals  erhält  Alle 
Arten  von  gerichtlichen  und  aufsergerichtlichen  Geschäften  und  Rechts- 
handlungen, die  der  Betrieb  des  Handelsgewerbes  des  Prinzipals  mit 
sich  bringt^  kann  der  Prokurist  mit  bindender  Wirkung  für  das  Geschäft 
vornehmen,  sofern  nur  die  Prokura  in  der  gehörigen  Weise  erteilt  und 
handelsgerichtlich  eingetragen  ist  Diese  Machtvollkommenheit  über- 
dauert selbst  den  Tod  des  Prinzipals.  Gesetzlich  verschlossen  sind  dem 
Prokuristen  nur  die  Übertragung  seiner  Prokura  und  die  Bestellung  von 
Prokuristen  und  mangels  besonders  erteilter  Befugnis  auch  die  Veräufserung 
und  Belastung  von  Grundstücken.  Eine  sonstige  sachliche  Beschränkung 
der  Handlungsbefugnis  kann  zwar  zwischen  dem  Prinzipal  und  dem 
Prokuristen  vereinbart  werden,  ist  aber  Dritten  gegenüber  unwirksam. 
Eine  örtliche  Beschränkung  auf  den  Betrieb  einer  oder  mehrerer  Nieder- 
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lassungen  des  Geschäfts  ist  Dritten  gegenüber  nur  wirksam,  wenn  die 
Niederlassungen  als  solche  ausdrücklich  kenntlich  gemacht  oder  unter 
besonderer  Firma  betrieben  werden. 

Der  Prokurist  hat  hiernach  im  kaufmännischen  Leben  eine  hohe 
Ehren-  und  Vertrauensstellung  inne,  die  ihn  unmittelbar  neben  den  Prin- 
zipal rückt,  aber  gerade  deshalb  auch  jederzeit  widerruflich  sein  mufs, 
um  Mifsbräuche  zu  verhüten. 

Der  Handlungsbevollmächtigte,  dessen  Bestellung  nicht  in  den 
Formen  der  Prokuraerteilung  erfolgt,  hat  so  weitgehende  Befugnisse  nicht. 
Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  §  54  ff.  kennt  drei 
Arten  von  Handlungsbevollmächtigten.  Die  Vollmacht  kann  sich  erstrecken 
auf  den  Betrieb  des  ganzen  Handelsgewerbes  des  Prinzipals  (General- 
bevollmächtigter) oder  auf  eine  bestimmte  Art  von  Geschäften  (Artbevoll- 
mächtigter) oder  auf  einzelne  zum  Handelsgewerbe  gehörige  Geschäfte 
(Specialbevollmächtigter).  Der  Umfang  der  Vollmacht  ist  massgebend 
für  die  Befugnisse  des  Handlungsbevollmächtigten.  Er  kann  alle  die 
Geschäfte  und  Rechtshandlungen  vornehmen,  die  der  Betrieb  des  Handels- 
gewerbes bezw.  die  Vornahme  der  ihm  übertragenen  Art  von  Geschäften 
oder  der  ihm  übertragenen  einzelnen  Geschäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt. 
Die  Befugnis  zur  Veräußerung  oder  Belastung  von  Grundstücken,  zur 
Eingehung  von  Wechselverbindlichkeiten,  zur  Aufnahme  von  Darlehen  und 
zur  Prozefsführung  liegt  aber  nicht  von  selbst  in  seiner  Vollmacht;  dazu 
bedarf  es  vielmehr  der  Erteilung  einer  besonderen  Ermächtigung.  Sonstige 
Beschränkungen  der  Befugnisse  haben  Dritten  gegenüber  nur  dann  Wirkung, 
wenn  der  Dritte  die  Beschränkungen  kannte  oder  kennen  mufste.  Die 
Übertragung  der  Vollmacht  steht  dem  Handlungsbevollmächtigten  nicht  zu. 

Hiernach  gehen  selbst  bei  dem  Genemibevollmächtigten  die  Be- 
fugnisse lange  nicht  so  weit,  als  die  des  Prokuristen;  aber  auch  hier 
handelt  es  sich  um  eine  hervorragende  Vertrauensstellung,  die  den  Hand- 
lungsbevollmächtigten über  den  Bahmen  der  übrigen  kaufmännischen 
Angestellten  weit  erhebt 

Für  die  Gesamtheit  der  im  Handelsgewerbe  zur  Leistung  kaufmän- 
nischer Dienste  angestellten  Personen  gebraucht  das  deutsche  Handels- 
gesetzbuch den  Namen  „Handlungsgehilfen"  und,  soweit  sie  sich  noch 
im  Lehrverhältnis  befinden,  „Handlungslehrlinge"  und  behandelt  sie  in 
einem  besonderen  Abschnitt  §  59  ff. 

Bei  einem  Teil  der  Handlungsgehilfen  haben  sich  im  Lauf  der  Zeit 
gewisse  Mifsstände  herausgestellt,  die  zumeist  in  ähnlicher  Form  in  fast 
allen  Kulturstaaten  zu  Tage  getreten  sind.  Sie  beziehen  sich  nament- 
lich auf  die  Handlungsgehilfen  in  offenen  Ladengeschäften  und  sind 
hier  wesentlich  mit  hervorgerufen  worden  durch  den  übermäfsigen  An- 
drang vieler  unzulänglich  vorgebildeter  Arbeitskräfte.  Zum  Teil  greifen 
freilich  die  Mifsstände  auch  über  auf  die  Angestellten  in  den  Bureaus 
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der  kaufmännischen  Grofsbetriebe.  Für  letztere  hatten  sich  nament- 
lich aus  den  kurzen  Kündigungsfristen  und  aus  der  Konkurrenzklausel 
Unzuträglichkeiten  ergeben.  Die  kurzen  Kündigungsfristen,  die  aller- 
dings noch  mehr  im  Kleinhandel  um  sich  gegriffen  hatten,  bedingten 
eine  grofse  Unsicherheit  der  Existenz.  Schnell  und  unvermutet  konnte 
der  Handlungsgehilfe  dadurch  seiner  Stellung  beraubt  werden.  Die 
Konkurrenzklausel  erschwerte  die  wirtschaftliche  Zukunft  des  Angestellten. 
Sie  lief  darauf  hinaus,  dafs  der  Angestellte  verpflichtet  wurde,  nach 
seinem  Austritt  während  einer  bestimmten  Zeit  entweder  in  bestimmten 
Gebieten  oder  überhaupt  nicht  in  ein  Konkurrenzgeschäft  einzutreten. 
Derartige  Abmachungen  sind  einer  gewissen  Konkurrenzfurcht  entsprungen; 
sie  sind  nicht  ganz  zu  entbehren,  weil  es  Fälle  genug  giebt,  in  denen 
der  kaufmännische  Unternehmer  geschädigt  wird,  wenn  sein  Angestellter 
die  in  seinem  Betriebe  erworbene  Kenntnis  interner  Geschäftsangelegen- 
heiten nach  dem  Austritt  unvermittelt  in  Konkurrenzgeschäfte  übertragen 
kann.  Für  den  Angestellten  liegt  aber  darin  eine  grofse  Erschwerung 
seines  Fortkommens,  weil  ihm  die  Verwertung  gerade  seiner  Special- 
kenntnisse für  gewisse  Zeit  unterbunden  wird.  Hält  sich  eine  solche 
Abmachung  in  vernünftigen  Grenzen,  so  ist  dagegen  nichts  einzuwenden. 
Es  fehlt  aber  nicht  an  Beispielen,  in  denen  die  Konkurrenzklausel  eine 
sehr  harte  Form  angenommen  hatte.  Ist  es  doch  vorgekommen,  dafs 
dem  Angestellten  unter  Androhung  schwerer  Vermögensnachteile  für 
immer  im  ganzen  Europa  und  auch  noch  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  anderen  wichtigen  überseeischen  Gebieten  nicht  nur  für 
bestimmte  SpeciaJitäten,  sondern  für  den  gesamten  Geschäftszweig  der 
Eintritt  in  Konkurrenzgeschäfte  untersagt  wurde.  Das  bedeutete  nicht 
weniger  als  den  Zwang,  mit  dem  Austritt  aus  der  Stelle  eine  vollständig 
neue  Kichtung  der  Thätigkeit  einzuschlagen,  sodafs  ein  grofser  Teil  des 
erworbenen  Wissens  für  den  Angestellten  unverwertbar  wurde. 

In  beiden  Beziehungen  hat  das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch 
vom  10.  Mai  1897  bereits  Wandel  zu  schaffen  gesucht  Die  Kündigungs- 
frist ist  in  §  66  für  den  Fall,  dafs  „wichtige"  Kündigungsgründe  nicht 
vorliegen,  gesetzlich  derart  festgelegt,  dafs  beide  Teile  für  den  Schlufs  eines 
Kalendervierteljahres  mit  einer  Frist  von  6  Wochen  kündigen  können, 
d.  h.  also:  am  43.  Tage  vor  Beginn  des  neuen  Vierteljahres  mufs  die 
Kündigung  erfolgen.  Durch  Vertrag  kann  eine  längere  oder  kürzere 
Kündigungsfrist  bedungen  werden;  aber  in  diesem  Fall  mufs  nach  §  67  die 
Frist  für  beide  Teile  gleich  sein  und  darf  nicht  weniger  als  t  Monat 
betragen,  eine  Vorschrift,  welche  auch  durch  entgegenstehende  Privat- 
verträge nicht  beseitigt  werden  kann.  Diese  Vorschriften  gelten  nicht 
bei  hochgelohnten  Angestellten  mit  mindestens  5000  M.  Jahresgehalt, 
ferner  bei  Angestellten  in  überseeischen  Handelsniederlassungen,  sofern 
der  Prinzipal  vertragsmäfsig,  falls  er  kündigt,  die  Kosten  der  Kückreise 
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des  Angestellten  zu  tragen  hat  (§  68),  und  endlich  nach  §  69  für  die 
nur  zu  vorübergehender  Aushilfe  angenommenen  und  nicht  länger  als 
3  Monate  beschäftigten  Angestellten;  nur  mufs  im  letzteren  Fall  wiederum 
die  Kündigungsfrist  für  beide  Teile  gleich  sein. 

Ohne  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  —  mit  Schadenersatzanspruch 
gegen  den  vertragswidrig  handelnden  Teil  —  kann  das  Dienstverhältnis 
aus  „wichtigen"  Gründen  aufgelöst  werden.  Was  wichtige  Gründe  sind, 
ist  eine  Thatfrage,  die  nötigenfalls  \om  Eichter  zu  entscheiden  ist  Einige 
besonders  wichtige  Gründe  werden  in  den  §§  7 1  und  72  aufgeführt 

Bezüglich  der  Konkurrenzklausel  schreibt  §  74  vor,  dafs  die  Klausel 
nur  insoweit  für  den  Handlungsgehilfen  verbindlich  sein  soll,  als  die 
dadurch  bedingte  Beschränkung  „nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  nicht 
die  Grenzen  überschreitet,  durch  welche  eine  unbillige  Erschwerung  des 
Fortkommens  des  Handlungsgehilfen  ausgeschlossen  wird".  Ob  diese 
Grenze  überschritten  wird,  hat  wiederum  der  Richter  zu  prüfen;  doch 
ist  bezüglich  des  Zeitraums  der  Beschränkung  das  zulässige  Höchstmafs 
gesetzlich  auf  3  Jahre  festgesetzt.  Konkurrenzklauseln,  die  mit  minder- 
jährigen Handlungsgehilfen  abgeschlossen  werden,  sind  überhaupt  nichtig. 
Ist  für  den  Fall  der  Verletzung  der  Klausel  eine  Vertragsstrafe  verein- 
bart, so  kann  nach  §  75  der  Prinzipal  gegebenen  Falls  nur  die  Zahlung 
der  Strafe,  aber  nicht  die  Erfüllung  und  auch  nicht  Schadenersatz  ver- 
langen. Unverhältnismäfsig  hohe  Vertragsstrafen  können  nach  Mafsgabe 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  herabgesetzt  werden. 

Der  Anspruch  aus  der  Klausel  ist  verwirkt,  wenn  ein  vertragswidriges 
Verhalten  des  Prinzipals  den  Angestellten  zur  Auflösung  des  Dienstver- 
hältnisses ohne  Kündigungsfrist  berechtigt,  oder  wenn  der  Prinzipal  seiner- 
seits das  Dienstverhältnis  kündigt  ohne  einen  von  ihm  nicht  verschuldeten 
erheblichen  Anlafs  oder  ohne  Weiterzahlung  des  zuletzt  bezogenen  Gehalts 
während  der  Dauer  der  Beschränkung. 

Man  darf  in  dieser  Regelung  der  Kündigungsfristen  und  der  Kon- 
kurrenzklauseln einen  verständigen  Mittelweg  erblicken,  der  den  berech- 
tigten Interessen  beider  Teile  gerecht  zu  werden  sucht 

Ein  weiterer  Mifsstand,  der  sich  bei  den  in  den  Comptoirs  beschäf- 
tigten Angestellten,  noch  mehr  aber  bei  den  Handlungsgehilfen  in  Laden- 
geschäften entwickelt  hat,  ist  in  der  unzulänglichen  Fürsorge  für  den 
Fall  zu  erblicken,  dafs  der  Angestellte  durch  unverschuldetes  Unglück, 
insbesondere  durch  Krankheit  an  der  Leistung  seiner  Dienste  gehindert 
wird.  Zwar  hatte  der  Art  60  des  bisherigen  Allg.  Deutschen  Handels- 
gesetzbuches dem  Angestellten  für  diesen  Fall  den  Fortbezug  des  Gehalts 
und  Unterhalts  auf  längstens  6  Wochen  sichern  wollen;  aber  die  frühere 
unbeschränkte  Zulässigkeit  vertragsmäfsiger  Vereinbarung  kurzer  Kün- 
digungsfristen hatte  die  Wirkung  dieser  Vorschrift  sehr  eingeengt  Das 
deutsche  Krankenversicherungsgesetz  vom  10.  April  1892  hat  deshalb  die 
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Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge,  die  bis  dahin  nach  dem  Kranken- 
kassengesetz von  18S3  nur  durch  Ortsstatut  versicherungspflichtig  gemacht 
werden  konnten,  dem  gesetzlichen  Krankenversicherungszwang  unter- 
worfen, sofern  ihr  Arbeitsverdienst  62/3  M.  täglich  oder  2000  M.  jährlich 
nicht  überschreitet,  und  sofern  durch  Vertrag  die  aus  Art.  60  des  Allg. 
Deutschen  Handelsgesetzbuches  sich  ergebenden  Ansprüche  beschränkt 
oder  aufgehoben  sind.  Nach  dem  neuen  deutschen  Handelsgesetzbuch 
vom  10.  Mai  1897  §  63  steht  dem  Handlungsgehilfen,  falls  er  durch  un- 
verschuldetes Unglück  an  der  Leistung  seiner  Dienste  verhindert  ist, 
ebenfalls  für  längstens  6  Wochen  der  Anspruch  auf  Fortbezug  des  Gehalts 
und  Unterhalts  zu  und  zwar  derart,  dafs  er  sich  selbst  für  den  Fall 
einer  entgegenstehenden  Vereinbarung  auf  diese  Bezüge  den  Betrag  nicht 
anrechnen  zu  lassen  braucht,  der  ihm  während  der  Behinderung  aus 
einer  Kranken-  oder  Unfallversicherung  zukommt. 

Für  den  Fall  der  Invalidität  und  des  Alters  sind  die  über  16  Jahre 
alten  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge,  deren  regelmäfsiger  Jahresarbeits- 
verdienst 2000  M.  nicht  überschreitet,  der  deutschen  Alters-  und  Invaliden- 
versicherung unterworfen  (laut  Gesetz  vom  22.  Juni  1889).  Dagegen 
unterliegt  das  Handelsgewerbe  als  solches  der  obligatorischen  Unfallver- 
sicherung nicht,  und  auch  die  im  Fabrikhandel  thätigen  kaufmännischen 
Angestellten  sind  in  Deutschland  der  Unfallversicherungspflicht  gesetzlich 
nicht  unterworfen,  können  aber  auf  Grund  entsprechender  Statutbestim- 
mungen mit  versichert  werden. 

Als  Mittel  des  vorbeugenden  Schutzes  gegen  Gefährdung  der  Gesundheit 
hat  weiterhin  das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 
§  62  den  Prinzipal  verpflichtet,  eine  ähnliche  Fürsorge  für  die  Gesund- 
heitsmäfsigkeit  der  Geschäftsräume  und  der  Betriebsvorrichtungen  und 
Gerätschaften  auszuüben,  wie  sie  in  §  120  a  undb  der  deutschen  Gewerbe- 
ordnung dem  gewerblichen  Unternehmer  und  durch  §  618  des  deutschen 
Bürgerl.  Gesetzbuchs  überhaupt  dem  Dienstherrn  auferlegt  ist.  Die  Ver- 
letzung dieser  Pflicht  macht  den  Prinzipal  schadenersatzpflichtig.  Um 
in  dieser  Beziehung  auch  den  staatlichen  Behörden  den  Weg  einer 
nötigenfalls  zwangsweisen  Einwirkung  zu  eröffnen,  hat  der  im  Anfang 
1899  dem  Deutschen  Reichstag  vorgelegte  Entwurf  einer  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  den  Polizeibehörden  das  Recht  geben  wollen,  für  einzelne 
offene  Verkaufsstellen  entsprechende  Mafsnahmen  anzuordnen.  Aufser- 
dem  sollte  der  Bundesrat  bezw.  an  dessen  Stelle  andere  Behörden  ent- 
sprechende allgemeine  Verordnungen  über  die  in  dieser  Beziehung  zu 
stellenden  Anforderungen  an  die  Geschäftsräume  u.  s.  w.  erlassen  können.1) 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dafs  in  Deutschland  die  Gesetz- 
gebung schon  nach  verschiedenen  Riebtungen  und  zwar,  wie  hinzugesetzt 
werden  mufs,  mehr  als  in  anderen  Staaten  —  eingegriffen  hat,  um  den 

1)  Dieser  Vorschlag  hat  die  Zustimmung  des  Reichstags  gefunden. 
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Angestellten  des  Handels  einen  Schutz  gegen  unverschuldetes  Unglück 
zu  gewähren.  Neuerdings  machen  sich  Bestrebungen  bemerkbar,  welche 
diesen  Schutz  namentlich  durch  Erweiterung  der  Versicherungspflicht 
noch  ausdehnen  wollen.  Es  ist  nötig,  dem  gegenüber  vor  einem  Über- 
mafs  zu  warnen.  Für  den  besser  gestellten  Teil  der  kaufmännischen 
Arbeitskräfte  läfst  sich  die  Sicherstellung  insbesondere  für  den  Fall  der 
eigenen  Invalidität  und  ein  wirtschaftlicher  Schutz  der  Hinterbliebenen 
für  den  Fall  des  Todes  den  besonderen  Verhältnissen  dieser  Kreise  viel 
besser  anpassen,  wenn  sie  sich  freiwillig  zu  gemeinsamer  Selbsthilfe  zu- 
sammenschlief sen,  als  wenn  sie  einem  staatlichen  Versicherungszwang 
unterworfen  werden.  Der  Versicherungszwang  ist  für  die  wirtschaftlich 
schwächsten  Kreise  nützlich  und  unentbehrlich;  aber  da  er  sich  seiner 
Natur  nach  auf  das  Notwendigste  beschränkt  und  weniger  individuali- 
sierend, als  schematisierend  vorgehen  kann,  so  ist  den  wirtschaftlich 
leistungsfähigeren  und  sozial  höher  stehenden  gebildeten  Kopfarbeitern 
des  Handels  wie  auch  anderer  Berufe  mit  einem  solchen  Zwang  wenig 
gedient.  Wenn  die  Angestellten  sich  selbst  bei  einer  leistungsfähigen 
Kasse  einkaufen,  oder  wenn  ihre  Arbeitgeber  sie  bei  solchen  Kassen  ein- 
kaufen oder  einen  Teil  der  Prämie  mit  tragen,  so  läfst  sich  das  Ziel 
jedenfalls  besser,  d.  h.  mit  gröfserer  Individualisierung,  mit  besserer  An- 
passung an  die  Lebensverhältnisse  und  Lebensgewohnheiten  der  Kopf- 
arbeiter erreichen.  Dafs  auf  diesem  Wege  Erfolge  erzielt  werden  können, 
hat  der  Deutsche  Privatbeamtenverein  zu  Magdeburg  bewiesen,  und 
auch  in  anderen  Organisationen  sind  beachtenswerte  Erfolge  erzielt  worden. 

Ein  weiterer  Mifsstand,  der  sich  infolge  der  Überfüllung  des  Klein- 
handels mit  Angestellten  und  infoige  schlechter  Gewohnheiten  der  Käufer, 
zum  Teil  aber  auch  infolge  besonderer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  der- 
selben namentlich  in  offenen  Verkaufsstellen  entwickelt  hat,  ist  in  der 
starken  Ausdehnung  der  Sonn-  und  Festtagsarbeit  zu  erblicken.  Auch 
hier  hat  die  deutsche  Gesetzgebung  schon  helfend  eingegriffen.  Durch 
§105b  des  „Arbeiterschutzgesetzes44  von  1891  (Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung) ist  im  Handelsgewerbe  die  Beschäftigung  der  Angestellten  am 
ersten  Weihnachts-,  Oster-  und  Pfingstfeiertage  ganz  untersagt,  an  son- 
stigen Sonn-  und  Festtagen  in  der  Regel  nur  für  längstens  5  Stunden 
gestattet  Durch  Orts-  oder  Kommunalverbandsstatut  kann  für  alle  oder 
für  einzelne  Handelszweige  noch  eine  weitere  Verkürzung  eintreten. 
Dieser  verständigen  und  notwendig  gewordenen  Beschränkung,  die  sich 
aus  sozialpolitischen  Rücksichten  rechtfertigt^  ist  dann  noch  die  weitere 
Beschränkung  hinzugefügt  worden  in  §  41  a,  dafs  in  offenen  Verkaufs- 
stellen (einschliefslich  derjenigen  von  Konsumvereinen)  während  der  Zeit, 
während  welcher  die  Angestellten  nicht  beschäftigt  werden  dürfen,  ein 
Geschäftsbetrieb  nicht  stattfinden  darf.  Dieser  Ladensch  lufs  an  Sonn- 
und  Festtagen  erklärt  sich  nicht  mehr  aus  sozialpolitischen  Gründen, 
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sondern  einmal  aus  den  Rücksichten  auf  die  äufsere  Heilighaltung  der 
Sonn-  und  Festtage,  weiter  aus  der  Besorgnis,  dafs  ohne  diesen  Schlufs 
die  Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe  umgangen  werden  könnten,  und 
endlich  aus  der  Konkurrenzfurcht  derjenigen  Ladeninhaber,  welche  An- 
gestellte beschäftigen,  gegenüber  denjenigen,  welche  ihren  Laden  ohne 
Angestellte  besorgen. 

Man  hat  damit  im  Interesse  der  leistungsfähigeren  und  zum  Nach- 
teil der  auf  sich  selbst  angewiesenen  wirtschaftlich  schwachen  Ladenin- 
haber tief  in  das  Selbstbestimmungsrecht  des  kaufmännischen  Unter- 
nehmers über  seine  eigene  Arbeitsleistung  und  Arbeitszeit  eingegriffen. 
Gerade  dieser  Eingriff  in  die  Selbstbestimmung  des  Unternehmers  hat 
selbst  bei  aufrichtigen  Freunden  der  Sonntagsruhe  für  die  Angestellten 
manche  Mifsstimmung  hervorgerufen,  zumal  die  persönlichen  und  wirt- 
schaftlichen Härten  desselben  wenigstens  im  Anfang  nicht  durch  eine 
«  sorgfältige  Anpassung  an  die  Bedürfnisse  der  einzelnen  Plätze  und 
Handelszweige  gemildert  wurden. 

Der  Hauptmif8stand,  über  den  die  Angestellten  der  Ladengeschäfte 
klagen  und  schon  lange  geklagt  haben,  ist  die  grofse  Ausdehnung  der 
täglichen  Arbeitszeit  Das  Vorgehen  der  Gesetzgebung  anderer  Staaten 
und  die  von  der  deutschen  Reichskommission  für  „Arbeiterstatistik"  an- 
gestellten und  1893  veröffentlichen  Erhebungen  haben  im  wesentlichen 
die  Berechtigung  dieser  Klagen  ergeben.  Die  Reichskommission  für 
Arbeiterstatistik  hat  etwa  1/io  der  im  Reiche  vorhandenen  offenen  Ver- 
kaufsstellen mit  mindestens  einem  Gehilfen  berücksichtigt  Hiernach  war 
der  Laden  geöffnet 

bei  14,9  Proz.  der  Betriebe  weniger  als  12  Stunden 
„    22,0    „      „         „      bis    zu  13 

7)       17,0        j)  V  7)  7)  7) 

»18,0     „       „         „        v       7)         15  „ 

w      2 1 ,0       „  „  „  VT)  lß  7> 

„     6,5    „  „      über  16 

Mehr  als  die  Hälfte  aller  Betriebe  hat  eine  Ladenzeit  von  über  14  Stunden 
und  mehr  als  V*  von  über  15  Stunden. 

Bei  den  Tabak-  und  Cigarrenbandlungen  haben  sogar  72,2  Proz. 
mehr  als  14  Stunden  und  9,6  Proz,  mehr  als  16  Stunden  den  Laden 
offen.  In  den  Nahrungsmittelläden  war  die  Ladenzeit  mehr  als  14  Stunden 
bei  73,4  Proz.,  mehr  als  15  Stunden  bei  48,4  Proz.  der  Betriebe.  Am 
längsten  sind  die  Läden  offen  in  den  Kolonial-  und  Materialwarenge- 
schäften; hier  sind  84,4  Proz.  der  Läden  länger  als  14  Stunden,  63,9  Proz. 
länger  als  15  Stunden  und  16,5  Proz.  länger  als  16  Stunden  offen. 

Freilich  fällt  diese  Zeit  nicht  immer  mit  der  Arbeitszeit  der  Ange- 
stellten zusammen;  sie  brauchen  nicht  immer  schon  mit  der  Öffnung  des 
Ladens  anzutreten  und  nicht  immer  bis  zum  Schlufs  des  Ladens  dazu- 
bleiben.  Selbst  da,  wo  sie  während  der  ganzen  Zeit  im  Laden  sein 
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müssen,  sind  doch  nicht  alle  Stunden  mit  gleichmäfsig  intensiver  Arbeit 
ausgefüllt  Es  liegt  in  der  Natur  des  Ladenbetriebes ,  dals  in  manchen 
Stunden  die  Anspannung  der  Angestellten  sehr  gering  ist  Aber  schon 
die  in  den  langen  Ladenzeiten  liegende  starke  Beengung  der  persönlichen 
Bewegungsfreiheit,  weiter  der  lange  und  ununterbrochene  Aufenthalt  in 
den  nicht  immer  bequemen  und  nicht  immer  gesundheitsmäfsig  einge- 
richteten Ladenräumen,  die  Verkürzung  der  für  die  Weiterbildung  zur 
Verfügung  stehenden  Zeit  lassen  ein  so  langes  Festhalten  der  Angestellten 
in  den  Läden  als  bedenklich  erscheinen. 

Daf s  die  Angesteilten  selbst  nicht  Einflufs  genug  haben,  eine  Änderung 
herbeizuführen,  ist  durch  die  Erfahrung  längst  festgestellt  Selbst  in 
England,  wo  man  staatlichen  Eingriffen  in  das  Wirtschaftsleben  nicht 
besonders  geneigt  ist,  hat  schliefslich  die  Gesetzgebung  eingreifen  müssen, 
obwohl  schon  1842  eine  Early  Closing  Association  die  Geister  für  den 
Gedanken  eines  früheren  Ladenschlusses  zu  bearbeiten  begonnen  hatte. 
Das  Eingreifen  der  Gesetzgebung  kann  zunächst  in  der  Art  erfolgen, 
dafs  die  Offenhaltung  der  Läden  nur  während  bestimmter  Stunden 
gestattet  wird;  hierbei  kann  man  entweder  schablonenhaft  eine  einheit- 
liche Schlufsstunde  oder  nach  Arten  und  Handelszweigen  verschiedene 
Schlufsstunden  festsetzen.  Ein  anderer  Weg  ist  der,  dafs  die  Gesetz- 
gebung die  zulässige  tägliche  oder  wöchentliche  Maximalarbeitszeit  ent- 
weder für  alle  oder  für  den  besonders  schutzbedürftigen  Teil  der  An- 
gestellten festsetzt  Den  letzteren  Weg  ist  England  gegangen,  das  1886 
für  Ladengehilfen  unter  18  Jahren  die  höchste  zulässige  Arbeitszeit  auf 
74  Stunden  wöchentlich  beschränkte,  und  Neuseeland,  das  1894  für  weib- 
liche Angestellte  die  Maximalarbeitszeit  ordnete.  Den  ersteren  Weg  hat 
Victoria  betreten,  wo  seit  1886  der  7  Uhr-Ladenschlufs  vorgeschrieben  ist. 

Mit  dem  zwangsweisen  schablonenhaften  Ladenschlufs  zu  einer  be- 
stimmten Stunde  mufs  man  sehr  vorsichtig  sein.  Darin  liegt,  wenn  der 
Schlufs  für  eine  frühe  Stunde  vorgeschrieben  wird,  eine  gewisse  Rück- 
sichtslosigkeit gegen  den  Teil  der  Konsumenten,  der  erst  spät  abends 
seine  Einkäufe  machen  kann,  weil  er  am  Tage  nicht  abkömmlich  ist 
Darin  liegt  aber  auch  ein  Eingriff  in  das  Selbstbestimmungsrecht  des 
Unternehmers.  Schützen  will  man  die  Angestellten  als  die  wirtschaftlich 
Schwächeren  gegen  zu  weitgehende  Ansprüche  der  Unternehmer,  aber 
nicht  den  Unternehmer  gegen  sich  selbst  An  sich  kann  dem  Ladenin- 
haber nicht  verboten  werden,  nach  Schlufs  der  Arbeitszeit  der  Angestellten 
seinen  Laden  offen  zu  halten  und  selbst  zu  bedienen,  wenn  er  auf  ge- 
nügende Einnahmen  dabei  rechnen  kann.  Der  Gedanke  des  zwangs- 
weisen Ladenschlusses  zu  einer  bestimmten  Stunde  erklärt  sich  zum  Teil 
aus  der  Überzeugung,  dafs  dem  einzelnen  Kaufmann  ein  aussichtsvoller 
Kampf  gegen  Gewohnheiten  des  Publikums  nicht  möglich  ist  und  gerade 
deshalb  haben  auch  kaufmännische  Unternehmer  und  Handelskammern 
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den  Vorschlag  unterstützt  Weiter  hat  dabei  auch  mitgewirkt  der  Um- 
stand, dals  öfter  kleine  Geschäftsleute  durch  die  lange  Ladenzeit  gröfserer 
Geschäfte  genötigt  werden,  ebenfalls  lange  den  Laden  offen  zu  halten, 
ohne  entsprechenden  Mehrverdienst  dabei  erzielen  zu  können.  Zum  Teil 
spricht  aber  auch  ähnlich  wie  beim  Ladenschlufs  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen eine  gewisse  Konkurrenzfurcht  von  Ladeninhabern  mit  Angestellten 
gegenüber  den  Ladeninhabern  ohne  Angestellte  mit,  und  insoweit  das 
der  Fall  ist,  kann  eine  entsprechende  gesetzliche  Vorschrift  die  wirt- 
schaftlich stärkeren  Kaufleute  begünstigen  und  die  wirtschaftlich  schwäche- 
ren benachteiligen.  Rentiert  für  den  Ladeninhaber  der  Abendbetrieb 
nicht,  so  wird  er  auch  geneigt  sein,  von  selbst  zu  einem  früheren  Schluls 
überzugehen,  was  eine  Reihe  gröfserer  Ladenbetriebe  auch  bereits  gethan 
hat.  Manchem  Kleinbetriebsinhaber  würde  allerdings  dieser  Schritt  leichter 
werden,  wenn  er  wüfste,  dafs  alle  seine  Konkurrenten  ebenfalls  den  I^aden 
nicht  länger  offen  halten  dürfen.  Immerhin  soll  man  ohne  zwingende 
Gründe  dem  kaufmännischen  Unternehmer  nicht  die  eigene  Arbeitszeit 
gesetzlich  beschränken.  Wohl  aber  ist  es  berechtigt,  ihm  eine  Grenze 
zu  ziehen,  während  deren  er  seine  Angestellten  zu  beschäftigen  befugt 
ist.  Man  braucht  sich  dabei  nicht  auf  die  Bezeichnung  einer  bestimmten 
Stundenzahl  zu  beschränken;  man  kann  auch  die  früheste  Tagesstunde, 
von  der  an  die  Angestellten  beschäftigt  werden  dürfen,  und  die  späteste 
Tagesstunde,  zu  der  sie  wieder  entlassen  werden  müssen,  gesetzlich  oder 
durch  lokale  Verordnungen  auf  Grund  gesetzlicher  Ermächtigung  fest- 
setzen. Dabei  wird  man  vor  den  erwachsenen  männlichen  Angestellten 
nicht  Halt  machen  dürfen,  da  im  Handel  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
der  weiblichen  und  jugendlichen  Arbeitskräfte  nicht  dieselbe  Rückwirkung 
auf  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen  männlichen  Angestellten  auszuüben 
vermag,  wie  oft  im  Gewerbebetriebe.  Auch  Vorschriften  über  die  Dauer 
der  Pausen  während  der  Arbeitszeit  lassen  sich  rechtfertigen. 

Der  dem  Deutschen  Reichstage  Anfang  1899  zugegangene  Ent- 
wurf einer  Novelle  zur  Gewerbeordnung  wollte  folgenden  Weg  ein- 
schlagen. Innerhalb  der  täglichen  Arbeitszeit  soll  allen  Angestellten  in 
offenen  Verkaufsstellen  eine  angemessene  Mittagspause  gewährt  werden. 
Wird  die  Hauptmahlzeit  aufserhalb  des  Geschäftsgebäudes  eingenommen, 
so  wird  die  Mindestdauer  der  Mittagspause  durch  die  Gemeindebehörde 
einheitlich  für  alle  Verkaufsstellen  —  mindestens  auf  t  Stunde  —  fest- 
gesetzt. Nach  Schlufs  der  täglichen  Arbeitszeit  mufs  allen  Angestellten 
eine  ununterbrochene  Ruhezeit  von  mindestens  10  Stunden  gewährt 
werden.  Auf  Antrag  von  2/3  der  beteiligten  Geschäftsinhaber  kann  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  beteiligten  Gemeinde- 
behörden entweder  für  eine  Gemeinde  oder  für  mehrere,  örtlich  un- 
mittelbar zusammenhängende  Gemeinden  für  alle  oder  für  einzelne  Ge- 
schäftszweige anordnen,  dafs  wälirend  bestimmter  Stunden  in  der  Zeit 


Digitized  by  Google 


5.  Kapitel.  Die  menschliche  Arbeit  im  Dienste  des  Handels. 


113 


zwischen  8  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  oder  zwischen  9  Uhr  abends 
und  7  Uhr  morgens  die  Verkaufsstellen  geschlossen  sein  müssen.  Während 
dieser  Zeit  ist  dann  auch  der  StraTsen-  und  Hausierhandel  verboten.  ' 

In  diesen  Vorschlägen  ist  Richtiges  und  Falsches  gemischt  Richtig 
scheint  mir  der  Grundgedanke,  den  einheitlichen  Ladenschlufs  nicht 
einfach  durch  Gesetz  schablonenhaft  zu  erzwingen.  Eine  gewisse  Mit- 
wirkung den  Beteiligten  selbst  vorzubehalten,  ist  jedenfalls  wünschens- 
wert; der  im  Entwurf  vorgesehene  Weg  mit  seinem  Erfordernis  einer 
Zweidrittelmehrheit  dürfte  freilich  eine  Initiative  der  Ladeninhaber  auf 
diesem  Gebiet  nicht  erleichtern,  so  lange  ein  erheblicher  Teil  derselben 
an  dem  langen  Offenhalten  der  Läden  interessiert  ist  Falsch  dagegen  ist 
es,  lediglich  eine  Ruhezeit  von  10  Stunden  zu  bestimmen.  Es  wäre 
wirksamer,  als  Regel  aufzustellen,  dafs  die  Angestellten  nur  während  der 
Tagesstunden,  z.  B.  zwischen  7  Uhr  morgens  und  9  Uhr  abends,  be- 
schäftigt werden  dürfen,  und  dafs  ihre  Gesamtarbeitszeit  einschlief slich 
der  Pausen,  für  die  ein  Mindestmafs  anzusetzen  ist,  eine  bestimmte 
Stundenzahl  nicht  überschreiten  darf.1) 

Als  eigentlicher  Grund  der  Mifsstände  in  offenen  Verkaufsstellen  ist 
vorhin  ein  übermäfsiger  Andrang  zum  Kleinhandeisdienst  bezeichnet 
worden.  Es  wird  vielfach  behauptet,  dafs  diese  relative  Übersetzung 
des  Kleinhandelsdienstes  noch  gefördert  und  in  ihren  Wirkungen  noch 
verstärkt  werde  durch  die  „Lehrlingszüchterei"  und  die  zunehmende 
Verwendung  weiblicher  Arbeitskräfte.  Was  die  Lehrlinge  anlangt,  so 
ist  schon  erwähnt,  dafs  Mifsstände  nur  in  einem  Teil  der  Kleinhandels- 
betriebe bestehen.  Hier  haben  sie  aber  mitunter  eine  so  krasse  Form, 
dafs  neben  den  Lehrlingen  andere  Arbeitskräfte  überhaupt  nicht  oder 
nur  in  ganz  geringer  Zahl  beschäftigt  werden.  Es  ist  vor  allem  die 
Billigkeit  dieser  Arbeitskraft,  die  zu  solchen  Auswüchsen  führt  Dafs  die 
Lehrlinge  selbst  dabei  immer  in  der  genügenden  Weise  allseitig  ausgebildet 
werden,  mufs  man  bezweifeln.  Aber  es  ist  auch  nicht  zu  verkennen, 
dafs  nicht  alle  diese  Lehrlinge  später  den  Arbeitsmarkt  im  Kleinhandel 
belasten.  Manche  von  ihnen  gehen  in  den  Grofshandel,  andere  in  den 
Fabrikhandel  über,  und  noch  andere  finden  im  Auslande  Unterkommen. 

Immerhin  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  da,  wo  eine  übergrofse  Zahl 
solcher  ungelernter  Arbeitskräfte  vorhanden  ist,  die  Gesamtlage  der  An- 
gestellten ungünstig  beeinflufst  wird.  Im  Mittelalter  half  man  sich  in 
solchen  Fällen  und  schützte  man  sich  gegen  solche  Mifsstände  dadurch, 
dafs  man  von  Zunft  wegen  die  Zahl  der  Lehrlinge  beschränkte  durch 

1)  Die  während  des  Druckes  gefafsten  Beschlüsse  des  Reichstags  .dehnen  die 
Mittagspause  auf  l1/*  Stunden,  die  Ruhezeit  in  Orten  mit  20000  und  mehr  Einwohnern 
für  Geschäfte  mit  mindestens  zwei  Angestellten  auf  il  Stunden  aus  und  schreiben 
einen  allgemeinen  Ladenschlufs  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  vor,  der  auf 
Initiative  der  Beteiligten  noch  ausgedehnt  werden  kann. 
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Festsetzung  einer  absoluten  Höchstzahl  für  die  einzelnen  Betriebe  oder 
durch  Anordnung  eines  bestimmten  Verhältnisses  zwischen  der  Zahl  der 
lernenden  und  der  ausgelernten  Arbeitskräfte.  Ob  das  Gleiche  heute  noch 
möglich  sein  wird,  mufs  bezweifelt  werden  angesichts  der  Verschiedenheit 
der  Verhältnisse  und  der  vielfach  verbreiteten  falschen  Auffassung  über 
Anforderungen  und  Wirkungen  des  kaufmännischen  Dienstes.  Könnte 
man  diese  falsche  Auffassung  einengen,  so  würde  auch  der  Andrang 
von  Lehrlingen  vermindert  werden.  Könnte  man  weiter  die  Anforderungen 
an  die  Vorbildung  der  Lehrlinge  steigern,  so  würde  sich  auch  ein  der 
Zahl  nach  beschränkteres,  aber  besser  mit  Wissen  ausgerüstetes  Lehrlings- 
material einstellen.  Hier  mufs  das  wesentlichste  von  der  Verbreitung 
einer  richtigen  Auffassung  in  der  Bevölkerung  erwartet  werden.  Die 
Gesetzgebung  ihrerseits  hat  jedenfalls  die  Pflicht,  eine  genügende  fach- 
liche Ausbildung  und  Weiterbildung  der  Lehrlinge  zu  sichern. 

Das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  hat  in  den 
§§  76  ff.  den  Lehrvertrag  als  die  Grundlage  des  Lehrverhältnisses 
besser  geregelt  und  die  Verpflichtung  des  Lehrherrn  zur  Fürsorge  für 
eine  genügende  Ausbildung  des  Lehrlings  scharf  betont  Grobe  Ver- 
nachlässigung dieser  Pflicht  derart,  dafs  die  Ausbildung  gefährdet  wird, 
zieht  den  Lehrherrn  eine  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  zu  und  berechtigt 
den  Lehrling  zur  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  ohne  Kündigungsfrist 

Was  die  weiblichen  Arbeitskräfte  anlangt,  so  spielen  diese,  wie  schon 
S.  101  angegeben  ist,  im  Warenhandel  eine  erhebliche  Rolle  und  zwar 
namentlich  in  den  einfacheren  Arbeitsleistungen  des  Gehilfendienstes  offener 
Verkaufsstellen.  Im  Büreau-  und  Comptoirdienst  und  im  technischen 
Auf sichtsdienst  sind  sie  noch  nicht  besonders  stark,  wenn  auch  viel 
mehr  als  früher  vertreten. 

Dafs  sich  im  Handel  die  weiblichen  Arbeitskräfte  sehr  vermehrt 
haben,  ergiebt  sich  aus  folgenden  Angaben  der  deutschen  Gewerbestatistik. 
An  Verwaltungs-,  Comptoir-  und  Büreaupersonal  waren  in  den  Haupt- 
betrieben des  Handels  beschäftigt 

1882:  74  852  Angestellte,  davon  weiblich   2  023  =  2,7  Proz. 

1895:  152367         „            „          „       7 108  =  4,7    „  , 

an  sonstigem  Gehilfen-  und  Arbeiterpersonal 

1882:  316  314  Angestellte,  davon  weiblich  88  076  =  28  Proz. 

1895:  589636         „            „          „    253508  =43     „  . 

1882  waren  noch  nicht  3/io,  jetzt  sind  schon  über  4/to  dieser  Gruppe 
der  Angesteilten  weiblichen  Geschlechts.  Ihre  Zahl  hat  sich  seit  1882 
fast  verdreifacht,  während  die  der  männlichen  Angestellten  in  dieser 
Zeit  nur  um  32  Proz.  gestiegen  ist 

Dafs  davon  ungünstige  Wirkungen  auf  die  Lage  der  männlichen 
Angestellten  ausgehen  können,  ist  zuzugeben.  Die  weiblichen  Arbeits- 
kräfte sind  anspruchsloser  in  Bezug  auf  Gehalt,  sie  unterwerfen  sich 
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leichter  sehr  langen  Arbeitszeiten,  sind  überhaupt  weniger  widerstands- 
fähig gegen  unberechtigte  Ansprüche  an  die  Arbeitskraft  der  Angestellten. 
Die  starke  Vermehrung  der  weiblichen  Angestellten  legt  der  Gesetz- 
gebung neue  Aufgaben  auf,  da  dieser  Kreis  der  Arbeitskräfte  sich  noch 
weniger  selbst  zu  schützen  vermag  als  die  männlichen  und  bei  seiner 
jetzigen  Ausdehnung  auch  den  männlichen  Angestellten  die  Wahrung 
berechtigter  Interessen  erschwert.  Anderseits  läfst  sich  aber  nicht  ver- 
kennen, dafs  für  den  Ladendienst  vielfach  die  weiblichen  Angestellten 
besonders  geeignet  sind.  Gesetzliche  Mafsregeln  gegen  das  Vordringen  des 
weiblichen  Geschlechts  im  Handel  sind  ausgeschlossen.  Es  liegt  im  Zuge 
unserer  ganzen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicklung,  dafs  das  weib- 
liche Geschlecht  nach  Arbeitsgebieten  ringt  und  drängt,  die  ihm  eine  eigene 
wirtschaftliche  Existenz  ermöglichen,  wenn  und  solange  ihm  der  eigentliche 
Frauenberuf,  die  wirtschaftliche  und  sittliche  Arbeit  in  der  eigenen  Familie, 
aus  irgend  einem  Grunde  verschlossen  oder  noch  nicht  erreichbar  ist 

In  die  hier  aufgerollten  Fragen  spielt  überall  auch  das  Problem 
der  kaufmännischen  Ausbildung  mit  hinein;  dasselbe  wird  bei  der  Be- 
sprechung der  inneren  Handelspolitik  behandelt  werden.  — 

Die  menschliche  Arbeitskraft  wird,  wie  schon  im  Eingang  dieses 
Kapitels  betont  ist,  im  Handel  nicht  nur  in  Unternehmerstellungen  und 
in  abhängigen  Dienststellungen  verwendet,  sondern  es  haben  sich  auch 
mehrere  Gruppen  von  Hilfspersonen  ausgebildet,  die  berufsmäfsig  dem 
Handel,  namentlich  dem  Grofshandel  bestimmte  Dienste  leisten,  ohne  in 
ein  Arbeitnehmerverhältnis  zu  dem  Unternehmer  zu  treten. 
•  Hierher  gehören  die  Agenten,  Makler  und  Kommissionäre.  Alle 
drei  sind  selbständige  Personen,  deren  Stellung  als  HandelsvermitÜer 
jetzt  gesetzlich  umgrenzt  ist,  und  deren  Vergütung  sich  nach  dem  Umfang 
der  thatsächlich  geleisteten  Dienste  richtet 

Als  Kommissionär  gilt  nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  §  383  derjenige,  „welcher  es  gewerbsmäfsig  übernimmt, 
Waren  oder  Wertpapiere  für  Rechnung  eines  Anderen  (des  Kommittenten) 
im  eigenen  Namen  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen".  Für  die  ausgeführen 
Geschäfte  erhält  der  Kommissionär  eine  Provision.  Der  Kommissionär 
leistet  seine  Dienste  nicht  einem  oder  wenigen,  sondern  vielen,  sowohl 
Kaufleuten  als  auch  Nichtkaufleuten. 

Das  Institut  des  Kommissionärs  hat  sich  im  Mittelalter  aus  den  Be- 
dürfnissen zunächst  des  Seehandels  heraus  entwickelt  In  den  entfernten 
Punkten,  in  denen  sich  die  Faktoreien  und  Comptoirs  der  Kaufleute 
befanden,  brauchte  man  ortsangesessene,  den  Beschränkungen  der  Fremden 
nicht  unterworfene  Vertreter,  die  orts-,  sach-,  personen-  und  sprachkundig 
waren.  Je  mehr  überhaupt  der  Handel  auf  weite  Entfernungen  betrieben 
wurde,  desto  mehr  bedurfte  es  solcher  Vertreter.  Schon  im  16.  Jahrh. 
war  das  Recht  über  die  Kommissionäre  und  ihre  Geschäfte  ausgestaltet. 
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Das  Institut  orts-,  sprach-,  fach-  und  personenkundiger  Vertreter  an 
fremden  Orten  hat  sich  seitdem  zu  grofser  Bedeutung  entwickelt  Der 
Fabrikhandel  bedient  sich  beim  Absatz  über  See  oder  auf  weite  Ent- 
fernungen im  Binnenlande  in  sehr  grofsem  Umfange  der  Kommissionäre; 
sie  erleichtern  es  dem  Fabrikanten,  sich  auf  dem  betreffenden  Markt  ein- 
zuführen und  dauernde  geschäftliche  Beziehungen  zu  erzielen.  Auch  der 
grofse  Kaufmannshandel  braucht  sie  oft  dazu.  Selbst  im  Kleinhandel  fällt 
in  manchen  Handelszweigen  dem  Kommissionär  eine  wichtige  Aufgabe  zu. 

Von  dem  Kommissionsgeschäft  begann  sich  als  eine  besondere  Spiel- 
art seit  dem  14.  Jahrh.  das  Speditionsgeschäft  abzusondern;  aber  nicht 
nur  geschichtlich,  sondern  auch  rechtlich  zeigt  die  Stellung  des  Spediteurs 
manche  enge  Berührung  mit  derjenigen  des  Kommissionärs,  ein  deut- 
licher Hinweis  auf  den  gemeinsamen  Ursprung  beider  Institutionen. 
Nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  §  407  ist 
Spediteur  derjenige,  welcher  „es  gewerbsmäfsig  übernimmt,  Gütersen- 
dungen durch  Frachtführer  oder  durch  Verfrachter  von  Seeschiffen  für 
Rechnung  eines  Andern  (des  Versenders)  im  eigenen  Namen  zu  besorgen". 
Das  Handeln  für  fremde  Rechnung,  aber  im  eigenen  Namen,  welches 
dem  Kommissionshandel  sein  besonderes  Gepräge  giebt,  ist  auch  beim 
Speditionsgeschäft  das  charakteristische  Merkmal. 

Eine  weitere  Abzweigung  hat  sich  neuerdings  entwickelt,  nämlich  die 
„Lagerhalter";  ihre  Verhältnisse  wurden  im  Allg.  D.  Handelsgesetzbuch 
von  1861  noch  nicht  behandelt,  sind  jetzt  aber  im  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  im  §  416  ff.  näher  geregelt.  Lagerhalter  ist  derjenige,  welcher 
„gewerbsmäfsig  die  Lagerung  und  Aufbewahrung  von  Gütern  übernimmt". 

Die  Zahl  der  Speditions-  und  Kommissionsbetriebe {) ,  die  1875  in 
Deutschland  8012  betrug,  ist  1882  auf  4900,  1895  auf  4351  zurück- 
gegangen, während  sich  gleichzeitig  die  Zahl  und  Bedeutung  der  gröfseren 
Speditions-  und  Kommissionsbetriebe  gehoben  hat  Mit  den  Nebenbetrieben 
kommen  1S95:  5028  Betriebe  heraus,  von  denen  1679  Alleinbetriebe  sind. 
In  den  Speditions-  und  Kommissionsbetrieben  wurden  durchschnittlich 
beschäftigt  1882:  25094  und  1895:  29  398  Personen.  Die  Zahl  der  Er- 
werbstätigen (nach  dem  Hauptberuf)  war  1882:  12024  und  1895:  20848. 

Unter  den  Erwerbstätigen  dieses  Geschäftszweiges  (nach  dem  Haupt- 
beruf) befanden  sich  1895:  4177  selbständige  Geschäftsleiter,  7177  Ver- 
waltungs-,  Aufsichts-  und  Bureaupersonal,  68  mitarbeitende  Familien- 
angehörige, 782  Handlungsgehilfen  und  Commis,  8644  sonstiges  Personal. 

Die  Agenten  („Handlungsagenten"  sagt  das  neue  deutsche  Handels- 
gesetzbuch) sind  erst  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zu  gröfserer  Be- 
deutung gekommen.  Ein  Anzeichen  dafür  ist  der  Umstand,  dafs  erst  das 
neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  (§  84—92)  dem 
Agenten  eine  besondere  gesetzliche  Behandlung  zu  teil  werden  läfst 

1)  Hauptbetriebe. 
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Als  Agenten  bezeichnet  dieses  Gesetzbuch  §  84  denjenigen,  welcher  „ohne 
als  Handlungsgehilfe  angestellt  zu  sein,  ständig  damit  betraut  ist,  für 
das  Handelsgewerbe  eines  Anderen  Geschäfte  zu  vermitteln  oder  im  Namen 
des  Anderen  abzuschliefsen44.  Auch  das  Heranziehen  solcher  Personen, 
das  übrigens  einen  Vertrag  voraussetzt,  dient  dazu,  dem  Kaufmann  an 
entfernter  gelegenen  Plätzen  die  Gewinnung  des  Absatzes  zu  erleichtern 
durch  Vermittlung  orts-  und  personenkundiger  sachverständiger  Personen, 
die  durch  die  ihnen  für  erfolgreiche  Vermittlung  zustehenden  Provisions- 
ansprüche noch  besonders  zu  eifriger  Thätigkeit  angespornt  werden. 

Viel  loser  als  zu  dem  Agenten  ist  das  Verhältnis  des  Unternehmers 
zu  den  Maklern.  Unter  „Handelsmäkler"  versteht  §  93  des  Handelsgesetz- 
buchs von  1897  denjenigen,  welcher  „gewerbsmäfsig  für  andere  Per- 
sonen, ohne  von  ihnen  auf  Grund  eines  Vertragsverhältnisses  ständig 
damit  betraut  zu  sein,  die  Vermittlung  von  Verträgen  über  Anschaffung 
oder  Veräufserung  von  Waren  oder  Wertpapieren,  über  Versicherungen, 
Güterbeförderungen,  Bodmerei,  Schiffsmiete  oder  sonstige  Gegenstände 
des  Handelsverkehrs  übernimmt44.  Für  seine  Vermittlerarbeit  erhält  der 
Makler  eine  Provision,  die  hier  „Maklerlohn44  heilst 

Das  Institut  der  Makler  findet  sich  schon  im  Altertum.  Im  Mittelalter 
kam  es  zu  grofser  Bedeutung;  man  legte  den  Maklern  amtliche  Stellung 
bei  und  gab  ihnen  das  Monopol  der  Vermittlung,  indem  man  gleichzeitig 
ihre  Zahl  beschränkte.  Diese  Einrichtung  ragt  bis  in  unsere  Tage  hinein. 
Daneben  haben  sich  aber  auch  noch  unvereidete  Privatmakler  entwickelt, 
und  sie  haben  nicht  selten  die  überwiegende  Bedeutung  gewonnen. 

In  Deutschland  hat  das  Handelsgesetzbuch  von  1861  —  und  diesem 
Beispiel  sind  Oesterreich  und  Holland  gefolgt  —  die  amtlichen  Makler 
beibehalten,  ohne  ihnen  indes  ein  Monopol  der  Vermittlung  zu  geben. 
Daneben  sind  wiederum  unvereidigte  Privatmakler  durch  das  Handels- 
gesetzbuch in  Verbindung  mit  der  Gewerbeordnung  zugelassen  worden. 
Letztere  wurden  im  Handelsgesetzbuch  von  1861  nicht  näher  behandelt 
und  erfreuten  sich  einer  viel  gröfseren  Bewegungsfreiheit,  als  die  nach 
vielen  Richtungen  hin  beschränkten  amtlichen  Makler. 

Diese  Beschränkungen,  denen  seit  Erlafs  des  Einführungsgesetzes 
zur  deutschen  Civilprozefsordnung  nennenswerte  Vorrechte  nicht  mehr 
gegenüber  standen,  erwiesen  sich  mehr  und  mehr  für  den  Handel  als 
hinderlich.  Die  neueste  Entwickelung  hat  deshalb  das  Institut  der  ver- 
eideten Makler  schon  zum  Teil  ganz  abgeschafft  In  Hamburg  geschah 
das  bereits  1871.  Im  Börsenverkehr  wurden  durch  das  Reichsbörsengesetz 
vom  22.  Juni  1896  die  amtlichen  Handelsmakler  beseitigt  Das  neue 
Handelsgesetzbuch  von  1897  spricht  von  vereideten  amtlichen  Maklern 
überhaupt  nicht;  es  behandelt  nur  noch  die  unvereideten  privaten  Makler. 

Die  Makler  und  Agenten  werden  in  der  deutschen  Berufsstatistik 
nicht  getrennt.  Nur  von  einer  Gruppe  „Handelsvermittlung44,  zu  der  die 
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Makler  und  Agenten  gehören,  ist  die  Rede.  Die  hierher  gehörigen  Haupt- 
betriebe haben  sich  seit  1875  mehr  als  verdoppelt;  ihre  Zahl  war  1875: 
17134,  1880:  30320,  1895:  37175. 

Mit  den  Nebenbetrieben  stellt  sich  für  1895  die  Zahl  der  Betriebe 
auf  46734,  wovon  40728  Alleinbetriebe  sind. 

Die  Zahl  der  durchschnittlich  beschäftigten  Personen  stellte  sich  in 
der  Handelsvermittlung  1882  auf  36180,  dagegen  1895  auf  51509,  die 
Zahl  der  Erwerbstätigen  (nach  dem  Hauptberuf)  1882  auf  33147,  1895 
auf  41281,  wovon  36506  selbständige  Geschäftsleiter  sind. 

Die  rechtliche  Behandlung  der  besprochenen  Hilfsgewerbe  gehört 
nicht  in  den  Rahmen  dieses  Buches. 


Nach  dem  im  5.  Kapitel  Ausgeführten  ist  im  Kaufmannshandel  der 
Bedarf  an  menschlicher  Arbeitskraft  geringer,  als  in  der  gewerblichen 
Produktion.  Die  Folge  davon  ist,  dafs  das  zum  Handelsbetriebe  erforder- 
liche „umlaufende"  oder,  wie  man  wohl  richtiger  sagt,  „verbrauchbareu 
Kapital,  soweit  es  in  Form  von  Löhnen  und  Gehältern  für  menschliche 
Arbeit  erscheint,  verhältnismäfsig  geringeren  Umfang  erreicht  als  in  der 
eigentlichen  Warenerzeugung.  Der  gröfste  Teil  des  verbrauchbaren 
(umlaufenden)  Kapitals  im  Kaufmannshandel  dient  durch  Vermittlung 
der  flüssigen  Form  des  Geldes  zur  Warenbeschaffung;  die  sonst  noch  ver- 
bleibenden Betriebskosten  treten  hinter  den  für  die  Warenbeschaffung  auf- 
zuwendenden Mitteln  jedenfalls  weit  zuMick.  Der  Bedarf  an  „stehendem4* 
—  oder  richtiger  „abnutzbarem"  —  Kapital  ist  im  Kaufmannshandel 
schon  um  deswillen  viel  geringer  als  bei  der  Warenerzeugung,  weil  eben 
die  ganze  Arbeit  der  Herstellung  der  Güter  mit  ihrem  heutzutage  sehr 
umfassenden  Bedarf  an  Anlagen  der  verschiedensten  Art  vom  Kauf- 
mannshandel abgetrennt  ist.  Auf  den  Fabrikhandel  kann  in  diesem 
Zusammenhang  wegen  seiner  engen  Verknüpfung  mit  der  Produktion 
nicht  eingegangen  werden. 

Der  Kaufmannshandel  bedarf  an  abnutzbarem  Kapital  zunächst 
Gebäude  für  Aufbewahrung  der  Waren,  die  aber  vielfach  schon  auf 
besondere  Unternehmungen  abgewälzt  ist  und  infolge  der  Leistungs- 
fähigkeit des  heutigen  Verkehrswesens  nicht  mehr  in  demselben  Um- 
fange wie  früher  nötig  ist.  Fafst  man  den  Handel  im  ganzen  ins  Auge, 
so  wird  man  ihm  freilich  den  Kapitalbedarf  dieser  und  anderer  Hilfs- 
zweige zurechnen  müssen. 

Weiterhin  sind  Transportmittel  zur  Fortbewegung  der  Waren  nötig. 
Für  den  einzelnen  Kaufmann  ist  durch  die  Verkehrsanstalten  und  durch  das 
Speditionsgewerbe  der  Bedarf  an  eigenen  Transportmitteln  wesentlich 
geringer  geworden  als  in  den  Zeiten,  in  denen  er  selbst  den  Transport 
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der  Waren  bewirken  mulste.  Der  zwerghafte  ansässige  Kleinhandel  ver- 
fügt im  allgemeinen  über  Transportmittel  nicht  Der  Grofshandel,  der 
ja  im  wesentlichen  vom  Bureau  aus  die  Warenbewegung  dirigiert, 
hat  vielfach  nur  einen  beschränkten  Bedarf  an  eigenen  Trans- 
portmitteln, stützt  sich  aber  umsomehr  für  seine  weite  Gebiete  umspannen-  - 
den  Operationen  auf  die  grofsen  Verkehrsmittel,  auf  die  Eisenbahnen 
und  die  Segel-  und  Dampfschiffahrt,  deren  Verwendung  durch  Telegraph, 
Telephon  und  die  heute  sehr  schnell  arbeitende  Briefpost  erleichtert  wird. 
Bei  den  mittleren  und  grofsen  Betrieben  des  Kleinhandels  sind  zum 
Teil  für  die  Überführung  der  eingekauften  Waren  in  die  Vorratsräume, 
noch  mehr  aber  für  die  Fortschaffung  an  die  Abnehmer  Transportmittel 
notig,  da  in  den  gröfseren  Städten  die  Ansprüche  der  Konsumenten  an  n  < 
die  Bequemlichkeit  des  Warenbezuges  sehr  gestiegen  sind.  Man  begnügt 
sich  hier  oft  tlamit,  der  Verkaufsstelle  persönlich  oder  telephonisch  seine 
Wünsche  mitzuteilen,  und  läfst  sich  dann  die  Waren  in's  Haus  bringen. 
Pferd  und  Wagen,  Motorwagen,  Transportdreiräder  und  ähnliche  Fahr- 
zeuge sind  deshalb  oft  solchen  Geschäften  unentbehrlich. 

Der  Kaufmannshandel,  soweit  er  als  Grofshandel  vom  Comptoir  aus 
betrieben  wird,  bedarf  weiterhin  der  Räumlichkeiten  und  Utensilien  für 
die  Unterbringung  des  Personals.    Der  Ladenhandel  hat  statt  dessen  ( 
besondere  Verkaufsräume  nötig. 

Dazu  kommen  im  Kleinhandel  noch  gewisse  Werkzeuge  und  Apparate 
für  die  Durchführung  der  Manipulationen,  die  mit  den  Waren  vor- 
genommen werden,  in  Betrieben  mit  gröfserem  Lager  auch  Krahnen, 
-Warenaufzüge  u.  dergL  mehr.  Alle  kaufmännischen  Betriebe  bedürfen 
auch  gewisser  Heiz-  und  Beleuchtungsvorrichtungen  u.  s.  w.  In  grofsen 
Betrieben  sind  dazu  vielfach  umfangreiche,  mit  mechanischen  Trieb- 
kräften durchgeführte  Anlagen  erforderlich. 

Deshalb  kann  es  nicht  auffallen,  dafs  die  Gewerbezählungen  auch  £  ' 
Motorenbetriebe  im  Handel  nachweisen. 

Die  deutsche  Gewerbezählung  von  1895  z.  B.  führt  6160  Motoren- 
betriebe1) im  Handel  an,  die  zusammen  52877  Pferdestärken  repräsen- 
tieren. Im  Durchschnitt  kommen  auf  1  Motorenbetrieb  8,6  Pferdestärken. 
Daraus  ergiebt  sich  sofort,  dafs  der  Handel  —  wie  ja  auch  selbstver- 
ständlich —  mit  viel  geringerem  Kraftbedarf  auskommt  als  die  gewerb- 
lichen Betriebe.  In  allen  von  der  Gewerbezählung  von  1895  ersichtlich 
gemachten  Gruppen  mit  Ausschlufs  der  Landwirschaft  und  Viehzucht, 
des  Handels,  der  Versicherung,  der  Verkehrsgewerbe  und  der  Beher- 
bergung und  Erquickung  waren  1895:  139687  Motorenbetriebe  (Haupt- 
und  Nebenbetriebe)  mit  3356538  Pferdestärken  vorhanden,  sodafs  auf 
jeden  Betrieb  24  Pferdestärken,  also  fast  dreimal  so  viel  wie  im  Handel 

1)  5550  Haupt-  und  610  Nebenbetriebe. 
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entfielen.  Im  Bergbau  und  Hüttenwesen  allein  kamen  sogar  557  Pferde- 
stärken auf  jeden  Motorenbetrieb. 

Im  eigentlichen  Warenhandel  ist  der  Kraftbedarf  noch  geringer. 
Hier  gab  es  1895  in  Deutschland  nur  2472  Motorenbetriebe  mit  11689 
Pferdestärken  oder  4,72  Pferdestärken  für  jeden  Motorenbetrieb.  Der 
Kraftbedarf  stellt  sich  im  Warenhandel  also  nur  auf  xjh  dessen,  was  bei 
gewerblichen  Motorenbetrieben  im  Durchschnitt  erforderlich  ist. 

Mit  dem  geringeren  Kraftbedarf  des  Warenhandels  hängt  es  zusammen, 
dafs  die  Dampfkraftmotoren  hier  weit  seltener  anzutreffen  sind  als  Gas- 
motoren, die  je  bis  zu  ganz  winzigen  Pferdestärken  gebracht  werden 
können.  Von  den  2472  Motorenbetrieben  des  deutschen  Warenhandels 
waren  1895:  1096  mit  Gaskraft  (4482  Pferdestärken)  und  nur  483  mit 
Dampfkraft  (5963  Pferdestärken)  ausgerüstet. 

Innerhalb  des  Warenhandels  kommen  Motorenbetriebe  in'allen  Zweigen 
vor;  selbst  im  Trödelhandel  wird  1  Motorenbetrieb  mit  10  Pferdestärken 
(Dampfkraft)  aufgeführt 

Den  Geldwert  der  Motorenanlagen  zu  berechnen  ist  leider  nicht 
möglich. 

Über  den  Gebäudebedarf  des  Handels  sind  allgemeine  Angaben 
nicht  zu  geben,  da  die  Statistik  diese  Dinge  nicht  genügend  klar  stellt 
Immerhin  läfst  sich  soviel  erkennen,  dafs  bei  den  nicht  zu  Wohnzwecken 
bestimmten  Neubauten  die  Bedürfnisse  des  Handels  eine  ansehnliche 
Rolle  spielen.  Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  waren  u.a. 
von  den  nicht  zu  Wohnzwecken  errichteten  Neubauten  1894  bestimmt  für 

Geschäfts- 
häuser *) 

0rt  einschl.  Ver- 

kaufsläden 

Aachen   — 

Altona   — 

Augsburg   I  * 

Barmen   12 

Bochum   31 

Bremen   — 

Breslau   — 

Dortmund   17 

Duisburg   24 

Erfurt   4 

Frankfurt  a.  M   8 

a.0   - 

Freiburg  i.  Br.  (1895)  .    .  1 

Halle  a.  S   8 

Hamburg   7 

1)  Ohne  Fabrikgebäude,  Werkstätten,  Stallgebäude,  Gastwirtschaften  und 
Hdtels  u.  s.  w. 
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Die  in  dieser  Übersicht  genannten  Geschäftshäuser  und  Lager- 
häuser u.  s.  w.  dienen  nicht  ausschlief slich,  aber  doch  —  soweit  sich 
erkennen  läfst  —  überwiegend  den  Bedürfnissen  des  Handels.  Die 
hierdurch  veranlafsten  Neubauten  machen  in  Duisburg,  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Karlsruhe,  Mainz,  Strafsburg  i.  E.,  Stuttgart  und  Wiesbaden 
über  die  Hälfte  aller  nicht  zu  Wohnzwecken  errichteten  Neubauten  aus, 
und  das  deutet  auf  einen  ansehnlichen  Umfang  des  Gebäudebedarfs  im 
Handel  hin. 

Der  mittelbare  Bedarf  des  Handels  an  den  Anlagen  und  Einrich- 
tungen der  grofsen  Transportmittel  läfst  sich  nicht  genau  berechnen. 
Ein  erheblicher  Teil  des  in  diesen  Verkehrsanlagen  steckenden  abnutz- 
baren Kapitals  mufs  aber  als  im  Dienste  des  Handels  thätig  anerkannt 
werden.  Am  meisten  gilt  das  von  der  Handelsflotte,  die  sich  für  die 
Welt  nach  dem  Jahrbuch  der  deutschen  Seeinteressen  „Nauticus"  belief 

1870/71  auf  2  793|Dampfer  0  und  16  042  Segler  2) 
1898/99    „  18  887       „  „      8  693  „ 

Der  Wert  dieser  Handelsflotte  wird  in  der  deutschen  Kolonialzeitung 
(1899,  No.  34)  auf  rund  5  Milliarden  Mark  geschätzt. 

Gegenüber  der  gewerblichen  Produktion  zeigt  der  Kaufmannshandel 
in  Bezug  auf  den  Kapitalbedarf  nach  dem  Gesagten  wichtige  Abweichungen. 
Auf  abnutzbares  Kapital  ist  er  viel  weniger  angewiesen,  und  auch  bei 
wichtigen  Teilen  des  verbrauchbaren  Kapitals  sind  die  Ansprüche  des 
Handels  geringer.  Damit  ist  freilich  noch  nicht  gesagt,  dafs  der  Kapital- 
bedarf des  Handels  im  ganzen  —  auf  den  üblichen  Ausdruck  des  Geldes 
umgerechnet  —  geringer  sein  mufs,  als  derjenige  der  gewerblichen 
Produktion. 

1)  Über  100  Registertons  netto.       2)  Über  50  Registertons  netto. 
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Über  diesen  Punkt  genauen  zahlenmäfsigen  Aufschluls  zu  bekommen, 
ist  zur  Zeit  nicht  möglich;  auch  hier  läfst  uns  die  Statistik  im  Stich. 
Aber  gewisse  Anhaltspunkte  lassen  sich  doch  gewinnen. 

Sowohl  bei  der  Produktion  als  auch  bei  dem  Warenvertrieb  haben 
zur  Zeit  schon  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in  nennens- 
wertem Umfange  eingesetzt.  Beide  zeigen  gegenüber  dem  durch  Gesell- 
schaften oder  durch  Private  durchgeführten  Handels-  und  Produktions- 
betrieb wichtige  Abweichungen.  Man  kann  deshalb  nicht  aus  dem 
Kapitalbedarf  der  Konsumvereine  ohne  weiteres  auf  den  sonstiger  Waren- 
vertriebsanstalten schliefsen  und  ebenso  nicht  von  dem  Bedarf  der  genossen- 
schaftlichen auf  den  der  sonstigen  Produktion.  Wohl  aber  ist  es  zulässig, 
den  Kapitalbedarf  der  Konsumvereine  und  sonstiger  genossenschaftlicher 
Warenvertriebsanstalten  mit  dem  Kapitalbedarf  der  Produktivgenossenschaf- 
ten zu  vergleichen.  Der  genossenschaftliche  Warenvertrieb  zeigt  ja  gegen- 
über dem  sonstigen  Waren  vertrieb  ähnliche  Abweichungen  wie  die  genossen- 
schaftliche Warenproduktion  gegenüber  der  sonstigen  Warenproduktion. 

Die  englische  Genossenschaftsstatistik  unterscheidet  nun  scharf 
zwischen  Distributiv-  und  Produktivgenossenschaften,  also  zwischen 
genossenschaftlichen  Warenvertriebs-  und  genossenschaftlichen  Waren- 
produktionsanstalten. Den  ersteren  werden  die  Konsumvereine  und  die 
Handelsabteilungen  der  Grof Seinkaufsgenossenschaften  zugeteilt,  den 
letzteren  die  Produktivgenossenschaften  und  die  Produktionsabteilungen 
der  Grofseinkaufsgenossenschaften. 

Im  Jahre  1895  betrug  bei  den  britischen 

Distributiv-  Produkt!  v- 

genoasenschaften  genossenschaften 
Pfd.  Sterl.  Pfd.  Sterl. 

das  eingezahlte  und  geliehene  Kapital  .    .    17  736  302  2  131  703 

der  Reservefonds .    .  ^  .    .    .    .    .    .      1070  938  68  867 

Zusammen    18  807  340  2  200  570 

die  Höhe  der  Verkäufe   47  809  341  4  146  652 

der  erzielte  Nettogewinn   5  204  496  180  052. 

Hiernach  verhält  sich  also  der  in  Geld  ausgedrückte  Kapitalbedarf 

bei  den  Distributiv-      bei  den  Produktiv- 
genossenschaften genossenschaften 

zur  Höhe  der  Verkäufe    ....    wie  100:254        wie  100:188 
zum  Nettogewinn  wie  100:  27,6      wie  100:  8,2. 

Der  Kapitalbedarf  ist  mithin  bei  den  Distributivgenossenschaften 
im  Vergleich  zu  den  Verkäufen  erheblich  geringer  als  bei  den  Produktiv- 
genossenschaften,  und  der  damit  zu  erzielende  Gewinn  ist  bei  jenen 
viel  gröfser  als  bei  diesen.  Die  Distributivgenossenschaften  schlagen  ihr 
Kapital  viel  rascher  um.  Um  100  Pfd.  Sterl.  umzusetzen,  brauchten  1895 
die  Produktivgenossenschaften  53,  die  Distributivgenossenschaften  nur 
39V3  Pfd.  Sterl. 
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Nimmt  man  nur  die  Zahlen  der  Grofseinkaufsgenossenschaften  für 
1895,  so  ergiebt  sich  folgendes: 

1.  Englische  Grof 8 einkau fs-  Handelsabteilung  Produktionsabteilung 
genossenschaf  t  Pfd.  Sterl.  Pfd.  Sterl. 

Kapital1)   1  155998  567613 

Reserven  .    .  .    .    .    .       365  967  — 

Zusammen      1  521  965  567613 

Verkäufe   10141  917  963  808 

Nettogewinn   192  766  29  028 

2.  Schottische  Grof seinkaufs- 
genossenschaf t 

Kapital1)  :        779  736  275  603 

Reserven   78  931  — 

Zusammen       858  667    ~ ~~~     275  603 

Verkäufe   3  449  462  606  700 

Nettogewinn   132  374  24  043 

Hiernach  verhält  sich  der  Kapitalbedarf  zu  den  Verkäufen 

Handels-  Produktions- 
abteilung abteilung 

a.  Engl.  Grolseinkaufsgen.  wie  100:666  wie  100:170 

b.  Schott.          „               „    100:402  „  100:220 

Der  erzielte  Nettogewinn  beträgt 

Handels-  Produktions- 
abteilung abteilung 
a.  Engl.  Grolseinkaufsgen.    12,6  Proz.  15,4  Proz.  des  ganzen  Kapitalbe- 
h.  Schott.         „                5,1    „  8,7    „        darfs  inkl.  Reserven. 

Nach  diesen  Zahlen  ist  der  Gewinn  bei  der  Produktionsabteilung 
gröfser,  aber  der  Umschlag  langsamer,  als  bei  der  Handelsabteilung. 
Um  100  Pfd.  Sterl.  umzusetzen,  brauchte  die  englische  Grofseinkaufs- 
genossenschaft  in  der  Produktionsabteilung  59,  in  der  Handelsabteilung 
nur  15  Pfd.  Sterl.  und  die  schottische  in  der  Produktionsabteilung  45  und 
in  der  Handelsabteilung  nur  25  Pfd.  Sterl. 

Die  Zahlen  sind  für  den  VVarenvertrieb  in  Bezug  auf  den  Kapital- 
bedarf gegenüber  den  Umsätzen  noch  günstiger  als  vorhin.  Das  dürfte 
darauf  zurückzuführen  sein,  dafs  die  Grofseinkaufsgenossenschaften  den 
genossenschaftlichen  Grofshandel  darstellen.  Bei  dem  genossenschaft- 
lichen Kleinhandel,  wie  er  in  den  Konsumvereinen  verkörpert  wird,  ist  der 
Kapitalbedarf  gröfser  und  der  Umsatz  langsamer,  aber  auch  der  Gewinn 
höher.  Bei  den  britischen  Konsumvereinen  (ohne  die  Grofseinkaufs- 
genossenschaften) betrug  1895 

das  eingezahlte  und  geliehene  Kapital  .    15  798  574  Pfd.  Sterl.  Verh&ltnis- 

die  Reserve  ._.  626  040    »      „  _ 

Zusammen    16  424  614  Pfd.  Sterl.  —  100 

die  Höhe  der  Verkäufe   34  140  768    „      „  «=208 

der  Nettogewinn   4  879  289    T      „  =30 

1)  Eingezahltes  und  geliehenes. 
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Für  je  100  Pfd.  Sterl.  Umsatz  stellte  sich  hiernach  im  genossenschaft- 
lichen Kleinhandel  der  Kapitalbedarf  auf  48  Pfd.  Sterl,  d.  h.  das  Anlage- 
und  Betriebskapital  kommt  fast  der  Hälfte  der  Umsätze  gleich  und  wird 
nur  etwa  zweimal  im  Jahre  umgeschlagen. 

Zum  Vergleich  seien  die  entsprechenden  Ziffern  für  die  deutschen 
Konsumvereine,  soweit  Berichte  vorliegen  (468  Vereine),  angeführt  1896 
stellte  sich  bei  diesen  Vereinen  der  Betrag 


Bei  diesen  deutschen  Konsumvereinen,  die  den  genossenschaftlichen 
Betrieb  des  Kleinhandels  —  zum  Teil  allerdings  in  Gestalt  von  Grofs-* 
betrieben  —  darstellen,  verhielt  sich  der  Kapitalbedarf  zum  Umsatz  wie 
100  zu  787  und  der  Nettogewinn  betrug  80  Proz.  des  ganzen  Kapital- 
bedarfs. Für  100  M.  Umsatz  waren  nur  12,7  M.  Kapital  erforderlich, 
d.  h.  das  Kapital  wurde  fast  8  Mal  umgeschlagen.  Dieser  Teil  des 
deutschen  Kleinhandels  —  denn  dazu  mufs  man  die  Konsumvereine 
thatsächlich  rechnen  —  zeigt  mithin  einen  sehr  geringen  Kapitalbedarf. 

Einen  gewissen  Anhalt  bietet  uns  auch  die  Aktienstatistik.  Nach 
der  Statistik  des  deutschen  Aktienwesens  für  1896,  die  ich  in  der  II.  Auf- 
lage des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaftenu  veröffentlicht  habe, 
gab  es  in  Deutschland  19  Konsumvereine  auf  Aktien,  die  an  eingezahltem 
Aktienkapital,  Anleihen  und  Reserven  5,88  Mill.  M.  aufwiesen;  im  Durch- 
schnitt entfielen  also  auf  jeden  Aktienkonsumverein  310000  M.  Anlage- 
und  Betriebskapital.  Dagegen  hatten  sämtliche  3181  Aktiengesellschaften, 
die  neben  den  Kredit-  und  Versicherungsgesellschaften  in  Deutschland 
bestanden,  an  eingezahltem  Aktienkapital,  Anleihen  und  Reserven 
6,35  Milliarden  M.  aufzuweisen.  Jede  dieser  Gesellschaften  hatte  also 
rund  2  Mill.  M.  Anlage-  und  Betriebskapital.  Da  diese  3181  Gesellschaften 
überwiegend  der  Produktion  dienen,  so  darf  man  in  den  angegebenen 
Zahlen  einen  Hinweis  darauf  erblicken,  dafs  der  Kleinhandel  auf  Aktien 
im  allgemeinen  geringeren  Kapitalbedarf  hat,  als  die  Produktion  auf 
Aktien.  Dem  Grofshandel  auf  Aktien  darf  man  die  7  Handelsgesell- 
schaften, Exportmusterlager  u.  s.  w.  zurechnen,  deren  gesamte  Anlage 
und  Betriebskapitalien  10,94  Mill.  M.,  im  Durchnitt  1,56  Mill.  M.  betrugen, 
also  auch  noch  weniger  als  im  Durchschnitt  aller  3181  oben  erwähnten 
Gesellschaften. 

Ausdrücklich  sei  aber  darauf  hingewiesen,  dafs  zur  vollen  Erkenntnis 
diese  Zahlen  über  die  Aktiengesellschaften  nicht  ausreichen.  Sie  lehren 
uns  nichts  über  das  Verhältnis  des  Kapitalbedarfs  zu  den  Umsätzen, 
sondern  nur,  dafs  die  durchschnittliche  Gröfse  des  Kapitalbedarfs  im 


der  Geschäftsanteile  auf  8,03  Mill.  M. 
der  Reserven  „    3,61    „  „ 


Zusammen  11,64  Mill.  M. 


des  Verkaufserlöses  auf  91,55 
des  Reingewinns       „  9,34 
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Handel  geringer  ist  als  bei  den  der  Produktion  dienenden  Gesellschaften. 
Bemerkenswert  ist,  dafs  der  Reingewinn  im  Vergleich  zum  eingezahlten 
Aktienkapital  beim  Handel  auf  Aktien  verhältnismäfsig  hoch  war. 
Während  bei  allen  Aktiengesellschaften,  die  nicht  zum  Kredit-  und  Ver- 
sicherungswesen zu  rechnen  sind,  der  Reingewinn  10,2  Proz.  des  einge- 
zahlten Aktienkapitals  betrug,  war  er  bei  den  Handelsgesellschaften 
(Grofshandel)  14,7  Proz.,  bei  den  Konsumvereinen  (Kleinhandel)  auf 
Aktien  33,7  Proz. 

Ahnliche  Unterschiede  in  der  Kapitalausrüstung  finden  sich  auch 
in  anderen  Ländern. 

In  Italien  gab  es  1895:  393  Konsumvereine  in  Form  der  „Kooperativ- 
gesellschaft" (societä  cooperativa  per  azione).  Dieselben  —  namentlich 
von  kleinen  Leuten  betrieben  —  dienen  dem  Kleinhandel  und  hatten 
4372000  Frs.  eingezahltes  Kapital,  also  durchschnittlich  11125  Frs.  Da- 
gegen hatten  die  428  eigentlichen  Aktiengesellschaften,  die  neben  den 
Kredit-  und  Versicherungsinstituten  bestanden,  1237  Mill.  Frs.  einge- 
zahltes Kapital,  d.  h.  durchschnittlich  2,9  Mill.  Frs. 

In  Rufsland  sind  —  ohne  Kredit-  und  Versicherungsinstitute  —  von 
1799—1881  gegründet 

Aktiengesellschaften  überhaupt  719  mit  1479,3  Mill.  Rnb.,  also  durchschnittlich 

2,1  Mill.  Rub., 

davon  Handelsgesellschaften  .    30    „       27,5    „      „  ,  also  durchschnittlich 

917  000  Rub. 

In  Belgien  bestanden  1895  —  ohne  Kredit-  und  Versicherungs- 
institute —  839  Aktiengesellschaften  mit  1593,8  Mill.  Frs.  Kapital,  also 
im  Durchschnitt  1,9  Mill.  Frs.  Die  darin  enthaltenen  41  Handelsgesell- 
schaften hatten  dagegen  nur  38,2  Mill.  Frs.,  also  im  Durschnitt  932000  Frs. 

In  Holland  gab  es  1895/96  —  ohne  Kredit-  und  Versicherungsin- 
stitute —  1526  Aktiengesellschaften  mit  einem  eingezahlten  Aktienkapital 
von  565,02  Mill.  Gld.,  also  im  Durchschnitt  370000  Gld.  Darunter  be- 
fanden sich  13  Handelsetablissements  mit  2,82  Mill.  Gld.,  also  durch- 
schnittlich 217000  Gld.  Hier  ist  der  Unterschied  nicht  so  grofs  wie  in 
anderen  Ländern,  weil  in  Holland  überhaupt  viele  kleine  Institute,  wie 
Beerdigungsgesellschaften,  Molkereibetriebe,  Bäckereien,  Garküchen  u.  s.  w. 
auf  Aktien  betrieben  werden,  wodurch  der  Gesamtdurchschnitt  herabge- 
drückt wird.  Die  in  der  holländischen  Statistik  aufgeführten  81  „Handels- 
gesellschaften" mit  77,97  Mill.  Gld.  eingezahltem  Aktienkapital  (durch- 
schnittlich 963000  Gld.)  sind  keine  eigentlichen  Handelsbetriebe,  sondern 
zumeist  Institute,  die  nach  Art  der  Cr6dits  mobiliers  alle  möglichen  Unter- 
nehmungen namentlich  in  den  überseeischen  Gebieten  betreiben.  Ihr 
verhältnismäfsig  hohes  Kapital  spricht  also  nicht  gegen  die  vorhin  auf- 
gestellte Behauptung,  dafs  die  dem  Handel  dienenden  Aktiengesellschaften 
durchschnittlich  relativ  kleine  Kapitalien  haben. 
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Leider  ist  es  nicht  möglich,  für  die  Einzelunternehmungen  einen 
solchen  Vergleich  anzustellen.  Aber  aus  dem  Ausgeführten  darf  man 
doch  unbedenklich  schliefsen,  dafs  der  gesamte  Kapitalbedarf  im  Kauf- 
mannshandel —  in  Geld  ausgedrückt  —  verhaltnismäfsig  geringer  ist 
als  in  gewerblichen  Unternehmungen. 

Innerhalb  des  Handels  selbst  bestehen  nun  freilich  wiederum  grofse 
Unterschiede  in  Bezug  auf  den  Kapitalbedarf  und  dessen  Verhältnis  zum 
Umsatz.  Die  Unterschiede  werden  zum  Teil  durch  den  Geschäftszweig 
bedingt  Je  mehr  der  Geschäftszweig  grofse  Lagerräume  oder  umfang- 
reiche Verkaufsräume,  grofses  Personal  u.  s.  w.  nötig  hat,  und  je  langsamer 
sich  bei  ihm  das  Kapital  umschlägt,  desto  gröfser  ist  der  Bedarf  an 
Anlage-  und  Betriebskapital.  Aber  auch  die  Betriebsform  ist  hierbei  von 
grofser  Wichtigkeit.  Zunächst  ist  der  Grofshandel  in  Bezug  auf  den 
Kapitalbedarf  gegenüber  den  Umsätzen  anders  gestellt  als  der  Klein- 
handel. Im  allgemeinen  vollzieht  sich  der  Umsatz  im  Kleinhandel  lang- 
samer als  im  Grofshandel.  Das  liefs  sich  auch  aus  den  oben  angestellten 
Berechnungen  über  die  englischen  Distributivgenossenschaften  erkennen. 
Während  100  Pfd.  St  Umsatz  bei  der  englischen  Grofseinkaufsgenossen- 
schaft  15  Pfd.  St  und  bei  der  schottischen  25  Pfd.  St  Anlage-  und 
Betriebskapital  erforderten  (in  den  Handelsabteilungen),  während  also 
im  genossenschaftlichen  Grofshandel  das  Kapital  über  6  bezw.  4  Mal 
im  Jahre  umgeschlagen  wurde,  bedurfte  es  dazu  bei  den  brit  Konsum- 
vereinen, also  im  genossenschaftlichen  Kleinhandel  eines  Kapitals  von 
43  Pfd.  St,  sodafs  das  Kapital  hier  nur  etwa  2  Mal  im  Jahre  umge- 
schlagen wird.  In  absoluten  Zahlen  ist  natürlich  der  Kapitalbedarf  im 
genossenschaftlichen  Kleinhandel  viel  geringer  als  im  genossenschaftlichen 
Grofshandel.  Eingezahltes  und  geliehenes  Kapital  und  Reserven  betrugen 
1895  bei  jenem  16424  614  Pfd.  St.,  also  bei  jedem  der  1439  Konsum- 
vereine 11414  Pfd.  St,  während  die  englische  Grofseinkaufsgenossen- 
schaft  in  der  Handelsabteilung  1,5  Mill.  und  die  schottische  0,86  MilL 
Pfd.  St  an  Kapitalkraft  aufwiesen. 

Die  Zahlen  der  genossenschaftlichen  Warenvertriebsanstalten  darf 
man  natürlich  nicht  ohne  weiteres  auf  die  sonstigen  Handelsbetriebe 
übertragen;  aber  eine  Bestätigung  dafür,  dafs  der  Kleinhandel  im  allge- 
meinen sein  Kapital  viel  langsamer  umschlägt  als  der  Grofshandel,  darf 
man  in  den  vorgeführten  Ziffern  doch  erblicken. 

Dafs  dabei  auch  von  Land  zu  Land  erhebliche  Unterschiede  be- 
stehen, zeigt  der  raschere  Umschlag  der  Konsumvereine  in  Deutschland, 
die  ja  fast  8  Mal  im  Jahre  ihr  Kapital  umschlagen. 

Im  Kleinhandel  selbst  zeigen  sich  ebenfalls  grofse  Unterschiede. 
Der  Kleinbetrieb  des  Detaillisten  mit  offenem  Laden  hat  relativ  mehr 
Kapital  nötig  als  der  Konsumverein,  der  viele  Spesen  ersparen  kann, 
und  setzt  es  viel  langsamer  um  als  dieser.   In  den  von  der  Handels- 
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kammer  zu  Hannover  herausgegebenen  und  auf  Veranlassung  von  Handels- 
kammern und  wirtschaftlichen  Vereinen  angestellten  Erhebungen  über 
„Die  Lage  des  Kleinhandels  in  Deutschland"  (Bd.  I,  Berlin  1899)  finden 
sich  einige  Angaben,  die  das  bestätigen.  Für  den  Eisenvvarenhandel  in 
Hannover-Linden  wird  dort  die  Kegel  aufgestellt  (S.  62),  dafs  das  An- 
lage- und  Betriebskapital  „in  einem  richtig  geleiteten  Geschäft,  welches 
einen  angemessenen  Ertrag  abwerfen  sollu,  mindestens  halb  so  grofs  wie 
der  jährliche  Umsatz  sein  mufs,  dafs  also  im  Durchschnitt  das  Anlage- 
und  Betriebskapital  zweimal  im  Jahre  umgeschlagen  werden  mufs.  Im 
einzelnen  mufs  bei  Artikeln  für  Handwerker  und  Bauunternehmer  das 
Kapital  zweimal,  bei  Haushaltungsgegenständen  dreimal  umschlagen 
werden.  Für  den  Kleinhandel  in  Königsee  bei  Schwarzburg  wird  (S.  84) 
festgestellt,  dafs  Anlage-  und  Betriebskapital  oft  dem  Jahresumsatz  gleich- 
kommen, d.  h.  nur  einmal  umschlagen  werden.  Für  den  Manufaktur- 
warenhandel in  Memel  wird  (S.  112)  angegeben,  dafs  das  Anlage-  und 
Betriebskapital  mindestens  V*  80  grofs  wie  der  jährliche  Umsatz  sein, 
also  mindestens  viermal  im  Jahre  umgeschlagen  werden  mufs,  wenn  das 
Geschäft  einen  angemessenen  Ertrag  abwerfen  soll.  Die  Verschiedenheit 
dieser  Sätze  beruht  zum  Teil  auf  der  Verschiedenheit  der  Geschäftszweige, 
zum  Teil  aber  auch  wohl  auf  örtlichen  Verhältnissen.  In  kleinen  Plätzen 
wird  oft  der  Umschlag  noch  langsamer  sein,  als  im  Kleinhandel  grofser 
Städte.  Im  ganzen  aber  ist  der  hier  als  wünschenswert  oder  als  that- 
sächlich  vorhanden  bezeichnete  Umsatz  viel  langsamer,  als  der  thatsäch- 
liche  Umschlag  der  Konsumvereine. 

In  den  erwähnten  Erhebungen  ist  auch  mehrmals  der  Versuch  gemacht 
worden,  das  Verhältnis  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  zu  dem  Ein- 
kommen und  zu  den  Einnahmen  festzustellen.  So  wird  für  die  Manufaktur- 
und  Modewarengeschäfte  in  Hameln  (S.  50)  angegeben,  dafs  zu  erzielen  sei 

bei  einem  Betriebskapital  von  eine  Einnahme  von 
20  000  M.  1800  M. 

40  000  „  2500  n 

60  000  „  3200  „ 

80  000   „  4000  „ 

100  000   „  4800  „ 

Für  den  Eisenwarenhandel  in  Hannover-Linden  wird  (S.  62)  folgende 
Skala  angegeben: 

Kapital  Einkommen 

unter  5  000  M.  unter  1  500  M. 

von  5  000—  50  000  „  1500—  6  000  „ 

50000—100000  „  6100—12000  „ 

100000—150000  „  12000  —  18000  „ 

Die  Ertragsverhältnisse  scheinen  hiernach  im  Eisenwarenhandel  zu 
Hannover-Linden  günstiger  zu  sein,  als  im  Manufaktur-  und  Modewaren- 
handel in  Hameln. 
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Im  ganzen  sind  die  Erträgnisse  aber  nur  gering;  auch  für  Hannover- 
Linden  kommt  man  bei  Kapitalien  von  50  000  M.  und  mehr  nur  auf 
12  Proz.  als  Einkommen.  Dem  gegenüber  erscheint  das  Einkommen  der 
Konsumvereine  sehr  viel  höher.  Nach  den  „Mitteilungen  aus  der  Ver- 
waltung der  direkten  Steuern  im  preufsischen  Staate"  sind  steuerpflichtige 
Konsumvereine  (mit  offenem  Laden  und  dem  Recht  einer  juristischen 
Person)  besteuert  gewesen  (innerhalb  der  Einkommensteuer): 

■j  i  v     *         Summe  der  eingezahlten  Steuerpflichtiges 

janr  vereine  Geschäftsanteile  Einkommen») 

1896  191  5363129  M.  2316743  M. 

1897  187  5  799  643  „  2  922  296  „ 

1898  190  6010875  „  3393537  „ 

1897  und  1898  macht  also  das  steuerpflichtige  Einkommen  mehr 
als  die  Hälfte  der  eingezahlten  Geschäftsanteile  aus,  1896  mehr  als  2/.5. 
Damit  kommen  sich  die  nicht  von  Genossenschaften  betriebenen  Klein- 
handelsunternehmungen nicht  messen,  weil  ihr  Umschlag  viel  langsamer 
und  ihre  Unkosten  gröfser  sind.  Namentlich  für  ihre  Verkaufslokale 
müssen  sie  sehr  viel  aufwenden,  da  sie  weitgehenden  Ansprüchen  der 
Konsumenten  in  Bezug  auf  Lage  und  Ausstattung  entsprechen  müssen. 
Auch  ihre  Personalkosten  sind  höher.  In  beiden  Beziehungen  kann  sich 
der  Konsumverein  in  sehr  engen  und  bescheidenen  Grenzen  bewegen. 
Überdies  werden  die  Zinsenverluste,  die  durch  langes  Kreditgeben  ent- 
stehen, bei  den  Konsumvereinen  meistens  erspart  Der  Kleinhändler 
mufs  unter  günstigen  Verhältnissen  20 — 30  Proz.,  unter  ungünstigen  Ver- 
hältnissen 60 — 70  Proz.,  unter  mittleren  Verhältnissen  50  Proz.  seines 
Bruttogewinnes  für  Unkosten  absetzen.  Die  von  der  Handelskammer  zu 
Hannover  veröffentlichten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des  Kleinhandels 
in  Deutschland"  geben  dafür  zahlreiche  Beläge.  Der  Anwalt  des  Ver- 
bandes der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  Dr.  Crüger  teilt  in 
dieser  Schrift  (S.  222)  folgendes  Beispiel  mit:  In  einem  Kleinhandels- 
geschäft werden  in  17  stündiger  Arbeitszeit  für  50  M.  Waren  umgesetzt 
Darauf  ruhen  an  Unkosten 

4     M.    für  Miete, 

1  »für  Beleuchtung, 
1,50  „     für  Lehrling, 

4      „     Lebensunterhalt  für  den  Prinzipal  und  seine  Frau, 

2  „     für  Kinder,  Schulgeld,  Steuern  u.  s.  w. 
Zusammen  12,50  M. 

Also  sind  25  Proz.  des  Umsatzes  für  Unkosten  anzusetzen.  Im 
konkurrierenden  Konsumverein  werden  50  M.  vielleicht  in  einer  halben 
Stunde  umgesetzt,  und  die  Unkosten  belaufen  sich  nur  auf  ca.  1,50  M. 

Das  ist  ein  einzelner  Fall;  aber  dafs  der  zersplitterte  Kleinhandels- 
betrieb durchschnittlich  mit  höheren  Unkosten  rechnen  mufs  als  der  kon- 

1)  Nach  dem  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre. 
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zentrierte  Betrieb  eines  Konsumvereins  mit  gröfserer  Mitgliederzahl,  läfst 
sich  nicht  in  Abrede  stellen,  und  auffallen  kann  es  deshalb  nicht,  dafs 
das  Kapital  der  Konsumvereine  im  Durchschnitt  ertragreicher  ist  als  das 
zwergbafter  Kleinhandlungen. 

Damit  ist  auch  hingedeutet  auf  eine  wichtige  Ursache,  welche  den 
Grofsbetrieben  des  Kleinhandels,  den  Grofsmagazinen  und  Warenhäusern, 
einen  Vorsprung  giebt.  Ihr  Kapitalbedarf  ist  grofs  —  das  Warenhaus 
Au  bon  Marche  in  Paris  hat  etwa  50  Mill.  Frs.  Kapital  — ,  aber  ihr  Um- 
satz ist  sehr  umfangreich  und  vollzieht  sich  rascher  als  in  den  zwerg- 
haften Kleinhandlungen,  und  ihre  Unkosten  sind  gegenüber  der  Masse  des 
Umsatzes  geringer.    1898  setzten  um: 


Siegel,  Cooper  &  Co.  in  Chicago  91  „ 

Marahall  Fleld  in  Chicago     .    .  80  „ 

Whiteley  in  London     ....  55  „ 

Wannamaker  in  Philadelphia.    .  35  „ 

Bloomingdale  in  New  York   .    .  30  „ 


In  Deutschland  war  der  Umsatz  des  gröfsten  Warenhauses  (Wert- 
heim in  Berlin)  1898:  30  Mill.  M.,  dagegen  1897:  24,  1896:  12,  1895: 
6  Mill.  M. 

Nach  allem  zeigt  die  Ertragsfähigkeit  des  Kapitals  und  der  Kapital- 
bedarf in  den  verschiedenen  Zweigen  und  Betriebsarten  des  Handels  sehr 
grofse  Unterschiede  derart,  dafs  der  Kleinbetrieb  des  selbständigen  Klein- 
handels im  allgemeinen  die  ungünstigsten  Verhältnisse  aufweist.  Die 
vorteilhafte  Wirkung  stärkerer  Kapitalzusammenziehung  tritt  eben  auch 
im  Handel  deutlich  zu  Tage. 

Der  Gewinn,  den  der  Kaufmann  aus  der  Verwendung  des  Kapitals 
und  aus  seiner  Arbeit  ziehen  kann,  hängt  hinsichtlich  seiner  relativen 
und  absoluten  Höhe  wesentlich  auch  davon  ab,  wie  die  wirtschaftlichen 
Machtverhältnisse  zwischen  dem  Handel  und  seinen  Abnehmern,  insbe- 
sondere der  Masse  der  Konsumenten  gestaltet  sind,  und  wie  sich  deshalb 
die  Preise,  die  zu  erzielen  sind,  den  Interessen  der  Kaufleute  oder  der 
Konsumenten  anpassen.  Die  Preislehre  hat  Lehr  in  dem  I.  Bande  dieses 
Handbuchs  („Grundbegriffe  und  Grundlagen  der  Volkswirtschaft",  Leipzig 
1893)  so  ausführlich  dargestellt,  dafs  hier  nur  darauf  verwiesen  werden 
kann.  Im  ganzen  haben  sich  bei  der  Preisbildung  im  Handel  die  Macht- 
verhältnisse zu  Ungunsten  der  Kaufleute  verschoben.  Heute  mufs,  wie 
auch  die  vorhergehenden  Zahlen  zeigen,  der  Kaufmann  sich  im  Verkehr 
der  Kulturländer  mit  einem  bescheidenen  Gewinn  begnügen.  Nur  aus- 
nahmsweise, sei  es  durch  besondere  Verschiebungen  der  natürlichen 
Marktverhältnisse,  die  vorübergehend  dem  Kaufmann  eine  Monopolstellung 
schaffen,  sei  es  durch  künstliche  Vergewaltigung  der  natürlichen  Ver- 
sorgung des  Marktes  im  Interesse  grofser  Spekulationen  (Corners,  Ringe, 

van  der  Bobght,  Handel.  9 


Au  bon  Marchs  in  Paris 
Louvre  in  Paris  .    .  . 


180  Mill.  Frs. 
H5    „  „ 
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Schwänze)  kann  ein  abnorm  hoher  Gewinn  innerhalb  des  civilisierten 
Verkehrs  erreicht  worden.  Anders  ist  es  im  Verkehr  mit  niedrig  stehenden 
Völkern.  Hier  gewinnt  der  Kaufmann  von  selbst  eine  Monopolstellung, 
die  ihm  besonders  hohe  Gewinne  ermöglicht  Es  wiederholt  sich  hier, 
was  den  Völkerhandel  früherer  Zeiten  charakterisiert  Jahrhunderte  hin- 
durch standen  die  dem  Handel  obliegenden  Völker  so  hoch  über  den 
Völkern  und  Nationen,  mit  denen  sie  Handel  trieben,  dafs  sie  ein  voll- 
ständiges Monopol  hatten  und  die  Preise  diktierten-  So  war  es  in  den 
Urzeiten  des  Handels,  so  auch  im  mittelalterlichen  Handelsverkehr  der 
Italiener  und  Hanseaten,  so  auch  im  Zeitalter  der  Entdeckungen  und  im 
Zeitalter  der  grofsen  monopolisierten  Handelskompagnien  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  Jos.  Kulischer,  der  kürzlich  in  „Conrads  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik"  (Sept.  1899)  die  Entwicklung  des 
Handelsgewinns  zum  Gegenstand  einer  sehr  lehrreichen  Untersuchung 
gemacht  hat,  stellt  zahlreiche  Beispiele  für  die  früheren  abnorm  hohen 
Handelsgewinne  zusammen.  Die  Spanier  z.  B.  machten  im  16.  Jahrh. 
im  Verkehr  nach  Amerika  oft  1 00 — 300,  ja  bis  400  Proz.  Gewinn.  Die 
Holländisch -Ostindische  Kompagnie  verkaufte  die  von  den  Molukken 
bezogenen  Gewürze  bereits  in  Malakka  mit  1000  Proz.  Gewinn.  Am 
Pfeffer  verdiente  sie  in  Holland  500  Proz.  Die  Englisch-Ostindische  Kom- 
pagnie erzielte  bei  ihren  8  ersten  Expeditionen  durchschnittlich  171  Proz. 
Gewinn.  Die  englische  Hudsonsbai-Gesellschaft  hat  nach  Koscher  den 
Wilden  im  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  mit  2000  Proz.  Gewinn  ver- 
kauft u.  s.  w. 

Je  mehr  die  einzelnen  Völker  selbst  zu  wirtschaftlicher  Leistungs- 
fähigkeit emporblühen,  desto  mehr  schwächen  sich  solche  Riesengewinne 
ab.  Dazu  kommt,  dafs  der  Handelsverkehr  sich  mehr  und  mehr  auch 
auf  die  Massenbedarfsartikel,  wie  sie  namentlich  von  der  Industrie  her- 
gestellt werden,  hat  werfen  müssen,  und  bei  diesen  ist  ein  Monopolgewinn 
viel  schwerer  zu  erreichen,  als  bei  Pfeffer,  Gewürzen  und  anderen  kost- 
baren, nur  den  Reichen  zugänglichen  Artikeln  des  früheren  Völkerhandels. 
Überdies  hat  sich  allgemein  im  Handel,  wie  schon  erwähnt,  die  Kon- 
kurrenz verschärft,  und  im  inneren  Verkehr  der  civilisierten  Länder  hat 
sich  auch  das  Interesse  der  Konsumenten  mehr  Geltung  verschafft  Der 
Preisaufschlag  hält  sich  deshalb  durchweg  in  engeren  Grenzen  als  sonst 
Dem  allgemeinen  Zuge  der  neueren  Entwicklung  zur  Herabminderung 
der  Kapitalgewinne  hat  sich  auch  der  Handelsgewinn  anschliefsen  müssen. 


Von  jeher  hat  im  Handel  der  Kredit  eine  bedeutende  Rolle  gespielt 
Das  frühe  Aufkommen  der  Wechsel  ist  ein  sprechender  Beweis  dafür. 
Aber  gerade  im  Handel  ist  der  Kreditverkehr  von  manchen  Schlacken 
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frei  geblieben,  die  ihm  in  anderen  Kreisen  anhaften.  Mit  der  zunehmenden 
Ansammlung  von  Kapital  hat,  wie  überall,  auch  im  Handel  der  Kredit 
an  Bedeutung  noch  wesentlich  gewonnen,  und  der  heutige  kaufmännische 
Verkehr  ist  reich  durchsetzt  mit  Kreditoperationen,  die  sich  stützen  auf 
die  grofse  Strenge  und  Gewissenhaftigkeit,  die  gerade  in  dieser  Beziehung 
den  Kaufmannsstand  im  ganzen  auszeichnet 

Der  Handel  bedient  sich  sowohl  des  Personal-  als  auch  des  Real- 
kredits. Im  Grofshandel  wie  im  Kleinhandel  nimmt  und  giebt  der  Kauf- 
mann in  zahlreichen  Fällen  Kredit,  der  sich  lediglich  auf  die  Kredit- 
fähigkeit und  vor  allem  auf  die  Kreditwürdigkeit  des  Kreditnehmers 
stützt  und  einer  sachlichen  Sicherstellung  entbehrt  Aber  in  vielen  anderen 
Fällen  benutzt  der  Handel  auch  die  Wertobjekte,  über  die  er  verfügt. 
Er  nimmt  Darlehen  gegen  Verpfändung  von  Edelmetallen,  von  Wert- 
papieren, von  Warenvorräten;  ein  wichtiger  Geschäftszweig  der  Banken, 
das  Lombardgeschäft,  gründet  sich  darauf,  und  seine  Handhabung  ist  in 
sinnreicher  Weise  erleichtert  durch  das  Warrantsystem,  welches  die  fest- 
lagernden Warenvorräte  durch  die  mit  dem  Verfügungsrecht  über  diese 
Vorräte  ausgestatteten  Lagerscheine  und  Lagerpfandscheine  ersetzt  und 
diese  als  Pfandobjekt  benutzt1). 

Überwiegend  erscheint  der  Kredit,  den  der  Kaufmann  in  der  einen 
oder  anderen  Form  nimmt,  als  kurzfristiger  Kredit  Das  hängt  wesent- 
lich mit  der  Thatsache  zusammen,  dafs  der  Handel  weniger  abnutzbares 
(stehendes)  als  verbrauchbares  (umlaufendes)  Kapital  nötig  hat.  Dadurch 
erhält  auch  sein  Kreditbedürfnis  die  Richtung  mehr  auf  Betriebskredit 
als  auf  Anlagekredit,  und  der  Betriebskredit  ist  naturgemäfs  auf  kürzere 
Fristen  eingeengt  — 

Die  übliche  Unterscheidung  des  Kredits  nach  seinem  Zwecke  in 
Produktions-  und  Konsumtionskredit  bedarf  im  Kaufmannshandel  einer  ge- 
wissen Erläuterung.  Hat  der  Handel  im  engeren  Sinne  auch  produktive 
Zwecke  und  meist  auch  produktive  Wirkungen,  will  er  also  durch  sein 
Eingreifen  die  Wertfähigkeit  der  Güter  erhöhen,  und  bringt  er  das  auch 
meist  fertig,  so  ist  doch  der  Weg,  den  er  dabei  einschlägt,  anders,  als 
in  der  Gütererzeugung.  Der  Kaufmannshandel  erzeugt  die  von  ihm  zu 
vertreibenden  Waren  nicht  selbst  —  der  Fabrik-  und  Handwerkshandel 
thut  das  freilich  — ,  sondern  er  giebt  sie  im  wesentlichen  so,  wie  er  sie 
aus  der  Hand  des  Produzenten  bekommen  hat,  ohne  einen  eigentlichen 
Verarbeitungsprozefs  weiter.  Er  leitet  gewissermafsen  die  Güterströme, 
die  von  den  Produzenten  ausgehen,  zunächst  in  ein  Sammelbecken,  um 
sie  dann  durch  zahlreiche  Kanäle  an  die  einzelnen  Bedarfspunkte  zu 
verteilen.    Seine  Arbeit  läuft  anf  ein  Konzentrieren  und  ein  späteres 

1)  In  dem  Bande  dieses  Handbuchs,  der  das  Geld-,  Kredit-  und  Bankwesen 
behandelt,  sind  die  Einzelheiten  über  das  Warrantsystem  und  das  Lombardgeschäft 
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Decentralisieren  der  von  den  Sachgüterproduzenten  hergestellten  Bedarfs- 
gegenstände hinaus.  Soweit  der  Kaufmannshandel  für  diese  Zwecke 
den  Kredit  heranzieht,  thut  er  dasselbe,  was  der  Sachgüterproduzent 
beim  „Produktionskredit"  thut.  Auf  beiden  Seiten  soll  der  Kredit  die 
ihrer  Tendenz  nach  produktive  Arbeit  leistungsfähiger  machen.  Hielte 
sich  jeder  bei  dem  Wort  „Produktionskredit"  das  Wesen  der  Produktion 
vor  Augen,  so  könnte  dieser  Teil  des  vom  Handel  benutzten  Kredits 
anstandslos  als  Produktionskredit  bezeichnet  werden.  Bei  der  Biegsam- 
keit des  täglichen  Sprachgebrauchs  bezeichnet  man  aber  den  in  Rede 
stehenden  Teil  des  Kredits  besser  als  „Kredit  für  geschäftliche  Bedürf- 
nisse". Solchen  Kredit  nimmt  der  Kaufmann  in  Anspruch,  wenn  er 
Warenvorräte  oder  Wertpapiere  im  Wege  des  Lombardgeschäfts  beleiht, 
wenn  er  Wechsel,  die  seinem  geschäftlichen  Verkehr  entspringen,  dis- 
kontieren läfst,  wenn  er  beim  Einkauf  von  den  Produktionsstätten  oder 
von  Grofshandlungen  für  die  Zahlung  des  Preises  der  Ware  eine  gewisse 
Frist,  ein  „Ziel"  bedingt  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich  um  Befriedigung 
von  Kreditbedürfnissen,  die  aus  dem  Geschäftsbetriebe  unmittelbar  her- 
vorgehen. Ein  Teil  der  Kaufleute  namentlich  im  Grofshandel  nimmt 
nicht  nur,  sondern  giebt  auch  „Kredit  für  geschäftliche  Bedürfnisse", 
die  dann  natürlich  nicht  seine  eigenen,  sondern  die  anderer  sind.  Das 
ist  der  Fall,  wenn  der  Grofshändler  dem  Produzenten,  dem  er  Rohstoffe 
liefert,  oder  dem  kleineren  Kaufmann,  dem  er  Waren  zuführt,  eine  ge- 
wisse Zahlungsfrist  gewährt.  Die  Kreditnehmer  gebrauchen  diese  Zahlungs- 
frist in  ihrem  geschäftlichen,  nicht  in  ihrem  persönlichen  Interesse. 

Dem  Kredit  für  „geschäftliche  Bedürfnisse"  steht  gegenüber  der 
„Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse",  der  dem  entspricht,  was  gewöhn- 
lich als  „Konsumtionskredit"  bezeichnet  wird.  Dieser  Kredit  spielt  im 
Handelsverkehr  insofern  eine  grofse  Rolle,  als  auch  dem  eigentlichen 
Konsumenten  beim  Bezüge  seiner  Bedarfsgegenstände  vielfach  eine  längere 
Zahlungsfrist  gewährt  wird. 

Es  ist  üblich,  den  Produktionskredit  schlechthin  als  nützlich  zu  be- 
zeichnen, weil  er  das  Kapital  seiner  eigentlichen  Bestimmung,  dem  Dienst 
für  die  Produktion,  zuführt,  und  den  Konsumtionskredit  schlechthin  als 
schädlich,  weil  er  das  Kapital  dieser  seiner  eigentlichen  Bestimmung 
entfremdet  Von  diesem  Standpunkt  aus  würde  man  auch  im  Handel 
den  Kredit  für  geschäftliche  Bedürfnisse  schlechthin  als  nützlich  und  den 
Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  als  schädlich  bezeichnen  müssen. 
Allein  in  dieser  Schärfe  ist  das  Urteil  m.  E.  nicht  aufrecht  zu  er- 
halten. Nicht  aller  Produktionskredit  und  nicht  aller  Kredit  für  geschäft- 
liche Bedürfnisse  wirkt  nützlich ;  er  kann  auch  einer  ungesunden  Bildung 
und  Erweiterung  der  Produktions-  und  Handelsbetriebe,  einem  Eindringen 
unzulänglich  geschulter  Elemente,  einem  Überleiten  der  Kapitalkraft 
in  Bahnen,  die  den  Verhältnissen  des  Landes  nicht  entsprechen,  Vor- 
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schub  leisten.  Auf  der  anderen  Seite  ist  nicht  aller  Konsumtionskredit 
oder  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  schädlich  vom  Standpunkt  der 
Volkswirtschaft  aus.  Er  kann  auch  dazu  dienen,  durch  Erhaltung  oder 
Erleichterung  der  Entwicklung  und  Bethätigung  von  Existenzen  mittel- 
bar der  Produktion  Vorteil  zu  bringen.  Man  darf  sich  in  solchen  Dingen 
eben  nicht  einfach  durch  den  Reiz  scharfer  Antithesen  verleiten  lassen, 
von  den  praktischen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  abzusehen.  Richtig 
ist  nur,  dafs  in  der  Regel  der  Kredit  für  geschäftliche  Bedürfnisse  mehr 
Vorteile  als  Nachteile  und  der  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  mehr 
Nachteile  als  Vorteile  für  die  Volkswirtschaft  hat,  dafs  die  Gefahren,  die 
mit  dem  Kredit  verbunden  sein  können,  bei  letzterem  schärfer  hervor- 
treten, als  bei  ersterem. 

Der  Kredit  für  geschäftliche  Bedürfnisse  spielt  im  Grofshandel  die 
Hauptrolle;  der  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  tritt  hier  ganz  in  den 
Hintergrund,  weil  ein  unmittelbarer  Verkehr  mit  dem  eigentlichen  Kon- 
sumenten nicht  stattfindet  Im  Kleinhandel  dagegen  ist  gerade  der  Kredit 
für  persönliche  Bedürfnisse  von  besonderer  Bedeutung;  aber  der  Klein- 
handel nimmt  auch  in  erheblichem  Umfang  den  Kredit  für  geschäftliche 
Bedürfnisse  in  Anspruch. 

Der  Grofshandel  befriedigt  sein  eigenes  Kreditbedürfnis  zum  Teil 
durch  unmittelbare  Entnahme  von  Kapitalien  aus  den  Banken,  d.  h.  aus 
Organen  des  Kreditverkehrs,  die  sich  ausschlief slich  der  Kreditvermitt- 
lung widmen  und  dadurch  einen  wichtigen  Teil  der  früher  mit  dem 
Handel  unmittelbar  verknüpften  Kreditoperationen  zu  einem  selbständigen 
Gewerbezweige  entwickelt  haben.  Dieser. Kredit  kleidet  sich  sehr  oft  in 
die  Form  des  Lombardgeschäftes  und  des  Wechseldiskontierens;  aber  auch 
reiner  Bankierkredit  wird  wegen  der  zunehmenden  Verbreitung  ständiger 
Geschäftsverbindungen  mit  Banken  in  erheblichem  Umfange  benutzt. 
Soweit  das  Kreditbedürfnis  durch  unmittelbare  Entnahme  aus  den  Banken 
befriedigt  wird,  kann  zwischen  Produzenten  und  Grofshandel  der  Ver- 
kehr auf  die  Basis  der  Barzahlung  gestellt  werden,  d.  h.  der  Grofs- 
händler  braucht  beim  Warenbezüge  seinen  Kredit  beim  Produzenten 
nicht  in  Anspruch  zu  nehmen;  [das  Eingreifen  der  Bank  hat  das  ent- 
behrlich gemacht. 

Ein  anderer  Teil  des  Kreditbedürfnisses  des  Grofshandels  wird  da- 
durch befriedigt,  dafs  der  Produzent  dem  Grofshändler  beim  Waren- 
bezüge eine  Kreditfrist  einräumt,  was  dann  häufig  zur  Anwendung  voij 
Wechseln  und  zu  deren  Diskontierung  führt,  also  wiederum  die  Bank- 
thätigkeit  in  Anspruch  nimmt  Aber  in  diesem  Falle  dient  die  Bankthätig- 
keit  nicht  dazu,  unmittelbare  Kreditbeziehungen  zwischen  Produzenten 
und  Grofshändlern  zu  vermeiden,  sondern  hat  die  Aufgabe,  die  Forderungs- 
rechte, die  sich  aus  diesen  unmittelbaren  Kreditbeziehungen  zwischen  Pro- 
duzent und  Grofshändler  ergeben,  rascher  zur  Verwirklichung  zu  bringen. 
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Je  mehr  von  vornherein  die  Banken  behufs  Vermeidung  unmittel- 
barer Kreditbeziehungen  zwischen  Produzenten  und  Grofshändler  in  An- 
spruch genommen  werden,  desto  mehr  schiebt  sich  im  Verkehr  zwischen 
diesen  Parteien  selbst  die  Barzahlung  in  den  Vordergrund,  aber  die  Ver- 
wertung des  Kredites  für  geschäftliche  Bedürfnisse  an  sich  nimmt  dabei 
zu.  Im  ganzen  ist  das  der  Zug  der  neuen  Entwicklung. 

Im  Grofshandel  herrschen  im  allgemeinen  gesunde  Kreditverhältnisse. 
Nur  selten  werden  hier  Klagen  laut  Freilich  sind  die  Zustände  nicht 
in  allen  Ländern  und  auch  nicht  zu  allen  Zeiten  dieselben.  Der  Kredit- 
verkehr bedarf  immer  des  Rückhaltes  geordneter  Rechtszustände  und 
sicherer  Rechtspflege.  Daran  fehlt  es  in  manchen  Ländern,  und  im  Ver- 
kehr mit  diesen  mufs  denn  auch  bei  der  Kreditgewährung  Vorsicht  geübt 
werden.  Die  zeitlichen  Unterschiede  hängen  vorzugsweise  mit  dem  zeit- 
weiligen ungesunden  Anwachsen  der  Spekulation  zusammen.  Der  speku- 
lative Verkehr,  wie  er  sich  namentlich  im  Terminhandel  konzentriert,  ist 
ständig  mit  Kreditbeziehungen  durchwachsen.  Wird  dieser  Verkehr 
krankhaft  überspannt,  so  wird  auch  dem  Kreditverkehr  im  Grofshandel 
leicht  ein  ungesunder  Charakter  angeheftet,  der  sich  namentlich  in  der 
übertriebenen  Masse  der  Diskont-  und  Lombardansprüche  an  die  Banken 
und  in  der  geringeren  Qualität  der  im  Lombardverkehr  als  Pfand  an- 
gebotenen Wertpapiere  äufsert. 

Der  Kleinhandel  nimmt  Kredit  für  geschäftliche  Bedürfnisse  beim 
Einkauf  seiner  Warenvorräte  —  entweder  bei  Produzenten  oder  bei 
Grofshändlern  —  in  Anspruch.  Der  Anlafs  dazu  liegt  weniger  in 
schlechten  Gewohnheiten  als  in  der  geringen  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit eines  grofsen  Teiles  der  Kleinhändler.  Allerdings  kommen 
ihnen  die  Fabrikanten  und  Grofshändler  da,  wo  starke  Konkurrenz  um 
den  Absatz  herrscht,  oft  sehr  weit  und  sehr  gern  entgegen.  Als  die 
übliche  Kreditfrist,  die  dem  Kleinhändler  beim  Wareneinkauf  gewährt 
wird,  darf  man  3  Monate  ansehen.  Nach  den  von  der  Handelskammer 
zu  Hannover  1899  veröffentlichten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des 
Kleinhandels  in  Deutschland"  ist  das  dreimonatliche  Ziel  bei  dem  Einkauf 
der  meisten  Kolonialwaren,  Eisenwaren,  Haus-  und  Küchenartikel,  Manu- 
fakturwaren u.  s.  w.  üblich.  Nur  vereinzelt  wird  ein  kürzeres  Ziel  als 
gebräuchlich  bezeichnet;  so  haben  z.  B.  die  Elberfelder  Grossisten,  wie 
aus  Barmen  für  die  Manufakturwarengeschäfte  berichtet  wird,  ein  kurzes 
Ziel  von  30  Tagen  durchgeführt  Mit  diesem  kurzen  Ziel  kaufen  auch 
vielfach  besser  gestellte  Kleinhändler  in  den  verschiedensten  Geschäfts- 
zweigen ein,  wenn  sie  es  nicht  vorziehen,  gegen  bar  zu  kaufen.  Sie 
erreichen  mit  dem  kurzen  Ziel  eine  Verbilligung,  zum  Teil  dadurch,  dafs 
sie  Vorzugspreise  bewilligt  erhalten,  meist  aber  dadurch,  dafs  ihnen  ein 
Sconto  bewilligt  wird,  dessen  Höhe  vielfach  mit  2  Proz.  angegeben,  aber 
nicht  überall  gleich  ist   Bei  der  Höhe  des  Scontos  spielt  auch  die  Art 
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der  Waren  mit  hinein.  Bei  Waren,  die  wertvoll  sind  und  wenig  begehrt 
werden,  hat  der  Produzent  oder  Grossist  ein  Interesse  daran,  ihre  Ein- 
führung durch  günstige  Einkaufsbedingungen  zu  erleichtern.  Daher  ist 
hier  der  Scontosatz  oft  höher  als  bei  viel  gebrauchten  Massenartikeln.. 
Die  Mehrzahl  der  Kleinhändler  macht  sich  aber,  wie  gesagt,  diese  Er- 
leichterung nicht  nutzbar  und  bleibt  bei  dem  üblichen  Dreimonats-Ziel.  Ja 
es  giebt  einzelne  Artikel,  bei  denen  ein  noch  längeres  Ziel  den  Klein- 
händlern gewährt  zu  werden  pflegt.  Für  Cigarren  z.  B.  wird  den  Klein- 
händlern in  Königsee  (Schwarzb.),  Posen,  Bawitsch  auf  6  Monate,  in 
Wreschen  bis  zu  1  Jahr,  in  Heidelberg  3 — 6  Monate,  in  Ostrowo  über 
3  Monate  Ziel  gegeben.  Sechs  Monate  Ziel  werden  auch  bei  Wein-  und 
Spirituosenbezügen  der  Kleinhändler  in  und  bei  Posen  als  üblich  bezeichnet. 

Das  deutet  darauf  hin,  dafs  bei  gewissen  Artikeln  der  Grofshändler  oder 
Produzent  den  Kleinhändlern  den  Einkauf  glaubt  besonders  erleichtern 
zu  müssen.  Ähnliche  Erwägungen,  wie  sie  beim  Sconto  erwähnt  sind, 
weiterhin  auch  starke  Konkurrenz  im  Angebot  mögen  dabei  mitsprechen. 

Auf  der  anderen  Seite  giebt  es  Artikel,  bei  deren  Ankauf  dem 
Kleinhändler  nur  eine  kürzere  oder  gar  keine  Kreditfrist  gewährt  wird. 
Petroleum  wird  nach  verschiedenen  Berichten  gegen  bar  oder  gegen 
Accept  oder  mit  1  Monat  Ziel,  Spiritus  gegen  bar  oder  mit  10 — 30  Tagen 
Ziel,  Mehl  und  Zucker  gegen  bar  oder  Accept  eingekauft.  Man  darf 
wohl  annehmen,  dafs  hier  der  engere  Zusammenschlufs  der  Produzenten 
oder  Grofshändler  wirksam  genug  gewesen  ist,  um  solche,  ihnen  wesent- 
lich günstigere  Verkaufsbedingungen  durchzusetzen. 

Der  Kredit  für  geschäftliche  Zwecke,  wie  ihn  der  Grofs-  und  Klein- 
handel hiernach  benutzen,  wirkt  nicht  ganz  gleichartig.  Der  durch 
Lombardieren  und  Diskontieren  dem  Grofshandel  gewährte  Kredit  dient 
namentlich  dazu ,  die  Ausnutzung  günstiger  Konjunkturen  und  die  dazu 
wünschenswerte  Verstärkung  oder  Ergänzung  der  geschäftlichen  Thätig- 
keit  zu  erleichtern.  Er  führt  dem  Grofshandel  dadurch  wichtige  Gewinne 
zu,  die  allerdings  einen  deutlichen  spekulativen  Beisatz  haben.  Darin 
liegt  auch  die  Gefahr,  mit  der  bei  diesem  Kredit  zu  rechnen  ist;  er 
kann  in  spekulativ  erregten  Zeiten  leicht  ungesunden  Operationen  dienstbar 
gemacht  werden.  Zum  Teil  kann  auch  der  reine  Bankierkredit,  der  ohne 
sachliches  Unterpfand  gegeben  wird,  zu  denselben  Zwecken  benutzt 
werden.  Sehr  häufig  dient  er  aber  auch  dazu,  eine  glatte  Erfüllung 
laufender  Verbindlichkeiten  zu  ermöglichen. 

Der  Kredit,  der  dem  Grofs-  und  Kleinhändler  beim  Wareneinkauf 
gewährt  wird,  verringert  den  Bedarf  an  eigenem  Kapital  des  Unter- 
nehmers und  erleichtert  das  Aufkommen  junger,  noch  nicht  kapital- 
kräftiger Unternehmungen.  Aber  oft  genug  wird  er  gefährlich.  Er  er- 
leichtert es  auch,  mit  ganz  unzulänglichen  Mitteln  und  Kenntnissen  neue 
Handelsbetriebe  zu  eröffnen,  und  einer  Überfüllung  des  Geschäftszweiges 
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leistet  namentlich  diese  Art  des  Kredits  Vorschub.  Auch  für  den  betr. 
Kreditnehmer  können  ungünstige  Wirkungen  eintreten.  Er  kann  schliefs- 
lich  dadurch  in  Abhängigkeit  von  seinen  Lieferanten  geraten  und  so 
.sehr  an  wirtschaftlicher  Widerstandsfähigkeit  verlieren,  dafs  er  sich  auch 
minder  gute  Waren  gefallen  lassen  mufs. 

Der  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  wird,  wie  erwähnt,  vom 
Kleinhandel  oft  den  Konsumenten  gewährt  Man  spricht  in  solchen 
Fällen,  wenn  das  Kreditieren  des  täglichen  Bedarfs  weit  verbreitet  ist, 
von  „Borgsystem"  und  will  mit  diesem  Wort  die  ganze  Erscheinung  von 
vornherein  als  etwas  Nachteiliges  bezeichnen,  was  freilich  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zutreffend  ist. 

Veranlafst  wird  dies  System  zum  Teil  durch  die  Unzulänglichkeit 
der  Mittel  der  Konsumenten  gegenüber  ihrem  Bedarf.  Der  „Bedarf"  ist 
aber  dabei  durch  subjektive  Eigentümlichkeiten  stark  beeinflufst  In 
den  meisten  Fällen  ist  die  Unzulänglichkeit  der  Mittel  nicht  so  zu  ver- 
stehen, dafs  mit  den  verfügbaren  Mitteln  überhaupt  nicht  die  physische 
Existenz  erhalten  werden  kann.  Eine  solche  absolute  Unzulänglichkeit 
der  verfügbaren  Mittel  führt  den  Beteiligten  nur  selten  und  vorübergehend 
in  das  eigentliche  „Borgsystem",  sondern  in  den  Fürsorgekreis  der 
Armenpflege.  Die  Benutzung  des  Kredits  für  persönliche  Bedürfnisse 
erfolgt  vielmehr  auf  Grund  einer  relativen  Unzulänglichkeit  der  Mittel 
gegenüber  dem  durch  irgend  welche  Umstände  gesteigerten  Bedarf.  Die 
Mehrzahl  der  Konsumenten,  die  davon  Gebrauch  macht,  ist  an  sich 
durchaus  in  der  Lage,  [ihren  notwendigen  Bedarf  zu  decken;  aber  die 
Anstands-  und  Luxusbedürfnisse  sind  unter  dem  Einflufs  der  Gesellschafts- 
sphäre, in  der  sich  das  Leben  vollzieht,  oft  so  gesteigert,  dafs  im  ganzen 
das  richtige  Gleichgewicht  fehlt  oder  doch  nicht  in  jedem  Augenblick 
aufrecht  erhalten  werden  kann.  Wo  die  Einnahmen  nur  stofsweise  zu- 
fliefsen,  wo  die  Aufsenstände  nicht  pünktlich  eingehen,  da  kann  sich 
leicht  vorrübergehend  ein  MifsverhäJtnis  zwischen  verfügbaren  Mitteln 
und  Bedarf  einstellen,  sofern  unter  dem  Zwang  der  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  die  Lebenshaltung  auf  der  bisherigen  Höhe  aufrecht  erhalten 
werden  mufs.  Dasselbe  kann  eintreten,  wenn  gröfsere  Anschaffungen 
nötig  werden,  wenn  durch  Krankheiten,  durch  Unglücksfälle,  durch  un- 
erwartete Ausgaben  z.  B.  für  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder 
besondere  Anforderungen  an  die  Mittel  gestellt  werden,  Anforderungen, 
die  nur  durch  Verteilung  der  Ausgabe  auf  längere  Perioden  befriedigt 
werden  können.  In  solchen  Fällen  braucht  die  Wirtschaftsführung  des 
Betreffenden  durchaus  nicht  unsolide  zu  sein;  oft  genug  sind  es  vor- 
sichtige und  ihre  Zahlungsfähigkeit  richtig  abschätzende  Personen,  die 
sich  mit  Hilfe  des  Kredits  für  persönliche  Bedürfnisse  die  entstandenen 
gröfseren  Ausgaben  auf  längere  Zeit  verteilen  und  sich  dadurch  den  für 
sie  zweckmäfsigsten  Weg  der  Zahlung  suchen. 
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In  anderen  Fällen  sind  Rücksichten  der  Bequemlichkeit  mafsgebend. 
Es  ist  oft  lästig,  regelmäßige  kleine  Bezüge  stets  sofort  zu  bezahlen. 
Man  läfst  sie  lieber  für  eine  gewisse  Periode  anstehen,  um  sie  dann  am 
Schlufs  der  betr.  Periode  zu  begleichen.  Gerade  diesen  Bequemlichkeits- 
rticksichten  leisten  die  Kaufleute  selbst  sehr  oft  Verschub.  Werden  die 
Zahlungsperioden  regelmäfsig  inne  gehalten,  so  erwächst  dem  Kaufmann 
dadurch  kein  Verlust,  und  auf  der  anderen  Seite  sichert  er  sich  dadurch 
eine  feste  Kundschaft,  deren  Bedarf  er  allmählich  abschätzen  lernt  und 
deshalb  bei  seinen  Operationen  als  sicheren  Faktor  mit  einstellen  kann. 

Die  Kaufleute  veranlassen  auch  noch  in  anderer  Weise  die  Benutzung 
dieser  Form  des  Kredits;  [es  kommt  oft,  in  manchen  Städten  sogar  ge- 
wohnheitsmäfsig  und  allgemein  vor,'  daf s  der  Kleinhändler  bei  Barzahlung 
keinen  Rabatt  gewährt.  Er  nimmt  also  —  anders  ausgedrückt  —  vom 
Barkäufer  dieselben  Preise  wie  vom  Kreditkäufer.  Das  läuft  praktisch 
darauf  hinaus,  dafs  alle  Käufer  Kreditpreise  geben  müssen,  weil  der 
Kaufmann  seine  Preisstellung  so  einrichtet,  dafs  der  Zinsverlust,  der  bei 
der  durchschnittlichen  Kreditfrist  eintritt,  mit  gedeckt  ist  In  einer  Stadt, 
in  der  dies  Verfahren  allgemein  üblich  ist,  kann  der  Kleinhändler  auch 
durchsetzen,  dafs  allgemein  die  Kreditpreise  gezahlt  werden.  Der  Käufer, 
der  unter  solchen  Umständen  bar  bezahlt,  hat  gegenüber  dem  Kredit- 
käufer keinen  Vorteil;  im  Gegenteil,  er  verliert  durch  die  sofortige  Bar- 
zahlung die  Zinsen  des  Kaufpreises,  die  der  Kreditkäufer  gewinnt.  Daher 
gehen  viele  durchaus  zahlungsfähige  Leute  in  solchen  Fällen  dazu  über, 
die  übliche  Kreditfrist  zu  benutzen,  um  während  dieser  Zeit  die  betr. 
Gelder  nutzbar  machen  zu  können.  Vom  Standpunkt  des  einzelnen 
Käufers  aus  ist  das  keineswegs  unwirtschaftlich,  sofern  er  nach  Ablauf 
der  üblichen  Kreditfrist  auch  regelmäfsig  bezahlt,  wenn  es  auch  im 
Gesamtinteresse  wünschenswert  wäre,  da,  wo  die  Fähigkeit  zur  sofortigen 
Barzahlung  besteht,  die  Inanspruchnahme  des  Kredits  zu  unterlassen. 

In  vielen  Fällen  —  ob  in  den  meisten,  wage  ich  nicht  zu  ent- 
scheiden —  ist  freilich  die  Ursache  zur  Inanspruchnahme  des  Kredits 
für  persönliche  Bedürfnisse  in  leichtsinniger  und  gewohnheitsmäfsiger 
Überschreitung  der  durch  die  Einnahmen  gezogenen  Schranken  zu  suchen. 
Viele  Leute  leben  über  ihre  Verhältnisse  und  können  das  nur,  weil  ihnen 
der  dazu  nötige  Kredit  nicht  fehlt. 

Die  Verbreitung  des  Kreditgebens  an  die  Konsumenten  ist  durch 
mancherlei  Verhältnisse  beeinflufst.  Art  und  Preislage  der  Bedarfsartikel 
spielt  hier  gewifs  eine  Rolle.  Am  leichtesten  entwickelt  sich  die  regel- 
mäfsige  Inanspruchnahme  des  Kredits  mit  regelmäfsiger  Innehaltung  der 
Zahlungsfristen  bei  den  Artikeln,  die  man  täglich  in  kleinen  Mengen 
braucht  und  bezieht.  Die  Milch,  die  der  Bauer,  die  Brötchen,  die  der 
Bäcker  jeden  Morgen  ins  Haus  schickt,  bezahlt  man  in  sehr  vielen 
Fällen  in  bestimmten  Perioden.   Auch  bei  Kolonialwaren,  und  Fleisch 
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entwickelt  sich  dasselbe  Verfahren  leicht,  wenn  man  ständig  von  dem- 
selben Kaufmann  bezieht  Artikel,  die  man  nur  selten  braucht,  und  mit 
denen  eine  sehr  fühlbare  Ausgabe  nicht  verbunden  ist,  und  für  die  man 
sich  bald  an  diesen,  bald  an  jenen  Kaufmann  wendet,  nimmt  man  meist 
auf  Barzahlung.  Wenn  der  gewöhnliche  Haushalt  einmal  einen  Hammer 
oder  Nägel  oder  ein  Paar  Riemen  oder  eine  Flasche  Tinte  braucht  und 
dergl.,  so  wird  er  in  den  allermeisten  Fällen  dafür  den  Kredit  nicht  in 
Anspruch  nehmen.  Selten  gebrauchte  Artikel,  deren  Anschaffung  mit 
bedeutenden  Ausgaben  verknüpft  ist,  werden  aber  wieder  oft  auf  Kredit 
genommen,  um  die  Anschaffungskosten  besser  zeitlich  zu  verteilen, 
namentlich  dann,  wenn  die  Notwendigkeit  der  Beschaffung  nicht  vor- 
herzusehen war,  der  Käufer  sich  also  nicht  darauf  einrichten  konnte. 

Auch  örtliche  Verschiedenheiten  machen  sich  geltend.  In  einer 
grofsen  Stadt,  in  der  man  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Käufer  nicht 
übersehen  kann,  pflegt  der  Kaufmann  miXstrauisch  zu  sein  und  giebt 
nicht  gern  Kredit,  wenn  er  nicht  durch  lange  Beziehungen  dem  Kunden 
näher  getreten  ist  In  kleineren  Orten,  in  denen  der  Kaufmann  die  Ver- 
hältnisse, die  Kreditfähigkeit  und  Kreditwürdigkeit  besser  beurteilen  kann, 
und  in  denen  sich  leichter  regelmäfsige  Beziehungen  zwischen  dem  Kauf- 
mann und  seinen  Kunden  entwickeln,  bildet  sich  eher  eine  gewohnheits- 
mäfsige  Benutzung  des  Kredits  aus. 

Auch  die  Art  des  Kundenkreises  ist  nicht  ohne  Bedeutung.  Die- 
jenigen Gruppen  der  Kunden,  welche  nur  in  längeren  Perioden  Mittel 
in  die  Hand  bekommen,  werden  häufig  regelmässig  Kredit  beanspruchen 
und  ihn  auch  erhalten,  da  sie  zwar  mit  längeren  Fristen,  aber  doch 
sicher  zahlen.  Der  Kaufmann  sieht  diese  Gruppen  keineswegs  als  schlechte 
Kunden  an.  Aus  dem  schon  erwähnten  von  der  Handelskammer  zu 
Hannover  veröffentlichten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des  Kleinhandels 
in  Deutschland"  geht  hervor,  dafs  in  manchen  Bezirken  Beamte  und 
Arbeiter  regelmäfsig  „auf  Buch"  kaufen  und  in  regelmäfsigen  Fristen 
bezahlen,  und  wo  die  letztere  Voraussetzung  zutrifft,  sind  die  Kaufleute 
mit  dem  ganzen  System  nicht  unzufrieden.  Auch  die  Landwirte  und 
Handwerker  kaufen  oft  auf  Kredit,  weil  sie  nur  in  längeren  Perioden 
gröfsere  Geldmittel  in  die  Hand  bekommen.  Daneben  fehlt  es  freilich 
auch  nicht  an  Beispielen  dafür,  dafs  auf  der  einen  Seite  die  Arbeiter- 
bevölkerung regelmäfsig  gegen  bar  und  gerade  gutgestellte  Kreise  regel- 
mäfsig auf  Kredit  kaufen. 

Die  Stellung  der  verschiedenen  Formen  des  Kleinhandels  zu  dem 
Kreditsystem  ist  durchaus  ungleichartig.  Es  giebt  Geschäftsf ormen ,  die 
grundsätzlich  nur  gegen  bar  verkaufen.  Die  Warenhäuser  und  Grofs- 
magazine  und  der  allergröfste  Teil  der  Konsumvereine  folgt  diesem  Grund- 
satz, der  allerdings  die  Kundschaft  leichtsinniger  oder  nicht  genügend 
zahlungsfähiger  Elemente  ausschliefst  Die  letzteren  sind  dann  auf  andere 
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Geschäfte  angewiesen,  die  nicht  grundsätzlich  dem  Kreditgeben  wider- 
streben, und  das  trägt  dazu  bei,  diese  anderen  Geschäfte  noch  mehr  in 
das  Kredit-  und  Borgsystem  hineinzuziehen.  Darin  liegt  eine  unerwünschte 
Nebenwirkung  der  Ausbreitung  der  auf  Barzahlung  dringenden  Geschäfte; 
diese  Nebenwirkung  besteht  nicht  nur  in  der  Theorie,  sondern  ist  that- 
sächlich  schon  mehrfach  nachgewiesen  worden.  An  sich  mufs  trotzdem 
das  Streben  nach  Verbreitung  der  Barzahlung  im  Heinhandel  als  be- 
rechtigt und  wünschenswert  bezeichnet  werden;  es  dient  auch  der  Er- 
ziehung zu  besseren  Gewohnheiten  im  täglichen  Verkehr. 

Die  erwähnte  unerfreuliche  Nebenwirkung,  die  der  selbständige 
Kleinhandel  der  hergebrachten  Form  verspürt,  erklärt  sich  zum  Teil  da- 
durch, dafs  manche  Menschen  aus  alten  Gewohnheiten  nicht  herauszu- 
bringen sind,  weil  es  ihnen  unbequem  und  lästig  ist,  zum  Teil  aber  auch 
daraus,  dals  nicht  wenige  Konsumenten  thatsächlich  über  zu  geringe 
Mittel  verfügen,  als  dafs  sie  ohne  Eingreifen  von  Darlehnskassen  und 
anderen  Kreditorganisationen  im  täglichen  Verkehr  die  Inanspruchnahme 
des  Kredits  beim  Kleinhändler  ganz  vermeiden  könnten. 

Auf  der  anderen  Seite  giebt  es  Geschäftsformen,  die  unmittelbar  und 
ausschliefslicb  auf  den  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  gegründet  sind. 
Das  sind  die  Abzahlungsgeschäfte,  die  den  weniger  zahlungsfähigen 
Personen  die  Anschaffung  von  Bedarfsgegenständen  gegen  ratenweise 
Entrichtung  des  Kaufpreises  ermöglichen  wollen.  Die  ratenweise  Ent- 
richtung des  Kaufpreises  kommt  auch  in  anderen  Geschäften  sehr  oft 
vor.  Nähmaschinen,  Fahrräder,  Möbel,  Klaviere,  Konversationslexika 
,und  andere  nur  mit  gröfseren  Aufwendungen  zu  beschaffende  Gegen- 
stände werden  sehr  häufig  in  dieser  Form  erworben.  Was  aber  hier 
neben  anderen  Formen  des  Verkaufs  einhergeht,  ist  in  den  Abzahlungs- 
geschäften zum  mafsgebenden  Geschäftsprinzip  erhoben  worden.  Der 
Gedanke  des  Batenkredits  hat  manches  für  sich,  aber  er  führt  auch  leicht 
zu  groben  Mifsbräuchen,  deren  krasseste  zu  verhindern  bereits  die  Gesetz- 
gebung versucht  hat. 

Die  ältere  Form  des  Kleinhandels,  wie  sie  durch  die  kleinen  selb- 
ständigen Kaufleute  repräsentiert  wird,  ist  ihrer  Natur  nach  auf  den 
Barverkehr  angewiesen.  Aber  Nachgiebigkeit  gegen  die  Wünsche  der 
Konsumenten,  Versäumnis  besonderer  Beizmittel  zur  Barzahlung,  lang- 
jährige Beziehungen  zur  Kundschaft  bei  den  Kaufleuten  und  Zwang 
der  Verhältnisse  oder  unwirtschaftliche  Gewohnheiten  bei  den  Konsumenten 
haben  auch  hier  dem  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  eine  sehr  grofse 
Ausbreitung  verschafft 

Die  mehrfach  erwähnten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des  Klein- 
handels in  Deutschland"4  haben  über  den  Umfang  des  Borgsystems 
dankenswerte  Aufklärungen  gebracht  Sie  zeigen,  dafs  allenthalben  im 
Kleinhandel  von  dem  Kredit  für  persönliche  Bedürfnisse  ein  umfang- 
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reicher  Gebrauch  gemacht  wird.  Nur  ganz  vereinzelt  wird  der  Barein- 
kauf als  Hauptform  des  Bezuges  bezeichnet.  Im  Kolonial-  und  Material- 
warenhandel zuDanzig,  Emden,  Hameln,  Memel,  Posen,  Ostrowo,  Rawitsch, 
Königsee,  im  Manufakturwarenhandel  zu  Posen,  Bawitsch,  Ostrowo, 
Wreschen,  Rudolstadt,  im  Weifswarenhandel  zu  Sagan  und  Hameln,  im 
Cigarrenhandel  zu  Heidelberg,  im  Eisenwarenhandel  zu  Hannover  (im 
Verkehr  mit  Privaten,  nicht  auch  mit  Handwerkern  und  Bauunternehmern) 
und  zu  Bawitsch  wird  nach  den  mitgeteilten  Berichten  überwiegend 
gegen  bar  eingekauft;  aber  auch  hier  kommen  daneben  schon  Kreditfristen 
von  3,  6,  9,  12  und  mehr  Monaten  vor.  Die  meisten  übrigen  Berichte 
dagegen  ergeben,  dafs  der  Kreditkauf  überwiegt 

Fristen  von  6,  12  und  18  Monaten,  ja  von  2  Jahren  kommen  selbst 
im  Kolonialwarenhandel  und  sogar  von  3  Jahren  im  Eisenwarenhandel 
einzelner  Bezirke  vor.  Mehrfach  wird  dabei  erwähnt,  dafs  Handwerker, 
Bauunternehmer,  reiche  Bauern  und  Grofsgrundbesitzer  den  Kredit  stark 
in  Anspruch  nehmen.  Das  letztere  wird  namentlich  auch  aus  dem 
Beg.-Bez.  Posen  für  den  Stabeisen-  und  Eisenkurzwarenhandel  angeführt 
In  Grätz  wird  dabei  aber  ausdrücklich  betont,  dafs  die  Landwirte,  wenn 
sie  auch  den  längsten  Kredit  beanspruchen,  doch  im  allgemeinen  sichere 
Kunden  sind;  das  eine  schliefst  eben  das  andere  thatsächlich  nicht  aus. 
Vereinzelt  finden  sich  auch  zahlenmäfsige  Angaben  über  den  Umfang  der 
Kreditkäufe.  Hiernach  werden  u.  a.  auf  Kredit  bewirkt  von  allen 
Einkäufen: 


15 — 25   Proz.  bei  Manufakturwaren  in  Posen, 


20 

V 

7) 

Cigarren  in  Heidelberg,  bei  Manufakturwaren  in  Rudol- 
stadt, bei  Kolonialwaren  in  Ostrowo, 

25 

7> 

71 

Kolonialwaren  in  Rawitsch, 

25- 

-50 

71 

V 

„          in  Posen, 
Stabeisen  und  Eisenwaren  in  Rawitsch, 

33V3 

V 

7! 

33V3 

71 

7i 

Manufakturwaren  in  Ostrowo  und  Wreschen, 

40 

71 

7) 

Manufakturwaren  in  Rawitsch, 

50 

71 

71 

„              in  Hameln, 

50 

V 

7) 

Kolonialwaren  in  Wreschen  und  Grätz, 

50- 

-662/3 

7) 

7! 

Stabeisen  und  Eisenkurzwaren  in  Wreschen, 

32/3- 

-75 

7) 

7) 

*         ,            „in  Ostrowo, 

75 

7) 

7! 

„            in  Posen, 

75 

* 

71 

Manufakturwaren  in  Grätz, 

90 

71 

7) 

Stabeisen-  und  Eisenkurzwaren  in  Grätz. 

Man  kann  angesichts  dieser  Beispiele  jedenfalls  nicht  leugnen,  dafs 
das  Borgsystem  im  Kleinhandel  eine  grofse,  zum  Teil  sogar  bedenkliche 
Ausdehnung  gewonnen  hat,  und  man  kann  sich  deshalb  auch  nicht 
wundern,  dafs  gerade  diese  Verbreitung  des  Kredits  für  persönliche  Be- 
dürfnisse im  täglichen  Kleinverkehr  als  einer  der  Gründe  angeführt  wird, 
die  zu  der  häufig  wahrnehmbaren  ungünstigen  Lage  des  Kleinhandels 
geführt  haben. 
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Die  grolse  Ausbreitung  des  Borgsystems  hat  in  der  That  mehr  Nach- 
teile als  Vorteile  für  dem  Kleinhändler.  Als  Vorteil  kann  angeführt 
werden,  dafs  der  Kleinhändler  sich  einen  ständigen  Kundenkreis  durch 
das  Kreditgeben  sichern  kann  oder  doch  sichern  zu  können  hoffen  darf, 
und  dafs  diese  Abnehmer  ihren  ganzen  Bedarf  im  wesentlichen  bei  ihm 
decken  werden.  Das  letztere  trifft  nun  freilich  nicht  immer  zu.  Mancher, 
der  die  Fesseln  des  Kreditverkehrs  als  lästig  empfinde^  kauft  das,  wozu 
er  die  Barmittel  in  der  Hand  hat,  an  anderer  Stelle,  um  sein  Schuldkonto 
nicht  zu  sehr  anwachsen  zu  lassen,  und  nur,  wenn  ihm  die  Mittel  knapp 
werden,  wendet  er  sich  an  den  Kaufmann,  in  dessen  Schuld  er  steht 
Zum  Teil  wird  dieses  Verhalten  auch  veranlagst  durch  die  Befürchtung, 
dafs  Irrtümer  und  Verwechselungen  entstehen,  wenn  man  bei  demselben 
Kaufmann  teils  gegen  bar,  teils  auf  Kredit  kauft  Auf  diese  Weise  trägt 
das  Kreditgeben  des  Kaufmanns  selbst  dazu  bei,  die  Bedeutung  seines 
Barverkehrs  gegenüber  dem  Kreditverkehr  abzuschwächen.  Die  erstere 
Hoffnung,  einen  ständigen  Kundenkreis  durch  das  Kreditgeben  an  sich 
zu  fesseln,  erfüllt  sich  bis  zu  gewissem  Grade.  Man  kann  indes  oft 
genug  beobachten,  dafs  bei  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, die  den  Übergang  zum  Barkauf  gestatten,  der  bisherige  Kredit- 
käufer seinen  Bedarf  nicht  bei  dem  alten  Lieferanten  deckt  Immerhin 
kann  zugegeben  werden,  dafs  in  Bezug  auf  die  Sicherung  des  Kunden- 
kreises dem  Kaufmann  aus  dem  Kreditsystem  Vorteile  erwachsen. 

Ein  anderer  Vorteil  liegt  für  den  Kaufmann  darin,  dafs  seine 
Stellung  gegenüber  dem  ständigen,  wirtschaftlich  schwachen  Kreditkäufer 
gekräftigt  wird.  Er  kann  diesen  in  eine  gewisse  Abhängigkeit  von  sich 
bringen;  er  hat  weniger  dessen  Einspruch  zu  fürchten,  wenn  die  Quali- 
tät nicht  allen  Anforderungen  entspricht;  er  hat  auch  in  Bezug  auf  die 
Preisstellung  freiere  Hand,  da  die  ständigen  Kreditkäufer  sehr  oft  die 
allgemeine  Preisbewegung  wenig  oder  gar  nicht  verfolgen  und,  weil  sie 
das  Meiste  bei  dem  kreditgebenden  Kleinhändler  beziehen,  über  die 
Preisverhältnisse  in  anderen  Geschäften  nicht  genügend  unterrichtet  sind. 

Aber  diese  Vorteile  des  Borgsystems  hat  der  Kaufmann  mit  grofsen 
Nachteilen  zu  erkaufen.  Die  lange  Kreditfrist,  die  er  gewähren  mufs, 
trägt  sehr  dazu  bei,  den  ohnehin  schon  langsamen  Umsatz  seines  Kapi- 
tals in  seiner  Wirkung  abzuschwächen;  das  drängt  ihn  gegenüber  den 
konkurrierenden  Formen  des  Kleinhandels  mit  rascherem  Umschlag  noch 
mehr  zurück.  Der  Kaufmann  kann  auch  oft  nicht  streng  auf  Inne- 
haltung der  verabredeten  Kreditfrist  bestehen  und  auch  häufig  nicht 
durch  Anmahnung  oder  wiederholtes  Einsenden  der  Rechnung  zur  Ab- 
kürzung dieser  Frist  drängen.  Diejenigen  Kreditkäufer,  die  an  sich  gut 
gestellt  sind  und  mehr  aus  Neigung  oder  Bequemlichkeit  als  aus  dem 
Zwang  der  Verhältnisse  ihren  Kredit  beim  Kleinhändler  ausnutzen,  ver- 
merken mitunter  ein  Drängen  auf  Zahlung,  ja  selbst  schon  wiederholtes 
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Einreichen  der  Rechnung  recht  übel.  Sie  bezahlen  dann  wohl,  entziehen 
aber  auch  für  längere  Zeit  oder  für  immer  dem  drängenden  Kaufmann 
ihre  Kundschaft  und  beeinflussen  auch  wohl  ihre  Bekannten  und  Freunde 
in  dieser  Richtung. 

Je  weniger  sich  die  thatsächliche  Kreditfrist  in  den  Grenzen  hält, 
die  der  Kaufmann  bei  seiner  Preisstellung  vorausgesetzt  hatte,  desto  mehr 
hat  er  auch  mit  Zinsenverlusten  zu  rechnen. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  er  selbst  unter  Umständen  dadurch  seinen 
Lieferanten  mehr  Zinsen  zu  zahlen,  da  der  verspätete  Eingang  seiner 
Aufsenstände  ihn  auch  hindert,  seinen  eigenen  Verbindlichkeiten  recht- 
zeitig nachzukommen.  Das  kann  auch  zur  Folge  haben,  dafs  er  von 
seinem  Lieferanten  auf  Zahlung  verklagt  wird,  und  dafs  die  geschäft- 
lichen Beziehungen  mit  ihm  seitens  der  Lieferanten  abgebrochen  werden  u.  s.w. 
Unter  Umständen  kann  der  Kleinhändler  durch  den  unpünktlichen  und 
verspäteten  Eingang  seiner  Aufsenstände  zur  Zahlungseinstellung  und 
zum  Konkurse  gedrängt  werden. 

Ein  Teil  der  Aufsenstände  geht  bei  starker  Verbreitung  des  Kredit- 
systems dem  Kleinhändler  verloren.  Es  scheint,  als  ob  im  allgemeinen 
dieser  Verlust  in  engen  Grenzen  bleibt,  weil  der  ständige  Kreditkäufer 
doch  schliefslich  einmal  bezahlen  mufs,  da  ihm  sonst  vielleicht  von 
dem  beteiligten  Kaufmann,  ohne  den  er  seinen  Bedarf  nicht  decken  kann, 
Waren  nicht  mehr  verabfolgt  werden.  Aber  bedeutungslos  sind  solche 
Verluste  doch  nicht,  und  unter  Umständen  nehmen  sie  erheblichen  Um- 
fang an.  In  einzelnen  Orten  und  Geschäftszweigen  steigt  der  Verlust 
auf  10  Proz.  der  kreditierten  Beträge,  in  anderen  schwankt  er  zwischen 
2  und  5  Proz.  u.  s.  w.  Das  spielt  für  den  Gesamtertrag  des  Geschäftes 
schon  eine  Rolle. 

Die  nachteiligen  Wirkungen,  die  von  dem  übermäfsigen  Kreditverkehr 
ausgehen,  lassen  sich  nicht  zahlenmäfsig  feststellen.  Auch  die  Konkurs- 
statistik reicht  dazu  nicht  aus.  Allerdings  bezeichnet  der  Konkurs  den 
öffentlich  wahrnehmbaren  Zusammenbruch  des  Geschäfts;  wie  weit  aber 
dabei  der  Kreditmifsbrauch  des  täglichen  Kleinverkehrs  als  Ursache  ver- 
antwortlich ist,  läfst  sich  aus  den  statistischen  Veröffentlichungen  nicht 
ersehen.  Ein  Teil  der  Schwierigkeiten,  die  aus  diesem  Verkehr  erwachsen, 
wird  überdies  auch  ohne  Konkursverfahren  unter  der  Hand  ausgeglichen. 
Auch  die  Thatsache,  dafs  der  Warenhandel  einen  sehr  grofsen  Bruchteil 
der  Konkurse  stellt  —  in  Deutschland  z.  B.  1895:  38  Proz.,  1897 :  38,2  Proz. 
der  neuen  eröffneten  und  beantragten  Konkursverfahren  —  beweist  noch 
nicht,  dafs  gerade  der  Kreditmifsbrauch  im  Kleinhandel  dafür  verant- 
wortlich zu  machen  ist  Denn  an  sich  ist  es  erklärlich,  dafs  der  Handel, 
der  strenge  auf  pünktliche  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  hält,  relativ 
öfter  zu  dem  Mittel  des  Konkursverfahrens  greift  als  andere  Berufs- 
zweige. Allerdings  ist  der  Unterschied  in  den  einzelnen  Berufsarten  sehr 
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grofs.  Nach  der  deutschen  Konkursstatistik  kamen  1895  auf  100000 
Berufsangehörige 

im  Warenhandel   113,85  neue  Konkurse 

„  Geld  und  Kredithandel   38,12  „  „ 

in  Spedition  und  Kommission   16,74  „  „ 

im  Hausierhandel   17,12  „  „ 

„  Buchhandel   59,64  „  „ 

in  Handelsvermittlung  u.  Hilfsgewerben  des  Handels  1 8,6  7  „  „ 

bei  Versteigerung,  Stellen-  und  Inseratenvermittlung  27,55  „  „ 

Unter  den  verschiedenen  Gruppen  des  Handels  zeigt  also  der  Waren- 
handel die  höchsten  Ziffern,  und  diese  Zahlen  werden  in  keiner  anderen 
Berufsgruppe  auch  nur  annähernd  erreicht  Die  nächst  hohen  Zahlen  sind: 


Beherbergung  und  Erquickung   43,46 

Schriftsteller,  Redakteure,  Privatgelehrte     .    .  42,21 

Industrie  der  Nahrungs-  und  Genufsmittel  .    .  33,10 

Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe     .    .    .  30,67 

Hausindustrie   24,92 

Privatsekretäre,  Rechnungsführer,  Schreiber    .  23,60 

Papierindustrie   20,23 

Maschinen-  und  Instrumentenindustrie    .    .    .  19,11 

Polygraphische  Gewerbe   18,29 

Künstlerische  Gewerbe   18,01 

Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe    .    .    .  17,00 
u.  s.  w. 


Keine  Berufsgruppe  zeigt  also  eine  so  auffallend  starke  Belastung 
mit  Konkursen  als  der  Warenhandel.  Ob  innerhalb  des  Warenhandels 
der  Kleinhandel  stärker  beteiligt  ist,  als  der  Grofshandel,  läfst  sich  aus 
der  Statistik  nicht  ersehen.  Unmöglich  ist  es  nicht,  weil  die  private 
Ausgleichung  von  Zahlungsschwierigkeiten  im  Grofshandel  viel  häufiger 
als  im  Kleinhandel  vorkommt,  und  weil  der  Kreditmifsbrauch  im  Klein- 
handel weiter  verbreitet  ist  als  im  Grofshandel. 

Das  Borgsystem  hat  nicht  nur  für  den  Kleinhändler,  sondern  auch 
für  den  Konsumenten  selbst  leicht  grofse  Nachteile.  Ein  Vorteil  liegt  für 
den  Konsumenten  in  der  leichteren  Überwindung  augenblicklicher  Schwie- 
rigkeiten, in  der  leichteren  Verteilung  grofser  Ausgaben  auf  längere  Zeit- 
räume, in  der  bequemeren  Form  des  Verkehrs  mit  dem  Kaufmann,  unter 
Umständen  auch  da,  wo  allgemein  Kreditpreise  gefordert  werden,  in 
dem  Zinsgewinn  während  der  Kreditfrist  Aber  es  bedarf  grofser  Vor- 
sicht, wenn  daraus  nicht  ernste  Störungen  der  Wirtschaftsführung  ent- 
stehen sollen.  In  dem  ständigen  Benutzen  des  Kredits  für  persönliche 
Bedürfnisse  liegt  eine  grofse  Versuchung  zu  unwirtschaftlichem  Verhalten. 
Man  achtet  nicht  mehr  genau  genug  darauf,. dafs  nichts  Überflüssiges 
gekauft  wird,  weil  man  die  damit  verbundene  Last  zur  Zeit  des  Kaufes 
noch  nicht  spürt  Man  prüft  auch  die  Höhe  der  Preise  aus  demselben 
Grunde  nicht  sorgfältig  genug,  und  leicht  kann  sich  daraus  eine  Lebens- 
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haltung  entwickeln,  die  mit  den  Einnahmen  dauernd  nicht  in  Einklang 
steht  Es  giebt  gewif s  viele  Leute,  die  dieser  Versuchung  nicht  erliegen ; 
aber  es  giebt  nicht  minder  viele,  die  dagegen  nicht  widerstandsfähig 
genug  sind. 

Dazu  kommt,  dals  Personen  von  geringer  wirtschaftlicher  Leistungs- 
fähigkeit leicht  in  grofse  Abhängigkeit  von  dem  kreditgebenden  Kauf- 
mann geraten  und  sich  hohe  Preise  und  geringere  Beschaffenheit  der 
Waren  gefallen  lassen  müssen.  Bei  all'  dem  schweben  sie  noch  in  der 
Gefahr,  dafs  der  Kaufmann  seine  Forderung  gerade  zu  einer  Zeit  eintreibt, 
die  für  den  Kreditkäufer  wenig  günstig  liegt  Wirtschaftlich  leistungs- 
fähige Personen  können  bei  vorsichtigem  Verhalten  dieser  Gefahr  ent- 
gehen; aber  sie  begeben  sich  doch  auch  wichtiger  Vorzüge,  die  der 
Barkauf  hat  Beim  Barkauf  ist  der  Käufer  stets  freier  gegenüber 
dem  Kaufmann;  er  ist  nirgends  gebunden  und  kann  sich  deshalb  von 
Fall  zu  Fall  den  Kaufmann  aussuchen,  der  ihm  die  relativ  beste  Ware 
zu  den  relativ  günstigsten  Preisen  liefert,  und  durch  den  Einkauf  an 
verschiedenen  Stellen  gewinnt  er  auch  einen  viel  ^besseren  Überblick. 
Wer  in  der  Lage  ist,  alles  beim  Einkauf  bar  zu  bezahlen,  dem  kann 
man  nur  dringend  raten,  es  zu  thun,  wenn  es  auch  unbequemer  ist,  als 
das  Anstehenlassen. 

Die  Kaufleute  selbst  können  dazu  wesentlich  beitragen,  wenn  sie 
allgemein  bei  Barzahlung  einen  Rabatt  gewähren  oder  beim  Kreditkauf 
einen  Zuschlag  auf  die  Preise  nehmen,  je  nachdem  sie  von  Kredit-  oder 
von  Barkaufpreisen  ausgehen.  Man  hat  in  manchen  Bezirken  gute  Er- 
fahrungen damit  gemacht,  und  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch 
in  anderen  Bezirken  die  vorteilhaftere  Preisgestaltung  beim  Barkauf  viele 
zahlungsfähige  Leute  reizen  sollte,  von  der  Kreditbenutzung  im  Verkehr 
mit  Kleinhändlern  abzusehen.  Wenn  der  einzelne  Kaufmann  vielleicht 
auch  durch  Gewährung  von  Babatt  nicht  viel  erreichen  kann,  so  kann 
doch  ein  Zusammenschlufs  einer  gröfseren  Zahl  von  Kleinhändlern  Er- 
folg haben.  Ganz  wird  der  Kreditkauf  im  Kleinhandel  freilich  nie  ver- 
schwinden, weil  die  wirtschaftliche  Einsicht  und  Leistungsfähigkeit,  die 
zum  gewohnheitsmäfsigen  Barkauf  gehört,  nicht  bei  allen  Konsumenten 
zu  finden  ist 

Die  Rabattgewährung  ist  ein  Mittel,  dem  übertriebenen  Gebrauch 
des  Kredits  für  persönliche  Bedürfnisse  direkt  durch  Einschränkung  des 
Kreditverkehrs  entgegenzuarbeiten.  Mittelbar  kann  den  Gefahren  dieses 
Systems  für  den  Kaufmann  entgegengearbeitet  werden  dadurch,  dafs  der 
Kaufmann  über  Kreditfähigkeit  und  Kreditwürdigkeit  seiner  Schuldner 
genau  unterrichtet  ist  Da  die  auf  privatem  Wege  und  unter  der  Hand 
zu  erlangenden  Auskünfte  dazu  nicht  immer  ausreichen,  haben  sich  1864 
in  Dresden  und  später  in  vielen  anderen  Orten  die  kleinen  Kaufleute 
und  Handwerker  zu  „Schutzgemeinschaften  für  Handel  und  Gewerbe" 
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vereinigt,  um  von  säumigen  Schuldnern  die  Forderungen  einzuziehen 
und  sich  gegenseitig  durch  „schwarze  Listen"  vor  schlechten  Schuldnern 
zu  warnen.  1867  schlössen  sich  diese  Vereine  zu  einem  „Verband  ge- 
werblicher Schutzgemeinschaften"  zusammen,  und  1870  konstituierten  sich 
ihre  Vorstände  als  Auskunftsbüreaus. 

Neuerdings  sind  die  Vereine  „Kreditreform"  mehr  in  den  Vorder- 
grund getreten.  Diese  Vereine,  deren  Bildung  1882  begann,  haben  sich 
inzwischen  zu  einem  internationalen  Verbände  zusammengeschlossen.  Der 
Verband  zählte  Ende  März  1899:  359  Vereine,  327  Filialen  und  7  offizielle 
Vertretungen.   Davon  kamen 


Vereine 

Filialen 

Vertretungen 

.    .    .  279 

161 

.    .    .  1 

3 

.    .    .  1 

1 

„    Grofsbritannien  und 

Irland  9 

2 

1 

„   die  Niederlande  . 

.    .    .  19 

12 

„   Norwegen   .    .  . 

.   ,    .  1 

„    Oesterreich  -  Ungarn 

.    .    .  14 

140 

1 

.    .    .  35 

12 

„   die  Türkei  .    .  . 

1 

Die  Mitgliederzahl  wird  für  318  Vereine  auf  57927  angegeben,  ist 
aber  in  Wirklichkeit  noch  um  mehrere  Tausend  höher.  Das  allgemeine 
Ziel  dieser  Vereine  ist  überhaupt  eine  Reform  der  Kreditverhältnisse. 
Aber  die  Vereine  betreiben  u.  a.  auch  das  Inkasso  von  Aufsenständen, 
das  Aufsuchen  unabgemeldet  verzogener  Schuldner  und  eine  umfassende 
Auskunftserteilung  (schriftlicher  wie  mündlicher  Art).  Die  Auskunfts- 
erteilung ist  hier  in  decentralisierter  Form  organisiert;  die  Auskünfte 
werden  vorzugsweise  am  Wohnort  des  Kreditnehmers  an  den,  der  sich 
über  denselben  unterrichten  will,  gegeben.  Zur  Unterstütznng  der  Ver- 
bands- und  Vereinsthätigkeiten  waren  1899  in  Deutschland  28406,  in 
den  übrigen  Ländern  8166  Korrespondenten  thätig.  Von  den  zum  Mahnen 
angemeldeten  10,6  Mill.  M.  sind  4,9  Mill.  M.  eingezogen  worden.  Die 
Zahl  der  erteilten  Auskünfte  beläuft  sich  auf  über  3  Millionen,  wovon 
über  1  */2  Millionen  schriftlich  gegeben  wurden.  Die  rasch  emporgeblühte 
Organisation  dient  vornehmlich  den  kleinen  Kaufleuten  und  Handwerkern 
und  hat  ihnen  grofsen  Nutzen  verschafft 

Der  starke  Drang  der  neueren  Entwicklung  nach  Arbeitsteilung  hat 
aber  auch  besondere  berufsmäfsige  Auskunftsinstitute  entstehen  lassen, 
die  in  centralisierter  Weise  betrieben  werden.  Sie  dienen  zumeist  dem 
Verkehr  der  Geschäftsleute  untereinander;  die  gröfsten  dieser  Institute 
lehnen  Auskunftserteilung  über  Nichtgeschäftsleute  überhaupt  ab.  Die 
Entwicklung  der  centralisierten  Auskunftsinstitute,  die  viel  Kapital,  ein 
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grofses  Personal  im  Innen-  und  Aufsendienst  und  eine  tüchtige  Geschäfts- 
leitung nötig  haben,  gehört  ganz  der  neuesten  Zeit  an.  In  England 
setzt  ihre  Entwicklung  Ende  der  30  er  Jahre,  in  Amerika  1841,  in  Frank- 
reich 1857,  in  Deutschland  Anfang  der  60  er  Jahre  ein.  In  Deutschland 
begann  1860  der  Makler  S.  Salmon  in  Stettin  die  beruf smäfsige  Kredit- 
erkundigung zu  betreiben.  1862  bildete  sich  das  Büreau  der  Firma 
Lesser  und  Limann  zu  Berlin,  das  auch  jetzt  noch  von  grofser  Bedeutung 
ist  Am  meisten  bekannt  ist  das  1862  begründete  Auskunftsbüreau  (später 
„Auskunftei"  genannt)  von  W.  Schimmelpfeng  in  Berlin,  dessen  Be- 
gründer und  Leiter  durch  wiederholte  Broschüren  über  den  Gegenstand 
und  durch  wichtige  Reformen  anerkanntermafsen  der  Entwicklung  dieses 
neuen  Geschäftszweiges  grofse  Dienste  geleistet  hat  Die  Auskunfts- 
institute erteilen  in  Amerika  und  zum  Teil  auch  in  England  durch  grofse 
regelmäfsig  revidierte  „Referenzbücher",  d.  h.  Verzeichnisse  der  Geschäfts- 
häuser mit  Beifügung  der  erforderlichen  Angaben,  in  den  übrigen  Ge- 
bieten durch  Beantwortung  der  eingegangenen  Angaben  von  Fall  zu 
Fall  ihre  Auskünfte. 

Auch  der  Grofshandel  stützt  sich  darauf  in  bedeutendem  Umfange. 
Das  gilt  sowohl  für  den  inneren,  als  auch  für  den  auswärtigen  Verkehr; 
im  Interesse  des  letzteren  haben  die  grofsen  Auskunfteien  im  Auslande 
neuerdings  Zweiginstitute  errichtet  Die  Einziehung  von  Auskünften 
durch  Konsulate  und  durch  Handelskammern  im  Auslande  tritt  ergänzend 
dazu.  Bei  guter  Organisation  und  tüchtiger  Leistung  dürfte  aber  ein 
dem  Auskunftswesen  ausschliefslich  gewidmetes  Institut  leistungsfähiger 
sein,  als  die  amtlichen  Organe  und  die  Interressenvertretungen  im  Auslande. 

Die  Entwicklung  der  berufsmäfsigen  Auskunftserteilung  in  der  neueren 
Zeit  ist  ein  Anzeichen  dafür,  wie  mit  der  wachsenden  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  der  Länder  für  den  in-  und  ausländischen  Markt  auch 
die  Verwertung  des  Kredits  an  Ausdehnung  gewaltig  zugenommen  hat 

Den  Gefahren  des  Kreditwesens  hat  man  auch  durch  eine  besondere 
Kreditversicherung  entgegenarbeiten  wollen.  Der  Gedanke  ist  schon  vor 
längerer  Zeit  aufgetaucht.  Die  Eigenart  des  zu  versichernden  Risikos 
erschwert  aber  eine  solche  Versicherung  sehr.  Über  einzelne,  wenig  be- 
deutende Ansätze  ist  man  in  dieser  Beziehung  noch  nicht  hinausgekommen, 
und  diese  Ansätze  —  wie  z.  B.  die  in  Hamburg  neuerdings  von  den 
Delkredereagenten  dortiger  Banken  durchgeführte  Versicherung  für  den 
Verkehr  in  Warenwechseln  —  dienen  mehr  dem  Grofshandel  als  dem 
Kleinhandel.  Letzterem  eine  Versicherung  gegen  Kreditverluste  durch 
den  von  den  einzelnen  Konsumenten  beanspruchten  Kredit  für  persön- 
liche Bedürfnisse  zu  schaffen,  erscheint  als  ein  so  schweres  Problem, 
dafs  auf  seine  Verwirklichung  noch  lange  nicht  wird  gerechnet  werden 
können,  falls  sie  überhaupt  möglich  sein  sollte. 
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8.  Kapitel.  Die  Konkurrenz  im  Handel. 

Die  Konkurrenz,  d.  h.  das  Ringen  mehrerer  um  dasselbe  Ziel,  ist  eine 
Erscheinung,  die  auf  allen  möglichen  Gebieten  des  Lebens  von  Bedeutung 
ist   Hier  ist  sie  nur  soweit  zu  betrachten,  als  sie  im  Handel  vorkommt 

Im  Handel  kann  die  Konkurrenz  —  ähnlich  wie  in  der  gewerblichen 
und  landwirtschaftlichen  Produktion,  im  Verkehrswesen  und  auf  anderen 
Gebieten  des  Wirtschaftslebens  —  in  den  verschiedensten  Arten  auftreten. 
Wir  haben  eine  Konkurrenz  um  Erlangung  und  um  Unterbringung  von 
Kapitalien,  um  Erwerb  und  um  Veräufserung  von  Geschäftslokalen,  um 
Erlangung  von  Arbeitskräften  und  um  Gewinnung  von  Arbeitsgelegen- 
heiten, um  Erlangung  von  Waren  und  um  Unterbringung  von  Waren, 
sowohl  im  Verkehr  zwischen  Produzenten  und  Kaufleuten,  als  auch  im 
Verkehr  der  Kaufleute  mit  den  Konsumenten,  eine  Konkurrenz  im  An- 
gebot von  Waren  und  allen  möglichen  anderen  Dingen  und  Diensten, 
und  eine  Konkurrenz  in  der  Nachfrage  nach  Waren  und  Diensten  u.  s.  w. 

Alle  diese  verschiedenen  Arten  der  Konkurrenz  sind  für  die  Gesamt- 
verhältnisse des  Handels  von  grofser  Bedeutung.  Es  ist  für  den  Kauf- 
mann sehr  wichtig,  anderen  bei  jeder  dieser  Konkurrenzarten  zuvorzu- 
kommen, also  z.  B.  die  Kapitalien,  die  Arbeitkräfte,  die  Geschäftsräume, 
die  er  braucht,  zu  günstigeren  Bedingungen  und  mit  gröfseren  Garantien 
der  Brauchbarkeit  zu  erlangen,  als  andere;  denn  von  der  Ausrüstung  mit 
tüchtigem  Personal,  von  der  Ausstattung  mit  ausreichendem  Kapital,  von 
der  Lage  und  Beschaffenheit  der  Geschäftsräume  wird  der  Erfolg  der 
kaufmännischen  Thätigkeit  in  nicht  geringem  Grade  beeinflufst. 

Gewöhnlich  wird  freilich  das  Wort  Konkurrenz  bezogen  auf  das 
Ringen  um  Unterbringung  der  Waren,  also  um  Absatz.  Spricht  man 
von  Konkurrenz  schlechthin,  so  hat  man  gerade  diese  Konkurrenz  im 
Angebot  der  Waren  im  Auge.  Das  erklärt  sich  daraus,  dafs  der  Erfolg 
der  Arbeit  des  Kaufmanns  zunächst  und  für  jeden  am  sichtbarsten  in 
dem  Umfang  und  der  Ergiebigkeit  seines  Absatzes  zu  Tage  tritt  Auf 
die  Absatzgewinnung  konzentriert  sich  ja  auch  der  bedeutendste  Teil 
der  Arbeit  des  Kaufmanns,  und  alle  übrigen  Stadien  und  Formen  seiner 
Arbeit  sind  diesem  Ziele  dienstbar  gemacht  Das  Ringen  um  den  Absatz 
mufs  also  als  Hauptform  der  im  Handel  vorkommenden  Konkurrenz 
bezeichnet  werden.   Mit  dieser  Hauptform  haben  wir  es  hier  zu  thun. 

Die  Konkurrenz  in  dem  festgestellten  engeren  Sinne  hat  zunächst 
sachliche  Grenzen.  Sie  kann  an  sich  nur  innerhalb  desselben  Geschäfts- 
zweiges zur  Geltung  gelangen.  Soweit  eine  scharfe  Sonderung  der  ein- 
zelnen Geschäftszweige  besteht,  ist  denn  auch  diese  sachliche  Begrenzung 
der  Konkurrenz  thatsächlich  vorhanden.  Am  meisten  ist  das  im  Grofs- 
handel  der  Fall.  Hier  findet  eine  Vermischung  verschiedenartiger  Ge- 
schäftszweige nur  selten  statt.   Der  Kaffeegrof shändler  konkurriert  zwar 
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mit  anderen  Kaffeegrofshändlern,  aber  nicht  mit  dem  Guano-  oder  Ge- 
treide- oder  Eisen-  oder  Spiritusgrofshändler  u.  s.  w.  Im  Kleinhandel  tritt 
viel  häufiger  eine  Vermischung  der  verschiedenen  Geschäftszweige  ein. 
Zwar  giebt  es  in  den  grofsen  Städten  schon  viele  Specialgeschäfte,  z.  B.  für 
Kaffee,  für  Leder,  für  Butter  und  Eier  und  Käse,  für  Sämereien  u.  s.w.,  und 
hier  vollzieht  sich  auch  eine  sachliche  Sonderung  der  Konkurrenz  nach  Ge- 
schäftszweigen. Aber  daneben  bestehen  selbst  in  gröf  seren  Städten  und  noch 
mehr  in  kleineren  Orten  viele  Geschäfte,  die  sehr  verschiedenartige  Waren 
nebeneinander  führen  und  deshalb  mit  den  verschiedensten  Specialzweigen 
in  Konkurrenz  treten.  Die  meisten  Kolonialwarenhandlungen  zeigen  diese 
Eigentümlichkeit  Sie  konkurrieren  mit  Kaffee-  und  Butterhandlungen, 
mit  Wein-  und  Cigarrenhandlungen,  mit  Seifen-  und  Parfümeriegeschäften, 
mit  Bürsten-  und  Pinselhandlungen,  mit  Wurstwaren-  und  Delikatefs- 
geschäften,  mit  Kerzenhandlungen  u.  s.  w.  Diese  Überschreitung  der 
Grenzen  giebt  der  Konkurrenz  im  Kleinhandel  ein  ganz  anderes  Gepräge 
als  im  Grofshandel.  Der  Kleinhändler  hat  seine  Stellung  nach  viel  mehr 
Richtungen  hin  zu  verteidigen,  weil  ihm  von  allen  möglichen  Seiten  her 
der  Absatz  in  bestimmten  Artikeln  streitig  gemacht  wird. 

Die  Warenhäuser  vollends,  die  sich  auf  den  Vertrieb  der  verschieden- 
artigen Artikel  werfen,  greifen  mit  ihrer  Konkurrenz  in  die  meisten  Ge- 
schäftszweige ein,  sind  aber  auch  ihrerseits  einer  Konkurrenz  der  meisten 
Geschäftszweige  ausgesetzt. 

Die  Konkurrenz  trifft  ferner  auf  gewisse  örtliche  Grenzen,  die  aber 
stets  weniger  für  den  Grofshandel  als  für  den  Kleinhandel  von  Bedeutung 
gewesen  sind.  Der  Grofshandel  hat  auch  in  den  Zeiten  geringerer  Ver- 
kehrsentwicklung weitere  Gebiete  in  den  Kreis  seiner  Thätigkeit  ziehen 
müssen.  Durch  die' leichtere  Überwindung  der  räumlichen  Enfernungen 
in  der  neueren  Zeit  sind  die  räumlichen  Grenzen  für  die  Bethätigung 
des  Grofshandels  noch  viel  weiter  gesteckt  worden.  Hat  auch  in  den 
meisten  Fällen  der  Grofshandel  ein  gewisses  natürliches  Absatzgebiet,  das 
ihm  besonders  günstig  gelegen  ist,  so  greift  er  doch  fast  regelmäfsig 
auf  viele  andere  Gebiete  über.  Vielfach  ist  heute  die  Konkurrenz  im  Grofs- 
handel vollkommen  international. 

Beim  Kleinhandel  lag  und  liegt  die  Sache  etwas  anders.  In  den 
Zeiten  beschränkter  Leistungsfähigkeit  des  Verkehrs  vollzog  sich  der 
Kleinhandel  durchaus  in  sehr  engen  lokalen  Grenzen,  die  nur  ausnahms- 
weise überschritten  wurden.  Auch  heute  noch  ist  die  Hauptmasse  des 
Kleinhandels  lokal  organisiert  und  im  wesentlichen  auf  den  Absatz 
im  engeren  Bezirk  angewiesen.  Der  Kleinhändler  in  Aachen  konkurriert 
im  allgemeinen  nicht  mit  dem  in  Berlin  oder  Memel.  Das  erklärt  sich 
aus  dem  engen  Zusammenhang  des  Kleinhandels  mit  den  Konsumenten, 
denen  er  im  allgemeinen  möglichst  nahe  bleiben  mufs.  Aber  in  der 
früheren  Weise  machen  sich  doch  diese  lokalen  Grenzen  für  die  Kon- 
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kurrenz  im  Kleinhandel  nicht  mehr  geltend.  Es  ist  nicht  mehr  der 
engste  Bezirk  des  Niederlassungsorts,  für  dessen  Bedürfnisse  der  dort 
ansässige  Kleinhandel  ausschliefslich  herangezogen  wird.  Regelmäfsig 
dient  er  auch  schon  der  näheren  Umgebung,  deren  Bewohner  entweder 
persönlich  zum  Wareneinkauf  in  die  Stadt  kommen  oder  durch  Briefe, 
Telegramme  oder  Ferngespräche  Bestellungen  aufgeben.  Die  neuen  Ver- 
kehrsmittel erleichtern  aber  auch  Warenbestellungen  von  entfernt  wohnenden 
Konsumenten  und  ermöglichen  die  billige  Versendung  nach  fremden  und 
auch  nach  entlegenen  Orten;  namentlich  die  Packetpost  hat  das  letztere 
erleichtert.  Gut  eingeführte  und  als  leistungsfähig  bekannte  Geschäfte 
haben  deshalb  sehr  häufig  eine  gewisse  auswärtige  Kundschaft  Neuer- 
.  dings  hat  sich  das,  was  zunächst  nur  gelegentlich  vorkam,  zu  besonderen 
Betriebsformen  des  Handels  verdichtet,  die  mit  Nachdruck  gerade  die 
Beziehungen  zu  entfernt  wohnenden  Käufern  pflegen.  Das  geschieht 
durch  Errichtung  von  Filialgeschäften  in  anderen  Orten,  ein  Weg,  den 
namentlich  grofe  kapitalkräftige  Kleinhandelsbetriebe  einschlagen,  oder 
durch  Entsendung  von  Detailreisenden,  durch  Aussendung  von  Preislisten 
und  Bestellformularen  u.  s.  w. 

Ja  es  giebt  Geschäfte,  deren  Hauptthätigkeit  in  dem  Absatz  nach 
aufserhalb  besteht,  und  die  mit  ihren  Abnehmern  nur  noch  durch  Ver- 
mittlung der  Post  verkehren;  das  sind  die  „Versandgeschäfte". 

Die  örtlichen  Schranken  der  Konkurrenz  im  Kleinhandel  sind  da- 
durch zwar  nicht  aufgehoben,  aber  sie  sind  vielfach  schon  stark  ver- 
wischt und  durchbrochen.  Es  hat  sich  eine  Lockerung  der  persönlichen 
Beziehungen  zwischen  Kleinhandel  und  Konsumenten  vollzogen,  die 
schon  erheblichen  Umfang  erreicht  hat  und  noch  weiter  wachsen  wird. 
Die  Lockerung  hat  innerhalb  des  örtlichen  Verkehrs  begonnen,  da  viel- 
fach Kleinhändler  und  Konsument  schon  nicht  mehr  persönlich,  sondern 
durch  Boten  oder  Fernsprecher  mit  einander  verkehren,  und  sie  hat 
mehr  und  mehr  auf  den  Verkehr  von  Ort  zu  Ort  übergegriffen. 

Nicht  immer  kann  man  darin  einen  Vorteil  erblicken.  Mit  dieser 
Lockerung  der  persönlichen  Beziehungen,  mit  diesem  Verkehr  durch  die 
Post  geht  dem  Kaufmann  die  unmittelbare  Einwirkung  auf  den  Konsu- 
menten und  dem  Konsumenten  die  Möglichkeit  einer  genauen  Besich- 
tigung und  einer  persönlichen  Auswahl  der  Ware  verloren.  Das  kann 
sich  unter  Umständen  recht  unangenehm  fühlbar  machen.  Für  den  ört- 
lichen Kleinhandel  bedeutet  es  jedenfalls  eine  Verschärfung  der  Kon- 
kurrenz. 

Dafs  auch  von  anderer  Seite  her,  nämlich  durch  die  Entwicklung 
der  Gewerbefreiheit,  durch  Beseitigung  der  alten  rechtlichen  und  that- 
sächlichen  Gebundenheit  des  Erwerbslebens  die  Konkurrenz  im  allge- 
meinen wesentlich  gesteigert  ist  und  sich  aus  einer  durch  behördliche 
und  zünftlerische  Schranken  beengten  in  eine  wirklich  freie  und  alle 
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Verhältnisse  durchdringende  Konkurrenz  verwandelt  hat,  braucht  hier 
nicht  näher  erläutert  zu  werden. 

Die  Eonkurrenz  im  Handel  bewegt  sich  in  verschiedenen  Richtungen. 
Zu  allererst  richtet  sie  sich  auf  die  Preise  der  Artikel  Durch  scheinbar 
oder  wirklich  billigere  Preise  sucht  im  Kleinhandel  wie  im  Grofshandel 
der  Kaufmann  seine  Konkurrenten  aus  dem  Felde  zu  schlagen  und 
von  der  Kundschaft  ganz  oder  doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ab- 
zudrängen, um  den  so  freigewordenen  Absatz  an  sich  zu  reifsen.  Diese 
Konkurrenz  im  Preise  tritt  auch  für  den  einfachen  Konsumenten  am 
deutlichsten  zu  Tage;  oft  nimmt  er  überhaupt  nur  diese  Seite  der  Sache 
wahr,  und  auf  alle  Fälle  sieht  die  Mehrzahl  der  Konsumenten  darin 
den  Hauptvorteil,  den  ihnen  die  Konkurrenz  der  Kaufleute  bringt 

Gleichwohl  ist  das  nur  eine  —  freilich  praktisch  sehr  wichtige  — 
Richtung  der  Konkurrenz.  Man  kann  auch  in  der  Beschaffenheit  der 
Waren  konkurrieren,  d.  h.  sich  bemühen,  durch  bessere  Beschaffenheit  der 
Waren  die  Konsumenten  an  sich  zu  ziehen  und  an  sich  zu  fesseln.  Niemand 
wird  leugnen,  dafs  die  Konkurrenz,  die  den  Sieg  von  der  besseren  Be- 
schaffenheit der  Waren  abhängig  macht,  viele  Vorzüge  vor  der  Kon- 
kurrenz im  Preise  hat,  und  dafs  sie  sowohl  im  Grofshandel  als  auch  im 
Kleinhandel  günstig  wirkt  Aber  gerade  in  dieser  Beziehung  unterliegt 
der  Kaufmann  oft  dem  Druck,  den  die  Verhältnisse  und  die  Neigungen 
der  Konsumenten  ausüben.  Ein  sehr  grofser  Teil  der  Konsumenten  sieht 
nicht  in  erster  Linie  auf  die  Güte,  sondern  auf  den  Preis  der  Waren. 
Dafs  man  unter  sonst  gleichen  Umständen  am  besten  kauft,  wenn  man 
am  teuersten  kauft,  wird  nur  zu  oft  vergessen.  In  übertriebener  und 
oft  unverständiger  Weise  drängt  die  Masse  der  Konsumenten  auf  mög- 
lichste Billigkeit  der  Waren  und  treibt  und  zwingt  dadurch  den  Kauf- 
mann, billige  und  billigste  Artikel  zu  führen,  deren  Haltbarkeit  und  Be- 
schaffenheit dann  natürlich  entsprechend  geringer  ist  Giebt  der  Kauf- 
mann diesem  Drängen  nicht  nach,  so  geht  ihm  nicht  selten  ein  Teil 
seines  Absatzes  verloren,  da  es  andere  Geschäfte  genug  giebt,  die  den 
Nachdruck  auf  die  Heranschaffung  besonders  billiger  Artikel  legen. 

Die  Konkurrenz  kann  sich  fernerhin  bethätigen  in  der  Bequemlich- 
keit der  Verkaufsbedingungen,  wiederum  sowohl  im  Grofs-  als  auch  im 
Kleinhandel.  Die  Anrechnung  oder  Nichtanrechnung  der  Verpackung, 
die  Gewährung  von  Rabatten  bei  Barzahlung  oder  bei  Zahlung  in  be- 
stimmter Frist,  die  Gewährung  von  Kredit,  die  Verteilung  der  Fracht- 
kosten auf  beide  Kontrahenten,  die  Gestattung  des  Umtauschs,  die  Über- 
nahme des  Zolles  und  Ähnliches  gehört  hierher.  Der  Grofshandel  folgt 
in  solchen  Dingen  mehr  einer  feststehenden  Übung,  die  bei  scharfer 
Konkurrenz  freilich  nicht  selten  durchbrochen  werden  mufs.  Im  Klein- 
handel ist  man  auch  in  diesen  Beziehungen  durch  die  Konkurrenz  oft 
zu  einem  sehr  weitgehendem  Entgegenkommen  gegen  die  Wünsche  der 
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Kunden  genötigt  und  sucht  einander  den  Rang  abzulaufen.  Im  Klein- 
handel hat  man  auch  oft  zu  gewohnheitsmäfsigen  Zugaben  je  nach  der 
Höhe  der  Einkäufe,  zu  regelmäfsigen  Geschenken  an  die  Abnehmer 
selbst  oder  an  ihre  Dienstboten  und  ähnlichen  Mitteln  gegriffen,  die  den 
Anschein  besonders  günstiger  Bezugsbedingungen  erwecken  sollen,  im 
allgemeinen  aber  als  ein  irreführender  Auswuchs  betrachtet  werden 
müssen. 

Ein  anderer  Punkt,  in  welchem  die  Kaufleute  miteinander  wetteifern, 
ist  die  Bequemlichkeit  der  Aufgabe  der  Warenbestellung  und  der  Waren- 
zuführung an  die  Abnehmer:  Auch  das  spielt  im  Grofshandel  bei  scharfer 
Konkurrenz  eine  Rolle.  Noch  mehr  und  noch  regelmäfsiger  suchen  die 
Kleinhändler  sich  in  diesen  Dingen  zu  überbieten.  Dem  Konsumenten 
wird  oft  zu  bestimmten  Zeiten  ein  Bote  in's  Haus  gesandt,  um  die  Be- 
stellungen entgegenzunehmen,  oder  es  werden  ihm  Bestellkarten  —  mit- 
unter schon  mit  Freimarken  versehen  —  übergeben,  in  denen  die  am 
häufigsten  gebrauchten  Artikel  vorgedruckt  sind,  sodafs  man  nur  die 
gewünschte  Menge  auszufüllen  braucht  In  manchen  Geschäftszweigen 
hat  es  sich  auch  eingebürgert,  Bestellkästen  auf  den  Strafsen  anzubringen, 
in  die  der  Konsument  beim  Vorübergehen  den  Bestellzettel  wirft  u.  s.  w.  Die 
Konkurrenz  hat  in  solchen  Dingen,  die  der  Bequemlichkeit  des  Konsumenten 
Vorschub  leisten,  sehr  erfinderisch  gemacht.  Die  bestellten  Waren  werden 
dann  durch  besondere  Boten  in's  Haus  geschickt  In  gröfseren  Orten 
braucht  man  oft  keinen  Schritt  vor  die  Thüre  zu  setzen  und  kann  doch 
alles,  was  man  nötig  hat,  von  den  Kaufleuten  beziehen.  Kaufleute,  die 
nicht  in  gleicher  Weise  vorgehen  und  nach  der  früheren  Art  dem  Kon- 
sumenten zumuten,  für  seine  Einkäufe  sich  selbst  in  den  Laden  zu  be- 
mühen oder  seine  Dienstboten  zu  schicken,  verlieren  manchen  Kunden 
an  die  Geschäfte,  die  der  Bequemlichkeit  der  Käufer  mehr  entgegen- 
kommen. 

Auch  in  der  äufseren  Ausstattung,  die  den  Waren,  sowohl  einzelnen 
als  auch  mehreren  Stücken  oder  den  Mustern,  beigegeben  wird,  um  sie 
in  möglichst  vorteilhafter  Gestalt  den  Abnehmern  vorzuführen,  also  in 
der  „Aufmachung"  besteht  ein  reger  Wetteifer  unter  den  Kaufleuten. 
Solche  Äufserlichkeiten  sind  nicht  gleichgültig  für  die  Absatzgewinnung. 
Die  geschickte  Aufmachung  fesselt  den  Beschauer  der  Ware,  und  wenn 
der  Kaufmann  es  versteht,  darin  der  Geschmacksrichtung  der  Konsumenten 
gerecht  zu  werden,  so  hat  er  schon  dadurch  mehr  Aussicht  auf  Absatz, 
als  andere,  denen  das  Gleiche  nicht  gelingt  Die  einzelnen  Abnehmer- 
kreise haben  in  dieser  Beziehung  recht  verschiedene  Wünsche  und  Ge- 
wohnheiten, die  allerdings  einem  gewissen  Modewechsel  unterworfen 
sind.  Auch  läfst  sich  beobachten,  dafs  die  einzelnen  Gegenden  in  ihren 
Ansprüchen  an  die  äufsere  Ausstattung  der  Waren  von  einander  abweichen. 
Dem  mufs  der  Kaufmann  sich  anzupassen  suchen.   Das  gilt  zunächst 


Digitized  by 


152 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


für  den  Kleinhandelsverkehr;  aber  auch  im  Grofshandel  ist  es  von  Be- 
deutung, selbst  im  internationalen  Verkehr.  Für  die  asiatischen,  süd- 
amerikanischen und  australischen  Absatzgebiete  spielt  sogar  die  Auf- 
machung oft  eine  entscheidende  Bolle. 

Hieran  reiht  sich  das  Streben,  durch  auffällige,  blendende  Ausstattung 
der  Auslagen  und  Schaufenster,  durch  Aufsehen  erregende  Anzeigen, 
geschmackvolle  Plakate,  schön  ausgestattete  Kataloge  und  Preislisten 
u.  dergl.  die  Aufmerksamkeit  der  Konsumenten  zu  erregen  und  die  Waren 
besser  bekannt  zu  machen.  Auch  in  diesen  Dingen  sucht  jetzt  einer 
dem  Anderen  zuvorzukommen. 

Im  Kleinhandel  zeigt  sich  weiterhin  noch  ein  sehr  grofser,  mitunter 
krankhafter  Eifer,  die  übrigen  Kaufleute  durch  Annehmlichkeit,  Gröfse, 
Beleuchtung  und  sonstige  Ausstattung  der  Verkaufsstellen  zu  überbieten. 
An  sich  liegt  dem  ein  psycholochisch  richtiger  Gedanke  zu  Grunde. 
Die  meisten  Menschen  ziehen  es  vor,  in  grofsen  und  schönen  Laden- 
lokalen  zu  kaufen,  anstatt  in  unfreundlichen  und  engen  Winkeln.  Bei 
Nahrungs-  und  Genufsmitteln  ist  das  für  die  Auswahl  des  Lieferanten 
oft  von  entscheidender  Bedeutung,  da  man  Waren  aus  wenig  ansprechen- 
den Geschäftslokalen  vielfach  mifstrauisch  gegenüber  steht  Aber  auch 
auf  anderen  Gebieten  des  Kleinhandels  haben  sich  die  Ansprüche  der 
Konsumenten  in  dieser  Beziehung  sehr  gesteigert  Ein  gewisser  Luxus 
in  der  äufseren  Erscheinung  der  Verkaufslokale  wird  jetzt  fast  allgemein 
gewünscht  Für  den  Kaufmann  ist  es  nicht  immer  leicht,  diesen  An- 
sprüchen zu  genügen,  und  der  Wetteifer  darin  ist  so  stark,  dafs  immer 
raffiniertere  Arten  der  Ausstattung  der  Ladenlokale  um  sich  greifen. 
Besonders  bei  Neubauten  werden  die  Läden  in  der  glänzendsten  Weise 
ausgestaltet  Die  älteren  Geschäfte,  deren  Verkaufsräume  viel  be- 
scheidener sind,  werden  dadurch  leicht  vom  Absatz  abgedrängt,  und  die 
Unkosten  der  kaufmännischen  Vermittlung  werden  nicht  unerheblich 
gesteigert.  Namentlich  die  Grofsbetriebe  des  Kleinhandels,  die  Waren- 
häuser leisten  in  der  äufseren  Erscheinung  der  Verkaufsräume  sehr 
viel,  und  das  trägt  mit  dazu  bei,  ihnen  einen  Vorsprung  zu  sichern.  Bei 
den  Konsumvereinen  dagegen  tritt  diese  Seite  der  Sache  zurück.  Hier 
dienen  andere  Reizmittel,  namentlich  die  „Dividenden"  dazu,  die  Mitglieder 
des  Vereins  zu  fesseln. 

Alle  diese  verschiedenen  Richtungen  der  Konkurrenz  der  Kaufleute 
dienen  demselben  Ziel,  dem  Ziel,  Absatz  zu  gewinnen.  Ob  und  in  welchem 
Umfange  das  Ziel  erreicht  wird,  hängt  ab  von  den  Bedingungen  und 
Voraussetzungen,  unter  denen  die  einzelnen  Kaufleute  am  Konkurrenz- 
kämpfe teilnehmen.  Der  Erfolg  im  Konkurrenzkampf  kann  dem  Einzelnen 
nur  zu  teil  werden,  wenn  gewisse  persönliche  und  sachliche  Voraus- 
setzungen erfüllt  sind.  Unter  den  persönlichen  Voraussetzungen  des  Er- 
folges ist  in  erster  Linie  zu  nennen  eine  genügende  allgemeine  und  fach- 
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liehe  Ausbildung.  Daran  fehlt  es  einem  nicht  unerheblichen  Teil  der 
Kleinhändler  durchaus. 

Selbstverständlich  bestehen  darin  Unterschiede  sowohl  nach  Bezirken 
als  auch  nach  Geschäftszweigen.  Man  findet  manche  Plätze,  in  denen 
die  überwiegende  Mehrzahl  der  Kleinhändler  eine  kaufmännische  Aus- 
bildung —  in  der  Regel  rein  praktischer  Art  —  genossen  hat.  Aber 
es  giebt  auch  viele  andere,  in  denen  die  Fachbildung  sehr  häufig  den 
Kleinhändlern  fehlt.  Besonders  gern  suchen  Personen  ohne  kaufmännische 
Ausbildung  den  Cigarrenhandel  auf.  In  Leipzig  z.  B.  sind  nach  den 
mehrerwähnten  Erhebungen  über  die  Lage  des  Kleinhandels  die  wenigsten 
Cigarrenhändler  kaufmännisch  vorgebildet  Auch  anderswo  ist  festzu- 
stellen, dafs  der  Cigarrenhandel  die  Zufluchtsstätte  aller  möglichen  in 
andern  Berufen  gescheiterten  Existenzen  ist 

Im  Handel  mit  Kleineisenwaren  finden  sich  nicht  wenige  Ge- 
schäftsinhaber, die  eine  eigentliche  kaufmännische  Vorbildung  nicht 
haben.  Soweit  sie  früher  im  Eisengewerbe  als  Handwerker  thätig  waren, 
bringen  sie  aber  wenigstens  gewisse  technische  Kenntnisse  mit,  die  ihnen 
auch  beim  Handel  zu  gute  kommen.  Im  Manufakturwarenhandel  zu  Grätz 
ist  die  Hälfte  und  in  Wreschen  der  gröfste  Teil  der  Kleinhändler  nicht  kauf- 
männisch gebildet  Im  Kleinhandel  zu  Königsee  (Schwarzburg-Rudolstadt) 
ist  V*  der  Kaufleute  früher  im  Handwerk  oder  in  anderen  nicht  kauf- 
männischen Erwerbszweigen  thätig  gewesen.  Auch  im  Kolonialwaren- 
handel steht  es  oft  recht  schlimm  um  die  Fachbildung.  Im  Kolonial- 
warenhandel zu  Rawitsch  sind  3/s,  zu  Ostrowo  2/9,  zu'  Lüdenscheid  über  4/s, 
im  Kreise  Gifhorn  fast  3/s  der  Geschäftsinhaber  ohne  kaufmännische  Aus- 
bildung. Im  Kreise  Gifhorn  finden  sich  frühere  Schuhmacher,  Gastwirte, 
Tischler,  Hüttenmeister,  Schreiber,  Staatsbeamte,  Bäcker,  Müller,  Klempner, 
Kürschner,  Wollspinner  und  Hausknechte  als  Kolonialwarenhändler.1) 

Die  allgemeine  Bildung  der  Geschäftsinhaber  geht  bei  einem  sehr 
grofsen  Teil  nicht  über  die  gewöhnliche  Volksbildung  hinaus. 

Diese  keineswegs  erfreulichen  Thatsachen  spielen  im  Konkurrenz- 
kampf des  Kleinhandels  eine  grofse  Rolle.  Unter  sonst  gleichen  Ver- 
hältnissen ist  jedenfalls  der  mit  guter  allgemeiner  und  mit  gründlicher 
kaufmännischer  Ausbildung  Ausgestattete  stark  im  Vorsprung  und  kann 
die  mangelhaft  gebildeten  Kaufleute  bei  Seite  drängen.  Der  Kleinhandel 
ist  eben  nicht  geeignet,  das  Sammelbecken  aller  der  Existenzen  zu  seiiiy 
die  an  anderer  Stelle  nicht  vorwärtsgekommen  sind;  denn  er  ist  ein 
Erwerbszweig,  der  —  wie  jeder  andere  —  ein  bestimmtes  Mals  prak- 
tischer und  theoretischer  Kenntnisse  verlangt  Lediglich  mit  einer 
gröfseren  oder  geringeren  Dosis  gesunden  Menschenverstandes  kann  man 
noch  lange  nicht  ein  tüchtiger  Kleinhändler  werden. 

1)  Diese  Einzelheiten  werden  in  den  mehrerwähnten  Erhebungen  über  „Die 
Lage  des  Kleinhandels  in  Deutschland44  berichtet 
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Im  Grofshandel  liegen  die  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung  wesent- 
lich günstiger.  Die  erforderliche  Fachbildung  ist  meistens  vorhanden; 
die  wünschenswerte  und  notwendige  allgemeine  Bildung  fehlt  freilich 
manchmal. 

Auch  bei  gleicher  Vorbildung  wird  der  Erfolg  der  konkurrierenden 
Kaufleute  verschieden  sein.  Denn  noch  viele  andere  persönliche  Eigen- 
schaften haben  darauf  Einflufs.  Praktische  Erfahrung,  Gewandtheit 
Geschicklichkeit,  Findigkeit,  Rührigkeit,  Energie,  Ausdauer,  Reellität,  unter 
Umständen  freilich  auch  —  bei  besonders  zugespitzten  Verhältnissen  —  eine 
gewisse  Rücksichtslosigkeit  und  Skrupellosigkeit  sind  wichtige  Hilfsmittel. 

Unter  den  sachlichen  Bedingungen  des  Erfolges  im  Konkurrenz- 
kampf nimmt  eine  besonders  wichtige  Stelle  ein  die  Ausrüstung  mit  dem 
erforderlichen  eigenen  Kapital  und  mit  dem  zu  dessen  Ergänzung  nötigen 
Kredit  Die  thatsächliche  Erfahrung  bestätigt  das  immer  aufs  neue. 
Nicht  nur  im  Grofshandel,  auch  im  Kleinhandel  hat  der  kapitalkräftige 
Betrieb  einen  grofsen  natürlichen  Vorsprung.  Durch  Fleifs  und  Energie 
kann  es  dem  weniger  gut  mit  Kapital  ausgerüsteten  Kaufmann  wohl 
gelingen,  sich  in  die  Höhe  zu  arbeiten;  aber  mit  je  kapitalkräftigeren 
Elementen  er  zu  konkurrieren  hat,  desto  schwerer  wird  ihm  die  Erhaltung 
und  Hebung  seiner  kaufmännischen  Existenz.  Im  Kleinhandel  bestehen 
darin  oft  in  derselben  Stadt  krasse  Unterschiede.  Betriebe,  deren  ganzes 
Anlage-  und  Betriebskapital  noch  nicht  5000  M.  ausmacht,  konkurrieren 
mit  solchen,  die  mehrere  100000  M.,  ja  1  Mill.  und  mehr  Mark  in  die 
Wagschale  werfen.  Die  Konsumvereine  sind  ebenfalls  oft  kapitalkräftiger 
als  der  einzelne  Kleinhändler,  und  bei  den  grofsen  Warenhäusern  vollends 
ballt  sich  das  Kapital  zu  so  riesigen  Massen  an,  dafs  oft  viele  hundert 
einzelner  Kleinhändler  zusammen  noch  nicht  die  gleiche  Kapitalkraft 
repräsentieren.  Mancher  Mifserfolg  im  Kaufmannsstande  erklärt  sich 
aus  solchen  Unterschieden. 

Dazu  kommt  die  verschiedene  Schnelligkeit  des  Umschlages  und 
das  verschiedene  Verhältnis  der  Unkosten  zum  Umsatz,  zwei  Punkte,  in 
denen  der  einzelne  Kleinhändler  ebenfalls  den  Konsumvereinen  und  Grofs- 
magazinen  oft  nachstehen  mufs.  Auch  der  notwendige  Umfang  und  die 
Schwierigkeit  des  Lagerhaltens,  die  gröfsere  oder  geringere  Mühe  bei 
Erwerbung  ständiger  Kundschaft,  die  Konsumgewohnheiten,  die  Zahlungs- 
fähigkeit und  Zahlungswilligkeit  der  Abnehmerkreise  und  dergL  mehr 
sind  von  Bedeutung. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  die  Konkurrenz  im  Handel  durch- 
geführt wird,  sind  mithin  sehr  ungleich,  und  zwar  ist  im  Kleinhandel 
die  Ungleichheit  noch  schärfer  ausgedrückt,  als  im  Grofshandel.  Darin 
liegt  zunächst  ein  Nachteil  für  die  Einzelnen,  aber  auch  ein  Nachteil  für 
die  Gesamtheit  Von  der  Auffassung,  dafs  die  Konkurrenz  stets  und 
überall  für  die  Gesamtheit  günstig  sei,  ist  man  ja  längst  abgekommen.  Die 
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Konkurrenz  hat  überall  und  jederzeit  sowohl  gute  als  auch  schlechte 
Wirkungen.  Sollen  die  guten  Wirkungen  überwiegen,  so  müssen  die 
konkurrierenden  Parteien  annähernd  mit  gleichen  Kräften  ausgerüstet 
sein  und  unter  annähernd  gleichen  Bedingungen  in  den  Kampf  eintreten. 
Je  weniger  das  der  Fall  ist,  desto  leichter  treten  die  nachteiligen  Wirkungen 
der  Konkurrenz,  das  rücksichtslose  Niedertreten  schwacher  Existenzen, 
die  skrupellosen  Eingriffe  in  die  Rechtssphäre  anderer,  die  unbedenkliche 
Anwendung  unlauterer  Mittel  in  den  Vordergrund.  Da  nach  dem  Ge- 
sagten im  Grofshandel  die  Bedingungen,  unter  denen  der  Konkurrenz- 
kampf aufgenommen  wird,  im  allgemeinen  sowohl  in  sachlicher  als  auch 
in  persönlicher  Beziehung  mehr  gleichartig  sind  als  im  Kleinhandel,  so 
ist  es  ohne  weiteres  klar,  dafs  die  allgemeinen  Wirkungen  der  Konkur- 
renz im  Grofshandel  anders  sind  als  im  Kleinhandel. 

Was  man  der  Konkurrenz  als  günstige  Wirkung  nachrühmen  muf  s, 
die  Verhinderung  übermäfsiger  Preise,  ihre  Anpassung  an  die  allgemeinen 
Marktverhältnisse,  die  Ausgleichung  der  Gewinne,  die  allmähliche  Aus- 
merzung wirklich  untüchtiger  und  unbrauchbarer  Elemente  und  eine  der 
Gesamtheit  zuträgliche  Auslese  der  tüchtigeren  Kräfte  und  deren  Antrieb 
zu  besonderer  Anspannung,  das  hat  sich  am  meisten  im  Grofshandel 
gezeigt  Die  hergebrachten  Lehren  von  den  guten  Wirkungen  der  freien 
Konkurrenz  passen  nirgends  besser  als  hier. 

Aber  selbst  im  Grofshandel,  in  welchem  im  allgemeinen  genügend 
vorgebildete  und  mit  ausreichender  Kapitalkraft  ausgerüstete  Kämpfer  auf 
den  Plan  treten,  fehlt  es  doch  nicht  an  Anzeichen,  dafs  ungünstige 
Wirkungen  möglich  sind,  namentlich  dann,  wenn  zu  viele  sich  dem 
betr.  Grofshandelszweige  zuwenden.  In  der  neuesten  Zeit  sind  genug 
Beispiele  dafür  zu  finden,  dafs  der  Grofshandel  über  seine  eigentliche 
Grenze  hinausgreift  An  sich  hat  er  namentlich  den  Verkehr  zwischen 
Produzenten  und  Kleinhändlern  zu  vermitteln.  Aber  vielfach  hat  er  sich 
schon  direkt  an  die  Konsumenten  herangedrängt;  durch  Detailreisende, 
durch  Heranziehung  von  Hausierern,  durch  Versendung  in  Postpacketen 
und  dergL  mehr  sucht  er  sich  des  Konsumenten  selbst  in  nicht  wenigen 
Fällen  zu  bemächtigen.  Im  allgemeinen  ist  das  kein  erfreulicher  Vor- 
gang. Der  Kleinhandel  in  irgend  einer  Form  ist  für  die  Hauptmasse 
der  Konsumenten  unentbehrlich  und  nützlich.  Das  Beiseitedrängen  dieses 
natürlichen  Vermittlers  der  Bezüge  im  kleinen  kann  jedenfalls  nicht 
schlechthin  als  ein  wirtschaftlicher  Fortschritt  bezeichnet  werden.  Nur 
soweit  es  sich  um  Ausstofsung  wirklich  überflüssiger  Zwischenhände  dreht, 
kann  man  vom  allgemeinen  Standpunkt  aus  einen  Vorteil  darin  erblicken. 

Ein  weiteres  Symptom  dafür,  dafs  im  Grofshandel  teilweise  die  Kon- 
kurrenz schon  die  gesunden  Bahnen  verlassen  hat,  darf  in  der  Thatsache 
erblickt  werden,  dafs  Kleinhändlern,  namentlich  neu  auftretenden,  in 
übermäfsiger  Weise  von  Grofshändlern  Kredit  gewährt  wird. 
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Bei  weitem  schärfer  als  im  Grofshandel  treten  die  ungünstigen 
Wirkungen  der  Konkurrenz  im  Kleinhandel  zu  Tage.  Selbstverständlich 
kann  auch  im  Kleinhandel  die  Konkurrenz  nützlich  wirken  durch  Aus- 
gleichung der  Preise  und  Gewinne,  durch  Anpassung  der  Preisbewegung 
an  die  Marktverhältnisse  des  Grofsverkehrs,  durch  Anregung  zur  Anspannung 
aller  Kräfte,  durch  Beiseiteschiebung  ungeeigneter  Elemente.  Oft  genug 
sind  auch  thatsächlich  solche  Wirkungen  zu  verzeichnen;  aber  sie  setzen 
stets  voraus  dals  der  Kleinhandel  des  betr.  Bezirks  und  Geschäftszweiges  in 
der  Hand  tüchtiger  und  gut  ausgebildeter  Kräfte  mit  hinreichenden  Mitteln 
liegt,  und  dafs  er  nicht  überfüllt  ist  Selbst  unter  solchen  Voraussetzungen 
treten  indes  diejenigen  Wirkungen,  welche  unmittelbar  dem  Konsumenten 
zu  gute  kommen,  also  die  Anpassung  der  Preise  an  die  Bewegungen  im 
Grofsverkehr  und  die  Ermäfsigung  der  Preiszuschläge  zu  den  Selbst- 
kosten, nur  langsam  und  schleppend  und  unvollkommen  ein,  weil  nament- 
lich die  geringe  Geschäftsgewandtheit  und  Marktkenntnis  der  Masse  der 
Konsumenten  und  der  langsamere  Umsatz  sich  hemmend  in  den  Weg  stellen. 

Sehr  oft  sind  aber  gerade  im  Kleinhandel  die  Verhältnisse  ungesund. 
Das  gilt  selbst  dann,  wenn  man  lediglich  die  Konkurrenz  der  selbständigen 
ansässigen  Kleinhandelsfirmen  ins  Auge  fafst  Es  ist  schon  darauf  hin- 
gewiesen, welche  krassen  Unterschiede  in  der  Ausrüstung  mit  allgemeinem 
und  fachlichem  Wissen  und  mit  Kapital  gerade  im  Kleinhandel  vielfach 
bestehen.  Deshalb  sind  es  sehr  ungleiche  Elemente,  die  hier  in  Wett- 
kampf treten,  und  ein  Konkurrenzkampf  unter  ungleichen  Elementen  ist 
von  vornherein  weniger  geeignet,  günstige  allgemeine  Wirkungen  zu 
erzeugen.  Auch  darauf  ist  schon  hingewiesen,  dafs  der  Kleinhändler 
der  Konkurrenz  von  sehr  vielen  Seiten  her  ausgesetzt  ist,  weil  die  Grenzen 
zwischen  den  einzelnen  Geschäftszweigen  nicht  streng  in  der  Praxis 
innegehalten  werden.  Das  macht  den  Konkurrenzkampf  für  den  Einzelnen 
schwieriger  als  im  Grofshandel  und  führt  zu  einer  sehr  lebhaften  und 
hitzigen  Form  des  Kampfes. 

Dazu  kommt,  dafs  sich  vielfach  die  Zahl  der  konkurrierenden  Be- 
triebe stark  vermehrt  hat  Das  bedeutet  oft  eine  Verschärfung  der  Kon- 
kurrenz, wenn  man  auch,  wie  schon  erwähnt,  nicht .  allgemein  eine 
Überfüllung  des  Kleinhandels  behaupten  kann.  Nach  den  deutschen 
Statistiken  kam  im  Warenhandel 


1882 

1895 

ein 

auf 

118 

Einw. 

auf 

93  Einw. 

ein 

selbständiger  Erwerbstätiger  l)    .  . 

» 

120 

» 

77 

109  „ 

ein 

Erwerbstätiger  überhaupt1)    .    .  . 

77 

68 

77 

77 

52  „ 

ein 

Berufszugehöriger  überhaupt2)     .  . 

77 

25 

77 

77 

22  „ 

eine  durchschnittlich  beschäftigte  Person  3) 

77 

58 

77 

7t 

46  „ 

1)  Nach  dem  Hauptberuf. 

2)  Erwerbstätige  nach  dem  Hauptberuf,  Dienende  und  Angehörige. 

3)  In  den  Hauptbetrieben. 
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Auf  100000  Einwohner  kamen 


1892 

1895 

845 

1083 

Selbständige  Erwerbstätige  des  Warenhandels  x)    .  . 

832 

917 

Erwerbstätige  überhaupt1)    „           „              .  . 

1476 

1918 

Berufszugehörige2)    „          „           „              .  . 

3952 

4547 

Durchschnitt!,  beschäftigte  Personen  des  Warenhandels  3) 

1719 

2198 

Die  Zahl  der  Hauptbetriebe  des  Warenhandels,  ihr  Personal  und 
die  gesamte  davon  zu  ernährende  Bevölkerung  sind  also  viel  schneller 
gewachsen,  als  die  Einwohnerzahl  des  Reiches,  sodafs  der  Personen- 
kreis, der  einen  Kaufmann,  sein  Personal  und  seine  Angehörigen  ernähren 
soll,  viel  kleiner  geworden  ist  Gleichzeitig  ist  nun  aber  auch  der  Wohl- 
stand und  deshalb  der  Konsum  in  vielen  Dingen  gewachsen.  Nach  dem 
„Statistischen  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichsu  betrug  z.  B.  der  Verbrauch 
pro  Kopf  an 

1881/85  1891/95  1898 

durchschn.  durchschn. 


.  3,43 

kg 

4,95 

kg 

6,30 

kg 

,  0,12 

jj 

0,15 

77 

0,15 

77 

Gesalzenen  Heringen 

.  3,01 

77 

3,74 

77 

3,82 

77 

.  2,44 

77 

2,41 

77 

2,80 

77 

.  0,06 

77 

0,16 

77 

0,27 

77 

.  1,81 

77 

2,49 

2,51 

77 

Südfrüchten     .    .  . 

.  0,03 

77 

0,05 

77 

0,05 

77 

.  0,06 

77 

1,56 

77 

2,44 

77 

.  8,54 

77 

14,82 

77 

17,23 

77 

.  7,80 

77 

9,90 

71 

11,80 

77 

Tabak   

.  1,40 

77 

1,50 

77 

1,80 

77 

Der  Konsum  pro  Kopf  hat  sich  also  in  wichtigen  Artikeln  beträcht- 
lich gesteigert  und  zwar  zum  Teil  noch  rascher,  als  sich  die  Zahl  der 
Warenhandelsbetriebe  und  der  von  denselben  zu  ernährenden  Personen 
im  ganzen  auf  100000  Einwohner  gehoben  hat.  Ob  der  Konsum,  dessen 
Deckung  durch  den  Warenhandel  erfolgen  mufs,  in  seiner  Gesamtheit 
sich  stärker  vermehrt  hat,  als  die  Zahl  der  Betriebe  und  ihrer  zugehörigen 
Bevölkerung,  läfst  sich  freilich  daraus  noch  nicht  folgern,  und  ebenso- 
wenig, ob  angesichts  der  Bewegung  der  Preise  der  Gesamtumsatz  des 
Warenhandels,  in  Geld  ausgedrückt,  entsprechend  stärker  gestiegen  ist 
Die  Statistik  gestattet  nicht,  darüber  Berechnungen  aufzustellen,  die  irgend 
eine  Beweiskraft  hätten. 

Eine  gewisse  Vermehrung  der  Betriebe  des  Warenhandels  auch  über 
das  Maf s  des  Bevölkerungszuwachses  hinaus  ist  jedenfalls  möglich,  ohne 
dafs  deshalb  die  Erwerbsmöglichkeit  für  die  Kaufleute  zurückgegangen 
zu  sein  braucht 

1)  Nach  dem  Hauptberuf. 

2)  Erwerbstätige  nach  dem  Hauptberuf,  Dienende  und  Angehörige. 

3)  In  den  Hauptbetrieben. 
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Das  gilt  auch  für  einzelne  Bezirke  und  Geschäftezweige.  Im  Eisen- 
warenhandel zu  Hannover-linden  z.B.  kam  ein  Geschäft  1860  auf  9474, 
1896  schon  auf  4678  Einwohner,  ohne  dafs.über  eine  Überfüllung  ge- 
klagt wird  (Vergl.  „Die  Lage  des  Kleinhandels  in  Deutschland",  hrsgg. 
von  der  Handelskammer  zu  Hannover). 

In  Königsee  bei  Rudolstadt  dagegen  ist  in  den  letzten  30  Jahren 
die  Einwohnerzahl  von  2400  auf  3000,  also  um  25  Proz.  gestiegen,  da- 
gegen die  Zahl  der  Kolonial-  und  Materialwarengeschäfte  von  4  auf  18, 
der  Manufakturwarenhandlungen  von  3  auf  10,  der  Galanterie-  und 
Papierwarenhandlungen  von  4  auf  8,  der  Eisenwarenhandlungen  von  2 
auf  8.  Dort  klagt  man  über  Überfüllung,  auch  bei  Berücksichtigung 
des  Umstandes,  dafs  aus  der  Umgegend  noch  etwa  4000  Seelen  dem  Ab- 
nehmerkreis hinzugefügt  werden  müssen.  An  Beispielen  dafür,  dafs 
die  Zahl  der  Geschäfte  sich  gegenüber  der  Bevölkerung  vermindert  hat, 
fehlt  es  anderseits  auch  nicht  In  Lüdenscheid  z.  B.  kam  1  Spezerei- 
geschäft  1896  auf  418  Einwohner,  dagegen  1885/6  auf  147  Einwohner. 

Der  durchschnittliche  Abnehmerkreis  der  einzelnen  Geschäfte  ist  sehr 
verschieden.  Er  betrug  z.  B.  im  Eisenwarenhandel  zu 

Hannover- Linden  .    .    .    4678  Einwohner 

Emden   1400  „ 

Königsee  und  Umgegend     875       „  , 
im  Manufakturwarenhandel  zu 

Barmen  1911  Einwohner 

Königsee  und  Umgegend     700  „ 

Emden   476        „  , 

im  Kolonialwarenhandel  zu 

Posen   1062  Einwohner 

Hameln   572  „ 

Lüdenscheid     ....     418  „ 

Rawitech   393  „ 

Königsee  und  Umgegend     390  „ 

Frankenhausen     ...     300  „ 

Emden  167  „ 

Kreis  Gifhorn  ....  125  „ 
Diese  Unterschiede  mögen  zum  Teil  ausgeglichen  werden  durch  den 
stärkeren  Bedarf  der  Bevölkerung;  aber  sie  sind  doch  so  grofs,  dafs  für 
manche  Bezirke  die  Klagen  über  allzu  scharfe  Konkurrenz  und  über 
wenig  erfreuliche  Absatzverhältnisse  berechtigt  erscheinen.  Im  Durch- 
schnitt des  Reiches  ist  der  Abnehmerkreis  für  ein  Manufakturwarenge- 
schäft rund  900,  für  ein  Kolonialwarengeschäft  rund  350  Einwohner; 
in  diesen  Zahlen  steckt  aber  auch  der  Grofshandel. 

Zum  Teil  liegt  trotz  der  erheblichen  Vermehrung  der  Betriebe  die 
Sache  so,  dafs  der  sefshafte  selbständige  Kleinhandel  ein  hinreichendes 
Absatzfeld  haben  würde,  wenn  er  nicht  von  anders  gearteten  Warenver- 
triebsanstalten um  einen  Teil  des  Absatzes  gebracht  würde. 
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Gerade  diese  „ungleichartige  Konkurrenz44  ist  ein  Gegenstand  viel- 
facher Klagen,  und  der  dadurch  dem  Kleinhändler  entzogene  Absatz  ist 
an  manchen  Orten  so  umfangreich,  dafs  der  Rest  für  die  vorhandenen 
Kleinhändler  nicht  ausreicht 

Da  sind  zunächst  die  Hausierer,  die  mitunter  von  Fabriken  und 
Grofshandlungen  herangezogen  werden,  um  sonst  unverkäufliche  Reste 
anzubringen.  Sie  drängen  sich  an  den  einzelnen  Konsumenten  heran, 
sie  suchen  ihn  in  seinem  Hause  auf  und  sind  oft  schwer  abzuweisen. 
Ihre  Konkurrenz  macht  sich  namentlich  auf  dem  Lande  bemerkbar,  trifft 
hier  aber  nicht  nur  die  dort  ansässigen  Kaufleute,  sondern  auch  die  in 
der  Stadt  wohnenden  und  auf  Landkundschaft  angewiesenen  Händler. 
Zum  Teil  hat  sich  dabei  ein  Naturaltausch  entwickelt  Im  posenschen 
Gebiet  tauschen  die  Hausierer  oft  Eier  und  Butter  gegen  Kolonialwaren 
und  verkaufen  dann  die  Eier  und  Butter  wieder  an  Grofshändler. 

In  den  Städten  sind  es  die  Wanderlager,  diese  neue  Form  des 
Wanderhandels,  die  dem  Kaufmann  des  Orts  eine  oft  schwer  zu  be- 
siegende, wenn  auch  nur  gelegentlich  auftretende  Konkurrenz  bereiten, 
ähnlich  wie  auf  dem  Lande  die  Hausierer. 

Dazu  kommen  die  Detailreisenden,  die  in  Stadt  und  Land  die  ein- 
zelnen Konsumenten  aufsuchen  und  —  mitunter  unter  sehr  geschickter  Ein- 
führung —  zum  Absatz  bewegen.  Sie  werden  von  Fabrikanten  und 
Grofshändlern,  aber  auch  von  grösseren  Kleinhandelsbetrieben  ausgesandt 
und  haben  von  dem  Ladengeschäft  das  unmittelbare  Herantreten  an  den 
einzelnen  Konsumenten  voraus.  Eine  ähnliche  Rolle  spielen  im  Hannöver- 
schen  die  „westfälischen  Kommissionäre44,  die  bei  den  einzelnen  Ab- 
nehmern Bestellungen  auf  Eisenwaren  aufnehmen  und  die  betr.  Waren 
alsdann  in  westfälischer  Kleineisenbetrieben  herstellen  lassen. 

Das  Eingreifen  der  Produzenten  in  die  Konkurrenz  im  Kleinhandel, 
das  uns  schon  bei  den  Detailreisenden  begegnete,  erfolgt  zum  Teil  auch 
in  Gestalt  bestimmter  Läden,  die  von  dem  Fabrikanten  veranlafst  und 
mit  seiner  Hilfe  errichtet  und  erhalten  werden,  aber  formell  selbständig 
sind  und  die  Aufgabe  haben,  sonst  nicht  abzusetzende  Lagerbestände  an 
die  einzelnen  Konsumenten  zu  bringen.  Diese  „Fabrikläden44  schmücken 
sich  mit  der  Devise  „Verkauf  zu  Fabrikpreisen44,  was  aber  durchaus 
nicht  immer  der  Wahrheit  entspricht 

Die  geringe  Preislage  der  hier  vertriebenen  Waren  ist  das,  was  die 
Konsumenten  reizt;  dafs  sie  dabei  oft  Waren  erhalten,  die  nicht  mehr 
marktgängig  sind,  ist  ihnen  gleichgültig  oder  unbekannt 

Geringe  Preise  und  minderwertige  Beschaffenheit  charakterisieren  auch 
den  Konkurrenzkampf,  der  von  den  „Ramschgeschäften44  ausgeht  Sie 
kaufen  Lagerbestände,  auf  deren  Absatz  nicht  mehr  gerechnet  werden 
kann,  fehlerhafte  oder  beschädigte  Waren  u.  s.  w.  in  gröfseren  Mengen 
auf;  die  scheinbare  Billigkeit  lockt  die  Konsumenten  an. 
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Solche  Geschäfte  haben  sich  neuerdings  an  einzelnen  Orten  stark 
vermehrt  In  Memel  z.  B.  gab  es  1885:  6,  1890:  10,  1895:  15,  1897:  24 
Kamschgeschäfte,  die  namentlich  den  Manufakturwarenhändlern  einen 
scharfen  Wettbewerb  bereiten. 

Dazu  kommen  weiterhin  die  Konsumvereine,  die  —  mögen  sie  nur 
an  Mitglieder  oder  auch  an  Nichtmitglieder  verkaufen  —  dem  bestehenden 
Kleinhandel  einen  Teil  des  Absatzes  entreifsen.  Die  Konsumvereine 
arbeiten  in  der  Regel  mit  genügendem  Kapital  und  mit  geringeren  Un- 
kosten, da  gleiche  Ansprüche  an  Ausstattung  der  Verkaufsräume,  an 
Bequemlichkeit  der  Bestellung  und  Zuführung  der  Waren  u.  s.  w.  wie 
an  den  Einzelkaufmann  nicht  gestellt  werden,  und  da  der  genossenschaft- 
liche Vertrieb  auch  mit  Löhnen  und  Gehältern  und  sonstigen  Ausgabe- 
posten weniger  belastet  ist  Die  Konsumvereine  haben  überdies  einen 
festen  Abnehmerstamm,  der  namentlich  durch  die  Dividende  festgehalten 
wird,  sie  haben  einen  schnelleren  Umschlag  und  sind  durch  alles  das 
oft  dem  Kleinhändler  überlegen,  auch  wenn  sie  in  keiner  Weise  bei 
Steuern  und  Abgaben  u.  dergl.  günstiger  behandelt  werden.  Durch  das 
Barzahlungssystem,  das  die  meisten  Konsumvereine  streng  durchführen, 
sind  sie  auch  gegen  Zinsen-  und  Kapitalverluste  geschützt,  die  nach  dem 
früher  Entwickelten  dem  Kleinhändler  erwachsen  können. 

Nichtsdestoweniger  giebt  es  Fälle,  in  denen  Konsumvereine  sich 
neben  dem  bestehenden  Kleinhandel  nicht  haben  halten  können.  Die 
von  der  Handelskammer  Hannover  veröffentlichten  Erhebungen  über  rDie 
Lage  des  Kleinhandels  in  Deutschland44  führen  einen  solchen  Fall  aus 
Hameln  an.  Dort  wurde  1870  ein  Konsumverein  gegründet,  der  anfangs 
starken  Zuspruch  hatte,  aber  wegen  der  scharfen  Konkurrenz  seitens  der 
Kolonialwarenhändler  1877  aufgelöst  wurde. 

Die  Konsumvereine  haben  zum  Teil  die  Form  kapitalkräftiger  Aktien- 
gesellschaften angenommen,  und  diese  haben  ebenfalls  die  Konkurrenz 
sehr  verschärft  Der  bedeutendste  dieser  Gesellschaften  in  Deutschland, 
der  Görlitzer  Wareneinkaufsverein,  hat  in  Görlitz  den  Kleinhandel  fast 
ganz  an  sich  gerissen,  und  den  Rest  hat  der  daneben  bestehende  Görlitzer 
Konsumverein  im  wesentlichen  in  der  Hand.  Görlitz  ist  überzogen  mit 
einem  Netz  von  Verkaufsstellen  dieser  Institute;  der  selbständige  Klein- 
handel ist  dort  im  Kolonialwarenhandel  fast  ganz  bei  Seite  gedrückt 

Die  gröfseren  Konsumvereine  greifen  mit  der  Errichtung  von  Ver- 
kaufsstellen auch  auf  andere  Bezirke  über.  Die  Posener  Beamtenvereini- 
gung arbeitet  auch  in  den  umliegenden  Städten;  die  Verkaufsstellen  des 
Görlitzer  Wareneinkaufsvereins  finden  sich  selbst  in  entfernt  gelegenen 
Orten,  und  die  Konkurrenz  des  Vereins  macht  sich  über  grofse  Gebiete 
hin  fühlbar. 

Dazu  treten  noch  die  Filialen  und  der  direkte  Versand  anderer 
grofser  Firmen,  insbesondere  auch  der  Warenhäuser.  Von  solchen  Grofs- 
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betrieben  aus  hat  sich  zum  Teil  ein  vollständiges  Netz  von  Filialen  über 
weite  Gebiete  erstreckt  Nicht  selten  sind  die  Filialen  formell  selbständig, 
geschäftlich  hängen  sie  aber  mit  dem  Stammgeschäft  eng  zusammen. 
Die  Warenhäuser  und  sonstigen  Grofsgeschäfte  bereiten  aufserdem  natür- 
lich noch  an  ihrem  Hauptsitz  dem  kleinen  Kaufmann  eine  sehr  scharfe 
Konkurrenz,  wie  schon  erwähnt  ist  Übrigens  haben  die  Kolonialwaren- 
händler  in  Hameln  es  verstanden  —  bis  jetzt  wenigstens  — ,  auch  den 
Filialen  auswärtiger  Geschäfte  ein  Paroli  zu  bieten. 

Der  Einflufs  der  Warenhäuser  und  Konsumvereine  im  ganzen  wird 
allerdings  bisweilen  überschätzt  Man  nimmt  an  (nach  der  Zeitschrift 
„Propaganda41,  Jahrgang  1898  S.  277),  dafs  diese  Geschäftsformen  zu- 
sammen 300 — 400  Mill.  M.  Umsatz  haben,  während  man  den  gesamten 
Detailumsatz  in  Deutschland  auf  20  Milliarden  M.  schätzt  Aber  es  darf 
nicht  übersehen  werden,  dafs  die  Gesamtziffern  des  Landes  von  der 
Schärfe  der  Konkurrenz  dieser  Warenvertriebsanstalten  nur  ein  abge- 
schwächtes Bild  geben.  An  den  einzelnen  Orten,  an  denen  Konsum- 
vereine und  Warenhäuser  besonders  entwickelt  sind,  ist  naturgemäfs  der 
von  dieser  Seite  her  erfolgte  Einbruch  in  das  bisherige  Absatzgebiet  der 
selbständigen  Kleinhändler  viel  wirksamer. 

Die  Versandgeschäfte  weiterhin  greifen  den  Absatz  des  örtlichen 
Kleinhandels  an  allen  möglichen  Orten  an.  Sie  haben  den  persönlichen 
Zusammenhang  mit  dem  Konsumenten  ganz  aufgegeben;  aber  die  Be- 
quemlichkeit, die  darin  für  den  Konsumenten  liegt,  läfst  diesen  oft  über 
die  damit  zusammenhängenden  Nachteile  hinweg  sehen. 

Die  Konsumenten  ihrerseits  suchen  vielfach  direkte  Beziehungen  zu 
den  Produzenten  und  umgehen  so  die  Vermittlung  des  Kleinhandels. 
Die  modernen  Verkehrseinrichtungen  haben  das  wesentlich  erleichtert, 
und  manchem  Kaufmann  wird  die  darin  liegende  Schmälerung  des  Ab- 
satzes schon  recht  fühlbar. 

Als  gelegentlich  wirkende  Konkurrenz  kommen  dazu  noch  die  Messen 
und  Märkte,  die  überwiegend  heute  dem  Kleinhandelsverkehr  zuzurechnen 
sind,  sowie  Versteigerungen  aus  bestimmtem  Anlafs,  wie  Geschäftsaufgabe, 
Todesfall,  Konkurs  u.  s.  w.  Diese  Auktionen  werfen  mitunter  erhebliche 
Mengen  auf  den  Markt  In  Leipzig  z.  B.  sind  vom  12.  Juni  bis  5.  Okt  1896: 
39  Versteigerungen  von  Cigarren  mit  im  ganzen  415000  Stück,  20  Ver- 
steigerungen von  Cigarren  ohne  Angabe  der  Stückzahl  öffentlich  angezeigt. 

Überblickt  man  diese  lange  Reihe  von  Formen  der  „ungleichartigen 
Konkurrenz",  so  kann  man  sich  nicht  wundern,  dafs  der  Kleinhandel 
der  hergebrachten  Form  sich  von  allen  Seiten  bedrängt  und  in  seiner 
Existenz  bedroht  fühlt  Die  meisten  Formen  der  ungleichartigen  Kon- 
kurrenz sind  neuerdings  aufgetaucht,  und  sie  nehmen  noch  rasch  zu.  Die 
Konkurrenz  der  Kleinhändler  unter  sich,  die  früher  fast  ausschlief slich 
in  Betracht  kam,  ist  durch  diese  neuen  Formen  nur  vereinzelt  vermindert 
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worden.  Meist  ist  sie  schon  in  sich  gewachsen,  und  durch  das  Hinzu- 
treten immer  weiterer  neu  aufkommender  Geschäftsformen  hat  sie  sich 
vielfach  in  ungesunder  Weise  verschärft. 

Dafs  dabei  nicht  gerade  günstige  Wirkungen  für  die  Gesamtheit 
herauskommen,  versteht  sich  von  selbst 

Die  Konkurrenz  ermäfsigt,  so  ist  der  allgemein  angenommene  Satz> 
die  Preise.  Der  Satz  trifft  nicht  für  alle  Verhältnisse  ohne  weiteres  zu. 
Im  Kleinhandel  aber  wird  sich  die  nächste  Wirkung  scharfer  Konkurrenz 
in  der  That  in  einem  niedrigen  Preisstand  äufsern.  Allerdings  wird  der 
wirkliche  Stand  der  Preise  oft  verschleiert  Besonders  hohe  Rabatte, 
Zugaben,  Geschenke  bei  bestimmten  Festen,  Geschenke  bei  Einkäufen 
von  bestimmter  Mindesthöhe  u.  dergl.  mehr  dienen  dazu,  den  thatsäch- 
lichen  Preis  noch  unter  den  Nominalpreis  zu  bringen.  Unter  dem  Druck 
der  Konkurrenz  greifen  die  Kaufleute  oft  zu  sehr  merkwürdigen  Mitteln, 
um  das  Publikum  zu  der  Überzeugung  zu  bringen,  dafs  es  bei  ihren 
Preisen  thatsächlich  am  billigsten  kauft  Löffel  und  Gabel  werden  als 
Zugabe  versprochen,  wenn  für  einen  bestimmten  Betrag  gekauft  wird, 
anderswo  werden  Fächer,  Stühle,  Sonnenschirme  u.  s.  w.  in  solchen  Fällen 
geschenkt.  In  Aachener  Blättern  zeigte  kürzlich  ein  Kaufmann  an,  dafs 
bei  einem  Einkauf  von  1 0  M.  an  jeder  Käufer  ein  gebundenes  Exemplar 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  als  Zugabe  erhält.  Ein  grofses  Waren- 
haus verspricht  den  von  auswärts  kommenden  Käufern  je  nach  der  Höhe 
des  Einkaufs  die  Reisekosten  zu  vergüten  u.  s.  w. 

Derartige  Dinge  verursachen  dem  Kaufmann  natürlich  Kosten,  die 
er  von  dem  erzielten  Preise  absetzen  mufs.  Dem  erwähnten  Ver- 
fahren liegt  übrigens  eine  richtige  Erwägung  zu  Grunde.  Ein  grofser 
Teil  der  gewöhnlichen  Konsumenten  würde  lange  nicht  so  angelockt 
werden,  wenn  der  zu  zahlende  Preis  um  den  Betrag  des  Geschenkes 
oder  der  Zugabe  herabgesetzt  und  das  Geschenk  selbst  in  Wegfall  ge- 
bracht würde.  Die  Zugabe  übt  auf  viele  einen  gröfseren  Reiz,  umso- 
mehr  als  man  sich  nach  den  pomphaften  Anpreisungen  vielfach  ganz 
übertriebene  Vorstellungen  davon  macht;  viele  werden  sich  auch  nicht 
klar  darüber,  dafs  sie  das  angebliche  „Geschenk"  thatsächlich  mit  be- 
zahlen, und  dafs  sie  ohne  dasselbe  weniger  für  die  Waren  hätten  zahlen 
müssen.  Das  mag  unklug  und  unwirtschaftlich  sein ;  aber  es  ist  in  den 
Kreisen  der  einfachen  Konsumenten  weit  verbreitet 

So  erklärlich  auch  aus  psychologischen  Erwägungen  heraus  das 
besprochene  Verfahren  sein  mag,  dafs  es  vom  allgemeinen  Standpunkt 
aus  wünschenswert  wäre,  kann  man  nicht  behaupten.  Es  dient  dazu, 
die  Käufer  irre  zu  führen;  es  ermöglicht  manche  Täuschung  leicht- 
gläubiger Menschen,  es  verschleiert  die  wahre  Preisgestaltung,  und  es 
schädigt  den  Kaufmann,  der  ehrlich  genug  ist,  solche  unkontrollierbaren 
Reizmittel  nicht  anzuwenden,  sondern  den  Preis,  den  er  fordern  mufs, 
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ohne  dekoratives  Beiwerk  anzugeben.  Vom  allgemeinen  Standpunkt  aus 
ist  das  letztere  Verfahren  entschieden  vorzuziehen;  alles,  was  dazu  dienen 
kann,  der  Unklarheit  in  wirtschaftlichen  Dingen  entgegenzuarbeiten,  ist 
den  Gesamtverhältnissen  förderlich. 

Das  Sinken  der  thatsächlichen  Preise  in  Folge  der  scharfen  Kon- 
kurrenz der  Kleinhändler  würde  vielfach  noch  stärker  sein,  als  es  ist, 
wenn  nicht  das  Verhalten  der  Konsumenten  selbst  —  wie  schon  erwähnt 
—  eine  gewisse  Hemmung  hervorriefe.  Das  trägt  dazu  bei,  dafs  die 
Konsumenten  die  durch  tibermäfsige  Konkurrenz  im  Kleinhandel  ge- 
schaffene Sachlage  nicht  ganz  für  sich  ausnutzen. 

Soweit  die  Preise  durch  die  Konkurrenz  vermindert  werden,  ohne 
dafs  die  Beschaffenheit  der  Waren  schlechter  wird,  liegt  darin  ein  Vor- 
teil für  die  Konsumenten,  und  auch  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  ist  das,  wenn  es  nicht  ins  Mafslose  geht,  wünschenswert  Wenn 
aber  die  Preise  so  gedrückt  werden,  dafs  die  Existenz  der  Kaufleute 
nicht  mehr  möglich  ist,  so  würde  darin  eine  ungünstige  Verschiebung 
erblickt  werden  müssen. 

Es  wird  freilich  nicht  leicht  zu  einer  solchen  allgemeinen  Kalamität 
kommen.  Je  mehr  sich  die  Preise  der  Grenze  nähern,  von  der  an  der 
Kaufmann  seine  Vermittlerarbeit  nicht  mehr  durchführen  kann,  desto 
zäher  wird  sein  Widerstand,  desto  gröfser  die  Versuchung,  sich  auf 
andere  Weise,  durch  Verschleierung  des  Mafses  und  Gewichtes  der  in 
bestimmten  Einheitsmengen  verkauften  Waren  u.  dergl.  mehr  schadlos 
zu  halten.  Man  darf  wohl  annehmen,  dafs  die  Kaufleute  sich,  wenn 
die  Bewegung  eine  so  drohende  Wendung  nimmt,  auf  ihre  gemeinsamen 
Interessen  besinnen  werden.  Das  schliefst  aber  nicht  aus,  dafs  bei 
einzelnen  Artikeln  thatsächlich  vom  Kaufmann  vorübergehend  zugesetzt 
wird,  um  Abnehmer  zu  gewinnen  und  zu  fesseln.  Je  öfter  dergleichen 
vorkommt,  desto  mehr  mufs  man  darin  ein  bedenkliches  Symptom  für 
ungesunde  Konkurrenzverhältnisse  erblicken. 

Die  Ermäfsigung  der  Preise  bedeutet  nicht  immer,  dafs  die  Gesarat- 
kosten, die  für  die  Bedarfsvermittlung  von  der  Bevölkerung  anzulegen 
sind,  geringer  werden.  Ist  der  Kleinhandel  überfüllt,  so  vermindert  sich 
zwar  für  den  einzelnen  Kaufmann  der  Nutzen;  aber  da  sie  doch  schliefslich 
alle  leben  müssen,  so  läuft,  vom  Standpunkt  des  Ganzen  aus  betrachtet, 
die  Sache  häufig  darauf  hinaus,  dafs  die  Gesamtkosten  der  Volkswirt- 
schaft für  die  Dienste  des  Kleinhandels  dieselben  bleiben  oder  gar  noch 
wachsen,  sich  aber  auf  eine  viel  gröfsere  Zahl  von  Vermittlern  verteilen. 

Die  übermäfsige  Konkurrenz  im  Kleinhandel  führt  durchaus  nicht 
•immer  zu  einer  Auslese  der  Tüchtigeren  und  Solideren.  Oft  genug  werden 
gerade  die  das  Feld  behaupten,  deren  Gewissen  der  Versuchung  zum 
Gebrauch  unlauterer  Mittel  am  wenigsten  Widerstand  entgegensetzt. 
Die  praktischen  Erfahrungen  beweisen  unwiderleglich,  dafs  überhaupt 
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der  Konkurrenzkampf  der  geschäftlichen  Moral  gefährlich  werden  kann. 
Eingriffe  in  die  Rechte  eines  Anderen,  Anwendung  oder  Nachahmung  seiner 
Finna,  seiner  Warenzeichen,  seiner  Verpackungen,  Herabsetzung  und 
Verdächtigung  Anderer,  Verbreitung  irreführender  Behauptungen  über 
das  eigene  Geschäft  und  die  eigenen  Waren,  Spekulation  auf  niedrige 
Sinnlichkeit  in  der  Ausstellung  und  Anzeige  der  Waren  und  wie 
die  Dinge  alle  heilsen,  haben  sich  infolge  der  übergrofsen  Kon- 
kurrenz gewifs  nicht  allgemein,  aber  doch  so  oft  gezeigt,  dafs  demorali- 
sierende Wirkungen  dieses  so  sehr  gepriesenen  Hebels  der  wirtschaft- 
lichen Thätigkeit  nicht  geleugnet  und  nicht  mehr  ignoriert  werden  können. 

So  liegen  nicht  etwa  in  der  Konkurrenz  an  sich,  sondern  in  der 
übertriebenen  Konkurrenz  für  die  Kaufleute,  für  die  Konsumenten  und 
für  die  Gesamtheit  ernste  Gefahren,  denen  entgegenzuarbeiten  man  alle 
Ursache  hat.  Da  nur  das  Übermafs  der  Konkurrenz  schädlich  wirkt, 
so  kann  von  einer  Unterbindung  der  Konkurrenz  überhaupt  keine  Rede 
sein.  Mit  einem  solchen  Radikalmittel,  das  übrigens  thatsächlich  heut- 
zutage undurchführbar  ist,  würden  zwar  die  Nachteile  der  übermäfsigen 
Konkurrenz,  aber  auch  die  Vorteile  einer  mafsvollen  Konkurrenz  be- 
seitigt werden. 

Die  Konkurrenz  durch  staatliche  Mafsregeln  auf  das  richtige  Mals 
zurückzuführen,  ist  wenigstens  auf  direktem  Wege  nicht  möglich.  Der 
Staat  kann  durch  seine  Gesetzgebung  und  durch  das  Eingreifen  der 
Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  die  Eingriffe  in  die  Rechtssphäre 
Anderer  und  wirkliche  Unreellitäten  bekämpfen  und  hintanhalten,  die 
Möglichkeit  guter  Durchbildung  der  Kaufleute  erleichtern  und  selbst 
eine  Reihe  von  passenden  Unterrichtsveranstaltungen  in?s  Leben  rufen; 
er  kann  auch  bei  seinen  eigenen  Bezügen,  die  ja  sehr  umfangreich 
sind,  einen  gewissen  Einflufs  auf  den  Handel  gewinnen;  aber  im 
übrigen  mufs  es  der  Selbsthilfe  überlassen  werden,  sich  gegen  Übermafs 
und  Auswüchse  der  Konkurrenz  zu  schützen. 

Das  Streben  nach  solcher  Selbsthilfe  hat  sich  bei  Konsumenten  und 
Kaufleuten  entwickelt  Die  Konsumenten  sind  der  Gefahr,  infolge 
übermäfsiger  Konkurrenz  schlechte  Waren  zu  erhalten  oder  sonst  durch 
unredliches  Vorgehen  geschädigt  zu  werden,  namentlich  durch  Bildung 
von  Konsumvereinen  entgegengetreten ;  sie  verfolgen  damit  zugleich  den 
weiteren  Zweck,  sich  dem  Borgsystem  zu  entwinden  und  die  Gesamt- 
kosten der  Bedarfsvermittlung  zu  vermindern.  So  sehr  man  sich  die 
Anwendung  dieses  Mittels  auch  erklären  kann,  und  so  gerechtfertigt  es 
auch  in  manchen  Beziehungen  sein  mag,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen, 
dafs  gerade  dadurch  die  Konkurrenz  im  Kleinhandel  vermehrt  wird. 
Denn  mit  den  Konsumvereinen  tritt  eben  zu  den  schon  vorhandenen 
Bedarfsvermittlern  noch  eine  neue  Gruppe  hinzu,  und  nur  teilweise  haben 
die  Konsumvereine  die  Zahl  der  schon  vorhandenen  Vermittler  allmäh- 
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lieh  vermindern  können.  Soweit  das  nicht  geschieht,  verengen  die  Konsum- 
vereine dadurch,  dafs  sie  einen  Teil  der  Konsumenten  selbst  versorgen, 
das  Arbeitsfeld  für  die  übrigen  Bedarfsvermittler,  sodafs  unter  diesen 
der  Konkurrenz-  und  Existenzkampf  in  der  Regel  noch  heftiger  entbrennt. 

Die  Kleinhändler  ihrerseits  sind  darauf  angewiesen,  zunächst  ihre 
eigene  Stellung  im  Kampfe  gegen  die  Konkurrenz  anderer  Kleinhändler, 
also  gegen  die  „gleichartige"  Konkurrenz  zu  stärken.  Sie  bedürfen  dazu 
vor  allem  einer  besseren  Ausrüstung  mit  allgemeinem  und  fachlichem 
Wissen  und  müssen  auch  bei  ihren  Hilfskräften  in  dieser  Beziehung 
höhere  Anforderungen  stellen.  Ihre  Bestrebungen  werden  sich  mit  denen 
des  Staats,  die  bei  der  Handelspolitik  noch  näher  zu  erörtern  sind,  be- 
gegnen müssen.  Der  Einzelne  mufs  hier  zunächst  für  sich  selbst  Hand 
anlegen,  aber  um  die  nötigen  Reformen  des  kaufmännischen  Bildungs- 
wesens herbeizuführen  und  die  erforderlichen  Bildungsanstalten  zu  schaffen 
oder  bei  den  Trägern  der  öffentlichen  Gewalt  durchzusetzen,  bedarf  es 
vielfach  eines  gemeinsamen  Vorgehens  der  Berufsgenossen. 

Auch  das  Streben,  sich  selbst  mehr  Kredit  zu  verschaffen  und  sich 
gegen  Auswüchse  im  Kreditwesen  zu  schützen,  das  Bemühen  unredliche 
Mittel  der  Konkurrenz  und  zu  starkes  Herabdrücken  des  Preise  abzu- 
wehren, drängt  die  Kaufleute  auf  gemeinsames  Vorgehen;  der  Einzelne 
kann  hier  nur  ausnahmsweise  etwas  erreichen. 

Noch  mehr  vielleicht  gilt  das  von  der  Stärkung  der  eigenen  Stellung 
gegen  die  ungleichartige  Konkurrenz  der  Konsumvereine,  der  Waren- 
häuser u.  s.  w.  Der  Staat  kann  hier  wohl  durch  gleiches  Recht,  gleiche 
Behandlung  seitens  der  Behörden,  relativ  gleiche,  d.  h.  der  Leistungsfähig- 
keit angepafste  Besteuerung  u.dergl.  die  allgemeinen  Bedingungen  des  Kon- 
kurrenzkampfes gleich  gestalten.  Ist  das  aber  geschehen,  so  mufs  es  den 
Beteiligten  selbst  überlassen  werden,  den  Kampf  auszufechten.  Hierbei 
aber  ist  der  einzelne  Kaufmann  sehr  wenig  einflufsreich.  Erst  der 
Zusammenschlufs  der  gleich  Interessierten  stärkt  ihre  Stellung  gegen  die 
ungleichartige  Konkurrenz  so  weit,  dafs  der  Kampf  nicht  aussichtslos 
ist  Durch  Bildung  von  Einkaufsgemeinschaften,  durch  Begründung 
von  Vereinen  zur  Wahrung  der  Interessen,  zur  Abwehr  der  Kredit- 
mifsbräuche  u.  dergl.  läfst  sich  hier  viel  erreichen  und  mehr,  als  der 
Ruf  nach  Staatshilfe  verspricht.  Das  Mahnwort  „Vereinigt  euch  und 
organisiert  euch!",  das  heute  an  so  viele  Bevölkerungskreise  ergeht, 
gilt  auch  den  Vertretern  des  Kleinhandels,  er  darf  sich  von  dem  allge- 
meinen Streben  nach  freiwilligem  Zusammenschlufs  nicht  ausschliefsen, 
wenn  er  sich  nicht  selbst  den  Erfolg  im  Konkurrenzkampf  unmöglich 
machen  will. 

Ansätze  zum  Zusammenschlufs  sind  im  Handel  schon  in  erfreu- 
lichem Umfange  vorhanden;  für  die  Einzelheiten  kann  ich  auf  meinen 
Artikel  „Unternehmerverbände"  im  Handwörterbuch  der  Staatswisscn- 
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schatten  (Bd.  VI,  Jena  1894)  verweisen.  Aber  die  Mahnung,  auf  dieser 
Bahn  vernünftiger  genieinsamer  Selbsthilfe  weiter  zu  schreiten,  ✓  kann 
nicht  ernst  genug  wiederholt  werden,  weil  die  Strömungen  im  Klein- 
handel neuerdings  den  Ruf  nach  Staatshilfe  viel  zu  sehr  in  den  Vorder- 
grund geschoben  haben. 

Wirkliche  Kartelle  sind  im  Kleinhandel  so  gut  wie  gar  nicht  vor- 
handen. Die  Voraussetzungen  dafür  sind  auch  bei  der  grofsen  Zahl 
der  Beteiligten  und  bei  dem  starken  Bruchteil  nicht  genügend  vor- 
gebildeter und  in  engherzigen  Anschauungen  befangener  Elemente  nicht 
günstig.  Viel  eher  kann  der  Grofshandel  sich  zur  Abwehr  der  Nachteile 
übermäfsiger  Konkurrenz  in  Kartellen  zusammenschliefsen.  Das  Haupt- 
arbeitsfeld der  Kartelle  liegt  aber  nicht  beim  Kaufmannshandel,  sondern 
bei  der  Industrie  und  dem  daran  anschliefsenden  Fabrikhandel.  Die 
Kartelle  sind  deshalb  auch  bei  der  Darstellung  der  Produktion  in  Band  4 
der  I.  Abteilung  dieses  Hand-  und  Lehrbuchs  (Lehr-Frankenstein,  Pro- 
duktion und  Konsumtion  in  der  Volkswirtschaft,  Leipzig  1895  S.  164  ff.) 
näher  behandelt  worden,  sodafs  hier  nicht  darauf  eingegangen  zu 
w  erden  braucht 

Nicht  in  diesen  Zusammenhang  gehören  die  corners  (Ringe,  Schwänze). 
Sie  laufen  zwar  auch  auf  eine  Beschränkung  oder  gar  auf  zeitweilige 
Aufhebung  der  Konkurrenz  hinaus,  aber  sie  dienen  nicht  der  Abwehr  der 
Nachteile  übermäfsiger  Konkurrenz,  sondern  sind  Vereinigungen  zum  Zweck 
grofser  Spekulationsunternehmungen  und  suchen  ihr  Ziel  durch  künst- 
liche und  gewaltsame  Unterbrechung  der  natürlichen  Versorgung  des 
Marktes  zu  erreichen.  Sie  sind  nicht,  wie  die  Kartelle,  T Kinder  der 
Notu,  sondern  die  Früchte  einer  mafslosen  Spekulationssucht  und  Ge- 
winngier.   


Der  Handelsbetrieb  in  seinen  geschäftlichen  Einzelheiten  kann  hier 
nicht  besprochen  werden.  Nur  über  einige  besonders  markante  Punkte 
mögen  Bemerkungen  Platz  finden.  Vorweg  ist  zu  bemerken,  dafs  der 
Effektenhandel  nicht  herangezogen  wird.  Soweit  er  sich  durch  Vermitt- 
lung der  Börsen  vollzieht,  wird  im  nächsten  Kapitel  das  Nötige  gesagt 
werden.  Soweit  er  ohne  die  Börsen  durchgeführt  wird,  liegt  er  wesent- 
lich in  der  Hand  der  Banken,  die  in  einem  anderen  Bande  des  Hand- 
buchs —  auch  bezüglich  ihrer  Geschäftsarten  —  behandelt  werden.  -  Hier 
bleibt  also  nur  der  Warenbandel  übrig,  an  den  sich  der  besonders  zu 
besprechende  Buchhandel  anreiht 

§1.  Sie  Beschaffung:  der  Ware.  Die  erste  Aufgabe,  die  der  Kauf- 
mann zu  lösen  hat,  ist  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Warenmengen. 
Der  Fabrik-  und  Handwerkshandel  produziert  sich  die  Waren  selbst 
Der  Kaufmannshandel  ist  darauf  angewiesen,  sie  einzukaufen. 
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Diese  Aufgabe  ist  sowohl  für  den  Grofshandel  als  auch  für  den 
Kleinhandel  keineswegs  leicht,  und  ihre  Schwierigkeiten  werden  in 
nichtkaufmännischen  Kreisen  vielfach  unterschätzt  Von  dem  zweck- 
mäßigen Einkaufe  hängt  oft  der  Erfolg  der  geschäftlichen  Thätigkeit 
wesentlich  ab.  Der  Kaufmann,  der  nicht  blindlings  vorgehen  will,  mufs 
zur  richtigen  Zeit  und  am  richtigen  Ort  einkaufen,  um  in  Anbetracht 
der  für  ihn  in  Betracht  kommenden  Transportwege  und  Transportkosten 
und  der  bis  zum  Absatz  durch  die  Lagerung  entstehenden  Zinsen-  und 
Warenverluste  und  Behandlungskosten  sowie  der  sonstigen  ihm  erwachsen- 
den Einkaufskosten  und  Generalunkosten  zu  den  für  ihn  günstigsten 
Preisen  einkaufen  zu  können  und  um  rechtzeitig  in  der  dem  Bedarf 
voraussichtlich  entsprechenden  Menge  und  in  der  absatzfähigsten  Be- 
schaffenheit die  Ware  zur  Verfügung  zu  haben. 

Der  Zeitpunkt  des  Einkaufs  mufs  so  gewählt  werden,  dafs  der 
Kaufmann  von  einer  stärkeren  Aufwärtsbewegung  Vorteil  ziehen  kann, 
nicht  aber  durch  einen  späteren  Preisfall  Verluste  auf  sich  nehmen 
mufs.  Das  gilt  für  Grofshandel  wie  für  Kleinhandel,  und  wenn  im 
Kleinhandel  ungeschulte  Elemente  sich  das  nicht  immer  klar  machen, 
oder  wenn  Kaufleute  ohne  genügenden  Kredit  aufser  stände  sind,  den 
zweckmäßigsten  Zeitpunkt  des  Einkaufs  für  sich  auszunutzen,  so  be- 
weist das  nichts  gegen  den  angeführten  Grundsatz.  Ein  sehr  grofser 
Teil  der  Kleinhändler  befolgt  ihn,  und  im  Grofshandel  wird  nur  aus- 
nahmsweise dagegen  verstofsen.  Es  gehört  eine  sorgfältige  Beobachtung 
der  ganzen  Bewegung  der  in  Frage  kommenden  Produktionszweige,  eine 
gute  Marktkenntnis,  eine  reiche  Erfahrung  dazu,  den  richtigen  Zeitpunkt 
des  Einkaufs  zu  treffen.  Nicht  Jedem  und  nicht  immer  gelingt  es,  und 
Verluste  oder  Minderung  des  Gewinns  sind  dann  unausbleiblich.  Hier 
zeigt  sich  deutlich,  dafs  in  der  That,  wie  schon  hervorgehoben,  im  Kauf- 
mannshandel ganz  allgemein  ein  spekulatives  Element  steckt.  Allerdings 
ist  es  mit  verschiedener  Schärfe  ausgeprägt  Die  kleinsten,  ungeschulten 
und  mittellosen  Kleinhändler  können  am  wenigsten  diese  spekulative 
Seite  des  Handels  pflegen;  sie  leben  auch  bei  ihren  Einkäufen  von  der 
Hand  in  den  Mund  und  sorgen  nur  für  die  nächsten  Bedürfnisse.  Je 
höher  der  Kaufmann  steht,  und  je  mehr  ihn  gleichzeitig  seine  Mittel 
und  sein  Kredit  die  Ausnutzung  der  wechselnden  Gestaltung  der  Markt- 
lage gestatten,  desto  schärfer  tritt  das  spekulative  Element  zu  Tage. 

Das  heutige  Verkehrswesen,  namentlich  der  heutige,  die  räumlichen 
Entfernungen  fast  ganz  unschädlich  machende  Nachrichtenverkehr  hat 
die  Gefahren  der  kaufmännischen  Spekulation  vermindert,  aber  das  speku- 
lative Element  im  Handel  nicht  beseitigen  können. 

Auch  die  Wahl  des  Einkaufsortes  ist  nicht  leicht  zu  treffen.  Man 
mufs  dabei  nicht  nur  darauf  sehen,  dafs  man  die  Ware  dort  in  der  ge- 
wünschten Menge  und  Beschaffenheit  überhaupt  bekommen  kann,  sondern 
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man  hat  auch  zu  achten  darauf,  mit  welchem  Zeitverlust  und  mit  welchem 
Kostenaufwand  und  mit  welchem  Risiko  die  Ware  von  dort  aus  an  die 
Stellen  zu  transportieren  ist,  von  denen  aus  sie  der  Kaufmann  weiter  ver- 
teilt Je  mehr  Waren  nebeneinander  geführt  werden,  desto  mehr  verwickelt 
sich  die  ganze  Sache.  Gerade  deshalb  ist  im  Grolshandel,  der  auch  in 
dieser  Beziehung  fast  ausnahmslos  die  Marktverhältnisse  voll  auszunützen 
bemüht  ist,  die  Sonderung  der  Geschäfte  nach  Warenarten  noch  viel  schärfer 
durchgeführt,  als  im  Kleinhandel,  dessen  kleine  und  kleinste  Vertreter 
sich  oft  auf  den  Bezug  aus  irgend  einem  nahegelegenen  Ort  beschränken. 

Der  Grofshandel  geht  mit  seinen  Einkäufen  vielfach  direkt  an  die 
Produktionsstätte.  Ist  die  Produktion  in  grofsen  Betrieben  konzentriert, 
so  ist  es  dem  Großhändler  durchaus  möglich,  ohne  weitere  Zwischen- 
hände mit  dem  Produzenten  in  Verbindung  zu  treten.  Ist  die  Produktion 
dagegen  sehr  zersplittert,  so  mufs  oft  erst  durch  Zwischenhände  eine 
Zusammenziehung  der  zerstreuten  kleinen  Produktionsmengen  stattfinden. 
Namentlich  bei  Getreide  tritt  das  deutlich  zu  Tage.  In  Rufsland  z.  B. 
sorgen  vielfach  Dorfwucherer,  kleine  Kaufleute,  kleine  Spekulanten  da- 
für, das  von  den  einzelnen  Bauern  produzierte  Getreide  zu  sammeln  und 
es  an  den  Grofshändler  zu  verkaufen,  oder  die  Grofshändler  senden 
Agenten  oder  Commis  in  die  Produktionsbezirke  und  lassen  dort  die 
kleinen  Mengen  zusammenkaufen.  Neuerdings  haben  sich  private  und 
staatliche  Getreidespeieher  und  Elevatoren  gebildet,  die  als  erste  Sammel- 
stellen des  von  den  Bauern  produzierten  Getreides  dienen  sollen. 

In  Deutschland  bringt  der  Bauer  sein  Getreide  auf  den  nächsten 
Markt,  wo  es  von  den  Vertretern  oder  Agenten  der  Grofshändler  oder 
von  kleinen  Zwischenhändlern  zusammengekauft  wird,  oder  —  was  m.  W. 
noch  häufiger  ist  —  die  in  den  Dörfern  ansässigen  kleinen  Händler 
oder  die  auf  die  Dörfer  geschickten  Agenten  der  Grofshändler  erwerben 
dort  die  kleinen  Produktionsmengen  der  einzelnen  Bauern.  Auch  hier 
sucht  man  durch  Getreidelager  —  meist  auf  genossenschaftlichem  Wege 
unter  Benutzung  des  vom  Staat  gewährten  Kredits  —  die  Zusammen- 
ziehung der  zerstreuten  Produktionsmengen  zu  erleichtern. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wird  die  Zusammenziehung  der 
zerstreuten  Produktionsmengen  ohne  Vermittlung  kleiner  Kaufleute  be- 
wirkt Das  Getreide  geht  in  loser  Schüttung  an  einen  ländlichen 
Speicher  —  die  Farmer  selbst  haben  meist  keine  eigenen  Scheunen  — , 
an  einen  Country  Elevator,  wie  sie  sich  an  fast  allen  Eisenbahnstationen 
und  an  den  Wasserstraf sen  finden,  und  wird  dann  von  hier  aus  an 
städtische  Elevatoren  gebracht,  wobei  mancherlei  Abstufungen  der  Vermitt- 
lung bestehen.  Das  Ganze  liegt  in  der  Hand  grofser  Firmen  und  ist 
auf  das  äufserste  centralisiert 

Der  Getreideeinkauf  bei  Grofsgrundbesitzern  mit  bedeutenden  Pro- 
duktionsmengen vollzieht  sich  natürlich  leichter  als  bei  den  kleinen 
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Bauern.  Hier  besteht  in  Deutschland  z.  B.  meist  ein  direkter  Verkehr 
zwischen  Grofsgrundbesitzer  und  Grolshändler. 

Das  Beispiel  des  Getreides  zeigt,  wie  bei  zersplitterter  Produktion 
erst  umständliche  Veranstaltungen  nötig  sind,  ehe  überhaupt  der  Grols- 
handel  an  die  Produkte  herankommt. 

Dem  Zweck,  die  zersplitterten  Produktionsmengen  zusammenzuziehen 
und  dem  Grolshandel  •  bereit  zu  stellen,  dienen  auch  die  grofsen  Special- 
märkte, die  sich  neuerdings  entwickelt  haben,  und  auf  denen  die  Produ- 
zenten entweder  selbst  oder  durch  Vermittlung  von  Händlern  ihre  Waren 
zusammen  bringen.  Solche  Märkte  giebt  es  z.  B.  für  Vieh ,  für  Wolle, 
für  Hopfen,  für  Flachs,  für  Saaten,  für  Karden,  für  Federn  u.  s.  w. 

Der  Grolshandel  versucht  es  aber  auch  vielfach  gar  nicht  erst,  direkt 
von  Produzenten  einzukaufen,  sondern  er  hält  sich  an  andere  Grolshändler, 
namentlich  an  die  Exporteure  des  Produktionslandes  oder  an  die  Impor- 
teure seines  eigenen  oder  benachbarter  Länder.  Darin  kann  eine  wesent- 
liche Arbeitsersparnis  für  den  Grolshändler  liegen  und  weiterhin  auch 
eine  Erleichterung  der  Auswahl.  Für  manche  Artikel  hat  auf  diese 
Weise  der  Grolshandel  bestimmter  Hafenplätze  eine  allgemeine  Bedeutung 
gewonnen.  London  z.  B.  war  früher  der  Mittelpunkt  des  ganzen  Ge- 
treidehandels der  Welt  Es  ist  noch  immer  in  dieser  Beziehung  sehr 
bedeutsam,  neben  ihm  haben  aber  auch  Liverpool  und  Antwerpen  eine 
grofse  Wichtigkeit  für  den  internationalen  Getreidehandel  erlangt  Ein 
bedeutender  Teil  der  Einkäufe  des  festländischen  Getreidehandels  wird 
in  diesen  Plätzen  bewirkt  Für  Edelmetalle  ist  London  noch  immer  der 
Centraimarkt  Bei  Kaffee  ist  der  Grolshandel  in  Amsterdam  und  Rotter- 
dam für  niederländisch -indische,  in  New  York,  London,  Havre,  Ant- 
werpen und  Hamburg  für  brasilianische,  centralamerikanische  und  afri- 
kanische Ware  der  Hauptvermittler.  Auch  für  andere  Artikel  spielen 
die  grofsen  Hafenplätze  in  England,  Frankreich,  Belgien,  Holland  und 
Deutschland  eine  hervorragende  Rolle.  Die  Grolshändler  dieser  Plätze 
kaufen  entweder  direkt  in  den  Produktionsländern  bei  Exporteuren  oder 
Produzenten,  oder  sie  nehmen  die  Waren  auf,  die  von  den  Produktions- 
ländern ohne  Bestellung  nach  diesen  Plätzen  gesandt  sind.  Von  den 
grofsen  Importfirmen  beziehen  dann  wieder  viele  binnenländische  Grols- 
händler ihren  Bedarf,  um  die  auf  sie  angewiesenen  Kleinhändler  zu  ver- 
sorgen. Zum  Teil  kauft  der  Grolshändler  auch  auf  den  grofsen  öffent- 
lichen Versteigerungen  ein,  die  in  den  Hafenplätzen  für  gewisse  Artikel 
üblich  sind,  z.  B.  in  London  für  Kolonialwolle,  in  Amsterdam,  Rotter- 
dam und  London  für  Kaffee  u.  s.  w. 

Die  Aufgabe  des  Grof  shändlers  ist  mit  der  Ausf indigmachung  des  geeig- 
netsten Einkaufsplatzes  und  der  besten  Einkaufszeit  noch  nichf;  erschöpft 
Es  kommt  auch  auf  die  sonstigen  Einkaufsbedingungen  an.  Je  nach  den 
Umständen  muf s  der  Grolshändler  z.  B.  bei  überseeischen  Bezügen  feststellen, 
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ob  er  auf  Abladung  „fob"  (free  on  board)  oder  „cif"  (coast,  insurance, 
freight)  nach  einem  vereinbarten  Platze  kauft  Das  erstere  wird  er  thun, 
wenn  er  Gelegenheit  zu  günstiger  Schiffsverladung  hat,  wobei  er  dann 
die  Fracht  der  Weiterbeförderung  zu  tragen  hat.  Das  letztere,  das 
häufiger  vorkommt,  bedeutet,  dafs  der  Verkäufer  aufser  den  Kosten  der 
Verladung  auch  die  Versicherung  gegen  grofse  Havarie  und  die  Fracht  bis  zu 
dem  vereinbarten  Hafen  zu  tragen  hat;  dabei  wird  bei  ganzen  Schiffs- 
ladungen die  Ware  erst  nach  einem  Orderhafen  geführt,  in  welchem  der 
Schiffsführer  dann  den  endgültigen  Bestimmungshafen  erfährt,  während 
bei  Teilladungen  in  der  Regel  der  endgültige  Bestimmungshafen  von 
vornherein  festgestellt  wird,  z.  B.  cif  London,  cif  Hamburg  u.  s.  w. 

Im  Festlandsverkehr  muls  der  Grofshändler  sich  klar  werden,  ob 
er  „frei  ab  Lager"  kaufen  mufs,  d.  h.  die  Kosten  des  ganzen  Trans- 
ports vom  Lager  ab  tragen  will,  oder  ob  er  „frei  ins  Schiff",  „frei  zur 
Bahn"  u.  s.  w.  kaufen  soll ,  wobei  dann  der  Verkäufer  die  Kosten  der 
Überführung  vom  Lager  in  das  zur  Weiterbeförderung  zu  benutzende 
Fahrzeug  zu  übernehmen  hat,  oder  ob  der  Verkäufer  alle  Kosten  über- 
nehmen soll,  die  durch  den  Transport  der  Ware  bis  zu  dem  vereinbarten 
Bestimmungsort  entstehen  (z.  B.  „frei  Berlin",  „frei  Breslau"  u.  s.  w.). 

Dazu  kommt  die  Prüfung  der  Frage,  ob  die  eingekaufte  Ware  sofort 
oder  zu  einem  späteren  Termin  zu  liefern  ist,  ob  der  Abzug  des  Gewichts 
der  Verpackung  („Tara"  J  vom  Bruttogewicht  den  Interessen  des  Einkaufen- 
den entspricht ,  ob  die  Zahlungsbedingungen  ihm  günstig  sind  u.  s.  w. 

An  den  Einkauf  der  Waren,  den  die  Laien  so  oft  für  eine  einfache 
Operation  halten,  knüpfen  sich  also  für  den  Grofshändler  eine  Unzahl 
von  zum  Teil  sehr  komplizierten  Erwägungen,  und  es  ist  durchaus  nicht 
leicht,  das  Zweckmäfsigste  dabei  herauszufinden;  eine  grofse  geistige 
Arbeit  mufs  hier  geleistet  werden. 

Will  der  Kleinhändler  nicht  unwirtschaftlich  vorgehen,  so  hat  er 
beim  Einkauf  seiner  Waren  eine  ähnliche  Arbeit  zu  leisten.  Allerdings 
hat  ihm  der  Grofshandel  gewisse  Arbeiten  abgenommen;  aber  der  Klein- 
handel ist  bei  weitem  nicht  so  specialisiert  wie  der  Grofshandel  und 
mufs  deshalb  oft  auf  eine  grofse  Zahl  von  Artikeln  sein  Augenmerk 
richten.  Die  modernen  Warenhäuser  vollends  haben  die  Mannigfaltigkeit 
ihrer  Artikel  auf  das  äufserste  gesteigert  und  deshalb  die  Arbeit  ihres 
Einkaufs  sehr  verwickelt  und  schwierig  gestaltet.  Der  einzelne  Klein- 
händler trifft  überhaupt  auf  einen  sehr  mannigfaltigen  und  in  grofsen 
Städten  sehr  umfangreichen  Bedarf,  dem  er  gewachsen  sein  mufs;  die 
Statistik  grofser  Städte,  soweit  sie  sich  überhaupt  mit  diesen  Dingen  be- 
fafst,  zeigt  das  deutlich. 

Der  Kleinhändler  kann  einkaufen  beim  Produzenten  oder  beim  Grofs- 
händler. Beide  Wege  werden  benutzt  Überseeische  Erzeugnisse  kauft 
er  fast  ausschlief slich  vom  Grofshändler,  aber  es  sind  nicht  immer  die 
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grofsen  Importfirmen,  an  die  er  sich  wendet,  sondern  oft  genug  nahe 
gelegene  Grofshandelsfirmen,  die  selbst  erst  von  den  Importeuren  ein- 
gekauft haben.  Ganz  kleine  Geschäfte  kaufen  auch  bei  den  gröfseren 
Kleinhandlungen  ihres  Orts  ein.  Festländische  Erzeugnisse,  namentlich 
des  Inlands,  kauft  der  Kleinhändler  heute  mehr  als  sonst  bei  den  Pro- 
duzenten ein,  insbesondere  Erzeugnisse  der  Fabrikindustrie,  deren  direkter 
Bezug  durch  das  heutige  Verkehrswesen  erleichtert  ist.  Mostrich,  Seife, 
Cigarren,  Essig,  Graupen,  Nudeln  und  Maccaroni  und  ähnliche  Fabrikate 
nimmt  auch  in  kleinen  Orten  oft  der  Kolonialwarenhändler  von  dem 
Fabrikanten.  Im  Eisenwarenhandel  findet  sich  der  Bezug  direkt  vom 
Fabrikanten  wohl  für  den  gröfseren  Teil  der  Waren,  soweit  nicht  durch 
besondere  Abmachungen  zwischen  Produzenten  und  Großhändlern  für 
bestimmte  Waren  der  direkte  Bezug  vom  Fabrikanten  unmöglich  gemacht 
ist  Auch  im  Manufakturwarenhandel  und  anderen  Geschäftszweigen  wird 
ein  Teil  der  Waren  direkt  von  dem  Fabrikanten  bezogen. 

Der  Kleinhandel  hat  also  thatsächlich  zum  Teil  den  Grofshandel  bei 
dem  Einkauf  bei  Seite  gedrängt  Für  alle  seine  Einkäufe  ist  das  freilich 
nicht  möglich ;  bei  Erzeugnissen,  die  in  weit  entlegenen  Gebieten  gewonnen 
werden  und  über  See  heranzubringen  sind,  ist  der  Kleinhandel  im  wesent- 
lichen auf  den  Einkauf  bei  Grofshändlern  angewiesen.  Aber  im  einzelnen 
zeigt  der  Kleinhandel  dabei  ein  sehr  verschiedenes  Vorgehen.  Die  grofsen 
und  gut  geleiteten  Kleinhandelsbetriebe  überspringen  alle  abgeschwächten 
Grade  des  Grofshandels  und  gehen  direkt  an  die  bedeutendsten  Grofs- 
handels-  oder  Fabrikantenfirmen.  Das  erfordert  eine  intensive  Durch- 
dringung der  gesamten  Marktverhältnisse.  Welche  Arbeit  damit  verbunden 
ist,  mag  das  folgende  Beispiel  zeigen,  das  ich  in  meiner  Schrift  über  den 
„Einflufs  des  Zwischenhandels  auf  die  Preise"  (Leipzig  1888)  angeführt 
habe.  Eine  grofse,  kapitalkräftige  und  vortrefflich  geleitete  Kleinhandels- 
firma für  Kolonialwaren  wandte  sich  1886  u.  a. 


nach  Holland  und  Stiddeutschland  für 
Apfelkraut, 
„     Ungarn  und  Italien  für  Bohnen, 
„     Amsterdam  und  Rotterdam  für 

Javakaffee, 
„     Havre,  Hamburg  und  Antwerpen 

für  Campinaskaffee, 
„  London  für  Kanehl, 
„     London,  Hamburg  und  Antwerpen 

für  Korinthen, 
„     Neuwied  für  Eichelkaffee, 
„     der  Provinz  Sachsen  für  Erbsen, 
„     Holland,  Sachsen  und  Süddeutsch- 
land für  Gerste, 
„     Braunschweig,    Vlotho,  Köln, 
Hamm  und  Minden  für  Farin, 


nach  Mainz,  dem  Elsafs  und  Marseille 
•         für  Griesmehl, 
j    „     Heilbronn   und  Dormagen  für 
Hafergrütze, 
„     der  Eifel  für  Honig, 
„     Mainz  und  Sachsen  für  Linsen, 
i    „     Eschweiler  für  Weizenmehl, 
,    „     Köln  und  der  Schweiz  für  kon- 
densierte Milch, 
„     Amsterdam  für  Muskatnüsse, 
1    „     Frankfurt  a.M.  fürGemtisenudeln, 
„     Sachsen  (Provinz)  für  Paraffin- 
kerzen, 

I    „     London  u.  Amsterdam  für  Pfeffer, 
„     Pest,  Augsburg  und  Mainz  für 
Pflaumen, 
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nach  Lippe -Detmold  und  Loewen  für 
Reisstarke, 
„     Mühlhausen  für  Suppenfiguren 

und  Vermicelli, 
„     London  und  Hamburg  für  Thee, 
„     Stettin  für  Wichse, 
„     Köln,  Duisburg  und  Magdeburg 
für  Raffinade, 
u.  s.  w. 


nach  Bayreuth  für  Putzkalk, 
„     Antwerpen  und  Holland  für  Arra- 
canreis, 

„     Smyrna,  Antwerpen  und  Holland 

für  Rosinen, 
„     Marseille  für  Mohnöl, 
„     Mainz  und  Neustadt  für  deutschen 

Sago, 

„     Stolberg  und  Köln  für  ölseife, 

Diese  lange  Liste,  die  doch  nur  einen  kleinen  Teil  der  von  grofsen 
Kolonialwarengeschäften  zu  führenden  Waren  aufweist,  läfst  erkennen,  wie 
viele  Fäden  in  einem  solchen  Geschäft  zusammenlaufen,  und  über  wie  weite 
Bezirke  hin  das  Geschäft  Beziehungen  unterhalten  mufs.  Bei  jedem 
einzelnen  Artikel  mufs  der  Kleinhändler,  der  kaufmännisch  handeln  will, 
die  beste  und  seinen  Zwecken  dienlichste  Einkaufsgelegenheit  und  Ein- 
kaufszeit zu  finden  suchen,  die  zweckmäfsigsten  Zahlungs-  und  Iieferungs- 
und  Transportbedingungen,  die  richtige  Taraberechung,  die  vorteilhafteste 
Abmachung  über  Anrechnung  der  Verpackuug,  über  Ersatz  der  Gewichts- 
verluste bis  zum  Verkauf  („Gutgewicht"),  über  Vergütung  für  schadhaft 
oder  unbrauchbar  gewordene  Teile  der  Waren  und  für  Unreinlichkeiten 
derselben  („Refaktie",  „Bonifikation44,  bei  flüssigen  Waren  „Decalo"),  über 
Abzüge  für  Auslaufen  oder  Schwund  der  Flüssigkeiten  beim  Transport 
oder  Lagern  („Leckage",  „AbfüUung",  „Auffüllung"),  über  Abzüge  für 
das,  was  in  den  Kisten  oder  Fässern  beim  Entleeren  hängen  bleibt 
(Besenschon)  u.  dergl.  mehr.  Der  Kaufmann  mufs  eben  überall  auch 
•kleine  Vorteile  mit  in  Rechnung  stellen,  um  im  ganzen  gut  abzuschliefsen. 
Zum  Teil  stehen  ja  Abzüge  der  genannten  Art  gewohnheitsmäfsig  fest, 
zum  Teil  müssen  sie  aber  im  einzelnen  Fall  erst  vertragsmäfsig  ver- 
einbart werden. 

Ein  Teil  der  Kleinhandelsfirmen  macht  es  sich  allerdings  bequemer. 
Seine  Beziehungen  reichen  über  die  nächsten  Grofsstädte  nicht  hinaus. 
Nach  den  erwähnten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des  Kleinhandels  in 
Deutschland"  kaufen  z.  B.  die  Kolonialwarenhändler  im  Kreise  Gifhorn 
meist  bei  Grofshändlern  in  Hannover  und  Braunschweig  ein,  die  Kolonial- 
warenhändler in  Hameln  wenden  sich  nach  Hannover  und  Bremen,  die 
in  Rawitsch  meist  nach  Breslau  u.  s.  w.  Noch  andere  betreiben  den 
Einkauf  in  der  Weise,  dafs  sie  den  Besuch  der  Agenten  und  Reisenden 
von  Fabrikanten  und  Grofshändlern  abwarten  und  diesen  Bestellungen 
machen.  Die  Agenten  gehen  dabei  teilweise  —  z.  B.  in  und  bei  Posen 
—  so  vor,  dafs  sie  Bestellungen  von  verschiedenen  Firmen  auf  die  ver- 
schiedensten Waren  sammeln  und  dann  in  Wagenladungen  die  Waren 
nach  dem  betr.  Ort  schaffen. 

Das  bedeutet  eine  Zusammenziehung  der  zersplitterten  Einkaufsmengen 
der  kleineren  Firmen.  Der  Vorteil  dieser  Zusammenlegung  kommt  aber 
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nicht  dem  Kleinhändler,  sondern  dem  Agenten  oder  Lieferanten  zu  gute 
und  besteht  in  der  Frachtkostenersparnis.  Der  geringe  Bedarf  kleiner  Ge- 
schäfte an  den  einzelnen  Waren  ist  aber  auch  für  die  betr.  Kleinhändler 
selbst  nachteilig.  Sie  können  in  der  Kegel  dabei  nicht  so  günstige  Ein- 
kauf sbedingungen  erzielen,  wie  kapitalkräftige  Einzelbetriebe,  Konsum- 
vereine und  Warenhäuser,  und  sind  dadurch  gegenüber  ihrer  kräftigeren 
Konkurrenz  von  vornherein  im  Nachteil.  Der  Nachteil  läfst  sich  ver- 
mindern, wenn  die  kleinen  Firmen  sich  zum  gemeinsamen  Einkauf  zu- 
sammenschlief sen;  sie  können  sich  selbst  dadurch  die  Verbilligung  der 
Fracht  verschaffen,  die  sie  bei  dem  vorhin  erwähnten  Verfahren  den 
Agenten  oder  Lieferanten  überlassen,  und  sie  können  den  Abstand  zwischen 
ihren  Einkaufspreisen  und  denen  ihrer  kapitalkräftigen  Konkurrenz  zu 
ihrem  eigenen  Vorteil  vermindern.  Der  Nutzen  eines  solchen  Vorgehens 
liegt  so  klar  zu  Tage,  dafs  man  es  nur  bedauern  mufs,  dafs  noch  so  wenig 
davon  Gebrauch  gemacht  wird.  Die  Erhebungen  über  die  „Lage  des 
Kleinhandels  in  Deutschland"  führen  nur  vereinzelte  Fälle  eines  gemein- 
schaftlichen Einkaufs  der  Kleinhändler  an.  Die  Kolonialwarenhändler 
in  Frankfurt  a.  0.  kaufen  gemeinschaftlich  bei  Importeuren  und  Fabri- 
kanten ein;  die  in  Sprottau  beziehen  Zucker,  Reis,  Salz,  Petroleum  und 
Heringe  gemeinsam,  die  in  Sagan  nur  Viehsalz  und  Soda,  die  in  Posen 
Seife,  Wichse,  Citronen,  Petroleum  u.  s.  w.  Im  Manufakturwarenhandel 
zu  Barmen  gehören  einige  Firmen  einer  Gruppe  zu  gemeinschaftlichem 
Einkauf  an  u.  s.  w.  In  der  Mehrzahl  der  in  diesen  Erhebungen  er- 
wähnten Fälle  gehen  aber  die  Kleinhändler  getrennt  vor.  Die  grofsen 
Firmen  können  das  aushalten,  die  kleineren  und  kleinsten  machen  sich 
selbst  dadurch  die  Konkurrenz  auf  die  Dauer  unmöglich.  Gewils  ist  es 
nicht  immer  leicht,  die  im  Konkurrenzkampf  gegen  einander  stehenden 
Kleinhändler  zu  vereinigen.  Gewohnheiten,  Anschauungen  und  Interessen 
gehen  bei  ihnen  oft  auseinander.  Der  Mangel  an  Kapital  erschwert  auch 
häufig  ein  gemeinsames  Vorgehen,  wenn  nicht  durch  besondere  Kredit- 
organisationen der  Mangel  ausgeglichen  wird.  Aber  was  in  Frankfurt  a.  0. 
—  unter  dem  Druck  einer  scharfen  Konsumvereinskonkurrenz  —  möglich 
war  und  nach  dem  Zeugnis  der  dortigen  Handelskammer  den  Klein- 
händlern die  „Erlangung  billigster  Preise"  und  die  „Ausnutzung  billigster 
Transportgelegenheit"  verschafft  hat,  das  sollte  auch  anderswo  möglich  sein. 

Kleinhandel  wie  Grofshandel  sind  bei  der  Auswahl  ihrer  Einkaufs- 
gelegenheiten nicht  immer  frei.  Grofse  Fabriken  lehnen  oft  allen  direkten 
Verkehr  mit  kleinen  Kaufleuten  ab  und  verweisen  auf  ihre  Vertreter  in 
den  einzelnen  Bezirken.  Kartelle  der  Produzenten  und  unter  Umständen 
auch  der  Grofshändler  entziehen  dem  Abnehmer  die  freie  Auswahl  seiner 
Lieferanten  u.  dergl.  mehr.  Gerade  in  solchen  Fällen  wird  es  aber  ein 
gemeinschaftlicher  Einkauf  ebenfalls  erleichtern,  wichtige  Vorteile  in  den 
Bezugsbedingungen  durchzusetzen.  — 
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Dem  Einkauf  der  Waren  schliefst  sich  an  die  Heranschaffung  der 
gekauften  Waren  an  den  Punkt,  von  dem  aus  der  Kaufmann  die  Ware 
verteilen  will.  Dieser  Punkt  ist  für  den  Kleinhändler  gegeben.  Er  mufs 
die  Ware  nach  dem  Ort  haben,  an  welchem  sich  sein  Verkaufslokal  be- 
findet, oder  doch  wenigstens  in  die  Nähe  dieses  Ortes,  sodafs  die  Wieder- 
ergänzung der  Vorräte,  die  in  der  Verkaufsstelle  selbst  nötig  sind,  leicht 
bewirkt  werden  kann.  Der  Grofshandel  läfst  zum  Teil  die  gekauften 
Waren  in  seine  eigenen  Lager  bringen,  falls  er  solche  überhaupt  hat; 
aber  er  hat  bei  den  heutigen  Verkehrsmitteln  nicht  mehr  nötig,  dafs  das 
Lager  in  seiner  nächsten  Nähe  liegt,  weil  er  selbst  bei  gröfserer  Entfernung 
noch  leicht  über  die  Ware  und  ihre  Bewegung  verfügen  kann.  Da  es 
sich  für  ihn  um  Bewegung  gröfserer  Mengen  beim  Bezüge  wie  beim 
Absatz  handelt,  so  sucht  er  unnötige  Transporte,  Rücktransporte  nach 
einem  schon  einmal  von  der  Ware  berührten  Punkte  u.  s.  w.  in  der  Regel 
zu  vermeiden.  Sehr  oft  genügt  es  seinen  Zwecken,  wenn  die  Ware  am 
Hafenplatz  eingelagert  wird  (in  Lagerhäuser,  zollfreie  Niederlagen  u.  s.  w.), 
sofern  von  hier  aus  der  Versand  nach  den  von  ihm  zu  versorgenden 
Bedarfspunkten  ohne  zu  grofsen  Kosten-  und  Zeitaufwand  bewirkt  werden 
kann.  In  noch  anderen  Fällen  läfst  er  die  Waren  überhaupt  nicht  ein- 
lagern, sondern  dirigiert  sie,  noch  während  sie  sich  auf  dem  Transport 
befinden,  durch  schriftliche  oder  telegraphische  Order  und  mit  Hilfe  der 
Ladescheine  und  Konnossemente  nach  den  Bedarfspunkten  an  seine 
Abnehmer. 

Nicht  immer  liegt  dem  einkaufendem  Grofs-  oder  Kleinhändler  selbst 
die  Fürsorge  für  den  Transport  ob.  Wie  schon  erwähnt,  können  die 
Abmachungen  so  getroffen  werden,  dafs  der  Lieferant  die  Kosten  und 
die  Fürsorge  für  den  Transport  bis  zu  dem  Verteilungsplatz  des  Kauf- 
manns zu  übernehmen  hat  Wird  die  Abmachung  so  getroffen,  dafs  der 
einkaufende  Händler  selbst  für  die  Heranschaffung  der  Ware  zu  sorgen 
hat,  so  bedient  er  sich  häufig  dazu  eines  Spediteurs,  weil  dieser  als 
Specialist  die  vorteilhaftesten  Beförderungsgelegenheiten  leichter  ausfindig 
machen  kann.  Die  Entwicklung  des  besonderen  Berufs  der  Spediteure 
ist  eine  wichtige  und  im  ganzen  durchaus  vorteilhafte  Aufserung  der 
Arbeitsteilung.  Früher  hatte  der  Kaufmann  viel  mehr  selbst  mit  dem 
Transport  zu  thun  und  mit  hohem  Kosten-  und  Zeitaufwand  für  die 
Warenbewegung  zu  rechnen.  Die  geringe  Wegsamkeit  der  zu  durch- 
ziehenden Strecken,  die  Unsicherheit  zu  Lande  zu  Wasser  zwang  damals 
oft  zu  gemeinsamem  Transport  in  grofsen  Warenzügen,  in  Karawanen, 
in  Schiffskarawanen  (Admiralschaften),  Vorkehrungen,  die  in  kultivierten 
Ländern  entbehrlich  geworden  sind. 

Da  heute  im  Verkehr  civilisierter  Länder  die  Aufschläge  auf  den 
Einkaufspreis  viel  geringer  sind,  als  früher,  so  sucht  der  Kaufmann  in 
jedem  Falle  den  Transportaufwand  möglichst  zu  beschränken.   Für  ihn 
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sind  das  —  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachet  —  tote 
Kosten.  Oft  ist  der  Drang  nach  billigem  Transport  so  grofs,  dafs  die 
langsamere  und  unpünktlichere  Beförderung  auf  Wasserwegen  dem  Eisen- 
bahntransport vorgezogen  werden  mufs. 

Die  Ausfindigmachung  des  vorteilhaftesten  Weges  für  die  Heran- 
schaffung der  Waren  —  mag  nun  der  Lieferant  den  Transport  über- 
nehmen oder  der  Kaufmann  ihn  einem  Spediteur  übertragen  oder  selbst 
leiten  —  ist  für  jeden  vorsichtig  handelnden  Kaufmann  von  grofser  Be- 
deutung und  Gegenstand  besonderer  Sorge  und  Arbeit  Soweit  der  Kauf- 
mann das  Risiko  dieses  Transportes  selbst  zu  tragen  hat,  greift  er  in 
der  Regel  zur  Transportversicherung  und  hat  deshalb  die  weitere  Auf- 
gabe, die  passendste  Versicherungsgelegenheit  zu  suchen. 

Auch  die  Bezahlung  des  Einkaufspreises  vollzieht  sich  nicht,  ohne 
dafs  der  Kaufmann  sich  über  den  vorteilhaftesten  Weg  klar  werden 
mufs.  Er  mufs  sich  berechnen,  ob  er  sich  besser  steht,  mit  einem  be- 
stimmten Ziel  zu  bezahlen  oder  sofort  den  Kaufpreis  unter  Beanspruchung 
eines  Rabattes  („Sconto")  zu  erlegen.  Das  läuft  auf  ein  Rechenexempel 
hinaus.  Je  niedriger  der  Scontosatz  bei  sofortiger  oder  kurzfristiger  Be- 
zahlung ist,  desto  weniger  Anlafs  hat  der  Kaufmann,  auf  die  übliche 
Kreditfrist  zu  verzichten. 

Handelt  es  sich  um  Bezahlung  des  Kaufpreises  ausländischer  Waren, 
so  mufs  der  Kaufmann  prüfen,  ob  er  billiger  wegkommt,  wenn  er  bares 
Geld  wegsendet,  oder  wenn  er  mit  Wechseln  bezahlt  Die  genaue  Unter- 
richtung über  Bewegung  und  Stand  der  Wechselkurse  ist  also  für  ihn 
unentbehrlich. 

Sind  die  Waren  an  dem  vom  einkaufenden  Händler  bezeichneten 
Bestimmungsort  angekommen,  so  mufs  er  sich  vergewissern,  dafs  die 
Ware  den  getroffenen  Abmachungen  entspricht,  um  eventuell  die  nötigen 
Reklamationen  nach  Mafsgabe  der  gesetzlichen  Vorschriften  einleiten 
zu  können.  Lagert  er  die  Ware  in  einer  zollfreien  Niederlage  oder  in 
einem  Lagerhause  ein,  so  mufs  er  die  für  ihn  zweckmäfsigste  Art 
und  Stelle  der  Lagerung  ermitteln.  Bringt  er  die  Ware  auf  sein  eigenes 
Lager,  so  mufs  er  für  deren  Schutz  gegen  Tierfrafs,  gegen  Schwund, 
gegen  Verderben,  gegen  Diebstahl  u.  s.  w.  sorgen,  die  Ware  richtig  be- 
handeln lassen,  auf  genügende  Absonderung  explodierbarer  und  feuer- 
gefährlicher Warenarten  bedacht  sein,  nötigenfalls  die  mechanische  Ver- 
kleinerung der  Wareneinheiten,  gewisse  technische  Arbeitsleistungen  und 
Ähnliches  vorbereiten.  Für  den  Grofshandel  beschränkt  sich  die  Aufgabe 
in  dieser  Beziehung  vielfach  auf  das  Aussuchen  der  besten  und  vorteil- 
haftesten Lagergelegenheit,  da  die  Lagerung  und  Aufbewahrung  der 
Waren  schon  zu  einem  besonderen  Geschäftszweig  geworden  ist,  dem 
sich  bestimmte  Geschäftsleute  und  Gesellschaften  berufsmäfsig  widmen. 
Auch  diese  Äufserung  der  Arbeitsteilung  gehört  der  neuesten  Entwicklung 
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an.  Die  Gewerbestatistik  in  Deutschland  wies  1895  im  ganzen  281  „Auf- 
bewahrungsanstalten"  mit  4208  durchschnittlich  beschäftigten  Personen 
nach,  darunter  18  Grofsbetriebe  (mit  je  über  50  beschäftigten  Personen), 
die  2562  durchschnittlich  beschäftigte  Personen  hatten.  1882  gab  es  nur 
171  Aufbewahrungsanstalten  mit  3565  durchschnittlich  beschäftigten  Per- 
sonen, darunter  13  Grofsbetriebe  mit  2215  Personen.  1896  gab  es  in 
Deutschland  23  Lagerhausgesellschaften  auf  Aktien  mit  26,07  Mill.  M.  ein- 
gezahltem Aktienkapital ,  9,01  Mill.  M.  Obligationen  und  ähnlichen  An- 
leihen und  1,15  Mill.  M.  Reservefonds. 

Der  selshafte  Kleinhandel  kann  das  eigene  Lagerhalten  im  Verhältnis 
viel  weniger  entbehren  als  der  Grolshandel.  Der  Hausierhandel  dagegen 
hat  ein  festes  Lager  oft  überhaupt  nicht,  sondern  führt  seine  Waren- 
vorräte mit  sich  herum. 

§  2.  Die  Absatzgewinnung.  Alle  die  bisher  besprochenen  Vorgänge 
dienen  dazu,  den  Kaufmann  in  den  Besitz  derjenigen  Waren  zu  setzen, 
welche  er  an  die  Abnehmer  vertreiben  will.  Eine  weitere  Gruppe  seiner 
Arbeiten  ist  deshalb  der  Absatzgewinnung  gewidmet  Sein  Augenmerk 
mufs  sich  zunächst  richten  auf  die  Annäherung  an  die  Abnehmer,  auf 
die  er  rechnen  mufs,  wenn  seine  Ware  nicht  unverkauft  liegen  bleiben 
soll.  Der  Handel  schlägt  hierbei  sehr  verschiedene  Wege  ein. 

Die  typische  Form  des  Kleinhandels,  der  sefshafte  Ladenhandel,  be- 
gnügt sich  im  wesentlichen  damit,  in  seinem  Verkaufslokal  die  Käufer 
abzuwarten.  Zwar  sucht  man  dem  Konsumenten  durch  Zusendung  von 
Boten,  von  Bestellkarten  u.  s.  w.  die  Herstellung  einer  Verbindung  mit  dem 
Geschäft  zu  erleichtern  und  sie  ihm  durch  diese  und  andere  Mittel  nahe 
zu  legen;  aber  der  Hauptweg  zur  Annäherung  an  die  Konsumenten  ist 
in  dieser  Gruppe  des  Kleinhandels  doch  noch  immer  das  Warten  auf  die 
Käufer  und  auf  die  dadurch  entstehenden  mehr  oder  minder  ständigen 
Beziehungen  zu  den  Konsumenten. 

Das  entgegengesetzte  Verfahren  besteht  in  dem  Aufsuchen  von  Waren- 
bestellungen und  Absatzgelegenheiten.  Hier  kommt  nicht  der  Käufer  zum 
Verkäufer,  sondern  der  Verkäufer  tritt  an  den  Käufer  heran.  Das  Auf- 
suchen von  Bestellungen  und  Absatzgelegenheit  kann  in  persönlicher  und 
unpersönlicher  Weise  geschehen.  In  persönlicher  Weise  sucht  der  Hau- 
sierer unmittelbar  bei  dem  Konsumenten  Absatz  zu  finden,  und  gerade 
dieses  enge  Heranrücken  an  den  Konsumenten  selbst  schafft  dem  Klein- 
handel der  Hausierer  oft  einen  Vorsprung  vor  dem  Ladenbandel  und 
sichert  selbst  in  solchen  Gegenden  einen  Absatz,  in  denen  der  Laden- 
handel an  sich  hinreichend  vertreten  ist,  um  den  Bedarf  der  Konsumenten 
zu  decken.  Selbst  in  den  Städten,  in  denen  der  Ladenhandel  für  die 
Heranschaffung  aller  Bedarfsgegenstände  gesorgt  hat,  findet  der  hausier- 
mäfsige  Handel  noch  Abnehmer.  In  abgelegenen  Gegenden  mit  zerstreut 
wohnender  Bevölkerung  ist  er  auch  in  civilisierten  Ländern  noch  nicht 
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zu  entbehren.  Die  Beziehungen  zwischen  Konsument  und  Hausierer  sind 
in  solchen  Gegenden  zwar  nicht  ständig,  aber  sie  beruhen  auf  perio- 
discher Wiederkehr,  sodals  sich  ein  gewisses  Bekanntschaftsverhältnis 
ausbildet.  In  den  Städten  entwickelt  sich  etwas  Ähnliches  bei  dem 
hausiermälsigen  Handel,  der  mit  Eiern,  Butter,  Milch,  Gemüse,  auch  wohl 
Geflügel  von  den  Bauern  der  nächsten  Umgegend  ausgeübt  wird.  Denn 
hier  entsteht  häufig  ein  periodisches  Herantreten  an  den  Konsumenten. 
Bei  vielen  anderen  Hausierern  dagegen,  die  aus  gröf serer  Entfernung 
gelegentlich  in  die  Stadt  kommen,  handelt  es  sich  oft  nur  um  einmalige 
Berührung. 

Ein  persönliches  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  bei  den  Kon- 
sumenten wird  vom  Kleinhandel  auch  durch  Aussendung  von  Detail- 
reisenden betrieben.  Dieser  Betrieb  hat  seinem  Wesen  nach  viel  Verwandt- 
schaft mit  dem  Hausierhandel;  aber  das  persönliche  Auftreten  der  Detail- 
reisenden bewegt  sich  in  besseren  Formen,  und  der  Detailreisende  nimmt 
nicht  die  Warenvorräte  selbst,  sondern  nur  Proben  und  Muster  mit  und 
liefert  das  Verkaufte  nicht  sofort  an  den  Konsumenten  aus,  sondern  nimmt 
nur  die  Bestellung  entgegen,  die  dann  von  seiner  Firma  durch  Über- 
senden der  Waren  ausgeführt  wird. 

Auch  der  Grofshandel,  sowohl  der  Kaufmanns-  als  auch  der  Fabrik- 
handel, pflegt  das  persönliche  Aufsuchen  von  Warenbestellungen.  Er 
wendet  /sich  an  die  Abnehmer  —  in  der  Regel  also  Kaufleute  —  durch 
Reisende  und  Agenten,  von  denen  die  ersteren  zu  den  Angestellten  des 
Geschäfts  gehören.  Auch  diese  Agenten  und  Reisenden  führen  nicht  die 
Warenvorräte  mit  sich,  sondern  nur  Proben  und  Muster.  Von  der  Tüchtig- 
keit, der  Gewandtheit  des  Auftretens  und  der  Geschicklichkeit  der  Rei- 
senden und  Agenten  hängt  oft  viel  ab.  Für  manche  Geschäfte  ist  es  eine 
Lebensfrage,  die  bewährten  und  in  bestimmten  Bezirken  gut  eingeführten 
Vertreter  zu  behalten.  Die  Aufsuchung  von  Warenbestellungen  auf  diesem 
Wege  erfolgt  fast  ausnahmslos  in  periodischer  Wiederkehr. 

Das  unpersönliche  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  wird  durch 
Offerten,  durch  Probe-  und  Mustersendungen  mit  der  Aufforderung  zur 
Bestellung  u.  dergl.  mehr  ausgeübt  Der  Kleinhandel  beteiligt  sich  daran 
im  allgemeinen  nicht  in  besonderem  Mafse;  nur  die  Versandgeschäfte, 
die  überhaupt  die.  persönliche  Berührung  mit  den  Konsumenten  im  wesent- 
lichen aufgegeben  haben,  und  die  grofsen  Warenhäuser  und  grofse  Einzel- 
betriebe des  Kleinhandels,  die  mit  dem  Absatz  in  ihrem  engeren  Bezirk 
nicht  auskommen,  machen  von  diesen  Mitteln  mehr  Gebrauch.  Im 
Grofshandel  spielt  dagegen  das  unpersönliche  Aufsuchen  von  Waren- 
bestellungen eine  grofse  Rolle.  Die  Voraussetzung  dafür  ist,  dafs  dem 
Geschäft  eine  hinreichende  Zahl  von  Adressen  geeigneter  Abnehmer  zur 
Verfügung  steht,  und  zwar  braucht  der  Grofshandel  die  Adressen  von 
Kaufleuten  und  Produzenten,  der  Kleinhandel,  soweit  er  sich  der  Aus- 
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sendung  von  Offerten  bedient,  die  Adressen  von  Konsumenten.  Da  es 
nicht  immer  leicht  ist,  die  geeigneten  Adressen  zu  finden,  so  haben  sich 
besondere  Geschäfte  entwickelt,  die  durch  Herausgabe  kaufmännischer 
Adrefsbttcher,  durch  Herstellung  von  Adressenkatalogen,  durch  Zu- 
sammenstellung bestimmter  Gruppen  von  Adressen  u.  s.  w.  dem  Kauf- 
mann die  Vorarbeiten  für  die  Aussendung  der  Offerten  abnehmen  und  die 
das  Adressenmaterial  fortlaufend  ergänzen  und  berichtigen.  Die  Existenz 
und  das  Aufblühen  solcher  Adressenbüreaus ,  in  denen  abermals  eine 
Äufserung  der  Arbeitsteilung  im  Handel  zu  erbücken  ist,  beweist,  in 
welchem  Umfange  von  dem  unpersönlichen  Aufsuchen  von  Waren- 
bestellungen Gebrauch  gemacht  wird.  Übrigens  werden  dabei,  nament- 
lich von  Kleinhandelsfirmen,  vielfach  Fehler  gemacht;  viele  Offerten  gehen 
an  Personen,  die  nach  ihren  persönlichen  Verhältnissen  oder  nach  den 
Zuständen  ihres  Wohnortes  überhaupt  nicht  in  die  Lage  kommen,  von 
den  Offerten  Gebrauch  zu  machen.  Durch  schablonenhaftes  Vorgehen 
werden  so  oft  genug  unnötige  Ausgaben  hervorgerufen. 

Das  unpersönliche  Aufsuchen  von  Warenbestellungen  direkt  bei  den 
Konsumenten  hat  mancherlei  Mifsstände  gezeitigt.  Es  wird  mitunter  in 
lästiger  und  zudringlicher  Weise  bewirkt.  Manche  Firmen  begnügen  sich 
nicht  mit  der  Zusendung  von  Offerten  und  Mustern,  sondern  senden 
gröfsere  oder  kleinere  Warenvorräte  unaufgefordert  an  den  Konsumenten 
und  versuchen  dann  den  Kaufpreis  einzuziehen,  wenn  der  Konsument 
die  Sendung  nicht  in  bestimmter  Frist  zurückgeschickt  hat  Dies  Ver- 
fahren ^läuft  darauf  hinaus,  den  Mangel  an  geschäftlicher  Gewandtheit 
und  an  Kenntnis  der  rechtlichen  Vorschriften,  wie  er  sich  bei  vielen 
Konsumenten  findet,  durch  eine  Art  Überrumpelung  auszunützen. 

Zwischen  dem  Abwarten  der  Käufer  in  der  Verkaufsstelle  und  dem 
persönlichen  Aufsuchen  von  Absatzgelegenheiten  unmittelbar  bei  den  Ab- 
nehmern steht  das  Verfahren,  dafs  der  Verkäufer  mit  seinen  Waren  in 
die  wichtigeren  Absatzgebiete  rückt  und  nun  dort  abwartet,  bis  die 
Käufer  kommen.  Dies  Heranrücken  an  die  Absatzgebiete  kommt  im 
Grofshandel  wie  im  Kleinhandel  vor.  Im  Kleinhandel  erscheint  es  zu- 
nächst in  der  Form  der  Filialgeschäfte,  die  in  bestimmten  Bezirken  er- 
richtet werden,  um  den  dortigen  Konsumenten  näher  zu  sein.  Das 
Verfahren  unterscheidet  sich  im  übrigen  nicht  von  dem  Betrieb  des 
Ladenhandels  und  läuft  wie  dieser  auf  Gewinnung  ständiger  Beziehungen 
zu  den  Konsumenten  hinaus.  Daneben  giebt  es  aber  auch  Formen  des 
Heranrückens  an  das  Absatzgebiet,  welche  nur  vorübergehende  Beziehungen 
zu  den  Konsumenten  bezwecken. 

Hierher  gehören  zunächst  die  Wanderlager.  Sie  werfen  vorüber- 
gehend in  bestimmte  Orte  gröfsere  Warenmengen  und  suchen  sie  dort 
von  einem  festen  Verkaufslokal  aus  abzusetzen,  wobei  sie  auf  das  per- 
sönliche Herantreten  der  Konsumenten  warten  müssen. 
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Während  die  Wanderlager  ein  Ergebnis  der  neuesten  Entwicklung 
von  zweifelhaftem  Wert  sind,  begegnet  uns  in  dem  Markthandel  eine 
sehr  alte  Form  des  Heranrückens  an  die  Absatzgebiete.  Für  den  Klein- 
handel, um  den  es  sich  an  dieser  Stelle  dreht,  kommen  die  Wochen- 
märkte und  die  Jahrmärkte  in  Betracht  Die  Wochenmärkte  dienen 
namentlich  der  Versorgung  der  Städte  mit  Lebensmitteln,  die  aus  der 
Umgegend  herangebracht  werden  entweder  durch  die  Bauern  selbst  oder 
—  was  heute  vielfach  überwiegt  —  durch  Kleinhändler,  die  in  der  Stadt 
ansässig  sind  und  die  Produkte  der  Umgegend  heranziehen.  Die  früher 
mafsgebende  Bedeutung  für  die  Lebensmittelversorgung  haben  die  Wochen- 
märkte nicht  mehr.  Aber  sie  erhalten  sich,  weil  die  Zusammenziehung 
gleichartiger  täglicher  Bedarfsartikel  an  bestimmten  Stellen  bei  der  Aus- 
wahl der  Waren  und  bei  der  Kontrolle  der  Preisforderungen  dem  Kon- 
sumenten Vorteile  bietet  In  Grofsstädten  ist  dieser  Wochenmarktverkehr 
vielfach  in  Markthallen  verlegt  Durch  örtliche  Trennung  der  einzelnen 
Warengruppen  wird  im  Markt-  wie  im  Markthallenverkehr  die  Übersicht 
über  Vorräte  und  Preise  der  betr.  Gruppe  erleichtert  Ein  grofser  Teil 
der  Konsumenten  besucht  den  Wochenmarkt  bezw.  die  Markthalle  nur 
gelegentlich  und  halt  sich  für  den  laufenden  Bedarf  an  die  nahegelegenen 
Ladengeschäfte,  in  denen  in  der  Kegel  die  betr.  Waren  ebensogut  und 
zu  den  gleichen  oder  nur  wenig  höheren  Preisen  und  mit  viel  geringerem 
Zeitverlust  gekauft  werden  können. 

Viel  schärfer  tritt  der  vorübergehende  Charakter  der  Beziehungen 
zwischen  Konsumenten  und  Kleinhändlern  bei  den  Jahrmärkten  und 
Krammärkten  hervor,  die  in  längeren  Zwischenräumen  in  den  Städten 
abgehalten  und  meist  von  entfernter  ansässigen  Kleinhändlern  oder  Klein- 
produzenten beschickt  werden.  Diese  benutzen  die  Jahrmärkte,  um 
gelegentlich  in  entfernte  Absatzgebiete  eindringen  zu  können  und  so  den 
Konsumenten  des  Marktplatzes  und  seiner  nächsten  Umgebung  näher  zu 
rücken.  Es  ist  schon  erwähnt,  welche  grofse  Bedeutung  solchen  Märkten 
in  den  Zeiten  unentwickelten  Verkehrs  zukam.  Der  älteste  Handelsver- 
kehr mit  den  Konsumenten  vollzog  sich  in  der  Form  des  Hausier-  und 
Wanderhandels,  ohne  dafs  der  Verkehr  auf  bestimmte  Orte  und  Zeiten 
zusammengezogen  wurde.  Das  allmählich  einsetzende  engere  Zusammen- 
drängen der  Bevölkerung  in  geschlossene  Ortschaften,  in  Städte,  der 
periodisch  bei  bestimmten  kirchlichen  wie  weltlichen  Anlässen  wieder- 
kehrende starke  Zusammenflufs  von  Menschen  in  den  Städten  veranlafste 
auch  die  Händler,  sich  in  diesen  bei  den  entsprechenden  Gelegenheiten 
zusammenzufinden. 

In  Städten,  die  gute  Landegelegenheit  boten,  oder  an  wichtigen 
Flufsübergängen  oder  Kreuzungspunkten  der  Handelsstrafsen  konnte  sich 
am  ehesten  ein  solcher  Verkehr  entwickeln,  sofern  die  nötige  Rechts- 
sicherheit gewährleistet  war.  Gerade  dieser  letztere  Gesichtspunkt  spricht 
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für  die  Ansicht,  dafs  die  Märkte  sich  weniger  selbst  bildeten,  als  durch 
das  Eingreifen  der  Obrigkeit  ins  Leben  gerufen  wurden,  weil  damit  der 
erforderliche  rechtliche  Schutz  gesichert  war.  Nach  Rietschel's  sehr 
beachtenswerter  Abhandlung  „Markt  und  Stadt  in  ihrem  rechtlichen 
Verhältnis14  (Leipzig  1897,  S.  40)  ist  in  den  meisten  Städten  des  rechts- 
rheinischen Deutschlands  der  Markt  gegründet  worden  durch  Verleihung 
entsprechender  Privilegien  an  Bischöfe,  Klöster  und  weltliche  Grofse  seitens 
des  Königs  oder  durch  den  König  selbst,  der  ein  besonderes  Marktregal 
in  Anspruch  nahm  und  es  —  wie  üblich  —  überwiegend  in  fiskalischem 
Interesse  ausnutzte. 

In  den  civilisierten  Ländern  sind  die  Vorteile  des  Jahrmarktsverkehrs 
ebenso  geschwunden,  wie  die  Anlässe,  die  sonst  solche  Märkte  nötig 
machten.  Der  Ladenhandel,  der  ja  jünger  ist  als  der  Hausierhandel  und 
als  der  Markthandel,  hat  die  regelmäfsige  Bedarfsversorgung  der  Be- 
völkerung übernommen.  Wir  brauchen  die  Jahrmärkte  nicht  mehr  dazu, 
und  sie  nützen  uns  auch  nichts  mehr.  An  ihrer  Verminderung  wird  von 
allen  Seiten  gearbeitet  Gleichwohl  findet  sich  noch  in  vielen  Orten  der 
Jahrmarktsverkehr.  Die  städtische  Bevölkerung  sieht  in  den  Märkten 
weniger  eine  Gelegenheit,  Einkäufe  zu  machen,  als  Vergnügungen  zu 
genief sen ;  die  ländliche  Bevölkerung,  die  ja  in  ihren  Gewohnheiten  viel 
ständiger  ist,  erscheint  aber  noch  immer  als  Käufer.  Eine  gröfsere  Be- 
deutung haben  für  die  Bedarfsversorgung  der  Konsumenten  nur  noch  die 
Specialmärkte,  soweit  sie  dem  Kleinhandel  dienen.  Diese  haben  sich 
auch  neuerdings  vermehrt  Man  wird  es  darauf  zurückführen  müssen, 
dafs  die  Statistik  im  ganzen  eine  Zunahme  der  Märkte  nachweist  In 
Preufsen  gab  es 

1875:    12  098  Märkte  an  2675  Orten, 
1891:    12  701      „      „  2663  „ 

Der  Grofshandel  hat  das  System,  an  die  Absatzgebiete  heranzurücken, 
ebenfalls  in  früheren  Zeiten  sehr  stark  befolgt  und  hat  es  auch  beibe- 
halten, wenn  auch  in  anderen  Formen.  Im  Mittelalter  und  bis  in  die 
Neuzeit  hinein  waren  die  grofsen  Messen  die  periodischen  Brennpunkte 
des  Grofshandelsverkehrs.  Sie  spielten  im  Grofsverkehr  eine  ähnliche 
Rolle,  wie  die  Märkte  im  Kleinhandelsverkehr  und  bedeuten  ihrem  Wesen 
nach  ebenfalls  eine  zeitweilige  Konzentration  von  Kaufleuten  und  Waren, 
um  näher  an  die  Absatzgebiete  heranzukommen.  Seit  dem  13.  Jahr- 
hundert waren  die  durch  grofse  Privilegien  geschützten  Messen  die 
wichtigsten  Veranstaltungen  im  Grofshandel  des  Binnenlandes.  Die 
Grofshändler  und  Kleinhändler  fanden  sich  hier  zusammen,  um  ihre 
Einkäufe  zu  machen,  oder  um  an  andere  Kaufleute  ihre  Waren  abzu- 
setzen, und  an  diesen  Warenverkehr  schlofs  sich  Geld-  und  Wechsel- 
verkehr mehr  und  mehr  an.  Die  internationale  Bedeutung  der  Messen 
verschob  sich  im  Laufe  der  Zeit   Im  12.  und  13.  Jahrhundert  waren 
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es  die  Messen  der  Champagne,  die  als  die  bedeutendsten  Stützpunkte 
des  kontinentalen  Grofshandelsverkehrs  anzusehen  waren.  Noch  älter 
als  sie  sind  die  Messen  von  Paris  und  St  Lyon.  Seit  dem  14.  Jahr- 
hundert  rücken  im  Norden  Brügge  und  Antwerpen,  im  Süden  Lyon  und 
Genf  in  den  Vordergrund.  Seit  dem  16.  Jahrhundert  kommt  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Verschiebung  des  Zuges  der  orientalischen  Waren 
Frankfurt  a.  Main  und  für  den  Verkehr  nach  den  östlichen  Gebieten 
Frankfurt  a.  0.  und  Leipzig  in  die  Höhe.  Diese  und  andere  Messen, 
deren  es  noch  eine  grofse  Zahl  gab,  durch  das  Stapelrecht  zum  Teil 
zu  besonderer  Bedeutung  gelangt,  haben  im  engsten  Zusammenhange 
mit  der  Aufhebung  der  lokalen  Abgrenzung  der  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen, also  mit  der  zunehmenden  Leistungsfähigkeit  des  die  Gebiete 
enger  an  einander  rückenden  Verkehrswesens  immer  mehr  an  Wichtig- 
keit verloren.  Im  allgemeinen  bedarf  der  Großhandel  solcher  perio- 
dischen Zusammenziehung  grofser  Warenmengen  und  vieler  Personen 
in  der  früheren  Form  nicht  mehr,  und  aus  den  alten  Centraipunkten  des 
Grofsverkehrs  haben  sich  vielfach  Jahrmärkte  entwickelt,  die  eine  be- 
sondere Bedeutung  nicht  mehr  haben.  Oft  sind  auch  an  die  Stelle  der 
Messen  die  Börsen  getreten.  An  anderen  Stellen  hat  sich  der  Grofs- 
handel  in  den  Specialmärkten  besondere  Veranstaltungen  zum  gelegent- 
lichen Heranrücken  an  die  Absatzgebiete  geschaffen.  Auch  die  periodischen 
Auktionen  in  den  Importhäfen,  die  dem  Grofshandel  in  Lebensmitteln 
dienenden  Auktionen  in  den  Centralmarkthallen  in  Paris  und  ähnliche 
Einrichtungen  helfen  jetzt  die  Aufgabe  der  früheren  Messen  durchführen. 

Nur  in  gewissen  Artikeln  hat  der  Mefsverkehr  noch  heute  eine  Be- 
deutung für  den  Grofshandel  So  knüpft  in  Leipzig  der  Export  in  Spiel- 
waren noch  zum  grofsen  Teil  an  die  Messen  an;  auch  der  Grofsverkehr 
in  Pelzen  stützt  sich  noch  auf  die  dortigen  Messen.  Anscheinend  liegt 
der  Grund  dafür  darin,  dafs  derartige  Waren  ohne  persönliche  Musterung 
und  ohne  persönliche  Vergleichung  der  verschiedenen  angebotenen  Sorten 
schwer  in  der  richtigen  Beschaffenheit  und  Preislage  eingekauft  werden 
können. 

In  Gebieten  mit  geringerer  Verkehrsentwicklung  haben  freilich  die 
Messen  auch  heute  noch  eine  ähnliche  Aufgabe  zu  erfüllen,  wie  sie  ihnen  im  0 
Mittelalter  allgemein  zugefallen  war.  In  den  weiten  Gebieten  des  russischen 
Reiches  ist  sowohl  in  Europa  als  auch  in  Asien  noch  vielfach  der  Mefs- 
verkehr von  gröfster  Bedeutung.  Aber  je  mehr  die  Eisenbahnen  in  diese 
Gebiete  hineingeführt  werden,  je  dichter  das  Bahnnetz  wird,  je  leichter  das 
Hindernis  der  räumlichen  Entfernung  überwunden  werden  kann,  desto 
mehr  wird  das  Arbeitsfeld  der  Messen  auch  in  diesen  Gebieten  eingeengt 

Dem  Bestreben  des  Grofshandels,  seine  Waren  näher  an  die  Ab- 
satzpunkte heranzurücken,  entspringt  auch  der  Konsignationshandel  im 
Verkehr  über  See. 
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Der  Produzent  oder  Grofshändler  sendet  noch  unverkaufte  Waren- 
mengen auf  eigenes  Risiko  an  einen  im  überseeischen  Hafen  ansässigen 
Kaufmann,  der  nun  als  Kommissionär  die  Ware  so  gut  als  möglich  zu 
verkaufen  sucht  So  wird  z.  B.  oft  Getreide  und  Baumwolle  von  Amerika 
nach  London,  so  werden  deutsche  Tuche  nach  New  York  konsigniert 
u.  s.  w.  Der  Vorteil  Hegt  darin,  dafs  man  mit  den  Waren  dem  Absatz- 
gebiet näher  ist  und  sich  bei  der  Absatzgewinnung  auf  einen  mit  den 
Verhältnissen  vertrauten  Kaufmann  stützen  kann.  Aber  das  Risiko  ist 
nicht  gering,  und  Verluste  treten  nicht  selten  ein. 

Auch  im  Binnenlandsverkehr  bedient  sich  der  Grofshandel  oft  der 
•Kommissionslager,  um  den  Absatzgebieten  näher  zu  sein,  oder  er  bestellt 
in  wichtigen  Orten  ständige  Vertreter,  die  mit  den  nötigen  Mustersamm- 
lungen ausgerüstet  sind. 

§  3.  Die  Bekanntmachung  der  Waren  und  Firmen.  Die  verschiedenen 
Wege  des  Heranrückens  an  die  Abnehmer  bedürfen  oft  noch  einer  Unter- 
stützung durch  eine  Reihe  von  Veranstaltungen,  die  eine  möglichst  vor- 
teilhafte, den  Käufer  anregende  und  anlockende  Art  der  Bekanntmachung 
der  Waren  und  Firma  bezwecken.  Man  pflegt  alle  diese  Veranstaltungen 
unter  dem  Namen  „Reklame"  zusammenzufassen;  unter  dieser  Bezeich- 
nung werden  allerdings  recht  verschiedene  Dinge  vereinigt,  die  nur  durch 
den  gleichen  Zweck  zusammengehalten  werden. 

Das  Bedürfnis,  sich  für  die  Absatzgewinnung  der  Reklame  zu  be- 
dienen, ist  bei  den  verschiedenen  Betriebsformen  des  Handels  sehr  un- 
gleich entwickelt  Der  Konsumverein,  der  sich  auf  Verkauf  an  seine 
Mitglieder  beschränkt,  bedarf  einer  besonderen  Reklame  nicht;  geht  er 
aber  über  den  Kreis  seiner  Mitglieder  hinaus,  wird  er  überhaupt  als  Er- 
werbsunternehmen betrieben,  das  sich  auf  weitere  Konsumentenkreise 
stützen  mufs,  so  bedarf  auch  er  mancher  Reklameveranstaltungen. 

Der  Hausierer  und  Detailreisende,  der  unmittelbar  an  den  einzelnen 
Konsumenten  herantritt,  braucht  keine  besondere  Reklame  zu  machen, 
da  ihm  Vorlegung  der  Waren  oder  Muster,  Gelegenheit  zu  persönlicher 
Überredung,  Eindruck  des  ganzen  Auftretens  u.  dergl.  zu  Hilfe  kommen. 

Der  Markthändler  hat  schon  erheblich  mehr  Reklame  nötig,  bedient 
sich  freilich  mit  Rücksicht  auf  die  Auffassung  der  Masse  der  Konsu- 
menten meist  ziemlich  plumper  Mittel  und  stützt  sich  vor  allem  auf  die 
persönliche  Überredung,  zu  der  er  vielfache  Gelegenheit  findet 

Das  Wanderlager,  dem  ständige  Beziehungen  zu  den  Konsumenten 
fehlen,  und  das  in  möglichst  kurzer  Zeit  möglichst  viel  Ware  absetzen 
will,  ist  auf  eine  sehr  lebhafte  und  umfangreiche  Reklame  angewiesen, 
die  oft  skrupellos  vorgeht 

Der  sefshafte  Kleinhändler  kann  der  Reklame  nicht  entraten  und 
wird  sie  umsomehr  anwenden,  je  schärfer  der  von  ihm  zu  bestehende 
Konkurrenzkampf  ist   Bisweilen  sind  freilich  Kleinhändler  so  eng  mit 
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ihrer  Kundschaft  verwachsen,  dafs  sie  auch  ohne  besondere  Reklame 
zurechtkommen  können. 

Rechnet  der  Kleinhändler  auf  Absatz  in  anderen  Bezirken,  so  steigert 
das  sein  Reklamebedürfnis.  Versandgeschäfte  vollends,  die  überhaupt 
auf  die  persönliche  Berührung  mit  den  Konsumenten  verzichten,  können 
ohne  grobe  Reklame  nicht  vorwärts  kommen.  Auch  die  Warenhäuser 
sind,  da  sie  auch  auf  die  entfernter  wohnenden  Konsumenten  rechnen 
müssen  und  einer  scharfen  Konkurrenz  begegnen,  zur  ausgiebigen  Ver- 
wertung der  Reklame  genötigt 

Der  Grofshandel  ist  ebenfalls  auf  die  Reklame  angewiesen,  aber  da 
er  zum  grofsen  Teil  mit  geschäftsgewandten  Abnehmern  zu  thun  hat, 
die  mehr  durch  sachliche  Vorteile  als  durch  auffällige  Reklamemittel  zu 
gewinnen  sind,  so  bewegt  sich  seine  Reklame  vielfach  in  ruhigeren 
Formen,  hält  sich  von  Auswüchsen  und  Mifsbräuchen  fern  und  kann 
unter  Umständen  auch  in  engeren  Grenzen  bleiben. 

Die  Mittel  der  Reklame  sind  nicht  gleichartig.  Persönliche  Auf- 
fassung, Geschick  und  Geschmacksrichtung  des  Kaufmanns  und  Rück- 
sichten auf  die  Art  der  Hauptkundschaft  bedingen  hier  wichtige  Ab- 
weichungen. Beginnen  wir  mit  dem  Kleinhandel,  dessen  Verhältnisse 
vielfach  noch  mehr  aufjReklame  hindrängen  als  die  des  Grofshandels,  so 
finden  wir  zunächst  das  Streben,  die  Existenz  des  Geschäftes  und  meist 
auch  seine  Hauptwarengattung  in  möglichst  auffälliger  Weise  durch 
Firmenschilder,  Aufschriften  u.  dergl.  zur  Kenntnis  der  Konsumenten  zu 
bringen  und  ihnen  in  den  Schaufenstern  und  Auslagen  die  wichtigsten 
Waren  in  möglichst  Aufsehen  erregendem  Aufbau  vorzustellen.  Sehr 
häufig  werden  auch  die  Preise  in  erkennbarer  Form  angegeben,  sodafs 
der  Konsument  sich  schon  von  aufsen  genau  unterrichten  kann.  Für 
Brot  ist  das  letztere  auf  Grund  der  Gewerbeordnung  in  manchen  Orten 
polizeilich  vorgeschrieben.  Für  sehr  viel  Konsumenten  ist  es  angenehmer, 
die  Preise  vonjauf sen  lesen  zu  können ;  sie  fragen  nicht  gern  erst  im 
Laden,  und  in  |der  Annahme,  dafs  der  geforderte  Preis  zu  hoch  sein 
werde,  unterlassen  sie  es  oft,  überhaupt  den  Laden  zu  betreten,  der  bei 
den  ausgestellten  Waren  die  Preise  nicht  kenntlich  gemacht  hat  Manche 
Geschäfte  mieten  auch  an  Stellen,  an  denen  viel  Menschen  vorbeikommen, 
besondere  Schaukästen,  um  die  Aufmerksamkeit  zu  erregen. 

Was  bei  dem  einzelnen  Kleinhändler  sich  auf  ein  oder  wenige 
Fenster  beschränkt,  das  wächst  sich  bei  den  Warenhäusern  zu  grofsen 
Flächen  aus,  hinter  denen  die  Waren  in  reichster  Auswahl  ausgestellt 
sind.  Das  Warenhaus  Au  bon  Marchs  in  Paris,  das  ein  ganzes  Stadt- 
viertel bedeckt,  ist  rings  herum  mit  Schaufenstern  versehen,  in  denen 
die  Haupt-Warengruppen  vertreten  sind.  Die  Firma  Rud.  Hertzog  in 
Berlin  hat  ebenfalls  eine  ganze  Reihe  von  Schaufenstern  neben  einander. 
Das  neue  Gebäude  für  das  Wertheim'sche  Warenhaus  in  Berlin  (Leip- 
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ziger  Strafse)  stellt  sich  in  Folge  der  umfassenden  Verwendung  des  Glases 
dem  Beschauer  v<]n  aufsen  fast  wie  ein  einziges  riesiges  Schaufenster 
dar.  Ein  solches  Gebäude  wirkt  an  sich  schon  wie  eine  fortgesetzte 
Reklame  und  erregt  die  Aufmerksamkeit  und  Kauflust  der  Konsumenten 
in  hohem  Mafse.  Darin  Ähnliches  zu  leisten,  ist  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  selbständigen  Kleinhändler  unmöglich. 

Im  Innern  der  Läden  bietet  ein  Teil  der  Kleinhändler,  der  über 
grof se  Räume  verfügt,  oft  eine  kleine  Specialausstellung.  Neuere  Tapisserie- 
und  Stickereigeschäfte,  Teppichhandlungen  u.  s.  w.  leisten  in  den  grofsen 
Städten  darin  viel,  in  Anbetracht  der  teuren  Mieten  vielleicht  zu  viel. 
In  vielen  anderen  Kleinhandlungen  verbietet  die  Enge  des  Raumes  oder 
die  Art  der  Waren  ein  ähnliches  Vorgehen.  Wo  aber  im  Innern  die 
Waren  zur  Schau  gestellt  werden,  da  empfiehlt  es  sich  wiederum,  eine 
möglichste  Öffentlichkeit  des  Preises  durchzuführen,  um  dem  Konsumenten 
die  Übersicht  zu  erleichtern,  Viele  Kaufleute  behandeln  den  Kaufpreis 
noch  fast  als  Geheimnis,  sie  drücken  ihn  in  Formen  aus,  die  nur  dem 
Geschäftspersonal  verständlich  sind.  Das  ist  weder  nötig  noch  nützlich. 
Je  besser  der  Konsument  sich  selbst  orientieren  kann,  desto  leichter  kann 
mit  ihm  eine  Verständigung  erzielt  werden. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Ausstellung  der  Waren  im  Innern  der  Ver- 
kaufsräume sind  die  grofsen  Warenhäuser  dem  Kleinkaufmann  über- 
legen. Sie  bieten  in  übersichtlichster  Form  in  grofsen,  geschmackvoll 
ausgestatteten  Räumen  und  in  zum  Teil  fein  und  mit  einem  gewissen 
ästhetischen  Gefühl  ausgestalteter  Gruppierung  eine  Reihe  von  Special- 
ausstellungen nebeneinander.  Darin  liegt  ein  grofser  Reiz  für  die  Kon- 
sumenten. 

Für  den  Nahrungsmittelverkehr  haben  die  Markthallen  eine  ähn- 
liche Bedeutung,  wenn  auch  ihr  ganzer  Zuschnitt  viel  nüchterner  ist, 
als  derjenige  der  modernen  Warenhäuser.  Das  volkswirtschaftlich  rich- 
tige Prinzip  der  Markthallen  hinsichtlich  der  Ausstellung  der  Waren 
liegt  in  der  Centralisation  der  auszustellenden  Warenmengen  der  einzelnen 
Geschäfte  unter  voller  Ersichtlichmachung  jedes  einzelnen  derselben. 
Das  ist  dasselbe  Prinzip,  auf  dem  sich  die  Wochenmärkte,  die  Jahr- 
märkte und  Messen  und  auch  die  Bazare  im  Orient  aufbauen,  und  das 
in  einigen  Städten  in  den  „Passagen"  nachgeahmt  ist,  wie  z.  B.  in  der 
Galeria  Vittorio  Emanuele  in  Mailand,  in  der  „Passage"  in  Berlin  u.  s.  w. 
In  den  europäischen  Städten  ist  es  aber  nur  der  allerkleinste  Teil  der 
Geschäfte,  der  sich  an  dieser  Centralisation  beteiligen  kann. 

In  anderer  Weise  centralisieren  die  Magazingenossenschaften  der 
Handwerker  die  Ausstellung  der  Waren.  Sie  bringen  die  Erzeugnisse 
der  Beteiligten  in  einen  einzigen  gemeinschaftlichen  Verkaufsraum,  um 
sie  dort  durch  einen  auf  gemeinsame  Rechnung  bestellten  Verkäufer  ab- 
setzen zu  lassen. 
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In  all7  den  erwähnten  Fällen  der  Centralisation  der  Warenausstellung 
sind  die  Verkaufsstellen  örtlich  zusammengelegt;  die  Verschiedenheit  der 
Geschäftsinhaber  verschwindet  bei  den  Warenhäusern  äufserlich  und 
thatsächlich  und  bei  den  Magazingenossenschaften  wenigstens  äufserlich, 
während  bei  den  Bazaren,  den  Markthallen,  bei  den  Märkten  und  Messen, 
bei  den  Passagen  die  Verkaufsstellen  der  einzelnen  Kaufleute  in  deutlich 
erkennbarer  Weise  von  einander  getrennt  sind. 

Die  Centralisation  der  Warenausstellung  der  Kleinhändler  ist  über- 
haupt ohne  Zusammenziehung  der  Verkaufsstellen  auf  einen  Punkt  nicht 
wohl  möglich,  sofern  es  sich  nicht  lediglich  um  vorübergehende  Ver- 
anstaltungen bandelt  Deshalb  ist  auch  nicht  darauf  zu  rechnen,  dafs 
der  Kleinhandel  einer  Stadt  überhaupt  zur  Begründung  eines  gemein- 
samen ständigen  Ausstellungsmagazines  schreiten  wird.  Gustav  Cohn 
(a.  a.  0.  S.  275)  erkennt  eine  entfernte  Möglichkeit  dafür  an.  Aber 
so  lange  nicht  auf  die  zerstreute  Lage  der  Verkaufsstellen  vom  Publikum 
verzichtet  wird,  solange  würde  das  gemeinsame  Ausstellungsmagazin  die 
Geschäftskosten  steigern,  da  in  den  Verkaufsstellen  selbst  nach  wie  vor 
die  Vorführung  und,  soweit  sie  möglich  ist,  die  Ausstellung  der  Waren 
verlangt  werden  wird,  hier  also  nichts  gespart  werden  kann. 

Übrigens  würde  die  örtliche  Zusammenlegung  der  Verkaufsstellen 
der  einzelnen  Firmen  vermutlich  der  erste  Schritt  zur  Aufhebung  auch 
der  persönlichen  Trennung  der  Geschäfte  werden;  die  letzteren  würden 
bald  durch  Genossenschaften  oder  Aktiengesellschaften  oder  andere  Ge- 
sellschaftsformen, zu  denen  sich  die  Kapitalisten  zusammenfinden,  oder 
durch  kapitalkräftige  Einzelunternehmer  aufgekauft  werden.  Statt  der 
selbständigen  Kleinhändler  würden  wir  dann  nur  noch  Warenhäuser 
haben.  Die  Versuchung  zu  einem  solchen  Vorgehen  würde  jedenfalls 
hier  gröfser  sein  als  bei  dem  Nahrungsmittelverkehr  der  Markthallen, 
weil  die  Gewinnaussichten  gröfser  sind.  Ausgeschlossen  ist  aber  auch 
bei  den  Markthallen  eine  solche  Entwicklung  nicht 

Es  ist  möglich,  dafs  eine  spätere  Zeit  der  Bedarfsversorgung  ledig- 
lich durch  Warenhäuser  günstig  gegenüber  steht,  weil  die  Centrali- 
sation eben  gewisse  Kostenersparnisse  ermöglicht  Das  liegt  aber  doch 
in  so  ferner  Zukunft,  dafs  man  mit  solchen  Möglichkeiten  noch  nicht 
rechnen  kann. 

In  abgeschwächter  Weise  läfst  sich  der  Gedanke  der  Zusammen- 
legung der  Warenausstellungen  der  Kleinhändler  auch  jetzt  schon  ver- 
werten. Eine  mäfsige  Zahl  von  Kleinhändlern  kann  sich  z.  B.  zusammen 
thun,  um  gemeinsam  an  einer  belebten  Stelle  eine  grofse  Warenauslage 
herzurichten,  in  der  die  einzelnen  Firmen  ersichtlich  gemacht  werden. 
Das  wäre  eine  besondere  Form  der  Reklame,  die  ebensogut  möglich  ist, 
wie  gemeinsame  Zeitungsanzeigen  u.  dergl.  Ob  diese  Art  der  Reklame 
sich  bezahlt  machen  würde,  müfste  allerdings  erst  erprobt  werden;  die 
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Aussicht  würde  um  so  geringer  werden,  je  weiter  die  in  der  Auslage 
angegebenen  Verkaufsstellen  entfernt  sind. 

Aufser  den  Schaufenstern  und  der  Ausstellung  der  Waren  in  den 
Verkaufsräumen  oder  in  besonderen,  abgetrennten  Auslagen  benutzt  auch 
der  Kleinhandel,  wenigstens  derjenige,  welcher  in  der  Hand  kapitalkräftiger 
Firmen  liegt,  vielfach  Cirkulare,  Kataloge  und  Preisverzeichnisse,  um  die 
einzelnen  Konsumenten  mit  der  Art  und  den  Preisen  der  Waren  bekannt 
zu  machen.  Der  Wetteifer  in  dieser  Beziehung  hat  dazu  geführt,  dafs  auf 
die  äufsere  Ausstattung  dieser  Druckstücke  besonderer  Wert  gelegt  wird, 
und  manches  wirklich  Geschwackvolle  und  Originelle  wird  darin  geleistet 

Ein  anderes,  neuerdings  sehr  in  Aufnahme  gekommenes  Mittel  zur 
Bekanntmachung  der  Firma  und  ihrer  Waren  sind  die  Reklameplakate. 
Solche  Plakate  haben  manche  Vorzüge.  Sie  lassen  sich  an  jeder  be- 
liebigen Stelle,  soweit  nicht  Polizeivorschriften  entgegenstehen,  anbringen: 
in  Eisenbahnwagen,  an  Strafsenecken,  an  Anschlagsäulen,  an  Bauzäunen, 
an  Giebelwänden  u.  s.  w.  Sind  sie  wirksam  gestaltet,  so  haben  sie  den 
Wert  eines  ständigen  Hinweises  auf  die  Firma  und  ihre  Waren  und 
machen  diese  überall  hin  bekannt  Gerade  in  Bezug  auf  die  Plakate 
hat  sich  ein  grofser  Fortschritt  vollzogen.  Die  Kunst  hat  sich  in  den 
Dienst  der  Plakatmalerei  gestellt,  zuerst  in  Frankreich  und  weiterhin 
auch  in  anderen  iÄndern.  Der  Künstler  findet  hier  nicht  nur  einen  Weg 
zum  Erwerb,  sondern  auch  die  Gelegenheit,  seine  Eigenart  dem  Publikum 
naher  zu  bringen,  und  das,  was  an  dieser  Eigenart  bei  einem  Gemälde 
viele  vielleicht  abstofsen  würde,  läfst  sich  in  der  Plakatmalerei  gut  ver- 
werten, weil  es  dem  Zweck,  die  Aufmerksamkeit  zu  erregen  und  zu 
fesseln,  entspricht  Namhafte  Künstler  und  auch  manche  gute  junge 
Kraft  haben  sich  auf  diesem  Gebiete  bewährt  Mehrfach  haben  grofse 
Firmen  Plakatkonkurrenzen  ausgeschrieben,  und  wirksame  Entwürfe  von 
künstlerischem  Werte  sind  dabei  zu  Tage  gefördert  worden. 

Die  Verwertung  dieses  Reklamemittels  wird  erleichtert  dadurch, 
dafs  sich  Specialfirmen  entwickelt  haben,  die  geeignete  Entwürfe  an  die 
Beteiligten  käuflich  ablassen.  Die  Herstellung  der  Plakate  ist  eine 
Industrie  von  nennenswerter  Bedeutung  geworden,  ebenso  auch  die  Her- 
stellung der  Kataloge,  Cirkulare  u.  s.  w. 

Den  Zweck,  die  Aufmerksamkeit  zu  erregen,  sucht  man  auch  viel- 
fach durch  besondere  Gestaltung  der  für  das  Geschäft  thätigen  Fahrzeuge 
zu  erreichen.  Stiefelgeschäfte  geben  dem  Wagenkasten  die  Form  eines 
Stiefels,  Cigarrenhandlungen  die  Form  und  Ausgestaltung  einer  riesigen 
Cigarrenkiste  u.  s.  vv. 

Als  weiteres  sehr  wichtiges  Mittel  tritt  die  öffentliche  Ankündigung. 
Sie  erfolgte  früher,  als  es  noch  gar  kein  Zeitungswesen  gab,  durch  Aus- 
rufer, die  auf  den  Strafsen  die  Waren  und  ihre  Preise  bekannt  machten. 
Auch  heute  ist  das  Verfahren  noch  nicht  ausgestorben.  In  kleinen  abge- 
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legenen  Orten  spielt  noch  immer  der  öffentliche  Ausrufer  eine  wichtige 
Rolle  auch  für  den  Handelsverkehr  mit  den  Konsumenten.  Aber  selbst 
in  grofsen  Städten  wird  noch  vieles  durch  einfachen  Ausruf  bekannt 
gemacht  In  Paris,  in  Mailand  und  anderen  romanischen  Städten  werden 
alle  möglichen  Waren  auf  den  Strafsen  ausgerufen,  was  dem  lebhafteren 
Temperament  der  Bevölkerung  auch  ganz  entspricht  Gemüse,  Spargel, 
Weintrauben,  Scherzartikel  u.  s.  w.  werden  auf  diese  Weise  bekannt 
gemacht  Auch  in  Berlin  mit  seiner  ruhiger  gearteten  Bevölkerung 
werden  nicht  nur,  wie  in  sehr  vielen  Grolsstädten,  Zeitungen,  sondern 
auch  Bückinge,  Eier,  Apfelsinen  u.  s.  w.  ausgerufen,  und  soweit  meine 
persönlichen  Erfahrungen  reichen,  hat  sich  diese  Art  der  öffentlichen 
Ankündigung  eher  vermehrt  als  vermindert 

Immerhin  ist  es  doch  nur  der  kleinste  Teil  der  öffentlichen  An- 
kündigungen, der  durch  Ausrufen  bewirkt  wird.  Die  Hauptmasse  der  An- 
kündigungen erfolgt  in  den  Zeitungen,  sei  es  dal s  Anzeigen  oder  besondere 
Reklameartikel  der  Zeitung  eingefügt  werden,  sei  es  dafs  besondere  Bei- 
lagen, die  als  Reklame  für  die  Firma  dienen,  beigegeben  werden.  Das 
Inserieren  in  den  Zeitungen  mufs  mit  Geschick  durchgeführt  werden, 
wenn  es  Erfolg  haben  soll.  Man  mufs  die  richtigen  Blätter  wählen, 
man  mufs  entweder  ständig  inserieren  oder  die  richtigste,  d.  h.  die  am 
meisten  Beachtung  der  Anzeige  versprechende  Zeit  aussuchen,  man  mufs 
die  äufsere  Anordnung  und  den  Text  der  Anzeige  möglichst  wirksam 
gestalten  u.  s.  w.  In  jeder  Zeitung  kann  man  sich  überzeugen,  wie 
grofs  die  Verschiedenheit  der  Geschicklichkeit  in  dieser  Beziehung  ist 

Die  Einrückung  in  Zeitungen  ist  heutzutage  ganz  aufserordentlich 
verbreitet  Für  die  Zeitungen  ist  damit  eine  sehr  reichliche,  oft  für  den 
finanziellen  Erfolg  entscheidende  Einnahmequelle  erschlossen.  Für  den 
Geschäftsbetrieb  des  Kleinhandels  liegt  freilich  darin  eine  erhebliche  Aus- 
gabe. Sie  wird  sich  nicht  in  allen  Fällen  bezahlt  machen;  aber  selbst 
wenn  sie  nicht  durch  entsprechend  vermehrten  Absatz  ausgeglichen  wird, 
kann  sich  bei  der  Heftigkeit  der  Konkurrenz  im  Kleinhandel  der  Einzelne 
dem  Einrücken  von  Anzeigen  in  Zeitungen  nicht  entziehen. 

Übrigens  fehlt  es  keineswegs  an  Beispielen  dafür,  dafs  die  Anzeigen 
.in  den  Zeitungen  sich  reichlich  rentieren,  namentlich  in  Tageszeitungen, 
die  von  vielen  Familien  gelesen  werden;  Fachblätter,  die  nur  in  einem 
engeren  Kreise  Beachtung  finden,  versprechen  nicht  immer  guten  Er- 
folg, doch  giebt  es  auch  wichtige  Ausnahmen  auf  beiden  Seiten.  In 
der  Zeitschrift  „Mitteilungen  über  Insertionsmittel die  als  Beilage  der 
von  Rob.  Exner  herausgegebenen  Fachzeitschrift  für  das  Reklamewesen 
„Propaganda"  beigegeben  wird,  findet  sich  u.  a.  in  Nr.  1  vom  Oktober  1897 
eine  Übersicht  über  die  geschäftlichen  Erfolge  der  Anzeigen  einer  Firma 
„der  feineren  Genufs-  und  Konsumbranche".  Die  Firma  hat  für  Anzeigen 
in  14  Zeitungen  3535  M.  ausgegeben  und  dadurch  369  Aufträge  im  Ge- 
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samtbetrage  von  13222  M.  erhalten,  sodals  für  100  M.  Aufträge  26,73  M. 
Insertionskosten  zu  zahlen  waren.  Dieser  Betrag  ist  nicht  niedrig,  wird 
aber  von  der  Finna  im  Hinblick  auf  die  so  angeknüpften  dauernden  Be- 
ziehungen nicht  als  zu  hoch  angesehen.  In  manchen  Blättern  war  der 
Erfolg  noch  erheblich  über  den  Durchschnitt  hinausgegangen;  für  100  M. 
Aufträge  waren  bei  den  wirkungsvollsten  Blättern  nur  13,80,  12,90,  10,60 
und  10,40  M.  an  Insertionskosten  zu  zahlen. 

Einen  Einblick  in  den  Umfang  des  Annoncenwesens  gewinnt  man, 
wenn  man  die  in  derselben  Zeitschrift  (IL  Jahrg.,  Heft  3)  veröffentlichte 
Statistik  der  Inserateneinnahmen  von  über  100  grofsen  Tageszeitungen 
am  11.  Dezember  1898  ansieht.  An  diesem  einen  Tage  nahmen  an 
Annoncen  ein 

der  Berliner  Lokalanzeiger   32  659  M. 

der  Breslauer  Generalanzeiger    .    .    .    .    14  034  „ 
das  Berliner  Tageblatt  mit  Generalanzeiger    12  474  „ 
das  Hamburger  Fremdenblatt    .    .    .    .    10  649  „ 
Weitere  15  Zeitungen  über  5  000  — 1 0  000  M. 
„        6        „  „    4  000—  5  000  „ 

„13        „  „    3  000—  4  000  „ 

„      24        „  „    2  000—  3  000  „ 

„      33        „  „     1000—  2  000  „ 

„        6        „       über  1  000  M. 

Die  Inseratenfläche  betrug  bei 

5  Zeitungen        über  5  qm 
9       „       über  4  bis  5  „ 

6  »         ??    3  „  4  „ 
19  .     „  „    2  „  3  „ 

u.  s.  w. 

Dafs  auch  für  den  Absatz  in  den  Arbeiterkreisen  das  Annoncieren 
von  Bedeutung  ist,  zeigt  der  Umstand,  dafs  in  einer  ganzen  Reihe  sozial- 
demokratischer Blätter  mehr  Seiten  für  Anzeigen  als  für  Text  verwendet 
werden.  Im  Jahrg.  I  Nr.  4  der  genannten  Zeitschrift  wird  mitgeteilt,  dafs 
am  12.  Dezember  1897  betrug 

der  Text  die  Anzeigen 
in  der  Volksstimme,  Frankfurt  a.  M.  9^2  Seiten  20*/2  Seiten 
„  „  Volkszeitung,  Leipzig  .  .  .  103/4  „  15*/4  „ 
„  „  Volksstimme,  Magdeburg  .  .  6  „  14  „ 
„  „  Arbeiterzeitung,  Dresden  .  .  5  „  11  „ 
„  „  Volkszeitung,  Mainz  ...  5  Vi  „  10^2  » 
im  Abendblatt,  Offenbach.    ...     4        „        10  „ 

u.  s.  w. 

Auch  die  Inseratenvermittlung  hat  sich  zu  einem  besonderen  Ge- 
schäftszweig entwickelt,  der  von  bedeutenden  Firmen  durchgeführt  wird. 

Der  Grofshandel  bedient  sich  zum  Teil  der  schon  erwähnten  Mittel 
ebenfalls.  Namentlich  Anzeigen,  Cirkulare  und  Kataloge  werden  viel 
gebraucht  und  spielen  zum  Teil  beim  Export  eine  grofse  Rolle.  Dazu 
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treten  noch  andere  Wege  zur  Bekanntmachung  der  Waren,  Wege,  die 
überwiegend  vom  Grofshandel  verwertet  werden.  Das,  was  der  Klein- 
handel durch  Schaufenster  und  Auslagen  und  durch  die  Warenausstellung 
im  Innern  der  Verkaufsstellen  zu  erreichen  sucht,  d.  h.  die  ständige  Vor- 
führung der  Waren,  das  erstrebt  der  Großhandel,  insbesondere  der  Fabrik- 
handel, durch  Exportmusterlager. 

Die  Exportmusterlager  stellen  sich  dar  als  eine  ständige  Ausstellung 
der  neuesten  Muster,  verbunden  mit  einer  kaufmännischen  Vermittlungs- 
stelle. Der  Zweck  ist,  einen  Überblick  über  die  wichtigsten  Exportartikel 
zu  geben  und  dadurch  eine  Orientierung  für  den  einheimischen  Groß- 
händler, der  den  Export  pflegt,  und  für  den  ausländischen  Grofshändler, 
der  sich  über  die  Leistungsfähigkeit  der  Exportindustrie  des  Landes  unter- 
richten will,  zu  ermöglichen,  gleichzeitig  aber  auch  Geschäftsabschlüsse 
zu  vermitteln.  Die  Aufgabe  ist  also  wesentlich  praktischer  Art.  Die 
Durchführung  eines  solchen  Ausfuhrmusterlagers  ist  einem  Einzelnen  nicht 
ganz  unmöglich.  Es  giebt  einige  Exportmusterlager,  die  von  einzelnen 
Unternehmern  durchgeführt  werden.  In  gröfserem  Stile  ist  die  Aufgabe 
aber  nur  durch  Zusammenschlufs  mehrerer  zu  erreichen.  Das  ist  denn 
auch  der  Weg,  den  Prof.  Dr.  Hüber  in  Stuttgart  1881  anregte.  Ihm  ist 
es  gelungen,  auf  dem  Wege  einer  Genossenschaft  400  Fabrikanten  für 
diesen  Zweck  zu  vereinigen  und  im  Frühjahr  1882  das  erste  deutsche 
Exportmusterlager  in  Stuttgart  zu  errichten.  Diese  neue  Schöpfung  hat 
sich  gut  entwickelt  und  dem  Export  viel  genützt;  1894  vermittelte  das 
Ausfuhrmusterlager  für  343  Käufer  2124  Aufträge,  1896  für  371  Käufer 
2433  Aufträge.  1885  errichtete  das  Institut  in  Hamburg  und  im  Piraeus 
Zweigniederlassungen.  Nach  seinem  Vorbilde  sind  eine  ganze  Reihe  anderer 
Ausfuhrmusterlager  entstanden.  Nach  Hubers  Angabe  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  (2.  Aufl.)  folgte  schon  1883  Berlin  („Centraiverein 
für  Handelsgeographie"),  1884  und  1885  Amsterdam,  Münster,  Karls- 
ruhe, Frankfurt  a.  M.,  1886—1888  Köln,  Dresden,  Wien,  Pest  („Handels- 
museum"), London  („Exportbörse"),  Buenos  Ayres  („ständige  Ausstellung"), 
Belgrad  („kommerzielle  Exportagentur"),  mehrere  italienische  Städte  u. s.w. 
1897/98  kamen  in  Deutschland  dazu  die  Exportmusterlager  in  Leipzig, 
in  Weimar,  ein  weiteres  „Deutsches  Exportmusterlager"  (Luisenhof)  in 
Berlin.  In  Brüssel  ist  die  „Föderation  industrielle  beige  pour  favoriser 
Fexportation"  hierher  zu  rechnen.  Auch  in  Frankreich,  Rufsland,  Italien, 
Schweden  und  Nordamerika  hat  die  Bewegung,  die  hier  im  einzelnen 
nicht  geschildert  werden  kann,  grofse  Fortschritte  gemacht,  und  gerade 
in  der  neuesten  Zeit  sucht  man  allenthalben  auf  diesem  Wege  eine  Förde- 
rung des  Exports  zu  erreichen.  Die  Erfolge  sind  nicht  überall  gleich. 
In  Wien,  München  und  Karlsruhe  gingen  die  Exportmusterlager  bald  wieder 
ein;  auch  die  französischen  „Exportkontore",  die  bei  den  französischen 
Handelskammern  im  Auslande  errichtet  wurden,  haben  besondere  Erfolge 
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noch  nicht  erzielt  Die  Schwierigkeit  liegt  namentlich  darin,  dafs  eine 
ständige  geschäftliche  Fühlung  mit  der  Exportindustrie  unterhalten  werden 
mufs,  um  in  Mustern ,  Preisen  u.  dergl.  stets  auf  dem  neuesten  Stand- 
punkt zu  stehen.  Mit  veralteten  „Lagerhütern"  ist  nichts  zu  erreichen. 
Die  Anforderungen  an  die  Umsicht,  Geschicklichkeit  und  Gewandtheit 
der  leitenden  Personen  sind  deshalb  sehr  grofs,  und  Huber  selbst,  von 
dem  der  Anstofs  zu  der  ganzen  Bewegung  ausgegangen  ist,  hat  wieder- 
holt betont,  daTs  der  Erfolg  von  der  Tüchtigkeit  des  Leiters  und  der 
Mitglieder  wesentlich  abhängt. 

Charakteristisch  ist  bei  den  Exportmusterlagern,  dals  der  Zusammen- 
schlufs  einer  gröfseren  Zahl  von  Exportindustriellen  („Fabrikkaufleuten") 
in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  die  Grundlage  der  Institution 
ist  Beim  Kleinhandel  sahen  wir,  dafs  der  Zusammenschlufs  zu  gemein- 
samer Unterhaltung  von  Warenausstellungslokalen  noch  sehr  wenig  ent- 
wickelt ist,  und  dafs  dort  auch  die  Aussichten  in  dieser  Beziehung  nicht 
sehr  grofs  sind.  Warum  ging  es  beim  Grofshandel?  Einmal  deshalb, 
weil  es  sich  im  Grofs- (Fabrik-)  Handel  überwiegend  um  tüchtig  durch- 
gebildete Kaufleute  handelt,  die  über  die  Sorgen  des  nächsten  Tages 
hinausblicken  können,  weiter  weil  im  Verhältnis  ihre  Zahl  geringer  ist, 
vor  allem  aber  auch  deshalb,  weil  im  Grofshandel  Verkauf  und  Waren- 
ausstellung anders  organisiert  werden  kann,  als  im  Kleinhandel.  Der 
letztere  kann  seine  auszustellenden  Warenvorräte  und  seine  Verkaufsstellen 
in  der  Regel  nicht  trennen,  weil  der  Absatz  in  kleinen,  meist  dem  Käufer 
gleich  mitzugebenden  Einheiten  erfolgt  und  deshalb  unmittelbar  von  dem 
dazu  gehörigen  Warenlager  versorgt  werden  mufs.  Die  zur  Schau  gestellten 
Waren  und  das  Warenlager  fallen  hier  naturgemäfs  meist  bis  zu  gewissem 
Grade  zusammen  und  können  von  der  Verkaufsstelle  nicht  wohl  abgelöst 
werden.  Im  Grofshandel,  speciell  im  Fabrikhandel,  genügt  es,  Muster 
und  Proben  zur  Schau  zu  stellen  und  dazu  einen  Geschäftsvermittler  zu 
setzen.  Die  Warenvorräte  selbst  können  völlig  davon  getrennt  werden, 
da  der  Käufer  die  Ware,  die  er  erstanden  hat,  nicht  sofort  mitnimmt  und 
mitnehmen  kann. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Ausfuhrmusterlagern  sind  die  eigent- 
lichen „Handelsmuseen",  deren  Aufgabe  rein  informatorischer  Art  ist  Das 
Handelsmuseum  ist  eine  Sammlung  von  gangbaren  Exportartikeln,  die 
den  inländischen  Produzenten  Anregung  und  Bichtung  für  ihre  Thätigkeit 
geben  soll.  Es  ist  also  ein  Mittel  kaufmännischer  und  geschäftlicher 
Bildung,  aber  seiner  Idee  nach  keine  Vermittlungsstelle  für  praktische 
Geschäftsabschlüsse.  Solche  Anstalten  sind  zum  Teil  aus  Staatsmitteln, 
zum  Teil  mit  Staatsunterstützung,  zum  Teil  aus  den  Mitteln  privater 
Vereinigungen  errichtet,  zuerst  1883  in  Brüssel  (aus  Staatsmitteln).  Auch 
in  Italien,  Oesterreich,  Schweden  bestehen  Handelsmuseen.  In  Deutsch- 
land ist  ein  Reichshandelsmuseum  zwar  schon  längere  Zeit  geplant,  aber 
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noch  nicht  verwirklicht.  In  Philadelphia  ist  1896  ein  grofses  „Welt- 
Handelsmuseum44  errichtet,  dessen  Ziele  aber  weiter  gesteckt  sind.  Die 
praktische  Bedeutung  wird  bei  solchen  Anstalten  leicht  abgeschwächt, 
wenn  sie  nicht  auf  der  Höhe  der  Zeit  bleiben. 

Zum  Teil  wird  der  Name  „Handelsmuseum44,  wie  aus  den  obigen 
Angaben  hervorgeht,  auch  für  eigentliche  Exportmusterlager  gebraucht 

Das  Exportmusterlager  ist  eine  sefshafte,  ständige  Warenausstellung 
im  Inlande  oder  Auslande;  der  Verkehr  hat  aber  auch  „fliegende44,  also 
Wanderausstellungen  von  Waren  in?s  Auge  gefafst  Man  hat  die  Waren 
durch  „schwimmende  Ausstellungen44  in  den  Absatzgebieten  bekannt  zu 
machen  versucht,  d.  h.  durch  Schiffe,  welche  ein  Musterlager  von  Export- 
artikeln mit  sich  führen,  und  auf  denen  auch  Gelegenheit  zum  Geschäfts- 
abschlufs  gegeben  ist.  Auch  aus  Deutschland  ist  unter  Führung  von 
Dr.  Jannasch  in  den  neunziger  Jahren  eine  solche  Expedition  ausgegangen. 

In  diesen  Bestrebungen  steckt  ohne  Frage  ein  richtiger  Kern;  aber 
die  Schwierigkeiten,  die  sich  dem  geschäftlichen  Erfolge  in  persönlicher 
und  sachlicher  Hinsicht  in  den  Weg  stellen,  sind  nicht  gering.  In  sach- 
licher Beziehung  ist  die  Ergänzung  und  Erneuerung  der  Muster,  in  per- 
sönlicher Beziehung  die  Gewinnung  von  Personen,  die  mit  der  nötigen 
Vielseitigkeit  der  Warenkenntnis  auch  die  nötige  Orts-  und  Sprachkenntnis 
und  die  sonst  erforderlichen  kaufmännischen  Fähigkeiten  verbinden,  eine 
schwer  zu  lösende  Aufgabe. 

In  kleinerem  Stile  dient  einem  ähnlichen  Zwecke  die  Entsendung  von 
„Kollektivreisenden44  in  das  Ausland.  Mehrere  Firmen  gleicher  Geschäfts- 
art entsenden  gemeinschaftlich  einen  Vertreter,  der  mit  den  erforderlichen 
Mustersammlungen  ausgerüstet  ist,  ins  Ausland,  um  dort  die  Waren  bekannt 
zu  machen  und  gleichzeitig  Abschlüsse  zu  vermitteln.  Da  hier  die  Be- 
schränkung auf  dieselbe  Warenart  oder  doch  auf  nahe  verwandte  Waren- 
arten möglich  ist,  so  läfst  sich  mancher  Erfolg  erzielen,  vorausgesetzt, 
dafs  man  die  richtigen  Personen  findet 

Zu  den  Reklamemitteln,  deren  sich  der  Grofshandel  bedient,  sind 
auch  die  heutigen  Ausstellungen  zu  rechnen.  Ursprünglich  waren  die 
Ausstellungen  mehr  als  Hilfsmittel  des  Bildungswesens  gedacht.  Später 
hat  sich  der  Reklamezweck,  d.  h.  die  Absicht,  die  Erzeugnisse  bekannt 
zu  mächen,  in  den  Vordergrund  geschoben.  Diese  Bekanntmachung  er- 
folgt naturgemäfs  in  der  Absicht,  Absatz  zu  erzielen.  Bei  jeder  neueren 
Ausstellung  ist  denn  auch  dafür  gesorgt,  dafs  in  der  Ausstellung  selbst 
sowohl  kleinere  Einkäufe  von  Probestücken  als  auch  gröfsere  Abschlüsse 
bewirkt  werden  können.  Aber  mehr  noch  als  diese  unmittelbare  Wirkung 
auf  den  Absatz  wird  die  mittelbare  Wirkung  ins  Auge  gefafst  Der  Aus- 
stellende rechnet  darauf  und  mufs  darauf  rechnen,  vor  allem  auch  über 
die  Dauer  der  Ausstellung  hinaus  ständige  Absatzbeziehungen  zu  gewinnen 
dadurch,  dafs  er  vorübergehend  der  Bevölkerung  in  der  Ausstellung  seine 
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.Waren  vorgeführt  hat.  Für  den  praktischen  Geschäftsmann  tritt  der  ideale 
Zweck  der  Ausstellung,  wie  die  Schaffung  neuer  Anregungen,  die  Dar- 
bietung eines  Überblicks  über  die  höchste  Leistungsfähigkeit  der  Produk- 
tion, die  erzieherische  Wirkung  der  Ausstellung  in  den  Hintergrund,  wenn 
ihm  auch  diese  Seite  der  Sache  nicht  gleichgültig  sein  mag,  da  er  ge- 
wisse Anregungen  dadurch  bekommen  kann.  Im  Vordergrunde  steht  für 
den  Geschäftsmann  jedenfalls  der  Charakter  der  Ausstellung  als  Reklame- 
mittel,  und  von  dem  Erfolg  dieser  Reklame  wird  das  Urteil  der  Geschäfts- 
welt über  den  Wert  der  Ausstellungen  wesentlich  bedingt  Die  mittels 
der  Ausstellungen  veranstaltete  Reklame  ist  im  allgemeinen  sehr  kost- 
spielig. Frachtkosten,  Reisekosten,  Platzmiete,  Kosten  der  äufseren  Ein- 
richtung des  Ausstellungsraumes,  Kosten  der  Vertreter  oder  des  eigenen 
Aufenthalts  am  Ausstellungsorte,  Versicherungskosten  u.  dergl.  mehr  er- 
wachsen dem  Aussteller  unter  allen  Umständen,  selbst  wenn  er  nicht  auf 
kostspielige  und  sonst  nicht  verwertbare  Reklamestücke  verfällt  Solche 
Paradestücke  sind  übrigens  nicht  selten  und  verschlingen  mitunter  grofse 
Summen.  Der  Aussteller  wird  dazu  gedrängt  durch  das  Streben,  inner- 
halb der  Ausstellung  die  Aufmerksamkeit  in  besonderer  Weise  zu  erregen. 
Ob  die  Kosten  dieser  Reklame  sich  bezahlt  machen,  ist  natürlich  nicht 
vorauszusehen.  Selten  wird  der  während  der  Ausstellung  selbst  erzielte 
Absatz  besonders  ins  Gewicht  fallen,  wenn  es  sich  nicht  um  Gegenstände 
des  täglichen  Bedarfs  handelt,  die  von  den  Besuchern  der  Ausstellung 
benutzt  werden,  wie  Cigarren,  Bier  und  andere  Genufsmittel.  In  der 
Regel  kommt  es  darauf  an,  ob  und  in  welchem  Umfange  durch  die 
Ausstellung  ständige  und  nachhaltige  Geschäftsverbindungen  angeknüpft 
sind.  Das  Risiko,  dafs  dieser  dauernde  Erfolg  durch  die  vorübergehende 
Schaustellung  nicht  erreicht  wird,  ist  nicht  gerade  gering.  Mitunter  wird 
durch  die  Teilnahme  an  der  Ausstellung  das  gerade  Gegenteil  von  dem 
erreicht,  was  der  Aussteller  hoffte.  Er  stellt  nicht  nur  seine  Waren  aus, 
sondern  giebt  mit  den  Waren  auch  manche  Fabrikationsgeheimnisse  und 
Muster  preis,  die  nun  unter  Umständen  von  der  ausländischen  Konkurrenz 
nachgeahmt  und  verwertet  werden,  namentlich  wenn  der  Schutz  des 
geistigen  Eigentums  nicht  genügend  ausgebaut  ist.  Tritt  das  ein,  so  hat 
der  Aussteller  seine  Konkurrenten  gefördert  und  seinen  eigenen  Absatz 
nicht  erweitert  Solche  Erfahrungen  sind  oft  genug  gemacht  und  haben 
in  den  gewerblichen  und  kaufmännischen  Kreisen  eine  gewisse  Abneigung 
gegen  die  Beteiligung  an  Ausstellungen  hervorgerufen. 

Ob  die  Reklamekosten,  die  mit  der  Beteiligung  an  der  Ausstellung 
verbunden  sind,  sich  für  die  Volkswirtschaft  rentieren,  hängt  davon  ab, 
ob  sich  der  Absatz  der  Produktion  des  Landes  im  ganzen  dadurch  nach- 
haltig erweitert  und  so  einen  dauernden  Gewinn  ermöglicht,  der  ohne  die 
Ausstellung  nicht  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Sowohl  für  die  Volks- 
wirtschaft wie  für  den  einzelnen  Aussteller  kann  das  der  Erfolg  der  Aus- 
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Stellung  sein  und  ist  es  oft  genug  gewesen.  Aber  es  fehlt  auch  durch- 
aus nicht  an  ungünstigen  Erfahrungen. 

Für  die  Volkswirtschaft  haben  die  Ausstellungen  aber  nicht  nur  diese 
unmittelbare  geschäftliche  Bedeutung;  gerade  die  ideale  Bedeutung  ist 
hier  wertvoll.  Eine  Ausstellung  kann  durch  Vorführung  guter  Vorbilder, 
durch  Klarstellen  der  Mängel  und  Lücken  der  Produktion  den  Anstofs 
zu  einer  dauernden  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  Produktion 
geben.  Sie  kann  die  Wertschätzung  der  nationalen  Produktion  im  In- 
lande  und  Auslande  steigern.  Sie  kann  auch  durch  die  oft  komplizierten 
Aufgaben,  die  ihre  äufsere  Gestaltung  stellt,  der  Architektur,  der  Technik, 
der  Gärtnerei  iL  s.  w.  wertvolle  Anregungen  geben,  und  unter  Umständen 
können  diese  allgemeinen  Wirkungen  so  grofs  sein,  dafs  sie  auch  über 
den  geschäftlichen  Mifserfolg  zu  trösten  vermögen. 

Allerdings  wird  auch  dieser  Zweck  nicht  immer  erreicht,  und  gerade 
die  geschäftlichen  Interessen  der  Aussteller  können  sich  hier  als  hinder- 
lich erweisen.  Der  gröfste  geschäftliche  Erfolg  ist  bei  Waren  mittlerer 
Preislage,  die  sich  zum  Absatz  im  grofsen  eignen,  zu  erzielen.  Solche 
werden  denn  auch  vorzugsweise  ausgestellt  Die  hervorragendsten,  aber 
auch  kostspieligsten  Leistungen  sind  nicht  oder  nicht  genügend  vertreten, 
sodafs  schon  aus  diesem  Grunde  ein  volles  Bild  der  Leistungsfähigkeit 
der  Produktion  nicht  erzielt  wird.  Dazu  kommt,  dafs  immer  nur  ein 
kiemer  Bruchteil  der  Produzenten  ausstellt,  und  dafs  oft  gerade  be- 
deutende Firmen  sich  nicht  beteiligen,  weil  sie  ohnehin  schon  genügend 
eingeführt  sind  und  deshalb  des  Reklamemittels  der  Ausstellungen  nicht 
zu  bedürfen  glauben. 

Den  allgemeinen  Weltausstellungen,  für  die  das  Gesagte  vorzugs- 
weise gilt,  reihen  sich  neuerdings  in  wachsendem  Umfange  Fach-  und 
Provinzialausstellungen  an.  Beide  kommen  ebenfalls  als  Reklamemittel 
für  den  geschäftlichen  Verkehr  in  Betracht,  und  ihnen  stehen  viele  Prak- 
tiker freundlicher  gegenüber.  Die  Kosten  sind  hier  für  den  Aussteller 
nicht  so  erheblich,  wie  bei  der  Teilnahme  an  den  grofsen  entfernt  ge- 
legenen Weltausstellungen.  Die  Provinzial-  und  Fachausstellungen  schaffen 
überdies,  weil  sie  im  nächstgelegenen  Absatzgebiet  wirken,  auch  mehr 
Gelegenheit  zur  Anknüpfung  dauernder  Geschäftsbeziehungen.  Einen 
Überblick  über  die  ganze  Produktion  des  Landes  geben  sie  nicht  Aber 
sie  bieten  entweder  nach  territorialer  oder  nach  beruflicher  Abgrenzung 
einen  Ausschnitt  aus  der  Produktion,  der  oft  in  sich  vollständiger  ist, 
als  die  entsprechenden  Teile  der  Weltausstellungen.  Mit  den  Provinzial- 
und  noch  mehr  mit  den  Fachausstellungen  sind  deshalb,  falls  sie  über- 
haupt richtig  organisiert  waren  und  unter  der  Leitung  tüchtiger  Kräfte 
standen,  im  allgemeinen  günstige  Erfolge  erzielt  worden. 

Auf  weitere  Einzelheiten  und  auf  die  Entwicklung  des  Ausstellungs- 
wesens kann  hier  nicht  eingegangen  werden.   Der  Band  dieses  Hand- 
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buchs,  welcher  Gewerbewesen  und  Gewerbepolitik  behandelt,  wird  den 
Gegenstand  ausführlicher  darstellen  müssen.  An  dieser  Stelle  kommen 
die  Ausstellungen  nur  als  ein  Mittel  der  geschäftlichen  Reklame  in  Be- 
tracht Der  Kleinhandel  bedient  sich,  schon  der  grofsen  Kosten  wegen, 
dieses  Mittels  nur  wenig.  Für  den  Grofshandel,  namentlich  für  den 
Fabrikhandel,  ist  es  aber  von  erheblicher  Bedeutung. 

Die  Reklame  belastet  den  Handelsverkehr  ohne  Frage  mit  grofsen 
Kosten.  Es  fragt  sich,  ob  diese  Kosten  sich  volkswirtschaftlich  recht- 
fertigen lassen.  Die  Frage  wird  in  den  nationalökonomischen  Lehrbüchern 
entweder  ganz  ignoriert  oder  nur  flüchtig  gestreift  Zwischen  den 
Zeilen  kann  man  dabei,  sofern  die  Reklame  und  ihre  Mittel  überhaupt 
berührt  werden,  oft  ein  ungünstiges  Urteil  herauslesen.  Ausstellungen, 
Exportmusterlager  und  ähnliche  Veranstaltungen  werden  allerdings  an- 
erkannt; aber  das,  was  namentlich  der  Kleinhändler  durch  Anzeigen, 
Plakate,  Schaufenster  u.  s.  w.  an  Reklame  leistet,  wird  unter  dem  Gesichts- 
punkt —  und  nur  unter  diesem  —  betrachtet,  dafs  es  die  Kosten  der 
Bedarfsvermittlung  erhöht,  und  diese  Kosten  der  Bedarfsvermittlung  er- 
regen an  manchen  Stellen  Anstofs. 

Will  man  zu  einem  sachlich  begründeten  Urteil  über  die  volkswirt- 
schaftliche Berechtigung  der  Reklame  kommen,  so  mufs  man  sich  klar 
machen,  dafs  die  Frage  aufs  engste  zusammenhängt  mit  der  Frage  nach 
der  Berechtigung  des  Handels  überhaupt  Gäbe  es  keinen  Handel, 
(Fabrik-  und  Kaufmannshandel),  so  gäbe  es  auch  keine  Reklame;  Niemand 
würde  sie  nötig  haben.  Könnte  man  es  erreichen,  dafs  die  Bedarfsver- 
sorgung in  der  bisherigen  Mannigfaltigkeit,  Reichhaltigkeit,  Pünktlichkeit 
und  Regelmäfsigkeit  durchgeführt  würde  ohne  eine  berufsmäfsige  Ver- 
mittlung zwischen  Produzenten  und  Konsumenten,  so  könnten  wir  die 
Kosten  nicht  nur  der  Reklame,  sondern  zum  Teil  auch  die  des  Handels 
überhaupt  sparen.  Sozialisten  und  Kommunisten  glauben  denn  auch 
eine  Gesellschaftsform  gefunden  zu  haben,  in  der  die  ganzen  Vermittlungs- 
kosten des  Handels  beseitigt  werden  können,  und  sie  erhoffen  davon  eine 
wesentliche  Verbilligung  der  Lebenshaltung,  die  dann  zu  einer  Steigerung 
der  Bedarfsbefriedigung  benutzt  werden  könnte.  Dieses  Zukunftsideal  — 
das  übrigens  von  der  Mehrzahl  der  Bevölkerung  noch  nicht  einmal  als 
Ideal  anerkannt  wird  —  schwebt  in  so  nebelhafter  Ferne,  dafs  wir  uns 
darüber  den  Kopf  nicht  zu  zerbrechen  brauchen. 

Gehen  wir  in  der  Vergangenheit  rückwärts,  so  stofsen  wir  schliefslich 
auch  auf  einen  Zustand,  in  welchem  die  Bedarfsversorgung  ohne  den 
Handel  vollzogen  werden  konnte.  Aber  wir  müssen  dann  zurückgreifen 
auf  die  Zeiten  primitivster  Familienwirtschaft,  in  der  Konsument  und 
Produzent  in  derselben  Wirtschaft  vereinigt  waren.  Da  wir  einen  solchen 
Zustand  nicht  mehr  haben,  so  nützt  uns  auch  dies  Beispiel  nichts.  Für  uns 
handelt  es  sich  vielmehr  darum,  ob  wir  in  unserer  Zeit  ohne  den  Handel 
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und  seine  Reklame  auskommen  können.  Die  erstere  Frage  haben  wir 
schon  an  einer  früheren  Stelle  dieser  Arbeit  verneinen  müssen.  So  lange 
wir  eine  persönliche,  örtliche  und  zeitliche  Trennung  des  Konsumenten 
vom  Produzenten,  eine  weitgehende  Specialisierung  der  Produktion  und 
eine  subjectiv  zugespitzte  und  deshalb  äufserst  mannigfaltige  Gestaltung 
der  Bedürfnisse  der  Konsumenten  haben,  so  lange  können  wir  auch  den 
Handel  nicht  entbehren.  Können  wir  aber  den  Handel  nicht  entbehren, 
so  müssen  wir  auch  die  Mittel  als  nötig  und  berechtigt  anerkennen,  die 
dem  Handel  die  Durchführung  seiner  Aufgabe  ermöglichen  und  erleichtern. 
Zu  diesen  Mitteln  gehört  die  Reklame  ohne  Frage.  Ohne  Reklame  über- 
haupt kann  der  Handel  keinen  Absatz  oder  nur  so  unzulänglichen  Absatz 
gewinnen,  dafs  er  als  selbständiger  Beruf  nur  dann  aufrecht  erhalten 
werden  könnte,  wenn  ihm  von  den  Konsumenten  sehr  hohe  Preise  ge- 
zahlt würden.  Ein  Handel,  der  nur  so  unzulänglichen  oder  gar  keinen 
Absatz  gewinnen  kann,  ist  —  volkswirtschaftlich  betrachtet  —  eine  grofse 
Verschwendung.  Diese  Verschwendung  zu  vermeiden  und  dadurch  die 
unentbehrliche  beruf smäfsige  Bedarfsvermittlung,  den  Handel,  zur  wirt- 
schaftlichsten Erfüllung  seiner  Aufgabe  zu  befähigen,  das  ist  die  volks- 
wirtschaftliche Aufgabe  der  Reklame.  Erfüllt  sie  die  Aufgabe,  dann 
müssen  wir  ihr  auch  eine  hohe  allgemeine  Bedeutung  zusprechen;  erfüllt 
die  Reklame  die  Aufgabe  nur  unvollkommen  oder  mit  einem  Kosten- 
aufwand, der  über  das  wirtschaftlich  zulässige  Mafs  dauernd  hinausgeht, 
dann  bedarf  sie  nicht  etwa  der  Abschaffung,  sondern  der  Zurückführung 
auf  das  richtige  Mafs*  und  die  richtigen  Formen. 

Nun  fehlt  es  nicht  an  Beispielen  dafür,  dafs  die  Reklame  in  über- 
mäfsiger  Weise,  in  ungeschickten  und  wirkungslosen  oder  auch  in  sittlich 
bedenklichen  Formen  durchgeführt  wird.  Im  einzelnen  wird  hier  manches 
gesündigt,  und  gewisse  Auswüchse  sind  nicht  zu  leugnen.  Fafst  man 
aber  die  Reklame  in  ihrer  Gesamtheit  als  Mittel  zur  Beförderung  des 
Absatzes  ins  Auge,  und  sieht  man  nicht  auf  den  vorübergehenden  Erfolg 
oder  Mifserfolg,  sondern  auf  die  dauernde  und  nachhaltige  Gesamtwirkung, 
so  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  sie  dem  Handel  die  Erfüllung  seiner  Auf- 
gabe* wesentlich  erleichtert,  sowohl  im  Innern  wie  nach  aufsen  hin,  und 
dafs  sie  das  Gedeihen  von  Handel  und  Industrie  und  die  Bedarfsver- 
sorgung der  Konsumenten  nicht,  nur  nicht  erschwert,  sondern  fördert 

Dem  Konsumenten  erleichtert  sie  die  Ausspürung  der  für  ihn  zweck- 
mäfsigsten  Bedarfsgegenstände  und  Kaufgelegenheiten.  Ohne  die  Reklame 
würde  er  vielfach  diejenigen  Waren  und  Verkaufsstellen  nicht  finden, 
welche  seinen  besonderen  Bedürfnissen  und  seiner  Zahlungsfähigkeit  ent- 
sprechen. '  Würde  z.  B.  der  wenig  zahlungsfähige  Mann  nicht  durch  die 
Reklame  aufmerksam  gemacht,  an  welchen  Stellen  er  Anzüge,  Stiefel, 
Fleisch,  Brot,  Tabak  u.  s.  w.  in  der  für  ihn  erschwinglichen  Preislage 
bekommen  kann,  dann  würde  seine  Lebenshaltung  sehr  heruntergedrückt 
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werden.  Stiefel  braucht  der  Reiche  wie  die  Arme.  Jener  kann  20  und 
25  M.  und  mehr  dafür  anlegen;  wollte  dieser  dasselbe  thun,  so  raüfste 
er  es  sich  an  anderen  Bedarfsgegenständen,  an  Fleisch,  an  Brot  u.  s.  w. 
absparen,  weil  er  so  viel  für  Stiefel  auszugeben  überhaupt  nicht  in  der 
Lage  ist  Die  Reklame,  die  in  den  verschiedensten  Formen  an  ihn  auf- 
klärend herantritt,  schützt  ihn  gegen  diese  peinliche  Alternative.  Das 
wiederholt  sich  bei  allen  Bedarfsartikeln,  sowohl  hinsichtlich  der  Preis- 
lage als  auch  hinsichtlich  der  Beschaffenheit. 

Dem  Kaufmann  aber  und  durch  dessen  Vermittlung  auch  dem  Pro- 
duzenten sichert  und  erweitert  die  Reklame  den  Absa»tz.  Mit  der  Her- 
stellung der  Ware  ist  die  Produktion  und  mit  der  Heranschaffung  der 
Ware  ist  der  Handel  noch  nicht  zum  Abschlufs  gelangt  Bleibt  der 
Aböatz  aus,  oder  tritt  er  nicht  genügend  ein,  so  wird  privatwirtschaftlich 
der  einzelne  Produzent  oder  Kaufmann  geschädigt,  aber  auch  die  ganze 
Volkswirtschaft  benachteiligt,  weil  sie  mit  einem  starken  Bruchteil  er- 
folgloser Produktion  und  Bedarfsvermittlung  belastet  wird,  ohne  Aussicht, 
auch  nur  die  Auslagen  dafür  wieder  zu  erhalten.  Die  Reklame  dient 
nicht  nur  dazu,  den  Waren  für  die  vorhandenen  Bedürfnisse  Absatz  zu 
sichern  und  zu  schaffen,  sie  erweckt  auch  neue  Bedürfnisse  und  ermög- 
licht dadurch  neue  Richtungen  der  produktiven  Thätigkeit  Dabei  können 
freilich  auch  Bedürfnisse  geweckt  werden,  welche  sittlich  und  wirtschaft- 
lich bedenklich  sind.  Das  mufs  man  als  möglich  zugeben,  auch  wenn 
man  —  wie  ich  —  die  von  Roscher  aufgestellte  Beschränkung  des  Be- 
griffs „Gut"  auf  die  zur  Befriedigung  „wahrer"  Bedürfnisse  geeigneten 
Gegenstände  als  unhaltbar  und  mit  den  Thatsachen  unvereinbar  ansieht 
Aber  es  werden  auch  vielfach  und  m.  E.  überwiegend  neue  Bedürfnisse 
durch  die  Reklame  geweckt,  die  volkswirtschaftlich  völlig  unanfechtbar 
sind.  Ich  erinnere  in  dieser  Beziehung  z.  B.  an  die  Einführung  wich- 
tiger neuer  Heil-  und  Kräftigungsmittel,  nützlicher  Bücher  u.  s.  w.,  die 
wesentlich  erst  durch  die  Reklame  in  die  Bevölkerung  eingedrungen 
sind.  Wer  würde  —  aufser  den  Ärzten  —  von  Somatose,  von  Haematogen, 
von  Tropon,  von  Schweifshemden,  von  wollener  Reform-Unterkleidung 
für  Damen  u.  s.  w.  etwas  wissen,  wenn  nicht  die  Reklame  allenthalben 
und  ununterbrochen  darauf  hingewiesen  hätte?  Solcher  Beispiele  giebt  es 
gerade  in  unserer  Zeit  so  viele,  dafs  man  der  Reklame  auch  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  eine  grofse  Bedeutung  nicht  absprechen  kann. 

Die  Reklame  dient  den  ausländischen  wie  den  inländischen  Erzeug- 
nissen. Sie  kann  deshalb  die  Wirkung  haben,  ausländischen  Erzeug- 
nissen im  Inlande  auf  Kosten  gleich  guter  inländischer  Erzeugnisse  Ab- 
satz zu  verschaffen.  In  diesem  Falle  hat  sie  eine  ungünstige  Rückwirkung 
auf  die  einheimische  Produktion;  die  Wirkung  braucht  aber  nicht  dauernd 
zu  sein,  da  gerade  die  ungünstigere  Absatzgestaltung  einen  Ansporn  zu 
gesteigerter  Anstrengung  und  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der 
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einheimischen  Produktion  bieten  kann.  Die  Reklame  kann  aber  auch 
die  Wirkung  haben,  dafs  sie  das  ausländische  Erzeugnis  verdrängt  und 
der  einheimischen  eben  so  guten  und  preiswürdigen  Ware  den  Markt 
sichert  Das  ist  ein  grofser  Vorteil  für  die  Nation.  Es  steigert  die  Er- 
giebigkeit der  eigenen  produktiven  Arbeit  und  die  Unabhängigkeit  in 
der  Bedarfsversorgung  vom  Auslande.  Die  Reklame  hat  unleugbar  — 
auch  gerade  in  Deutschland  —  oft  diese  günstige  Wirkung  gehabt  und 
das  Vorurteil  für  ausländische  Erzeugnisse  vermindert,  zum  Teil  schon 
beseitigt  Darüber  hinaus  steht  die  Reklame  wesentlich  auch  im  Dienste 
des  Exporthandels.  Gelingt  es  ihr,  im  Auslande  für  die  einheimischen 
Erzeugnisse  Absatzgebiete  zu  'erobern,  so  wird  kein  Mensch  ihren  hohen 
Wert  in  Abrede  stellen.  Gerade  für  ein  Land,  dessen  Exportindustrie 
so  rasch  und  mächtig  emporblüht,  wie  es  in  Deutschland  seit  der  poli- 
tischen Einigung  der  Fall  ist,  hat  die  Reklame  im  Dienste  des  Exports 
eine  besondere  Wichtigkeit,  und  an  dem  siegreichen  Vorwärtsdringen 
deutscher  Erzeugnisse  auf  fast  allen  Auslandsmärkten  hat  sie  einen  wesent- 
lichen Anteil  gehabt 

Wer  trägt  nun  eigentlich  die  Kosten  der  Reklame?  Die  Frage  ist 
nicht  allgemein  zu  beantworten.  Es  ist  ebenso  falsch,  schlechthin  zu 
behaupten,  dafs  der  Konsument  die  Kosten  der  Reklame  übernehmen 
und  sich  deshalb  eine  ungebührliche  Erhöhung  der  Kosten  der  Bedarfs- 
versorgung gefallen  lassen  mufs,  wie  auf  der  anderen  Seite  allgemein 
zu  erklären,  dafs  der  Händler  oder  der  Produzent  die  Kosten  trägt.  Es 
hängt  ganz  von  den  Verhältnissen  ab,  wer  die  Kosten  thatsächlich  auf  sich 
zu  nehmen  hat  Aber  das  eine  darf  man  behaupten,  dafs  normalerweise 
der  Konsument  umsoweniger  mit  den  Kosten  der  Reklame  belastet  wird, 
je  erfolgreicher  diese  ist  Hat  die  Reklame  nur  eine  beschränkte  Er- 
weiterung des  Absatzes  zur  Folge,  so  wird  der  Kaufmann  lebhaft  dar- 
nach streben,  die  Kosten  der  Reklame  in  den  Preisen  ersetzt  zu  erhalten. 
Ob  ihm  das  gelingt,  hängt  freilich  von  dem  Mafse  der  Energie  ab,  mit 
welcher  die  Konsumenten  und  die  Kaufleute  ihre  beiderseitigen  Inter- 
essen zur  Geltung  zu  bringen  vermögen.  Die  thatsächlichen  Verhält- 
nisse sind  in  dieser  Beziehung  verschieden  und  wechseln  auch.  Aber 
für  die  grofse  Masse  der  nicht  geschäftsgewandten  Konsumenten  ist  doch 
vielfach  die  Gefahr  vorhanden,  mit  den  Kosten  einer  wenig  wirksamen 
Reklame  belastet  zu  werden.  Hat  dagegen  die  Reklame  die  Wirkung,  dafs 
sie  die  Masse  des  Umsatzes  wesentlich  steigert,  so  ist  der  Händler  viel  eher 
bereit  und  in  der  Lage,  sich  mit  einem  bescheideneren  Nutzen  am  einzelnen 
Stück  zu  begnügen  und  die  Kosten  der  Reklame  selbst  zu  tragen.  Der 
Konsument  selbst  hat  deshalb  im  allgemeinen  ein  lebhaftes  Interesse  daran, 
dafs  eine  wirksame  Reklame  in  genügendem  Umfange  durchgeführt  wird. 

Mufs  man  hiernach  die  Möglichkeit  von  Auswüchsen  und  ungünstigen 
Wirkungen  der  Reklame  auch  zugeben,  so  ist  doch  nicht  daran  zu 
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zweifeln,  dafs  die  Reklame  im  ganzen  nützlich  wirkt  und  volkswirt- 
schaftlich berechtigt  ist  Dafs  sie  gleichzeitig  neue  Industrie-  und  Handels- 
zweige entwickelt  hat,  dafs  die  Arbeit  für  Reklamezwecke  als  solche 
neue  Erwerbsmöglichkeiten  der  Bevölkerung  hervorgerufen  hat,  das  wird 
auch  nicht  einfach  bei  Seite  geschoben  werden  können,  und  das  ist 
etwas  wert  bei  einem  starken  Zuwachs  der  Bevölkerung. 

§  4.  Die  Festsetzung  und  Einziehung  der  Verkaufspreise.  Durch 
die  besprochenen  Mittel  zur  Annäherung  an  die  Abnehmer  und  zur  Be- 
kanntmachung der  Firma  und  ihrer  Waren  sucht  der  Kaufmann  Absatz 
zu  gewinnen;  aber  es  kann  ihm  nicht  daran  liegen,  nur  vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen  zu  erreichen,  sondern  er  wird  besonderen  Nach- 
druck darauf  legen  müssen,  die  gewonnenen  Abnehmer  dauernd  an  sich 
zu  fesseln.  Das  erfordert  eine  fortgesetzte  Arbeit  Immer  von  neuem 
mufs  der  Kaufmann  um  seinen  Absatz  ringen,  immer  von  neuem  an 
seine  Abnehmer  durch  Offerten,  Preislisten,  Kataloge  u.  s.  w.  und  durch 
Anzeigen  und  sonstige  Reklamemittel  herantreten;  darüber  hinaus  wird 
er  aber  durch  Güte  und  Preiswürdigkeit  der  Waren,  durch  möglichstes 
Entgegenkommen  gegen  die  Wünsche  der  Abnehmer,  durch  möglichste 
Befriedigung  ihrer  Ansprüche  an  die  Höhe  des  Preises,  an  die  Bequem- 
lichkeit der  Bestellung,  des  Bezuges  und  der  Bezahlung  der  Ware  u.  dergl. 
mehr  die  Abnehmer  festzuhalten  suchen  müssen. 

(Seht  er  kaufmännisch  vor,  so  wird  er  in  all'  diesen  Dingen  Opfer 
nicht  scheuen,  aber  doch  darauf,  halten  müssen,  dafs  das  Gesamtergebnis 
seiner  geschäftlichen  Thätigkeit  ihm  noch  einen  angemessenen  Gewinn 
übrig  läfst  Das  hat  namentlich  Bedeutung  für  die  Festsetzung  der  zu 
fordernden  Verkaufspreise.  Sie  müssen  sich  richten  nach  den  Selbst- 
kosten des  Kaufmanns.  Die  Ermittlung  des  Selbstkostenpreises  ist  des- 
halb von  grofser  Wichtigkeit  für  den  Kaufmann.  Man  bezeichnet  die 
Ermittlung  des  Selbstkostenpreises  als  „Kalkulation". 

Will  der  Kaufmann  richtig  kalkulieren,  so  mufs  er  dem  Einkaufs- 
preise hinzurechnen  zunächst  die  Einkaufskosten,  wie  z.  B.  die  Reise- 
kosten, die  er  zum  Zwecke  des  Einkaufs  hat  machen  müssen,  die  Kosten 
der  Verwiegung  und  Verpackung,  die  Provision,  die  er  dem  Vermittler 
des  Einkaufs  zahlen  mufste,  die  Lagermiete,  die  bis  zum  Weitertransport 
der  Ware  entstanden  ist  u.  s.  w. 

Zu  den  Einkaufskosten  treten,  soweit  der  Transport  auf  Kosten  des 
Einkaufenden  bewirkt  wird,  die  Transportkosten  hinzu,  die  nicht  nur 
die  reine  Fracht,  sondern  auch  die  Kosten  der  Transportversicherung, 
die  Vergütung  an  die  Spediteure  oder  sonstige  für  den  Transport  in 
Anspruch  genommene  Hilfskräfte  u.  s.  w.  umfassen. 

Handelt  es  sich  um  zollpflichtige  oder  octroipflichtige  Waren,  so 
sind  weiter  die  Beträge  der  staatlichen  oder  städtischen  Zölle  hinzu- 
zu  rechnen. 
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Dazu  treten  die  Kosten,  die  durch  Bezahlung  des  Einkaufspreises 
entstehen  (Rembourskosten),  z.  B.  die  Wechselcourtage,  die  Stempel- 
kosten u.  s.  w. 

Hieran  schliefsen  sich  die  Lagerkosten,  also  die  Ausgaben  für  Lager- 
miete, für  Lagerbehandlung  der  Waren,  für  Versicherung  während  der 
Lagerung,  ferner  die  Verluste,  die  durch  Schwund  oder  Verderben  der 
Waren  während  der  Lagerung  entstehen. 

Weiter  kommen  in  Betracht  die  Unkosten,  die  durch  die  Gewinnung 
des  Absatzes  erwachsen,  wie  Ausgaben  für  Reisende,  Provisionen  der 
Verkaufsvermittler,  Reklamekosten,  und  ferner  die  Beträge,  welche  für 
Diskonte,  Rabatte  u.  s.  w.  den  Abnehmern  zu  Gute  zu  bringen  sind. 

Dazu  tritt  eine  gewisse  Risikoprämie  zur  Ausgleichung  der  Ver- 
luste, die  durch  den  unverkauft  bleibenden  Rest  der  Ware  entstehen, 
ferner  die  Zinsen  für  das  in  den  Waren  angelegte  Kapital  bis  zum  Zeit- 
punkt nicht  des  Verkaufs,  sondern  des  Eingangs  der  Verkaufspreise  unter 
Berücksichtigung  der  üblichen  Kreditfristen.  Aufserdem  hat  der  Kauf- 
mann einzurechnen  einen  ratierlichen  Anteil  an  der  Verzinsung  und  Amorti- 
sation seiner  abnutzbaren  Kapitalien  und  an  den  allgemeinen  Geschäfts- 
unkosten, wie  Miete,  Unterhaltung,  Heizung,  Beleuchtung  Reinigung 
des  Verkaufslokals,  Arbeitslöhne  und  Gehälter  des  Personals,  Arbeiter- 
versicherungskosten, Steuern  u.  s.  w. 

Diese  ratierlichen  Anteile  und  auch  ein  Teil  der  vorher  genannten 
Kosten  müssen,  da  eine  Vorausberechnung  von  Fall  zu  Fall  nicht  genau 
durchgeführt  werden  kann,  nach  den  durchschnittlichen  Verhältnissen 
der  letzten  Jahre  abgeschätzt  werden. 

Die  so  berechneten  Selbstkosten  mufs  der  Kaufmann  mindestens 
ersetzt  bekommen,  wenn  er  nicht  fortwährend  Verluste  erleiden  soll. 
Bekäme  er  aber  nur  diesen  Betrag,  so  würde  er  seine  Thätigkeit  nicht 
fortsetzen  können,  weil  ihm  eine  Vergütung  für  seine  eigene  Arbeit  und 
ein  Gewinn  aus  seinem  Kapital  und  aus  seiner  Unternehmerthätigkeit 
nicht  zufliefsen  würde.  So  lange  der  Handel  als  besonderer  Beruf  be- 
trieben werden  soll,  mufs  also  zu  den  gesamten  Selbstkosten  noch  ein 
entsprechender  Gewinnzuschlag  hinzutreten,  bei  dessen  Bemessung  aber 
der  Kaufmann  normalerweise  durch  die  Verhältnisse  seiner  Konkurrenz 
und  durch  die  Rücksichten  auf  die  Leistungsfähigkeit  seiner  Abnehmer 
und  auf  die  mit  der  Höhe  der  Preise  zusammenhängende  Ausdehnung 
der  Absatzmöglichkeit  in  bestimmten  Schranken  gehalten  wird. 

Der  Kaufmann  ist  nicht  immer  in  der  Lage,  den  auf  richtiger  Kal- 
kulation beruhenden  Verkaufspreis  zu  erzielen.  Vorübergehend  kann  er 
das  auf  sich  nehmen,  aber  als  dauernder  Zustand  ist  es  nicht  möglich, 
da  er  dann  sein  Geschäft  aufgeben  mufs.  Normalerweise  mufs  er  also 
seine  Preisforderung  der  Kalkulation  der  Selbstkosten  anpassen.  Im 
Grofshandel  geschieht  das  auch  fast  durchgängig,  wie  überhaupt  im 
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Grofshandel  im  allgemeinen  die  durchaus  nicht  leichte  Kalkulation  richtig 
durchgeführt  wird.  Im  Kleinhandel  ist  das  nur  teilweise  der  Fall. 
Wirklich  tüchtige  und  durchgebildete  Kaufleute  kalkulieren  auch  hier 
korrekt.  Aber  es  kommt  vor  und  ist  auch  durch  die  von  der  Handels- 
kammer zu  Hannover  veröffentlichten  Erhebungen  über  „Die  Lage  des 
Kleinhandels  in  Deutschland"  mehrfach  festgestellt,  dafs  die  allgemeinen 
Geschäftsunkosten  bei  der  Kalkulation  nicht  mit  in  Betracht  gezogen 
werden,  oder  dafs  überhaupt  nicht  kalkuliert  wird,  sondern  der  Klein- 
händler sich  lediglich  nach  den  Preisen  anderer  Geschäfte  richtet,  oder 
dafs  einfach  die  Einkaufspreise  als  Selbstkosten  genommen  werden. 

Dieses  geradezu  selbstmörderische  Verfahren  eines  Teiles  der  Klein- 
händler läfst  sich  nur  zum  kleinsten  Teile  auf  den  Druck  der  Konkurrenz 
an  sich  zurückführen.  Viel  mehr  Schuld  daran  trägt  die  Unfähigkeit, 
zu  kalkulieren,  wie  sie  bei  ungenügend  vorgebildeten  Kleinhändlern  nur 
zu  häufig  besteht.  Von  geschäftlichem  Erfolg  kann  dabei  natürlich 
nicht  die  Rede  sein.  Erst  diese  Unfähigkeit  eines  Teiles  der  Kon- 
kurrenten im  Kleinhandel  führt  dazu,  dafs  auch  tüchtige  Kaufleute  sich 
öfter,  als  gut  ist,  unzulängliche  Preise  gefallen  lassen  müssen. 

Die  Kalkulation  hat  an  und  für  sich  für  jeden  Artikel  besonders 
zu  erfolgen,  wenn  sie  ganz  genau  den  Verhältnissen  entsprechend  ab- 
gestuft sein  soll.  Eine  solche  Einzelkalkulation  hat  aber  manche  Schwierig- 
keiten, weil  die  Arbeit  der  Kalkulation  im  ganzen  dadurch  wesentlich 
gesteigert  (wird.  Um  die  Arbeit  auf  das  zulässige  geringste  Mafs  zu 
beschränken,  wählt  der  Kaufmann  auch  wohl  eine  allgemeine  oder  Durch- 
schnittskalkulation. Hier  wird  die  Selbstkostenberechnung  und  Preis- 
feststellung nicht  für  jeden  einzelnen  Artikel  besonders  durchgeführt, 
sondern  es  wird  ein  durchschnittlicher  Zuschlag  zum  Einkaufspreise  an 
der  Hand  der  Erfahrung  ermittelt  und  nun  bei  allen  Waren  zur  An- 
wendung gebracht.  Beide  Systeme  kann  man  auch  miteinander  verbinden 
derart,  dafs  die  allgemeinen  Geschäftsunkosten  mit  demselben  Durch- 
schnittssatz bei  allen  Artikeln  zur  Anrechnung  gebracht,  aber  im  übrigen 
für  den  betr.  Artikel  diejenigen  Selbstkosten,  welche  sich  für  die  einzelnen 
Artikel  mit  Sicherheit  berechnen  lassen,  besonders  ermittelt  werden.  Man 
kann  eine  Vereinfachung  der  Kalkulationsarbeit  auch  dadurch  herbeiführen, 
dafs  man  nicht  für  die  einzelnen  Artikel,  sondern  nur  für  Gruppen  mehrerer 
verwandter  Artikel  die  Selbstkosten  ermittelt  (Gruppen-Kalkulation). 

Will  man  genau  vorgehen,  so  mufs  man  für  jeden  Einkaufsposten 
die  Kalkulation  aufmachen,  sodafs  die  Arbeit  sich  fortgesetzt  erneuert 
Bequemer,  aber  auch  ungenauer  ist  es,  den  einmal  festgestellten  Satz 
gewohnheitsmäfsig  längere  Zeit  hindurch  anzuwenden  und  nur  bei  be- 
sonders starken  Verschiebungen  der  Einkaufspreise  die  Kalkulation  zu 
erneuern.  Das  letztere  Verfahren  wird  vielfach  von  Kleinhändlern  durch- 
geführt, weil  im  Kleinhandel  sich  überhaupt  die  Preisbewegung  in  ruhigeren 
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Bahnen  vollzieht.  Im  Grofshandel,  in  welchem  Käufer  und  Verkäufer 
geschäftsgewandt  sind  und  schärfer  die  Marktverhältnisse  beobachten, 
zieht  man  das  erstere  Verfahren  vor. 

Das  Ergebnis  der  Kalkulation  äufsert  sich  in  den  vom  Kaufmann 
geforderten  Preisen.  Der  Abstand  zwischen  den  Einkaufs-  und  Verkaufs- 
preisen bezeichnet  die  Höhe  der  Kosten,  die  durch  die  beruf smälsige 
Bedarfsvermittlung  verursacht  werden.  Einen  allgemeinen  Satz  für  den 
Umfang  dieser  Kosten  aufzustellen,  ist  unmöglich.  Nur  für  specielle  Haus- 
haltungen liefse  sich  ein  solcher  Satz  berechnen,  wenn  man  ihren  Konsum 
und  die  in  Betracht  kommenden  Einkaufs-  und  Verkaufspreise  kennt 
Einige  Beispiele  dieser  Art  habe  ich  in  meiner  Schrift  „Der  Einflufs  des 
Zwischenhandels  auf  die  Preise"  (Leipzig  1888)  berechnet  Da  ergab 
sich  in  einer  aus  drei  erwachsenen  Personen  bestehenden  Haushaltung 
eines  mittleren  Beamten  mit  etwa  3000  M.  Einkommen  für  den  Jahres- 
bezug von  23  Kolonialwaren  als  Gesamtvermittlungsgebühr  des  Kauf- 
manns der  Betrag  von  14,97  Proz.  des  Einkaufspreises,  den  der  Kaufmann 
für  die  in  Betracht  kommende  Verkaufsmenge  dieser  Artikel  bezahlt  hatte. 
In  einem  aus  sechs  erwachsenen  Personen  und  zwei  Kindern  bestehenden 
Haushalt  eines  Beamten  mit  6000  M.  Einkommen  ergab  sich  für  den 
Jahresbezug  von  26  Kolonialwaren,  für  die  eine  ganz  genaue  Berechnung 
möglich  war,  ein  Aufschlag  von  18,75  Proz.  des  Einkaufspreises  des  be- 
treffenden Kleinhändlers,  dessen  Betrieb  allerdings  zu  den  grofsen  und 
gut  geleiteten  gehört  Man  darf  diese  Sätze  nicht  verallgemeinern,  da  im 
Kleinhandel  die  Verhältnisse  sehr  verschieden  sind.  Aufserdem  ist  zu 
beachten,  dafs  die  angegebenen  Zahlen  nur  den  Kostenbetrag  darstellen, 
den  die  Vermittlung  des  Kleinhandels  erfordert  Die  Kosten,  die  durch 
die  Überführung  vom  Produzenten  zum  Kleinhändler  entstehen,  sind  dabei 
nicht  mitgerechnet  Im  allgemeinen  macht  aber  die  Gesamtausgabe  für 
die  Vermittlung  des  Grofshandels  wegen  der  relativ  geringeren  Unkosten 
und  Gewinnzuschläge  desselben  einen  kleineren  Prozentsatz  des  Einkaufs- 
preises aus,  als  die  Kosten  der  Vermittlung  des  Kleinhandels. 

Die  zugänglichen  statistischen  Materialien  reichen  nicht  aus,  um 
festzustellen,  um  wieviel  Prozent  im  ganzen  die  Vermittlung  des  Grofs- 
und  Kleinhandels  die  Waren  verteuert,  welche  Gesamtgebühr  also  die 
Volkswirtschaft  an  den  berufsmäfsigen  Handel  zahlt  Angaben,  die  ge- 
legentlich wohl  darüber  gemacht  werden,  sind  Schätzungen,  die  einer 
sicheren  Grundlage  entbehren.  Soweit  ich  habe  die  Verhältnisse  kontrol- 
lieren können,  bin  ich  immer  mehr  in  der  Überzeugung  bestärkt 
worden,  dafs  die  Ausgaben  für  die  Vermittlungsarbeit  des  Handels  über- 
haupt vielfach  überschätzt  werden.  Im  einzelnen  werden  manche  Artikel 
auf  dem  Wege  vom  Produzenten  zum  Konsumenten  allerdings  sehr  stark 
verteuert,  aber  wenn  man  alle  Artikel  zusammenrechnet,  dann  vermindert 
sich  der  prozentuale  Kostenbetrag  sehr  erheblich,  und  man  kommt  des- 
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halb  zu  falschen  Schlüssen,  wenn  man  sich  lediglich  an  die  einzelnen 
Artikel  hält.  Auch  in  den  oben  mitgeteilten  Durchschnittssätzen,  die  in 
zwei  Haushaltungen  für  den  Bezug  einer  Reihe  von  Kolonialwaren  an 
den  Kaufmann  zu  zahlen  waren,  stecken  sehr  verschiedene  Aufschlags- 
sätze  für  die  einzelnen  Waren,  hohe  sowohl  als  niedrige,  und  doch  ist 
der  Gesamtbetrag  sehr  bescheiden. 

Die  Thatsache,  dafs  die  Spannung  zwischen  Einkaufs-  und  Ver^- 
kaufspreisen  sehr  verschieden  ist  und  auch  zeitlichen  Schwankungen 
unterliegt,  ist  durch  die  1 888  vom  Verein  für  Sozialpolitik  und  1899  von 
der  Handelskammer  zu  Hannover  veröffentlichten  Untersuchungen  über 
den  Kleinhandel  so  hinreichend  festgestellt,  dafs  es  hier  genügt,  auf  diese 
Untersuchungen  zu  verweisen.  Im  Kleinhandel  schwanken  die  Aufschläge 
auf  den  Einkaufspreis,  soweit  sie  ermittelt  sind,  zwischen  5  und  400 
Prozent,  im  Grofshandel  zwischen  2lji  und  25  Proz.  Diese  Unterschiede 
sind  nicht  rein  willkürlich,  sondern  haben  bestimmte  sachliche  Gründe. 

Zum  Teil  erklären  sich  die  Unterschiede  daraus,  dafs  jeder  Kauf- 
mann gewisse  Artikel  ständig  oder  zu  bestimmten  Zeiten  ohne  Gewinn 
verkaufen  mufs,  um  die  Kunden  anzulocken.  Gewöhnlicher  Pfefferkuchen 
z.  B.  wird  zur  Weihnachtszeit  oft  von  Kleinhändlern  ohne  Nutzen  abge- 
geben, Streichhölzer  werden  ev.  von  Warenhäusern  zum  oder  unter  dem 
Selbstkostenpreise  verkauft,  um  die  Käufer  anzulocken,  Der  Kaufmann, 
der  so  vorgeht,  sucht  natürlich  einen  Ausgleich  bei  anderen  Artikeln  zu 
erzielen.  Er  kann  das  thun,  da  es  für  sein  Geschäftsergebnis  im  ganzen 
nicht  darauf  ankommt,  dafs  er  bei  jedem  einzelnen  Artikel  den  kalku- 
lierten Preis  erhält,  sondern  dafs  im  ganzen  seine  sämtlichen  Unkosten 
gedeckt  werden  und  ihm  noch  ein  ausreichender  Gewinn  übrig  bleibt. 
Das  enthebt  ihn  nicht  der  Pflicht,  für  jeden  Artikel  die  Kalkulation  vor- 
zunehmen; denn  er  mufs  sich  klar  sein  darüber,  wo  er  zusetzt,  und  wo 
er  verdient  Dieser  Ausgleich  trägt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  einen 
willkürlichen  Charakter,  aber  auch  hier  liegt  es  nicht  lediglich  in  der 
Hand  des  Kaufmanns,  bei  welchen  Waren  er  zum  Ausgleich  besondere 
Zuschläge  erheben  will.  Denn  die  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Artikeln 
nötigen  selbst  zu  einem  verschiedenen  Vorgehen. 

Von  erheblichem  Einflufs  ist  zunächst  die  Dauer  der  üblichen  Um- 
schlagszeit Je  langsamer  der  Umschlag  vor  sich  geht  desto  mehr  mufs 
der  Kaufmann  auf  den  Einkaufspreis  schlagen,  um  zurechtzukommen. 
Aber  auch  die  Kaufkraft  der  Abnehmerkreise,  die  für  die  einzelnen 
Waren  in  Betracht  kommen,  mufs  bei  der  Festsetzung  der  Verkaufspreise 
berücksichtigt  werden.  Was  der  Arme  kauft,  mufs  im  allgemeinen  mit 
geringeren  Zuschlägen  belastet  werden,  als  das,  was  von  dem  Reichen 
konsumiert  wird.  Diese  beiden  Gründe  führen  z.  B.  dazu,  dafs  thatsäch- 
lich  bei  den  ständig  in  grofsen  Mengen  abzusetzenden  einfachen  Konsum- 
artikeln viel  geringere  Zuschläge  in  Rechnung  gestellt  werden,  als  bei 
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Luxusartikeln,  die  nur  von  Wohlhabenden  und  auch  von  diesen  nur 
in  einzelnen  Stücken  oder  kleinen  Mengen  und  nur  gelegentlich  gekauft 
werden.  Bei  Luxusartikeln  werden  mitunter  100  und  200  Proz.  und  mehr 
Aufschlag  genommen,  bei  den  gewöhnlichen  Nahrungs-  und  Genufs- 
mitteln  bleibt  der  gröfste  Teil  unter  einem  Zuschlag  von  25  Proz. 

Die  Verschiedenheit  erklärt  sich  weiter  auch  daraus,  dafs  das  Risiko 
des  Unverkauftbleibens  eines  Teiles  der  Waren  bei  Luxusartikeln  viel 
gröfser  ist,  als  bei  gangbaren  Artikeln  des  täglichen  Bedarfs.  Denn  jene 
sind  auf  einen  kleineren  Abnehmerkreis  angewiesen,  und  ein  ständiger 
Bedarf  des  Einzelnen  nach  ihnen  besteht  nicht 

Dieser  selbe  Gesichtspunkt  spielt  auch  bei  den  Waren  eine  wichtige 
Rolle,  die  dem  Modewechsel  unterliegen.  Je  rascher  die  Mode  wechselt, 
desto  gröfser  ist  die  Gefahr,  dafs  ein  Teil  der  eingekauften  Waren  über- 
haupt nicht  oder  doch  nicht  rechtzeitig  Absatz  findet  Dieses  Risiko 
mufs  natürlich  normalerweise  in  entsprechend  höheren  Zuschlägen  seinen 
Ausgleich  finden.  Erleichtert  wird  das  bei  Modewaren  dadurch,  dafs  in 
der  Zeit,  in  der  die  betr.  Artikel  in  Mode  sind,  die  Nachfrage  besonders 
grofs  und  dringlich  ist,  weil  Niemand  nachhinken  will.  Hier  entspricht 
also  die  Wirkung  der  erhöhten  Dringlichkeit  des  Bedarfs  der  üblichen 
Lehre,  dafs  gesteigerte  und  dringliche  Nachfrage  den  Preis  in  der  Regel 
erhöht  Daraus  darf  aber  nicht  gefolgert  werden,  dafs  eine  ständige 
starke  Nachfrage  relativ  hohe  und  eine  ständige  geringe  Nachfrage  rela- 
tiv niedrige  Preise  bedingt.  Die  angeführten  Beispiele  der  nur  gelegent- 
lich verlangten  Luxuswaren  und  der  gangbaren  und  einer  ständigen  leb- 
haften Nachfrage  begegnenden  Artikel  des  täglichen  Bedarf  zeigen,  dafs 
auch  gerade  das  Gegenteil  eintreten  kann. 

Von  Bedeutung  ist  ferner  der  Umstand,  in  welchen  Mengeneinheiten 
sich  der  Absatz  zu  Vollzieher»  pflegt.  Wer  1000  Sack  Kaffee  auf  einmal 
verkauft,  kann  natürlich  mit  einem  geringeren  Gewinnzuschlag  zufrieden 
sein  und  hat  auch  weniger  Unkosten,  als  derjenige,  welcher  den  Kaffee 
in  einzelnen  Pfunden  oder  in  noch  geringeren  Mengen  absetzt  Je  kleiner 
die  übliche  Verkaufseinheit  ist,  desto  gröfser  ist  unter  sonst  gleichen  Ver- 
hältnissen der  Abstand  zwischen  Einkaufs-  und  Verkaufspreis.  Schon 
die  Unmöglichkeit,  mit  Teilbeträgen  der  kleinsten  Geldsorte  im  täglichen 
Verkehr  zu  arbeiten,  trägt  hierzu  bei. 

Dieser  Gesichtspunkt  leitet  über  auf  einen  ferneren,  in  der  Praxis 
sehr  wichtigen  Umstand,  der  die  Höhe  der  Zuschläge  zum  Einkaufspreis 
beeinflufst,  das  ist  die  Gesamthöhe  des  Aufwandes  beim  Einkauf  in  der 
üblichen  Mengeneinheit.  Je  geringer  dieser  Aufwand  ist,  desto  weniger 
macht  sich  der  Käufer  klar,  ob  er  in  diesem  niedrigen  Gesamtpreise  einen 
hohen  oder  niedrigen  Gewinnzuschlag  mit  bezahlt.  Wenn  ein  Liter  Essig 
15 Pf.  kostet,  dann  denkt  Niemand  darüber  nach,  dafs  er  vielleicht  50  Proz. 
Aufschlag  auf  den  Einkaufspreis  des  Kleinhändlers  zuzahlt   Wer  ein 
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Schlüsselchen  oder  ein  Paar  gewöhnlicher  Ohrbommeln  zu  10  Pf.  oder 
100  Drahtstifte  zu  5  Pf.  einkauft,  macht  sich  nicht  klar,  dafs  er  dem 
Kaufmann  mehrere  100  Proz.  Aufschlag  zahlt,  und  doch  hat  Conbad 
1888  in  seinem  Bericht  auf  der  Hauptversammlung  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik aus  Mitteilungen  eines  Kleinhändlers  festgestellt,  dafs  damals 
der  Kleinhändler  selbst  für  ein  Paar  gewöhnlicher  Ohrbommeln  nur 
2—3  Pf.,  für  ein  Schlüsselchen  nur  3  Pf.,  für  100  Drahtstifte  nur  1  Pf. 
zahlte.  Die  Gesamtbelastung  für  den  einzelnen  Konsumenten  ist  hier 
ebensowenig  fühlbar,  dafs  eine  genaue  Berechnung  der  durch  den  Klein- 
handel bewirkten  Verteuerung  fast  allgemein  unterlassen  wird. 

Die  durch  die  Kalkulation  ermittelten  Verkaufspreise  stellen  nur 
die  Preise  dar,  die  der  Kaufmann  vom  Konsumenten  oder  überhaupt 
vom  Abnehmer  fordern  will.  Im  Verkehr  erleiden  diese  Preise  aber  oft 
genug  eine  Abschwächung.  Das  Vorgehen  der  Konkurrenten  kann  den 
Kaufmann  zwingen,  von  dem  kalkulierten  Preise  abzugehen  oder  in 
seinen  Verkaufspreisen  schon  einer  Verschiebung  der  allgemeinen  Marktlage 
Rechnung  zu  tragen,  die  er  bei  seinen  Einkäufen  noch  nicht  für  sich 
selbst  ausnützen  konnte,  u.  dergl.  mehr.  Mitunter  führt  zu  einer  Ab- 
schwächung der  kalkulierten  Preise  auch  die  Gewohnheit  eines  Teiles  der 
Käufer,  von  dem  geforderten  Preise  etwas  abzuhandeln.  Die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Konsumenten  hat  sich  freilich  an  „feste  Preise44  gewöhnt 
und  unterwirft  sich  der  Preisforderung  des  Verkäufers  oder  schliefst, 
falls  ihm  der  Preis  zu  hoch  scheint,  mit  diesem  Verkäufer  überhaupt 
nicht  ab.  Aber  ganz  verschwunden  ist  das  „Abhandeln44  oder  „Handeln44 
im  Kleinhandel  trotzdem  nicht  In  den  Städten  kommt  es  weniger  bei 
dem  männlichen  als  bei  dem  weiblichen  Teil  der  Bevölkerung  vor,  der 
manchmal  den  dabei  erzielten  kleinen  Vorteilen  eine  zu  grofse  Bedeutung 
beimifst  Die  ländliche  Bevölkerung  hält  vielfach  noch  an  der  alten 
Gewohnheit  fest  und  hat  ihre  Freude  an  den  dadurch  erreichten  Ver- 
billigungen.  Zu  leugnen  ist  nicht,  dafs  in  einem  Teil  dieser  Fälle  that- 
sächlich  der  Kaufmann  von  dem  Preise,  den  er  fordern  mufs,  etwas  nach- 
läfst,  um  überhaupt  den  Verkauf  zu  stände  zu  bringen.  Er  rechnet  dann 
darauf,  bei  anderen  Waren  oder  bei  anderen  Gelegenheiten  dafür  einen 
Ausgleich  zu  bekommen.  Aber  in  vielen  anderen  Fällen  führt  das  Abhandeln 
nur  zu  einer  scheinbaren  Abschwächung  der  kalkulierten  Preise,  da  der 
Kaufmann  bei  seiner  kundgegebenen  Preisforderung  schon  einen  ent- 
sprechenden Zuschlag  gemacht  hatte,  um  sich  vor  Schaden  zu  schützen, 
Dafs  dies  Verfahren  wünschenswert  sei,  läfst  sich  nicht  behaupten,  aber  es 
ist  doch  entschuldbar,  wenn  der  einzelne  Kaufmann  sich  solchen  Kunden 
gegenüber,  die  regelmäfsig  abhandeln,  zu  schützen  sucht  In  manchen 
Orten  mit  starkem  Fremdenverkehr  hat  sich  das  Überfordern  seitens 
der  Kaufleute  zu  einer  allgemeinen  Unsitte  entwickelt,  die  auf  eine  Aus- 
beutung des  Fremdenpublikums  hinausläuft.  Namentlich  in  italienischen 
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Städten  ist  das  üblich,  und  hier  ist  der  Fremde  auf  das  Abhandeln,  das 
„contrattare",  geradezu  angewiesen.  Im  Grofshandel  treten  Preisforderung 
und  Preisangebot  zwar  ebenfalls  regelmäfsig  einander  gegenüber;  aber 
hier  handelt  es  sich  darum,  die  mittlere  Linie  einer  Verständigung  zu  finden, 
was  bei  den  in  Frage  stehenden  grofsen  Mengen  auch  unentbehrlich  ist 

Die  Einziehung  des  vereinbarten  Kaufpreises  erfolgt  im  Verkehr 
zwischen  Grofshändler  und  Kleinhändler  in  derselben  Weise,  wie  es 
schon  oben  bei  der  Bezahlung  des  Einkaufspreises  erwähnt  ist.  Hier 
ist  noch  hinzuzufügen,  dafs  im  Konsignationsverkehr  der  Konsignant 
(Kommittent)  häufig  für  einen  Bruchteil  O/3,  t/2, 2/s)  des  Wertes  der  kon- 
signierten Waren  einen  Wechsel  auf  den  überseeischen  Kommissionär 
(Konsignatar)  zieht  und  dadurch  einen  Vorschufs  auf  die  noch  zu  ver- 
kaufende Ware  erhält  Die  Bezahlung  des  Kaufpreises  wird  hier  also 
für  einen  Bruchteil  vorweggenommen.  Im  Verkehr  zwischen  Klein- 
händler und  Konsument  ist  die  üblichste  Form  die  sofortige  Barzahlung. 
Beim  Versand  nach  auswärts  wird,  da  es  sich  in  der  Regel  um  kleinere 
Mengen  handelt,  weniger  mit  Wechseln,  sondern  meist  mit  Postnachnahme 
gearbeitet,  die  ebenfalls  auf  sofortige  Barzahlung  oder  doch  auf  Zahlung 
in  kürzester  Frist  hinausläuft  Gerade  von  diesem  Mittel  ist  in  wach- 
sendem Umfange  Gebrauch  gemacht  worden.  1896  wurden  in  Deutsch- 
land von  der  Reichspost  1 0,1  Mill.  Stück  Nachnahmepackete  und  8,85  Mill. 
Nachnahmebriefe,  also  im  ganzen  18,95  Mill.  Stück  Nachnahmesendungen 
mit  250,7  Mill.  M.  Nachnahmebetrag  befördert,  dagegen  1S76  nur  3,65  Mill. 
Stück  mit  53,4  Mill.  M.  Nachnahmebetrag.  Diese  starke  Steigerung  des 
Nachnahmeverkehrs  ist  ein  Zeichen  dafür,  wie  sehr  sich  die  Lockerung 
des  persönlichen  Verkehrs  zwischen  Kaufmann  und  Abnehmer  durch  Ver- 
sandgeschäfte und  andere  Geschäftsformen  entwickelt  hat 

Neben  der  Barzahlung  spielt,  wie  schon  früher  ausgeführt  ist,  der 
Kreditverkehr  im  Kleinhandel  noch  eine  grofse,  in  manchen  Orten  sogar 
die  überwiegende  Rolle.  Da  sich  hierbei  manchmal  die  Bezahlung  über 
die  übliche  Frist  hinaus  verzögert,  sucht  der  Kleinhändler  durch  wieder- 
holte Zusendung  der  Rechnung,  durch  Zusenden  eines  Boten  mit  der 
Quittung,  durch  Postaufträge,  bei  gröfseren  Beträgen  auch  wohl  durch 
Wechsel  auf  den  Käufer,  durch  Mahnung  und  gegenüber  böswilligen 
Schuldnern  durch  gerichtliche  Klage  die  Einziehung  des  Kaufpreises  zu 
bewirken.  Er  mufs  dabei  mit  Vorsicht  zu  Werke  gehen  und  den  sicheren, 
wenn  auch  saumseligen  Schuldner  anders  anfassen  als  den  böswilligen 
und  unsicheren.  Verliert  er  letzteren  aus  der  Zahl  seiner  Kunden, 
so  wird  ihm  das  nicht  schmerzlich  sein;  den  sicheren  Schuldner  aber 
als  Kunden  zu  behalten,  hat  er  ein  Interesse  und  deshalb  wird  er  gut 
thun,  diesem  nicht  unnötig  lästig  zu  werden.  Es  ist  nicht  immer  leicht 
für  den  Kaufmann,  in  diesen  Dingen  sein  Interesse  mit  den  Rücksichten 
auf  die  Eigenart  und  Bequemlichkeit  der  Abnehmer  in  Einklang  zu 
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bringen,  und  gerade  sichere  Schuldner,  die  die  Absicht  und  die  Fähig- 
keit zur  Zahlung  haben,  sind  oft  sehr  empfindlich  gegen  ein  Drängen 
des  Kaufmanns. 

Ob  dem  Kaufmann  die  Sorge  für  die  Zuführung  der  verkauften 
Ware  an  den  Abnehmer  obliegt,  hängt  von  den  beim  Kaufakt  getroffenen 
Vereinbarungen  ab.  Im  Grofshandel  ist,  wie  schon  gezeigt,  die  Abmachung 
endweder  so,  dafs  der  Abnehmer  vom  Lager  des  Verkäufers  ab  bezw. 
vom  Bahnhof  oder  Hafen  des  Lagerungsortes  ab  die  Weiterbeförderung 
übernehmen  mufs,  oder  dafs  der  Verkäufer  die  Ware  nach  einem  be- 
stimmten Platz  zu  liefern  und  für  den  Transport  dahin  zu  sorgen  hat 
Soweit  im  Grofshandel  der  Verkäufer  den  Transport  zu  bewirken  hat, 
ist  er  in  der  Regel  auf  die  grofsen  Transportmittel  (Schiffahrt,  Eisen- 
bahnen) angewiesen  und  hat  die  für  den  Eisenbahn-  und  Schiffsverkehr 
geltenden  besonderen  Rechtsgrundsätze  zu  beachten. 

Der  Kleinhandel  ist  bei  Versendungen  nach  auswärts  überwiegend 
auf  die  Benutzung  der  Packetpost  angewiesen,  da  in  der  Regel  nur  kleinere 
Mengen  auf  einmal  zu  versenden  sind.  Die  Notwendigkeit,  eine  solche 
Versendung  der  verkauften  Waren  an  den  auswärtigen  Konsumenten  zu 
übernehmen,  tritt  bei  Versandgeschäften  naturgemäfs  für  die  grofse  Masse 
ihrer  Verkäufe  ein,  da  diese  Geschäfte  überhaupt  dazu  bestimmt  sind, 
ohne  persönliche  Berührung  mit  den  Konsumenten  deren  Bedarf  zu  decken. 
Die  Versandgeschäfte  unterhalten  übrigens  auch  zum  Teil  offene  Ver- 
kaufsstellen, die  dann  in  dieser  Beziehung  keine  Abweichung  von  den 
sonstigen  Kleinhandelsbetrieben  zeigen.  Warenhäuser  und  der  übliche 
Ladenhandel  kommen  ebenfalls  oft  in  die  Lage,  nach  auswärts  zu 
versenden.  Die  Konkurrenz  der  beim  Versand  von  Waren  miteinander 
ringenden  Geschäfte  hat  es  zum  Teil  dahin  gebracht,  dafs  der  Klein- 
händler in  solchen  Fällen  die  Kosten  der  Verpackung  und  das  Porto  auf 
sich  nimmt  Normalerweise  wäre  das  Sache  des  Konsumenten,  soweit 
nicht  etwa  in  dem  Verkaufspreis  schon  diese  Kosten  eingerechnet  sind. 

Für  die  weitaus  überwiegende  Menge  der  Geschäftsabschlüsse  in  Waren- 
häusern und  im  Ladenhandel  übernimmt  es  der  Käufer  selbst,  für  die  Zu- 
führung der  Ware  zu  sorgen.  Er  nimmt  sie  gewöhnlich  sofort  mit  Aber 
die  Ansprüche  an  die  Bequemlichkeit  in  dieser  Beziehung  sind  vielfach 
schon  sehr  gewachsen,  und  auch  die  am  Ort  selbst  ansässigen  Konsumenten 
verlangen  oft,  dafs  ihnen  die  Ware  durch  Boten  oder  Wagen  ins  Haus 
gebracht  wird.  Der  Wettbewerb  unter  den  Kleinhändlern  sorgt  dafür,  dafs 
man  solchen  Ansprüchen  immer  bereitwilliger  entgegenkommt,  und  dafs 
man  auch  diese  Gelegenheit  zur  Reklame  für  die  Firma  und  ihre  Waren 
benutzt  Die  dadurch  entstehenden  Kosten  sind  bei  der  Kalkulation  zu 
berücksichtigen. 

§  5.  Die  Selbstkontrolle  des  Kaufmanns  durch  die  Buchfährang.  Der 

Kaufmann  bedarf,  um  richtig  zu  kalkulieren,  und  um  jederzeit  über  die 
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Einzelheiten  und  die  finanzielle  Lage  seines  Unternehmens  Klarheit  zu  haben, 
einer  geordneten  Buchführung,  die  alle  geschäftlichen  Vorgänge  über- 
sichtlich und  zweifellos  darstellt  und  festhält  Die  geordnete  Buchführung 
ist  ein  wesentliches  Element  der  Gesundheit  des  Unternehmens.  Dadurch  wird 
der  Kaufmann  fortgesetzt  angehalten,  sein  eigenes  Vorgehen,  die  Entwick- 
lung seines  Geschäfts,  dessen  Aussichten  auf  finanziellen  Erfolg,  die  in  den 
Weg  tretenden  Schwierigkeiten  zu  kontrollieren  und  weiterhin  das  Verhalten 
seines  Personals  zu  überwachen.  Durch  eine  zweckmäfsig  eingerichtete 
und  gewissenhaft  durchgeführte  Buchführung  wird  der  Kaufmann  geschützt 
gegen  jede  Selbsttäuschung,  gegen  jede  Unterschätzung  und  gegen  jede 
Überschätzung  seiner  geschäftlichen  Lage.  Durch  die  Buchführung  wird 
ihm  der  Entwicklungsgang  seines  Unternehmens  vor  Augen  geführt,  wird 
ihm  gezeigt,  in  welchen  Artikeln  er  Erfolg,  in  welchen  er  Mifserfolg  ge- 
habt hat,  wie  seine  allgemeinen  Geschäftsunkosten  sich  gestalten  u.  s.  w. 
Mit  einem  Wort,  Klarheit  über  sich  selbst  und  über  sein  Unternehmen 
wird  dem  Kaufmann  durch  eine  gute  Buchführung  verschafft,  und  bei 
der  Strenge,  mit  der  im  Handelsverkehr  auf  Erfüllung  aller  geschäftlicher 
Verbindlichkeiten  gehalten  wird,  ist  diese  Klarheit  für  den  Kaufmann 
unentbehrlich.  Mangelhafte  und  nachlässige  Buchführung  ist  eine  Ver- 
sündigung an  sich  selbst  und  an  allen,  die  mit  dem  Geschäft  in  Verbindung 
treten;  absichtlich  falsche  Buchführung  ist  ein  Verbrechen. 

Da  die  Gesundheit  des  kaufmännischen  Lebens  für  die  Volkswirt- 
schaft unentbehrlich  ist,  so  ist  das  Mittel  zur  Sicherung  dieser  Gesund- 
heit, die  Buchführung,  auch  volkswirtschaftlich  von  hohem  Wert,  und 
das  rechtfertigt  es,  wenn  sie  hier  erwähnt  wird. 

Die  Gesetzgebung  hat  die  Bedeutung  der  Buchführung  längst  an- 
erkannt Die  Handelsgesetzbücher  legen  dem  Kaufmann  ausdrücklich 
die  Pflicht  auf,  Bücher  zu  führen,  und  schreiben  vielfach  auch  diejenigen 
Bücher  vor,  die  unbedingt  geführt  werden  müssen.  Das  neue  deutsche 
Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  erklärt  in  §  38  den  Kaufmann 
für  verpflichtet,  „Bücher  zu  führen  und  in  diesen  seine  Handelsgeschäfte 
und  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäfsiger 
Buchführung  ersichtlich  zu  machen".  Das  Gesetzbuch  verlangt  weiter 
in  §  44,  dafs  die  Handelsbücher  10  Jahre  nach  der  letzten  Eintragung 
aufbewahrt  werden,  und  giebt  in  §  43  noch  Vorschriften  über  die  äufsere  Ein- 
richtung der  Bücher,  um  ihre  Haltbarkeit  und  Übersichtlichkeit  zu  sichern, 
über  die  anzuwendende  Sprache  und  Schriftzeichen,  um  ihre  Verständ- 
lichkeit zu  gewährleisten,  und  über  die  Form  der  Eintragungen,  um  jede 
Verschleierung  des  wahren  Inhalts  zu  verhindern. 

Eine  Strafe  für  Unterlassung  der  Buchführung  oder  für  mangel- 
hafte Buchführung  an  und  für  sich  sieht  das  Handelsgesetzbuch  nicht 
vor,  und  einer  solchen  Strafe  bedarf  es  auch  nicht,  solange  die  nach- 
teiligen Folgen  der  Pflichtversäumnis  nur  den  säumigen  Kaufmann  selbst 


Digitized  by 


208 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


treffen.  Sobald  die  Nachteile  aber  auf  andere  übergreifen,  tritt  eine 
Strafe  auf  Grund  der  Konkursordnung  ein.  Der  Zeitpunkt,  in  welchem 
dieses  Übergreifen  der  Nachteile  unterlassener  oder  nachlässiger  Buch- 
führung auf  andere  erkennbar  wird,  ist  der  Augenblick  des  Zusammen- 
bruchs des  Geschäfts,  also  der  Zahlungseinstellung  oder  des  Konkurses. 
In  diesem  Fall  wird  der  Kaufmann,  der  die  erforderlichen  Bücher  nicht 
oder  so  unordentlich  geführt  hat,  dafs  sie  keine  Übersicht  des  Vermögens 
gewähren,  oder  der  die  mit  der  Buchführung  zugleich  vorgeschriebene 
regelmäfsige  Aufmachung  einer  Bilanz  unterlassen  hat,  mit  Gefängnis 
bis  zu  2  Jahren  —  bei  Vorliegen  mildernder  Umstände  mit  Geldstrafe 
bis  zu  6000  M.  —  „wegen  einfachen  Bankrotts"  bestraft,  selbst  wenn  die 
Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteiligen,  nicht  vorlag.  Hat  aber  der  in 
Konkurs  oder  Zahlungseinstellung  geratene  Kaufmann  in  der  Absicht,  seine 
Gläubiger  zu  benachteiligen,  die  nach  den  Gesetz  zu  führenden  Bücher 
nicht  geführt  oder  so  unordentlich  geführt,  dafs  sie  keine  Übersicht  des 
Vermögens  gewähren,  oder  hat  er  in  dieser  Absicht  die  Handelsbücher 
vernichtet  oder  verheimlicht,  so  trifft  ihn  Zuchthausstrafe,  und  selbst  bei 
mildernden  Umständen  ist  mindestens  eine  Gefängnisstrafe  von  3  Monaten 
vorgesehen. 

Das  Kecht  legt  hiermit  dem  Kaufmann  Verpflichtungen  auf,  die  nur 
von  einem  geschäftsgewandten  und  genügend  ausgebildeten  Kaufmann 
erfüllt  werden  können.  Nur  die  kleinsten  Handelsbetriebe  unterliegen 
diesen  Verpflichtungen  nicht. 

Daran  liegt  eine  neue  und  ernste  Mahnung  an  alle  die,  welche  sich 
dem  Kaufmannsstande  widmen  wollen,  sich  diesem  Erwerbszweige 
nicht  ohne  entsprechende  Vorbildung  zuzuwenden.  Der  Kaufmann  kann 
und  soll  viel  im  praktischen  Betriebe  lernen,  auch  in  Bezug  auf  die  Buch- 
führung; aber  lediglich  aus  der  Praxis  wird  er  zu  einer  geordneten  und 
zweckmäfsigen  Buchführung  nur  in  den  seltensten  Fällen  kommen.  Eine 
gute  Buchführung  erfordert  nicht  nur  praktische  Übung,  sondern  auch 
theoretisches  Wissen  und  will  deshalb  besonders  erlernt  sein.  Ohne 
solche  Kenntnisse  in  den  Handel  sich  hinein  wagen,  ist  leichtsinnig  und 
kann  sich  schwer  rächen. 

Eine  Besprechung  der  Einzelheiten  der  Buchführung  liegt  aufserhalb 
des  Kahmens  dieser  Arbeit 

§  6.  Der  Betrieb  des  Buchhandels.  Mehrfache  Besonderheiten  zeigt 
der  Betrieb  des  Buchhandels.  Seine  Aufgabe  ist  der  Vertrieb  gedruckter 
Bücher  und  verwandter  Gegenstände.  Rein  vom  geschäftlichen  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  ist  er  ein  Erwerbsunternehmen,  wie  alle  anderen 
Zweige  des  Handels.  Aber  jeder  Zweig  des  Handels  hat  auch  eine  be- 
stimmte allgemeine  Funktion  auszuüben,  die  über  das  materielle  Erwerbs- 
interesse des  Kaufmanns  hinausführt.  Auch  beim  Buchhandel  ist  eine 
wichtige  Funktion  für  die  Gesamtheit  sofort  —  und  hier  vielleicht  noch 
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schärfer  als  in  anderen  Zweigen  —  wahrnehmbar.  Volkswirtschaftlich 
betrachtet,  ist  der  Buchhandel  als  Mittel  zur  Verbreitung  und  Förderung 
der  Bildung  und  des  Wissens  von  höchstem  Wert.  Die  geistige  Arbeit 
des  Volkes  ist  auf  das  engste  mit  dem  Buchhandel  verknüpft;  ihre  Er- 
gebnisse sind  es,  die  durch  den  Buchhandel  in  weite  Kreise  getragen 
werden.  Die  Waren  des  Buchhandels,  die  Bücher,  dienen  der  Befrie- 
digung geistiger  Bedürfnisse,  und  diese  geistigen  Bedürfnisse  sind  noch 
viel  mannigfaltiger  abgestuft,  als  die  materiellen;  bei  ihnen  spielt  die 
Individualität  des  Einzelnen,  die  geistige  Strömung  der  Zeit,  der  besondere 
Charakter  des  geistigen  Lebens  des  Volks  eine  äulserst  wichtige  Balle. 
Der  reichhaltigen  Abstufung  der  geistigen  Bedürfnisse  mufs  die  Mannig- 
faltigkeit der  Waren  des  Buchhandels  entsprechen.  Massenbedarfsartikel 
in  dem  Sinne,  dafs  jeder  Mensch  auf  sie  angewiesen  ist,  giebt  es  im 
Buchhandel  nicht  Getreide  kann  überall  Absatz  finden,  weil  es  überall 
gebraucht  wird.  Bücher,  und  wenn  sie  noch  so  weit  verbreitet  sind,  haben 
doch  stets  von  vornherein  ein  beschränkteres  Absatzgebiet  Kein  Buch 
ist  so  weit  verbreitet  in  der  Welt  als  die  Bibel  Aber  ein  Massenbedarfs- 
artikel der  Welt  ist  auch  dies  Buch  nicht;  als  allgemein  notwendiger 
Bedarfsartikel  kann  es  nur  in  protestantischen  Ländern  betrachtet  werden. 
Gerade  dies  Beispiel  zeigt,  dafs  der  Konsumentenkreis,  für  dessen  Be- 
friedigung ein  Buch  in  Betracht  kommt,  selbst  unter  den  günstigsten 
Voraussetzungen  an  bestimmte  Schranken  gebunden  ist,  dafs  aber  die 
Schranken  doch  auch  sehr  verschieden  weit  sind.  Ein  grofser  Teil,  wohl 
die  Mehrheit  der  Bücher  kann  nur  in  ganz  engen  Kreisen  Absatz  finden. 
Rein  wissenschaftliche  Fachwerke  aus  Gebieten,  die  den  breiteren  Schichten 
des  Volkes  fremd  sind,  können  eben  auch  nur  von  Fachkreisen  gelesen 
werden.  Wissensgebiete,  die  infolge  der  allgemeinen  Schulbildung  in 
weiten  Schichten  auf  Verständnis  treffen,  können  auch  Bücher  liefern, 
deren  Absatz  über  die  Fachkreise  hinausgeht,  falls  die  Sprache  des  Buches 
allgemein  verständlich  ist  Konversationslexika,  die  jedem  Gebildeten 
mancherlei  Aufschlüsse  zu  geben  vermögen,  können  sich  Absatz  in  der 
ganzen  gebildeten  Welt  erobern  u.  s.  w. 

Aber  die  besonderen  Eigenschatten  des  Buchs,  die  Zeitumstände, 
unter  denen  es  erscheint,  machen  sich  beim  Absatz  doch  stets  fühlbar, 
und  auch  die  Person  des  Verfassers  ist  für  den  Absatz  oft  von  gröfster 
Bedeutung.   Bücher  haben  eben  ihre  besonderen  Schicksale. 

Für  die  Mehrzahl  der  Menschen  ist  das  Bedürfnis,  Bücher  zu  er- 
werben, nur  sehr  gering,  und  deshalb  spielt  bei  dem  Absatz  der  Bücher 
neben  den  Eigenschaften  des  Buches  auch  der  Preis  eine  ganz  besondere 
Rolle.  Vielleicht  nirgendwo  tritt  es  so  klar  zu  Tage  wie  hier,  dafs  der 
Preis  die  Nachfrage  unmittelbar  beeinflulst 

Der  Buchhandel  umfafst  nach  dem  ganz  allgemein  herrschenden 
Sprachgebrauch  den  Verlagsbuchhandel,  den  Sortimentsbuchhandel,  den 
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Kolportagebuchhandel  und  den  Antiquariatsbuchhandel  als  Hauptgruppen, 
die  noch  durch  verschiedene  Zwischenglieder  mit  einander  verbunden  sind. 
Der  Umstand,  dafs  man  die  Thätigkeit  der  Verleger  anstandslos  im  all- 
gemeinen und  meist  auch  im  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch  als 
„  Handel"4  bezeichne^  ist  ein  beachtenswertes  Zeichen  dafür,  dafs  man  den 
Begriff  Handel  nicht  einengen  kann  auf  das,  was  ich  als  „Kaufmanns- 
handelu  bezeichnet  habe,  sondern  auch  dem  Begriff  „Fabrikhandel44  eine 
Bedeutung  beimessen  mufs.  Denn  in  Wirklichkeit  ist  der  Verlagsbuch- 
handel als  eine  Unterart  des  Fabrikhandels,  des  Handels  mit  Erzeugnissen 
der  eigenen  Produktion,  zu  betrachten.  Im  Verlagsbuchhandel  trifft  die 
Thätigkeit  des  Produzenten  mit  der  des  Kaufmanns  zusammen.  Wie 
jeder  Produzent  Rohstoffe  einkauft  und  diese  in  bestimmter  Weise  um- 
gestaltet und  so  in  eine  gebrauchsfähigere  Form  bringt,  so  erwirbt  der 
Verlagsbuchhändler  das  Manuskript,  das  in  dieser  Form  noch  gar  nicht 
absatzfähig  ist,  und  bringt  es  durch  eigene  oder  durch  herangezogene 
fremde  gewerbliche  Anstalten  und  Arbeiter  in  die  Buchform,  die  absatz- 
fähig ist  Der  geistige  Inhalt  des  Manuskripts  bleibt  dabei  unverändert, 
aber  die  äufsere  Form,  in  der  dieser  Inhalt  erscheint,  wird  ganz  anders. 
Das  individuelle  Erzeugnis  des  Verfassers  wird  dadurch  vervielfältigt. 

An  diese  Herstellung  der  zum  Absatz  fähigen  Form  und  an  diese 
mechanische  Vervielfältigung  des  Manuskripts  reiht  der  Verlagsbuch- 
handel unmittelbar  die  Thätigkeit  des  Grofshandels  an.  Er  sucht  die 
Erzeugnisse  seiner  Produktion  an  die  mit  den  Konsumenten  arbeitenden 
Kleinhändler  abzusetzen.  Zum  Teil,  in  Deutschland  mehr  als  in  anderen 
Ländern,  verbindet  sich  damit  gleichzeitig  auch  der  Absatz  unmittelbar 
an  Konsumenten  sowohl  für  die  aus  eigener  als  auch  für  die  aus  fremder 
Produktion  stammenden  Waren. 

Der  Kleinhandel  mit  Büchern,  der  unmittelbar  an  die  Konsumenten 
rückt,  hat  zumeist  die  Form  des  Ladenhandels  angenommen  („Sortiments- 
buchhandel44). Aber  er  erscheint  daneben  auch  in  der  Form  des  Hausier- 
handels („Kolportagebuchhandel44).  Auch  die  Form  des  Detailreisens 
(„Reisebuchhandel44)  wird  häufig  angewendet  Dazu  tritt  in  den  Städten 
noch  der  Strafsenhandel  („fliegender  Buchhandel44),  der  von  einem  Stand 
auf  der  Strafse  oder  von  einem  Wagen  aus  oder  direkt  aus  der  Hand 
Bücher  und  andere  Druckerzeugnisse  verkauft  Der  Verkauf  direkt  aus 
der  Hand  erstreckt  sich  namentlich  auf  Zeitungen,  Zeitschriften,  aber  auch 
auf  gangbare  Bücher,  wie  Strafsenführer,  Fahrpläne,  Tagesbroschüren  u.  s.  w. 
Der  Buchhandel,  der  von  einem  Stand  oder  Wagen  aus  betrieben  wird, 
erscheint  zum  Teil  als  Antiquitätenhandel,  da  er  oft,  namentlich  in  Uni- 
versitätsstädten, alte,  selten  gewordene  Bücher  vertreibt. 

Von  diesen  letzteren  Fällen  abgesehen,  sollen  die  erwähnten  Formen 
des  Buchkleinhandels  dem  Abstitz  neuer  Erzeugnisse  des  Verlagsbuch- 
handels dienen.   Diesen  Absatz  zu  finden,  ist  ihre  Hauptaufgabe;  der 
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Buchkleinhändler  ist  infolge  der  besonderen  Verhältnisse  des  Buchhandels 
viel  mehr  reiner  Verkäufer  als  Einkäufer.  Ist  die  Hauptvoraussetzung 
für  den  geschäftlichen  Erfolg  des  Verlagsbuchhandels  die,  dafs  er  unter 
den  zur  Verfügung  stehenden  Manuskripten  diejenigen  herausfindet, 
welche  am  meisten  Aussicht  haben,  in  weitere  Kreise  zu  dringen,  so  ist 
es  für  den  Buchkleinhändler  von  der  gröfsten  Bedeutung,  dafs  er  Absatz 
zu  finden  versteht,  dafs  er  die  Konsumenten  anregt,  zu  kaufen. 

Daneben  hat  sich  in  dem  Antiquariatsbuchhandel  ein  Handelszweig 
entwickelt,  der  einmal  alte  und  seltene  Bücher  vertreibt,  weiterhin  ge- 
brauchte Bücher  neueren  Ursprungs  abzusetzen  bemüht  ist  und  endlich 
unverkaufte  Kestvorräte  eines  Buches  bei  dem  Publikum  unterzubringen 
sucht.  Die  Betriebe,  die  überwiegend  dem  letzteren  Ziel  dienen,  werden 
auch  wohl  unter  dem  eigenartigen  Namen  „modernes  Antiquariat"  zu- 
sammengefafst 

Die  Entwicklung  des  Buchhandels  zu  schildern,  ist  hier  nicht  der  Ort 
Nur  einige  Zahlen  mögen  Platz  finden.  In  dem  „codex  nundinarius 
Germ,  liter.  bisecularis"  (Mef skatalog) ,  den  G.  Schwetschke  heraus- 
gegeben (1850  und  1877)  und  aus  dem  Fr.  Zarxcke  in  der  aus  Friedr. 
Kapp's  Nachlafs  veröffentlichten  „Geschichte  des  deutschen  Buchhandels 
bis  in  das  17.  Jahrhundert"  (Leipzig  1886)  graphische  Darstellungen 
und  Tabellen  ausgezogen  hat,  sind  Druckwerke  verzeichnet: 

aus  deutschen      aus  fremden  ohne 
Orten  Orten  Ortsangabe 

1564—1600     .    .  14724  6113  1014 

im  17.  Jahrhundert  83304  17032  177 

„   18.        „  166359  8300  691 

1801—1846    .    .  285629  6652  787 

Im  ganzen  schätzt  Dziatzko  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaftenu  die  Druckwerke  in  Deutschland 

für  das  15.  Jahrhundert  auf  20  000 

„     „    16.         „  „  100  000 

„     „    17.         „  „  200  000 

„     „    18.         „  „  500  000 

Für  das  1 9.  Jahrhundert  dürfte  die  von  Wirminghaus  im  „Wörter- 
buch der  Volkswirtschaft"  gegebene  Schätzung  auf  1  Mill.  Druckwerke 
nicht  zu  hoch  gegriffen  sein.  Die  gegenwärtige  deutsche  Produktion  ist 
jährlich  rund  20000;  in  den  40  er  Jahren  war  sie  rund  10000. 

Noch  viel  rascher  als  die  Zahl  der  Druckwerke  hat  sich  die  Zahl 
der  Buchhandlungen  vermehrt  Nach  der  Deutschen  Keichsstatistik  gab 
es  im  Buch-  und  Kunsthandel1) 

1882:  4426  Hauptbetriebe  mit  14  481  durchschnittl.  beschäftigten  Personen 
1895:   8425  „  „    24  692 


1)  Ohne  Leihbibliotheken  und  Zeitnngsverlag  sowie  -Spedition. 
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Das  „Allgemeine  Adrefsbuch  des  deutschen  Buchhandels"  giebt  für 
1898:  8972  Buchhandlungen  (darunter  2075  reine  Verlagshandlungen)  an, 
umfafst  aber  auch  einen  Teil  des  aufserdeutschen  Buchhandels.  Die 
entsprechenden  Zahlen  waren  für 

1890:  7474  Buchhandlungen,  darunter  1665  reine  Verlagshandlungen 

1884:  6142  „  „       1340     „  „ 

1877:  4920  „  „       1230     „  „ 

1871:  3838  „  „  866 


1865:  3079 
1856:  2215 
1839:  1348 


668 
525 
232 


Der  Verkehr  zwischen  Fabrikhandel  und  Kleinhandel,  genauer  ge- 
sagt Ladenhandel,  hat  sich  im  Buchhandel  Deutschlands  zu  eigenartigen, 
auch  für  andere  Länder  vorbildlichen  Formen  entwickelt,  die  von  den 
früher  üblichen  erheblich  abweichen. 

Als  der  Buchhandel  im  15.  Jahrh.  durch  die  Erfindung  der  Buch- 
druckerkunst vor  die  neue  Aufgabe  gestellt  wurde,  einer  viel  gröfseren 
Zahl  von  litterarischen  Erzeugnissen  Absatz  zu  verschaffen,  als  sein  Vor- 
gänger, der  mittelalterliche  Handschriftenhandel,  nötig  hatte,  da  ging  der 
Verlagsbuchhandel  zunächst  dazu  über,  durch  seine  Agenten,  die  „Buch- 
führer", eine  gröfsere  Menge  von  Büchern  in  die  Städte  und  auf  die 
wichtigeren  Mefsplätze  zu  schicken  und  dort  verkaufen  zu  lassen;  zum 
Teil  unterhielten  die  Verleger  auch  ständige  Vertreter  an  grofsen  Plätzen. 
Später  bildete  sich  mit  dem  zunehmenden  Bücherverkehr  ein  besonderer 
Buchkleinhandel  aus.  Der  Verkehr  zwischen  diesem  und  dem  Verlags- 
handel vollzog  sich  auf  den  Messen,  und  an  den  wichtigen  Mefsplätzen 
siedelten  sich  gleichzeitig  auch  viele  Verlangsbuchhandlungen  an.  Der 
Mefsverkehr  setzte  —  wie  gesagt  —  anfangs  noch  das  Mitführen  von 
Büchervorräten  voraus.  Das  wurde  entbehrlich  durch  die  MefskataJoge, 
die  sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  einbürgerten.  Die 
wichtigste  Buchhändlermesse  war  anfangs  Frankfurt  a.  M.,  wo  sich  auch 
ein  bedeutender  Verkehr  mit  dem  Auslande  entwickelte.  Auch  Köln, 
Strafsburg,  Augsburg  und  Nürnberg  waren  als  Buchhändlermefsplätze 
wichtig.  Seit  dem  17.  Jahrhundert  vollzog  sich  eine  Verschiebung  zu 
Gunsten  Leipzigs,  das  immer  mehr  zum  Mittelpunkt  des  deutschen  buch- 
händlerischen Verkehrs  wurde  und  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrh.  that- 
sächlich  die  führende  Stelle  errang,  begünstigt  durch  seine  centrale  Lage 
und  indirekt  gefördert  durch  die  einengende  und  dem  Verkehr  hinderliche 
Art  und  Weise,  wie  in  Frankfurt  a.  M.  die  1569  dort  eingerichtete  Kaiser- 
liche Bücherkommission  ihre  polizeilichen  Funktionen  ausübte.  Leipzig 
ist  auch  heute  der  Mittelpunkt  des  buchhändlerischen  Verkehrs  in  Deutsch- 
land, Oestereich  und  in  der  Schweiz.  Dieser  Verkehr  zeichnet  sich  aus 
durch  seine  eigentümliche  Centralisierung. 
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Der  Verkehr  zwischen  Verlags-  und  Sortimentsbuchhandlungen  wird 
vermittelt  durch  den  „Kommissionsbuchhandel".  Hauptkommissionsplätze 
sind  Stuttgart,  Berlin,  Wien,  Budapest,  Prag,  Zürich,  vor  allem  aber 
Leipzig.  Leipzig  ist  das  eigentlich  Centrum  des  Kommissionsbuchhandels. 
Hier  hat  jeder  Verleger  und  Sortimenter  seinen  Kommissionär,  der  den 
ganzen  Verkehr  vermittelt  Der  Verleger  sendet  seinem  Kommissionär  seine 
Ankündigungen,  zum  Teil  auch  ein  Lager  seiner  Verlagsartikel.  Der  Sorti- 
menter sendet  seinem  Kommissionär  seine  Bestellungen  auf  besonderen 
Zetteln,  die  dann  von  diesem  an  den  Kommissionär  des  beteiligten  Verlegers 
oder,  falls  der  Verleger  in  Leipzig  ansässig  ist,  unmittelbar  an  letzteren 
selbst  weiterbefördert  werden.  Hält  der  Leipziger  Kommissionär  des  be- 
teiligten Verlegers  in  Leipzig  ein  Lager,  so  liefert  er  das  Verlangte  dem 
Leipziger  Kommissionär  des  Sortimenters;  andernfalls  schickt  der  Kom- 
missionär des  beteiligten  Verlegers  diesem  den  Bestellzettel  („Verlangzettel") 
zu,  und  die  Verlagshandlung  sendet  dann  das  Gewünschte  an  ihren  Kom- 
missionär, der  es  dem  Kommissionär  des  Bestellers  ausliefert.  So  kon- 
zentrieren sich  alle  Korrespondenzen  über  Bestellungen,  Abrechnungen  u.  s.  w. 
und  alle  Packetsendungen  in  Leipzig  und  zwar  zumeist  mit  Hilfe  der 
„Bestellanstalt  für  buchhändlerische  Geschäftspapiere44 ,  die  1842  vom 
Verein  der  Buchhändler  in  Leipzig  gegründet  wurde,  um  den  Verkehr 
zwischen  den  Kommissonären  zu  vermitteln.  Auch  die  Zahlungsaus- 
gleichung ist  in  Leipzig  zusammengezogen.  Der  ganze  buchhändlerische 
Rechnungsverkehr  zwischen  Verleger  und  Sortimenter  wird  auf  der  Oster- 
messe des  deutschen  Buchhandels  in  Leipzig,  die  mit  dem  Sonntag 
Kantate  beginnt,  durch  Vermittlung  der  Kommissionäre  ausgeglichen. 
Daneben  bestehen  dann  für  gleiche  Zwecke  noch  Buchändlermessen  in 
Stuttgart  und  Wien,  die  aber  nicht  so  grofse  Gebiete  des  buchhändlerischen 
Verkehrs  umspannen. 

Mafsgebend  für  diesen  centralisierten  Verkehr  ist  jetzt  die  vom  Börsen- 
verein der  deutschen  Buchhändler  beschlossene  „Verkehrsordnung44  vom 
26.  April  1891.  Der  Börsenverein,  1825  gegründet,  ist  eine  Interessen- 
vertretung, die  sich  durch  freiwilligen  Zusammenschlufs  der  meisten 
Buchhändler  gebildet  hat.  In  den  einzelnen  Orten  bestehen  aufserdem 
als  Lokalorgane  der  Interessenvertretung  zahlreiche  Buchhändlervereine. 

Gerade  dieser  feste  Zusammenschlufs  der  Beteiligten,  durch  den 
sich  der  Buchhandel  vor  vielen  anderen  Handelszweigen  auszeichnet,  hat 
es  ermöglicht,  die  geschilderte  Organisation  des  Verkehrs  zu  schaffen,  die 
eine  rasche  und  gleichmäfsige  Verteilung  der  neuen  Bücher  und  eine 
zuverlässige  und  billige  Abwicklung  des  Verkehrs  gestattet. 

Nach  dem  Adrefsbuch  des  deutschen  Buchhandels  waren  1897  in 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz  im  ganzen  an  7  Plätzen 
279  Kommissionäre  vorhanden,  davon  allein  158  in  Leipzig,  die  7919  Buch- 
handlungen vertraten.   In  Stuttgart  liefsen  sich  dagegen  nur  620  Buch- 


Digitized  by 


214 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


handlungen  vertreten,  in  Berlin  420,  in  Wien  671,  in  Pest  159,  in  Prag  140, 
in  Zürich  87. 

Neben  dem  durch  den  Kommissionshandel  vermittelten  Verkehr  be- 
stehen aber  auch  noch  direkte  Beziehungen  zwischen  Sortimentern  und 
Verlegern,  die  ohne  jede  Vermittlung  bewirkt  werden;  die  Entwicklung 
der  Leistungsfähigkeit  und  der  Billigkeit  der  Postverkehrs  hat  solche 
direkten  Geschäftsverbindungen  erleichtert  Immerhin  wird  nur  der  kleinste 
Teil  des  buchhändlerischen  Verkehrs  in  Deutschland  auf  diesem  Wege 
bewirkt 

Ähnlich  wie  in  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz  ist  der 
Buchhandel  organisiert  in  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen.  In  den 
übrigen  Ländern  fehlt  die  Vermittlungsinstanz  des  Kommissionsbuch- 
handels, wenn  gleich  auch  dort  meist  ein  Zusammenschlufs  der  Buch- 
händler in  bestimmten  Organisationen  durchgeführt  ist  Wohl  finden 
wir  in  den  übrigen  Ländern  Hauptplätze  des  Buchhandels,  in  denen 
die  umfangreichste  Verlagsthätigkeit  entwickelt  ist,  wie  Paris,  Brüssel, 
London,  New  York  u.  s.  w.,  aber  wirkliche  Centralstellen,  durch  welche 
der  Verkehr  zwischen  Verleger  und  Sortimenter  konzentriert  wird,  be- 
stehen nicht 

Die  deutsche  Organisation  hat  zwar  manche  Nachteile  zur  Folge, 
insbesondere  auch  einen  Reiz  zur  übergrofsen  Ausdehnung  der  Auflage 
der  einzelnen  Werke  und  eine  mit  den  Absatzverhältnissen  nicht  immer 
verträgliche  Starrheit  der  Bücherpreise;  aber  sie  erleichtert  auch  das 
Bekanntwerden  und  den  Absatz  der  Bücher.  In  anderen  Ländern  hat 
der  Verleger  selbst  für  den  Absatz  mehr  zu  arbeiten,  und  der  Erfolg  ist 
oft  geringer.  Das  giebt  dort  dem  „modernen  Antiquariat"  eine  verhält- 
nismäfsig  grofse  Bedeutung,  da  oft  erhebliche  Restbestände  auf  diesem 
Wege  untergebracht  werden  müssen. 

Schon  das  Ausgeführte  zeigt,  wie  eigenartig  sich  in  einigen  Län- 
dern der  Verkehr  zwischen  Verlags-  und  Sortimentsbuchhandel  vollzieht 
Auch  in  anderen  Beziehungen  liegen  die  Verhältnisse  hier  anders  als  im 
Warenhandel. 

Der  Einkauf  der  Waren  seitens  des  Sortimentsbuchhandels  ist  nicht 
so  verwickelt,  wie  beim  Warenhandel.  Die  Waren  des  Buchhandels 
sind  mit  der  Bezeichnung  ihres  Bezugsortes  versehen  und  werden  regel- 
mäfsig  in  periodischen  Zusammenstellungen  den  Beteiligten  bekannt  ge- 
geben. Auch  bei  direktem  Verkehr  des  Sortimenters  mit  dem  Verleger 
ist  also  in  der  Regel  Bezugsort  und  Bezugsquelle  von  vornherein  gegeben. 
Bei  dem  in  Deutschland  mafsgebenden  System  geht  überdies  die  Haupt- 
masse der  Bücherbestellungen  seitens  des  Sortimentsbuchhandels  durch 
die  Leipziger  Centralstelle,  sodafs  die  Arbeit  des  Einkaufs  sich  verhältnis- 
mäfsig  einfach  vollzieht;  ebenso  ist  auch  der  Transport  der  eingekauften 
Bücher  durch  diese  Centralisation  sehr  erleichtert  und  vereinfacht  und 
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ohnehin,  da  grofse  Massen  hier  nicht  versandt  werden,  viel  weniger 
kompliziert,  als  bei  den  Wareneinkäufen  im  Warenhandel. 

Bei  den  Bezügen  des  Sortimenters  ist  in  Deutschland  und  den  anderen 
Ländern,  welche  die  deutsche  Organisation  als  Vorbild  genommen  haben, 
vereinzelt  auch  in  England  und  Frankreich,  ein  Unterschied  zwischen 
den  nur  gegen  feste  Bestellung  zu  beziehenden  und  den  ä  condition  ge- 
lieferten und  den  für  das  eigene  Lager  des  Sortimenters  bestimmten 
Büchern  zu  machen.  Nur  gegen  feste  Bestellung  werden  Bücher,  die  schon 
vor  längerer  Zeit  verlegt  sind,  vom  Verleger  dem  Sortimenter  geliefert,  in 
der  Begel  wenigstens.  Der  Bezug  ä  condition  dagegen  spielt  bei  neuen 
Verlagsartikeln  eine  grofse  Rolle.  Das  seit  dem  18.  Jahrhundert  auf- 
gekommene Konditionsgeschäft  besteht  darin,  dafs  der  Verleger  ohne 
feste  Bestellung  von  dem  neu  erschienenen  Buch  dem  Sortimenter  eine 
Anzahl  von  Exemplaren  zur  Verfügung  stellt  derart,  dafs  der  Sortimenter 
die  nicht  verkauften  Exemplare  in  der  Buchhändlermesse,  die  auf  das 
Lieferungsjahr  folgt,  dem  Verleger  zurückgeben  darf,  aber  anderseits 
der  Verleger  sie  dann  auch  zurückfordern  kann.  Die  zu  dieser  Messe 
zurückzugebenden  Exemplare  heifsen  „Bemittenden".  Wird  von  dem 
Verleger  der  Kücklieferungstermin  über  diese  Messe  hinausgeschoben, 
d.  h.  werden  die  ä  condition  gesandten  Bücher  auf  die  Rechnung  des 
nächsten  Jahres  übertragen,  wobei  sich  der  Verleger  die  Zurückforderung, 
also  die  Verfügung  über  das  Konditionsgut  vorbehält,  so  heifsen  die 
dieser  Abmachung  unterliegenden  Bücher  „Disponenden".  Das  Kon- 
ditionsgut ist  Eigentum  des  Verlegers,  der  Sortimenter  hat  es  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  zu  bewahren.  Im  übrigen  hat 
er  bei  dem  Bezüge  ä  condition  keinerlei  eigenes  Risiko  zu  tragen  und 
setzt  eigene  Mittel  dabei  nicht  aufs  Spiel.  Auch  bei  dem  Bezüge  auf 
feste  Bestellung  hat  der  Sortimenter  ein  Risiko  dann  nicht  zu  tragen, 
wenn  er  den  Bezug  auf  Grund  einer  Bestellung  seitens  eines  Kon- 
sumenten bewirkt 

Anders  ist  es  bei  den  Büchern,  die  der  Sortimenter  für  sein  eigenes 
Lager  einkauft.  Hier  trägt  er  dasselbe  Risiko,  wie  jeder  andere  Klein- 
händler bei  den  auf  seinem  Lager  befindlichen  Vorräten,  also  das  Risiko 
des  Verlustes,  der  Beschädigung,  des  Unverkauftbleibens  der  Ware,  des 
Zinsausfalles  an  dem  zum  Einkauf  verwendeten  Kapital  u.  s.  w.  Der 
Sortimenter  hat  auch  beim  Bezüge  der  auf  sein  eigenes  Risiko  zu  lagern- 
den Bestände  besondere  technische  Schwierigkeiten  nicht.  Aber  er  inufs 
es  verstehen,  die  richtigen  Lagerbestände  herauszufinden.  Nur  Bücher, 
die  gangbar  sind  und  regelmäfsig  Absatz  finden,  wird  der  Sortimenter 
auf  sein  eigenes  Risiko  für  sein  Lager  erwerben  wollen ;  aber  ob  er  das 
immer  fertig  bringt,  ist  eine  andere  Frage.  An  dieser  Stelle  ist  der  per- 
sönlichen Geschicklichkeit  des  Sortimenters  bei  der  Auswahl  der  Bezugs- 
artikel ein  erheblicher  Raum  zur  Bethätigung  gegeben. 


Digitized  by 


216 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


Das  Letztere  gilt  auch  für  den  Antiquariatsbuchhändler;  derselbe  muf s 
eine  richtige  Auswahl  unter  den  vorhandenen  alten  Büchern  oder  unter 
den  Restbeständen,  die  dem  Verleger  liegen  geblieben  sind,  zu  treffen 
verstehen,  weil  er  sonst  Absatz  dafür  nicht  findet,  und  er  mufs  auch 
versuchen,  diese  Einkäufe  zu  möglichst  vorteilhaften  Preisen  abzuschliefsen. 

Um  den  Einkauf  der  gangbaren  Lagerartikel  zu  erleichtern  und  vor- 
teilhaft zu  gestalten,  haben  sich  mehrfach  Genossenschaften  zum  gemein- 
samen Einkauf  gröfserer  Mengen  gebildet,  die  „Vereinssortimente"  in  Frank- 
furt a.M.,  Breslau  und  Ölten.  Weiter  besteht  ein  „Barsortiment"  in  Leipzig, 
Berlin,  Stuttgart  und  Wien  und  ein  „Ausländisches  Sortiment"  in  Leipzig, 
Berlin  und  Wien,  die  ähnliche  Zwecke  für  bestimmte  Büchergruppen 
verfolgen.  Hier  zeigt  sich  ein  Seitenstück  zu  den  Einkaufsgenossen- 
schaften der  Kleinhändler  im  Warenhandel. 

Viel  gröfsere  Arbeit  als  der  Einkauf  bereitet  dem  Buch-Kleinhandel 
die  Gewinnung  des  Absatzes.  Nur  selten  ist  der  Erfolg  eines  Buches 
so  grofs,  dafs  die  Bevölkerung  von  selbst  nach  dem  Erwerbe  desselben 
drängt.  Immerhin  kommen  solche  Fälle  vor,  und  der  Kleinhandel  hat 
es  dabei  leicht  Ein  anderer  Teil  seiner  Waren  trifft  auf  einen  ständigen 
und  monopolartigen  Absatz,  nämlich  diejenigen  Schulbücher,  welche 
amtlich  eingeführt  sind.  Auch  hier  hat  der  Sortimenter  wenig  Arbeit 
Bei  der  grofsen  Masse  seiner  Waren  aber  verhält  sich  die  Bevölkerung 
sehr  gleichgültig,  und  es  ist  die  Aufgabe  und  die  Kunst  des  Sortimenters 
und  der  übrigen  Formen  des  Buch-Kleinhandels,  diese  Gleichgültigkeit 
zu  überwinden. 

Um  das  zu  erreichen,  mufs  der  Buch-Kleinhandel  versuchen,  mög- 
lichst nahe  an  die  Konsumenten  heranzukommen.  Der  Ladenhandel  der 
Sortimenter  ist  in  dieser  Beziehung  wie  aller  Ladenhandel  im  wesent- 
lichen darauf  angewiesen,  die  Käufer  abzuwarten,  und  ebenso  der  Anti- 
quariatshändler mit  offenem  Laden;  beide  haben  deshalb  in  besonderem 
Mafse  die  noch  zu  erwähnenden  Mittel  zur  Bekanntmachung  ihrer 
Firma  und  ihrer  Waren  nötig.  Der  Kleinhändler,  der  auf  der  Straf se 
seinen  Stand  hat,  rückt  dem  Konsumenten  schon  näher.  Der  Strafsen- 
händler,  der  aus  der  Hand  an  die  Passanten  verkauft,  der  Stadtkolpor- 
teur, der  von  Haus  zu  Haus  zieht,  der  eigentliche  Hausierer  (Kolporteur 
im  engeren  Sinne),  der  Reisebuchhandel,  sie  alle  treten  unmittelbar  und 
persönlich  an  diejenigen  heran,  welehe  möglicherweise  als  Käufer  er- 
scheinen, d.  h.  sie  alle  suchen  den  Konsumenten  selbst  auf  und  warten 
nicht  ab,  bis  er  zu  ihnen  kommt  Sie  bringen  dem  Konsumenten  ent- 
weder Proben  und  Muster  behufs  Erlangung  von  Bestellungen,  wie  der 
Reisebuchhandel,  dessen  Betrieb  dem  der  Detailreisenden  entspricht,  nur 
dafs  der  Kredit,  insbesondere  in  Form  der  Ratenzahlung  bei  dem  Reise- 
buchhandel eine  gröfsere  Rolle  spielt;  oder  sie  legen  ihm  die  Waren 
selbst  vor  und  haben  dadurch  zugleich  ein  besonders  wirksames  Mittel, 
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ihre  Ware  bekannt  zu  machen,  wie  die  verschiedenen  Formen  des  Kol- 
portagebuchhandels. 

Die  Bedeutung  der  erwähnten  Arten  des  Wanderhandels  für  den 
Bücherabsatz  ist  viel  gröfser,  als  man  gewöhnlich  annimmt,  und  der  innere 
Wert  ihrer  Waren  ist  im  allgemeinen  viel  höher  anzuschlagen,  als  viele 
glauben.  Das  gilt  auch  von  dem  eigentlichen  Kolportagebuchhandel,  der 
namentlich  die  breiteren  Schichten  der  Bevölkerung  für  den  Bücherer- 
werb zu  gewinnen  sucht.  Dazu  bedarf  es  oft  eines  besonders  wirksamen 
Titels  und  eines  für  den  einfachen  Leser  spannenden  Inhalts,  und  die  An- 
wendung dieses  Mittels  hat  vielfach  die  Meinung  entstehen  lassen,  als 
ob  nur  minderwertige  oder  gar  unzüchtige  Schriften  von  dem  Kolpor- 
tagehandel vertrieben  werden.  Selbstverständlich  kommt  das  auch  vor; 
aber  noch  viel  mehr  wird  sittlich  nicht  anstöfsiges  Material  vertrieben. 
Der  feingebildete  Goetheliebhaber  wird  vielleicht  an  der  so  in  das  Volk 
gebrachten  Litteratur  keinen  Genufs  haben;  aber  der  Buchhandel  kann 
nicht  lediglich  für  den  geläuterten  Geschmack  eines  engen  Kreises  sorgen. 
In  den  Kreisen,  in  denen  man  mit  naiverer  Auffassung  der  Litteratur  gegen- 
über steht,  bedarf  es  auch  solcher  Bücher,  die  sich  dem  Ideenkreise  des 
einfachen  Lesers  anpassen.  Wie  wichtig  in  diesen  Kreisen  besonders  auch 
die  Wahl  des  Titels  ist,  hat  der  Verein  zur  Massenverbreitung  guter  Schriften 
erlebt,  der  gerade  in  die  ärmeren  Kreise  gute  Lektüre  hineintragen  will. 

Thatsächlich  hat  der  Teil  der  Lektüre,  den  man  als  „Schund-  und 
Schauerromane14  bezeichnet,  bei  dem  Vertrieb  des  Kolportagebuchhandels 
nur  eine  sehr  geringe  —  gegen  früher  erheblich  abgeschwächte  —  Bedeu- 
tung. Der  Verlagsbuchhändler  v.  Biedermann  in  Leipzig  hat  Anfang  der 
90er  Jahre  nur  5,38  Proz.  als  Anteil  dieses  Materials  berechnet  Viel  wich- 
tiger als  das  ist  die  gute  Litteratur,  die  durch  die  Kolportage  in  das  Volk 
getragen  wird.  Viele  gute  Familien-Zeitschriften,  Erzählungen  von  guten 
Volksschriftstellern,  Konversationslexika,  Brehms  Tierleben  und  andere 
belehrende  Bücher,  Atlanten,  geschichtliche  Werke,  Gebetbücher,  Bibeln, 
unsere  Klassiker  und  vieles  andere  wird  von  den  Kolporteuren  verbreitet, 
und  damit  wird  eine  wertvolle  Arbeit  an  der  Bildung  des  Volks  geleistet; 
man  sollte  das  über  dem  geringen  Bruchteil  schlechten  Materials  nicht 
vergessen. 

Ein  grofser  Teil  dieser  Schriften  würde  nicht  in  breitere  Schichten 
dringen,  wenn  lediglich  der  sefshafte  Ladenhandel  die  Bücher  vertreiben 
sollte.  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Menschen  würde  niemals  ein 
Buch  kaufen,  wenn  es  ihnen  nicht  durch  den  Kolporteur  nahegelegt 
würde.  Wie  unentbehrlich  die  Kolportage  ist,  hat  gerade  auch  der  schon 
erwähnte  Verein  zur  Massenverbreitung  guter  Schriften  selbst  erfahren. 
Er  hat  sich  genötigt  gesehen,  enge  Fühlung  mit  dem  Kolportagebuch- 
handel zu  nehmen,  weil  er  sonst  nicht  an  die  einfachen  Kreise  heran- 
kommen könnte. 
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Auch  der  Beisebuchhandel  ist  ganz  unentbehrlich  für  den  buch- 
händlerischen Vertrieb.  Er  hat  namentlich  eine  Bedeutung  für  den  Absatz 
der  in  Lieferungen  zu  beziehenden  Werke  und  erleichtert  denselben  durch 
Gewährung  bequemer  Teilzahlungen.  Neuerdings  ist  die  Bedeutung  des 
Reisebuchhandels  noch  gröfser  geworden  als  die  des  Kolportagebuch- 
handels, und  auch  hier  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache  um  Erzeug- 
nisse, deren  Eindringen  in  weitere  Kreise  nur  erwünscht  sein  kann.  Von 
fachmännischer  Seite  ist  wiederholt  behauptet  worden,  dafs  zwei  Drittel 
aller  in  Deutschland  erscheinenden  litterarischen  Erzeugnisse  durch  Detail- 
reisende vertrieben  werden.  Dr.  Baumbach,  der  in  seiner  Schrift  „Der 
Kolportagebuchhandel  und  seine  Widersacher"  (Berlin  1894)  diese  An- 
gabe bestätigt,  führt  auf  Grund  von  Mitteilungen  des  „Bibliographischen 
Instituts44  in  Leipzig  einige  Zahlenangaben  an,  die  geeignet  sind,  die  Be- 
deutung des  Reisebuchhandels  für  den  Bücherabsatz  zu  erweisen.  Hier- 
nach sind  1885 — 1893  abgesetzt  worden 

durch  Beisebuchhandel    durcli  Kolportage 
Exemplare     Wert     Exemplare  Wert 
Mill.  M.  Mül.  M. 

von  Meyers  grofsem  Konversationslexikon  124  000     21,28      19  000  3,23 
*      kleinem  „  12  000       0,28      26  000  0,62 

„    Brehms  Tierleben  (grofse  Ausgabe)     15  000       2,50       2  400  0,36 

Von  5  weiteren  Verlagsartikeln  dieser  Firma  (Ranke,  „Der  Mensch"; 
Ratzel,  „Völkerkunde44 ;  Kerner,  „Pflanzenleben  u ;  Haacke,  „Schöpfung 
der  Tierwelt" ;  Neumayer,  „Erdgeschichte")  sind  durch  Reisebuchhandel 
für  1,44  Mill.  M.,  durch  Kolportagebuchhandel  für  100000  M.  abgesetzt 
worden;  von  Meyers  Klassikerausgaben  hat  der  Reisebuchhandel  von 
1885—1893  etwa  für  1  Mill.  M.  verkauft. 

Diese  Angaben  Baumbachs  zeigen,  dafs  der  buchhändlerische  Ver- 
trieb auf  Reise-  und  Kolportagebuchhandel  nicht  verzichten  kann.  Übrigens 
bahnt  sich  zwischen  beiden  eine  Art  Arbeitsteilung  an;  beim  Kolportage- 
buchhandel verschiebt  sich  der  Schwerpunkt  mehr  und  mehr  nach  den 
kleineren  billigeren  Werken  hin,  während  der  Reisebuchhandel  sich  mehr 
auf  die  grofsen  Lieferungswerke  wirft. 

In  all'  dem  zeigt  sich,  wie  notwendig  es  für  den  Bücherabsatz  ist, 
die  Gleichgültigkeit  der  Bevölkerung  durch  persönliches  Herantreten  an 
den  Einzelnen  zu  überwinden.  Je  unmittelbarer  der  Buchhandel  dem 
Einzelnen  nahe  kommt,  desto  weniger  braucht  er  noch  besondere  Reklame- 
veranstaltungen. Reise-  und  Kolportagebuchhandel  können  deshalb  im 
wesentlichen  auf  besondere  Reklame  verzichten.  Der  Ladenbuchhandel, 
dem  das  persönliche  Aufsuchen  der  Konsumenten  nicht  möglich  ist,  be- 
darf dagegen  besonderer  Reklameveranstaltungen,  die  sich  in  manchen 
Beziehungen  denjenigen  des  sonstigen  Ladenhandels  anschliefsen.  Firmen- 
schilder, Schaufenster,  Ausstellung  der  Waren  in  den  Verkaufslokalen, 
Anzeigen  in  den  Zeitungen,  Versenden  von  Prospekten,  Verzeichnissen, 
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Katalogen  u.  s.  w.  werden  auch  hier  angewandt  Dazu  kommt  das  Zu- 
senden von  Probeheften  bei  Lieferungswerken,  das  den  Probe-  und 
Mustersendungen  im  Warenhandel  entspricht 

Aufserdem  benutzt  der  Buchhandel  noch  zwei  wichtige  Mittel  zur 
Bekanntmachung  seiner  Waren,  die  im  Warenhandel  im  allgemeinen  nicht 
zur  Anwendung  gelangen.  Das  eine  Mittel  ist  die  Ansichtssendung  der 
Ware.  Der  Buchhändler  sendet  den  Personen,  die  nach  seiner  Meinung 
als  Käufer  für  ein  bestimmtes  Buch  auftreten  können,  dieses  Buch  selbst 
zur  Ansicht  zu,  ohne  dazu  aufgefordert  zu  sein,  in  der  richtigen  Erwägung, 
dafs  die  vollständige  Vorführung  der  Ware  am  leichtesten  ein  Interesse 
an  dem  Erwerbe  des  Buches  erwecken  kann.  Der  Warenhandel  kann  sich 
dieses  Mittels  in  den  meisten  Fällen  nicht  bedienen.  Wenn  der  Kolonial- 
warenhändler bei  mir  vermutet,  dafs  ich  ihm  1  Pfd.  Kaffee  abkaufen 
werde,  so  kann  er  mir  dieses  Pfund  nicht  zur  Ansicht  senden.  Bei 
einem  Buch  dagegen  ist  es  viel  wirksamer  als  alle  Prospekte,  wenn  ich 
das  Buch  selbst  sehen  kann.  Für  Personen,  die  einen  regelmäfsigen 
Bedarf  an  Büchern  haben,  sind  die  regelmäfsigen  Ansichtssendungen  zu- 
gleich auch  ein  Mittel,  sich  über  die  neuesten  Erscheinungen  der  Littera- 
tur  leicht  zu  unterrichten. 

Die  Auswahl  der  zur  Ansicht  zu  sendenden  Bücher  kann  nur  dann 
richtig  vorgenommen  werden,  wenn  der  Buchhändler  sich  über  die  Rich- 
tung des  litterarischen  Interesses  des  Einzelnen  klar  wird.  Gewisse  Schriften, 
z.  B.  kunstgeschichtlichen  oder  volkswirtschaftlichen  Inhalts,  finden  auch 
in  weiteren  Kreisen  einen  Boden;  viele  andere  interessieren  aber  nur 
einen  engen  Kreis,  und  den  mufs  der  Buchhändler  herauszufinden  suchen. 
Ein  medizinisches  Fachwerk  wird  Nichtmedizinern  in  der  Regel  erfolglos 
vorgelegt  werden,  ein  Werk  über  Brückenbau  interessiert  nur  den  Tech- 
niker, der  mit  diesem  Fach  besonders  zu  thun  hat  u.  s.w.  Gerade  bei 
der  richtigen  Auswahl  der  Ansichtssendungen  kann  der  Buchhändler  seine 
Personenkenntnis  gut  verwerten.  Die  Ansichtssendung  ist  besonders  in 
Deutschland  sehr  verbreitet  In  manchen  anderen  Ländern  hat  sie  sich 
nicht  eingebürgert. 

Das  zweite  dem  Buchhandel  eigentümliche  Mittel  zur  Bekannt- 
machung seiner  Ware  ist  die  litterarische  Kritik  in  Tages-  und  Fach- 
zeitungen. Bei  der  grofsen  Verbreitung  der  Presse  in  unserer  Zeit  ist  es 
für  den  buchhändlerischen  Verkehr  von  gröfster  Bedeutung,  dafs  die 
Presse  Urteile  über  die  neuen  Erscheinungen  des  Buchhandels  bringt.  Die 
Kritik  in  Fachzeitschriften  dringt  natürlich  nur  in  Fachkreise  ein,  ist 
aber  für  den  Absatz  in  diesen  Kreisen  von  Wert  Die  Kritik  in  Tages- 
zeitungen wendet  sich  an  weitere  Kreise  und  kann  deshalb  dem  Absatz 
noch  wirksamere  Hilfe  leisten.  Besonders  wertvoll  ist  es  für  den  Buch- 
handel, wenn  die  Tageszeitungen  ihre  Kritik  an  Stellen  und  in  einem  Zu- 
sammenhange bringen,  durch  die  oder  durch  den  die  Beachtung  seitens  der 
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Leser  gesichert  wird.  Die  Abteilungen  der  Zeitungen  über  „Litterarisches* 
werden  nur  von  einem  Bruchteil  der  Empfänger  wirklich  gelesen.  Be- 
schäftigt sich  dagegen  ein  Feuilleton  oder  ein  Leitartikel  mit  dem  Buch, 
so  findet  das  bei  sehr  vielen  Beachtung,  selbst  wenn  die  Zeitung  dabei 
das  Buch  bekämpft.  Der  Buchhändler  hat  ein  grofses  Interesse  daran, 
die  Kritik  hervorzurufen ;  vor  allem  der  Verlagsbuchhändler  muls  diesen 
Weg  betreten.  Das  Mittel  dazu  ist  die  Zusendung  von  unentgeltlichen 
Recensionsexemplaren  an  die  Redaktion  oder  unmittelbar  an  ständige 
Mitarbeiter  der  Zeitschrift  Für  den  Erfolg  hängt  viel  davon  ab,  ob  der 
Buchhändler  die  richtigen  Blätter  für  die  Zusendung  der  Recensions- 
exemplare  gefunden  hat  Ihm  muls  daran  liegen,  die  gelesensten  Blätter 
zu  einer  Kritik  zu  veranlassen;  aber  er  mufs  dabei  auch  das  Verbreitungs- 
gebiet und  den  Leserkreis  der  Zeitschrift  daraufhin  prüfen,  ob  eine  Be- 
sprechung des  gerade  in  Betracht  kommenden  Buches  in  dieser  Zeitschrift 
wirklich  dem  Absatz  förderlich  sein  wird,  und  ob  in  derselben  überhaupt 
eine  Besprechung  zu  erwarten  ist  Die  Arbeitsbelastung  der  Redaktionen 
ist  nun  freilich  oft  sehr  grofs,  und  das  hat  dazu  Veranlassung  gegeben, 
dafs  der  Buchhändler  vielfach  dem  Rezensionsexemplar  schon  eine  druck- 
fähige Besprechung  hinzufügt,  sodafs  die  Zeitung  sie  nur  abzudrucken 
braucht.  Ein  Teil  der  Zeitungen  macht  von  diesem  bequemen  Mittel  auch 
ausgiebig  Gebrauch,  und  daraus  erklärt  sich  das  Vorkommen  wörtlich 
gleichlautender  Besprechungen  in  verschiedenen  Blättern.  Andere  Zei- 
tungen dagegen,  die  über  einen  grofsen  Stab  ständiger  und  gelegentlicher 
Mitarbeiter  verfügen,  lassen  es  sich  mit  Recht  nicht  nehmen,  ein  eigenes 
Urteil  abzugeben. 

Die  Kalkulation  der  Verkaufspreise  spielt  beim  Sortimentsbuchhandel 
keine  besondere  Rolle.  Denn  die  Verkaufspreise  der  Bücher  für  den 
Ladenhandel  werden  durch  den  Verleger  vorgeschrieben  und  vielfach  auf 
die  Bücher  aufgedruckt,  und  dem  Sortimenter  wird  vom  Verleger  ein 
bestimmter  Rabatt  auf  den  Ladenpreis  —  früher  meist  33  Vß,  jetzt  meist 
25  Proz.  —  gewährt,  aus  dem  der  Sortimenter  seine  Unkosten  decken 
kann  und  seinen  Gewinn  erzielen  mufs.   Das  ist  wenigstens  die  Regel. 

Früher  wurden  die  festgesetzten  Preise  allerdings  vielfach  im  Laden- 
handel durchbrochen.  Es  hatte  sich  im  Buchhandel  die  Gewohnheit  ent- 
wickelt, dem  Käufer  auf  den  Ladenpreis  Rabatt  zu  gewähren  („Kunden- 
rabattu),  und  zwar  selbst  dann,  wenn  die  Bücher  nicht  direkt  bezahlt 
wurden.  Dieser  Kundenrabatt  wurde  zum  Teil  so  ausgedehnt,  dafs  heftige 
Klagen  über  Schleuderpreise  laut  wurden  und  eine  starke  Gegenbewegung 
im  Sortimentsbuchhandel  einsetzte.  Das  hat  dazu  geführt,  dafs  1887  der 
Börsenverein  der  deutschen  Buchhändler  dem  Unwesen  energisch  ent- 
gegentrat Der  Kundenrabatt  ist  grundsätzlich  abgeschafft  worden;  nur 
ein  allerdings  hoher  Diskont  von  5  Proz.  soll  bei  Barzahlung  gewährt 
werden.   Die  Berliner  und  Leipziger  Sortimentsbuchhändler  haben  sich 
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dem  mit  Rücksicht  auf  die  örtlichen  Verhältnisse  nicht  angeschlossen 
und  gewähren  einen  Rabatt  bezw.  Diskont  von  10  Proz.  Das  Bücher 
kaufende  Publikum  hat  sich  im  allgemeinen  leicht  mit  dem  Wegfall  der 
früheren  grofsen  Rabatte  abgefunden.  Aber  charakteristisch  für  die  Ver- 
breitung des  Bücherrabattes  ist  es,  dafs  die  Universitäts-  und  andere 
Staatsbibliotheken  in  Deutschland  den  Rabatt  auch  dann  beanspruchen, 
wenn  die  Bezahlung  dem  Bezüge  nicht  sofort  folgt,  und  dafs  die  preufsische 
Oberrechnungskammer  Bücherrechnungen  staatlicher  Organe  beanstandet, 
wenn  der  Rabatt  nicht  in  Abzug  gebracht  ist 

An  sich  wäre  es  besser,  wenn  allgemein  der  Bücherrabatt  beseitigt 
und  die  Preise  dementsprechend  niedriger  gehalten  würden.  Weshalb  — 
abgesehen  von  einem  mäfsigen  Sconto  bei  sofortiger  Barzahlung  —  jeder 
Mensch,  der  ein  einzelnes  Buch  kauft,  noch  einen  besonderen  Rabatt 
erhalten  soll,  ist  unerfindlich. 

Soweit  die  Rabattgewährung  von  Sortimentern  zur  Durchbrechung 
der  vom  Verleger  festgesetzten  Preise  benutzt  wurde  und  wird,  mufs  der 
Sortimenter  eine  Preiskalkulation  vornehmen;  man  greift  aber  nicht  fehl, 
wenn  man  annimmt,  dafs  in  der  Hitze  des  Konkurrenzkampfes  davon 
oft  abgesehen  wird.  Im  übrigen  hat  aber  der  Sortimenter  mit  der  Preis- 
kalkulation nichts  zu  thun.  Diese  Aufgabe  hat  ihm  der  Verleger  ab- 
genommen, der  seinerseits  allerdings  sich  klar  zu  werden  hat,  auf  welchen 
Preis  er  rechnen  mufs,  um  seine  Unkosten  zu  decken  und  einen  aus- 
reichenden Gewinn  zu  erübrigen. 

Im  Bücherkleinhandel  spielt  die  Kalkulation  eine  Rolle  gewöhnlich 
nur  beim  Antiquariatsbuchhandel.  Für  diesen  kommen  die  vom  Ver- 
leger festgesetzten  Preise  nicht  in  Betracht.  Er  mufs  sich  also  selbst 
den  Verkaufspreis  berechnen,  den  er  nach  Mafsgabe  seines  Einkaufs- 
preises und  seiner  sonstigen  Unkosten  fordern  mufs. 

Verlags-  wie  Antiquariatsbuchhandel  haben  bei  ihrer  Kalkulation 
den  Umstand  zu  berücksichtigen,  dafs  im  allgemeinen  der  Umsatz  der 
Bücher  sehr  langsam  vor  sich  geht  Schon  aus  der  oben  beschriebenen 
Organisation  des  Konditionsgeschäftes  ergiebt  sich  das.  Nur  ausnahms- 
weise kommt  der  Buchhändler  schnell  wieder  zu  dem  Gelde,  das  er  für 
Beschaffung  seiner  Ware  ausgegeben  hat  Auch  der  Sortimenter  hat 
namentlich  bei  der  Auswahl  der  auf  sein  eigenes  Risiko  geführten  Lager- 
bestände auf  diesen  Umstand  Rücksicht  zu  nehmen.  Der  Buchhandels- 
betrieb setzt  deshalb  eine  verhältnismäfsig  grofse  Kapitalkraft  von  Anfang 
an  voraus,  weil  sonst  der  Händler  den  langsamen  Wiedereingang  seines 
Betriebskapitals  nicht  ertragen  kann.  Das  ist  auch  früher  schon  so  ge- 
wesen, und  in  Preufsen  hatte  deshalb  auch  die  Regierung  die  fürsorg- 
liche Bestimmung  getroffen,  dafs  der  Buchhändler  die  Konzession  nur 
erhielt,  wenn  er  u.  a.  auch  den  Besitz  eines  bestimmten  Kapitals  nach- 
wies.  Jetzt  ist  das,  da  die  Gewerbeordnung  den  Buchhandel  zu  den 
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freien  Gewerben  rechnet,  nicht  mehr  erforderlich,  und  es  bleibt  dem 
Einzelnen  überlassen,  sich  über  den  erforderlichen  Umfang  der  Kapital- 
ausrüstung klar  zu  werden. 

Der  Kredit  spielt  im  Buchhandel  eine  grofse  Rolle.  Der  Verleger 
nimmt  den  Kredit  des  Verfassers  des  Manuskripts  in  der  Regel  dadurch 
in  Anspruch,  dafs  er  das  vereinbarte  Honorar  erst  zahlt,  wenn  der  Druck 
beendet  ist.  Das  dauert  oft  recht  lange,  namentlich  bei  Zeitschriften 
und  Wörterbüchern  u.  s.  w.,  deren  einzelne  Lieferungen  sich  nur  in  längeren 
Pausen  folgen. 

Der  Verleger  seinerseits  giebt  Kredit  dem  Kleinbuchhändler,  und  zwar 
vielfach  mit  längeren  Fristen,  als  sie  im  Warenhandel  üblich  sind.  In 
Deutschland,  Oesterreich  und  in  der  Schweiz  belaufen  sich  diese  Kredit- 
fristen auf  3  — 15  Monate,  in  Italien  auf  meist  6  Monate.  In  Holland 
liefert  der  Verleger  an  den  Sortimenter  oft  auf  Jahresrechnung  u.  s.  w. 

Der  Buch-Kleinhandel  ist  ebenfalls  genötigt,  seinen  Abnehmern  viel- 
fach Kredit  zu  geben.  Der  Reisebuchhandel  verkauft  viel  auf  Raten- 
zahlung, auch  der  Ladenbuchhandel  wendet  dies  System  nicht  selten  behufs 
Unterbringung  grofser  Werke,  wie  Konversationslexika  u.  dergl.,  an. 
Im  übrigen  wird  mit  den  Konsumenten  oft  auf  Viertel-,  Halbjahrs-  oder 
auch  Jahresrechnung  gearbeitet 

Die  starke  Verbreitung  des  Kredits  trägt  natürlich  dazu  bei,  die 
Wirkungen  des  langsamen  Umsatzes  zu  verschärfen. 

Im  Antiquariatsbuchhandel  tritt  der  Kredit  etwas  zurück.  Hier  wird 
sehr  viel  gegen  Barzahlung  aus  dem  Laden  verkauft,  oder  es  werden 
Versteigerungen  veranstaltet,  in  denen  ebenfalls  das  Barzahlungsprinzip 
herrscht.   


§  1.  Begriff,  Eigentümlichkeiten  und  Entwicklung  der  Börsen.  Die 

eigenartige  Gestaltung  des  Börsenhandels  rechtfertigt  es,  ihn  für  sich  zu 
behandeln. 

Die  Börse  ist  eine  regelmäfsig  wiederkehrende  Versammlung  von 
Handelspersonen  zum  Zwecke  des  Abschlusses  von  Handelsgeschäften, 
die  an  anderer  Stelle  und  zu  anderer  Zeit  zu  erfüllen  sind. 

Ursprünglich  war  das  Wort  „Börse"  eine  Ortsbezeichnung.  Man 
leitet  das  Wort  jetzt  gewöhnlich  ab  von  dem  mittelalterlichen  bursa,  das 
auf  das  griechische  ßvQoa  (=  lederner  Geldbeutel)  zurückführt  Das  Wort 
„bursa"  kehrt  in  dem  Namen  einer  Patrizierfamilie  van  der  Burse  zu 
Brügge  wieder,  deren  Wappen  drei  Geldbeutel  zeigte.  Sie  existierte  in 
Brügge  vom  13.  bis  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Das  Haus  dieser 
Familie  wurde  „de  burse"  genannt,  ebenso  der  dabei  gelegene  Platz. 
Das  Haus  „de  burseu  wurde  von  den  venetianischen  Kaufleuten  als 
Konsularhaus  benutzt.   Daneben  hatten  die  Genuesen  und  Florentiner 
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ihre  Konsularhäuser.  Auf  dem  Platz  bei  diesen  Häusern  traten  die  ita- 
lienischen Kaufleute  täglich  zu  geschäftlichen  Versammlungen  zusammen. 
Später  bürgerte  sich  die  Bezeichnung  Börse  für  bestimmte  Arten  von 
Versammlungen  der  Kaufleute  ein. 

Das  ist  die  übliche  Erklärung.  Sie  dürfte  zutreffend  sein.  Noch 
heute  gebrauchen  wir  das  Wort  Börse  in  den  angegebenen  drei  Be- 
deutungen. Wir  bezeichnen  mit  diesem  Wort  bestimmte  Arten  von  Geld- 
beuteln, wir  nennen  Börse  bestimmte  Arten  von  Versammlungen  von 
Handelspersonen,  und  wir  gebrauchen  denselben  Namen  auch  für  den 
Ort  dieser  Versammlungen.  Hier  kommt  es  auf  die  zweite  Bedeutung 
an,  weil  sie  das  Wesen  der  Sache  trifft.  Wir  haben  es  also  in  den 
Börsen  mit  Versammlungen  zum  Abschlufs  von  Handelsgeschäften  be- 
stimmter Art  zu  thun. 

Periodische  Versammlungen  von  Kaufleuten  zu  geschäftlichen  Ab- 
schlüssen sind  uns  schon  begegnet  Auch  die  Märkte  sind  solche  Ver- 
sammlungen. Aber  die  Börsen  sind  den  Märkten  im  engeren  Sinne 
nicht  zuzurechnen.  Denn  nur  in  diesem  einen  Punkte,  dafs  sie  regel- 
mäfsige  Versammlungen  von  Kaufleuten  darstellen,  stimmen  sie  mit  den 
Märkten  überein,  aber  im  übrigen  zeigen  sie  so  wichtige  Abweichungen, 
dafs  sie  als  eine  besondere  Institution  angesehen  werden  müssen.  Das 
entspricht  auch  der  geschichtlichen  Entwicklung.  Die  Börsen  haben 
sich  gerade  deshalb  ausgebildet,  weil  es  für  die  Messen  und  Märkte 
vielfach  eines  zeitgemäfsen  Ersatzes  bedurfte. 

Manche  der  Abweichungen  sind  freilich  nicht  durchschlagender 
Art  Zunächst  bestehen  Unterschiede  in  der  Zeit  der  Versammlungen. 
Die  Börsen  haben  ständigen  Charakter,  und  ihre  Versammlungen  finden 
täglich  oder  doch  in  ganz  kurzen  Zwischenräumen  statt.  Die  Märkte 
für  den  Grofshandel  (Messen,  Specialmärkte)  werden  nur  in  längeren 
Zwischenräumen  abgehalten.  Von  den  Märkten  für  den  Kleinhandel 
zeigen  die  Wochenmärkte  eine  Wiederholung  in  kurzen  Perioden  oder 
auch  eine  tägliche  Wiederholung.  Die  übrigen  Märkte  für  den  Klein- 
handel folgen  sich  ebenfalls  nur  in  gröfseren  Zwischenräumen.  Die  Mehr- 
zahl der  Märkte  hatte  und  hat  eben  nur  die  Aufgabe,  eine  periodische 
Zusammenziehung  von  Angebot  und  Nachfrage  herbeizuführen.  Die  heu- 
tigen Börsen  dagegen  wollen  eine  ständige  Begegnung  von  Angebot  und 
Nachfrage  bewirken. 

Weitere  Unterschiede  erstrecken  sich  auf  die  Teilnehmer  an  den 
Versammlungen.  Auf  den  Märkten  des  Grofsverkehrs  strömten  früher 
und  kommen  zum  Teil  auch  jetzt  noch  die  Menschen  aus  sehr  entlegenen 
Gebieten  zusammen.  Ebenso  ist  es  bei  den  Märkten  des  Kleinverkehrs, 
mit  Ausnahme  der  Wochenmärkte,  auf  denen  wegen  ihrer  schnelleren 
Wiederholung  nur  die  Verkäufer  der  nächsten  Umgebung  und  des  Markt- 
ortes selbst  zusammentreffen.    Da  die  Börsenversammlungen  in  den 
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meisten  Fällen  täglich  stattfinden,  so  setzen  sich  ihre  Besucher  noch  viel 
mehr  ans  den  Einwohnern  des  Börsenplatzes  zusammen,  denen  sich  dann 
auch  einige  nahewohnende  Personen  anschliefsen,  wenn  gute  Eisenbahn- 
verbindungen oder  sonstige  Verkehrsgelegenheiten  das  ohne  besonders 
fühlbare  Opfer  an  Zeit  ermöglichen. 

Weiter  sind  die  Besucher  der  Börsen  in  der  Hauptsache  Kaufleute 
oder  sonstige  Handelspersonen.  Auf  den  Grofsmärkten  ist  das  durchaus 
nicht  überall  der  Fall.  Auf  den  Specialmärkten  des  Grofsverkehrs  er- 
scheinen häufig  auch  die  Produzenten.  Auf  den  Märkten  des  Kleinhandels 
treten  den  Kaufleuten  und  Produzenten  die  Konsumenten  gegenüber. 

Von  den  auf  der  Börse  verkehrenden  Kaufleuten  gehört  ein  sehr 
erheblicher  Bruchteil  zu  den  Maklern  und  Kommissionären,  die  im  Auf- 
trage anderer  handeln,  und  deren  Auftraggeber  zum  Teil  weit  entfernt 
wohnen.  Auf  den  Märkten  dagegen  erscheinen  im  wesentlichen  die 
Interessenten  selbst  oder  ihre  unmittelbaren  Vertreter.  Die  berufsmäfsigen 
Handelsvermittler  fehlen  auf  den  Märkten  des  Grofsverkehrs  zwar  nicht, 
treten  aber  lange  nicht  in  gleicher  Stärke  auf,  wie  an  den  Börsen,  und 
auf  den  Märkten  des  Kleinverkehrs  fehlen  sie  fast  ganz. 

Viel  wichtiger  noch  sind  die  Unterschiede  in  den  Waren  des  Ver- 
kehrs. Auf  den  Märkten  des  Grofs-  und  Kleinhandels  werden  nur  Gegen- 
stände des  unmittelbaren  Bedarfs  vertrieben,  auf  den  Börsen  in  sehr 
grofsem  Umfange  auch  Waren  des  mittelbaren  Bedarfs,  also  Wert- 
papiere der  verschiedensten  Art  Weiter  aber  dient  der  Markt  dem 
Verkehr  in  individuell  bestimmten  Waren,  die  Börse  dagegen  dem 
Verkehr  bestimmter  Mengen  einer  Warengattung.  Die  Gattungswaren, 
die  vertretbaren  (fungiblen)  Sachen,  die  nach  Zahl,  Mafs  oder  Ge- 
wicht bestimmt  werden,  sind  der  Gegenstand  des  Börsenhandels,  und 
zwar  werden  dabei  nur  bestimmte  Mengen  gehandelt,  während  die 
Beschaffenheit  nicht  näher  untersucht  wird.  An  der  Börse  kauft  und 
verkauft  man  z.  B.  1000  Sack  Kaffee  derjenigen  Art,  die  der  üblicher- 
weise zu  Grunde  gelegten  typischen  Sorte  entspricht.  Auf  dem  Markt 
kauft  man  dagegen  in  der  Regel  von  einer  in  jedem  einzelnen  Fall  be- 
sonders nach  ihrer  Beschaffenheit  zu  bezeichnenden  Warenart  bestimmte 
Mengen  oder  ganz  bestimmte  Exemplare. 

Gerade  die  mafsgebende  Rolle,  welche  im  Börsenverkehr  der  Gattungs- 
ware zukommt,  ist  für  die  eigenartige  Ausgestaltung  dieses  Verkehrs  von 
grofser  Bedeutung.  Da  die  Beschaffenheit  der  Ware  nicht  im  einzelnen 
Fall  besonders  festgestellt  werden  mufs,  sondern  entweder  schon  durch 
die  Bezeichnung  der  Warenart  gegeben  ist  oder  gewohnheitsmäfsig  für 
die  Geschäftsabschlüsse  an  der  Börse  feststeht,  so  bedarf  es  der  Vor- 
führung der  zu  verkaufenden  Vorräte  an  der  Börse  selbst  nicht  mehr. 
Es  genügt  in  vielen  Fällen,  Proben  oder  Muster  vorzuzeigen,  aus  denen 
sich  die  Übereinstimmung,  der  zu  verkaufenden  Menge  mit  der  Beschaffen- 
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heit  des  im  Börsenverkehr  üblichen  Warentypus  erkennen  läfst,  und  es 
genügt  in  vielen  anderen  Fällen  sogar,  einfach  die  Ware  zu  nennen. 
Die  in  Frage  kommende  Warengattung  ist  eben  jedem  der  Beteiligten 
bekannt  Im  Marktverkehr  für  den  Grofshandel  kommt  ein  ähnliches 
Verfahren  auch  vor,  aber  es  tritt  weit  zurück  hinter  dem  Vorführen  der 
zu  verkaufenden  Waren  selbst  und  dem  Kauf  und  Verkauf  individuell 
bestimmter  Warenmengen. 

Das  Nichterscheinen  der  Waren  selbst  auf  der  Börse  wird  weiter 
auch  dadurch  veranlafst,  dafs  das  nächste  Ziel  des  Verkehrs  an  der 
Börse  lediglich  der  Abschlufs,  aber  nicht  die  Erfüllung  des  Geschäfts 
ist  Auf  den  Märkten  ist  überwiegend  das  Ziel,  Abschlufs  und  Erfüllung 
an  Ort  und  Stelle  und  Zug  um  Zug  herbeizuführen.  Auf  der  Börse 
dagegen  ist  zeitlich  wie  räumlich  die  Erfüllung  von  dem  Abschlufs 
des  Geschäfts  getrennt,  selbst  bei  den  „Kassageschäften".  Unter  diesen 
Umständen  hat  es  natürlich  auch  keinen  Sinn,  die  Ware],  auf  die  sich 
der  Geschäftsabschlufs  bezieht,  an  der  Börse  selbst  zusammenzubringen, 
da  sie  dort  ja  doch  nicht  abgenommen  und  bezahlt  wird. 

Das  Letztere  würde  übrigens  bei  einem  Teil  der  an  der  Börse  ver- 
triebenen Waren  auch  physisch  unmöglich  sein,  da  der  Börsenverkehr 
seine  Abschlüsse  regelmäfsig  auf  grofse  Warenmengen  erstreckt,  deren 
unmittelbare  Heranführung  auf  die  Börse  oft  grofse  Kosten  verursachen 
und  so  ausgedehnte  Bäumlichkeiten  erfordern  würde,  dafs  die  Abwick- 
lung des  Verkehrs  auf  das  äufserste  dadurch  erschwert  würde.  Die 
Börse  ist  eben  eine  Centralstelle  für  den  Grofsverkehr  in  Gattungswaren. 
Die  den  einzelnen  Abschlüssen  zu  Grunde  liegenden  Mengen  erreichen 
schon  deshalb  einen  grofsen  Umfang,  weil  in  Gattungswaren  ein  Grofs- 
verkehr nur  dann  an  einer  Stelle  zusammengezogen  werden  kann,  wenn 
er  von  dem  zersplitterten  Konsum  noch  weit  entfernt  ist,  ein  Gesichts- 
punkt, auf  den  namentlich  Gust.  Cohn  mit  Recht  hingewiesen  hat  (a.  a.  0. 
S.  88).  Die  Mengeneinheiten  des  Börsenverkehrs  stehen  übrigens  eben- 
falls zum  Teil  gewohnheitsmäfsig  fest 

Die  besprochenen  Eigentümlichkeiten  tragen  dazu  bei,  dem  Börsen- 
verkehr einen  weitreichenden  Einflufs,  oft  über  die  Landesgrenzen  hinaus, 
zu  schaffen.  Die  Preise,  die  sich  im  Börsenverkehr  ergeben,  wirken 
auf  den  Verkehr  aller  der  Zwischenhändler  ein,  die  nötig  sind,  um  die 
grofsen  im  Börsenverkehr  verhandelten  Mengen  an  die  einzelnen  Kon- 
sumenten zu  bringen,  und  der  Umstand,  dafs  im  Börsenverkehr  vielfach 
auch  Aufträge  entfernt  wohnender  Personen  ausgeführt  werden,  ist  ge- 
eignet, die  Bedeutung  der  Börsenpreise  für  weite  Gebiete  noch  erheblich 
zu  steigern. 

Ein  Markt  im  üblichen  Sinne  des  Wortes  ist  also  die  Börse  keines- 
wegs. Vielmehr  ist  der  „Markt"  ersetzt  worden  für  bestimmte  Teile 
des  Grofsverkehrs  durch  eine  von  der  konkreten  Ware  abgelöste  Central- 
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stelle  für  den  Abschlufs  von  Geschäften.  Will  man  diese  Centralstelle 
noch  rMarktu  nennen,  so  mufs  man  jedenfalls  dem  Worte  „Markt"  eine 
andere  und  höhere  Bedeutung  beilegen,  als  ihm  gewöhnlich  zukommt 
Bei  all7  dem  ist  festzuhalten,  dafs  sich  eine  scharfe  Grenze  zwischen 
Markt  und  Börse  nicht  ziehen  läfst,  zumal  sich  Mischformen  zwischen 
beide  einschieben,  welche  Merkmale  sowohl  des  Marktes  als  auch  der 
Börse  aufweisen. 

Schon  aus  dem  zuletzt  Gesagten  ergiebt  sich,  dafs  wir  es  in  den 
Börsen  mit  einer  neuen  Organisationsform  zu  thun  haben.  In  der  That 
gehört  die  Entwicklung  der  Börsen  im  wesentlichen  der  Neuzeit  an. 
Solange  die  mittelalterlichen  Formen  der  Zusammenziehung  von  Angebot 
und  Nachfrage  im  Grofshandelsverkehr,  also  namentlich  die  an  die  kon- 
krete Ware  gebundenen  Messen,  dem  Bedürfnis  des  Handelsverkehrs  ge- 
nügten, bedurfte  es  der  nicht  mehr  an  die  konkrete  Ware  gebundenen 
Form  des  Börsenverkehrs  noch  nicht  Wenn  überhaupt  ein  ständiges 
Begegnen  von  Angebot  und  Nachfrage  an  bestimmten  Stellen,  wie  es  im 
Börsenverkehr  vorliegt,  möglich  und  nötig  werden  sollte,  so  mufste  der 
Verkehr  schon  so  grofsen  Umfang  erreicht  haben,  dafs  die  nur  in 
längeren  Zwischenräumen  eintretenden  Messen  nicht  mehr  ausreichten. 
Dazu  mufste  die  Vertretbarkeit  der  Ware  so  entwickelt  sein,  dafs  Ge- 
schäfte darüber  auch  ohne  unmittelbare  Vorführung  der  Ware  möglich 
waren,  und  auch  die  starke  Einengung  des  Handelsverkehrs,  die  in  der 
Bindung  an  konkrete  Warenmengen  liegt,  mufste  sich  als  Hindernis 
fühlbar  gemacht  haben,  ehe  an  Börsen  zu  denken  war.  Das  alles  sind 
Voraussetzungen,  die  sich  erst  in  der  neueren  Zeit  entwickelt  haben. 

Allerdings  reichen  die  Anfänge  der  Börsen  bis  in's  Mittelalter  zurück, 
wie  ja  überhaupt  das  Mittelalter  vielfach  einen  vorbereitenden  Charakter 
aufweist  Im  Warenverkehr  des  Mittelalters  finden  wir  vereinzelt  den  Ab- 
schlufs von  Geschäften  ohne  unmittelbare  Vorführung  der  Ware.  Getreide 
wurde  wohl  auf  dem  Halm,  Wolle  auf  dem  Schafe  gekauft  Auch  bei 
Heringen  kam  der  Kauf  ohne  Vorführung  der  Ware  auf.  Zu  allgemeiner 
Bedeutung  gelangte  indessen  diese  Art  des  Verkehrs  im  mittelalterlichen 
Warenhandel  nicht  Nur  für  Gewürze  hält  Richard  Ehrenberg  und 
nach  ihm  andere  Schriftsteller  einen  börsenmäfsigen  Verkehr  an  einigen 
Plätzen  gegen  Ausgang  des  Mittelalters  nicht  für  ausgeschlossen.  Hier 
handelt  es  sich  ja  auch  um  eine  Ware,  bei  der  die  Vertretbarkeit  (Fungi- 
bilität)  sich  schon  damals  in  hinreichendem  Umfange  entwickelt  hatte 
und  die  im  mittelalterlichen  Grofshandel  eine  hervorragende  Rolle  spielte. 

Wichtiger  noch  ist  die  Gestaltung  des  Wechselverkehrs.  Es  steht 
fest,  dafs  gerade  in  Bezug  auf  Wechsel  schon  im  Mittelalter  ein  börsen- 
mäfsiger  Verkehr  in  verschiedenen  italienischen  Städten,  wenn  auch  nicht 
unter  dem  Namen  Börse,  entstanden  war.  So  im  12. — 14.  Jahrhundert 
in  Lucca,  Genua,  Florenz,  Venedig  u.  s.  w.   Auch  für  südfranzösische 
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jund  spanische  Städte,  z.  B.  für  Montpellier,  Marseille,  Barcelona  ist  das 
gleiche  schon  für  jene  Zeit  anzunehmen;  Lyon  und  London  haben  im 
15.,  Augsburg  und  Nürnberg  im  16.  Jahrhundert  einen  börsenmäfsigen 
Wechselverkehr  ausgebildet  In  diesen  oberdeutschen  Städten  kam  auch 
der  Verkehr  in  Gewürzen  und  in  Leihkapitalien  in  Betracht  Die  Leih- 
kapitalien haben  überhaupt  schon  früh  im  börsenmäfsigen  Verkehr  eine 
Rolle  gespielt 

In  Brügge,  wo,  wie  schon  erwähnt,  der  Name  „Börse"  entstand,  bezog 
sich  dieser  Name  nur  auf  die  Versammlungen  der  italienischen  Kaufleute, 
während  die  Kaufleute  der  übrigen  Nationen  sich  noch  je  für  sich  ver- 
sammelten. Der  Börsenverkehr  erstreckte  sich  auch  dort  auf  Wechsel, 
nicht  auf  Waren. 

Die  moderne  Entwicklung  des  Börsenverkehrs  knüpft  aber  nicht  an 
Brügge  und  die  anderen  älteren  Vorbilder  an,  sondern  an  Antwerpen. 
Nach  Antwerpen  wurde  von  Brügge  aus  schon  1460  die  Einrichtung  und 
der  Name  der  Börse  übertragen.  Zunächst  handelte  es  sich  auch  hier 
um  getrennte  Einrichtungen  für  die  Kaufleute  der  verschiedenen  Nationen, 
wie  es  ja  im  Mittelalter  überall  der  Fall  sein  mufste,  weil  die  Kaufleute 
der  einzelnen  Nationen  ihre  besonderen  Privilegien  hatten  und  sich  des- 
halb nicht  zu  einer  einheitlichen  Kaufmannschaft  verschmelzen  konnten- 
Dieses  Hindernis  gerade  wurde  in  Antwerpen  beseitigt  Durch  seine  Lage 
nahe  der  Scheidemündung  für  die  Aufnahme  eines  grofsen  überseeischen 
Verkehrs  bestimmt,  suchte  Antwerpen  durch  möglichste  Freiheit  der 
Handelsbewegung  den  Verkehr  an  sich  zu  ziehen  und  lief  dadurch  bald 
Brügge  den  Bang  ab.  Die  mittelalterlichen  Sondervorrechte  der  Kauf- 
leute der  einzelnen  Nationen  verloren  durch  die  freiere  Bewegung  des 
Handels  ihre  Bedeutung,  die  nationale  Sonderung  der  Kaufmannschaft 
trat  mehr  und  mehr  zurück,  und  aus  den  Börsen  der  einzelnen  Nationen 
entwickelte  sich  eine  gemeinschaftliche  Börse  der  Kaufmannschaft  in  Ant- 
werpen überhaupt  Noch  1515  wurde  in  Antwerpen  eine  besondere  Börse 
der  englischen  Kaufleute  errichtet  1531,  in  welchem  Jahre  das  grofse 
Börsengebäude  von  der  Stadtverwaltung  erbaut  wurde,  hatte  die  Börse 
in  Antwerpen  schon  einen  allgemeinen  Charakter  angenommen. 

In  Antwerpen  entstand  ein  sehr  umfangreicher  Verkehr,  in  welchem 
bald  auch,  seit  den  40er  und  50er  Jahren  des  1 6.  Jahrhunderts,  die  „Rent- 
meisterbriefe", d.  h.  die  von  den  Rentmeistern  für  Rechnung  der  Regie- 
rung ausgestellten  Obligationen  eine  besondere  Rolle  spielten.  Gerade 
diese  Papiere  waren  bis  zu  der  Krisis  von  1557  die  eigentlichen  Träger 
des  Kapitalverkehrs  an  der  Antwerpener  Börse. 

Von  Antwerpen  aus  bahnte  sich  die  neue  Einrichtung  ihren  Weg  in 
andere  Länder.  Massgebend  wurde  in  Frankreich  die  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  bestehende  Börse  in  Lyon,  die  ebenfalls  unter 
der  Herrschaft  einer  freieren  Bewegung  des  Verkehrs  die  Sonderung  des 
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Börsenhandels  nach  Nationen  abstreifte  und  in  den  „Königsbriefen",  d.  h. 
Urkunden  über  Anleihen  der  Krone,  ein  ähnlich  bequemes  Objekt  für  den 
Kapitalverkehr  fand,  wie  Antwerpen  in  den  Rentmeisterbriefen.  Nach 
dem  Vorbilde  Lyons  wurde  1549  in  Toulouse  durch  Königliche  Anord- 
nung eine  „bourse  commune"  errichtet   Andere  Plätze  folgten  bald. 

Hinter  den  neueren  Börsen,  namentlich  hinter  Lyon,  hatte  Paris,  das 
im  Mittelalter  als  Wechselverkehrsplatz  von  Bedeutung  gewesen  war, 
längere  Zeit  zurücktreten  müssen.  Seit  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts 
ging  die  Börse  in  Lyon  aber  zurück,  und  Paris  kam  wieder  in  die  Höhe. 
1716  wurde  Paris  zu  einer  Fondsbörse,  die  aber  1720  aus  Anlafs  des 
Zusammenbruchs  des  von  John  Law  entfesselten  Aktienspiels  durch 
Königliche  Verordnung  geschlossen  wurde.  Durch  Dekret  vom  24.  De- 
zember 1724  wurde  sie  wieder  eröffnet  und  erhielt  nun  einen  offiziell 
anerkannten  Charakter. 

In  England  wird  die  Gründung  der  Hauptbörse  des  Landes,  der 
Londoner  Börse,  auf  Thomas  Gresham  zurückgeführt  Die  Bestrebungen 
zur  Errichtung  eines  Börsengebäudes  setzten  allerdings  schon  1535  ein, 
aber  erst  Gresham  führte  die  Errichtung  durch  (1566 — 70).  Die  Börse 
erhielt  auf  Königlichen  Befehl  den  Namen  „The  Royal  Exchange44.  Neben 
diesem  Mittelpunkt  des  Wechsel-  und  Versicherungsverkehrs  entwickelten 
sich  noch  verschiedene  Sonderbörsen  für  bestimmte  Waren  in  London 
Für  den  eigentlichen  Effektenverkehr  bildete  sich  seit  1760  in  einem 
Kaffeehause  ein  Mittelpunkt;  erst  1801  wurde  ein  besonderes  Gebäude 
für  den  börsenmäfsigen  Effektenverkehr  errichtet  („Stock  Exchange44).) ; 

In  Holland  wurde  Amsterdam  im  17.  Jahrhundert  der  wichtigste 
Börsenplatz.  Amsterdam  trat  für  den  internationalen  Verkehr  mehr  und 
mehr  an  die  Stelle  Antwerpens,  bildete  den  börsenmäfsigen  Wechsel-  und 
Warenverkehr  weiter  aus  und  gewann  überdies  für  den  Verkehr  in 
Effekten  eine  besondere  Bedeutung.  Die  Aktien  der  neuen  Ostindischen 
Kompagnie  (1602)  waren  schon  früh  in  Amsterdam  der  Gegenstand 
eines  ausgedehnten  Verkehrs,  der  die  neueren  Formen  des  Börsenhandels, 
insbesondere  auch  das  börsenmäfsige  Termingeschäft  entwickelte.  Seit 
Anfang  der  70er  Jahre  des  17.  Jahrhunderts  kam  auch  ein  regelmäfsiger 
Börsenverkehr  in  holländischen  Staatspapieren  auf.  Damals  war  die 
Amsterdamer  Börse  die  bedeutendste  der  Welt. 

In  Deutschland  wurde  1553  in  Köln  die  Errichtung  einer  Börse 
angeregt,  sie  kam  aber  nicht  zu  stände.  In  Hamburg  entstand  1558,  in 
Lübeck  1605,  in  Bremen  1613  eine  Börse.  In  Berlin  gab  es  in  der  ersten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  eine  Wechselbörse,  für  die  1739  eine  Börsen- 
ordnung erlassen  wurde.  Sie  hat  sich  erst  allmählich  erweitert  1800 
wurde  ein  besonderes  Gebäude  dafür  errichtet  und  eine  neue  Börsen- 
ordnung erlassen.  1805  wurde  die  Bildung  einer  besonderen  Börsen- 
korporation angeordnet   Seit  1806  wurden  an  dieser  Börse  auch  Börsen- 
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kurse  preufsischer  Staatspapiere  notiert  1820  trat  an  die  Stelle  der 
Börsenkorporation  die  Korporation  der  Berliner  Kaufmannschaft.  1859 — 63 
wurde  ein  neues  Börsengebäude  aufgeführt,  das  in  den  80er  Jahren  noch 
erweitert  wurde.   Die  Wiener  Fondsbörse  entstand  1771. 

Diese  kurzen  Notizen  zeigen,  dafs  thatsächlich  erst  in  der  neuen 
Zeit  die  Börsen  häufiger  geworden  sind;  reichen  ihre  Wurzeln  auch  in 
das  Mittelalter  zurück,  eine  allgemeine  Bedeutung  haben  sie  erst  sehr 
spät  erlangen  können.  Namentlich  das  19.  Jahrhundert  hat  den  Börsenver- 
kehr erheblich  ausgedehnt.  Nicht  nur  in  den  Wertpapieren,  die  gerade 
im  19.  Jahrhundert  durch  das  Aktien-  und  öffentliche  Schuldenwesen  so 
sehr  an  Masse  gewonnen  haben,  hat  sich  ein  immer  gröfserer  Verkehr 
an  den  Börsen  entwickelt,  sondern  es  sind  auch  immer  mehr  Waren  zu 
vertretbaren  Gattungswaren  geworden.  Damit  hat  der  Börsenverkehr  im 
Organismus  der  Volkswirtschaft  eine  äufserst  wichtige  Stelle  gewonnen; 
der  Einflufs  der  Börse  ist  noch  erweitert  worden  durch  die  Erleichte- 
rungen, die  durch  das  neuzeitliche  Verkehrswesen  dem  auftragsweise 
durchgeführten  Börsenverkehr  verschafft  worden  sind. 

Neben  den  grofsen  Börsen  in  Berlin,  Hamburg,  Frankfurt  a.  M., 
das  für  gewisse  Teile  des  Effektenverkehrs  eine  Bedeutung  hat,  giebt 
es  noch  einige  20  Börsen  in  Deutschland,  von  denen  einige  nur  für  einen 
engeren  Bezirk  in  Betracht  kommen,  andere  aber  für  bestimmte  Gruppen 
des  Warenverkehrs  von  grofsem  Einflufs  sind.  In  Frankreich  ragen 
unter  den  mehr  als  70  Börsen  namentlich  Paris  und  Havre  hervor.  In 
England  sind  London,  Liverpool  und  Manchester,  in  Belgien  Brüssel  und 
Antwerpen,  in  Holland  Amsterdam,  in  Oesterreich  Wien,  Prag  und  Triest, 
in  Ungarn  Budapest  und  Fiume,  in  Italien  Mailand,  in  Rufsland  St.  Peters- 
burg, in  Amerika  New  York  und  Chicago  von  besonderer  Bedeutung. 

§  2.  Verfassung  und  Organisation  der  Börsen.  Die  Börsenverfassung 
hat  sich  in  den  einzelnen  Ländern  sehr  verschieden  gestaltet.  Man  kann 
dabei  2  Hauptsysteme  unterscheiden:  das  eine  besteht  in  der  behörd- 
lichen Beeinflussung  und  Kontrolle  des  Börsenwesens,  das  andere  in  der 
Gewährung  völliger  Unabhängigkeit  von  behördlicher  Beeinflussung  und 
Kontrolle.  Das  System  der  behördlichen  Beeinflussung  und  Kontrolle 
gliedert  sich  wieder  in  zwei  Arten,  je  nachdem  staatliche  Behörden  oder 
kommunale  Selbstverwaltungsorgane  zur  Einflufsnahme  auf  die  Börse 
befugt  sind.  Die  Herrschaft  der  einzelnen  Systeme  hängt  eng  mit  der 
gesamten  wirtschaftlichen  und  politischen  Entwicklung  zusammen.  Dafs 
z.  B.  England  in  diesen  Dingen  andere  Wege  eingeschlagen  hat,  als  Frank- 
reich mit  seiner  straffen  Centralisation,  kann  Niemand  überraschen,  der 
sich  die  Geschichte  dieser  Länder  vergegenwärtigt. 

Gerade  der  enge  Zusammenhang  mit  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
und  politischen  Entwicklung  führt  auch  sofort  zu  dem  Schlüsse,  dafs  ein 
allgemein  gültiges  Urteil  über  die  einzelnen  Systeme  nicht  möglich  ist. 
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Auch  die  theoretische  Betrachtung  als  solche  kann  zu  einem  derartigen 
Urteil  nicht  leiten.  Die  Freilassung  der  Börsen  von  behördlicher  Beein- 
flussung und  Kontrolle  hat  den  Vorteil,  dafs  sie  eine  gröfsere  Beweglichkeit, 
eine  bessere  Anpassung  an  die  wechselnden  Bedürfnisse  ermöglicht,  und 
sie  hat  den  Nachteil,  dafs  Mifsbräuche  schwerer  hintangehalten  werden 
können.  Aber  sowohl  der  Vorteil  als  auch  der  Nachteil  braucht  nicht 
verwirklicht  zu  werden.  Auch  ein  unabhängiger  Privatverein  kann  un- 
geschickt und  schwerfällig  arbeiten,  und  anderseits  kann  auch  ein  solcher 
Verein  eine  straffe  Disziplin  und  Kontrolle  über  das  Verhalten  seiner 
Mitglieder  ausüben  und  den  Verkehr  vor  Auswüchsen  bewahren. 

Die  behördliche  Beeinflussung  und  Kontrolle  der  Börsen  zeigt  bei 
rein  theoretischer  Betrachtung  den  Vorteil,  dafs  etwaigen  Auswüchsen 
wirksam  vorgebeugt  und  schärfer  entgegengetreten  werden  kann,  und  den 
Nachteil,  dafs  sich  eine  gewisse  Schwerfälligkeit  entwickeln  kann.  Aber 
auch  hier  braucht  weder  das  eine  noch  das  andere  praktisch  zu  werden. 
Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dafs  dieses  System  die  hinreichende  Bewegungs- 
freiheit der  Börsen  ebensowenig  ausschliefst,  wie  das  Aufkommen  starker 
Auswüchse  und  Mifsbräuche.  In  solchen  Dingen  giebt  es  kein  absolut 
Bestes,  und  so  sehr  manche  einen  solchen  Ausspruch  auch  als  bequemen 
und  trivialen  Ausweg  verschreien,  eine  andere  allgemeine  Entscheidung 
ist  doch  nicht  möglich,  wenn  man  sich  der  Rücksichten  auf  die  wirklichen 
Zustände  und  Erfahrungen  nicht  entschlagen  will. 
•  Was  die  thatsächlichen  Verhältnisse  anlangt,  so  sind  die  Börsen  in 

England  das  geblieben,  was  sie  vielfach  überhaupt  ursprünglich  waren, 
nämlich  unabhängige  Privatvereine,  die  ihre  Angelegenheiten  durch  selbst- 
gewählte Organe  selbständig  regeln.  Nur  gelegentlich  und  vorübergehend 
hat  die  Staatsgewalt  in  die  Verhältnisse  der  Börsen  eingegriffen.  Unab- 
hängige Privatvereine  sind  auch  die  Börsen  in  den  Vereinigten  Staaten,  in 
Argentinien,  zum  Teil  auch  in  der  Schweiz. 

Als  typisches  Beispiel  wird  mit  Recht  in  der  Regel  die  Organisation  der 
Londoner  Effektenbörse  (Stock  Exchange)  angeführt  Nach  der  jetzigen 
Verfassung,  die  aus  dem  Jahre  1802  stammt,  erscheint  als  Eigentümerin 
des  Börsenlokals  ein  privater  Verein.  Die  Generalversammlung,  zu  der 
die  Eigentümer  des  Gebäudes  und  die  Mitglieder  der  Börse  erscheinen, 
wählt  alljährlich  im  März  ein  Committee  for  general  Purposes,  einen  Ver- 
waltungsausschufs.  Der  Ausschufs  besteht  aus  30  Personen.  Dieser 
Ausschufs  ist  der  Inhaber  der  Disziplinargewalt  gegenüber  den  Börsen- 
mitgliedern, er  fungiert  unter  Umständen  als  Schiedsgericht  bei  Streitig- 
keiten über  Ansprüche  aus  den  Börsengeschäften,  sofern  dabei  allgemeine 
Interessen  der  Börse  in  Frage  kommen,  oder  sofern  die  streitenden  Par- 
teien sich  über  die  Wahl  eines  Schiedsgerichts  nicht  einigen  können,  oder 
sofern  das  gewählte  Schiedsgericht  nicht  zur  Entscheidung  kommen  kann« 
Der  Ausschufs  entscheidet  auch  über  die  Aufnahme  und  die  Ausschlie- 


Digitized  by  Google 


10.  Kapitel.  Der  Börsenhandel. 


231 


Isung  von  Mitgliedern.  Die  Staatsgewalt  hat  sich  in  die  Verhältnisse 
dieser  freien  Vereinigung  nicht  hineingemischt;  aber  die  Vereinigung  hat 
selbst  sehr  charakteristische  Bestimmungen  getroffen,  um  ihrfcn  Mitglieder- 
bestand von  ungeeigneten  Elementen  freizuhalten.  Als  ungeeignete  Ele- 
mente werden  einmal  diejenigen  angesehen,  deren  Mittel  zu  beschränkt 
sind,  als  dals  sie  dem  Eisiko  der  Börsengeschäfte  gewachsen  wären,  und 
weiterhin  diejenigen,  deren  geschäftliche  Vergangenheit  nicht  einwandfrei 
ist  Die  nötigen  Garantien  für  die  Geeignetheit  der  aufzunehmenden 
Personen  werden  —  und  das  ist  sehr  bemerkenswert  —  beschafft  durch 
persönliche  Empfehlung  und  Bürgschaftleistung  von  Börsenmitgliedern, 
die  selbst  schon  als  einwandfreie  erwiesen  sind,  d.  h.  die  schon  mindestens 
4  Jahre  der  Vereinigung  angehört  und  stets  alle  ihre  Verpflichtungen 
erfüllt  haben.  Drei  solche  Mitglieder  müssen  den  zur  Aufnahme  Ange- 
meldeten empfehlen,  und  jeder  von  ihnen  mufs  sich  verpflichten,  bis  zu 
500  Pfd.  St  (früher  bis  zu  750  Pfd.  St)  für  den  Empfohlenen  zu  haften, 
falls  derselbe  innerhalb  der  nächsten  4  Jahre  fallieren  sollte.  Von  den 
3  empfehlenden  Mitgliedern  müssen  mindestens  2  „un-indemnified"  sein, 
d.h.  ihre  Bürgschaft  leisten,  ohne  dafür  eine  Deckung  empfangen  zu 
haben.  Wer  sich  als  un-indemnified  bezeichnet  hat  und  trotzdem  später 
eine  Deckung  empfängt,  mufs  den  Gläubigern  des  Empfohlenen,  falls 
dieser  innerhalb  der  Bürgschaftsfrist  falliert,  die  empfangene  Deckung 
auszahlen  mit  Ausnahme  des  Betrages,  für  den  er  persönlich  gebürgt 
hat  Um  eine  mifsbräuchliche  Ausdehnung  der  Bürgschaft  zu  vermeiden, 
ist  weiter  vorgesehen,  dafs  kein  Mitglied  für  mehr  als  3  neue  Mitglieder 
zu  gleicher  Zeit  Bürge  sein  darf,  und  dafs  mehrere  Mitglieder  derselben 
Firma  nur  als  eine  Empfehlung  gelten. 

Milder  sind  die  Anforderungen,  wenn  der  Angemeldete  bereits  4  Jahre 
lang  Commis  eines  Börsenmitgliedes  gewesen  ist,  sodafs  seine  Verhält- 
nisse und  Eigenschaften  schon  genauer  bekannt  sind.  In  diesem  Fall 
genügt  die  Empfehlung  von  2  Mitgliedern,  und  ihre  Bürgschaft  ist  auf 
je  300  Pfd.  St.  beschränkt 

Die  Empfehlung  mufs  auf  genauer  Kenntnis  des  Angemeldeten  be- 
ruhen, worüber  sich  der  Vorsitzende  durch  Befragung  des  Empfehlenden 
vergewissert. 

Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  ist: 
1.  Jeder,  der  selbständig  oder  als  Gehilfe  an  einem  anderen  Geschäfts- 
zweige  als  an  dem  Effektenhandel  der  Börse  beteiligt  ist;  auch  die 
Beteiligung  seiner  Frau  an  solchen  Geschäften  schliefst  die  Auf- 
nahme aus; 

.    2.  wer  Mitglied  eines  anderen  Instituts  ist,  an  welchem  ebenfalls  mit 
Aktien  und  anderen  Effekten  gehandelt  wird; 
3.  wer  in  Association  mit  einer  anderen  Person  ist,  die  nicht  um  Auf- 
nahme eingekommen  oder  trotz  ihrer  Bewerbung  zurückgewiesen  ist; 
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4.  wer  früher  in  Konkurs  geraten  ist  oder  mit  seinen  Gläubigern 
accordiert  hat,  ohne  mindestens  !/3  der  Forderungen  seiner  Gläu- 
biger erfüllt  zu  haben;  hat  er  mindestens  in  diesem  Umfange,  aber 
nicht  voll  seine  Gläubiger  befriedigt,  so  müssen  bis  zur  Aufnahme 
wenigstens  2  Jahre  seit  Schlufs  des  Konkurses  oder  seit  Beendigung 
des  Vergleichs  verstrichen  sein; 

5.  wer  mehr  als  einmal  in  Konkurs  geraden  ist  oder  accordiert  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben; 

6.  Ausländer,  die  nicht  schon  seit  7  Jahren  in  England  leben  und 
nicht  schon  seit  2  Jahren  naturalisiert  sind. 

Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  ist  der  Angemeldete  noch  immer 
nicht  aufgenommen.  Vielmehr  wird  nun  erst  seine  Anmeldung  durch 
Anschlag  an  der  Börse  bekannt  gemacht,  damit  die  Mitglieder  etwaige 
Einwendungen  schriftlich  unter  Angabe  der  Gründe  bei  dem  Komitee  er- 
heben können.  Erst,  wenn  alles  das  geschehen  ist,  darf  die  Ballotage  des 
Angemeldeten  stattfinden. 

Wer  nicht  als  Mitglied  anerkannt  ist,  kann  auch  nicht  als  Commis 
eines  Mitgliedes  zugelassen  werden.  Überhaupt  bedarf  auch  der  Commis 
eines  Mitgliedes  einer  formellen  Zulassung  zum  Börsenbesuch  auf  Grund 
einer  besonderen  Bewerbung.  Ist  der  Commis  zugelassen,  so  darf  er  doch 
nicht  eher  Geschäfte  für  seinen  Prinzipal  machen,  als  bis  er  2  Jahre  an 
der  Börse  gewesen  und  20  Jahre  alt  ist  Die  Namen  der  bevollmächtigten 
Commis  werden  durch  Anschlag  bekannt  gegeben. 

Den  Börsenmitgliedern  ist  es  untersagt,  anderen  als  ihren  Auftrag- 
gebern öffentlich  ihre  Dienste  anzubieten. 

Nicht  minder  streng  sind  die  Vorschriften  über  die  Ausschliefsung 
von  Mitgliedern.   Ausgeschlossen  wird  zunächst: 

1.  Wer  mit  einem  Commis  für  dessen  Privatrechnung  Geschäfte  macht; 

2.  wer  als  Mitglied  einer  Firma  heimlich  für  Privatrechnung  Ge- 
schäfte macht; 

3.  wer  mit  einem  der  unter  Ziffer  2  fallenden  Mitglieder  einer  Firma 
Geschäfte  abschliefst 

Diese  Vorschriften  sollen  mifsbräuchliche  Operationen  der  Angestellten 
oder  der  Mitglieder  der  Börsenfirmen  bekämpfen.  Weitere  Ausschliefsungs- 
gründe  werden  durch  die  Zahlungsunfähigkeit  von  Mitgliedern  gegeben. 
Das  Mitglied  der  Börse,  das  zahlungsunfähig  wird,  wird  ausgeschlossen 
und  verliert  das  Recht  zum  Eintritt  in  die  Börse,  und  für  ihn  und  mit 
ihm  dürfen  die  Mitglieder  Geschäfte  nicht  machen.  Eine  Ausnahme  be- 
steht nur  zu  Gunsten  derjenigen,  welche  ohne  eigene  Schuld  falliert  haben. 
Diesen  kann  durch  besondere  Erlaubnis  des  Komitees  und  der  Gläubiger 
gestattet  werden,  ihre  Geschäfte  an  der  Börse  durch  Vermittlung  eines 
Börsenmitgliedes  weiter  zu  führen. 
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Das  Eintreten  der  Zahlungsunfähigkeit  wird  durch  das  Komitee  öffent- 
lich bekannt  gemacht  Geht  dem  Gläubiger  eine  private  Mitteilung 
darüber  zu,  so  mufs  er  dem  Komitee  sofort  Nachricht  davon  geben. 
Auf  diese  Weise  sollen  die  übrigen  Börsenmitglieder  über  die  geschäft- 
liche Lage  des  in  Frage  kommenden  Mitgliedes  rechtzeitig  unterrichtet 
werden.  Um  sie  auch  dagegen  zu  schützen,  dafs  sie  durch  Separat- 
abfindungen anderer  Gläubiger  benachteiligt  werden,  sind  solche  Separat- 
abfindungen den  Börsenmitgliedern  verboten.  Hat  trotzdem  eine  Separat- 
abfindung stattgefunden,  so  soll  der  beteiligte  Gläubiger  verpflichtet  sein, 
das  dadurch  erhaltene  Geld  noch  2  Jahre  später  wieder  herauszugeben. 

Ein  wegen  Zahlungsunfähigkeit  ausgeschlossenes  Mitglied  kann  unter 
folgenden  Voraussetzungen  wieder  zugelassen  werden.  Die  Zulassung  ist 
erst  6  Monate  nach  dem  Vergleich  mit  den  Gläubigern  gestatte^  aber  nur 
tinter  der  Bedingung,  dafs  der  Schuldner  vorher  mindestens  1 3  seiner  Ver- 
pflichtungen aus  eigenen  Mitteln  —  also  abgesehen  von  den  erwähnten 
Bürgschaftssummen  —  bezahlt  hat.  Ist  nicht  die  volle  Befriedigung  der 
Gläubiger  erzielt,  so  hat  ein  besonderes  Komitee  von  nicht  mehr  als  3  Mit- 
gliedern die  Ursachen  und  näheren  Umstände  der  Zahlungsunfähigkeit  zu 
untersuchen.  Auf  Grund  dieser  Untersuchung  wird  der  Wiederaufzuneh- 
mende in  eine  der  beiden  folgenden  Klassen  eingereiht  Die  erste  Klasse  um- 
fafst  diejenigen,  welche  ohne  eigene  Schuld  (z.  B.  durch  Bankrott  ihres  Auf- 
traggebers) falliert,  keine  Unredlichkeit  begangen  und  den  Statuten  und 
Usancen  der  Börse  nicht  zuwider  gehandelt  haben,  und  deren  Geschäfte 
die  durch  ihre  Mittel  gezogenen  Grenzen  nicht  überschritten  haben  u.  s.  w. 
Die  zweite  Klasse  umfafst  diejenigen,  welche  durch  Leichtsinn  und  Mangel 
an  Vorsicht  falliert  haben. 

Die  Zuweisung  des  Wiederaufgenommenen  zu  einer  dieser  Klassen 
wird  30  Tage  lang  durch  Aushängen  an  der  Börse  bekannt  gemacht 
Die  übrigen  Börsenmitglieder  sind  also  in  der  Lage,  sich  über  den 
Wiederaufgenommenen  und  seine  Kreditwürdigkeit  zu  unterrichten. 

Diese  Bestimmungen  beweisen,  welcher  Wert  auf  die  Beschaffenheit 
des  Mitgliederbestandes  der  Börse  gelegt  wird.  Die  Vereinigung  der 
Londoner  Effektenbörse  zeigt  deutlich  eine  gewisse  Exklusivität,  die  sich 
gegen  die  in  finanzieller  und  in  moralischer  Beziehung  ungeeigneten 
Elemente  richtet 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  die  Frage  —  wie 
so  manches  andere  —  mehr  vom  Geldstandpunkt  aus  behandelt  Die 
Börsen  sind  auch  dort  unabhängige  Vereine.  Sie  haben  aber  die  Mit- 
gliederzahl beschränkt  und  die  Mitgliedstellen  käuflich  gemacht.  Die 
Preise  der  Mitgliedstellen  sind  an  den  einzelnen  Börsen  verschieden 
und  zeigen  auch  zeitliche  Schwankungen.  Am  höchsten  sind  die  Preise 
an  der  New  Yorker  Effektenbörse.  Zeitweilig  sind  hier  schon  30000  Doli, 
für  eine  Stelle  gezahlt  worden.   Aufser  dem  Preise  der  Stelle  ist  dann 
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ein  nach  deutschen  Begriffen  hohes  Eintrittsgeld  zu  zahlen.  In  New  York 
beträgt  an  der  Effektenbörse  das  Eintrittsgeld  —  wenn  es  sich  um  Über- 
tragung einer  gekauften  Stelle  handelt  —  1000  Doli.;  will  aber  Jemand 
aufgenommen  werden,  ohne  eine  Stelle  von  einem  bisherigen  Mitglied 
gekauft  zu  haben,  so  hat  er  10000  Doli.  Eintrittsgeld  zu  zahlen.  Ein 
Mitglied,  das  seine  Stelle  verkauft,  erhält  das  Eintrittsgeld  nicht  zurück. 
Stirbt  aber  ein  Mitglied,  so  erhalten  die  Erben  vom  Verein  eine  Summe, 
zu  der  jedes  Mitglied  10  Doli,  beisteuert,  und  die  dem  Eintrittsgeld 
etwa  entspricht.  Bei  der  Fondsbörse  in  Chicago  wird  nur  aufgenommen, 
wer  durch  2  Mitglieder  empfohlen  ist  und  2500  Doli.  Eintrittsgeld  zahlt 
Für  die  Übertragung  einer  schon  bestehenden  Mitgliedschaft  sind  25  Doli, 
zu  zahlen.  — 

Das  System  der  behördlichen  Beeinflussung  und  Kontrolle  durch 
Gemeindeorgane  besteht  in  Belgien  und  Holland.  In  Belgien  giebt  das 
Handelsgesetzbuch  den  Ortsbehörden  das  Oberaufsichtsrecht  über  die 
Börsen,  die  im  übrigen  als  Vereine  organisiert  sind.  Die  Ortsbehörden 
erlassen  auch  die  Reglements.  In  den  Niederlanden  entscheiden  die 
Ortsbehörden  über  die  Errichtung  der  Börsen  und  geben  die  erforder- 
lichen Reglements. 

Im  übrigen  kann  auf  dem  europäischen  Kontinent  das  System  der 
staatlichen  Beeinflussung  und  Kontrolle  als  das  herrschende  angesehen 
werden.  Die  Börsen  können  dabei  in  bestimmten  Grenzen  ihre  Angelegen- 
heiten selbst  ordnen;  aber  ihre  Statuten  bedürfen  staatlicher  Genehmi- 
gung, ihr  Verhalten  wird  durch  staatliche  Organe  beaufsichtigt,  staatliche 
Organe  haben  die  Errichtung  zu  genehmigen  und  können  gegebenenfalls 
die  Börse  aufheben  u.  s.  w.  Dieses  System  besteht  jetzt  in  Deutschland, 
Frankreich,  Oesterreich -Ungarn,  Italien,  Spanien,  Portugal,  Rufsland, 
Skandinavien,  Griechenland,  Serbien,  Rumänien  und  in  einigen  Kantonen 
der  Schweiz.  In  einzelnen  sind  dabei  natürlich  viele  Abweichungen 
vorhanden. 

In  Frankreich,  dem  Lande  der  Centralisation,  zeigt  schon  die  Ver- 
ordnung von  1724  über  die  Pariser  Börse  in  charakteristischer  Weise 
die  starke  Einflufsnahme  der  Staatsgewalt  Der  Polizeipräfekt  von  Paris 
hatte  die  Eröffnung  der  Börse  zu  bestimmen,  und  die  Königliche  Ver- 
ordnung regelte  alle  möglichen  Einzelheiten  über  die  Zulassung  zum 
Börsenbesuch,  über  die  Gegenstände  des  Börsenverkehrs,  über  die  Kon- 
trolle des  Verhaltens  der  Mitglieder  u.  s.  w.  Frankreich  hat  das  System 
weitgehender  staatlicher  Beeinflussung  beibehalten.  Die  Errichtung  der 
Börsen  bedarf  der  staatlichen  Genehmigung.  Die  wirtschaftliche  Ver- 
waltung steht  den  Handelskammern  zu.  Die  innere  Börsenpolizei  dagegen 
üben  staatliche  oder  vom  Staat  bestellte  Organe  aus,  in  Paris  der  Seine- 
präfekt,  bei  den  Provinzbörsen  die  Maires  oder  die  Vorstände  der  amt- 
lichen Makler,  die  schon  nach  der  Verordnung  von  1724  eine  Monopol- 
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Stellung  hatten  und  sie  heute  noch  haben.  An  den  7  Hauptbörsen  für 
den  Effektenverkehr,  nämlich  in  Paris,  Bordeaux,  Lille,  Lyon,  Marseille, 
Nantes  und  Toulouse  sind  vom  Ministerium  amtliche  Maklerkollegien 
(„parquet"  genannt)  eingerichtet,  die  ausschliefslich  das  Eecht  haben, 
Geschäfte  in  Staatspapieren  und  anderen  kurshabenden  Papieren  zu  ver- 
mitteln und  die  Kurse  festzustellen.  Die  Einrichtung  der  amtlich  bestellten 
vereidigten  agents  de  change  wurde  —  mit  veranlafst  durch  die  Ausschrei- 
tungen während  der  Herrschaft  des  La  wichen  Systems  —  in  Paris  1724 
zu  dem  Zwecke  geschaffen,  um  Scheinverkäufe  und  eine  Diskreditierung 
der  Staatspapiere  zu  verhindern.  Diesem  Zweck  dient  sie  auch  jetzt 
noch.  Die  vereideten  Makler  bilden  eine  Genossenschaft.  Die  Mitglieder 
der  Genossenschaft  müssen  bestimmte  Bedingungen  erfüllen.  Der  amt- 
liche Makler  mufs  u.  a.  Franzose  von  Geburt,  mindestens  25  Jahre  alt, 
im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sein,  ein  Zeugnis  von  den  Leitern 
mehrerer  Bank-  und  Handelshäuser  über  seine  Befähigung  und  über 
seinen  Leumund  aufweisen,  von  dem  Vorstand  der  Genossenschaft  nicht 
beanstandet  sein  u.  s.  w.  Auch  eine  Kaution  mufs  er  stellen,  die  in  Paris 
seit  1862:  250000  Frs.  beträgt  und  sich  bei  den  Provinzbörsen  zwischen 
40000  Frs.  (Lyon)  und  10000  Frs.  (Nantes)  hält  Die  Zahl  der  Mit- 
glieder dieser  Genossenschaften  ist  beschränkt,  an  der  Pariser  Effekten- 
börse z.  B.  auf  60  (seit  1816).  Der  amtliche  Makler  hat  aber  das  Recht, 
einen -Nachfolger  vorzuschlagen.  Dasselbe  Recht  steht  beim  Tode  des 
Maklers  seinen  Erben  zu.  Dadurch  sind  die  Maklerstellen  zu  Kauf- 
objekten geworden,  die  wegen  der  geringen  Mitgliederzahl  sehr  hohe 
Preise  —  neuerdings  2  Millionen  Frs.  und  mehr  —  erzielen.  Die  Kauf- 
verträge bedürfen  aber  der  Genehmigung  des  Finanzministers. 

Die  Genossenschaft  der  amtlichen  Makler  wählt  sich  ihren  Vorstand 
(chambre  syndicale)  selbst.  Der  Vorstand  hat  die  Interessen  der  Ge- 
nossenschaft zu  wahren,  Streitigkeiten  zwischen  den  Mitgliedern  zu 
schlichten,  die  Disziplinargewalt  gegenüber  den  Mitgliedern  auszu- 
üben u.  s.  w. 

Mit  amtlicher  Duldung,  aber  ohne  gesetzliche  Erlaubnis  besteht  neben 
dem  „Parquet"  die  „Coulisse",  unter  welchem  Namen  man  die  an  den 
Börsen  thätigen  Privatmakler  zusammenfafst  Dafs  sie  gesetzlich  uner- 
laubt ist,  zeigen  die  hohen  Geldstrafen,  zu  denen  1859,  als  es  zu  einem 
Bruch  zwischen  Parquet  und  Coulisse  gekommen  war,  verschiedene 
Privatmakler  verurteilt  wurden.  Gewöhnlich  vertragen  sich  indes  beide 
Parteien,  da  sie  sich  gegenseitig  ergänzen,  und  da  die  geringe  Zahl  der 
amtlichen  Makler  zur  Bewältigung  des  Verkehr  nicht  ausreicht,  selbst 
wenn  sie,  was  seit  1859  erlaubt  ist,  für  ihre  Rechnung  und  unter 
ihrer  Verantwortlichkeit  einen  oder  mehrere,  höchstens  aber  4  Commis, 
deren  Namen  an  der  Börse  anzuschlagen  sind,  Geschäfte  vermitteln 
lassen.  Im  allgemeinen  liegt  der  Schwerpunkt  der  Thätigkeit  der  Privat- 


Digitized  by 


236 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


makler  bei  den  Zeitgeschäften,  und  zwar  unterscheidet  man  in  Paris  die 
„coulisse  des  rentes",  welche  Zeitgeschäfte  in  französischen  Staatspapieren 
macht,  und  die  „coulisse  des  valeurs",  welche  in  auswärtigen  Papieren 
Geschäfte  (fast  nur  Zeitgeschäfte)  macht.  Aufserdem  giebt  es  noch  eine 
„coulisse  du  comptant"  für  Kassageschäfte  in  den  nicht  zur  amtlichen 
Börsennotierung  zugelassenen  Papieren. 

Der  Zutritt  zur  Börse  ist  im  übrigen  in  Frankreich  laut  Art  I  des 
Gesetzes  vom  27.  Prairial  des  Jahres  X  Jedem  und,  wie  es  dort  heifst, 
„m&ne  aux  6trangerstt  gestattet 

Bei  den  französischen  Produktenbörsen  bestanden  früher  ebenfalls 
privilegierte  Makler.  Seit  1866  ist  indes  unter  Entschädigung  der  da- 
maligen privilegierten  Warenmakler  die  Vermittlung  von  Geschäftsab- 
schlüssen an  diesen  Börsen  freigegeben.  Wenn  die  Warenmakler  sich 
beim  Handelsgericht  in  eine  Liste  eintragen  und  vereidigen  lassen, 
wozu  aber  an  sich  Niemand  verpflichtet  ist,  erlangen  sie  das  Recht 
zur  Mitwirkung  bei  der  Preisfeststellung,  zur  Abhaltung  von  Versteige- 
rungen u.  s.  w. 

Anders  geartet,  aber  stark  ausgebildet  ist  der  staatliche  Einflufs  auf 
die  Börsen  auch  in  Oesterreich.  Die  Errichtung  der  Börse  setzt  Ge- 
nehmigung des  Finanz-  und  des  Handelsministers  voraus.  Auch  die 
Statuten  bedürfen  ministerieller  Genehmigung.  Die  Leitung  der  Börse 
liegt  in  der  Hand  selbstgewählter  Organe,  die  aber  ihrer  Funktionen 
enthoben  werden  können,  wenn  sie  die  Statuten  verletzen.  Die  Aufsicht 
steht  dem  Staat  zu,  der  sie  durch  Börsenkommissare  ausüben  läfst  Der 
Börsenkommissar  wird  vom  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  ernannt.  Er  hat  weitgehende  Hechte.  Den  Beratungen 
der  Börsenorgane  kann  er  beiwohnen,  Beschlüsse  dieser  Organe  kann 
er  vorläufig,  d.  h.  bis  zur  Entscheidung  der  höheren  Behörde,  sistieren, 
sofern  sie  ihm  gegen  die  Gesetze  oder  Statuten  zu  verstofsen  scheinen, 
die  Durchführung  der  Börsenvorschriften  hat  er  zu  kontrollieren,  Mifs- 
bräuche  hat  er  zu  rügen  und  ihre  Beseitigung  herbeizuführen  u.  s.  w. 

In  Deutschland  bestanden  bis  1896  verschiedene  Systeme  neben- 
einander. Nach  den  Feststellungen  der  Deutschen  Börsen-Enqu&ekommission 
von  1892  war  in  Baden  und  in  Bayern  weder  staatliche  Genehmigung 
der  Börsen  und  ihrer  Statuten  noch  staatliche  unmittelbare  oder  mittel- 
bare (durch  Handelskammern  ausgeübte)  Aufsicht  vorhanden.  In  Sachsen 
war  es  in  Zwickau,  Chemnitz  und  Dresden  ebenso,  während  in  Leipzig 
die  Handelskammer  die  Aufsicht  führte. 

In  Hamburg  und  Lübeck  standen  die  Börsen  ebenfalls  unter  Auf- 
sicht der  Handelskammer.  In  Bremen  dagegen  wurde  die  Handels- 
kammer von  dem  aus  den  Börsenmitgliedern  bestehenden  „Kaufmanns- 
Konvent44  gewählt;  der  Vorstand  der  bremischen  Fondsbörse  war  der 
Aufsicht  der  Handelskammer  unterstellt. 
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In  Württemberg  bedurfte  Errichtung  der  Börse  und  Erlals  der  Börsen- 
ordnung der  staatlichen  Genehmigung;  die  Aufsicht  führte  die  Handels- 
kammer. 

In  Preufsen  war  Genehmigung  des  Handelsministers  zur  Errichtung 
der  Börse  und  zum  Erlals  (und  zur  Änderung)  der  Börsenordnung  nötig. 
Die  Aufsicht  stand  grundsätzlich  dem  Staat  zu  und  wurde  in  Düssel- 
dorf von  der  Königl.  Regierung,  in  Breslau,  Essen,  Frankfurt  a.  M.,  Halle 
a.  S.?  Köln  und  Posen  von  der  Handelskammer,  in  Berlin,  Danzig,  Elbing, 
Königsberg  i  Pr.,  Magdeburg,  Memel,  Stettin  von  den  Ältesten  bezw.  von  dem 
Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft  ausgeübt  derart,  dafs  der  Staat  die  Aus- 
übung seiner  Aufsichtsrechte  auf  die  offiziellen  Interessenvertretungen  über- 
tragen hatte.  In  Gleiwitz  dagegen  stand  die  Börse  lediglich  unter  Leitung 
einer  Kommission,  die  von  den  Mitgliedern  aus  ihrer  Mitte  gewählt  wurde. 

Auch  in  Bezug  auf  sonstige  Punkte,  wie  Zulassungsbedingungen 
und  dergl.,  bestanden  erhebliche  Verschiedenheiten. 

Das  Reichsbörsengesetz  vom  22.  Juni  1896  hat  eine  gleichmäfsige 
grundsätzliche  Behandlung  der  Börsen  eingeführt  und  dem  staatlichen  Ein- 
flufs  einen  gröfseren  Spielraum  geschaffen. 

Die  Errichtung  der  Börse  bedarf  darnach  der  Genehmigung  der 
Landesregierung.  Die  Landesregierung  kann  auch  die  Aufhebung  be- 
stehender Börsen  anordnen.  Der  Landesregierung  steht  die  Aufsicht  über 
die  Börsen  zu,  sie  kann  aber  die  unmittelbare  Aufsischt  den  Handels- 
organen (Handelskammern,  kaufmännischen  Korporationen)  übertragen, 
was  thatsächlich  geschehen  ist. 

Als  Organe  der  Landesregierung  sind  bei  den  Börsen  Staatskommissare 
zu  bestellen;  sie  haben  den  Geschäftsverkehr  und  die  Befolgung  der  in 
Bezug  auf  die  Börse  erlassenen  Gesetze  und  Verwaltungsbestimmungen 
nach  näherer  Anweisung  der  Landesregierung  zu  überwachen;  sie  sind 
berechtigt,  den  Beratungen  der  Börsenorgane  beizuwohnen  und  die  Börsen- 
organe auf  hervorgetretene  Mifsbräuche  aufmerksam  zu  machen.  Sie 
haben  weiter  über  die  Mängel  und  die  Mittel  zu  ihrer  Abhilfe  zu  berichten. 

Mit  Zustimmung  des  Bundesrates  kann  indes  für  einzelne  Börsen 
die  Thätigkeit  des  Staatskommissars  auf  die  Mitwirkung  beim  ehren- 
gerichtlichen Verfahren  beschränkt  werden,  oder  es  kann  bei  kleinen 
Börsen  von  der  Bestellung  eines  Staatskommissars  ganz  abgesehen  werden. 

Als  gutachtliches  Organ  in  Börsenangelegenheiten  ist  dem  Bundes- 
rat ein  „Börsenausschufsa  von  mindestens  30  Mitgliedern  beigegeben. 
Alle  Mitglieder  des  Ausschusses  werden  vom  Bundesrat  in  der  Regel 
auf  5  Jahre  gewählt.  Für  die  Hälfte  der  Mitglieder  haben  die  Börsen- 
organe ein  Vorschlagsrecht;  die  andere  Hälfte  wird  „unter  angemessener 
Berücksichtigung  von  Landwirtschaft  und  Industrie"  gewählt 

Eine  Börsenordnung  ist  für  jede  Börse  obligatorisch.  Sie  bedarf 
der  Genehmigung  der  Landesregierung.    Letztere  kann  die  Aufnahme 
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bestimmter  Vorschriften  in  die  Börsenordnung  anordnen,  insbesondere 
der  Vorschrift,  dafs  in  den  Vorständen  der  Produktenbörsen  die  Land- 
wirtschaft, die  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  und  die  Müllerei  eine 
entsprechende  Vertretung  finden. 

In  der  Börsenordnung  müssen  Bestimmungen  stehen  über  die  Börsen- 
leitung und  ihre  Organe,  über  die  Geschäftszweige,  für  welche  die  Börsen- 
einrichtungen bestimmt  sind,  über  die  Voraussetzungen  der  Zulassung 
zum  Börsenbesuch  und  über  die  Notierung  der  Preise  und  Kurse. 

Über  die  Zusammensetzung  des  eigentlichen  Verwaltungsorgans  der 
Börse,  des  Börsenvorstandes,  giebt  das  Gesetz  keine  näheren  Vorschriften 
aufser  der  schon  erwähnten  Befugnis,  die  Vertretung  der  Landwirtschaft, 
der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  und  der  Müllerei  in  dem  Vorstande 
anzuordnen. 

Thatsächlich  bestehen  deshalb  nach  den  seit  Erlafs  des  Gesetzes 
ergangenen  Börsenordnungen  manche  Verschiedenheiten  hinsichtlich  der 
Zusammensetzung  des  Vorstandes.  In  Berlin  besteht  der  Börsenvorstand 
aus  32  Mitgliedern;  24  derselben  werden  von  den  am  Börsenverkehr 
direkt  teilnehmenden  Mitgliedern  der  Korporation  der  Berliner  Kauf- 
mannschaft aus  ihrer  Mitte  auf  3  Jahre  gewählt,  und  zwar  15  für  die 
Fondsbörse  und  9  für  die  Produktenbörse.  Die  übrigen  8  Mitglieder 
werden  von  den  „Ältesten  der  Kaufmannschaft44  aus  ihrer  Mitte  auf 
1  Jahr  gewählt,  und  zwar  5  für  die  Fondsbörse  und  3  für  die  Produkten- 
börse. Im  ganzen  besteht  also  der  Vorstand  der  Fondsbörse  aus  20, 
derjenige  der  Produktenbörse  au£  12  Mitgliedern.  Dem  Vorstand  der 
Produktenbörse  treten  für  die  Angelegenheiten,  die  den  Handel  mit  land- 
wirtschaftlichen Produkten  betreffen,  noch  hinzu: 

5  Vertreter  der  Landwirtschaft  und  der  landwirtschaftlichen  Neben- 
gewerbe, ernannt  vom  Landwirtschaftsminister  auf  3  Jahre, 
2  Vertreter  der  Müllerei  und  anderer  zum  Börsenverkehr  in  Beziehung 
stehender  Gewerbe,  ernannt  vom  Handelsminister  auf  3  Jahre. 

Diese  Ergänzung  des  Börsenvorstandes  durch  Personen,  die  aulser- 
halb  der  Börse  stehen  und  zu  ihrer  Unterhaltung  nichts  beitragen,  ist 
der  Berliner  Börse  aufgezwungen  worden  und  von  den  Mitgliedern  der 
Produktenbörse  als  ein  so  schwerer  Angriff  auf  ihre  Berufsehre  empfunden 
worden,  dafs  sie  sich  sämtlich  des  Börsenbesuchs  enthielten.  Auch  sonst 
haben  die  Handelskammern  und  Kaufmannschaften  gerade  diese  Neue- 
rung des  Gesetzes  von  1896  sehr  energisch  bekämpft 

In  der  That  entspringt  sie  einer  milstrauischen  und  ablehnenden  Hal- 
tung gegen  die  Börsen,  wie  sie  sich  in  manchen,  namentlich  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  festgesetzt  hat,  und  ist  zum  mindesten  ungewöhnlich.  Ob  sich 
der  nandelsstand  damit  aussöhnen  wird,  läfst  sich  jetzt  noch  nicht  sagen. 

In  Breslau  wählt  die  Handelskammer  aus  der  Zahl  der  Börsen- 
besucher jährlich  den  Vorstand,  und  zwar  mindestens  7  für  die  Fonds- 
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börse  und  mindestens  4  für  die  Produktenbörse.  Dem  Vorstand  für  die 
Produktenbörse  kann  die  Schlesische  Landwirtschaftskammer  einen  Ver- 
treter der  landwirtschaftlichen  Spiritusbrennerei  zugesellen,  solange  Spiritus 
in  Breslau  börsenmäfsig  gehandelt  wird;  sollten  später  noch  andere 
landwirtschaftliche  Produkte  börsenmäfsig  gehandelt  werden,  so  kann 
die  Schlesische  Landwirtschaftskammer  3  Vertreter  der  Landwirtschaft  und 
der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  in  den  Börsenvorstand  entsenden. 

In  Frankfurt  a.  M.  besteht  der  Vorstand  aus  5  —  9  Personen,  die 
jährlich  von  der  Handelskammer  aus  dem  Kreise  ihrer  Mitglieder  oder 
der  Börsenbesucher  gewählt  werden. 

In  Köln  ernennt  die  Handelskammer  den  Vorstand  von  11  — 15  Per- 
sonen. Davon  müssen  mindestens  6  für  die  Effektenbörse  und  mindestens 
5  für  die  Produktenbörse  sein.  Zu  dem  Vorstand  der  Produktenbörse 
entsendet  der  Landwirtschaftliche  Verein  in  Kheinpreufsen  3  Vertreter 
der -Landwirtschaft  und  der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  auf  je 
3  Jahre  (nach  näherer  Anweisung  des  Landwirtschaftsministers  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Handelsminister).  Aufserdem  kann  der  Handels- 
minister 2  Vertreter  der  Müllerei  und  anderer  zum  Börsenproduktenverkehr 
in  Beziehung  stehender  Gewerbe  auf  3  Jahre  dem  Vorstand  zugesellen. 

An  nichtpreufsischen  wichtigen  Börsen  ist  eine  solche  Vertretungs- 
befugnis anderer  Organe  nicht  vorgesehen.  In  München  z.  B.  wählt  der 
Vorstand  des  Münchner  Handelsvereins  aus  den  Mitgliedern  des  Vereins 
alljährlich  den  aus  10  Mitgliedern  bestehenden  Börsenvorstand.  In  Leipzig 
wählt  die  Handelskammer  alle  Vorstandsmitglieder,  und  zwar  8  für  den 
Effektenverkehr,  5  für  den  Verkehr  in  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
und  5  für  den  Verkehr  in  Wolle,  Kammzug  und  sonstige  Waren.  In 
Dresden  besteht  der  Vorstand  der  Effektenbörse  aus  mindestens  7  Mit- 
gliedern, die  von  der  Generalversammlung  der  Dresdner  Börse  gewählt 
werden.  In  Hamburg  zählt  der  Vorstand  der  Börse  41  Personen,  davon 
kommen  auf  die 

allgemeine  Abteüung   5,  gewählt  jährlich  von  der  Handelskammer  aus  ihrer 


An  sonstigen  Organen  schreibt  daß  Börsengesetz  von  1896  ein  Ehren- 
gericht vor,  welches  Börsenbesucher  zur  Verantwortung  zu  ziehen  hat, 
wenn  sie  sich  im  Zusammenhange  mit  ihrer  Börsenthätigkeit  eine  mit  der 
Ehre  oder  mit  dem  Anspruch  auf  kaufmännisches  Vertrauen  nicht  zu  ver- 
einbarende Handlung  haben  zu  schulden  kommen  lassen.  Das  Ehrengericht, 
dessen  Verfahren  und  Befugnisse  im  Gesetz  genau  geregelt  sind,  besteht, 
sofern  die  Börsenaufsicht  einem  Handelsorgan  übertragen  ist,  aus  der 


Mitte, 


Effekten- 
Spiritus- 
Kaffee- 
Zucker- 


12 
5 
7 
7 

5 


ernannt  alljährlich  von  der  Handelskammer  aus 
den  Angehörigen  der  betr.  Geschäftszweige. 


Baumwoll- 
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Gesamtheit  oder  einem  Ausschufs  dieses  Aufsichtsorgans,  im  übrigen  aus 
Mitgliedern,  die  von  den  Börsenorganen  gewählt  werden.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung  des  Ehrengerichts  werden  von 
der  Landesregierung  erlassen.  In  Breslau  und  Köln  fungiert  die  Handels- 
kammer, in  Berlin,  Bremen,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Leipzig,  München 
ein  Ausschufs  der  Handelskammer  als  Ehrengericht  In  Dresden  wählt  die 
Handelskammer  4  und  der  Börsenvorstand  3  Mitglieder  zum  Ehrengericht. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Ehrengerichts  ist  die  Berufung  bei  der 
Berufungskammer  zulässig.  Auf  die  Besetzung  derselben  haben  die  Handels- 
kammern und  die  Börsenorgane  keinen  unmittelbaren  Einflufs.  Vielmehr 
wird  der  Vorsitzende  vom  Bundesrat  ernannt,  die  Beisitzer  werden  vom 
Börsenausschufs,  also  dem  gutachtlichen  Organe  des  Bundesrates  ernannt 
aus  den  von  den  Börsenorganen  vorgeschlagenen  Ausschufsmitgliedern. 

Zu  den  fakultativen  Organen  zahlt  das  Gesetz  von  1896  das  „Börsen- 
schiedsgericht", welches  Streitigkeiten  zwischen  Börsenmitgliedern  zu  ent- 
scheiden hat  Solche  Börsenschiedsgerichte  bestehen  z.  B.  in  Dresden, 
Leipzig  und  München. 

Auch  in  Bezug  auf  die  übrigen  in  der  Börsenordnung  zu  regelnden 
Punkte  haben  die  Börsen  nicht  ganz  freie  Hand,  da  das  Gesetz  in  alP 
diesen  Beziehungen  schon  selbst  eine  Reihe  von  Vorschriften  giebt  So- 
weit sich  diese  Vorschriften  auf  die  Geschäftszweige  und  die  Kursnotierung 
beziehen,  wird  weiter  unten  darauf  einzugehen  sein.  Hier  interessieren 
nur  die  Vorschriften  über  die  Zulassung  zur  Börse.  Wer  zugelassen 
werden  soll,  sagt  das  Gesetz  von  1896  nicht;  es  bestimmt  nur,  wer  nicht 
zugelassen  werden  darf.  Ausgeschlossen  sind  nach  §  7  des  Gesetzes  fol- 
gende 7  Gruppen: 

1.  Weibliche  Personen; 

2.  Personen,  welche  sich  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
befinden; 

3.  Personen,  welche  durch  gerichtliche  Anordnung  in  der  Verfügung 
über  ihr  Vermögen  beschränkt  sind; 

4.  Personen,  welche  wegen  betrügerischen  Bankerutts  rechtskräftig  ver- 
urteilt sind; 

5.  Personen,  welche  wegen  einfachen  Bankerutts  rechtskräftig  verur- 
teilt sind; 

6.  Personen,  welche  sich  im  Zustande  der  Zahlungsunfähigkeit  befinden; 

7.  Personen,  gegen  welche  durch  rechtskräftige  oder  für  sofort  wirksam 
erklärte  ehrengerichtliche  Entscheidung  auf  Ausschliefsung  vom 
Besuch  einer  Börse  erkannt  ist 

Die  unter  1  und  4  genannten  Personen  sind  unbedingt  ausgeschlossen. 
Die  unter  7  genannten  sind  entweder  vorübergehend  oder  dauernd  aus- 
geschlossen, jenachdem  das  ehrengerichtliche]  Urteil  auf  zeitweilige  oder 
dauernde  Ausschliefsung  lautet   Bei  den  unter  2  und  3  genannten  Per- 
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sonen  dauert  die  Ausschlief sung  so  lange,  bis  der  Ausschlief sungsgrund 
beseitigt  ist.  Die  unter  Ziffer  5  genannten  Personen  sind  ausgeschlossen 
bis  zum  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Verbüfsung,  Erlafs  oder  Verjährung 
der  Strafe',  können  aber  auch  dann  nur  unter  der  Voraussetzung  zuge- 
lassen werden,  dafs  der  Börsenvorstand  den  Nachweis  für  geführt  erachtet, 
dafs  gegenüber  sämtlichen  Gläubigern  die  Schuldverhältnisse  durch  Zahlung, 
Erlafs  oder  Stundung  geregelt  sind.  Bis  zur  Beibringung  eines  derartigen 
Nachweises  dauert  auch  die  Ausschliefsung  der  unter  Ziffer  6  genannten 
Personen ;  ist  aber  Jemand  im  Wiederholungsfalle  in  Zahlungsunfähigkeit 
oder  Konkurs  geraten,  so  mufs  die  Zulassung  oder  Wiederzulassung 
mindestens  für  die  Dauer  eines  Jahres  verweigert  werden. 

Von  diesen  Vorschriften  kann  die  Landesregierung  auf  Antrag  der 
Börsenorgane  in  besonderen  Fällen,  also  nicht  allgemein,  Ausnahmen 
zulassen. 

Noch  weitere  Ausschliefsungsgründe  kann  die  Börsenordnung  fest- 
setzen. Von  dieser  Verschärfungsbefugnis  ist  mehrfach  Gebrauch  gemacht 
worden.  Berlin  und  Köln  z.  B.  schliefsen  Minderjährige  unbedingt  aus 
und  behandeln  wie  die  Zahlungsunfähigen  auch  solche  Börsenbesucher,  die 
ihren  Gläubigern  Vergleichsvorschläge  machen  oder  eine  liquide  und  fällige 
Schuldverbindlichkeit  unberichtigt  lassen.  Nichterfüllung  liquider  Ver- 
pflichtungen gilt  auch  in  Leipzig  als  Ausschliefsungsgrund.  Minderjährige 
können  in  Breslau  dann  ausgeschlossen  werden,  wenn  sie  nicht  als  An- 
gestellte eines  Börsenbesuchers  fungieren.  Aufserdem  schliefst  Breslau 
Personen  aus,  welche  nicht  Handelsgeschäfte  betreiben,  sondern  andere, 
nach  dem  Ermessen  des  Börsenvorstandes  mit  dem  Börsenbesuch  nicht 
vereinbare  Zwecke  verfolgen.  München  und  Dresden  schliefsen  auch  die 
Personen  aus,  welche  dem  Urteil  des  Börsenschiedsgerichts  nicht  inner- 
halb dreier  Börsentage  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Urteils  Folge 
leisten.  Hamburg  läfst  die  nicht  zu,  welche  die  vom  Börsenvorstand 
verhängten  Straf-  oder  Sühnegelder  nicht  zahlen.  In  Bremen  ist  die 
Nichtentrichtung  der  Börsensteuer  als  allgemeiner  Ausschliefsungsgrund 
hinzugefügt.  In  Frankfurt  werden  anstatt  der  oben  unter  Ziffer  7  ge- 
nannten Personen  aufgeführt  als  allgemein  ausgeschlossen  diejenigen, 
welche  wegen  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums  oder  wegen 
Meineids  rechtskräftig  verurteilt  sind,  sowie  diejenigen,  welche  sich  den 
Entscheidungen  des  Börsenvorstandes  über  die  geltenden  Usancen  nicht 
unterwerfen.  Ferner  sind  durch  jeweilige  Verfügung  des  Börsenvorstandes 
ausschliefsbar  diejenigen,  welche  trotz  der  Mahnung  ihre  Börsenbeiträge 
nicht  zahlen,  oder  welche  ihre  Verpflichtungen  aus  den  an  der  Börse 
geschlossenen  Geschäften  nicht  erfüllen. 

Die  Fälle,  in  denen  als  Strafe  für  Verletzung  von  Ordnungsvorschriften 
der  Börse  die  Ausschliefsung  verhängt  werden  kann,  sind  hier  nicht  mit 
angegeben. 

van  der  Borgiit,  Handel.  16 
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Aus  den  angeführten  Beispielen  ergiebt  sich  deutlich  das  Streben, 
noch  strenger  als  das  Gesetz  ungeeignete  und  in  geschäftlicher  und  mora- 
lischer Beziehung  nicht  einwandfreie  Personen  von  der  Börse  fernzuhalten. 

Die  positive  Seite  der  Frage  der  Zulassung  zum  Börsenbesuch  wird 
in  dem  Gesetz  von  1896  nicht  geregelt.  Hier  bleibt  es  also  den  Börsen- 
ordnungen überlassen,  die  Einzelheiten  festzusetzen. 

Dabei  sind  die  Börsenordnungen  nicht  gleichartig  vorgegangen.  In 
Bremen  sind  pinfach  alle  diejenigen  zugelassen,  denen  ein  im  Gesetz  oder 
in  der  Börsenordnung  angegebener  Ausschliefsungsgrund  nicht  entgegen- 
steht. In  Frankfurt  a.  M.  können  ebenfalls  alle  diese  Personen  zugelassen 
werden,  wenn  ihr  schriftlicher  Antrag  auf  Zulassung,  in  welchem  zwei 
Frankfurter  Auskunftspersonen  zu  nennen  sind,  vom  Börsenvorstand 
genehmigt  ist;  gegen  die  Abweisung  des  Antrags  findet  Beschwerde  bei 
der  Handelskammer  statt 

Sehr  ausführlich  sind  die  entsprechenden  Vorschriften  in  Berlin  und 
Köln.  Hier  wird  zunächst  die  kostenfreie  Erteilung  der  Eintrittskarte 
vorgesehen  für  die  Beamten  der  Kaufmannschaft  bezw.  Handelskammer 
sowie  für  diejenigen,  welche  sonst  in  amtlicher  Eigenschaft  an  den  Börsen- 
versammlungen teilzunehmen  berechtigt  oder  verpflichtet  sind.  Alle  übrigen 
Personen  haben  Beiträge  für  Erteilung  der  Eintrittskarte,  die  übrigens 
stets  streng  persönlich  ist,  zu  zahlen  in  der  von  den  Ältesten  der  Kauf- 
mannschaft bezw.  von  der  Handelskammer  festgesetzten  Höhe. 

Soweit  nicht  gesetzliche  oder  statutarische  Ausschliefsungsgründe  vor- 
liegen, kann  die  Eintrittskarte  nicht  versagt  werden: 

1.  In  Berlin  den  Mitgliedern  der  Korporation  der  Kaufmannschaft; 

2.  in  Köln  den  Grubenvorstandsmitgliedern  oder  Berggewerkschafts- 
direktoren; 

3.  in  Berlin  und  Köln  den  in  das  Handelsregister  des  Börsenbezirks 
eingetragenen  Inhabern  von  Handelsfirmen,  Gesellschaftern  offener 
Handelsgesellschaften,  den  geschäftsleitenden  Organen  von  sonstigen 
Handelsgesellschaften,  den  Prokuristen  dieser  Firmen  oder  Gesell- 
schaften, den  Vorstehern  einer  eingetragenen  Genossenschaft; 

ferner  den  Handlungsgehilfen  der  vorhergenannten  Gruppen  auf  Antrag 
des  Prinzipals,  wenn  die  Handlungsgehilfen  mit  der  Ausführung  von 
Börsengeschäften  desselben  oder  mit  der  Hilfeleistung  dabei  betraut 
sind  (für  eigene  Rechnung  dürfen  sie  keine  Geschäfte  abschliefsen), 

und  endlich  denen,  die  vermöge  ihrer  Amts-  oder  Dienstpflicht  die  Börse 
zu  besuchen  haben. 

Bei  allen  übrigen  Personen  ist  eine  besondere  Beschlufsfassung  über 
den  Zulassungsantrag  nötig.  In  Köln  ist  der  Antrag  schriftlich  bei  der 
Handelskammer  zu  stellen.  Diese  beschliefst  über  die  Zulassung.  Lehnt 
sie  den  Antrag  ab,  so  kann  er  innerhalb  der  nächsten  6  Monate  nicht 
wiederholt  werden. 
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In  Berlin  muls  der  schriftliche  Zulassungsantrag  von  3  Gewährs- 
männern, die  mindestens  seit  2  Jahren  ununterbrochen  zum  Besuch  der 
Berliner  Börse  zugelassen  sind,  unterstützt  werden.  Der  Antrag  wird 
unter  Namhaftmachung  der  3  Gewährsmänner  eine  Woche  durch  Aus- 
hang an  der  Börse  bekannt  gemacht  Alsdann  entscheidet  der  Börsen- 
vorstand über  den  Antrag  nach  Anhörung  der  Aufnahmekommission,  und 
nachdem  die  3  Gewährsmänner  zu  Protokoll  erklärt  haben,  „dafs  sie  nach 
sorgfältiger  Prüfung  den  Aufzunehmenden  für  einen  Mann  halten,  welcher 
der  Zulassung  zum  Besuch  der  Börse  und  der  Achtung  seiner  Berufs- 
genossen würdig  ist".  Wird  der  Antrag  abgelehnt,  so  kann  er  innerhalb 
der  nächsten  6  Monate  nicht  wiederholt  werden. 

Wenn  gegen  ein  Mitglied  innerhalb  der  ersten  3  Jahre  nach  der 
Gewährleistung  auf  Ausschliefsung  für  3  Monate  oder  länger  erkannt 
wird,  so  mufs  der  Börsenvorstand  prüfen,  ob  der  Gewährsmann  bei  der 
Empfehlung  Thatsachen  gekannt  hat  oder  bei  ernster  Erfüllung  der  ihm 
durch  die  Empfehlung  auferlegten  Pflichten  hätte  kennen  müssen,  wo- 
nach der  Ausgeschlossene  der  Zulassung  und  der  Achtung  seiner  Berufs- 
genossen unwert  gewesen  ist  Ist  das  der  Fall,  so  kann  dem  Gewährs- 
mann zeitweise  oder  dauernd  das  Recht,  als  Gewährsmann  zu  fungieren, 
abgesprochen  werden,  was  durch  Aushang  an  der  Börse  veröffent- 
licht wird. 

Diese  Berliner  Bestimmungen  erinnern  an  das  bei  der  Londoner 
Effektenbörse  bestehende  System,  nur  dafs  die  materielle  Garantieleistung 
in  Berlin  gänzlich  fehlt.  Lediglich  eine  moralische  Garantie  wird  verlangt 
Immerhin  zeigen  auch  die  besprochenen  Vorschriften  das  Streben,  un- 
geeignete Personen  von  der  Börse  fernzuhalten. 

Im  ganzen  ist  nach  dem  Börsengesetz  von  1896  der  staatliche  Ein- 
flufs  auf  das  Börsenwesen  erheblich  ausgebaut  worden,  ohne  indes  die 
Selbstverwaltung  der  Börsen  zu  beseitigen. 

§  3.  Die  Gegenstände  des  Börsenhandels.  An  den  Börsen  findet  so- 
wohl in  kaufmännischen  Dienstleistungen,  namentlich  für  Transport  und 
Versicherung  von  Waren,  als  auch  in  Waren  selbst  ein  Verkehr  statt 
Erstere  Gruppe  ist  nicht  überall  vertreten  und  kann  deshalb  hier  aus- 
geschieden werden,  zumal  nicht  sie  die  charakteristischen  Merkmale  der 
heutigen  Börsen  erzeugt 

Was  die  Waren  anlangt,  so  wird  —  wie  erwähnt  —  im  modernen 
Börsenverkehr  nur  die  Gattungsware  in  bestimmten  Mengen  gekauft  und 
verkauft,  entweder  auf  Grund  von  vorgezeigten  Proben  und  Mustern  oder 
ohne  solche  lediglich  nach  der  Bezeichnung.  Daraus  ergiebt  sich  sofort, 
dafs  nur  solche  Waren  Gegenstand  des  Börsenhandels  sein  können,  welche 
die  Eigenschaft  der  Vertretbarkeit  in  besonderem  Grade  zeigen,  bei  denen 
also  die  einzelnen  Exemplare  der  Gattung  in  ihrer  Beschaffenheit  soweit 
übereinstimmen,  dafs  sie  einander  vertreten  können. 

16* 
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Diese  Eigenschaft  der  Vertretbarkeit  ist  bei  denjenigen  Waren,  die 
weiter  oben  als  Gegenstände  des  unmittelbaren  Bedarfs  bezeichnet  sind, 
nicht  in  der  höchsten  Vollkommenheit  vorhanden.  Selbst  bei  derselben 
Getreidegattung  bestehen  doch  gewisse  Unterschiede.  Ähnlich  ist  es  bei 
Mehl,  bei  Eisen,  bei  Zucker,  bei  Spiritus,  bei  Rüböl,'  bei  Baumwolle,  bei 
Kaffee,  bei  Petroleum  u.  s.w.,  alles  Waren,  die  wegen  der  weiten  Ver- 
breitung ihrer  Erzeugung  und  ihres  Verbrauchs  im  Grofshandel  eine  be- 
sondere Bedeutung  haben.  Die  Unterschiede  in  der  Beschaffenheit  sind 
allerdings  hier  nicht  so  grofs,  dafs  es  nicht  möglich  wäre,  die  Qualität 
an  der  Hand  von  Proben  zu  bestimmen  und  darüber  hinaus  bestimmte 
Mustersorten  (Typen)  festzustellen,  die  dann  allgemein  dem  Grofshandel 
an  der  Börse  zu  Grunde  gelegt  werden  können.  Waren,  bei  denen  das 
möglich  ist,  und  deren  Menge  den  Verkehr  im  grofsen  zuläfst,  sind  auch 
geeignet  für  den  Börsenhandel,  selbst  in  der  modernen  Form  des  Termin- 
geschäfts, das  die  möglichste  Ablösung  von  der  konkreten  Ware  braucht. 
Die  Einführung  einer  typischen  Lieferungsqualität,  auf  die  sich  ohne 
weiteres  alle  Abschlüsse  über  Waren  der  betr.  Gattung  beziehen,  bedeutet 
in  der  That  die  gänzliche  Aufhebung  der  Gebundenheit  an  individuell 
bestimmte  Waren.  Die  Bezeichnung  der  Ware  genügt  alsdann,  die  Be- 
schaffenheit der  zu  liefernden  Waren  hinreichend  genau  zu  umschreiben. 
Nur  über  Menge,  Preis  und  Lieferungszeit  haben  sich  die  Kontrahenten 
noch  zu  verständigen,  und  sie  kaufen  und  verkaufen  nur  noch  bestimmte 
Warenmengen.  Die  Übereinstimmung  der  gelieferten  Ware  mit  der  Liefe- 
rungssorte ist  erst  bei  Erfüllung  des  Geschäfts  zu  prüfen.  Die  gröfsten 
Umsätze  können  auf  diese  Weise  bewirkt  werden  an  der  Börse,  ohne 
dafs  die  Parteien  die  verhandelte  Ware  selbst  oder  in  Proben  zu  sehen 
nötig  haben.  Man  mufs  in  dieser  Festlegung  typischer  Lieferungsquali- 
täten den  Ausdruck  einer  vervollkommneten  verfeinerten  Technik  des 
Börsenhandels  erblicken.  Sie  bedeutet  nicht,  dafs  die  individuelle  Ware 
überhaupt  in  dem  durch  die  Börse  vermittelten  Verkehr  verschwindet, 
sondern  sie  schiebt  die  Erschwernisse,  die  durch  das  Eingreifen  der  indi- 
viduellen Ware  dem  Grofshandel  erwachsen  können,  so  lange  beiseite, 
als  es  sich  nur  um  den  Geschäftsabschlufs  dreht;  erst  bei  der  Erfüllung 
mufs  man  auf  die  individuelle  Ware  zurückgreifen. 

Was  bei  den  Gegenständen  des  unmittelbaren  Bedarfs  der  Börsen- 
verkehr zur  Erleichterung  seiner  Operationen  erst  künstlich  schaffen 
mufste,  nämlich  die  völlige  Unabhängigkeit  von  der  individuellen  Waren- 
verschiedenheit, das  ist  von  selbst  vorhanden  bei  den  meisten  Gegen- 
ständen des  mittelbaren  Bedarfs,  sowohl  dann,  wenn  sie  eigenen  Stoffwert 
haben,  wie  Gold-  und  Silbermünzen,  als  auch  dann,  wenn  sie  eigenen 
Stoff  wert  überhaupt  nicht  aufweisen,  wie  die  Wertpapiere.  Auch  die 
Wechsel  kann  man  davon  nicht  ausschliefsen ,  wenngleich  sie  wegen 
der  verschiedenen  Höhe  der  Wechselsummen  nicht  den  gleichen  Grad 
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der  Vertretbarkeit  haben,  wie  z.  B.  Aktien  derselben  Serie  derselben  Ge- 
sellschaft. 

Die  Wertpapiere  sind  deshalb  ihrer  Natur  nach  für  den  Börsen- 
handel ganz  besonders  geeignet,  und  thatsächlich  bilden  sie  den  wesent- 
lichsten Bestandteil  des  Börsenverkehrs.  Dabei  pflegt  man  die  Edelmetall- 
münzen, die  Edelmetalle  selbst  und  die  papiernen  Ersatzmittel  für  Geld 
(Papiergeld,  Banknoten)  unter  dem  Namen  „Valuten44  zusammenzufassen, 
während  man  die  übrigen  Wertpapiere  teils  als  „Fonds44,  teils  als  „Effekten44 
zu  bezeichnen  gewöhnt  ist  Die  „Fonds44  umfassen  die  öffentlichen  Obli- 
gationen, insbesondere  also  die  Staatsschuldscheine,  für  die  schon  im 
Mittelalter  die  Italiener  den  Namen  „fondo44  gebrauchten.  Unter  „Effekten44 
im  engeren  Sinne  sind  die  Wertpapiere  privater  Herkunft  zu  verstehen. 
Indes  hält  sich  der  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens  nicht  streng 
an  diese  Unterscheidung,  sondern  überschreitet  nach  beiden  Seiten  hin 
die  bezeichnete  Grenze,  sodafs  oft  ein  Unterschied  zwischen  Fonds  und 
Effekten  kaum  noch  gemacht  wird.  Als  allgemeine  Sammelbezeich- 
nung für  die  an*  der  Börse  verhandelten  Urkunden  empfiehlt  sich  der 
Ausdruck  „Wertpapiere44  oder,  wie  man  neuerdings  auch  wohl  sagt^ 
„  Wertschriften44. 

Die  Wertpapiere  sind  meist  in  dem  Grade  vertretbar,  dafs  nur  die 
Bezeichnung  der  Gattung  erforderlich  ist,  um  eine  Verständigung  der 
Vertragschüefsenden  herbeizuführen. 

Die  Wertpapiere  haben  im  19.  Jahrhundert  eine  aufserordenüiche 
Bedeutung  gewonnen  aus  den  schon  angeführten  Gründen.  Öffent- 
liche Obligationen  und  Papiere  von  Aktiengesellschaften  in  der  gröfsten 
Mannigfaltigkeit  erscheinen  jetzt  auf  den  Börsen.  Die  Wechsel,  die 
im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  unter  den  Wertpapieren  im  Börsenver- 
kehr die  Hauptrolle  spielten,  sind  von  dieser  Stellung  zurückgedrängt 
Noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  waren  öffentliche  und  Aktien- 
gesellschaftspapiere nur  wenig  in  den  Kurszetteln  der  Börse  vertreten. 
Der  Berliner  Kurszettel  zeigte  1808  nur  21,  1870  dagegen  358,  1894: 
1273  verschiedene  Wertpapiere,  der  Londoner  1815:  30,  1877:  1367, 
1889:  1630. 

Die  Masse  der  Wertpapiere  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  gewaltig 
angewachsen. 

Nach  den  Arbeiten  der  deutschen  Börsenenquötekommission  von 
1892  stellten  sich  die  Emissionen  von  Wertpapieren  in  Deutschland,  Eng- 
land und  Kolonien,  Frankreich,  Italien,  Oesterreich,  Portugal,  Rufsland, 
Amerika  und  den  übrigen  Kulturstaaten  —  einschliefslich  der  Konver- 
sionen —  in  Milliarden  Mark1): 


1)  Für  die  Jahre  nach  1892  ergänzt  nach  dem  Bulletin  de  statistiquc  et  de 
legislation  comparee. 
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1871  auf  12,47 

1872  „  10,11 

1873  „  8,73 

1874  „  3,37 

1875  „  1,36 

1876  „  2,92 

1877  „  6,32 

1878  „  3,65 

1879  „  7,52 

1880  „  4,43 

In  fünfjährigen  Perioden  ergiebt  das: 


1871—1875 

36,04  Milliarden  Mark 

1876  -1880 

24,84 

1881—1885 

19,20 

1886-1890 

32,31 

1891—1895 

32,68 

1896 

13,54 

Zusammen  158,61  Milliarden  Mark  oder  im  Jahresdurch- 
schnitt 6,1  Milliarden  Mark. 

Die  Konversionen  machen  dabei  in  einzelnen  Perioden  einen  be- 
trächtlichen Bruchteil  aus,  sodafs  es  sich  bei  diesen  Zahlen  nicht  lediglich 
um  neue  Papiere  handelt  An  den  Gesamtemissionen  waren  nach  der 
Börsenenqu&ekommission  beteiligt  1872 — 1892: 

Anleihen  von  Staaten  und  Städten    .    .    .    .  mit  46,69  Milliarden  Mark 
Papiere  von  Eisenbahnen  und  industriellen  Ge- 
sellschaften   „    46,84  „ 

Papiere  von  Finanzinstituten  und  Banken  .    .  „    12,48       „  „ 

In  London  sind  nach  dem  „Economist"  emittiert  worden  (in  Mill. 
Pfd.  St): 


1883 

145,54 

1889 

189,44 

1894 

91,83 

1884 

109,03 

1890 

142,56 

1895 

104,69 

1885 

77,97 

1891 

104,59 

1896 

152,81 

1886 

101,07 

1892 

81,14 

1897 

157,29 

1887 

98,07 

1893 

49,14 

1898 

150,14 

1888 

160,15 

Schon  für  1885  wird  angegeben,  dafs  40  Proz.  des  englischen  Kapital- 
vermögens in  Wertpapieren  angelegt  sei.  Der  Prozentsatz  hat  sich  seit- 
dem sicher  noch  erhöht 

Für  Deutschland  hat  W.  Christians  in  den  Anlagen  zu  den  Be- 
richten der  Börsenenquetekommission  die  Emissionen  berechnet  auf  einen 
Kurswert  von: 

Millionen  Mark 

1883  753,87,  davon  ausländische  Papiere  299,88 

1884  904,53,      „  „  „  529,71 

1885  898,87,      „  „  „  509,73 

1886  1015,39,      „  „  „  485,17 

1887  1008,20,      „  „  409,57 
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1881  auf  5,74 

1882  3,63 

1883  „  3,34 

1884  „  3,90 

1885  2,59 

1886  „  5,37 

1887  v  4,00 

1888  „  6,28 

1889  „  10,14 

1890  6,52 


1891  auf  6,13 

1892  „  2,01 

1893  „  4,86 

1894  „  14,42 

1895  „  5,26 

1896  „  13,54 
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Millionen  Mark 

1888  1984,80,   davon  ausländische  Papiere  667,39 

1889  1741,67,      „  „             „  583,94 

1890  1520,60,      „  „  385,77 

1891  1217,79,      „  „  244,74 

1892  949,38,      „  „             „  171,69 

Die  Jahresberichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  zu  Berlin  geben 
die  Emissionen  in  Deutschland  an: 

1898  auf  2697  Mill.  M.  Kurswert 

1897   „    2017  „  „ 

1896  „  1780  „  „  „ 
1895   „    1281  „  „ 

1894   „    1420  „     „  „ 

Nach  dem  „Deutschen  Ökonomist"  waren  die  Zahlen  etwas  anders. 
Er  verzeichnete  an  Emissionen  in  Deutschland  (in  Mill.  M.  Kurswert): 

1899  (1.  Semester)  1595,09,  darunter  128,01  ausländische  Papiere 
1898  2407,15,      „  709,72 

1897  1944,70,      „  632,91 

1896  1895,83,      '„  568,27 

1895  1374,62,      „  317,90 

Man  nimmt  an,  dafs  Deutschland  einen  jährlichen  Kapitalzuwachs 
von  2!/2 — 3  Milliarden  Mark  habe,  wovon  mindestens  1  Milliarde  Mark 
in  Wertpapieren  angelegt  wird. 

Angesichts  dieser  Zahlen  kann  es  nicht  auffallen,  dafs  die  Ausgabe 
und  Unterbringung  neuer  Wertpapiere  sich  &u  einem  besonderen  Geschäfts- 
zweig entwickelt  hat,  den  wir  in  Deutschland  „Emissionsgeschäft"  zu 
nennen  gewöhnt  sind.  Dieser  besondere  Geschäftszweig  besteht  darin, 
dafs  bestimmte  Institute,  in  der  Regel  Banken  oder  auch  besondere  Kon- 
sortien (Syndikate),  von  den  Staaten,  Städten,  Aktiengesellschaften  u.  s.  w. 
die  neuen  Wertpapiere  übernehmen  und  sie  dann  in  kleineren  Mengen 
bei  dem  Publikum  unterzubringen  suchen.  Das  geschieht  entweder  der- 
art, dafs  die  Emissionsstelle  (Bank  oder  Konsortium)  nur  als  Kommissionär 
arbeitet  und  eine  bestimmte  Provision  bezieht,  oder  dafs  sie  die  Papiere 
zu  einem  festen  Preise  käuflich  erwirbt  und  auf  eigenes  Risiko  zu  einem 
höheren  Preise  wieder  zu  verkaufen  sucht,  oder  aber  dafs  beide  Systeme 
miteinander  verschmolzen  werden,  also  ein  Teil  der  Papiere  fest,  ein 
anderer  kommissionsweise  übernommen  wird.  In  letzterem  Falle  behält 
sich  auch  wohl  die  Emissionsstelle  das  Vorkaufsrecht  für  den  nicht  fest 
übernommenen  Teil  vor  („Optionsrecht"),  wie  überhaupt  die  Abmachungen 
im  einzelnen  Fall  sehr  verschieden  abgestuft  sind.  Nicht  alle  Wert- 
papiere gelangen  auf  diesem  Wege  in's  Publikum,  da  häufig  auch  der 
Staat  oder  die  Gemeinde  oder  die  Privatunternehmung  ihre  neuen  Papiere 
ohne  Vermittlung  einer  Emissionsstelle  unmittelbar  an  die  Abnehmer 
bringen,  z.  B.  durch  Auflegung  der  neuen  Papiere  zur  Subskription, 
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durch  direkten  Verkauf  bei  passender  Gelegenheit  oder  von  ständigen 
Verkaufsstellen  aus  u.  s.  w. 

Dieser  unmittelbare  Weg  reicht  aber  für  viele,  ja  für  die  meisten 
Fälle  nicht  aus,  namentlich  dann,  wenn  die  schnelle  Unterbringung  der 
neuen  Papiere  notwendig  ist.  Gerade  in  solchen  Fällen  ist  ein  geschäfts- 
gewandter Vermittler  unentbehrlich,  der  die  als  Abnehmer  in  Betracht 
kommenden  Kreise  kennt  oder  ausfindig  zu  machen  weils  und  den  rich- 
tigen Zeitpunkt  für  die  Unterbringung  zu  erkennen  versteht 

Nicht  alle  direkt  oder  durch  Emissionsstellen  an  das  Publikum  zu 
bringenden  Papiere  kommen  für  den  Börsenhandel  in  Betracht  Ein 
nicht  geringer  Teil  der  Aktien  z.  B.  bleibt  aufserhalb  des  Börsenverkehrs. 
Die  Börse  hat  gar  nicht  an  allen  neuen  Papieren  ein  Interesse.  Da  sie 
auf  den  Grofsverkehr  zugeschnitten  ist,  so  kommen  für  sie  Papiere,  die 
nur  in  kleinen  Mengen  vorhanden  sind,  nicht  in  Frage,  und  da  weiter 
ein  erheblicher  Teil  des  Börsenverkehrs  auf  Preisschwankungen  basiert 
ist,  so  hat  die  Börse  auch  vielfach  an  Papieren  kein  Interesse,  bei  denen 
nennenswerte  Preisschwankungen  ausgeschlossen  sind. 

Aber  auch  diejenigen  Wertpapiere,  welche  an  sich  für  den  Börsen- 
verkehr besonders  geeignet  sind  —  und  die  Hauptmasse  der  Wertpapiere 
gehört  dazu  — ,  können  nicht  ohne  weiteres  in  den  Börsenverkehr  eintreten. 
Vielmehr  müssen  die  Papiere  erst  ausdrücklich  und  formell  zum  Börsen- 
handel und  zur  amtlichen  Notierung  zugelassen  werden.  Man  nennt  diese 
Zulassung  r  Kotierung" ;  sie  geht  jetzt  in  der  Regel  der  Emission  voran. 

Dieses  formelle  Erforderjiis  für  den  Eintritt  in  den  Börsenverkehr 
war  früher  nicht  vorhanden.  Die  Emissionsstellen  konnten  ohne  weitere 
Kontrolle  seitens  der  Börsenorgane  die  neuen  Papiere  an  der  Börse  ein- 
führen. Die  wachsende  Ausdehnung  des  Verkehrs  in  Wertpapieren  hat 
aber  die  gröfseren  Börsen  dazu  veranlafst,  die  Zulassung  neuer  Wert- 
papiere an  die  Genehmigung  eines  bestimmten  Börsenorgans  oder  eines 
besonderen  Ausschusses  zu  knüpfen  und  diese  Genehmigung  abhängig 
zu  machen  von  der  Erfüllung  gewisser  Formvorschriften.  Der  Zweck 
dieser  Vorschriften  war  vor  allem  der,  dem  Publikum  alle  die  Materialien 
und  Angaben  zugänglich  zu  machen,  die  zur  Beurteilung  der  Güte  des 
neuen  Papieres  notwendig  waren.  Das  Mittel  dazu  war  der  Prospekt, 
den  das  Emissionshaus  unter  seinem  Namen  veröffentlichen  mufste.  Über 
den  Inhalt  des  Prospekts  waren  genaue  Vorschriften  gegeben. 

Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  das  Vorgehen  der  Berliner 
Effektenbörse.  Nach  der  —  inzwischen  aufser  Kraft  gesetzten  —  revi- 
dierten Börsenordnung  vom  1.  Juli  1885  hatte  über  die  Zulassung  neuer 
Wertpapiere  zu  entscheiden  das  „Börsenkommissariat  der  Fondsbörse14, 
dessen  Mitglieder  zu  V»  dem  Ältestenkollegium  der  Berliner  Kaufmann- 
schaft, zu  2/»  den  stimmfähigen  Mitgliedern  der  Korporation  der  Berliner 
Kaufmannschaft  angehören  mufsten.   Der  allgemeine  Grundsatz  für  die 
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Thätigkeit  dieser  Zulassungsstelle  war  der,  dafs  die  Zulassung  nur  aus- 
gesprochen werden  konnte,  wenn  die  für  die  Beurteilung  des  Papiers 
wichtigen  Angaben  seitens  der  einführenden  Firma  durch  Aushang  an 
der  Börse  und  Anzeige  in  den  Zeitungen  in  einer  dem  Börsenkommissa- 
riat als  hinreichend  erscheinenden  Weise  bekannt  gemacht  waren.  Für 
die  Prüfung  seitens  des  Börsenkommissariats  waren  „leitende  Gesichts- 
punkte" aufgestellt,  die  aus  den  praktischen  Erfahrungen  heraus  eine 
Reihe  von  Direktiven  gaben,  nicht  in  der  Absicht,  dem  Publikum  die 
Bildung  eines  eigenen  Urteils  über  das  neue  Papier  abzunehmen,  son- 
dern ihm  die  Bildung  eines  solchen  Urteils  zu  ermöglichen  und  zu 
erleichtern.  Die  „leitenden  Gesichtspunkte"  in  der  Fassung  vom  No- 
vember 1894  enthielten  zunächst  eine  Reihe  allgemeiner  Voraussetzungen, 
die  insbesondere  Form  und  Inhalt  und  Veröffentlichung  des  Einführungs- 
prospektes regelten,  wie  er  bei  allen  Wertpapieren  mit  Ausnahme  der 
preulsischen  und  deutschen  Staats-  und  Reichsschuldverschreibungen  vor- 
geschrieben war.  Aufserdem  gaben  die  leitenden  Gesichtspunkte  noch 
besondere  Bestimmungen  über  die  Erfordernisse,  die  bei  14  einzelnen 
Gruppen  von  Wertpapieren  erfüllt  sein  müssen.  Auch  hierbei  drehte  es 
sich  namentlich  um  den  Inhalt  der  Prospekte. 

Waren  alle  Formvorschriften  erfüllt,  so  konnte  das  Papier  zum  Börsen- 
handel zugelassen  werden.  Das  Börsenkommissariat  konnte  aber  ohne 
Angabe  von  Gründen  auch  die  Zulassung  verweigern.  Um  Mifsbrauch 
zu  verhindern,  war  in  der  Geschäftsordnung  vom  1.  Dezember  18S9  aus- 
drücklich bestimmt,  dafs  bei  Beratung  und  Beschlufsfassung  über  die 
Zulassung  eines  neuen  Papiers  diejenigen  Mitglieder  nicht  mitwirken 
dürfen,  welche  den  Antrag  gestellt  haben  oder  bei  der  Emission  oder 
Einführung  consortialiter  beteiligt  sind.  Hielt  aus  anderem  Grunde  ein 
Mitglied  sich  selbst  oder  der  Antragsteller  oder  ein  Mitglied  des  Börsen- 
kommissariates ein  anderes  Mitglied  für  befangen  und  machte  das  unter 
sachlicher  Begründung  geltend,  so  entschied  das  Börsenkommissariat 
darüber,  ob  das  angeblich  befangene  Mitglied  bei  der  Beratung  und 
Beschlufsfassung  mitwirken  durfte. 

Die  Verweigerung  der  Zulassung  bedeutete,  dafs  das  neue  Papier 
von  der  amtlichen  Kursnotiz  ausgeschlossen  war,  und  dafs  die  Handels- 
makler Geschäfte  darin  nicht  vermitteln  durften.  Dafs  privatim  gleichwohl 
in  solchen  Papieren  an  der  Börse  Abschlüsse  gemacht  wurden,  konnte 
natürlich  hier  wie  überall  nicht  verhindert  werden.  Die  Ältesten  der 
Berliner  Kaufmannschaft  haben  indes  in  ihrem  Bericht  an  den  Reichs- 
kanzler vom  12.  November  1894  mitgeteilt,  dafs  in  Berlin  an  der  Börse 
ein  Handel  in  Papieren,  deren  Zulassung  abgelehnt  worden  ist,  nicht 
stattgefunden  habe,  dafs  aber  in  Papieren,  deren  Zulassung  überhaupt 
nicht  beantragt  und  deshalb  auch  nicht  ausgesprochen  war,  ein  Börsen- 
handel bestanden  habe. 
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Die  Frage  der  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsenhandel  hat 
in  dem  neuen  deutschen  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  §  36  ff.  eine 
auführliche  Regelung  erfahren,  die  an  das  besprochene  Vorgehen  der 
Berliner  Effektenbörse  anschliefst,  aber  vielfach  noch  schärfere  Vor- 
schriften enthält  Die  Regelung  ist  erfolgt,  obwohl  gegen  einen  Teil  der 
vorgeschlagenen  neuen  Bestimmungen  lebhaft  Widerspruch  von  den  In- 
teressenvertretungen des  Handels  erhoben  war. 

Das  Börsengesetz  verlangt  an  jeder  Börse  eine  besondere  kollegia- 
lisch  eingerichtete  „Zulassungsstelle",  in  der  mindestens  die  Hälfte  der 
Mitglieder  in  das  noch  zu  erwähnende  Börsenregister  für  Wertpapiere 
nicht  eingetragen  sein  darf.  Diese  Vorschrift  soll  dem  Anlage  suchen- 
den Publikum,  das  nicht  berufsmäfsig  am  Börsenterminhandel  beteiligt 
ist,  eine  Wahrnehmung  seiner  Interessen  ermöglichen. 

Im  übrigen  wird  die  Zusammensetzung  der  Zulassungsstelle  durch 
die  Börsenordnung  geregelt  In  den  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  er- 
gangenen Börsenordnungen  ist  die  Regelung  verschieden.  In  Berlin  hat 
die  Zulassungsstelle  22  Mitglieder,  welche  von  den  Ältesten  der  Kauf- 
mannschaft auf  3  Jahre  ernannt  werden;  aufserdem  sind  noch  8  Stellver- 
treter zu  nennen.  In  Bremen  heilst  die  Zulassungsstelle  „Sachverständigen- 
kommission der  Fondsbörse" ;  sie  zählt  7  Mitglieder  und  7  Stellvertreter. 
Die  Wahl  erfolgt  durch  die  Handelskammer  auf  3  Jahre;  für  je  3  Mit- 
glieder und  Stellvertreter  hat  der  Vorstand  des  Effektenmaklervereins  in 
Bremen  das  Vorschlagsrecht,  an  das  aber  die  Handelskammer  nicht  ge- 
bunden ist.  In  Breslau  besteht  die  Zulassungsstelle  aus  9  Mitgliedern 
und  5  Stellvertretern,  die  von  der  Handelskammer  auf  3  Jahre  gewählt 
werden;  in  Dresden  aus  12  Mitgliedern  und  6  Stellvertretern,  die  von 
der  Generalversammlung  der  Dresdener  Börse  „in  der  Regel"  auf  5  Jahre 
zu  wählen  sind,  in  Frankfurt  a.  M.  aus  6  Mitgliedern  und  3  Stellver- 
tretern, die  von  der  Handelskamer  ernannt  werden.  In  Hamburg  fungiert 
als  Zulassungsstelle  die  „Sachverständigenkommission  für  den  Effekten- 
handel", die  aus  9  Personen  besteht  Die  Kölner  Börsenordnung  schreibt 
6—8  Mitglieder  für  die  Zulassungsstelle  vor,  die  auf  1  Jahr  von  der 
Handelskammer  ernannt  werden.  In  Leipzig  besteht  die  Zulassungs- 
stelle aus  10  Mitgliedern,  die  auf  die  Dauer  eines  Jahres  von  der  I.  Ab- 
teilung des  Börsen  Vorstandes  (für  das  Geschäft  in  Wechseln,  Geld-  und 
Wertpapieren)  zu  wTählen  sind.  In  München  ernennt  der  Vorstand  des 
Münchener  Handelsvereins,  unter  Vorbehalt  der  Zustimmung  der  Börsen- 
aufsichtsbehörde, d.  h.  der  Handelskammer,  alljährlich  im  Dezember  die 
1 2  Mitglieder  der  Zulassungsstelle  u.  s.  w. 

Auch  die  eigentliche  Geschäftsordnung  der  Zulassungsstelle  wird 
von  den  zum  Erlafs  der  Börsenordnung  zuständigen  Börsenorganen 
festgestellt;  das  Gesetz  selbst  verlangt  nur,  dafs  von  der  Beratung 
und  Beschlufsfassung  allgemein  ausgeschlossen  sein  sollen  diejenigen, 
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welche  an  der  Einführung  der  in  Frage  stehenden  Wertpapiere  be- 
teiligt sind. 

Aufgabe  und  Pflicht  der  Zulassungsstelle  ist  nach  dem  Gesetz: 

1 .  Die  Vorlegung  der  Urkunden,  welche  die  Grundlage  für  die  zuzu- 
lassenden Wertpapiere  bilden,  zu  verlangen  und  diese  Urkunden 
zu  prüfen; 

2.  dafür  zu  sorgen ,  daf s  das  Publikum  über  alle  zur  Beurteilung  des 
Wertpapiers  notwendigen  thatsächlichen  und  rechtlichen  Verhält- 
nisse „soweit  als  möglich  informiert  wird",  und  bei  Unvollständig- 
keit  der  Angaben  die  Emission  nicht  zuzulassen; 

3.  Emissionen  nicht  zuzulassen,  durch  welche  erhebliche  allgemeine 
Interessen  geschädigt  werden,  oder  welche  offenbar  zu  einer  Über- 
vorteilung des  Publikums  führen. 

Diese  letztere  Bestimmung  bedeutet,  dafs  die  Zulassungsstelle  nicht 
nur  formell,  sondern  auch  materiell  die  Wertpapiere  zu  prüfen  hat  Ob 
damit  nicht  über  den  Rahmen  des  praktisch  Erreichbaren  hinausgegriffen 
ist,  wird  die  Erfahrung  zeigen  müssen. 

Die  Zulassungsstelle  kann  die  Zulassung  ohne  Angabe  von  Gründen 
verweigern  und  zugelassene  Wertpapiere  wieder  ausschliefsen.  Sie  ist 
dabei  nur  insoweit  beschränkt,  als  deutsche  Reichs-  und  Staatsanleihen 
nicht  abgelehnt  werden  können.  Bei  allen  übrigen  Papieren  hat  sie  nach 
dem  Gesetz  in  Bezug  auf  Ablehnung  und  Annahme  freie  Hand,  soweit 
nicht  Unvollständigkeit  der  Materialien  und  Angaben  oder  die  Gefahr 
nachteiliger  Wirkungen  der  oben  erwähnten  Art  die  Ablehnung  notwendig 
machen.  Nur  für  Aktien  von  Gesellschaftsunternehmungen,  die  durch 
Umwandlung  bestehender  Unternehmungen  entstanden  sind,  und  für  An- 
teilscheine und  staatlich  nicht  garantierte  Obligationen  ausländischer  Er- 
werbsgesellschaften zieht  das  Gesetz  selbst  der  Bewegungsfreiheit  der 
Zulassungstellen  bestimmte  Schranken  (§  39).  Bei  jenen  Aktien  darf 
die  Zulassung  in  der  Regel  nicht  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Ein- 
tragung der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  und  nicht  vor  der  Ver- 
öffentlichung der  ersten  Jahresbilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
erfolgen,  und  Ausnahmen  davon  können  nur  in  besonderen  Fällen  von 
der  Landesregierung  gestattet  werden. 

Damit  soll  mifsbräuchlichen  Operationen  bei  Einführung  von  Aktien 
der  durch  Umwandlung  entstandenen  Aktien-  oder  Kommandit-Aktien- 
gesellschaften  entgegengearbeitet  werden.  Für  andere  Papiere  solcher 
Gesellschaften,  z.  B.  für  Obligationen  und  weiter  für  die  Papiere  aller 
auf  anderem  Wege  entstandenen  Aktiengesellschaften,  gilt  die  Zwischen- 
frist nicht,  obwohl  da  ebenfalls  grofse  Mifsbräuche  eintreten  können 
und  auch  schon  eingetreten  sind.  Bei  den  Anteilscheinen  und  staatlich 
nicht  garantierten  Obligationen  ausländischer  Erwerbsgesellschaften  ist 
die  Zulassung  davon  abhängig,  dafs  die  Emittenten  sich  verpflichten, 
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5  Jahre  hindurch  jährlich  die  Bilanz,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
in  einer  oder  mehreren,  von  der  Zulassungsstelle  zu  bestimmenden  deutschen 
Zeitungen  zu  veröffentlichen.  Diese  Bestimmung  will  den  deutschen  Inter- 
essenten eine  Unterrichtung  über  die  Lage  der  betr.  ausländischen  Gesell- 
schaften erleichtern.  Aufser  diesen  gesetzlichen  Schranken,  die  von  der 
Zulassungsstelle  innezuhalten  sind,  kann  aber  nach  §  42  des  Gesetzes  der 
Bundesrat  noch  weitere  Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen  der 
Zulassung  geben  und  insbesondere  auch  den  Mindestbetrag  des  Grund- 
kapitals, der  für  die  Zulassung  von  Aktien  an  den  einzelnen  Börsen 
raafsgebend  sein  soll,  sowie  den  Mindestbetrag  der  einzelnen  Stücke  der 
zuzulassenden  Wertpapiere  festsetzen.  Aufserdem  kann  auch  die  Landes- 
regierung ergänzende  Bestimmungen  treffen,  die  dem  Reichskanzler  mit- 
zuteilen sind. 

Der  Bundesrat  hat  von  der  eben  erwähnten  Befugnis  Gebrauch 
gemacht  durch  die  vom  Reichskanzler  am  11.  Dezember  1896  veröffent- 
lichten „Bestimmungen  betr.  die  Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Börsen- 
handel". Diese  Bundesratsbestimmungen  gestatten  die  Zulassung  nur, 
wenn  die  Gesamtsumme  der  auf  Grund  der  Zulassung  alsbald  in  Ver- 
kehr zu  bringenden  Stücke  nach  ihrem  Nennwert  in  Berlin,  Frankfurt  a.  M. 
und  Hamburg  mindestens  1  Mill.  M.,  auf  den  übrigen  Börsen  mindestens 
V'i  Mill.  M.  beträgt  In  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und  Hamburg  kann  von 
der  Börsenaufsichtsbehörde  im  Einzelfall  die  Grenze  von  mindestens 
V*  Mill.  M.  zugelassen  werden,  „wenn  der  Gegenstand  der  Emission  nur 
Bedeutung  für  das  engere  Wirtschaftsgebiet  hat,  welchem  der  Börsenplatz 
angehört".  Für  derartige,  nur  den  engeren  Bezirk  interessierende  Papiere 
kann  die  Landesregierung  allgemein  einen  geringeren  Mindestbetrag  als 
500000  M.  zulassen.  Diese  Grenzbestimmung  findet  keine  Anwendung, 
wenn  die  Wertpapiere  von  einem  Gemeinwesen,  einer  Gesellschaft  oder 
Person  herrühren,  von  welchen  bereits  sonstige  Werte  an  derselben  Börse 
zugelassen  sind. 

Bezüglich  des  Mindestbetrages  der  einzelnen  Stücke  beschränkt  sich 
der  Bundesrat  darauf,  zu  verlangen,  dafs  Aktien  und  Interimsscheine 
einer  deutschen  Gesellschaft  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches 
vom  10.  Mai  1897  §  180  entsprechen,  also  in  der  Regel  auf  1000  M. 
lauten.  Ausländische  Aktien  und  Interimsscheine,  die  auf  einen  geringeren 
Betrag  lauten,  dürfen  nur  mit  Zustimmung  der  Landesregierung  zuge- 
lassen werden. 

Als  weitere  Voraussetzungen  der  Zulassung  bezeichnet  die  Bundes- 
ratsverordnung : 

1.  Dafs  die  Wertpapiere  voll  gezahlt  sind  (abgesehen  von  Aktien  und 
Interimsscheinen  von  Versicherungsgesellschaften); 

2.  dafs  sie  auf  deutsche  Währung  oder  gleichzeitig  auf  diese  und  eine 
andere  Währung  lauten; 
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3.  dafs  die  Zinsen  oder  Dividenden  sowie  die  verlosten  oder  ge- 
kündigten Stücke  an  einem  deutschen  Börsenplatze  zahlbar  sind, 
und  dafs  die  Aushändigung  der  neuen  Zinsbogen  daselbst  kosten- 
frei erfolgt 

Die  Zulassungsstelle  kann  in  besonderen  Fällen  Ausnahmen  von 
diesen  Voraussetzungen  vorsehen,  mufs  aber  die  bewilligten  Ausnahmen 
unter  Angabe  der  Gründe  dem  Staatskommissar  mitteilen. 

Über  das  Verfahren  und  die  formellen  Erfordernisse  des  Zulassungs- 
antrags enthält  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1896  in  §  38  grundlegende  Be- 
stimmungen, die  in  der  erwähnten  Bundesratsverordnung  noch  ergänzt 
sind.  Das  Gesetz  schreibt  vor,  dafs  der  Zulassungsantrag  nach  der  Ein- 
reichung von  der  Zulassungsstelle  unter  Bezeichnung  der  Einführungsfirma, 
des  Betrages  und  der  Art  der  einzuführenden  Papiere  zu  veröffentlichen 
ist,  und  dafs  zwischen  dieser  Veröffentlichung  und  der  Einführung  der 
Papiere  an  der  Börse  mindestens  6  Tage  liegen  müssen.  Das  Gesetz 
führt  weiter  für  alle  Papiere  —  mit  Ausnahme  der  deutschen  Reichs- 
und Staatsanleihen  —  allgemein  den  Prospektzwang  ein.  Der  Prospekt, 
der  „vor  der  Zulassung11  zu  veröffentlichen  ist,  mufs  die  zur  Beurteilung 
des  Wertes  der  einzuführenden  Papiere  wesentlichen  Angaben  enthalten, 
ferner  den  Betrag,  der  in  den  Verkehr  gebracht,  sowie  den  Betrag,  der 
vorläufig  vom  Verkehr  ausgeschlossen  werden  soll,  und  die  Zeit,  für 
welche  dieser  Ausschlufs  erfolgen  soll.  Der  Prospektzwang  gilt  auch 
für  den  Fall  der  Konvertierung  und  der  Kapitalserhöhung.  Von  dem 
Prospektzwang  kann  die  Landesregierung  entbinden  die  Schuldver- 
schreibungen, für  die  das  Reich  oder  ein  Bundesstaat  die  volle  Garantie 
übernommen  hat,  ferner  die  Schuldverschreibungen  kommunaler  Körper- 
schaften und  kommunalständischer  Kreditinstitute  und  der  unter  Staats- 
aufsicht stehenden  Pfandbriefanstalten. 

Die  Bundesratsvorschriften  ordnen  zur  Ergänzung  dieser  Bestim- 
mungen zunächst  an,  dafs  der  Zulassungsantrag  schriftlich  einzureichen 
ist  und  die  in  die  Veröffentlichung  des  Antrags  aufzunehmenden  An- 
gaben enthalten  und  von  dem  Prospekt  und  bestimmten  näher  bezeich- 
neten Nachweisen  begleitet  sein  mufs.  Der  Prospekt  mufs  von  dem- 
jenigen, der  ihn  erlassen  hat,  unterschriftlich  vollzogen  sein.  Über  den 
Inhalt  des  Prospektes  giebt  die  Bundesratsverordnung  eingehende  Vor- 
schriften; dieselben  bezeichnen  zunächst  die  11  Punkte,  die  in  jedem 
Prospekt  angegeben  sein  müssen,  und  die  gewissermafsen  das  allgemeine 
Nationale  des  neuen  Wertpapiers  enthalten  (§  5  d.  Verordn.  v.  1 1.  Dez.  1896). 
Dahin  gehört  die  Angabe  der  Körperschaft,  Gesellschaft  oder  Person, 
deren  Papiere  zugelassen  werden  sollen ;  der  Rechtstitel,  auf  welchem  die 
Berechtigung  zur  Ausgabe  der  Wertpapiere  beruht;  der  besondere  Ver- 
wendungszweck des  Ertrages  der  Emission;  der  Nennbetrag  der  Emission, 
unter  Ersichtlichmachung  des  in  Verkehr  zu  bringenden  und  des  vor- 
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läufig  vom  Verkehr  auszuschliefsenden  Betrages  und  die  Zeitdauer  diese« 
Ausschlusses;  die  Merkmale  (Betrag,  Reihen,  Nummern)  der  zu  emittieren- 
den Stücke,  und  ob  sie  auf  den  Inhaber  oder  auf  den  Namen  gestellt  sind; 
die  Kündigungs-  und  Tilgungsbestimmungen;  die  Art  der  Sicherstellnng 
für  Kapital-,  Zins-  oder  Dividendenzahlung;  die  etwaigen  Vorzugsrechte 
der  neuen  oder  der  diesen  voranstehenden  Papiere;  die  Abzüge  oder  Be- 
schränkungen bei  Zins-,  Dividenden-  oder  Kapitalzahlung;  die  Plätze  und 
Termine  dieser  Zahlungen,  den  Zinssatz,  die  Verjährungsfristen  für  den 
Anspruch  auf  diese  Zahlungen;  den  Umrechnungskurs,  nach  dem  ge- 
gebenenfalls die  fremde  Währung  umzurechnen  ist. 

Zu  diesen  allgemeinen  Angaben  treten  nach  §  6  und  7  noch  be- 
sondere Angaben  für  öffentliche  Anleihen  des  Auslandes,  für  Anteilscheine 
und  Schuldverschreibungen  eines  gewerblichen  Unternehmens,  für  Grund- 
kreditobligationen und  Hypothekenpfandbriefe  und  für  die  Aktien  und 
Obligationen  von  Aktien-  und  Kommandit- Aktiengesellschaften.  Diese  be- 
sonderen Angaben,  die  hier  nicht  im  einzelnen  aufgeführt  werden  können, 
verfolgen  offensichtlich  den  Zweck,  eine  möglichst  gründliche  Aufklärung 
über  die  Güte  und  Sicherheit  der  neuen  Papiere  zu  schaffen,  um  so  dem 
beteiligten  Publikum  ein  eigenes  Urteil  zu  ermöglichen. 

Nach  Eingang  des  Antrags,  sofern  derselbe  formell  in  Ordnung  ist, 
verfügt  die  Zulassungsstelle  die  Veröffentlichung  des  Antrags  auf  Kosten 
des  Antragstellers  im  Eeichsanzeiger  und  in  mindestens  zwei  anderen 
inländischen  Zeitungen,  die  von  der  Zulassungsstelle  nach  bestimmten, 
in  der  Verordnung  angegebenen  Gesichtspunkten  auszuwählen  sind.  Eine 
dieser  Zeitungen  mufs  an  dem  betr.  Börsenplatz  selbst  erscheinen;  die 
andere  mufs,  wenn  es  sich  um  Papiere  einer  inländischen  Aktien-  oder 
Kommandit-Aktiengesellschaft  handelt,  in  dem  engeren  Wirtschaftsgebiet 
dieser  Gesellschaft  erscheinen.  Aufserdem  ist  der  Antrag  durch  Anschlag 
in  der  Börse  selbst  bekannt  zu  machen. 

Nachdem  die  Veröffentlichung  des  Antrags  verfügt  ist,  prüft  die 
Zulassungsstelle,  ob  alle  vorgeschriebenen  Angaben  im  Prospekt  gemacht 
sind,  und  welche  weiteren  Ergänzungen  des  Prospektes  nötig  oder  welche 
weiteren  Urkunden  vorzulegen  sind.  Nichtbefolgung  der  entsprechenden 
Aufforderungen  zieht  die  Abweisung  des  Antrags  vorbehaltlich  des  etwa 
in  der  Börsenordnung  vorgesehenen  Beschwerderechts  nach  sich.  Zwischen 
der  Veröffentlichung  des  Antrags  in  der  am  Börsenplatze  erscheinenden 
Zeitung  und  dem  Zulassungsbeschlufs  müssen  mindestens  drei  Tage  liegen. 
Im  Zulassungsbeschlufs  ist  auch  der  Termin  anzugeben,  von  dem  ab 
die  Einführung  an  der  Bank  erfolgen  darf.  Frühestens  darf  die  Ein- 
führung am  dritten  Werktage  nach  dem  Tage  des  Zulassungsbeschlusses 
und  nach  dem  Tage  der  ersten  Veröffentlichung  de«  Prospektes  erfolgen. 

Der  Zulassungsbeschlufs  ist  durch  dreitägigen  Aushang  in  der  Börse 
hu  veröffentlichen.    Von  dieser  Veröffentlichung  ab  bis  zur  Einführung 
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sind  an  der  Börse  die  beigebrachten  Beweisstücke,  durch  welche  die 
Angaben  des  Prospektes  erhärtet  werden,  öffentlich  auszulegen. 

Der  Prospekt  selbst  mufs  von  dem  Antragsteller  in  den  Zeitungen, 
in  denen  der  Antrag  bekannt  gegeben  ist,  mit  Ausnahme  des  Reichsan- 
zeigers, veröffentlicht  werden. 

Für  den  Inhalt  des  Prospektes  haften  nach  §  43  —  47  des  Börsen- 
gesetzes diejenigen,  von  denen  der  Prospekt  erlassen  ist,  und  diejenigen, 
von  denen  der  Erlafs  des  Prospektes  ausgeht.  Sie  haften  zunächst  für 
Unrichtigkeit  wesentlicher  Angaben,  wenn  sie  die  Unrichtigkeit  gekannt 
haben  oder  ohne  grobes  Verschulden  hätten  kennen  müssen,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  der  Prospekt  die  betr.  Angaben  als  von  einem  Dritten 
herrührend  bezeichnet  Die  Genannten  haften  weiter,  wenn  wesentliche 
Thatsachen  im  Prospekt  fehlen,  sei  es  dafs  sie  böslich  verschwiegen 
sind,  sei  es  dafs  die  haftbaren  Personen  eine  ausreichende  Prüfung  der 
Vollständigkeit  des  Prospektes  böslich  unterlassen  haben.  Die  Genannten 
haften  als  Gesamtschuldner  jedem  Besitzer  des  betr.  Wertpapieres  für 
den  Schaden,  der  dem  Besitzer  aus  der  von  den  Angaben  des  Prospektes 
abweichenden  Sachlage  erwächst.  Die  Haftung  kann  nicht  durch  Privat- 
vertrag beseitigt  oder  ermäfsigt  werden.  Die  Ansprüche  aus  dieser  Haftung 
verjähren  in  5  Jahren. 

Alle  Papiere,  deren  Zulassung  verweigert  oder  nicht  nachgesucht  ist, 
dürfen  auch  im  amtlichen  Kurszettel  nicht  notiert  werden.  Geschäfte  in 
solchen  Papieren  sind  von  der  Benutzung  der  Börseneinrichtungen  aus- 
geschlossen, und  die  Kursmakler  dürfen  derartige  Geschäfte  nicht  vermitteln. 
Preislisten  darüber  dürfen  nicht  veröffentlicht  oder  in  mechanisch  herge- 
stellter Vervielfältigung  verbreitet  werden  (§41  des  Ges.  v.  22.  Juni  1896), 
was  freilich  alles  nicht  ausreicht,  um  Privatabschlüsse  in  solchen  Wert- 
papieren zwischen  Börsenbesuchern  zu  verhindern. 

Diese  letzteren  Grundsätze  gelten  nach  §  40  auch  für  Wertpapiere, 
die  zur  öffentlichen  Zeichnung  aufgelegt  sind,  deren  Zuteilung  an  die 
Zeichner  aber  noch  nicht  beendet  ist  Das  richtet  sich  gegen  den  „Handel 
per  Erscheinen"  oder,  wie  der  Jahresbericht  der  Ältesten  der  Berliner 
Kaufmannschaft  für  1894  S.  64  richtiger  sagt,  „Handel  vor  Zuteilung" 
und  will  verhindern,  dafs  durch  den  Börsenhandel  vor  Zuteilung  der 
Emissionskurs  in  die  Höhe  getrieben  und  nun  zu  diesem  erhöhten  Kurs 
noch  vor  der  Zuteilung  an  die  Zeichner  die  Papiere  abgesetzt  werden. 
Fälle  des  Mifsbrauchs  dieses  vorzeitigen  Handels  sind  eingetreten,  aber 
in  gewöhnlichen  Zeiten  doch  selten.  Vielfach  dient  dieser  vorzeitige 
Verkauf  dazu,  einem  Anlagesuchenden  den  Erwerb  eines  bestimmten 
Betrages  des  neuen  Papiers  zu  sichern,  was  sonst  oft,  z.  B.  bei  starker 
Überzeichnung,  dem  Einzelnen  nicht  möglich  sein  würde.  Das  Gesetz 
verbietet  diese  Operationen  nicht,  aber  es  versagt  ihnen  die  offizielle  An- 
erkennung, d.  h.  es  verweist  die  Beteiligten  auf  rein  private  Abmachungen. 
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Die  Ablehnung  der  Zulassung  eines  neuen  Wertpapiers  an  einer 
Börse  mufs  von  der  Zulassungsstelle  unter  Angabe  der  Gründe  den  Vor- 
ständen der  übrigen  deutschen  Börsen  mitgeteilt  werden.  Beruht  die  Ab- 
lehnung nicht  lediglich  auf  örtlichen  Verhältnissen,  so  kann  die  Zulassung 
an  einer  anderen  Börse  nur  mit  Zustimmung  derjenigen  Zulassungsstelle 
erfolgen,  welche  den  Antrag  abgelehnt  hat  Ist  vorher  oder  wird  gleichzeitig 
der  Antrag  auf  Zulassung  noch  bei  einer  anderen  Börse  beantragt,  so  hat 
der  Antragsteller  dies  anzugeben,  und  die  Zulassung  kann  dann  nur  im  Ein- 
verständnis mit  der  beteiligten  anderen  Zulassungsstelle  erfolgen.  Diese 
Vorschriften  des  §  37  des  Börsengesetzes  haben  den  Zweck,  zu  verhindern, 
dafs  ungeeignete  Papiere,  die  von  der  einen  Börse  abgelehnt  sind,  trotzdem 
auf  dem  Umwege  über  eine  andere  Börse  in  den  Börsenhandel  eindringen. 

Diese  ganze,  scharf  zugespitzte  Regelung  des  Börsengesetzes  bezieht 
sich  nur  auf  die  Zulassung  zum  Börsenhandel  überhaupt.  Die  Zulassung 
zum  Börsenterminhandel  ist  damit  noch  nicht  gegeben;  hierfür  bestehen 
besondere  Vorschriften,  auf  die  weiter  unten  noch  einzugehen  ist  — 

Nach  der  ßeichsstatistik  sind  im  ganzen  bei  den  deutschen  Börsen 
zum  Börsenhandel  zugelassen  worden  (in  Millionen  Mark  Nennwert): 


1897 

1898 

,    .   ,  auslän- 
deutsche  d.sche 

deutsche 

auslän- 
dische 

1304,2  364,4 

42,7 

993,5 

Anleihen  von  Provinzen,  Städten  u.  s.w. 

241,9  91,3 

154,2 

102,5 

Pfandbriefe  von  Landschaften  und  ähn- 

lichen   Bodenkreditinstituten  unter 

staatlicher  Aufsicht  

205,9  — 

75,0 

184,5 

Pfandbriefe  von  Hypothekenbanken  . 

1291,7  112,7 

868,8 

50,5 

Bankaktien  und  -Obligationen    .    .  . 

326,6  — 

309,3 

8,0 

34,6  — 

72,2 

03 

24,5  287,2 

59,3 

1176,6 

Industrie-,  Verkehrs-,  Versicherungs-  und 

Bergwerksaktien  (und  Kuxe)  .    .  . 

304,9  1,7 

330,7 

11,6 

Industrie-,  Verkehrs-,  Versicherungs-  und 

53,6  50,3 

180,8 

6,3 

Zusammen 

3787,9  889,6 

2093,0 

2534,3 

4677,5 

4627,3 

Der  gröfste  Teil  dieser  Zulassungen  entfiel  auf  Berlin.  Die  Zahl  der 

Zulassungen  stellte  sich: 

1897  1898 

1897 

1898 

in  Berlin   .    .    .    auf  171  263 

in  Bremen  .  . 

.    auf  9 

13 

Frankfurt  a.M.     „      74  115 

Stuttgart 

•     »  4 

7 

„  Dresden    .    .           27  50 

„  Mannheim  . 

.     „  8 

6 

„  Hamburg  .    .     „      29  46 

„  Königsberg . 

.     „  2 

3 

„  Leipzig.    .    .           26  32 

„  Essen    .  . 

.     „  9 

0 

„  München   .    .     „      23  24 

„  Augsburg  . 

.     „  6 

0 

„  Köln     .    .    .     „      18  22 

„  Düsseldorf  . 

0 

„  Breslau.    .    .     r      16  19 

„  Stettin  . 

.    „  o 

0 
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Auch  im  Auslande  ist  für  den  Eintritt  neuer  Wertpapiere  in  den 
Börsenhandel  die  ausdrückliche  Zulassung  erforderlich.  Die  Entscheidung 
über  die  Zulassungsanträge  und  über  Ausschliefsung  von  Papieren  liegt 
fast  ausnahmslos  in  der  Hand  gewählter  Börsenorgane,  entweder  des 
Börsenvorstandes  oder  besonderer  Kommissionen,  wie  des  in  Amerika 
üblichen  „Committee  on  Stock  Listtt,  das  aber  in  New  York  nur  vorbehalt- 
lich der  Zustimmung  des  Governing  Committee  entscheidet  Ein  direktes 
Eingreifen  staatlicher  Organe  findet  sich  nur  selten.  Es  kommt  vor  in 
Frankreich,  wo  die  chambres  syndicales  des  agents  de  change,  also  die 
Vorstände  der  Genossenschaften  der  amtlichen  Makler,  im  allgemeinen 
die  Entscheidung  haben,  aber  der  Finanzminister  ausländische  Wertpapiere 
jederzeit  untersagen  kann.  Noch  weiter  geht  —  formell  wenigstens, — 
das  Eingreifen  staatlicher  Organe  in  Oesterreich.  Hier  hat  der  Finanz- 
minister  nach  Anhörung  der  Börsenleitung  zu  bestimmen,  welche  Wert- 
papiere börsenmäfsig  gehandelt  und  amtlich  notiert  werden  sollen.  That- 
sächlich  bedeutet  dies,  dafs  die  Börsenleitung  entscheidet  Denn  nur  ganz 
vereinzelt  —  die  deutsche  Börsenenquetekommission  hatte  bis  1892  nur 
zwei  solche  Falle  ermittelt  —  stimmt  der  Minister  dem  Gutachten  der 
Börsenleitung  nicht  zu,  und  gegen  deren  Gutachten  hatte  er  bis  1892  nie- 
mals —  m.  W.  auch  später  nicht  —  die  Zulassung  eines  Wertpapiers  verfügt. 

In  Basel  wird  das  Reglement  über  das  Zulassungs verfahren  vom 
Regierungsrat  festgesetzt  In  Zürich  kann  die  Direktion  des  Innern  die 
Zulassung  untersagen  und  die  erfolgte  Zulassung  sistieren,  wogegen  dann 
Rekurs  an  die  Regierung  zulässig  ist. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Zulassung  sind  ausnahmslos  weniger 
scharf  als  in  Deutschland.  Bemerkenswert  ist  aber,  dafs  die  Rücksicht 
auf  die  „allgemeinen  Interessen"  mehrfach  in  diesen  Dingen  eine  Rolle 
spielt  In  Paris  z.  B.  kann  die  Syndikatskammer  der  vereideten  Makler 
von  Amts  wegen  die  Zulassung  von  Papieren  verfügen,  wenn  sie  das  im 
allgemeinen  Interesse  für  nötig  hält  In  Brüssel  und  Antwerpen  können 
Wertpapiere  wieder  ausgeschlossen  werden,  wenn  der  Handel  in  den- 
selben dem  allgemeinen  Interesse  zuwiderläuft.  Am  schärfsten  und  den 
deutschen  Vorschriften  am  nächsten  stehend  mufs  man  die  englischen 
Vorschriften  nennen.  In  London,  Glasgow  und  Dublin  besteht  auch  der 
Prospektzwang  und  die  Notwendigkeit  der  Beifügung  von  Urkunden 
über  die  Richtigkeit  der  Angaben  im  Prospekt  und  über  die  Berech- 
tigung zur  Ausgabe  der  Papiere  u.  s.  w.  — 

Nach  dem  Ausgeführten  erstreckt  sich  der  Börsenverkehr  sowohl 
auf  Wertpapiere,  als  auch  auf  Waren  im  engeren  Sinne  des  Worts.  Dem- 
entsprechend unterscheidet  man  auch  Wertpapierbörsen,  gewöhnlich 
Effekten-  und  Fondsbörsen  genannt,  und  Warenbörsen,  die  in  der  Regel 
als  Produktenbörsen  bezeichnet  werden.  In  Amerika  und  England  sind 
beide  von  einander  unabhängig  und  gliedern  sich  zum  Teil  wieder  in 

van  der  Borght,  Handel.  17 
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Specialbörsen.  So  hat  man  in  Liverpool  für  den  Warenverkehr  drei  völlig 
getrennte  börsenmäfsige  Vereinigungen,  nämlich 

the  Liverpool  Com  Trade  Association, 
„        „       Provision  Trade  Association, 
„        „        Cotton  Association, 
also  eine  Getreide-,  Nahrungsmittel-1)  und  Baumwollbörse.   In  London 
spaltet  sich  der  börsenmäXsige  Warenverkehr  sogar  in  15  börsenartige 
Vereinigungen,  die  zum  Teil  allerdings  einer  festeren  Organisation  ent- 
behren. Auch  der  Verkehr  in  Wertpapieren  ist  dort  noch  geteilt,  da  eine 
besondere  Börse  für  ausländische  Wechsel  (Devisen;  und  Wertpapiere 
besteht,  „Royal  Exchange44  genannt,  und  eine  weitere  Börse,  „Stock  Ex- 
change", für  sonstige  Wertpapiere. 

Auf  dem  europäischen  Festland  ist  die  Gliederung  im  Börsenverkehr 
bei  weitem  nicht  so  sehr  entwickelt  Waren-  und  Wertpapierbörse  sind 
in  der  Regel  mit  einander  verbunden,  benutzen  dasselbe  Gebäude,  zum 
Teil,  wenn  auch  unter  zeitlicher  Trennung,  denselben  Raum,  haben  zum 
Teil  gemeinschaftliche  Organe,  bringen  die  Kosten  gemeinsam  auf  u.  s.  w. 
In  Hamburg  strömen  sogar  alle  am  Grofshandel  beteiligten  Kreise  zur 
Börsenzeit  zusammen,  sodafs  sich  der  ganze  geschäftliche  Grofsverkehr 
der  verschiedensten  Warenarten  an  der  Börse  konzentriert  Auch  in  den 
übrigen  deutschen  Seestädten  hat  sich  der  Verkehr  ähnlich  gestaltet. 

Selbstverständlich  bedeutet  die  örtliche  und  zeitliche  Zusammenfassung 
des  Börsenverkehrs  verschiedener  Warengattungen,  soweit  sie  besteht, 
nicht,  dafs  nun  unterschiedslos  alles  durcheinander  geworfen  wird.  Es 
bilden  sich  sowohl  im  Wertpapier-,  als  auch  im  Warenverkehr  gewohn- 
heitsmäfsig  gewisse  Sondergruppen  aus,  die  dem  Drange  nach  Arbeits- 
teilung entspringen.  In  Hamburg  hat  neuerdings  sogar  eine  Bewegung 
eingesetzt,  die  auf  gesonderte  Börseneinrichtungen  für  die  einzelnen  Waren- 
gruppen hinausläuft.  Getreide-,  Petroleum-,  Kaffee-,  Zucker-,  Spiritus- 
und  Kartoffelfabrikatenhändler  haben  sich  je  zu  einem  besonderen  Verein 
zusammengeschlossen,  und  jede  dieser  Vereinigungen  versammelt  sich  zu 
bestimmten  Zeiten  in  besonderen  Räumen  zum  Zwecke  des  Börsenverkehrs. 

Eine  weitere  Äufserung  der  Arbeitsteilung  im  Börsenverkehr  liegt 
in  denjenigen  Specialbörsen  vor,  die  sich  in  den  Hauptproduktionsbezirken 
bestimmter  Waren  entw  ickelt  haben. 

Man  darf  wohl  annehmen,  dafs  die  Gliederung  nach  Warengruppen 
um  so  mehr  Fortschritte  machen  wird,  je  umfangreicher  der  Börsenver- 
kehr wird.  Ein  Bedürfnis,  z.  B.  Kaffee,  Spiritus,  Zucker  u.  s.  w.  in  dem- 
selben Börsenraum  und  zu  derselben  Zeit  börsenmäfsig  zu  verhandeln, 
liegt  an  sich  nicht  vor,  und  wenn  der  Verkehr  in  jeder  dieser  Gruppen 
grofs  genug  geworden  ist,  um  selbständige  Börseneinrichtungen  zu  er- 

1)  Tierische  Produkte. 
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möglichen  und  lebensfähig  zu  erhalten,  setzt  sich  eine  wirkliche  Sonde- 
rung auch  von  selbst  durch. 

§  4.  Die  Börsengeschäfte.  Die  Börse  ist,  wie  erwähnt,  eine  Centrai- 
steile für  den  Abschlufs  von  Geschäften.  So  umfangreich  auch  diese 
Geschäftsabschlüsse  sind,  und  so  eigenartig  die  einzelnen  Geschäftsarten 
sich  auch  entwickelt  haben,  so  einfach  vollzieht  sich  in  formeller  Hin- 
sicht der  Verkehr  an  der  Börse.  Nirgendwo  werden  Abschlüsse  von 
grof ser  Tragweite  so  formlos  verabredet  als  an  der  Börse.  Bei  beschränktem 
Verkehr  genügt  wohl  die  private  Abrede  von  Mann  zu  Mann.  Da  es 
aber  darauf  ankommt,  nicht  den  einzelnen  Verkäufer  und  Käufer  an 
einander  zu  bringen,  sondern  die  Masse  der  Anbietenden  und  Nachfragen- 
den einander  gegenüber  zu  stellen,  so  vollzieht  sich  Kauf  und  Verkauf 
meist  durch  lautes  Ausrufen.  Für  die  einzelnen  Waren-  und  Effektenarten 
bilden  sich  gewohnheitsmäfsig  bestimmte  Gruppen,  die  das  Begegnen  von 
Angebot  und  Nachfrage  erleichtern.  In  jeder  Gruppe  werden  die  An- 
gebote zum  Kauf  oder  Verkauf  von  dem  oder  den  Beteiligten  laut  aus- 
gerufen, und  wenn  auf  den  Ausruf  Jemand  zustimmend  antwortet,  so  ist 
das  Geschäft  abgeschlossen.  Wer  eine  Kauf  Offerte  macht,  ruft  einfach 
„Ich  kaufe  (ich  nehme)"  und  nennt  dann  die  Ware,  den  Preis,  den  Er- 
füllungstermin; z.  B.  „Ich  kaufe  25  (österreichische)  Kreditaktien  per  Kassa 
mit  295",  d.  h.  „Ich  will  25  österreichische  Kreditaktien  zum  Kurse  von 
295  Proz.  gegen  Kassa  einkaufen".  Ist  für  den  Gegenstand  der  Kauf- 
offerte eine  bestimmte  Menge  üblich  oder  ein  für  allemal  durch  die 
„Börsenusancen*  festgelegt,  so  bedarf  es  noch  nicht  einmal  der  Mengen- 
angabe. Auch  der  Name  der  Ware  oder  des  Papiers  wird  in  möglichst 
abgekürzter  Form  ausgerufen.  Die  Börsenbesucher  kennen  ja  diese  Dinge 
so  genau,  dafs  eine  umständliche  Bezeichnung  unnötig  ist.  Antwortet  auf 
die  Kaufofferte  Jemand:  „Ich  gebe  sie  Ihnenu,  so  ist  das  Geschäft  ab- 
geschlossen. Beide  notieren  sich  die  Verabredung  in  ihren  Büchern  und 
für  die  Börse  selbst  ist  damit  die  Sache  erledigt  Wer  als  Verkäufer  auf- 
tritt, ruft:  „Ich  verkaufe"  („ich  gebe")  u.  s.  w.  Der  einfache  Zuruf: 
„Ich  nehme  sie"  genügt,  das  Geschäft  abzuschliefsen. 

In  dieser  äufserst  einfachen  Form  kommen  an  der  Börse  die  meisten 
Geschäfte  zu  stände,  und  die  Existenz  der  so  geschlossenen  Geschäfte  zu 
leugnen,  fällt  Niemand  ein.  Die  Konsequenzen  werden  aus  diesen  form- 
losen Abreden  fast  ausnahmslos  gezogen  von  beiden  Teilen,  und  durch 
die  strengen  Regeln  des  Börsenverkehrs  sind  diese  Konsequenzen  auch 
ohne  nähere  Vereinbarung  der  Beteiligten  hinreichend  klargestellt,  und 
die  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtung  wird  gerade  an  der  Börse 
durch  sehr  scharfe  und  rücksichtslos  gehandhabte  Vorschriften  gesichert. 

An  der  Börse  werden  nach  der  Ansicht  mancher  Leute  viel  merk- 
würdige und  wenig  schöne  Dinge  getrieben,  und  auch  der  unbefangene 
Beobachter  kann  nicht  leugnen,  dafs  Mifsbräuche  im  Börsenverkehr  oft 
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genug  vorgekommen  sind.  Aber  das  mufs  Jeder  anerkennen,  dafs  die 
ganze  Form  des  Geschäftsabschlusses  durchaus  auf  „Treu  und  Glauben", 
auf  unbedingter  Anerkennung  der  formlos  übernommenen  Verpflichtungen 
aufgebaut  ist 

Auf  den  englischen  und  amerikanischen  Börsen  ist  vielfach  anstatt 
des  Aufrufs  durch  den  einzelnen  Interessenten  der  Aufruf  durch  einen 
von  der  Börsenleitung  dazu  bestimmten  Beamten  üblich.  Dieser  öffent- 
liehe  Aufruf,  „public  call"  genannt,  der  sowohl  bei  Effekten,  als  auch 
bei  Waren  angewandt  wird,  nähert  sich  dem  Verfahren  der  öffentlichen 
Versteigerung.  Bei  Kaufofferten  hebt  jedes  höhere  Gebot  das  vorher- 
gegangene niedrigere  Gebot  auf,  bei  Verkaufsofferten  hebt  umgekehrt  jedes 
niedrigere  Lieferungsangebot  das  vorhergegangene  höhere  Angebot  auf. 

Mündlich  werden  die  Geschäfte  an  der  Börse  abgeschlossen;  aber 
über  die  mündliche  Verabredung  wird  hinterher  ein  Schein  (Schlufsschein, 
Schlufszettel,  Schlufsnote)  ausgefüllt,  sodafs  die  Einzelheiten  schriftlich 
fixiert  werden,  und  dieser  Schein  wird  entweder  von  dem  einen  Vertrag- 
schlielsenden  dem  anderen  oder  von  dem  Makler  an  jeden  Vertragsteil 
ausgehändigt  Die  Schlufsnote  enthält  die  wesentlichen  Abmachungen, 
auf  denen  der  Abschlufs  beruht,  und  hat  sich  schon  im  17.  Jahrhundert 
in  Amsterdam  eingebürgert  In  der  Hauptsache  ist  der  Schlufsschein  jetzt 
allgemein  üblich.  Seine  Form  ist  sehr  einfach.  In  der  Regel  sind  be- 
stimmte Formulare  dafür  vorgeschrieben.  Im  Interesse  der  Erhebung  der 
Börsensteuer  besteht  meist  ein  gesetzlicher  Schlufsnotenzwang. 

Durch  die  Schlufsnote  wird  aber  keineswegs  das  Geschäft  erst  ab- 
geschlossen oder  gültig.  Die  Schlufsnote  ist  nur  die  schriftliche  Fixierung 
des  bereits  mündlich  vollzogenen  Geschäftsabschlusses,  und  die  Unter- 
zeichnung der  Schlufsnote  bedeutet  nur  die  nachträgliche  formelle  An- 
erkennung dieses  Abschlusses.  Das  Entscheidende  ist  also  die  mündliche 
Abrede,  und  sie  müfste  auch  dann  erfüllt  werden,  wenn  eine  Schlufsnote 
darüber  nicht  ausgestellt  wird. 

Die  an  der  Börse  abgeschlossenen  Geschäfte  werden  an  der  Börse 
selbst  nicht  erfüllt  Die  Erfüllung  erfolgt  stets  aufserhalb  der  Börse 
dadurch,  dafs  der  Verkäufer  dem  Käufer  in  dessen  Geschäftslokal 
oder  an  die  vom  Käufer  bezeichnete,  zum  Empfang  berechtigte  Firma 
am  Börsenplatze  die  gekauften  Waren  oder  Wertpapiere  während  der 
üblichen  Geschäftszeit  liefert  Ob  das  Gelieferte  der  Abrede  entspricht, 
wird  bei  Meinungsverschiedenheiten  durch  die  dazu  bestimmten  besonderen 
Börsenorgane  entschieden,  und  zwar  in  der  Regel  endgültig. 

Die  Geschäfte,  die  an  der  Börse  abgeschlossen  werden,  verfolgen 
sehr  verschiedene  Ziele.  Ein  sehr  grofser  Teil  der  Geschäfte  —  und 
zwar  ein  viel  gröfserer,  als  in  Laienkreisen  angenommen  wird  —  dient 
lediglich  dem  Zwecke,  anlagesuchenden  Kapitalien  eine  dauernde  Anlage 
zu  sichern.   Das  sind  die  „Käufe  auf  feste  Hand".  Die  Käufer  wollen 
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dabei  die  erworbenen  Wertpapiere  dauernd  oder  doch  auf  längere  Zeit 
behalten.  Sie  haben  deshalb  ein  dringendes  Interesse  nicht  nur  an  der 
Ertragsfähigkeit,  sondern  vor  allem  auch  an  der  Sicherheit  des  Papiers 
und  an  seinem  gleichmäfsigen  Wertstande.  Ein  bedeutender  Teil  der 
ständigen  Kapitalanlagen  in  Wertpapieren  wird  jetzt  über  die  Börse  ge- 
leitet, weil  auf  dieser  Centralstelle  am  leichtesten  das  gewünschte  Anlage- 
papier zu  einem  den  Marktverhältnissen  entsprechenden  Preise  zu  er- 
langen ist  An  örtlichen  und  zeitlichen  Kursschwankungen  hat  dieser 
Teil  des  Verkehrs  nur  insoweit  ein  Interesse,  als  er  den  vorteilhaftesten 
Ankaufsort  und  die  vorteilhafteste  Ankaufszeit  zu  finden  bemüht  ist 

Eine  andere  wichtige  Gruppe  der  Börsengeschäfte  sind  die  Arbitrage- 
geschäfte. Dieselben  haben  den  Zweck,  an  der  örtlichen  Kurs-  und 
Preisverschiedenheit  zu  verdienen  dadurch,  dafs  Wertpapiere  oder  Waren 
an  den  Orten,  an  denen  ihr  Preis  gerade  niedrig  ist,  eingekauft  werden, 
um  an  Orten,  an  denen  der  Preis  höher  steht,  wieder  verkauft  zu  werden. 
Das  ist  ja  nun  freilich  ein  Ziel,  das  überhaupt  im  Handel  verfolgt  wird. 
Stets  kommt  es  für  den  Handel  mit  darauf  an,  die  Waren  vom  Ort  der 
billigeren  nach  dem  Orte  der  höheren  Preise  zu  dirigieren.  Gleichwohl 
ist  der  Arbitragehandel  der  Börse  als  ein  wichtiger  und  schwieriger  be- 
sonderer Zweig  des  Handels  anzusehen.  Er  ist  wichtig,  weil  er  zur  Aus- 
gleichung örtlicher  Preis-  und  Kursverschiedenheiten  beiträgt  Er  ist 
schwierig,  weil  er  durch  die  erfolgreiche  Ausgleichungsarbeit  sich  weitere 
Operationen  in  den  betr.  Waren  oder  Papieren  erschwert;  denn  diese 
Ausgleichung  bedeutet  die  Beseitigung  der  Grundlage,  auf  die  sich  der 
Arbitragehandel  stützt,  d.  h.  die  Beseitigung  der  örtlichen  Preisverschieden- 
heiten, die  ohnehin  heutzutage  nur  gering  und  nicht  von  langer  Dauer 
sind.  Deshalb  kommt  es  hier  auf  geschickte  und  unverzügliche  Aus- 
nutzung der  augenblicklichen  Marktlage  an.  Das  setzt  eine  genaue 
Kenntnis  der  internationalen  Münzverhältnisse,  der  Arten  der  Kurs-  und 
Preisnotierung  der  verschiedenen  Plätze,  der  Beförderungsgelegenheiten, 
der  Steuerverhältnisse  u.  s.  w.  voraus.  Es  verlangt  auch  eine  klare  Er- 
kenntnis darüber,  wo  für  die  in  Betracht  kommenden  Waren  oder  Wert- 
papiere auf  Abnahme  zu  rechnen  ist. 

Der  Arbitragehandel  kann  überhaupt  nur  durch  Zuhilfenahme  der 
schnellsten  Nachrichtenbeförderungsmittel  durchgeführt  werden ;  ohne 
Fernsprecher  und  Telegraph  wäre  er  in  seiner  heutigen  Form  nicht 
denkbar. 

Der  Arbitragehandel  ergreift  zwar  auch  Waren,  vielfach  unter  Aus- 
nutzung auch  zeitlicher  Preisunterschiede,  also  nicht  in  ganz  reiner  Form; 
sein  Hauptgegenstand  aber  sind  die  viel  leichter  zu  bewegenden  Wert- 
papiere, namentlich  diejenigen,  welche  im  Börsenverkehr  eine  internatio- 
nale Rolle  spielen,  wie  die  zur  internationalen  Zahlungsausgleichung  ver- 
wendeten Auslandswechsel. 
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Da  der  Arbitragehandel  auf  raschesten  Verkauf  seiner  Gegenstände 
angewiesen  ist,  und  da  unter  normalen  Verhältnissen  sichere  und  durch- 
aus einwandfreie  Papiere  am  leichtesten  zu  verkaufen  sind,  so  hat  an 
sich  die  Sicherheit  der  Papiere  für  den  Arbitragehandel  eine  grofse  Be- 
deutung. Das  schliefst  nicht  aus,  dafs  Zeiten  kommen,  in  denen  die 
leichte  Verkäuflichkeit  gerade  weniger  sicheren  Papieren  zuzusprechen  ist 

Jeder  Handel  will  nicht  nur  an  der  örtlichen,  sondern  auch  an  der 
zeitlichen  Preisverschiedenheit  verdienen.  War  beim  Arbitragehandel  der 
erstere  Gesichtspunkt  mafsgebend,  so  giebt  es  eine  dritte  Gruppe  der 
Börsengeschäfte,  die  sich  wesentlich  auf  die  Ausnutzung  der  zeitlichen 
Preisverschiedenheiten  richtet  (Spekulationsgeschäfte  im  engeren  Sinne). 
Im  Börsenhandel  werden  also  die  beiden  Arten  der  Ausnutzung  der 
Preisverschiedenheit,  die  beim  Handel  an  sich  in  der  Itegel  mit  einander 
verbunden  sind,  in  besondere  Geschäftszweige  getrennt,  wenn  auch  in 
der  Praxis  die  Grenzen  manchmal  verwischt  werden.  Auch  für  die 
Spekulation  i.  e.  S.  ist  die  Sicherheit  der  Papiere  und  die  Güte  der 
Waren,  um  die  es  sich  bei  den  einzelnen  Abschlüssen  dreht,  nicht  gleich- 
gültig, da  die  Verkäuflichkeit  davon  vielfach  abhängt;  aber  noch  mehr 
tritt  in  den  Vordergrund  der  Wechsel  in  der  Bewertung  der  Papiere  und 
Waren  im  Grofsverkehr.  Zeitliche  Verschiebungen  des  Wertstandes  sind 
der  Spekulation  geradezu  unentbehrlich.  Fehlen  sie  ganz,  was  freilich 
nie  vorkommen  dürfte,  so  fehlt  auch  die  Gelegenheit,  an  zeitlichen  Preis- 
unterschieden Gewinn  zu  erzielen.  Halten  sich  diese  Unterschiede  in 
sehr  engen  Grenzen,  so  sind  die  Gewinnaussichten  der  Spekulation  sehr 
gering,  und  die  ausgleichende  Wirkung,  die  auch  von  der  Spekulation 
ausgeht,  kann  dann  leicht  die  Unterschiede  ganz  verwischen.  Die  Spe- 
kulation bedarf  also  für  ihre  Operation  solcher  Gegenstände,  deren  Preis 
sich  zeitlich  in  so  grofsem  Umfange  verschiebt,  dafs  die  vollständige 
Ausgleichung  der  zeitlichen  Preisunterschiede  nicht  zu  leicht  eintritt,  und 
dafs  der  aus  diesen  Unterschieden  zu  erzielende  Gewinn  die  Mühe  lohnt 
und  dem  Risiko  entspricht 

Auch  auf  diesem  Gebiet  verlangt  die  erfolgreiche  Bethätigung  viel 
Kenntnisse  und  Erfahrungen  und  viel  Umsicht  und  eine  erhebliche  Kom- 
binationsfähigkeit  Während  der  Arbitragehandel  die  Fähigkeit  voraus- 
setzt, gewissermafsen  einen  Querschnitt  durch  die  augenblicklichen  Ver- 
hältnisse zu  machen,  also  die  jetzige  Marktlage  auf  den  verschiedenen 
Börsen  zu  erfassen,  verlangt  die  Spekulation  im  engeren  Sinne  die  Fähig- 
keit, die  nächste  Zukunft  zu  beurteilen.  Je  besser  entwickelt  diese  Fähig- 
keit bei  dem  Einzelnen  ist,  je  klarer  er  die  voraussichtliche  Entwicklung 
zu  erkennen  vermag,  desto  gröfser  sind  seine  Aussichten  auf  Erfolg.  Kein 
Mensch  kann  den  Schleier  zerreif sen,  der  uns  die  Zukunft  verbirgt;  aber 
jeder,  der  an  der  Börsenspekulation  beteiligt  ist,  sucht  ihn,  wie  überhaupt 
jeder  verständige  Kaufmann,  soweit  als  möglich  zu  lüften.   Von  dem 
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Urteil,  das  sich  der  spekulierende  Börsenhändler  aus  allerlei  Beobach- 
tungen, Wahrnehmungen,  Nachrichten  über  die  nächste  Entwicklung 
bildet,  hängt  die  Richtung  seiner  Spekulation  ab;  sein  Erfolg  aber  ist 
von  der  Richtigkeit  dieses  Urteils  unmittelbar  bedingt. 

Nicht  immer  werden  die  Schwierigkeiten  der  Börsenspekulation  in 
der  Bevölkerung  richtig  bewertet  Es  sieht  so  leicht  aus,  den  Zeitpunkt 
abzuwarten,  der  am  günstigsten  ist,  und  nur  zu  oft  haben  sich  Personen, 
die  mit  der  Börse  nicht  vertraut  sind,  die  mitunter  noch  nicht  einmal  die 
Technik  der  Börsengeschäfte  kennen,  durch  diesen  Schein  verleiten  lassen, 
sich  selbst  —  durch  Beauftragte  —  am  Börsenverkehr  zu  beteiligen. 
Viele  von  ihnen  haben  es  bitter  zu  bereuen  gehabt.  Selbst  denen,  die 
ständig  im  Börsenverkehr  stehen,  schlägt  die  Spekulation  oft  fehl. 

Die  Börsenspekulation  kann  sich  sowohl  derjenigen  Geschäftsformen 
bedienen,  bei  denen  Abschlufs  und  Erfüllung  einander  unmittelbar  folgen, 
als  auch  derjenigen,  bei  denen  beide  durch  längere  Fristen  getrennt  sind, 
d.  h.  sowohl  Kassa-  als  auch  Zeitgeschäfte  verwendet  die  Spekulation. 
Nichts  ist  verkehrter,  als  die  Börsenspekulation  mit  dem  Zeitgeschäft  an 
der  Börse  einfach  zusammenzuwerfen.  In  grofsem  Umfange  stützt  sich 
die  Spekulation  auch  auf  Kassageschäfte,  sowohl  wenn  sie  von  den 
Börsenbesuchern,  als  auch  wenn  sie  von  aufserhalb  der  Börse  stehenden 
Personen  ausgeht  Namentlich  die  letzteren,  die  ja  nur  durch  Aufträge 
an  Börsenbesucher  an  der  Spekulation  der  Börse  teilnehmen  können,  be- 
dienen sich  der  Form  der  Kassageschäfte.  Sie  kaufen  Papier  gegen 
Kassa  ein,  behalten  sie  solange,  bis  der  Preis  sich  entsprechend  gehoben 
hat,  und  verkaufen  sie  dann  wieder  gegen  Kassa.  Der  Spekulation  der 
eigentlichen  Börsenbesucher  dient  das  Kassageschäft  ebenfalls ;  aber  noch 
wichtiger  ist  für  die  Börsenbesucher  das  Zeitgeschäft. 

Kassa-  und  Zeitgeschäfte  an  der  Börse  bedürfen  noch  einer  beson- 
deren Besprechung,  da  sie  manche  Besonderheiten  gegenüber  den  gleich- 
artigen Geschäftsgruppen  aufserhalb  der  Börse  aufweisen. 

Das  Kassageschäft  (Kontant-  oder  Comptantgeschäft,  Tagesgeschäft, 
bei  Waren  auch  wohl  als  Locogeschäft  bezeichnet)  besteht  seiner  Idee 
nach  darin,  dafs  Abschlufs  und  Erfüllung  zeitlich  zusammenfallen.  In 
dieser  Form  kann  das  Kassageschäft  an  der  Börse  nicht  erscheinen,  da 
dort  überhaupt  nur  der  Abschlufs,  nicht  aber  die  Erfüllung  der  Ge- 
schäfte erfolgt.  Für  den  Börsenverkehr  versteht  man  deshalb  unter 
Kassageschäften  diejenigen,  bei  denen  Abschlufs  und  Erfüllung  nur  durch 
kurze  Fristen  getrennt  sind.  Die  Kassageschäfte  im  engsten  Sinne 
werden  „per  Kassa"  geschlossen  und  müssen  dann  normalerweise  noch 
am  Tage  des  Vertragsabschlusses  erfüllt  werden.  Vielfach  wird  aber 
auch  für  solche  Geschäfte  entweder  allgemein  oder  für  bestimmte  Gegen- 
stände des  Verkehrs  in  den  Börsenusancen  der  nächste  Börsentag  als 
.Erfüllungstag  bezeichnet;  die  Lieferung  selbst  kann  aber  für  Wertpapiere 
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in  Brüssel  erst  am  2.,  in  Antwerpen  erst  am  4.  Tage  verlangt  werden. 
In  Paris  erfolgt  die  Lieferung  noch  rechtzeitig,  wenn  sie  vor  dem 
5.  Börsentage  nach  dem  Tage  des  Abschlusses  stattfindet,  in  Hamburg, 
wenn  sie  bis  zum  3.  Werktage  mittags  12V4  Uhr  bewirkt  wird.  In  Eng- 
land erfolgt  mangels  entgegenstehender  Abrede  die  Erfüllung  an  dem 
nächsten  der  zweimal  im  Monat  stattfindenden  account  days  oder  ticket 
days,  wenn  nicht  der  Abschlufs  erst  am  Nachmittag  vor  dem  ticket  day 
geschehen  ist. 

Die  „per  morgen"  oder  „per  einige  Tage"  geschlossenen  Geschäfte 
gelten  in  Deutschland  ebenfalls  als  Kassageschäfte.  Bei  den  „per  einige 
Tagea  geschlossenen  Geschäften  kann  in  Berlin  jede  Partei  vom  dritten 
Börsentage  nach  dem  Abschlufs  die  Fälligkeit  für  eingetreten  erklären. 

Nach  deutschem  Sprachgebrauch  mufs  man  auch  die  in  Amerika 
üblichen  Kauf-  und  Verkaufsofferten  mit  dem  Zusatz  „seller  three  days" 
bezw.  „buyer  three  days"  als  Kassageschäfte  ansehen,  obwohl  sie  dort 
den  Kassageschäften  im  engeren  Sinne,  d.  h.  den  am  nächsten  Börsen- 
tage durch  Lieferung  zu  erfüllenden  „regular"-Geschäften  gegenüber  ge- 
stellt werden.  In  Wien  hat  man  neben  den  Kassageschäften  im  engeren 
Sinne  des  Wortes  noch  die  Geschäfte  „auf  einige  Tage-Lieferung",  die 
in  längstens  5  Kalendertagen  zu  erfüllen  sind,  aber  auch  schon  vorher 
durch  Ankündigung  zur  Erfüllung  gebracht  werden  können,  und  weiter 
die  Geschäfte  „per  Arrangement",  die  auf  kurze  Termine  (1  Tag,  xji  Woche, 
1  Woche)  geschlossen  und  durch  Vermittlung  des  vom  Wiener  Giro- 
und  Kassenverein  errichteten  Arrangementsbureaus  abgewickelt  werden. 
Ähnlich  unterscheidet  auch  die  Börse  in  Budapest  Man  kann  alle  diese 
Geschäfte  als  Kassageschäfte  im  weiteren  Sinne  bezeichnen  insofern,  als 
der  Fälligkeitstag  so  nahe  an  den  Abschlufstag  heranrückt,  dafs  eine 
Spekulation  auf  die  Kursschwankungen  während  der  Zeit  zwischen  Ab- 
schlufs und  Erfüllung  nicht  mehr  stattfindet 

Die  Erfüllung  der  Kassageschäfte  in  der  durch  die  Börsenusancen 
bestimmten  kurzen  Frist  mufs  streng  und  pünktlich  durchgeführt  werden. 
Gerät  einer  der  Kontrahenten  in  Verzug  mit  der  Erfüllung,  so  wird  er  mit 
möglichster  Beschleunigung  zur  Erfüllung  in  einer  kurz  bemessenen  Nach- 
frist aufgefordert,  und  bei  deren  fruchtlosem  Ablauf  wird  alsdann  bei 
der  nächsten  Börse  zur  Zwangsregulierung  geschritten.  Im  einzelnen 
sind  diese  Dinge  zu  verschieden  geordnet,  als  dafs  hier  nähere  Angaben 
gemacht  werden  könnten.  Überall  aber  zeigen  die  Bestimmungen  das 
Streben,  die  möglichst  ungesäumte  Erledigung  der  Kassageschäfte  — 
nötigenfalls  auf  dem  Wege  der  Zwangsregulierung  —  zu  sichern. 

Bei  den  Kassageschäften  an  der  Börse  ist  vielfach  in  den  Usancen 
der  Einheitsbetrag  festgesetzt,  auf  den  sich  stillschweigend  die  Abmachungen 
beziehen.  Man  nennt  diese  Beträge  auch  wohl  „Schlufseinheiten",  „börsen- 
mäfsige  Schlüsse"  oder  „Börsenschlüsse"  oder  „notizfähige  Beträge", 


Digitized  by  Google 


10.  Kapitel.  Der  Börsenhandel. 


265 


Sie  sind  mitunter  für  Kassageschäfte  geringer  als  für  Zeitgeschäfte.  In 
Bremen  z.  B.  ist  ein  solcher  Unterschied  vorgesehen.  Im  Kassageschäft 
ist  dort  die  Schlufseinheit  für  Aktien  des  „Norddeutschen  Lloyd"  5000  M., 
für  andere  Papiere,  deren  Kurs  in  Prozent  des  Nennwerts  notiert  wird, 
3000  M.  bezw.  500  Pfd.  Sterl.  Nennwert  oder  das  annähernde  Äquivalent 
dieses  Betrages,  bei  den  „per  Stück"  notierten  Papieren  so  viel  Stück, 
als  zusammen  mindestens  5000  M.  Nennwert  darstellen.  In  München, 
wo  für  Kassa-  und  Zeitgeschäfte  die  Schlulseinheiten  gleich  hoch  sind, 
ist  der  Börsenordnung  eine  lange  Liste  der  Schlulseinheiten  für  die  ver- 
schiedenen Papiere  beigegeben.  In  Wien  ist  bei  den  in  Prozenten  des 
Nennwerts  notierten  Papieren  die  Schlufseinheit  5000  Fl.  Nennwert,  bei 
den  per  Stück  notierten  25^  Stück,  doch  bestehen  für  einzelne  Arten  von 
Wertpapieren  andere  Schlirfseinheiten. 

Diese  ganze  Einrichtung,  die  sich  bei  den  Kassageschäften  aufser- 
haJb  der  Börse  nicht  findet,  zeigt,  wie  sehr  der  Börsenverkehr  nach  einer 
Form  sucht,  die  eine  möglichst  rasche  und  zweifellose  Abschliefsung  der 
Geschäfte  sichert. 

Der  Handelsverkehr  aufserhalb  der  Börse  hat  sich  mit  der  Form 
der  Kassageschäfte  nicht  begnügen  können.  Zahlreiche  Geschäfte  werden 
tagtäglich  abgeschlossen,  deren  Erfüllung  erst  zu  einem  späteren  Termin 
erfolgen  soll.  Derartige  Geschäfte,  bei  denen  Abschlufs  und  Erfüllung 
durch  eine  längere  Frist  getrennt  sind,  nennt  man  Zeitgeschäfte  oder 
Lieferungsgeschäfte  oder  Termingeschäfte.  Auch  der  Börsenhandel  hat 
sich  nicht  auf  Kassageschäfte  beschränken  können.  Die  Spekulation, 
die  auf  die  Ausnutzung  zeitlicher  Kurs-  und  Preisdifferenzen  gerichtet 
ist,  mufste  vollends  in  den  Zeitgeschäften  eine  viel  bequemere  Form  für 
ihre  Operationen  erblicken,  als  in  den  Kassageschäften.  Kassageschäfte 
bedingen  mehr  Umstände  und  Kapitalfestlegung  und  haben  oft  auch  ein 
gröfseres  Risiko,  weil  die  unmittelbare  Auseinandersetzung  von  Angebot 
und  Nachfrage  leicht  zu  stärkeren  Preisbewegungen  Anlafs  giebt,  weil  die 
Beschaffung  der  zu  liefernden  Waren  bezw.  Papiere  und  des  zur  Bezahlung 
des  Preises  nötigen  Geldes  dringlicher  durchgeführt  werden  mufs  u.  s.  f. 
Wird  die  Erfüllung  für  längere  Zeit  auf  einen  bestimmten  Termin  hinaus- 
geschoben, so  vermindern  sich  diese  Wirkungen  erheblich,  da  mehr  Zeit 
zur  Vorbereitung  der  Erfüllung  zu  Gebote  steht.  Bei  Zeitgeschäften  kann 
man  überdies  etwas  kaufen,  was  man  nicht  selbst  für  längere  Zeit  fest- 
halten will,  und  wofür  man  die  erforderlichen  Mittel  im  Augenblick  des 
Geschäftsabschlusses  noch  gar  nicht  in  der  Hand  hat,  und  man  kann 
auf  der  anderen  Seite  etwas  verkaufen,  was  man  im  Augenblicke  des 
Verkaufs  gar  nicht  zur  Verfügung  hat.  Der  Käufer  kann  sich  das  erforder- 
liche Geld  zur  Bezahlung  und  der  Verkäufer  die  zu  liefernden  Gegen- 
stände erst  später  verschaffen,  jener  dadurch,  dafs  er  am  Erfüllungs- 
tage die  Gegenstände,  die  er  abnehmen  mufs,  an  der  Börse  gegen  Kassa 
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verkauft,  dieser  dadurch,  dafs  er  die  Gegenstände,  die  er  liefern  mufs, 
am  Erfüllungstage  gegen  Kassa  einkauft.  Möglich  ist  ein  solches  Vor- 
gehen, weil  die  abgeschlossenen  Geschäfte  nicht  an  der  Börse,  sondern  in 
bestimmten  Fristen  aufserhalb  der  Börse  erfüllt  werden,  also  zur  Geld-  oder 
Warenbeschaffung  behufs  Erfüllung  noch  hinreichend  Zeit  vorhanden  ist 

Es  ist  klar,  dafs  diese  Art  des  Vorgehens  eine  viel  wirksamere  Aus- 
nutzung der  zeitlichen  Preisschwankungen  ermöglicht,  dafs  aber  auch 
gleichzeitig  ein  entschiedenes  Auseinandergehen  der  Interessen  von  Käufer 
und  Verkäufer  dadurch  hervorgerufen  wird.  Erst  durch  das  Verwerten 
dieser  Art  von  Abschlüssen  bilden  sich  die  beiden  grofsen  Parteien,  die 
sich  an  den  Börsen  ständig  gegenüberstehen.  Der  Käufer  im  Termin- 
geschäft verpflichtet  sich,  zu  einem  bestimmten  Preise  zur  Erfüllungszeit 
eine  bestimmte  Menge  von  Waren  oder  Wertpapieren  zu  übernehmen. 
Er  will  die  Waren  aber  nicht  für  sich  behalten,  sondern  möglichst  so- 
fort nach  der  Übernahme  mit  Gewinn  gegen  Kassa  wieder  verkaufen, 
um  auf  diese  Weise  den  Kaufpreis  für  die  übernommenen  Gegenstände 
ohne  Festlegung  eigener  Mittel  bezahlen  und  gleichzeitig  aus  der  Kurs-  oder 
Preissteigerung,  die  bis  zum  Erfüllungstage  eingetreten  ist,  Vorteil  ziehen 
zu  können.  Der  Käufer  im  Termingeschäft  rechnet  also  auf  ein  Steigen 
der  Preise  bis  zum  Erfüllungstage.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  hat 
er  ein  Interesse  daran,  sich  schon  jetzt  den  Bezug  der  Waren  zu  einem 
bestimmten  Preise  zu  sichern.  Der  Käufer  im  Termingeschäft  spekuliert 
mithin  ä  la  hausse,  er  heifst  deshalb  auch  Haussier  (in  Frankreich  „mineur", 
in  England  „bull"  genannt). 

Gerade  entgegengesetzt  ist  das  Interesse  des  Verkäufers  im  Termin- 
geschäft. Er  verpflichtet  sich,  eine  bestimmte  Menge  von  Waren  oder 
Wertpapieren  zu  einem  bestimmten  Preise  zur  Erfüllungszeit  zu  liefern, 
hat  aber  die  Ware  oder  die  Papiere  noch  gar  nicht  in  der  Hand,  sondern 
will  sie  sich  erst  kurz  vor  der  lieferung  gegen  Kassa  einkaufen.  Dieser 
Terminverkauf  „in  blanco"  oder  „ä  d£couvert"  kann  dein  Verkäufer  nur 
dann  Vorteil  bringen,  wenn  es  ihm  gelingt,  die  von  ihm  zu  liefernden 
Mengen  zu  einem  billigeren  Preise  einzukaufen,  als  ihm  von  seinem 
Abnehmer  gezahlt  wird.  Der  Verkäufer  im  Termingeschäft  rechnet  also 
darauf,  dafs  der  Preis  an  der  Börse  bis  zur  Erfüllungszeit  unter  den 
Preis  sinken  wird,  den  er  von  seinem  Abnehmer  erhält  Er  spekuliert 
ä  la  baisse  und  heifst  deshalb  auch  Baissier  („contremineur"  —  „bear"). 

Ist  bei  dem  Termingeschäft  der  Preis  x  zwischen  Käufer  und  Ver- 
käufer vereinbart,  und  ist  zur  Erfüllungszeit  der  Preis  thatsächlich  x  +  a, 
so  verliert  der  Verkäufer  das  a,  da  er  die  zu  liefernden  Papiere  oder 
Waren  erst  zum  Preise  x  +  a  einkaufen,  sie  aber  zum  Preise  x  liefern 
mufs.  Sein  Abnehmer  dagegen  gewinnt  das  a,  da  er  dem  Termin- 
verkäufer nur  x  für  die  abzunehmenden  Gegenstände  zahlt,  sie  aber 
für  x  +  a  sofort  gegen  Kassa  wieder  verkaufen  kann.   Wenn  sich  da- 
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gegen  der  Preis  zur  Erfüllungszeit  auf  x  —  a  stellt,  so  gewinnt  der  Ver- 
käufer das  a,  da  er  beim  Kassaeinkauf  der  zu  liefernden  Gegenstände 
nur  x  —  a  zahlt,  aber  von  seinem  Abnehmer  im  Termingeschäft  x  er- 
halt; der  letztere  dagegen  verliert  das  a,  da  er  x  für  die  abzunehmenden 
Gegenstände  zahlen  mufs,  sie  aber  nur  zu  x  —  a  wieder  verkaufen  kann. 
Bei  diesen  Termingeschäften  können  also  nie  beide  Parteien  gewinnen, 
sondern  immer  nur  eine  Partei,  und  das,  was  sie  gewinnt,  entspricht  genau 
dem,  was  die  andere  Partei  verliert 

In  dieser  einfachen  Weise  läfst  sich  das  Wesen  der  börsenmäfsigen, 
d.  h.  durch  die  Börsenordnungen  und  Börsenusancen  in  ihren  Einzelheiten 
geregelten  Zeitgeschäfte  darstellen. 

Die  Bequemlichkeit,  die  durch  solche  Geschäftsformen  der  auf 
Ausnutzung  zeitlicher  Preisverschiebungen  gerichteten  Spekulation  ge- 
boten wird,  hat  den  Zeitgeschäften  an  der  Börse  eine  grofse  Verbreitung 
und  meist  auch  eine  offizielle  Anerkennung  verschafft  Gleichwohl  gehen 
die  einzelnen  Länder  und  Börsen  verschieden  vor.  In  Belgien  wird  der 
Terminhandel  nur  geduldet  und  entbehrt  der  offiziellen  Anerkennung, 
weshalb  dort  auch  eine  amtliche  Notierung  der  Terminpreise  nicht  be- 
steht Das  schliefst  nicht  aus,  dafs  in  Antwerpen  für  Kammzug  und 
Kaffee  in  erheblichem  Umfang  Terminhandel  stattfindet.  In  Frankreich 
findet  sich  ein  stärkerer  Terminverkehr  in  Effekten  nur  in  Paris,  Borde- 
aux, Lyon  und  Marseille.  Von  Waren  spielen  im  Terminverkehr  eine 
Rolle  Zucker,  Spiritus,  Öl,  Hafer,  Roggen,  Weizen,  Mehl  in  Paris,  Baum- 
wolle, Kaffe  und  Wolle  in  Havre,  Zucker  und  Alkohol  in  Lille,  Wolle 
in  Roubaix  und  in  Tourcoing. 

In  Amsterdam  und  Rotterdam  findet  bei  Effekten  ein  regelmäfsiger 
Terminhandel  nur  in  den  Aktien  der  Nederlandschen  Handelsmaatschappij 
statt  Von  Waren  werden  in  Amsterdam  Kaffee,  Baumwolle,  Zinn,  Weizen, 
Roggen,  Öl  und  Ölsaaten,  in  Rotterdam  Kaffee,  Kattun,  Korinthen, 
Pfeffer  und  Rübenzucker  auf  Lieferung  gehandelt  In  Liverpool  wird  der 
Baumwollterminhandel  besonders  gepflegt.  In  Wien  werden  an  der 
Warensektion  der  Wiener  Börse  Zucker,  Petroleum,  Spiritus  und  Kaffee 
lind  an  der  Börse  für  landwirtschaftliche  Produkte  Weizen,  Roggen, 
Hafer,  Mais,  Raps,  Rüböl  und  Spiritus  auf  Termin  gehandelt,  während 
an  der  Wiener  Effektenbörse  ein  regelmäfsiger  Terminhandel  in  13  ver- 
schiedenen Wertpapieren  stattfindet,  aber  in  allen  zum  Börsenverkehr 
zugelassenen  Wertpapieren  gestattet  ist.  In  Pest  wo  dies  ebenfalls  in  allen 
zum  Börsenverkehr  zugelassenen  Papieren  gestattet  ist,  werden  U  ver- 
schiedene Wertpapiere  regelmäfsig  im  Termingeschäft  gehandelt;  von 
Waren  kommen  dort  in  Betracht  Getreide,  Ölsaaten,  Hülsenfrüchte, 
Zwetschen  und  Pflaumenmus.  In  Triest  sind  20  Fr.-Stücke  und  itali- 
enische Rente  die  Hauptgegenstände  des  Termingeschäfts.  In  Prag  finden 
nur  ab  und  zu  Termingeschäfte  statt  in  den  zum  Börsenverkehr  zuge- 
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lassenen  Wertpapieren.  In  New  York  werden  an  der  Fondsbörse  alle 
Geschäfte  als  Kassageschäfte  abgeschlossen;  aber  ähnliche  Zwecke  wie 
beim  Termingeschäfte  werden  auf  dem  Wege  der  Prolongation  und  des 
Leihens  von  Papieren  verfolgt 

In  Deutschland  kommt  der  Terminhandel  bei  allen  gröfseren  Effekten- 
börsen und  in  Berlin,  Hamburg,  Breslau,  Köln,  Leipzig  u.  s.  w.  auch  für 
Waren  vor,  die  allerdings  an  den  einzelnen  Börsen  verschieden  sind.  In 
Leipzig  ist  namentlich  KamYnzug  Gegenstand  des  Terminhandels  gewesen; 
dieser  Handel  ist  aber  durch  Beschlufs  des  Bundesrats  vom  20.  Mai  1899* 
seit  1.  Juni  1899  untersagt 

Der  börsenmäfsige  Terminhandel  stützt  sich  in  besonderem  Mafse 
auf  die  Vertretbarkeit  der  Waren  und,  wo  eine  vollkommene  Vertretbar- 
keit nicht  besteht,  auf  vereinbarte  typische  Lieferungsqualitäten.  An  der 
Schwierigkeit,  solche  typischen  Qualitäten  praktisch  durchzuführen,  kann 
unter  Umständen  der  Terminhandel  scheitern.  So  ist  in  London  der 
Getreideterminhandel  nicht  von  erheblichem  Umfang,  weil  die  dort  zu- 
sammentreffenden Getreidesorten  zu  grofse  Unterschiede  in  der  Beschaffen- 
heit aufweisen.  Aus  demselben  Grunde  ist  in  Antwerpen  der  Getreidetermin- 
handel, den  man  dort  eine  Zeit  lang  einzubürgern  gesucht  hatte,  wieder 
eingestellt  worden.  An  manchen  Börsen  mufs  zu  diesen  sachlichen  Vor- 
aussetzungen noch  eine  formelle  Voraussetzung  hinzutreten,  d.  h.  es  mufs 
die  Zulassung  der  Wertpapiere  und  Waren  zum  Terminhandel  noch  be- 
sonders ausgesprochen  sein,  weil  sie  noch  nicht  mit  der  Zulassung  zum 
Börsenhandel  als  solchem  gegeben  ist  So  entscheidet  z.  B.  in  Paris  an 
der  Wertpapierbörse  die  Syndikatskammer  der  vereideten  Makler  über 
die  Zulassung  zum  börsenmäfsigen  Terminhandel.  In  Brüssel,  wo  der 
Terminhandel  nur  geduldet  ist,  in  Wien  und  Chicago,  wo  alle  zum 
Börsenhandel  zugelassenen  Wertpapiere  auch  im  Terminverkehr  gehan- 
delt werden  können,  in  Amsterdam,  in  Rotterdam  u.  s.  w.  bestehen  be- 
sondere Vorschriften  über  die  Zulassung  zum  Börsenterminhandel  über- 
haupt nicht. 

Besonders  ausführlich  ist  die  Regelung  dieser  Frage  in  Deutschland. 
Das  deutsche  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  unterscheidet  eine  Zu- 
lassung von  Waren  und  Wertpapieren  und  eine  Zulassung  von  Personen 
zum  Börsenterminhandel,  weil  weder  die  eine  noch  die  andere  schon 
durch  die  Zulassung  zum  Börsenverkehr  überhaupt  gegeben  ist.  Das 
Gesetz  weist  die  Bestimmungen  über  die  Zulassung  von  Waren  und  Wert- 
papieren zum  Börsenterminhandel  den  Börsenordnungen  zu  und  giebt  den 
Börsenorganen  das  Recht,  auf  Grund  der  Vorschriften  der  Börsenord- 
nungen über  die  Zulassung  im  einzelnen  Fall  zu  entscheiden.  Das  Gesetz 
zieht  aber  dabei  der  Selbstbestimmung  der  Börsen  Schranken.  Der  börsen- 
mäfsige Terminhandel  in  Getreide-  und  Mühlenfabrikaten  und  in  Anteilen 
von  Bergwerks-  und  Fabrikunternehmungen  ist  durch  §  50  des  Gesetzes 
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überhaupt  untersagt  Der  Börsenterminhandel  in  Anteilen  von  anderen 
Erwerbsgesellschaften  kann  nur  gestattet  werden,  wenn  das  Kapital  der 
betr.  Erwerbsgesellschaft  mindestens  20  Mül.  M.  beträgt.  Aufserdem  hat 
der  Bundesrat  das  Recht,  den  Börsenterminhandel  in  bestimmten  Waren 
oder  Wertpapieren  ganz  zu  untersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen 
abhängig  zu  machen.  Über  das  Verfahren  enthält  §  49  Abs.  2  die  all- 
gemeine Vorschrift,  dafs  die  Börsenorgane  verpflichtet  sind,  vor  der  Zu- 
lassung von  Waren  zum  Börsenterminhandel  in  jedem  einzelnen  Fall 
Vertreter  der  beteiligten  Erwerbszweige  gutachtlich  zu  hören  und  das 
Ergebnis  dem  Reichskanzler  mitzuteilen.  Erst  wenn  der  Reichskanzler 
erklärt  hat,  dafs  er  zu  weiteren  Ermittlungen  keinen  Anlafs  finde,  darf 
die  Zulassung  erfolgen. 

Innerhalb  dieses  gesetzlichen  Rahmens  müssen  sich  die  Vorschriften 
der  Börsenordnungen  über  die  Zulassung  zum  Börsenterminhandel  be- 
wegen. Sie  können  natürlich  noch  weitere  Bedingungen  stellen.  Das  ist 
beispielsweise  in  Berlin  und  in  gleicher  Weise  auch  in  Breslau,  Frank- 
furt a.  M.  und  Köln  geschehen  für  Wertpapiere.  Der  betr.  Antrag  mufs 
dort  mindestens  14  Tage  vor  der  Beschlufsfassung  durch  Aushang  an  der 
Börse  und  durch  Veröffentlichung  in  der  Presse  bekannt  gemacht  werden. 
Die  Zulassung  zum  Terminhandel  setzt  weiter  voraus,  dafs  schon  während 
eines  längeren  Zeitraums  ein  regelmäfsiger  Handel  in  dem  Wertparjler 
stattgefunden  hat  Die  Prüfung  mufs  sich  ferner  auch  darauf  erstrecken, 
ob  dem  Interesse  des  Börsenhandels  an  der  Zulassung  andere  erhebliche 
wirtschaftliche  Bedenken  entgegenstehen.  Vor  der  Zulassung  ist  der  Vor- 
stand des  Unternehmens,  um  dessen  Papiere  es  sich  handelt,  über  den 
Antrag  zu  hören.  Die  Zulassungsbeschlüsse  sind  dem  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe  einzureichen.  Die  erfolgte  Zulassung  kann  wegen  Auf- 
hörens eines  erheblichen  Termingeschäfts  oder  aus  wichtigen  anderen 
Gründen  jederzeit  von  der  zuständigen  Stelle  (Börsenvorstand  oder  Handels- 
kammer) zurückgenommen  werden. 

In  Waren  oder  Wertpapieren,  deren  Zulassung  zum  Börsentermin- 
handel abgelehnt  ist,  sind  nach  §  51  des  Börsengesetzes  die  Börsentermin- 
geschäfte von  der  Benutzung  der  Börseneinrichtungen  ausgeschlossen  und 
dürfen  von  den  Kursmaklern  nicht  vermittelt  werden;  auch  dürfen  für 
solche  Geschäfte,  sofern  sie  im  Inland  abgeschlossen  sind,  Preislisten  oder 
Kurszettel  nicht  veröffentlicht  oder  in  mechanisch  hergestellter  Verviel- 
fältigung verbreitet  werden.  In  Waren  und  Wertpapieren,  deren  Zulassung 
zum  Börsenterminhandel  überhaupt  nicht  nachgesucht  ist,  kann  ein  that- 
sächlich  stattfindender  Terminhandel  nach  §  52  des  Gesetzes  von  der 
Börsenaufsichtsbehörde  untersagt  werden,  was  dann  dieselben  Wirkungen 
hat,  als  wenn  die  Zulassung  verweigert  worden  ist 

Die  Zulassung  von  Personen  zur  Teilnahme  am  Börsenterminhandel 
erfolgt  durch  die  Eintragung  in  das  öffentliche  Börsenregister,  das  bei 
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den  Handelsregistergerichten  —  und  zwar  getrennt  für  Waren  und  Wert- 
papiere —  nach  §  54  des  Börsengesetzes  von  1896  geführt  wird.  Die 
Eintragung  erfolgt  gegen  eine  Gebühr  von  150  M.;  für  jedes  weitere  Jahr, 
während  dessen  die  Eintragung  bestehen  bleiben  soll,  sind  25  M.  zu  ent- 
richten. Im  übrigen  werden  nur  formelle  Voraussetzungen  für  die  Ein- 
tragung aufgestellt  Die  Eintragung  ist  auf  Kosten  des  Eingetragenen 
im  Reichsanzeiger  und  in  den  sonstigen  für  die  Veröffentlichungen  der 
Handelsregistereinträge  bestimmten  öffentlichen  Blättern  bekannt  zu  geben. 
Die  Eintragung  ist  für  die  Beteiligten  deshalb  von  grofser  Bedeutung, 
weil  §  66  des  Gesetzes  Termingeschäfte  zwischen  nicht  eingetragenen 
Personen  für  civilrechtlich  unwirksam  erklärt.  Nur  bezüglich  der  Per- 
sonen, welche  im  Inland  weder  Wohnsitz  noch  gewerbliche  Nieder- 
lassung haben,  bedarf  es  der  Eintragung  zur  Wirksamkeit  der  Termin- 
geschäfte nicht 

In  das  Börsenregister  waren  eingetragen: 


Dabei  ist  zu  beachten,  dafs  in  Berlin  die  Produktenbörse  infolge 
des  Konfliktes  mit  der  Regierung,  der  über  die  Anwendung  des  neuen 
Börsengesetzes  entstanden  ist,  ihre  Thätigkeit  eingestellt  hat,  und  dafs 
für  den  Effektenverkehr  die  beteiligten  Banken  die  Eintragung  ihrer 
Kunden  nicht  verlangt  haben,  und  dafs  anderseits  in  Hamburg  die  Waren- 
liquidationskasse und  die  Maklerbanken  erklärt  haben,  sie  würden  nur 
mit  Firmen  arbeiten,  die  in  das  Börsenregister  eingetragen  sind. 

Bei  den  Börsentermingeschäften  ist  die  schon  bei  den  Kassageschäften 
erwähnte  Einrichtung  der  Schluf seinheiten ,  die  stillschweigend  den  Ab- 
schlüssen einfach  oder  mehrfach  zu  Grunde  gelegt  werden,  sehr  weit 
verbreitet,  sowohl  bei  Waren,  als  auch  bei  Wertpapieren. 

So  stellt  sich  z.  B.  die  Schlufseinheit  für  Waren  in : 
Paris  für  Mehl  auf    100  Sack 


1.  Januar  1697  1.  Januar  189S 

für  für  für  für 


Waren    Wertpapiere    Waren  Wertpapiere 


im  ganzen  . 
darunter  in  Hamburg 


Berlin     .  . 
Magdeburg  . 
Leipzig  .  . 
Frankfurt  a.  M, 
Aachen   .  . 


162  94  236  195 

118  63  172  138 

1  18  1  40 

28  —  28  — 


12  —  20  — 

—  6  -  3 

—  3—2 


Öl  

Hafer  und  Roggen 


5  000  kg 
25  000  kg 


u.  s.  w. 


Havre  für  Baumwolle 
„  Kaffee .  . 
„   Wolle  .  . 


auf 


50  Ballen 
500  Sack 
25  Ballen 


u.  s.  w. 
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Rotterdam  für  Kattun   auf    100  Ballen 

„  Korinthen  „  12  400  kg  (=  100  Fals) 

„   Zucker  „     500  Sack  (50  000  kg) 

„   Kaffee  „     500  BaUen  (30  000  kg) 

,  »»'»SS 


Pest  für  Getreide  .  . 
„  Ölsaat .  .  . 
„  Hülsenfrüchte 
„  Zwetechen  . 
„  Pflaumenmus 
Berlin  (vor  Einstellung  der  Thätigkeit  der 

Produktenbörse)  für  Getreide  ...     „  500 


auf  1000  Doppelcentner 
„  500 

„     500  „ 
„  100 
„  100 


Die  Gröfse  dieser  Einheiten  zeigt  deutlich,  dafs  es  sich  beim  Waren- 
terminhandel  um  Umsätze  grofsen  Stiles  handelt  Bei  Wertpapieren  sind 
ebenfalls  stets  grofse  Beträge  üblich,  z.  B.  in  Bremen  bei  den  Papieren, 
deren  Kurs  in  Prozent  des  Nennwerts  notiert  wird,  10  000  M.  Nennwert, 
bei  den  per  Stück  notierten  so  viel  Stück,  als  dem  Nennwert  von  10000  M. 
entsprechen,  in  Berlin  für  preufs.  Konsols  15000  M.,  für  ital.  Rente 
50000  Frs.  Nennwert  u.  s.  w.  — 

Was  die  Erfüllung  der  Zeitgeschäfte  anlangt,  so  ist  zunächst  fest- 
zustellen, dafs  es  nicht  immer  zu  einer  Erfüllung  nach  der  ursprünglichen 
Abrede  kommt  In  Paris  z.  B.  besteht  an  der  Effektenbörse  die  Ein- 
richtung, dafs  jeder  Terminkäufer  das  Recht  hat,  jederzeit  vor  Beginn 
der  Liquidation  das  von  ihm  abgeschlossene  Zeitgeschäft  in  ein  Kassa- 
geschäft zu  verwandeln,  indem  er  die  Lieferung  der  Stücke  spätestens 
bis  zum  5.  Tage  verlangt;  man  gebraucht  dafür  die  Formel  „il  escompte 
ses  titres". 

Weiter  ist  zu  erwähnen,  dafs  nicht  selten  auch  die  Erfüllung  über- 
haupt unterbleibt  und  statt  der  Erfüllung  die  Zahlung  der  blofsen  Kurs- 
oder Preisdifferenzen  gewählt  wird.  Dadurch  entstehen  die  „Differenz- 
geschäfte", die  sich,  so  wenig  sie  auch  oft  dem  Laienpublikum  begreif- 
lich erscheinen,  doch  leicht  im  Börsenterminhandel  entwickeln  können, 
wenn  der  Käufer  oder  Verkäufer  sich  in  der  Berechnung  der  Kurs-  oder 
Preisbewegung  geirrt  hat  Ein  Beispiel  macht  das  am  besten  klar. 
Nehmen  wir  an,  A  hat  an  B  auf  Lieferung  für  Ende  Oktober  100  Stück 
eines  Wertpapieres  im  Nennwert  von  je  1000  M.  zum  Kurse  von  120  Proz. 
des  Nennwerte  verkauft,  weil  er  erwartet,  dafs  er  zur  Erfüllungszeit  die 
Papiere  für  weniger  als  120  Proz.,  z.  B.  zu  115  Proz.  gegen  Kassa  einkaufen 
kann.  Da  er  für  jedes  Stück  5  Proz.  des  Nennwertes  mehr  von  seinem 
Terminkäufer  bekommen  würde,  so  würde  er  100  ><  50  M.  =  5000  M. 
verdienen,  wenn  seine  Berechnung  zutrifft  Zur  Erfüllungszeit  stellt  sich 
nun  aber  heraus,  dafs  der  Kurs  auf  124  Proz.  gestiegen  ist  Würde  A 
die  zu  liefernden  Papiere,  die  er  ja  noch  gar  nicht  hat,  wirklich  liefern, 
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so  müfste  er  sie  zu  124  Proz.  gegen  Kassa  einkaufen,  bekäme  aber 
nur  120  Proz.  von  seinem  Terminabnehmer,  d.  h.  er  würde  100x40M. 

4000  M.  verlieren.  Ein  Interesse,  die  Papiere  wirklich  zu  liefern,  hat 
er  nun  eigentlich  nicht  mehr.  Wenn  er  statt  dessen  an  B  die  4000  M., 
um  die  sich  der  Kurs  zu  seinem  Nachteil  verschoben  hat,  auszahlt,  so 
spart  er  die  Mühe  des  Kassaeinkaufs  und  der  Abnahme  und  der  Weiter- 
gabe der  zu  liefernden  Papiere  und  braucht  sein  Geld  nicht  erst  in  die  zu 
liefernden  Papiere  zu  stecken.  B  kann  darauf  eingehen,  da  er  ganz  die- 
selben 4000  M.  dabei  verdient,  die  er  erzielen  würde,  wenn  er  die  zum 
Kurse  von  120  Proz.  abgenommenen  Papiere  zum  herrschenden  Kurse 
von  124  Proz.  gegen  Kassa  verkaufen  wolle.  Begnügt  er  sich  aber  mit 
der  blofsen  Empfangnahme  dieser  Kursdifferenz,  so  spart  er  die  Mühe 
und  den  Zeitaufwand  der  Abnahme  und  des  Weiterverkaufs  der  Papiere 
und  braucht  ebenfalls  kein  Geld  darin  festzulegen.  So  kann  es  beiden 
Parteien  als  zweckmäfsig  erscheinen,  das  Geschäft  nicht  durch  Lieferung 
zu  erfüllen,  sondern  durch  Zahlung  der  Kursdifferenz  auszugleichen.  Ur- 
sprünglich hat  vielleicht  keiner  von  beiden  an  diesen  Ausgang  gedacht. 
A  hatte  wirkliche  Lieferung,  B  hatte  wirkliche  Abnahme  der  Papiere 
vorausgesetzt  Aber  beide  hatten  dabei  in  letzter  Linie  nur  den  Zweck, 
die  Vorteile  der  von  ihnen  erwarteten  zeitlichen  Preisverschiebung  aus- 
zunützen, wie  jeder  Kaufmann  bei  jedem  Geschäft  die  Differenz  zwischen 
Einkaufs-  und  Verkaufspreis  geniefsen  will.  Die  wirkliche  Warenbewe- 
gung ist  ja  stets  —  soweit  der  Erwerbszweck  in  Betracht  kommt  — 
für  den  einzelnen  Kaufmann  nur  Mittel  zum  Zweck.  Wird  von  der 
wirklichen  Lieferung  und  Abnahme  des  Verkauften  bezw.  Gekauften  ab- 
gesehen und  statt  dessen  nur  die  Preisdifferenz  ausgezahlt,  so  ist  der 
Zweck  ebenfalls  erreicht  und  des  Mittels  der  wirklichen  Warenbewegung 
bedarf  es  nicht  mehr. 

Wie  bei  Papieren,  kann  auch  bei  Waren  im  engeren  Sinne  die  blofse 
Zahlung  und  Empfangnahme  der  Kursdifferenz  das  Bequemere  sein,  sodafs 
man  auf  die  Warenübertragung  selbst,  die  ja  noch  umständlicher  ist  als 
die  Übertragung  von  Wertpapieren,  verzichten  kann. 

Im  Börsenterminhandel  liegt  ein  solches  Vorgehen  um  so  näher,  als 
der  Käufer  die  abzunehmenden  Waren  oder  Papiere  gar  nicht  behalten, 
sondern  sofort  weiter  gegen  Kassa  verkaufen  will  und  der  Verkäufer  das 
Verkaufte  zu  Zeit  des  Abschlusses  noch  gar  nicht  hat,  sondern  erst  zur 
Erfüllungszeit  gegen  Kassa  einkaufen  will. 

Die  Spekulation,  die  auf  Ausnutzung  der  zeitlichen  Kurs-  und  Preis- 
differenzen gerichtet  ist,  hat  sich  diese  Möglichkeit  des  Übergleitens  von 
dem  wirklichen  Lieferungsgeschäft  auf  das  blofse  Differenzgeschäft  erklär- 
licherweise zu  nutze  gemacht,  und  manche  Geschäfte  werden  abgeschlossen, 
bei  denen  keine  Partei  an  die  Erfüllung  durch  Lieferung  oder  Abnahme 
denkt  Zur  leichteren  Feststellung  der  Kursdifferenz  wird  von  den  hier- 
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zu  befugten  Börsenorganen  kurz  vor  dem  Erfüllungstage  (z.  B.  in  Berlin 
2  Tage  vor  Ultimo)  auf  Grund  der  herrschenden  Marktlage  ein  abgerun- 
deter Liquidationskurs  festgestellt,  und  dieser  wird  dann  allen  Abrech- 
nungen zu  Grunde  gelegt.  Solche  Geschäfte,  die  man  als  „reine  Differenz- 
geschäfte" bezeichnet,  laufen  darauf  hinaus,  die  konkrete  Ware  ganz 
beiseite  zu  schieben  und  in  abstrakter  Form  das  Ziel  der  Gewinnung  der 
zeitlichen  Kursdifferenz  zu  verfolgen.  Der  Handel,  der  auf  serhalb  der 
Börse  vor  sich  geht,  mufs  zur  Erreichung  dieses  Zieles  immer  die  konkrete 
Ware  in  Bewegung  setzen,  der  Börsenterminhandel  kann  sich  von  der 
wirklichen  Ware  thatsächlich  ganz  emanzipieren,  soweit  die  Lieferung  und 
Abnahme  in  Betracht  kommt.  Für  die  Form  dieser  reinen  Differenzge- 
schäfte ist  freilich  die  Bezugnahme  auf  wirkliche  Waren  (oder  Wert- 
papiere) nicht  zu  entbehren.  Man  kann  nur  bestimmt  benannte  Gegen- 
stände zum  Gegenstand  eines  Kaufs  oder  Verkaufs  machen.  Daher 
erscheinen  diese  reinen  Differenzgeschäfte  äufserlich  in  derselben  Form, 
wie  die  auf  wirkliche  Lieferung  gerichteten  Zeitgeschäfte  („effektive 
Lieferungsgeschäfte").  Dem  über  das  Geschäft  ausgestellten  Schlufsschein 
kann  man  jedenfalls  nicht  ansehen,  ob  die  Beteiligten  die  angestrebte 
Gewinnung  der  Kursdifferenz  später  auf  konkretem  oder  abstraktem  Wege 
durchführen  wollen. 

Einem  philosophisch  angelegten  Gemüt  mufs  ;dieses  Abstreifen  des 
r  Ballastes  der  Kauf  summen  und  der  konkreten  Waren" ,  wie  G.  Cohn  sich 
einmal  ausdrückt,  als  eine  ideale  Form  des  Handels  erscheinen.  Hier  „fällt 
—  wiederum  nach  G.  Cohn  —  von  dem  Handel  zur  Erde,  was  nicht  not- 
wendig zum  Handel  gehört".  Die  Idee  des  Handelsgewinnes  an  sich  tritt 
bei  diesen  reinen  Differenzgeschäften  zu  Tage.  Die  robustere  Auffassung 
des  mehr  an  den  Thatsachen  als  an  den  Ideen  hängenden  Menschen  wird 
sich  freilich  etwas  anders  dazu  stellen.  Das,  was  das  reine  Differenzgeschäft 
bedeutet,  ist  eigentlich  doch  nichts  anderes,  als  wenn  A  dem  B  sagt:  „Falls 
bis  zu  dem  und  dem  Termin  der  Preis  einer  bestimmten  Mengeneinheit  des 
Weizens  oder  Roggens  oder  Spiritus  oder  sonst  eines  näher  bezeichneten 
Gegenstandes  über  den  jetzigen  Preis  steigt,  zahle  ich  Dir  die  Differenz 
zwischen  diesen  Preisen  20 mal  oder  100  mal  u.  s.  w.  aus",  und  wenn  B 
dem  A  sagt:  „Falls  der  Preis  des  Weizens  u.  s.  w.  bis  zu  dem  bestimmten 
Termin  unter  den  jetzigen  Preis  fällt,  zahle  ich  Dir^  den  Preisunterschied 
20  mal  oder  100  mal  u.  s.  w.  aus."  Was  A  und  B  in  der  Hülle  eines  Kaufes 
oder  Verkaufes  beim  reinen  Differenzgeschäft  erreichen  wollen,  würden 
sie  auch  ebenso  gut  durch  eine  Abrede  der  eben  umschriebenen  Art  er- 
reichen können,  ohne  die  Form  des  Kaufes  oder  Verkaufes  zu  benutzen. 
Diese  eben  beschriebene  Art  der  Abrede  aber  hat  eine  verzweifelte  Ähn- 
lichkeit mit  der  Wette,  und  in  Wirklichkeit  ist  auch  das  reine  Differenz- 
geschäft bei  dem  von  vornherein  nicht  an  Erfüllung  durch  Lieferung  und 
Abnahme,  sondern  nur  an  Zahlung  der  Kursdifferenz  gedacht  wird,  seinem 
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Wesen  nach  nichts  anderes,  als  eine  Wette  auf  das  Steigen  oder  Fallen 
der  Kurse.  Macht  man  sich  das  klar,  so  wird  man  sich  einer  philoso- 
phischen Überschätzung  der  reinen  Differenzgeschäfte  nicht  schuldig 
machen.  Gewifs  will  der  Handel  ganz  allgemein  die  Differenz  zwischen 
Einkaufs-  und  Verkaufspreis  gewinnen,  aber  diese  Differenz  will  normaler- 
weise durch  eigene  Arbeitsleistung  mit  verdient  sein;  davon  ist  beim 
reinen  Differenzgeschäft  keine  Rede  mehr.  In  einer  Wette  steckt  eine 
volkswirtschaftlich  nützliche  Arbeit  überhaupt  nicht 

Um  der  mifsbräuchlichen  Ausnutzung  der  Einrede  vorzubeugen,  es 
liege  ein  Differenzgeschäft  vor,  sind  übrigens  reine  Differenzgeschäfte  in 
Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.  für  klagbar  erklärt,  auch  in  Deutschland 
ist  das  Fall,  sofern  die  Vorschriften  über  Eintragung  oder  Nichteintragung 
der  Kontrahenten  in  das  Börsenregister  erfüllt  sind  (§  68  des  Börsen- 
gesetzes). 

In  New  York  und  in  Chicago  können  an  den  Fondsbörsen  diejenigen, 
welche  fingierte  Geschäfte  bezw.  reine  Differenzgeschäfte  abschliefsen, 
zeitweilig  ausgeschlossen  werden. 

Die  Erfüllungszeit  wird  beim  Abschlufs  des  Zeitgeschäftes  von  dem 
Kontrahenten  vereinbart.  Dabei  bestehen  Unterschiede  zwischen  Geschäften 
in  Waren  und  solchen  in  Wertpapieren.  Bei  Wertpapieren  ist  es  leicht 
möglich,  die  Lieferung  für  einen  bestimmten  Tag  zu  vereinbaren,  da  hier 
umständliche  Transporte  nicht  nötig  sind.  Es  hat  sich  indes  eingebürgert, 
dafs  Zeitgeschäfte  in  Wertpapieren  nicht  auf  ganz  beliebige  Tage,  sondern 
regelmäfsig  entweder  auf  die  Mitte  (per  medio)  oder  auf  das  Ende  (per 
ultimo)  des  Monats  abgeschlossen  werden.  In  Deutschland  und  Oester- 
reich werden  die  Effekten  meist  per  ultimo  gehandelt,  und  deshalb  wird 
für  die  Zeitgeschäfte  in  Wertpapieren  auch  vielfach  der  Name  Ultimo- 
geschäfte gebraucht.  In  Paris  werden  gewisse  Papiere  nur  per  ultimo 
gehandelt,  z.  B.  franz.  Rente,  Aktien  der  Bank  von  Frankreich,  Aktien 
des  Credit  foncier,  Aktien  der  französischen  Eisenbahnen.  Bei  der  Mehr- 
zahl der  Papiere  finden  dagegen  auch  Abschlüsse  auf  die  Mitte  des  Monats 
statt  In  London  sind  ebenfalls  Abschlüsse  auf  Mitte  und  Ende  des 
Monats  üblich.  Der  Abschlufs  auf  Mitte  und  Ende  des  Monats  bedeutet 
nicht,  dafs  immer  gerade  am  15.  bezw.  am  letzten  Tage  des  Monats  ab- 
gewickelt wird.  Vielmehr  setzen  die  Börsenvorschriften  fest,  welcher 
Tag  in  der  Nähe  der  Mitte  bezw.  des  Endes  des  Monate  als  Abwick- 
lungstag (Liquidationstag)  gilt,  und  auf  diesen  erstreckt  sich  dann  still- 
schweigend der  Abschlufs. 

Bei  Warentermingeschäften  läfst  sich  der  Zeitpunkt  der  Erfüllung 
nicht  so  eng  begrenzen,  weil  die  Anlieferung  gröfserer  Warenposten  wegen 
der  leicht  beim  Transport  eintretenden  Schwierigkeiten  und  Verzögerungen 
nicht  im  voraus  für  einen  bestimmten  Tag  zugesagt  werden  kann.  Daher 
lauten  Warentermingeschäfte  nicht  auf  einen  Erfüllungstag,  sondern  auf 
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einen  Erfüllungsmonat,  mitunter  im  Auslande  sogar  auf  mehrere  Er- 
füllungsmonate. Innerhalb  der  Erfüllungsfrist  kann  der  Verkäufer  dem 
Käufer  die  Lieferung  der  Ware  ankündigen  und  die  Ware  liefern,  worüber 
die  Börsenvorschriften  das  Nähere  angeben. 

Verzug  in  der  Erfüllung  hat  auch  bei  Zeitgeschäften  eine  in  kurzer 
Frist  durchzuführende  Zwangsregulierung  zur  Folge. 

Um  die  Erfüllung  zu  sichern,  hat  sich  das  „Einschufs-"  oder  „Margin- 
system"  an  manchen  Börsen  entwickelt  Dasselbe  besteht  darin,  dafs 
jede  Partei  von  der  anderen  zur  Sicherung  der  Erfüllung  beim  Geschäfts- 
abschlufs  oder  kurz  darnach  die  Hinterlegung  eines  Teiles  des  Kauf- 
preises bei  einer  bestimmten  Stelle,  z.  B.  bei  einer  Bank,  verlangen  kann. 
Dieser  hinterlegte  Teil  heifst  „Einschufs"  oder  „marge"  oder  Depöt, 
Deposit  u.  s.  w.  Der  Einschuf s  mufs,  wenn  die  Preise  zwischen  Ab- 
schlufs  und  Erfüllung  des  Geschäfts  sich  wesentlich  verschieben,  der 
Kurs-  bezw.  Preisänderung  entsprechend  ergänzt  werden.  Das  System 
besteht  z.B.  im  Getreidehandel  der  Londoner  Börse,  im  Getreide-  und 
Baum wollterminhandel  in  Liverpool,  an  der  Produktenbörse  in  Havre, 
in  Amsterdam  und  Rotterdam,  an  der  Fonds-  und  Warenbörse  in  New 
York,  Chicago  und  an  anderen  amerikanischen  Plätzen,  in  dem  Baum- 
wollterminhandel zu  Bremen  u.  s.  w. 

Die  Einschüsse  sind  je  nach  den  Gegenständen  und  Börsenplätzen 
verschieden,  stellen  aber  zum  Teil  ganz  ansehnliche  Beträge  dar.  In 
Chicago  ist  der  Einschuf s  an  der  Produktenbörse  10  Proz.  für  Käufer  und 
Verkäufer,  in  New  York  für  Effekten  ebenfalls  10  Proz.,  bei  Fleisch- 
produkten („provisions")  1  Doli,  für  1  Barrel  Schweinefleisch  und  V2  Cent 
für  1  Pfund  aller  anderen  Fleischprodukte,  10  Cents  für  1  Bushel  Weizen, 
Roggen  und  Gerste,  5  Cents  für  1  Bushel  Hafer  u.  s.w.,  in  Havre 
2,50  Frs.  für  1  Sack  Kaffee,  20  Frs.  für  1  Ballen  Wolle,  in  Liverpool 
50  Pfd.  St  für  je  5000  Centrais  Weizen  oder  Mehl  und  25  Pfd.  St  für  je 
5000  Centrais  anderer  Waren,  in  Rotterdam  300  Guld.  für  je  100  Ballen 
Kattun  und  je  500  Sack  Zucker,  2  Guld.  für  jeden  Ballen  Kaffee  u.  s.  w. 

Die  Einschüsse  sind  von  jedem  Kontrahenten  zu  leisten  und  zwar 
in  ganz  kurz  bemessenen  Fristen.  Werden  sie  nicht  rechtzeitig  bewirkt, 
so  ist  alsbald  die  Zwangsregulierung  zulässig,  ein  neues  Zeichen,  wie 
streng  im  Börsenverkehr  alle  Verpflichtungen  behandelt  werden. 

Die  Abwicklung  der  Zeitgeschäfte  drängt  sich  immer  auf  kurze 
Fristen  zusammen.  An  jedem  Abwicklungstermin  ist  eine  grofse  Reihe 
von  Geschäften  auszugleichen.  Die  Erfüllung  jedes  einzelnen  dieser  Ge- 
schäfte für  sich  würde  im  ganzen  eine  sehr  umfangreiche  Arbeit  be- 
deuten, und  ein  Teil  dieser  Arbeit  würde  insofern  überflüssig  sein,  als 
viele  der  in  Frage  kommenden  Personen  bei  mehreren  der  abzuwickelnden 
Geschäfte  beteiligt  sind,  und  als  weiter  dieselbe  Waren-  oder  Effekten- 
menge durch  Weiterbegebung  der  Schlufsscheine  (bezw.  bei  Waren  der 
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Kündigungsscheine)  über  eine  gröfsere  Zahl  von  Personen  hin  verhandelt 
sein  kann.  Unter  diesen  Umständen  lag  es  nahe,  die  Abwicklungsarbeit 
zu  vereinfachen  dadurch,  dals  die  Abwicklung  der  einzelnen  Geschäfts- 
abschlüsse über  eine  bestimmte  Centralstelle  geleitet  wird.  Dadurch  wird 
die  thatsächliche  Übergabe  und  Abnahme  von  Waren  oder  Effekten  auf 
das  zulässige  geringste  Mafs  beschränkt  und  gleichzeitig  eine  korrekte 
und  pünktliche  Erledigung  gesichert  An  allen  gröfseren  Börsen  finden 
sich  solche  Vorkehrungen  zur  Centralisation  der  Abwicklung  sowohl  im 
Effekten-  als  auch  im  Warenverkehr. 

Die  Centraistellen  für  die  Abwicklung  der  Effektenzeitgeschäfte  sind 
zum  Teil,  wie  in  Triest,  bestimmte  Banken,  zum  Teil  sind  es  besondere 
Börsenorgane  oder  auch  selbständige  Vereinigungen  der  Beteiligten.  In 
Paris  erfolgt  die  Abwicklung  derart,  dafs  alle  amtlichen  Makler  Bogen 
über  die  von  ihnen  vermittelten  Abschlüsse  dem  Börsensekretär  einreichen. 
In  New  York  besteht  ein  besonderes  Clearinghouse,  das  als  „common 
agent"  der  Börsenmitglieder  bei  der  Abwicklung  fungiert  Auch  in  London 
ist  ein  solches  Clearinghouse  für  Effektentermingeschäfte  seit  1874  vor- 
handen. In  Amsterdam  läuft  die  ganze  Abwicklung  durch  die  Hand 
der  beiden  Rescontranten,  welche  vom  Vorstand  der  Effektenvereinigung 
ernannt  werden.  In  Wien  hat  der  Wiener  Giro-  und  Kassenverein  ein 
Arrangementsbüreau  errichtet,  bei  welchem  alle  nicht  ausdrücklich  als 
„direkt"  abgeschlossenen  Geschäfte  erledigt  werden  müssen,  wenn  sich 
die  Beteiligten  nicht  einer  Strafe  von  50  Gulden ,  im  Wiederholungsfalle 
dem  Ausschlufs  von  der  Börse  aussetzen  wollen.  Ähnlich  ist  es  in  Pest 

In  Frankfurt  a.  M.  und  München  besteht  zu  gleichem  Zwecke  ein 
„Kollektivscontro",  dem  die  am  Börsenhandel  in  Wertpapieren  beteiligten 
Firmen  als  Mitglieder  angehören.  In  Hamburg  hat  die  Wechslerbank 
ein  besonderes  Liquidationsbüreau  errichtet  In  Breslau  wird  durch  den 
seit  1880  bestehenden  Saldierungsverein  die  Centralisation  der  Abwick- 
lung bewirkt.  In  Berlin  besteht  für  den  gleichen  Zweck  ein  Liquidations- 
büreau, das  der  seit  1869  thätige  „Liquidationsverein  für  Zeitgeschäfte 
an  der  Berliner  Fondsbörse"  errichtet  hat 

Die  Abwicklung  der  Warentermingeschäfte  ist  zum  Teil  ebenfalls 
in  der  Hand  bestimmter  Börsenorgane  zusammengezogen,  z.  B.  in  Wien 
und  Pest,  wo  die  Abwicklung  durch  das  Börsensekretariat  geht  In 
anderen  Plätzen  bestehen  besondere  Clearinghouses  dafür,  wie  in  Chicago 
und  für  den  Getreideverkehr  in  New  York,  für  Baum  wollverkehr  in 
Liverpool  (seit  1876),  für  Kaffeeverkehr  in  London  (seit  1888).  Vielfach 
haben  sich  aber  neuerdings  auch  für  die  Centralisation  der  Abwicklung 
besondere  Aktiengesellschaften  unter  dem  Namen  „Liquidationskassen" 
gebildet  Sie  übernehmen  die  Fürsorge  für  eine  geregelte  und  pünktliche 
Abwicklung.  Zu  dem  Zwecke  bezeichnen  sie  sich  jedem  Kontrahenten 
gegenüber  als  Gegenkontrahent  Sie  treten  also  zwischen  beide  Parteien, 
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sodafs  jeder  Abschlufs  an  der  Börse  gewissermafsen  in  zwei  Abschlüsse 
zerlegt  wird.  Die  Geschäftsvermittler  machen  von  ihren  Abschlüssen  der 
Liquidationskasse  durch  Übergabe  der  Schlufsnoten  Mitteilung.  Mit  der 
Übergabe  der  Schlufsnoten  sind  von  den  Parteien  Einschüsse  („Margen") 
in  bestimmter  Höhe  an  die  Liquidationskasse  einzuzahlen,  um  deren 
Risiko  zu  vermindern.  Bei  Preisschwankungen  von  bestimmter  Höhe 
sind  die  Einschüsse  zu  ergänzen.  Die  Liquidationskasse  trägt  die  an- 
gemeldeten Geschäfte  in  bestimmte  Bücher  ein  und  bewirkt  die  endgültige 
Ausgleichung.  Für  ihre  Mühewaltung  erhebt  die  Kasse  bestimmte  Pro- 
visionen (Kommissionsgebühren). 

Als  Vorteil  dieser  Einrichtung  mufs  man  die  glatte  und  sichere  Ab- 
wicklung der  Warenzeitgeschäfte  ansehen.  Wenn  man  in  ihnen  weiter 
ein  Mittel  erblickt,  weniger  bemittelte  Personen  vom  Börsenhandel  abzu- 
halten, so  ist  diese  Wirkung  wohl  als  möglich  anzusehen,  obwohl  die 
Erfahrungen  nicht  überall  gleich  sind.  Man  kann  jedenfalls  auch  die 
entgegengesetzte  Möglichkeit  nicht  leugnen,  da  das  Einscbufssystem,  das 
ja  in  den  Liquidationskassen  besonders  entwickelt  werden  mufste,  auch 
Manchem  die  Teilnahme  am  Börsenhandel  gestattet,  der  wohl  den  Ein- 
schuf s  aufbringen  kann,  aber  nicht  im  stände  sein  würde,  das  Risiko 
eines  isolierten  gröfseren  Warentermingeschäfts  auf  sich  zu  nehmen.  Für 
die  bemittelten  Kreise  bedeutet  jedenfalls  die  Liquidationskasse  eine  Er- 
leichterung und  eine  verstärkte  Sicherheit  der  Beteiligung  am  Börsen- 
handel, und  in  diesen  Kreisen  kann  die  Einrichtung  der  Ausdehnung  der 
Börsenspekulation  Vorschub  leisten. 

Die  Liquidationskassen  sind  sämtlich  jüngeren  Datums.  Die  älteste 
und  vorbildlich  gewordene  Kasse  dieser  Art  ist  die  Caisse  des  liquidations 
des  affaires  en  marchandises  au  Hävre,  die  1882  als  Aktiengesellschaft 
mit  4  Mill.  Frs.  Kapital  gegründet  wurde,  und  die  für  die  Termingeschäfte 
in  Kaffee,  Wolle,  Baumwolle  u.  s.  w.  wirkt.  1882  wurde  für  Kaffee- 
terminhandel auch  in  New  York  eine  Liquidationskasse  errichtet,  1887 
für  Kaffee-  und  Kammzugterminhandel  in  Antwerpen,  für  Kaffee-,  Zucker-, 
Spiritus-,  Öl-,  Getreide  und  Mehlhandel  in  Paris,  für  Kaffeegeschäfte  in 
Marseille  und  Lyon,  für  Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle  in  Hamburg 
(mit  3  Mill.  M.  Aktienkapital) ,  1888  für  Kaffeeterminhandel  in  London, 
für  Kaffee,  Baumwolle  und  Zinn  in  Amsterdam,  in  demselben  Jahr  auch 
in  Rotterdam  (mit  2  Mill.  Guld.  Kapital),  1889  für  Zucker  in  Magdeburg 
(mit  anfangs  3,  jetzt  2  Mill.  M.  Aktienkapital),  1890  für  den  Kammzug- 
terminhandel in  Leipzig.  Für  Kammzugterminhandel  besteht  auch  in 
Roubaix-Tourcoing  eine  Liquidationskasse. 

Über  den  Umfang  des  Termingeschäfts,  wie  es  durch  die  Liqui- 
dationskassen vermittelt  wird,  mögen  einige  Zahlen  Aufschlufs  geben.  Auf 
den  3  Kammzugterminmärkten  wurden  nach  Angabe  des  Leipziger  Han- 
delskammerberichts für  1898  (S.  137)  gehandelt  (in  Millionen  Kilogramm): 
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Antwerpen 


Leipzig 
10,38 
18,02 
13,80 
5,85 
5,92 


Roubaix-Toarcoing 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


51,54 
54,92 
46,57 
36,19 
36,67 


53,46 
37,56 
38,25 
21,90 
24,08 


In  Hamburg  wurden  bei  der  Warenliquidationskasse  verbucht: 


In  Deutschland  sind  durch  durch  das  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896 
auch  die  Kündigungsbüreaus,  Liquidationskassen,  Liquidationsvereine  und 
ähnliche  Anstalten  der  Aufsicht  der  Landesregierungen  unterstellt,  wie 
denn  überhaupt  das  Gesetz  die  Bewegungsfreiheit  dieser  Anstalten  wesent- 
lich eingeengt  hat  — 

Bei  den  Zeitgeschäften  ist  das  Bisiko  an  sich,  wenn  nicht  besondere 
Vorkehrungen  getroffen  sind,  unbegrenzt  Der  Verkehr  hat  sich  deshalb 
bemüht,  Formen  auszubilden,  welche  eine  Begrenzung  des  Risikos  er- 
möglichen. Infolgedessen  gliedern  sich  die  Zeitgeschäfte  in  unbedingte 
und  bedingte.  Unbedingte  Zeitgeschäfte  sind  diejenigen,  bei  welchen 
beide  Parteien  fest  an  den  Vertrag  bezüglich  der  Menge,  des  Preises, 
des  Termins  gebunden  sind  und  keine  Möglichkeit  haben,  den  vollen 
Wirkungen  einer  ihnen  ungünstigen  Preis-  oder  Kursverschiebung  auszu- 
weichen. Das  Risiko  ist  hier  unbegrenzt,  insofern  Niemand  die  Kurs- 
oder Preisbewegung  voraussehen  kann.  Da  der  Erfüllungstermin  fest 
bestimmt  und  unbedingt  innezuhalten,  also  „fix"  ist,  so  nennt  man  die 
unbedingten  Zeitgeschäfte  auch  wohl  Fixgeschäfte. 

Weniger  grofs  ist  das  Risiko  bei  den  auf  „täglich"  oder  auf  „fix 
und  täglich"  geschlossenen  Geschäften,  wie  sie  an  manchen  Börsen  vor- 
kommen. Ein  Zeitgeschäft  auf  „täglich"  besteht  darin,  dafs  ein  äufserster 
Termin  für  die  Erfüllung  vereinbart  wird,  dafs  aber  dem  Käufer  das 
Recht  zusteht,  in  der  Frist  zwischen  Abschlufs  und  äufserstem  Erfüllungs- 
termin jederzeit  die  Erfüllung  zu  verlangen.  Soll  dem  Verkäufer  das 
Recht  zustehen,  so  wird  das  Geschäft  „auf  Ankündigung"  oder  „auf 
Ansage"  geschlossen,  da  er  „ansagen"  oder  „ankündigen",  d.  h.  die  Ab- 
nahme und  Zahlung  verlangen  kann.  Sollen  beide  Parteien  das  Recht 
haben,  jederzeit  die  Erfüllung  zu  verlangen,  so  wird  „gegenseitig  täglich" 
vereinbart.  Der  Sinn  ist  also  der,  dafs  zu  einem  beliebigen  Tage  die 
Erfüllung  gefordert  werden  kann,  dafs  sie  aber  an  einem  bestimmten  äufser- 
sten  Termin,  z.  B.  Ultimo,  unbedingt  erfüllt  werden  mufs.  Der  Vorteil 
liegt  darin,  dafs  man  sich  den  günstigsten  oder  den  am  wenigsten  un- 


Zucker 


Kaffee 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


10,29  MU1.  Säcke 
8,51    „  „ 

10,64    „  „ 

13,93  „ 
9,40  „ 
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günstigen  Termin  für  die  Erfüllung  aussuchen  und  sich  dadurch  einiger- 
mafsen  gegen  die  vollen  Wirkungen  ungünstiger  Preisverschiebungen 
schützen  kann.  Bisweilen  wird  auch  dieses  Wahlrecht  erst  von  einem 
bestimmten  Termin  an  gegeben.  Dann  liegt  ein  Geschäft  auf  „fix  und 
täglich"  vor.  Ein  Kaufgeschäft  dieser  Art  heifst  „Kauf  auf  fixe  und  täg- 
liche Lieferung",  und  ein  Verkaufsgeschäft  dieser  Art  heifst  „Verkauf  auf 
fix  und  täglich  mit  Ankündigung" ;  im  ersteren  Fall  hat  der  Käufer,  im 
letzteren  der  Verkäufer  des  Recht,  sich  den  Erfüllungstag  auszusuchen, 
aber  nur  zwischen  dem  für  den  Beginn  des  Wahlrechts  bezeichneten 
Termin  und  dem  äufsersten  Erfüllungstermin,  an  welchem  das  Geschäft 
unbedingt  erledigt  werden  mufs.  Für  die  Gewährung  dieses  Wahlrechts 
in  Bezug  auf  den  Erfüllungstermin  wird  häufig  eine  „Prämie"  ge- 
zahlt. Die  hierhergehörigen  Geschäfte  werden  auch  wohl  als  „Wandel- 
geschäfte" bezeichnet 

Die  Geschäfte  auf  „täglich"  oder  auf  „fix  und  täglich"  reihen  sich 
insofern  den  Fixgeschäften  an,  als  ein  eigentlicher  Rücktritt  von  dem 
Vertrage  hier  nicht  vereinbart  wird.  Nur  die  unbedingte  Gebundenheit 
an  einen  bestimmten  Erfüllungstermin  wird  beseitigt  insoweit,  als  schon 
vor  diesem  Termin  die  Erfüllung  verlangt  werden  kann. 

Demgegenüber  steht  eine  andere  grofse  Gruppe  von  Geschäften,  bei 
denen  in  bestimmter  Weise  gegen  Zahlung  einer  Prämie  (in  Frankfurt  a.  M. 
und  in  Oesterreich  auch  „Dont"  genannt)  ein  Rücktritt  von  dem  ursprüng- 
lichen Vertrage  oder  eine  Auswahl  in  der  Erfüllungsart  ausbedungen 
wird.  Das  sind  die  bedingten  Zeitgeschäfte  oder  Prämiengeschäfte.  Ihr 
Zweck  ist,  das  Risiko  zu  vermindern  und  in  bestimmte  Grenzen  zu  bannen, 
ohne  die  Gewinnaussichten  zu  beschränken. 

Die  einfachste  Form  dieser  bedingten  Zeitgeschäfte  sind  die  „ein- 
fachen Prämiengeschäfte".  Hier  wird  verabredet,  dafs  der  Zahler  der 
Prämie  vom  Vertrage  zurücktreten  kann.  Der  Zahler  der  Prämie  heifst 
„Prämiengeber",  der  Empfänger  der  Prämie  heifst  „Prämienzieher".  Der 
Prämiengeber  mufs  sich  rechtzeitig  darüber  erklären,  ob  er  auf  Erfüllung 
des  Vertrags  bestehen  („die  Prämie  kündigen")  oder  gegen  Zahlung  der 
Prämie  vom  Vertrage  zurücktreten  („die  Prämie  fahren  lassen")  will.  Die 
Abgabe  dieser  Erklärung  heifst  „Prämienbeantwortung".  Der  Tag  der 
Prämienbeantwortung  wird  in  den  Börsenvorschriften  festgestellt  Auf  der 
Wiener  Wertpapierbörse  ist  der  Fälligkeitstag  als  Prämienbeantwortungs- 
tag festgesetzt,  in  Berlin  bei  Mediogeschäften  der  dem  Fälligkeitstag  nächst- 
vorhergehende Börsentag,  bei  Ultimogeschäften  der  drittletzte  Börsentag 
vor  dem  Ultimo-Lieferungstage,  ebenso  in  Dresden,  in  Leipzig  u.  s.  w. 
An  dem  betr.  Tage  mufs  die  Erklärung  bis  zu  einer  bestimmten  Stunde, 
z.  B.  in  Wien  bis  1  Uhr,  in  Leipzig  bis  12!/2  Uhr,  in  Berlin  bis 
1 V2  Uhr  nachmittags  u.  s.  w.  abgegeben  sein.  Erfolgt  bis  dahin  die  Prä- 
mienbeantwortung nicht,  so  wird  angenommen,  dafs  der  Wahlberech- 
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tigte  die  Prämie  zahlen  will,  es  sei  denn  dafs  der  Kursstand  zur  Er- 
klärungszeit es  als  zweifellos  erscheinen  läfst,  dafs  der  Wahlberechtigte 
auf  Erfüllung  bestehen  wird.  Wahlberechtigt  ist  entweder  der  Käufer  oder 
der  Verkäufer.  Ist  der  Käufer  wahlberechtigt,  so  heifst  die  Prämie  „Vor- 
prämie" (in  England  „call") ;  ist  der  Verkäufer  wahlberechtigt,  so  heifst 
die  Prämie  „Rückprämie"  (in  England  „put"). 

Die  Prämie  wird  mit  notiert,  indem  sie  neben  den  vereinbarten  Kurs 
gesetzt  wird,  z.  B.  bei  den  in  Prozenten  des  Nennwerts  notierten  Kursen 
120/4  V.  oder  120/4  R.  Dabei  bedeutet  V.  Vorprämie,  R.  Rückprämie.  Der 
Prämiensatz  ist  in  diesem  Beispiel  4  Proz.  des  Nennwerts.  Wird  der  Kurs 
per  Stück  notiert,  so  bezieht  sich  auch  die  mitnotierte  Prämie  auf  je 
1  Stück.  Der  Kurs  ist  in  der  Regel  beim  Vorprämiengeschäft  annähernd 
um  den  Betrag  der  Prämie  höher  und  beim  Rückprämiengeschäft  an- 
nähernd um  den  Betrag  der  Prämie  niedriger,  als  bei  den  zu  gleicher 
Zeit  auf  denselben  Termin  in  gleichen  Papieren  abgeschlossenen  unbe- 
dingten Zeitgeschäften;  das  erklärt  sich  daraus,  dafs  der  Prämiennehmer 
durch  die  Einräumung  des  Rücktrittsrechts  an  den  Prämienzieher  seine 
eigene  Gewinnaussicht  beschränkt,  während  der  Wahlberechtigte  eine 
nicht  begrenzte  Gewinnaussicht,  aber  eine  fest  begrenzte  Gefahr  hat 
Dieser  modifizierte  Kurs  heifst  auch  „Prämienkurs". 

Der  Sinn  des  Vorprämiengeschäfts  ist  der,  dafs  der  Terminkäufer 
sein  Risiko  auch  für  den  schlimmsten  Fall  auf  den  Betrag  der  Prämie 
beschränken  will,  wenn  die  von  ihm  erwartete  Preissteigerung  nicht  ein- 
tritt Ist  über  30  000  M.  Nennbetrag  ein  solches  Geschäft  mit  dem  Kurse 
120/4  V.  geschlossen,  und  ist  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  höher  als  116, 
aber  niedriger  als  120,  so  wird  der  Käufer  auf  Erfüllung  des  Vertrags 
bestehen;  er  mufs  zwar  120  für  die  abzunehmenden  Papiere  zahlen  und 
kann  sie  nur  zu  einem  geringeren  Preise  gegen  Kassa  verkaufen,  aber 
dieser  Verlust  beträgt  noch  nicht  4  Proz.  des  Nennwerts,  erreicht  also  den 
Betrag  der  Prämie  noch  nicht  Sinkt  der  Kurs  unter  116,  so  wird  der 
Käufer  die  Prämie  von  4  Proz.  (also  in  unserem  Beispiel  1200  M.)  zahlen, 
da  er  bei  Erfüllung  des  Geschäfts  den  Kassaverkauf  nur  mit  einem  Ver- 
lust von  mehr  als  4  Proz.  des  Nennwerts  bewirken  könnte.  Ist  also  die 
Kursbewegung  dem  Käufer  ungünstig,  so  riskiert  er  schlimmsten  Falles 
nur  4  Proz.  des  Nennwerts.  Steigt  der  Kurs  dagegen  über  120,  so  wird 
der  Käufer  stets  Erfüllung  verlangen,  weil  er  nunmehr  die  zum  Kurse 
von  120  abgenommenen  Papiere  zu  einem  höheren  Kurse,  also  mit  Ge- 
winn, gegen  Kassa  wieder  verkaufen  kann.  Die  günstige  Kursbewegung 
kann  er  ganz  ausnutzen,  die  ungünstige  hat  er  höchstens  bis  zum  Be- 
trage der  Prämie  auf  sich  zu  nehmen. 

Ist  ein  Rückprämiengesehäft  zum  Kurse  120/4  R.  geschlossen,  so  wird 
der  Verkäufer  auf  Lieferung  der  Waren  zunächst  stets  dann  bestehen, 
wenn  er  dabei  nach  dem  Kursstande  zur  Erfüllungszeit  weniger  verliert, 
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als  den  Betrag  der  Prämie,  d.  h.  wenn  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  zwischen 
120  und  124  steht  Er  mufs  sich  zu  diesem  höheren  Kurse  die  von  ihm 
zu  liefernden  Papiere  gegen  Kassa  einkaufen,  während  er  von  seinem 
Abnehmer  nur  120  erhält;  aber  dieser  Verlust  erreicht  nicht  4  Proz.  des 
Nennwertes.  Weiter  wird  der  Verkäufer  wirkliche  Erfüllung  des  Ver- 
trages fordern,  wenn  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  unter  120  steht,  weil 
er  dann  die  Differenz  zwischen  diesem  niedrigeren  Kurse  und  dem  ihm 
zu  zahlenden  Kurse  von  120  erhält.  Je  tiefer  der  Kurs  unter  120  steht, 
desto  höher  ist  sein  Gewinn.  Steht  dagegen  zur  Erfüllungszeit  der  Kurs 
über  124,  so  wird  der  Verkäufer  vom  Vertrage  gegen  Zahlung  der  Prämie 
zurücktreten,  weil  er  dann  nur  4  Proz.  des  Nennwertes  verliert,  also 
weniger,  als  wenn  er  die  zu  liefernden  Papiere  zum  Kurse  von  124  +  x 
gegen  Kassa  einkaufen  und  seinem  Terminkontrahenten  zum  Kurse  von 
120  liefern  müfste.  Also  auch  der  Terminverkäufer  kann  auf  diese  Weise 
die  Wirkung  einer  ihm  ungünstigen  Kursbewegung  auf  einen  festen,  von 
vornherein  zu  übersehenden  Höchstbetrag  beschränken,  während  er  aus 
der  ihm  günstigen  Kursbewegung  den  vollen  Vorteil  ziehen  kann. 

Dem  Gedanken,  den  Verlust  zu  begrenzen,  aber  die  Gewinnaussicht 
besser  auszunützen,  entspringt  eine  andere  Art  der  Prämiengeschäfte,  die 
man  als  „Nochgeschäfte"  bezeichnet.  Beim  Nochgeschäft  kann  der  Käufer, 
falls  ihm  das  Wahlrecht  zusteht,  die  beim  Abschlufs  vereinbarte  Menge 
zu  dem  verabredeten  und  die  Prämie  gleich  einschliefsenden  Kurse  noch 
einmal  oder  noch  mehrere  Male  von  seinem  Verkäufer  fordern,  worüber 
er  sich  am  Präraienbeantwortungstage  erklären  mufs.  Hat  der  Verkäufer 
das  Wahlrecht,  so  kann  er  die  verkaufte  Menge  zu  dem  vereinbarten,  die 
Prämie  gleich  mit  erledigendem  Kurse  noch  einmal  oder  noch  mehrere 
Male  nachliefern.  (Geschäfte  „mit  einmal  Noch",  „mit  zweimal  Noch" 
u.  s.  w.)  Da  der  Gegenkontrahent  sich  diese  Wiederholung  der  ursprüng- 
lichen Kauf-  bezw.  Verkaufsmenge  gefallen  lassen  mufs,  so  nennt  man  in 
Oesterreich  solche  Geschäfte  auch  wohl  „Geschäfte  mit  Mufs."  Das 
Nochgeschäft  verbindet  seinem  Wesen  nach  das  gewöhnliche  Zeit(Fix)- 
Geschäft  mit  dem  Prämiengeschäft.  Denn  der  ursprünglich  vereinbarte 
Betrag  mufs  erfüllt  werden  und  wird  deshalb  wie  jedes  andere  einfache 
Zeitgeschäft  behandelt  Nur  die  Wiederholungen  des  ursprünglichen  Be- 
trages unterliegen  dem  Wahlrecht,  sie  sind  das,  worüber  dem  Prämien- 
geber das  Wahlrecht  offen  steht,  während  er  bezüglich  des  ursprünglichen 
Betrages  fest  gebunden  ist  Man  nennt  deshalb  ein  solches  Geschäft  auch 
einen  „Schlufs  auf  fest  und  offen".  In  Frankfurt  a.  M.  giebt  der  Schlufs 
auf  fest  und  offen  nach  den  jetzt  geltenden  Vorschriften  nur  das  Recht 
zur  einmaligen  Wiederholung,  also  zur  Verdoppelung  des  ursprünglichen 
Betrages,  ebenso  in  Wien. 

Dafs  im  „Nochgeschäft"  eine  Beschränkung  des  Risikos  für  den 
Wahlberechtigten  liegt,  ist  leicht  einzusehen.   Der  Wahlberechtigte  will 
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eigentlich  bei  einem  Geschäft  mit  einmal  noch  das  Doppelte  des  ursprüng- 
lichen Betrages  kaufen  bezw.  verkaufen.  Da  er  aber  nicht  vorhersehen 
kann,  ob  die  Kursbewegung  ihm  günstig  sein  wird,  so  bindet  er  sich 
nicht  auf  den  ganzen  Betrag,  sondern  nur  auf  die  Hälfte,  um  nicht  zu 
viel  zu  verlieren,  wenn  die  Kursbewegung  ihm  ungünstig  ist;  gleichzeitig 
sichert  er  sich  aber  den  Kauf  bezw.  Verkauf  des  Ganzen  für  den  Fall, 
dafs  der  Kursstand  sich  zu  seinen  Gunsten  gestaltet  Dasselbe  erreicht 
man  auch,  wenn  man  das  Ganze  als  ursprünglichen  Betrag  bezeichnet, 
sich  aber  das  Recht  vorbehält,  nur  die  Hälfte  zu  nehmen  bezw.  zu  geben. 
Auch  in  dieser  Form  kommen  die  Geschäfte  vor. 

Noch  vorsichtiger  ist  das  Stellage-  oder  Stellgeschäft  Hierbei  er- 
langt der  Käufer  der  Stellage  das  Recht,  dem  Gegenkontrahenten  (Ver- 
käufer der  Stellage,  Steller)  zur  Erfüllungszeit  einen  bestimmten  Betrag 
entweder  zu  einem  verabredeten  höheren  Kurse  abzunehmen  oder  zu  einem 
verabredeten  niedrigeren  Kurse  zu  liefern.  Eins  von  beiden  mufs  er  aber 
thun  und  sich  darüber  am  Prämienbeantwortungstage  erklären.  Hierbei 
werden  also  2  Kurse  verabredet,  ein  höherer  und  ein  niedrigerer,  die  in 
folgender  Form  notiert  werden:  180/170.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  Kursen,  in  unserem  Beispiel  10,  heifst  die  „Spannung".  Die 
Hälfte  der  Spannung  —  in  unserem  Beispiel  5  —  ist  das  „Stellgeld".  Der 
Durchschnitt  beider  Kurse  —  in  unserem  Beispiel  175  —  ist  die  „Mitte 
der  Stellage"  oder  der  „Stellkurs".  Die  Börsensprache  drückt  das  an- 
gegebene Beispiel  auch  so  aus,  dafs  sich  der  Käufer  der  Stellage  die 
Papiere  von  dem  Steller  zu  175  mit  5  Stellgeld  stillhalten  läfst 

Das  Stellgeschäft  beruht  auf  der  einfachen  Erwägung,  dafs  der  Kurs, 
wenn  er  nicht  stabil  ist,  bis  zur  Erfüllungszeit  entweder  fallen  oder  steigen 
mufs,  und  dafs  man,  da  man  bei  einseitiger  Richtung  der  Spekulation  durch 
die  unerwartete  Bewegung  der  Kurse  sehr  geschädigt  werden  kann,  gut 
thut,  sich  sowohl  für  den  Fall  des  Steigens  als  auch  für  den  des  Sinkens 
der  Kurse  vor  übergrofsen  Verlusten  zu  sichern.  Der  Käufer  der  Stellage 
spekuliert  also  gewissermaf  sen  gleichzeitig  ä  la  hausse  und  ä  la  baisse.  Was 
der  Käufer  der  Stellage  nun  endgültig  thun  wird,  ist  leicht  zu  finden.  Wenn 
in  unserem  Beispiel  zur  Erfüllungszeit  der  Kurs  zwischen  175  und  180 
steht,  dann  wird  der  Wahlberechtigte  die  Papiere  abnehmen.  Er  mufs 
dann  freilich  dem  Steller  180  zahlen,  während  er  die  abgenommenen 
Papiere  nur  zu  einem  geringeren  Kurse  als  180  gegen  Kassa  weiterver- 
kaufen kann.  Er  verliert  also  dabei,  aber  weniger  als  5.  Würde  er  sich 
für  das  Liefern  der  Papiere  entscheiden,  so  müfste  er  sie  sich  zum  Kurse 
zwischen  175  und  180  gegen  Kassa  einkaufen,  würde  aber  vom  Steller 
nur  170  dafür  bekommen,  also  noch  mehr  als  5  verlieren.  Steht  zur 
Erfüllungszeit  der  Kurs  zwischen  170  und  175,  so  wird  der  Käufer  der 
Stellage  die  Papiere  liefern.  Er  verliert  dabei,  da  er  die  Papiere  zu  dem 
zwischen  175  und  170  liegenden  Kurse  gegen  Kassa  einkaufen  mufs, 
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vom  Steller  aber  nur  170  erhält.  Aber  sein  Verlust  beträgt  weniger  als  5. 
Wollte  er  bei  diesem  Kursstande  die  Papiere  abnehmen,  so  müfste  er 
dem  Steller  180  bezahlen,  bekäme  aber  beim  Kassaverkauf  nur  weniger 
als  175,  sodals  er  mehr  als  5  verlieren  würde.  Hieraus  ergiebt  sich, 
dals  der  Käufer  der  Stellage  stets  Verlust  erleidet,  so  lange  der  Kurs 
zur  Erffillungszeit  zwischen  170  und  180  steht,  dafs  er  aber  diejenige 
Erfiillungsart  aussuchen  kann,  bei  welcher  sein  Verlust  am  geringsten  ist. 
Der  Höchstbetrag  des  Verlustes  ist  5  und  tritt  ein,  wenn  zur  Erfüllungs- 
zeit der  Kurs  175  beträgt  und  zwar  gleichviel  ob  der  Käufer  der  Stellage 
die  Papiere  abnimmt  oder  liefert.  Steht  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  auf 
180,  so  wird  der  Käufer  der  Stellage  die  Papiere  abnehmen,  während  er 
beim  Kurse  von  170  liefern  wird;  in  beiden  Fällen  ist  sein  Verlust  und 
sein  Gewinn  =  0.  Einen  Gewinn  erzielt  der  Käufer  der  Stellage  erst 
dann,  wenn  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  entweder  über  180  oder  unter 
170  steht;  im  ersteren  Falle  wird  der  Käufer  der  Stellage  die  Papiere 
abnehmen  zu  180,  da  er  sie  zu  180  +  x  gegen  Kassa  wieder  verkaufen 
kann,  im  letzteren  Fall  wird  er  die  Papiere  liefern  zu  170,  da  er  sie 
noch  billiger,  zu  170  —  x,  gegen  Kassa  einkaufen  kann. 

Für  den  Käufer  der  Stellage  ist  bei  einer  solchen  Kursbewegung  der 
Gewinn  um  so  gröfser,  je  mehr  sich  der  Kurs  zur  Erfüllungszeit  über 
180  erhebt  oder  unter  170  bleibt  Er  hat  also  unbegrenzte  Gewinnaus- 
sichten, aber  begrenzte  Verlustgefahr.  Für  den  Steller  liegt  die  Sache 
umgekehrt.  Es  gewinnt  nur,  solange  der  Kurs  zwischen  170  und  180 
steht,  und  sein  Gewinn  ist  höchstens  5 ;  er  verliert  aber,  wenn  der  Kurs 
unter  170  oder  über  180  steht  und  zwar  ohne  feste  Grenze.  Ist  der 
Kurs  180  -f-  x,  so  mufs  er  dem  Käufer  der  Stellage  Papiere  liefern,  die  er 
zu  diesem  Kurse  erst  hat  einkaufen  müssen,  während  ihm  selbst  nur  180 
bezahlt  werden.  Ist  der  Kurs  170  —  x,  so  mufs  der  Steller  zum  Kurse 
von  170  die  Papiere  abnehmen,  während  er  sie  nur  zu  170  —  x  weiter 
veräufsern  kann. 

Bei  Papieren,  deren  Kurs  in  sehr  engen  Grenzen  schwankt,  wird 
man  solche  Geschäfte  nicht  abschliefsen.  Sie  haben  nur  einen  Sinn, 
wenn  die  Kursbewegung  so  lebhaft  ist,  dafs  man  ein  Uberschreiten  des 
verabredeten  höheren  Kurses  oder  ein  Zurückbleiben  hinter  dem  verab- 
redeten niedrigeren  Kurse  erwarten  darf. 

Ein  Rücktrittsrecht  ist  bei  dem  Stellagegeschäft  nicht  vorgesehen. 
Der  Käufer  der  Stellage  hat  nur  das  Recht,  sich  die  ihm  günstigste  oder 
am  wenigsten  ungünstige  Erfüllungsart  auszusuchen.  Zu  diesem  Zwecke 
4st  hier  Vor-  und  Rückprämiengeschäft  miteinander  unter  Abtrennung  des 
eigentlichen  Rücktrittsrechts  verschmolzen.  In  England  heifsen  deshalb 
auch  solche  Geschäfte  „put  and  call"  oder  abgekürzt  „pac". 

Tritt  zu  dem  beim  Stellagegeschäft  vereinbartet!  Wahlrecht  noch  das 
weitere  Recht  hinzu,  gänzlich  vom  Vertrage  zurückzutreten,  so  liegt  ein 
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„zweischneidiges  Prämiengeschäft"  vor,  das  man  in  Wien  auch  „Schlufs 
auf  Geben  und  Nehmen"  nennt.  Hier  sind  Vor-  und  Rückprämiengeschäft 
in  vollem  Umfange  mit  einander  verbunden. 

Die  Prämiengeschäfte  kommen  auch  bei  Waren  vor;  ihre  Hauptrolle 
spielen  sie  aber  beim  Terminhandel  mit  Wertpapieren. 

Normalerweise  sind  die  Zeitgeschäfte  zu  dem  vereinbarten  Termin 
abzuwickeln.  Aber  oft  genug  hat  der  Börsenspekulant  kein  Interesse 
daran,  an  dem  gegebenen  Termin  die  Abwickelung  wirklich  vorzunehmen, 
sondern  mufs  wünschen,  sie  auf  einen  späteren  Termin  hinausschieben 
zu  können.  Dieses  Interesse  an  der  Hinausschiebung  der  Abwicklung 
kann  dann  vorliegen,  wenn  der  Spekulant  sich  bei  der  Berechnung  der 
Kursbewegung  geirrt  hat,  wenn  also  die  Kurse  ihm  ungünstig  sind, 
wenn  er  aber  anzunehmen  Anlafs  hat,  dafs  bis  zu  dem  späteren  Ab- 
wicklungstermin die  Kurse  ihm  wieder  günstiger  werden.  Das  gleiche 
Interesse  kann  aber  auch  entstehen,  wenn  die  Kursbewegung  dem  Spe- 
kulanten günstig  war,  wenn  er  aber  glaubt  annehmen  zu  dürfen,  dafs 
diese  günstige  Entwicklung  noch  länger  anhalten  wird.  Im  ersten  Fall 
dient  ihm  die  Hinausschiebung  der  Abwicklung  dazu,  den  Verlust  zu 
vermeiden,  im  zweiten  Fall  dazu,  den  Gewinn  zu  steigern.  In  beiden 
Fällen  will  er  die  bisherige  Richtung  der  Spekulation  beibehalten. 

Das  Mittel,  eine  notwendig  gewordene  Abwicklung  hinauszuschieben, 
ist  im  gewöhnlichen  Geschäftsverkehr  die  Prolongation.  Auch  die  Börse 
bedient  sich  dieses  Mittels  in  der  üblichen  Form  einer  einfachen  Ver- 
längerung des  alten  Engagements  mit  dem  alten  Kontrahenten.  Das  ist 
die  „reine"  oder  „echte  Prolongation".  Die  Prolongation  an  der  Börse 
hat  aber  auch  die  Form  angenommen,  dafs  das  fällige  Engagement  ab- 
gewickelt, aber  gleichzeitig  für  den  nächsten  Abwicklungstermin  ein  neuer 
Abschlufs  in  der  bisherigen  Richtung  vereinbart  wird  („unechte,  un- 
eigentliche, verdeckte  Prolongation"). 

Der  Haussier,  der  eine  verdeckte  Prolongation  vornehmen  will,  mufs 
also  am  Abwicklungstage  die  gekaufte  Menge  abnehmen  und  sie  behufs 
Erlangung  des  Kaufpreises  sofort  gegen  Kassa  verkaufen;  er  kauft  aber 
sofort  die  gleiche  Menge  des  gleichen  Gegenstandes  für  den  nächsten 
Abwicklungstermin  wieder,  entweder  von  seinem  bisherigen  Kontrahenten 
oder  von  einem  anderen.  Seine  Prolongation  besteht  also  aus  einem 
Kassaverkauf  für  den  jetzigen  und  einem  Lieferungskauf  für  den  nächsten 
AbwicVlungstermin.  Der  Baissier  vollzieht  zum  Zwecke  der  Prolongation 
einen  Kassaeinkauf,  um  sich  die  jetzt  zu  liefernden  Gegenstände  zu  ver- 
schaffen, und  einen  Lieferungsverkauf  derselben  Menge  desselben  Gegen- 
standes für  den  nächsten  Abwicklungstermin. 

Dasselbe  würde  der  Haussier  erreichen,  wenn  er  die  Menge,  die  er 
am  ursprünglichen  Abwicklungstermin  abzunehmen  hat,  nicht  gegen  Kassa 
verkauft  und  von  einem  Anderen  wieder  auf  den  nächsten  Abwicklungs- 
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termin  ankauft,  sondern  wenn  er  sich  auf  die  abgenommene  Menge  das 
Geld  leiht,  das  er  zur  Bezahlung  der  abgenommenen  Menge  braucht, 
z.  B.  auf  dem  Wege  des  Lombardgeschäftes,  und  nun  einen  Terminkauf 
für  den  nächsten  Abwicklungstermin  eingeht  Der  Baissier  würde  sein 
Ziel  erreichen,  wenn  er  sich  die  von  ihm  zu  liefernde  Menge  leiht  und 
gleichzeitig  einen  Terminverkauf  für  den  nächsten  Abwicklungstermin 
abschliefst. 

Von  hier  aus  haben  sich  nun  an  der  Börse  eigenartige  Geschäfts- 
formen entwickelt,  die  man  als  „Report-"  und  „Deportgeschäft"  bezeichnet 
und  unter  dem  Namen  Prolongations-  oder  Kostgeschäfte  zusammenfalst. 
Das  Reportgeschäft  dient  dazu,  dem  Haussier  für  die  fällige  Abwicklung 
das  nötige  Geld  zur  Bezahlung  der  abgenommenen  Menge  zu  verschaffen 
und  ihm  die  Fortsetzung  der  bisherigen  Spekulation  zu  ermöglichen. 
Das  Deportgeschäft  hat  die  Aufgabe,  dem  Baissier  die  jetzt  zu  liefernde 
Menge  der  Papiere  zu  verschaffen  und  ihm  gleichzeitig  die  Fortsetzung  der 
bisherigen  Spekulation  zu  ermöglichen.  Beim  Reportgeschäft  leiht  sich 
also  der  Haussier  Geld,  beim  Deportgeschäft  leiht  sich  der  Baissier  Papiere. 
Das  ist  der  eigentliche  Kern  dieser  Geschäfte,  und  wenn  man  sich  ihn 
vergegenwärtigt,  wird  man  auch  als  Laie  die  Operation  des  Report-  und 
Deportgeschäftes  verstehen,  obgleich  sie  anscheinend  sehr  verwickelt  ist. 

Das  Leihen  von  Geld  seitens  des  Haussiers  vollzieht  sich  beim  Report- 
geschäft in  folgender  Form:  Der  Haussier  verkauft  die  Papiere,  die  er 
seinem  ursprünglichen  Kontrahenten  abzunehmen  hat,  gegen  Kassa  zum 
Tageskurs  an  einen  Dritten  und  verpflichtet  sich,  sie  oder  die  ent- 
sprechende Menge  der  gleichen  Papiere  demselben  Dritten  beim  nächsten 
Abwicklungstermin  zu  einem  vereinbarten  Kurse  wieder  abzunehmen. 
Er  vollzieht  also  mit  dem  Dritten  gleichzeitig  einen  Kassaverkauf  für 
diesen  und  einen  Termineinkauf  für  den  nächsten  Abwicklungstermin, 
und  dieses  Kassageschäft  und  Termingeschäft  erstrecken  sich  auf  dieselbe 
Menge  der  gleichen  Papiere. 

Entkleidet  man  diese  Operation  ihres  eigentümlichen  Beiwerks,  so 
hat  man  folgende  einfache  Sachlage.  Der  Haussier  entleiht  von  dem 
Dritten  bis  zum  nächsten  Abwicklungstermin  Geld  und  giebt  dafür  die 
Papiere  in  Pfand  (er  giebt  sie  „herein"  oder  „in  Kost",  daher  heifst  er 
auch  Kostgeber).  Der  Dritte  dagegen  verleiht  an  den  Haussier  Geld  und 
nimmt  als  Pfand  dafür  bis  zum  nächsten  Abwicklungstermin  die  Papiere 
„in  Kost",  weshalb  er  auch  „Kostnehmer"  heifst.  Das  läuft  der  Wirkung 
nach  auf  dasselbe  hinaus,  wie  die  Lombardierung  der  Papiere,  aus  der 
sich  ja  auch  das  Reportgeschäft  entwickelt  hat;  nur  sind  die  juristischen 
Formen  und  die  Einzelheiten  der  Bedingungen  in  Bezug  auf  Beleihungs- 
grenze,  Termin  der  Rückgabe  u.  s.  w.  beim  Reportgeschäft  anders  als 
bei  dem  Effektenlombard.  Die  Papiere  selbst  werden  dabei  auf  den 
nächsten  Abwicklungstermin  „reportiert"  („prolongiert",  „geschoben"). 
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Das  Leihen  der  Papiere  seitens  des  Baissiers  vollzieht  sich  beim 
Deportgeschäft  folgendermafsen : 

Der  Baissier  kauft  die  Papiere,  die  er  zu  liefern  hat7  gegen  Kassa 
von  einem  Dritten  zum  Tageskurs  ein  und  verpflichtet  sich,  dieselbe 
Menge  der  gleichen  Papiere  diesem  Dritten  beim  nächsten  Abwicklungs- 
termin zu  einem  vereinbarten  Kurse  zurückzuliefern.  Er  vollzieht  also 
mit  demselben  Dritten  über  die  gleiche  Menge  gleicher  Papiere  einen 
Kassaeinkauf  für  diesen  und  einen  Lieferungsverkauf  für  den  nächsten 
Abwicklungstermin.  Der  Baissier  leiht  sich  mithin  in  Wirklichkeit  bis  zum 
nächsten  Abwicklungstermin  die  Papiere,  er  nimmt  sie  herein  (in  Kost) 
und  giebt  dafür  dem  Dritten  Geld  her.  Der  Baissier  erscheint  —  auf  die 
Papiere  selbst  bezogen  —  beim  Deportgeschäft  stets  als  Kostnehmer, 
während  der  Haussier  beim  Reportgeschäft  als  Kostgeber  auftritt;  auf  Geld 
bezogen  dagegen  erscheint  der  Baissier  beim  Deportgeschäft  als  Geldgeber, 
der  Haussier  beim  Reportgeschäft  als  Geldnehmer. 

Wenn  beim  Report-  und  Deportgeschäft  der  Kurs  für  das  Lieferungs- 
geschäft auf  den  nächsten  Abwicklungstermin  ebenso  hoch  angesetzt  wird, 
wie  für  das  Kassageschäft,  so  hat  der  Kostnehmer  die  in  Kost  genommenen 
Papiere  am  nächsten  Abwicklungstage  zu  demselben  Kurse  zurückzugeben, 
zu  welchem  er  sie  übernommen  hat;  nur  sind  dann  noch  die  an  der 
Börse  üblichen  „Stückzinsen"  für  den  laufenden  Monat  zu  zahlen.  Man 
spricht  in  diesem  Fall  von  einer  „glatten"  Prolongation. 

Viel  häufiger  aber  ist  der  für  das  Lieferungsgeschäft  auf  den  nächsten 
xVbwicklungstermin  festgesetzte  Kurs  nicht  ebenso  hoch,  wie  der  beim 
Kassageschäft  angewendete  Tageskurs.  Ist  jener  hoher,  so  giebt  der 
Kostnehmer  die  in  Kost  genommenen  Papiere  zu  einem  höheren  Kurse 
zurück,  als  er  sie  übernommen  hat;  der  Kursunterschied  kommt  dem 
Kostnehmer  zu  gute  und  ist  die  Vergütung  dafür,  dafs  der  Kostnehmer 
die  Papiere  in  Kost  genommen  und  dafür  dem  Kostgeber  Geld  gegeben 
hat.  Dieser  dem  Kostnehmer  zufliefsende  Mehrbetrag  des  Kurses  heilst 
„Report"  oder  „Kostgeld".  Ist  der  für  das  Termingeschäft  auf  den  nächsten 
Abwicklungstag  vereinbarte  Kurs  niedriger,  als  der  beim  Kassageschäft 
angewandte  Tageskurs,  so  mufs  der  Kostnehmer  am  nächsten  Abwick- 
lungstermin die  Papiere  zu  einem  geringeren  Betrag  zurückgeben,  als  er 
selbst  bei  ihrer  Übernahme  dafür  gezahlt  hat  Dieser  Minderbetrag  be- 
lastet den  Kostnehmer  und  kommt  dem  Kostgeber  zu  gute  als  Vergütung 
dafür,  dafs  er  die  Papiere  dem  Kostnehmer  überlassen  hat  („Deport", 
„Leihgeld").  Report  oder  Kostgeld  ist  also  die  Vergütung  für  die  Hingabe 
des  Geldes,  Deport  oder  Leihgeld  die  Vergütung  für  die  Hingabe  der 
Papiere.  Beide  werden  auch  unter  der  Bezeichnung  „Schiebungs"-  oder 
„Prolongationssätze"  zusammengefafst,  und  ihre  Höhe  wird  beim  Geschäfts- 
abschlufs  vereinbart.  Report  wird  hiernach  zu  zahlen  sein,  wenn  es 
schwer  ist,  gegen  Überlassung  der  Papiere  Geld  zu  erlangen,  und  Deport 
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wird  zu  zahlen  sein,  wenn  es  schwer  ist,  gegen  Überlassung  von  Geld 
Papiere  zu  erlangen.  Je  grölser  die  eine  oder  die  andere  Schwierigkeit, 
desto  höher  wird  der  Report  oder  Deport.  In  Zeiten  bewegter  Speku- 
lation, in  denen  das  Interesse  des  Haussiers  an  der  Geldbeschaffung  sehr 
grofs  war,  sind  schon  Reportsätze  von  50,  ja  von  100  und  mehr  Prozent 
vorübergehend  eingetreten,  was  ein  deutliches  Zeichen  krankhaft  gesteigerter 
Spielsucht  ist  Die  Haussiers  wollen  dann  eben  um  jeden  Preis  Geld 
erlangen,  um  in  der  bisherigen  Richtung  weiter  spekulieren  zu  können. 

Report-  und  Deportgeschäfte  können  auch  mit  Banken  und  Personen, 
die  aufserhalb  der  Börse  stehen,  geschlossen  werden,  und  das  geschieht 
auch  oft;  für  die  betr.  Banken  oder  Personen  ist  das  ein  Weg,  verfügbare 
Gelder  nutzbar  anzulegen,  freilich  ein  Weg,  der  in  spekulativ  erregten 
Zeiten  grofse  Gefahren  bietet  Es  giebt  übrigens  Banken,  deren  Thätig- 
keit  vorzugsweise  auf  Gewährung  von  Report  gerichtet  ist 

Es  liegt  nun  aber  sehr  nahe,  dafs  die  Parteien  an  der  Börse  selbst, 
die  Haussiers  und  Baissiers  solche  Geschäfte  mit  einander  machen.  Denn 
der  Haussier  hat  Papiere  abzunehmen  und  mufs  Geld  haben,  und  der 
Baissier  mufs  Papiere  liefern.  Das  drängt  von  selbst  dazu,  auf  dem 
Wege  des  Report-  und  Deportgeschäfts  das  beiderseitige  Bedürfnis  zu 
befriedigen  dadurch,  dals  die  Haussiers  den  Baissiers  Papiere  in  Kost 
geben.  Je  mehr  das  geschieht,  desto  stärker  macht  sich  für  die  Frage, 
ob  und  in  welcher  Höhe  Report  oder  Deport  zu  zahlen  ist,  das  Stärke- 
verhältnis dieser  beiden  Spekulationsgruppen  geltend.  Überwiegen  die 
Engagements  der  Haussepartei,  so  wird  es  den  Haussiers  nicht  leicht, 
die  von  ihnen  abzunehmenden  Papiere  in  Kost  zu  geben,  da  dem  starken 
Angebot  in  solchen  Papieren  nur  eine  geringe  Nachfrage  der  Baissiers 
gegenübersteht.  Die  Haussiers  werden  also  auch  nur  schwer  auf  diesem 
Wege  Geld  beschaffen  können.  Sie  müssen  Opfer  dafür  bringen,  also 
Report  (Kostgeld)  zahlen,  unter  Umständen  in  beträchtlicher  Höhe.  Über- 
wiegen die  Engagements  der  Baissepartei,  so  entsteht  eine  starke  Nach- 
frage nach  Papieren,  die  gegen  Geldhergabe  in  Kost  genommen  werden 
sollen;  aber  die  Nachfrage  nach  Geld  und  das  Angebot  in  entsprechenden 
Papieren  seitens  der  Haussiers  ist  nur  gering.  Die  Baissiers  werden 
sich  die  zu  liefernden  Papiere  also  nur  dadurch  verschaffen  können, 
dafs  sie  das  Opfer  des  Deports  (Leihgeldes)  auf  sich  nehmen.  — 

Zur  Ergänzung  des  Vorstehenden  mufs  daran  erinnert  werden,  dafs 
sowohl  bei  Kassa-  als  auch  bei  Zeitgeschäften  vielfach  das  aufserhalb 
der  Börse  stehende  Publikum  insofern  beteiligt  ist,  als  es  an  einen  Bankier 
einen  Kauf-  oder  Verkaufsauftrag  giebt,  der  dann  auf  dem  Wege  des 
Kommissionsgeschäftes  ausgeführt  wird.  Der  Kommissionär  bezieht  dafür 
hier  wie  überall  eine  Provision.  Es  ist  vielfach  behauptet  worden,  dafs 
gerade  durch  die  Kommissionäre  weitere  Kreise  zum  Börsenspiel  verleitet 
seien,  und  dafs  der  fast  zur  Regel  gewordene  Selbsteintritt  des  Kommissio- 
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närs  zu  Übervorteilungen  des  Publikums  Anlafs  gegeben  habe,  nament- 
lich in  Gestalt  des  „Kursschnittes".  Der  Kursschnitt  besteht  darin,  dafs 
der  Kommissionär  dem  Kommittenten  bei  Kaufaufträgen  den  höchsten 
Kurs  anrechnet,  der  sich  am  Kauftage  ergiebt,  obwohl  er  zu  einem 
niedrigeren  Kurse  thatsächlich  hat  einkaufen  können;  er  setzt  das  billiger 
eingekaufte  als  Selbstkontrahent  dem  Auftraggeber  zu  dem  höchsten  Kurse 
des  Kauftages  in  Rechnung  und  steckt  die  Differenz  ein.  Solche  Dinge 
sind  vorgekommen,  wenn  sie  auch  vielleicht  nicht  so  häufig  sind,  wie 
manchmal  behauptet  wird.  Jedenfalls  hat  das  deutsche  Börsengesetz 
vom  22.  Juni  1896  sich  bemüht,  durch  feste  Regeln  und  Strafandrohungen 
Mifsbräuchen  entgegenzuarbeiten,  die  übrigens  mehr  bei  kleinen  als  bei 
grofsen  Bankiers  möglich  sind.  Die  Einzelheiten  sind  wesentlich  juri- 
stischer Art  und  können  hier  übergangen  werden. 

§  5.  Die  Börsenpreise  (Börsenkurse).  Die  Preise',  welche  sich  aus 
der  Geschäftslage  des  Verkehrs  an  der  Börse  ergeben,  werden  weithin  be- 
achtet und  sind  vielfach  mafsgebend  für  den  Verkehr  aufserhalb  der  Börse. 

Bei  Wertpapieren  heifst  dieser  Börsenpreis  Börsenkurs.  Die  Wert- 
papiere lauten  zwar  stets  auf  einen  bestimmten  Nennbetrag,  aber  dieser 
Nennbetrag  ist  nicht  mafsgebend  für  die  Bewertung  der  Wertpapiere  bei 
den  an  der  Börse  sich  vollziehenden  Käufen  und  Verkäufen;  durch  die 
Auseinandersetzung  zwischen  Nachfrage  und  Angebot  an  der  Börse  er- 
halten auch  die  Wertpapiere  einen  Preis,  der  nicht  mit  dem  Nennwert 
übereinzustimmen  braucht 

An  sich  ist  der  Börsenpreis  für  Waren  und  Wertpapiere  denselben 
allgemeinen  Regeln  unterworfen  wie  jeder  andere  Preis.  Auch  an  der 
Börse  gehen  in  Bezug  auf  den  Preis  die  Interessen  der  anbietenden  Ver- 
käufer und  der  nachfragenden  Käufer  auseinander,  und  durch  das  Be- 
gegnen beider  Parteien  kommt  es  auch  hier  zu  einem  Kompromifs,  der 
bald  den  Interessen  der  einen,  bald  denen  der  anderen  Partei  näher  steht 
Ein  sachlicher  Unterschied  gegenüber  vielen  anderen  Preisbildungen  ist 
nur  insoweit  vorhanden,  als  Käufer  und  Verkäufer  zu  den  geschäfts- 
gewandten Leuten  gehören,  sodafs  eine  schärfere  Prüfung  der  Sachlage 
auf  beiden  Seiten  möglich  ist,  und  als  anderseits  das  Interesse  der  einen 
oder  anderen  Partei  an  einer  bestimmten  Richtung  der  Preisbewegung 
schärfer  zu  Tage  tritt  und  sich  leichter  bethätigen  kann,  als  bei  anderen 
Gelegenheiten  zur  Preisbildung. 

In  formeller  Beziehung  besteht  der  Unterschied,  dafs  eine  möglichst 
zuverlässige  und  korrekte,  jedem  Interessenten  zugängliche  Feststellung 
der  Börsenpreise  durchgeführt  wird  und  durchgeführt  werden  mufs.  Die 
Börsen  haben  besondere  Organe  und  Veranstaltungen,  um  den  Preis  zu 
ermitteln,  weicher  der  Geschäftslage  an  der  Börse  entspricht  Diesen 
Preis  genau  zu  finden,  ist  nur  möglich,  wenn  man  alle  Geschäftsabschlüsse 
und  die  dabei  verhandelten  Mengen  und  die  dabei  erzielten  Preise  kennt 


10.  Kapitel.  Der  Börsenhandel. 


289 


Das  ist  nicht  in  vollem  Umfange  zu  erreichen,  wenn  nicht  alle  Abschlüsse 
durch  eine  Hand  laufen  bezw.  einer  Centraistelle  bekannt  werden.  Die 
Börsen  haben  denn  auch  sowohl  für  Waren  als  auch  für  Wertpapiere  be- 
sondere Vorkehrungen  getroffen,  um  diesem  Ziel  möglichst  nahe  zu  kommen. 

Besonders  bemerkenswert  ist  die  Art  und  Weise,  wie  man  auf  den 
amerikanischen  Getreidebörsen  die  Preisermittlung  versucht  Dort  be- 
steht1), wie  schon  erwähnt,  vielfach  die  Einrichtung  des  public  call,  die 
mit  einer  Versteigerung  viel  Ähnlichkeit  hat  Der  Caller  bietet  die  verschie- 
denen Termine  aus,  Kauf-  und  Verkauf  Offerten  werden  ihm  zugerufen, 
und  die  zu  stände  gekommenen  Geschäftsabschlüsse  werden  von  ihm 
festgestellt  und  auf  einer  schwarzen  Tafel  notiert  Die  Menge  des  Ab- 
schlusses braucht  dabei  nur  angegeben  zu  werden,  wenn  dem  Abschlufs 
nicht  die  Schlufseinheit  zu  Grunde  gelegt  ist;  in  Ermangelung  beson- 
derer Abmachungen  bezieht  sich  jeder  Abschlufs  auf  die  Schlufseinheit 
{bei  Getreide  5000  Busheis). 

An  grofsen  Börsen  ist  neuerdings  an  Stelle  des  public  call  der  „pit44 
getreten.  Hier  werden  auf  amphitheatralisch  sich  aufbauenden  Treppen 
von  den  Börsenhändlern  die  Abschlüsse  laut  vereinbart,  sodafs  sie  von 
einem  über  den  Händlern  sitzenden  Beamten  gehört  werden.  Von  diesem 
werden  alle  Abschlüsse  notiert  und  sofort  telegraphisch  weitergegeben 
durch  den  zu  seiner  Hand  befindlichen  Telegraphenapparat.  Die  durch 
den  Apparat  gemeldeten  Abschlüsse  werden  durch  einen  besonderen  Buch- 
führer in  das  Quotation-book  eingetragen.  In  New  York  und  Chicago 
hat  man  auch  das  als  zu  unbequem  empfunden  und  infolgedessen  eine 
Art  Uhr  eingeführt,  welche  jede  Preisverschiebung  um  ilm  Cent  sofort 
anzeigt.  Die  Menge  wird  dabei  nicht  berücksichtigt;  indes  werden  über- 
wiegend Schlufseinheiten  gehandelt  Das  Ganze  dient  nicht  der  Fest- 
setzung eines  Durchschnittspreises,  sondern  hat  nur  den  Zweck,  fortlaufend 
alle  Preisveränderungen  ersichtlich  zu  machen.  Eine  eigentliche  einheit- 
liche Kursnotierung  lag  dagegen  in  dem  „list  price"  vor,  der  als  Grund- 
lage für  die  Getreideeinkäufe  im  Westen  diente.  Dieser  einheitliche  Preis 
war  der  besonders  festgestellte  „closing  price"  (Schlufspreis)  der  Kassa- 
geschäfte. Er  wurde  festgestellt  von  einer  Kommission.  Ihr  Material  waren 
die  Eintragungen  in  ein  besonderes  Buch,  die  aber  nicht  vorgeschrieben 
waren  und  nicht  kontrolliert  wurden,  und  die  nicht  eingetragenen  Ge- 
schäfte, die  der  Kommission  bekannt  geworden  waren.  Auch  die  Tendenz 
des  Terminverkehrs  der  betr.  Börse  und  der  wichtigen  anderen  Börsen 
war  zu  berücksichtigen.  Die  Feststellung  erfolgte  auf  offener  Börse,  wo 
stets  Vorschläge,  Bedenken  und  Wünsche  vorgebracht  werden  konnten. 
Der  „closing  price"  wurde  von  einer  besonderen  Centraistelle  aus  ver- 
sandt auf  vorgedruckten  Formularen.  Dabei  waren  in  einer  Liste  die  im 

1)  Nach  den  Schilderungen  von  H.  Schumacher  in  Conrads  Jahrb.  3.  Folge. 
Bd.  XI  (1896.) 
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Getreidebezugsgebiet  liegenden  Eisenbahnstationen  unter  Angabe  ihrer 
Entfernung  und  der  Fracht  bis  zum  Börsenplatz  hinzuzufügen.  Dieser 
Listen  wegen  hat  sich  der  Name  „list  priceu  entwickelt  Die  Einrichtung 
ist  wiederholt  mifsbraucht  worden,  um  im  Westen  den  Einkaufspreis 
des  Getreides  herabzudrücken,  und  seit  1892  besteht  ein  eigentlicher  „list 
price"  als  ständige  Einrichtung  nicht  mehr. 

Das  System  des  public  call  ist  jedenfalls  an  sich  besser  geeignet, 
eine  wirkliche  Übersicht  über  die  Marktlage  zu  verschaffen,  soweit  die 
Geschäfte  auf  diesem  Wege  abgeschlossen  werden.  Auf  der  New  Yorker 
Baumwollbörse  ist  das  überwiegend  der  Fall  Im  Getreideverkehr  spielt 
der  public  call  jetzt  aber  eine  geringere  Bolle.  Im  übrigen  wird  stets 
ein  Teil  der  Börsengeschäfte  beim  public  call  unbekannt  bleiben,  da  eine 
Verpflichtung,  sich  dieser  Art  des  Abschlusses  zu  bedienen,  nicht  besteht 

In  Paris  erfolgt  die  Preisfeststellung  auf  der  Produktenbörse  durch 
die  vereidigten  Warenmakler  in  einem  besonderen  Baume  auf  Grund  ihrer 
Kenntnis  der  Abschlüsse.  Auch  an  anderen  europäischen  Börsen  spielen 
die  Makler  bei  der  Preisfeststellung  eine  besondere  Bolle,  wenn  auch 
vielfach  die  eigentliche  Feststellung  durch  besondere  Kommissionen  er- 
folgt Das  Gleiche  gilt  von  der  Kursfeststellung  für  Wertpapiere.  Die 
Einzelheiten  sind  freilich  so  verschieden  und  so  sehr  rein  börsentech- 
nisoher  Art,  dafs  hier  nicht  näher  darauf  eingegangen  werden  kann. 

In  Deutschland  war  die  Kurs-  und  Preisfeststellung  vor  Erlafs  des 
Börsengesetzes  sehr  verschieden  und  nicht  immer  ausreichend  geregelt 
In  Danzig  und  Stettin  z.  B.  wurden  die  Produktenpreise  dadurch  ermittelt7 
dafs  sich  von  Zeit  zu  Zeit  die  Beteiligten  um  den  Börsenkommissar  ver- 
sammelten und  ihm  die  vereinbarten  Preise  angaben.  In  den  Hansa- 
städten gab  es  nur  private  Aufzeichnungen  über  die  Grenzen  der  Kassa- 
preise. In  Stuttgart  mufsten  alle  Abschlüsse  in  ein  Buch  eingetragen 
werden.  In  Berlin  setzte  der  Börsenkommissar  den  Preis  fest  auf  Grund 
der  Angaben  der  vereideten  Makler  und  auf  Grund  der  Notizen,  die  von 
den  durch  die  Deputation  der  Produktenbörse  ernannten  Korporations- 
mitgliedern gesammelt  waren  u.  s.  w.  An  der  Berliner  Effektenbörse 
stellten  die  vereideten  Makler  den  Kurs  fest  und  teilten  ihn  dem  Börsen- 
kommissar mit,  der  ihn  in  der  Regel  als  richtig  anerkannte  u.  s.  w. 

Das  neue  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  hat  auch  in  diese  Frage 
eingegriffen.  Das  Gesetz  verlangt  nicht,  dafs  für  alle  an  der  Börse  ge- 
handelten Waren  und  Wertpapiere  eine  amtliche  Preisfeststellung  erfolgt, 
giebt  aber  dem  Bundesrat  das  Recht,  eine  amtliche  Feststellung  des  Börsen- 
preises bestimmter  Waren  entweder  für  einzelne  Börsen  oder  allgemein 
vorzuschreiben.  Soweit  hiernach  eine  amtliche  Preisfeststellung  auf  Grund 
der  Anordnungen  des  Bundesrats  oder  der  Vorschriften  der  Börsenord- 
nungen stattfindet,  sind  die  im  Gesetz  §  29  ff.  angegebenen  Grundsätze 
zu  beachten,  die  übrigens  ebenfalls  noch  durch  Bundesratsvorschriften 
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im  Interesse  möglichster  Einheitlichkeit  der  Art  der  Preisfeststellung  er- 
gänzt werden  können. 

Als  Börsenpreis  ist  nach  dem  Gesetz  festzustellen  derjenige  Preis, 
welcher  der  wirklichen  Geschäftslage  des  Verkehrs  an  der  Börse  ent- 
spricht Die  Feststellung  erfolgt  sowohl  für  Kassa-  als  auch  für  Zeit- 
geschäfte, und  zwar  durch  den  Börsenvorstand,  soweit  die  Börsenordnung 
nicht  die  Mitwirkung  von  Vertretern  anderer  Berufszweige  vorschreibt. 
Die  Feststellung  geschieht  nicht  öffentlich.  Nur  der  Börsenvorstand,  der 
Staatskommissar,  die  Börsensekretäre,  die  in  der  Börsenordnung  vorge- 
sehenen Vertreter  der  beteiliglen  Berufszweige  und  endlich  die  durch 
Gesetz  eingeführten  Kursmakler  dürfen  bei  der  Feststellung  zugegen 
sein.  Die  Kursmakler  sind  Hilfspersonen  zur  Mitwirkung  bei  der  amt- 
lichen Festsetzung  des  Börsenpreises  von  Waren  und  Wertpapieren.  Sie 
werden  von  der  Landesregierung  bestellt  und  entlassen  und  sind  zu  ver- 
eidigen. Damit  sie  orientiert  sind,  müssen  sie  natürlich  Börsengeschäfte 
in  den  betr.  Waren  oder  Wertpapieren  vermitteln;  aber  sie  sollen  mög- 
lichst uninteressiert  sein,  und  deshalb  zieht  das  Gesetz  ihrer  Thätig- 
keit  bestimmte  Schranken.  Der  Kursmakler  darf  in  der  Regel  ein  son- 
stiges Handelsgewerbe  nicht  treiben,  auch  nicht  als  Gesellschafter  oder 
stiller  Teilhaber  daran  beteiligt  sein.  Er  darf  nicht  im  Dienstverhältais 
zu  einem  Kaufmann  stehen.  Börsengeschäfte  für  eigene  Rechnung  und 
im  eigenen  Namen  zu  schliefsen  oder  Bürgschaft  für  die  von  ihm  ver- 
mittelten Geschäfte  zu  übernehmen,  ist  ihm  im  allgemeinen  untersagt;  nur 
soweit  darf  er  das  thun,  als  es  zur  Ausführung  der  ihm  erteilten  Auf- 
träge nötig  ist 

Bei  der  amtlichen  Preisfeststellung  haben  die  durch  Kursmakler  ver- 
mittelten Geschäfte  Anspruch  auf  Berücksichtigung;  andere  Geschäfte  zu 
berücksichtigen  ist  der  Börsenvorstand  indes  befugt 

Auf  dieser  gesetzlichen  Grundlage  ist  in  den  Börsenordnungen  die 
amtliche  Preis-  und  Kursfeststellung  des  näheren  geregelt  In  Berlin 
erfolgt  die  Feststellung  namens  des  Vorstandes  durch  ein  Mitglied  oder 
mehrere  Mitglieder  der  betr.  Abteilung,  die  für  jeden  Monat  durch  Aus- 
hang an  der  Börse  bekannt  gemacht  werden.  Bei  der  Preisfeststellung 
für  landwirtschaftliche  Produkte  sind  mindestens  zwei  als  Vertreter  der 
Landwirtschaft  bezw.  der  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe  ernannte 
Mitglieder  des  Börsenvorstandes  hinzuziehen.  Die  Leitung  der  Feststellung 
des  Preises  liegt  stets  in  der  Hand  eines  regelrecht  gewählten  Mitgliedes 
des  Börsenvorstandes.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  mit- 
wirkenden Börsenvorstandsmitgliedern  entscheidet  die  Mehrheit,  bei 
Stimmengleichheit  die  Stimme  des  leitenden  Mitgliedes. 

Für  Wertpapiere  und  Geldsorten  erfolgt  die  Kursfeststellung  an  jedem 
Börsentage,  für  Wechsel  auf  ausländische  Plätze  mindestens  3  mal  wöchent- 
lich, für  Getreide,  Spiritus,  Öl,  Ölsaaten,  Petroleum,  Mehl  und  Kartoffel- 
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stärke  an  jedem  Börsentage,  und  aufserdem  ist  für  derartige  Waren  am 
letzten  Börsentage  jedes  Monats  der  Durchschnittspreis  der  an  diesem 
Tage  über  Lieferung  auf  laufenden  Monat  geschlossenen  Geschäfte  fest- 
zustellen. Die  Feststellung  erfolgt  in  den  dazu  bestimmten  Börsenräumen 
unmittelbar  nach  2  Uhr  nachmittags.  Dort  müssen  die  Kursmakler  er- 
scheinen und  Auskunft  über  Offerten  und  Abschlüsse  von  Kassa-  und 
Zeitgeschäften  nach  Menge  und  Preis  geben  und  auf  Verlangen  Einsicht 
in  ihre  Bücher  gestatten  und  gutachtliche  Äufserungen  über  die  festzu- 
stellenden Kurse  abgeben.  Die  Entscheidung  über  die  Höhe  des  fest- 
zustellenden Kurses  steht  allein  den  mitwirkenden  Börsenvorstandsmit- 
gliedern zu,  und  sie  können  sich  über  die  Angaben  der  Kursmakler  hinaus 
nach  Belieben  noch  andere  Informationen  beschaffen. 

Ahnlich  ist,  wenn  auch  mit  Abweichungen  in  Einzelheiten,  die  Kurs- 
feststellung auch  bei  den  übrigen  preufsischen  Börsen  geregelt.  Erwähnt 
sei  nur  noch,  dafs  in  Frankfurt  a.  M.  die  Kursfeststellung  durch  die  von 
den  Kursmaklern  gewählte  Maklerkammer  unter  Oberaufsicht  der  Handels- 
kammer für  die  Mittagsbörse  zunächst  um  IV4  Uhr  und  für  die  Abend- 
börse zunächst  um  6V4  Uhr  erfolgt,  dafs  aber  für  die  späteren  Geschäfts- 
abschlüsse noch  eine  besondere  Feststellung  vorgesehen  ist  Nach  den 
jetzt  geltenden  Bestimmungen  können  bei  Termingeschäften  nach  Bedarf 
mehrere  Kurse  notiert  werden,  um  die  Preisbewegung  ersichtlich  zu 
machen.  Für  Kassageschäfte  dagegen  wird  in  der  Regel  für  jedes  Wert- 
papier nur  ein  Kurs  festgestellt;  nur  bei  besonders  lebhaft  gehandelten 
Papieren  können  zur  Veranschaulichung  der  Kursbewegung  mit  Genehmi- 
gung des  Börsenvorstandes  mehrere  Kurse  notiert  werden. 

In  Leipzig  erfolgt  an  der  Effektenbörse  die  Kursfeststellung  durch 
den  Börsensekretär  auf  Grund  der  Angaben  der  Kursmakler.  Die  betr. 
Abteilung  des  Börsenvorstandes  hat  aber  für  ihre  Mitglieder  das  Recht, 
der  Kursfeststellung  beizuwohnen;  das  beiwohnende  Mitglied  hat  alsdann 
den  Vorsitz  zu  führen.  An  der  Produktenbörse  stellt  die  zuständige 
Abteilung  des  Börsenvorstandes  an  jedem  Dienstag  und  Samstag  die 
Preise  fest  unter  Zuziehung  von  Hilfspersonen,  welche  jährlich  von  der 
Handelskammer  aus  den  Kreisen  der  Börsenbesucher  zu  wählen  sind, 
und  zwar  sind  zu  wählen  für  Getreide,  Sämereien  u.  s.  w.  2  Getreide- 
händler, 1  Müller  und  1  Landwirt,  für  Rüböl  2 — 3  Personen.  Für  Spiritus 
erfolgt  wie  früher  die  Notierung  nach  den  Angaben  der  Leipziger  Sprit- 
fabrik. Für  Kammzug  stellen  die  Kursmakler  an  allen  Werktagen  um 
l  Uhr  mittags  unter  Vorsitz  eines  Mitgliedes  der  zuständigen  Abteilung 
des  Börsenvorstandes  die  Preise  fest. 

In  Dresden  und  München  geht  der  amtlichen  Feststellung  der  Kurse 
durch  das  in  der  betreffenden  Woche  die  Aufsicht  führende  Börsen- 
vorstandsmitglied eine  vorläufige  Kursfeststellung  durch  die  Kursmakler 
voraus. 
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In  Hamburg  beschränkt  die  Börsenordnung  vom  23.  Dez.  1896  die 
amtliche  Kursfeststellung  auf  Wertpapiere,  Wechsel,  Geld,  Edelmetall 
und  auf  die  Termingeschäfte  in  Spiritus,  Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle. 
Die  Kursfeststellung  erfolgt  an  allen  Börsentagen  durch  die  dazu  be- 
stimmten Mitglieder  der  betr.  Abteilung  des  Börsenvorstandes  bezw.  bei 
Effekten  durch  die  Sachverständigenkommission  für  den  Effektenhandel. 
Bei  der  Preisfeststellung  für  Waren  dürfen  u.  a.  auch  die  Mitglieder  der 
beteiligten  Interessentenvereine  zugegen  sein.  An  der  Wertpapierbörse 
können  die  Firmen,  welche  in  das  von  der  Sachverständigenkommission 
geführte  Firmenregister  der  Hamburger  Fondsbörse  eingetragen  sind, 
behufs  Berücksichtigung  bei  den  Kursfeststellungen  Kurse  anmelden,  zu 
denen  sie  selbst  mit  anderen  eingetragenen  Firmen  während  der  Börsenzeit 
Geschäfte  abgeschlossen  oder  abzuschliefsen  „nach  Möglichkeit  versucht 
haben".  Die  Anmeldung  erfolgt  auf  vorgeschriebenen  Anmeldezetteln, 
die  von  der  betr.  Firma  unterzeichnet  sein  müssen.  Die  Zettel  sind  bis 
2V2  Uhr  nachmittags  —  um  diese  Zeit  beginnt  die  Kursfeststellung  — 
in  die  im  Börsengebäude  befindlichen  7  Kasten  zu  legen,  von  denen  je 
einer  für  eine  bestimmte  Gruppe  von  Wertpapieren  bestimmt  ist. 

Die  amtlich  festgestellten  Börsenpreise  und  Börsenkurse  werden  mit  mög- 
lichster Beschleunigung  veröffentlicht  in  amtlichen  Preis-  und  Kursberichten 
(Preiskurants,  Kurszetteln).  Die  Börsenpreise  für  Waren  müssen  natürlich 
die  verschiedenen  Sorten  der  Warengattungen  ersichtlich  machen.  In 
Berlin  und  Köln  z.  B.  ist  für  Getreide  vorgeschrieben,  dafs  die  für  den 
Börsenverkehr  in  Frage  kommenden  Sorten  nach  Ursprung,  Gattung, 
Qualitätsgewicht,  Beschaffenheit  (Farbe,  Trockenheit,  Geruch)  und  Ernte- 
zeit (alte  und  neue  Ernte)  zu  bezeichnen  sind.  Da  im  Börsenverkehr 
nur  eine  beschränkte  Anzahl  von  Waren  gehandelt  wird,  so  sind  die 
Verzeichnisse  der  Waren-Börsenpreise  auch  einfach  eingerichtet  Der 
Kurszettel  der  Effektenbörse  ist  weniger  einfach,  da  eine  viel  gröfsere 
Zahl  von  Gegenständen  in  Betracht  kommt  Der  Übersicht  halber  fafst 
man  die  Wertpapiere  in  Gruppen  zusammen.  Der  Kurszettel  der  Berliner 
Fondsbörse  umfafst  folgende  Gruppen: 

Staatsanleihen  (Inländische).  Eisenbahnstammprioritäten. 
Stadtanleihen  (Inländische).  Deutsche  Eisenbahn-Prioritätsobligatio- 

Landschaftliche  Pfand-  u.  Rentenbriefe :  |  nen. 

I.  Pfandbriefe.  <  Ausländische  Eisenbahn-Prioritätsobli- 

II.  Rentenbriefe.  .  gationen. 

Ausländische  Fonds.  |  Bergwerks-  und  Hüttenaktien. 

Lospapiere.  Industrieaktien,  einschl.  Pferde-  und 

Hypothekenbankaktien  u.  Hypotheken-  Strafsenbahnen. 

certif  ikate.  I  Obligationen  von  industriellen  und  Berg- 

Bankaktien.  Werksgesellschaften. 
Eisenbahnstammaktien.  |  Versicherungsaktien. 

Die  Kurse  der  Wertpapiere  werden  entweder  in  Prozenten  des  Nenn- 
werts oder  „per  Stück"  notiert   Die  Notierung  in  Prozenten  des  Nenn- 
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werte  giebt  an,  wieviel  für  jede  100  M.  (Rubel,  Gulden  u.  s.  w.)  des 
Nennwerts  in  Mark  (Rubel,  Gulden  u.  s.  w.)  zu  zahlen  ist,  und  lälst  sofort 
erkennen,  ob  der  Kurs  zu  dem  Nennwert  in  günstigem  oder  ungünstigem 
Verhältnis  steht,  d.  h.  den  Nennwert  überschreitet  (über  pari)  oder  unter 
dem  Nennwert  bleibt  (unter  pari)  oder  dem  Nennwert  gleich  steht  (al  pari). 
Dagegen  läfst  sich  aus  dieser  Notiz  ohne  Kenntnis  des  Nennwerts  der 
zu  zahlende  absolute  Betrag  nicht  ersehen. 

Die  Notierung  per  Stück  dagegen  giebt  den  absoluten  Betrag  des 
Preises  in  einer  bestimmten  Geldart  an,  läfst  aber  ohne  Kenntnis  des 
Nennwerts  nicht  ersehen,  ob  der  Kurs  günstig  oder  ungünstig  steht 

Welche  Notierungsart  angewandt  wird,  hängt  von  den  Börsengewohn- 
heiten und  Börsenvorschriften  ab.  In  Berlin  z.  B.  werden  Versicherungs- 
aktien stets  per  Stück  notiert  In  dem  Kurse  stecken  an  manchen  Börsen, 
z.  B.  in  London,  Paris,  New  York,  an  den  italienischen  Börsen,  bereits 
die  „Stückzinsen*,  d.  h.  die  Zinsen,  die  der  Käufer  vom  letzten  Coupons- 
verfalltage bis  zum  Kauftage  dem  bisherigen  Eigentümer  der  Papiere  zu 
zahlen  hat  In  Deutschland  sind  die  Stückzinsen  in  den  Kurs  nicht  ein- 
gerechnet, werden  also  besonders  vergütet  und  treten  beim  Ankauf  der 
Papiere  zu  dem  Kurswert  hinzu.  Solche  Zinsen  werden  selbstverständ- 
lich bei  allen  zinstragenden  Papieren  nach  dem  Zinssatz  des  Papiers  be- 
rechnet Der  Börsenverkehr  rechnet  aber  auch  bei  unverzinslichen  Los- 
papieren und  bei  Dividendenpapieren  Stückzinsen  („Börsenzinsen"),  deren 
Höhe  usancemäfsig  feststeht  In  Berlin  und  an  anderen  deutschen  Börsen 
beträgt  der  Börsenzins  4  Proz.  Die  Börsenzinsen  sind  von  der  Rentabilität 
des  Papiers,  also  von  der  Dividende,  unabhängig ;  der  über  den  Börsen- 
zins hinaus  erwartete  Dividendenbetrag  wird  in  entsprechend  höherem 
Kurse,  der  voraussichtlich  unter  dem  Börsenzins  bleibende  Dividenden- 
betrag in  entsprechend  niedrigerem  Kurse  ausgedrückt  Bei  der  Zins- 
berechnung wird  in  der  Regel  das  Jahr  zu  360  Tagen,  der  Monat  zu 
30  Tagen  gerechnet  In  Berlin  wird  dabei  der  Tag  des  Verkaufs  bei 
Kassageschäften  und  der  Tag  der  Lieferung  bei  Zeitgeschäften  mitgerechnet ; 
bei  den  anderen  Börsen  sind  die  Usancen  in  dieser  Beziehung  verschieden. 

In  Deutschland  werden  am  Jahresschlufs  die  Dividendenscheine  ab- 
getrennt (detachiert),  auch  wenn  die  Dividende  um  diese  Zeit  noch  gar 
nicht  feststeht,  während  anderswo  in  der  Regel  die  Detachierung  des 
Dividendenscheines  erst  dann  eintritt,  wenn  die  Dividende  fällig  ist  Im 
Ausland  sind  also  die  Kurse  i.  D.  (inklusive  Dividendenschein),  in  Deutsch- 
land dagegen  e.  D.  (exklusive  Dividendenschein)  zu  verstehen.  Die  Ab- 
trennung des  Dividendenscheines  hat  naturgemäfs  auf  die  Höhe  des 
Kurses  Einflufs. 

Lautet  der  Kurs  auf  fremde  Währung,  so  wird  eine  Umrechnung 
nach  bestimmten,  usancemäfsig  feststehenden,  an  den  einzelnen  Börsen 
verschieden  hohen  Umrechnungssätzen  vorgenommen. 
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Die  ^tatsächliche  Bedeutung  der  Kurse  wird  durch  bestimmte  Zu- 
sätze angedeutet»  unter  denen  namentlich  die  Zusätze  bz.7  G.  und  B.  eine 
Rolle  spielen.  B.  (Brief)  bezieht  sich  stets  auf  Verkaufaufträge,  also  auf 
das  Angebot  Statt  B.  ist  auch  P.  (Papier)  oder  wie  in  Oesterreich  W. 
(Ware)  üblich,  weshalb  der  Briefkurs  auch  „Warenkurs"  heifst,  6.  (Geld) 
bezieht  sich  stets  auf  Kaufaufträge,  also  auf  die  Nachfrage  („Geldkurs44). 
Dagegen  bezieht  sich  bz.  oder  b.  (d.  h.  bezahlt)  stets  auf  die  wirklichen 
Umsätze.  Die  Anwendung  dieser  Zusätze  ist  an  den  Börsen  nicht  ganz 
gleichartig.  Am  deutlichsten  und  m.  W.  der  am  meisten  verbreiteten  Auf- 
fassung entsprechend  sind  in  dieser  Beziehung  die  Vorschriften  der  Bören- 
ordnung  für  Frankfurt  a.  M.  vom  16.  Dezember  1896  (§  9).  Demnach 
ist  zu  notieren: 

b.  (bz.),  wenn  alle  vorhandenen  Aufträge  ihre  Erledigung  fanden;* 
B.,  wenn  nur  Verkäufer,  aber  keine  Käufer  auftraten;  die  Notiz  bezieht 
sich  dann  auf  denjenigen  Kurs,  welcher  vergeblich  gefordert  wurde ; 
G.  (auch  wohl  G.  u.  f.,  d.  h.  „Geld  und  fehlend44),  wenn  nur  Käufer, 
aber  keine  Verkäufer  da  waren;  die  Notiz  bezieht  sich  alsdann 
auf  denjenigen  Kurs,  welcher  vergeblich  geboten  wurde. 

Diese  Ausdrücke  werden  auch  miteinander  verbunden,  z.  B. 
bz.  B.  l  wenn  nach  dem  Absatz  gröfserer  Posten  ein  Teil  des  Angebots 
bz.  G.  j     bezw.  der  Nachfrage  unverkauft  bezw.  ungedeckt  blieb ; 
etw.  (etwas)  bz.  u.  B.  1  wenn  nur  unbedeutende  Abschlüsse  zu  stände 

oder  etw.  bz.  u.  G.  /  kamen. 

Haben  besonders  grofse  Umsätze  stattgefunden,  so  wird  das  z.  B. 
in  Dresden  durch  den  Zusatz  „Posten44  angedeutet;  u.  s.  w. 

Die  Frage,  von  welchen  Momenten  die  Gestaltung  und  Bewegung 
der  Preise  und  Kurse  an  der  Börse  abhängig  ist,  mufs  im  allgemeinen 
dahin  beantwortet  werden,  dafs  an  und  für  sich  die  thatsächliche  Markt- 
lage auch  für  die  Preisgestaltung  im  Börsenverkehr  mafsgebend  sein 
mufs  und  auch  thatsächlich  mafsgebend  ist,  so  lange  und  soweit  sich 
nicht  störende  Nebeneinflüsse  geltend  machen.  Das  gilt  sowohl  für  Waren 
als  auch  für  Wertpapiere. 

Für  die  Marktlage  ist  überall  von  grofser  Bedeutung  das  Verhältnis 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage,  wobei  freilich  nicht  lediglich  das  nur 
mechanisch  wirkende  rein  zahlenmäfsige  Mengenverhältnis,  sondern  vor 
allem  auch  die  Dringlichkeit  des  einen  oder  des  anderen  Faktors  und 
die  darauf  sich  gründende  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Machtverhält- 
nisse in  Betracht  zu  ziehen  ist  Das  gilt  natürlich  auch  für  die  Börse; 
hier  ist  sogar  im  allgemeinen  die  Abschätzung  von  Angebot  und  Nach- 
frage in  genauerer  Weise  möglich,  weil  geschäftsgewandte,  zum  Teil  sach- 
verständige und  mit  den  besten  Nachrichten  ausgerüstete  Personen  zu 
einander  in  Beziehung  treten. 
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Für  die  Beurteilung  des  Angebotes  kommen  naturgemäfs  zunächst 
die  vorhandenen  Vorräte  an  Waren  und  die  zur  Verfügung  stehenden 
Mengen  von  Wertpapieren  in  Betracht,  soweit  ihr  Umfang  durch  stati- 
stische und  sonstige  Nachweise  übersehen  werden  kann.  Der  Bedarf  wird 
an  der  Hand  der  Erfahrungen  und  vielfacher  Berichte  abgeschätzt  Aber 
sowohl  für  Angebot  als  auch  für  Nachfrage  wird  der  Beurteilung  nicht 
lediglich  der  augenblickliche  Stand  der  Dinge  zu  Grunde  gelegt.  Der 
starke  Gebrauch,  der  an  der  Börse  von  der  Form  der  Zeitgeschäfte  ge- 
macht wird,  zwingt  auch  dazu,  den  für  die  nächste  Zukunft  zu  erwartenden 
Zuwachs  oder  Abgang  an  Vorräten  und  Bedarf  zu  berücksichtigen.  An 
sich  mufs  das  jeder  Kaufmann  bis  zu  gewissem  Grade  thun;  aber  im 
Börsenverkehr  mufs  gerade  diese  Seite  der  Sache  viel  sorgfältiger  ins 
Auge  gefafst  werden.  Ein  sehr  reichhaltig  gegliedertes  Nachrichtenwesen 
bietet  die  Handhabe  dazu. 

Für  den  Verkehr  an  der  Produktenbörse  kommt  es  hierbei  auf  die 
Lag  e  des  Warenmarktes  an,  wobei  dann  selbstverständlich  die  Beschaffen- 
heit der  Waren  von  Einflufs  ist  Für  den  Verkehr  an  der  Wertpapierbörse 
ist  die  Lage  des  Geldmarktes  entscheidend,  soweit  der  Geldmarkt  zur 
Unterbringung  seiner  Kapitalien  auf  Wertpapiere  zurückgreift,  was  aller- 
dings in  unserer  Zeit  in  sehr  bedeutendem  Mafse  der  Fall  ist  Ist  viel 
anlagesuchendes  Geldkapital  vorhanden,  und  fehlt  es  an  genügenden 
sonstigen  Anlagegelegenheiten,  so  werden  die  an  der  Börse  in  Verkehr  be- 
findlichen Wertpapiere  stärker  als  Anlagegelegenheit  aufgesucht  Sind 
die  anlagesuchenden  Kapitalien  beschränkt,  oder  stehen  den  Kapitalisten 
sonstige  Anlagegelegenheiten  in  ausreichender  Menge  und  Beschaffen- 
heit zu  Gebote,  so  wendet  man  sich  weniger  an  den  Wertpapiermarkt 
der  Börse. 

Der  gesteigerten  Nachfrage  nach  Wertpapieren  kann  durch  neue 
Emissionen,  sei  es  infolge  der  Gründung  neuer  Unternehmungen,  sei  es 
durch  Hereinziehung  vorhandener  in-  und  ausländischer  Papiere  in  den 
Börsenverkehr  leichter  ein  entsprechend  gesteigertes  Angebot  gegenüber 
gestellt  werden,  als  bei  Waren. 

Auf  den  Umfang  der  Nachfrage  nach  Wertpapieren  wirkt  die  all- 
gemeine wirtschaftliche  Lage  und  die  Verbreitung  der  Spekulation  sehr 
erheblich  ein.  Günstige  Konjunkturen  im  Handel  und  Industrie  dienen 
im  allgemeinen  dazu,  die  Nachfrage  nach  Wertpapieren,  die  aus  diesen 
Erwerbszweigen  stammen,  wesentlich  zu  steigern,  sowohl  zum  Zwecke 
dauernder  Kapitalanlage,  als  auch  zum  Zwecke  vorübergehender  Anlage 
im  Interesse  spekulativer  Operationen.  Das  hängt  damit  zusammen,  dafs 
von  den  höheren  Erträgen,  die  in  solchen  Zeiten  bei  vielen  Industrie-  und 
Handelsunternehmungen  erzielt  werden,  ein  Teil  wiederum  in  Handels- 
und Industriepapieren  Anlage  sucht,  und  dafs  auch  andere  Kreise  sich 
dieser  Anlageart  mehr  zuwenden.   Ungünstige  Konjunkturen  in  Handel 
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und  Industrie  dagegen  vermindern  die  Nachfrage  nach  Handels-  und 
Industriepapieren,  da  weniger  Kapitaizuwachs  erzielt  wird,  also  auch 
weniger  anlagesuchendes  Kapital  an  die  Börse  herantritt,  und  da  die 
Neigung,  solche  Papiere  zur  Anlage  oder  zur  Spekulation  zu  benutzen, 
in  derartigen  Zeiten  überhaupt  zurückgeht  Auch  die  Eisenbahn-  und 
Bankpapiere  werden  von  den  Konjunkturen  in  Handel  und  Industrie 
beeinflufst,  da  deren  Thätigkeit  und  Ergiebigkeit  von  der  Gestaltung  der 
Handels-  und  Industrieverhältnisse  in  hohem  Grade  abhängt. 

Alles,  was  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  beeinflussen  kann, 
ist  unter  diesen  Umständen  für  den  Umfang  der  Nachfrage  nach  Wert- 
papieren zu  dauernder  Anlage  und  zu  Spekulationszwecken  von  grofser 
Bedeutung.  Namentlich  machen  sich  auch  die  Ereignisse  der  inneren 
und  äufseren  Politik  fühlbar.  Die  Börse  ist  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung sehr  feinfühlig  und  infolge  ihres  weitverzweigten  Nachrichten- 
dienstes in  der  Regel  frühzeitig  und  gut  unterrichtet.  Innere  Konflikte 
und  Unruhen,  verkehrte  Mafsnahmen  auf  dem  Gebiete  der  Bank-,  Ver- 
kehrs-, Gewerbepolitik  u.  s.  w.  und  sonstige  innere  Ereignisse,  die  den 
Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  zu  stören  geeignet  sind,  politische 
Verwicklungen  mit  dem  Auslande,  kriegerische  Zusammenstöfse,  welche 
den  Fortgang  der  produktiven  Arbeit  unterbrechen  und  ihre  Ergiebigkeit 
beeinträchtigen  und  das  Vertrauen  in  die  Zukunft  und  den  Unterneh- 
mungsgeist abschwächen,  schaffen  sich  häufig  in  einem  Nachlassen  der 
Nachfrage  nach  Wertpapieren  des  Staates  und  der  Produktions-,  Verkehrs-, 
Bank-  u.  s.  w.  Unternehmungen  Ausdruck.  Nicht  selten  ist  der  Eindruck 
solcher  Vorgänge  so  grofs,  dafs  der  Börsenverkehr  in  einer  Art  von  Ner- 
vosität übertrieben  ungünstige  Schlüsse  daraus  zieht,  ebenso  wie  auf  der 
anderen  Seite  oft  günstige  Vorkommnisse  der  inneren  und  äufseren  Politik 
den  Börsenverkehr  und  die  Börsenpreise  über  das  richtige  Mafs  hinaus 
steigern.  Unter  besonderen  Umständen  kann  ein  drohender  Krieg  freilich 
auch  Anstofs  dazu  geben,  dafs  sich  in  gewissen  Waren  und  Papieren  eine 
lebhafte  Haussespekulation  entwickelt,  z.  B.  dann,  wenn  in  wichtigen  Absatz- 
gebieten die  Zufuhren  bestimmter  Artikel  infolge  des  Krieges  langsamer 
einzugehen  drohen,  sodafs  dort  eine  beträchtliche  Preissteigerung  zu  er- 
warten ist,  oder  wenn  infolge  des  Krieges  wichtige  Produktionsgebiete 
aufser  Thätigkeit  gesetzt  oder  von  der  Ausfuhr  abgedrängt  werden,  so- 
dafs die  übrigen  Produktionsgebiete  auf  erhöhten  Absatz  und  gesteigerte 
Preise  rechnen  können. 

In  derselben  Weise  können  auch  Arbeiteraussperrungen  und  -Aus- 
stände die  Haussespekulation  unter  Umständen  anregen  und  anfeuern. 

Zu  diesem  Einflufs  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und  politischen 
Lage  auf  die  Nachfrage  nach  Wertpapieren  und  damit  auch  auf  den 
Verkehrsumfang  und  die  Preisgestaltung  an  der  Börse  treten  selbstver- 
ständlich normalerweise  auch  noch  die  besonderen  Eigentümlichkeiten 


Digitized  by 


298 


Erster  Teil.  Der  Handel. 


der  einzelnen  Wertpapiere,  insbesondere  ihre  Rentabilität  hinzu,  die  hier 
eine  ähnliche  Bedeutung  hat,  wie  bei  den  Waren  die  Beschaffenheit  An 
und  für  sich  werden,  wenn  Nebeneinflüsse  nicht  eingreifen,  Papiere  mit 
günstiger  Rentabilität  mehr  gesucht  und  höher  verwertet,  als  andere.  Der 
Börsenverkehr  nimmt  dabei  viel  Rücksicht  auf  den  allgemeinen  Zinsstand 
und  prüft,  ob  die  Rentabilität  des  Papiers  darüber  hinausgeht  oder  da- 
hinter zurückbleibt  Im  ersteren  Fall  wird  der  Kurs  sich  entsprechend 
über  pari  halten,  im  zweiten  Fall  wird  er  entsprechend  unter  pari  bleiben. 
Aus  der  Thatsache  z.  B.?  dafs  Papiere,  die  an  sich  einen  sicheren  Ertrag 
geben,  längere  Zeit  unter  pari  stehen,  kann  man  sehr  oft  schliefsen,  dafs 
der  Ertrag  hinter  dem  allgemeinen  Zinsstande  zurückbleibt. 

Aufser  solchen  objektiven  Einflüssen  machen  sich  im  Börsenverkehr 
auch  mehr  subjektiv  geartete  Einflüsse  geltend.  Die  Steigerung  oder 
Ermäfsigung  des  Kurses  an  wichtigen  anderen  Börsen  des  In-  und  Aus- 
landes wirkt  oft  auf  die  Preis-  und  Kursgestaltung  an  einer  bestimmten 
Börse  ein,  obwohl  an  sich  hier  keine  sachliche  Veranlassung  zu  einer 
entsprechenden  Kursbewegung  gegeben  ist  Zwischen  Papieren  verwandter 
Art  entwickelt  sich  auch  oft  eine  gleichartige  Kursbewegung;  das  eine 
Papier  zieht  oft  andere  mit  in  die  Höhe  oder  in  die  Tiefe,  ohne  dafs 
die  Rentabilität  der  beteiligten  einzelnen  Papiere  die  Bewegung  völlig 
rechtfertigt.  Solche  mehr  psychologisch  als  sachlich  gerechtfertigten  Zu- 
sammenhänge pflegen  namentlich  da  und  dann  einzutreten,  wo  und  wenn 
sich  eine  an  wirklicher  Lieferung  nicht  mehr  interessierte  Richtung  der 
Spekulation  in  gröfserem  Umfang  entwickelt  hat  Unter  solchen  Um- 
ständen wird  die  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Papiere  oft  ganz  beiseite  gesetzt.  Erst  vor  wenigen  Jahren  hat  sich  das 
krafs  gezeigt:  das  Steigen  vieler  Goldminenaktien,  die  hohe  Dividenden 
abwarfen,  hat  auch  Aktien  von  solchen  Goldminen  in  die  Höhe  gerissen, 
die  überhaupt  noch  keine  Dividende  erzielt  hatten. 

Auf  die  Spekulation  übt  auch  die  Gestaltung  der  Kreditverhältnisse 
Einflufs  aus.  Wenn  der  Diskont  und  der  Ix>mbardzins  niedrig  steht,  wenn 
es  also  leicht  ist,  auf  dem  Wege  des  Kredits  Mittel  zur  Durchführung 
der  spekulativen  Operationen  zu  erhalten,  wenn  die  Banken  viele  Mittel 
zur  Verfügung  haben  und  sie  willig  für  Reportzwecke  bereit  stellen,  so 
begünstigt  das  die  Haussespekulation  und  steigert  den  Börsenverkehr 
und  die  Kurse.  Die  Erschwerung  des  Kredits  für  spekulative  Zwecke 
im  allgemeinen  und  für  die  Reportgeschäfte  im  besonderen  wirkt  dagegen 
abschwächend  auf  den  Umfang  des  Verkehrs  und  auf  die  Kurse. 

Die  Wirkung  der  sachlichen  Einflüsse  müfste  an  sich  in  den  Börsen- 
preisen ungetrübt  zu  Tage  treten,  da  sich  ja  im  Börsenverkehr  geschäfts- 
gewandte Personen  gegenüberstehen.  Aber  die  Wirkung  wird  nicht  selten 
abgeschwächt  sowohl  von  aufsen  als  auch  von  innen  her.  Von  aufsen 
her  sind  es  die  Aufträge  des  aufserhalb  der  Börse  stehenden  Publikums, 
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die  störend  eingreifen.  Die  Laienkreise  sind  sehr  oft  nicht  in  der  Lage, 
die  Verhältnisse  richtig  zu  beurteilen,  und  folgen  nicht  immer  sachver- 
ständigen Ratschlägen  oder  sind  womöglich  übel  beraten.  Die  von  hier 
an  die  Börse  gelangenden  Aufträge  entsprechen  deshalb  oft  nicht  der 
Marktlage;  da  sie  aber  ausgeführt  werden  müssen,  so  können  sie  den 
Einflufs  der  wirklich  sachkundigen  Kreise  erheblich  abschwächen,  wenn 
sie  in  hinreichend  grofser  Zahl  vorkommen.  Das  ist  besonders  dann  der 
Fall,  wenn  weite  Kreise  der  Bevölkerung,  von  Spielleidenschaft  ergriffen, 
an  der  Börsenspekulation  teilnehmen.  Das  wirkt  dazu  mit,  daf s  Hausse- 
bewegungen, die  an  sich  in  den  Verhältnissen  begründet  sind,  zu  einem 
förmlichen  Taumel  ausarten,  und  dafs  ein  an  sich  noch  gar  nicht  bedenk- 
licher Stillstand  in  der  Bewegung  eine  wahre  Panik  hervorruft 

Trägt  hier  die  Spekulation  dazu  bei,  die  von  aufsen  her  kommenden 
störenden  Einflüsse  zu  verstärken,  so  ist  sie  es  ganz  besonders,  die 
auch  eine  Durchkreuzung  der  Wirkung  der  sachlichen  Einflüsse  von  innen 
her  veranlafst  oder  verstärkt  Schon  vorhin  drängte  sich  dieser  Gesichts- 
punkt in  die  Betrachtung  hinein,  als  von  den  Zusammenhängen  der  Kurs- 
bewegung verschiedener  Plätze  oder  verschiedener  Papiere  die  Rede  war. 
Auch  die  oben  erwähnte  Nervosität  der  Börse  gegenüber  günstigen  oder 
ungünstigen  Ereignissen  und  Nachrichten  hängt  mit  der  starken  Ver- 
breitung der  Spekulation  zusammen.  Dazu  kommt  aber  noch  das  un- 
gemein starke  Interesse,  das  jede  Spekulationsgruppe  an  dem  Eintreten 
der  ihren  Operationen  günstigen  Kursbewegung  hat  Jede  Gruppe  hat 
ein  grofses  Risiko  zu  tragen.  Geht  der  Kurs  andere  Bahnen,  als  sie  bei 
ihren  Terminspekulationen  vorausgesetzt  hat,  so  sind  bedeutende,  oft  die 
wirtschaftliche  Existenz  vernichtende  Verluste  unvermeidlich.  Es  ist  nicht 
auffällig,  dafs  dies  ungemein  lebhafte  Interesse  an  einer  ganz  bestimmten 
Richtung  der  Kurse  zu  dem  Versuch  führt,  die  Kurse  in  diese  Richtung 
hineinzutreiben.  Die  Gegengruppe  hat  gerade  das  entgegengesetzte  Inter- 
esse, und  auch  sie  wird  es  nicht  unterlassen,  der  natürlichen  Entwicklung 
nachzuhelfen.  Beide  Gruppen  geraten  oft  in  höchst  aufregende  Kämpfe, 
in  denen  als  Hauptwaffe  der  Besitz  reichlicher  Geldmittel  und  der  Mangel 
jeglicher  Engherzigkeit  bei  der  Wahl  der  Kampfmittel  zu  Tage  treten. 
Wo  derartige  Kämpfe  herrschen,  da  kommt  es  nicht  mehr  auf  die  all- 
gemeine natürliche  Marktlage  und  nicht  mehr  auf  die  besonderen  Renta- 
bilitätsverhältnisse der  einzelnen  Papiere  an,  sondern  auf  die  Energie  und 
Skrupellosigkeit  der  kämpfenden  Parteien  bei  Verfolgung  ihrer  Interessen. 
Jede  Periode  leidenschaftlicher  Spekulationssucht  oder  richtiger  Spielsucht 
liefert  zahlreiche  Beispiele  für  die  Heftigkeit  dieser  Kämpfe  zwischen  Mine 
und  Kontermine  und  für  die  bedenklichen  Mittel,  mit  denen  von  beiden 
Seiten  das  „corriger  la  fortune"  geübt  w  ird.  Dafs  die  nackten  Spielerinter- 
essen in  solchen  Zeiten  vorübergehend  mehr  Einflufs  auf  die  Preisgestaltung 
haben  als  alle  sachlichen  Momente,  ist  oft  genug  zu  beobachten  gewesen. 
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Der  normale  Zustand  ist  das  gewifs  nicht  aber  Zeiten  wilder  Spiel- 
sucht sind  selbst  so  krankhaft  zugespitzt,  dafs  man  auf  einen  normalen 
Verlauf  der  Dinge  nicht  mehr  rechnen  kann,  und  auch  Strafbestimmungen 
gegen  die  künstliche  Kursbeeinflussung,  wie  sie  z.  B.  in  Art  419  des 
code  p£nal  in  Frankreich  und  im  neuen  Deutschen  Börsengesetz  vom 
22.  Juni  1896  §  75  ff  vorgesehen  sind,  können  das  nicht  hindern.  Nur 
mufs  man  sich  hüten,  solche  Auswüchse  als  regelmäfsige  Erscheinung 
des  Börsenlebens  anzusehen. 

§  6.  Sie  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Börsen.  Das  Börsen- 
wesen erfährt  vielfach  eine  ebenso  unbedingte  Verurteilung  wie  das  Aktien- 
wesen, dessen  Entwicklung  ja  für  das  Börsenwesen  von  grofser  Bedeutung 
ist  und  auch  seinerseits  der  Börsen  nicht  entraten  kann.  Es  giebt 
Menschen,  die  nicht  mehr  vom  Aktienwesen,  sondern  nur  noch  vom 
„Aktienunwesen"  und  nicht  mehr  von  der  Börse,  sondern  nur  noch 
vom  „Giftbaum  der  Börse44  reden.  Das  sind  starke  Übertreibungen  und 
einseitige  Beurteilungen.  Wie  jede  Erscheinung,  so  hat  auch  das  Börsen- 
wesen günstige  und  ungünstige  Wirkungen  für  die  Gesamtheit,  und  ein 
sachliches  Urteil  ist  nur  möglich,  wenn  man  beide  Seiten  der  Sache  be- 
rücksichtigt In  diesen  Worten  liegt  aber  schon,  dafs  die  ungünstigen 
Wirkungen,  die  von  den  Börsen  ausgegangen  sind  und  ausgehen  können, 
durchaus  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  sollen.  - 

Will  man  zu  einem  richtigen  Urteil  kommen,  so  geht  man  am  besten 
von  der  Warenbörse  aus.  Wir  sahen,  dafs  die  Börse  eine  CentraJstelle 
für  den  Abschlufs  von  Handelsgeschäften  ist,  welche  die  eigentliche 
Warenbewegung  auf  das  notwendige  Mafs  beschränkt  Darin  liegt  so- 
fort, dafs  sie  zur  Vermeidung  unnötiger  Transportkosten  beiträgt,  ohne 
die  Übertragung  der  Ware  von  Hand  zu  Hand  irgend  wie  zu  beein- 
trächtigen. Darin  liegt  weiter,  dafs  die  Börse  das  Zusammentreffen  von 
Angebot  und  Nachfrage  begünstigt  und  dadurch  dem  anbietenden  Produ- 
zenten und  Importeur  die  Verwertung  der  erzeugten  oder  herangeschafften 
Waren  und  dem  nachfragenden  Grofshändler  die  Beschaffung  der  er- 
forderlichen Warenmengen  erleichtert  Der  Umstand,  dafs  in  dem  Börsen- 
verkehr nur  Muster  und  Proben,  aber  nicht  die  Warenvorräte  selbst  auf  den 
Markt  gebracht  werden,  erleichtert  namentlich  auch  den  Produzenten  und 
Importeuren  den  Absatz  ihrer  Waren,  während  anderseits  der  Käufer  durch 
die  Strenge,  mit  der  im  Börsenverkehr  auf  Innehaltung  der  vereinbarten 
Qualität  gesehen  wird,  des  Empfangs  der  gewünschten  Ware  sicher  ist. 

Durch  die  Zusammenziehung  von  Angebot  und  Nachfrage  im  grofsen 
Stil,  durch  die  unmittelbare  Auseinandersetzung  zwischen  beiden,  durch 
den  sorgfältig  ausgebildeten  Nachrichtendienst,  der  im  Interesse  des 
Börsenverkehrs  durchgeführt  wird,  durch  die  Sachkunde  der  an  der 
Warenbörse  verkehrenden  Personen  wird  eine  Übersichtlichkeit  der  Markt- 
lage erzielt,  wie  sie  auf  anderem  Wege  schwer  erreicht  werden  könnte. 
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Das  wirkt  günstig  nach  zwei  Richtungen  hin.  Zunächst  wird  es 
dadurch  möglich,  den  Bedarf  ausreichend  zu  befriedigen.  Man  kennt 
an  der  Börse,  soweit  das  überhaupt  übersehen  werden  kann,  die  an  den 
Hauptmärkten  befindlichen  Vorräte,  man  kann  aus  den  von  überall  her 
fliefsenden  Nachrichten  einen  Überblick  über  die  Mengen  gewinnen,  die 
demnächst  aus  der  neuen  Produktion  voraussichtlich  auf  den  Markt  kommen 
werden;  man  weils  auf  der  anderen  Seite,  welche  Mengen  im  eigenen 
Bezirk  oder  im  eigenen  Lande  gewöhnlich  gebraucht  werden;  man  er- 
sieht aus  der  Preisgestaltung  auf  anderen  Plätzen,  ob  dort  der  Bedarf 
reichlich  oder  nur  knapp  gedeckt  ist  u.  s.  f.  Aus  all7  diesen  Kenntnissen 
ergiebt  sich,  wie  der  Grofshandel  die  Warenbewegung  dirigieren  mufs, 
damit  an  keinem  Punkte  eine  Stockung  oder  eine  Lücke  in  der  Bedarfs- 
versorgung eintritt  Überflufs  und  Mangel  der  einzelnen  Gebiete  können 
so  auf  das  beste  gegen  einander  ausgeglichen  werden,  und  daraus  ergiebt 
sich  auch  ohne  weiteres,  dafs  die  örtlichen  Preisunterschiede  in  erheb- 
lichem Umfang  abgeschwächt  werden.  Jeder  Grofshandel  hat  ja  die 
Wirkung,  Überflufs  und  Mangel  der  einzelnen  Gebiete  und  örtliche  Preis- 
unterschiede bis  zu  gewissem  Grade  auszugleichen.  Der  Börsenhandel 
hat  vermöge  seiner  feiner  ausgebildeten  Technik  diese  Wirkung  in  ganz 
besonderem  Mafse. 

Die  Übersichtlichkeit  der  Marktlage  wirkt  weiter  aber  auch  darauf 
hin,  dafs  die  Preisgestaltung  korrekter  wird,  sich  mehr  der  wirklichen 
Marktlage  anpafst  In  derselben  Richtung  ist  der  Umstand  von  Einflufs, 
dafs  sich  als  Käufer  und  Verkäufer  geschäftsgewandte  und  sachkundige 
Personen  gegenübertreten.  Von  dem  passiven  Verhalten  der  Käufer 
gegenüber  den  Preisforderungen  der  Verkäufer,  wie  es  im  Kleinhandels- 
verkehr so  weit  verbreitet  ist,  kann  im  Börsenverkehr  keine  Rede 
sein.  Hier  ist  der  Käufer  in  der  Lage  und  gewöhnt,  alle  in  Betracht 
kommenden  Momente  sorgfältig  zu  berücksichtigen.  Ebensowenig  wird 
im  Börsenhandel  der  Verkäufer  sich  so  sehr  an  die  gewohnte  Preishöhe 
halten  und  auf  die  sorgfältige  Kalkulation  der  Mindestgrenze  seiner  Preis- 
forderung verzichten,  wie  es  bei  einem  Teil  des  Kleinhandels  der  Fall 
ist  Dem  Grofshandel  ist  überhaupt  in  diesen  Dingen  eine  gröfsere 
Genauigkeit  und  Sorgfalt  eigen.  Der  an  der  Börse  konzentrierte  Teil  des 
Grofshandels  macht  davon  keine  Ausnahme. 

Ein  weiterer  Vorteil  der  Börse  ist  die  weitgehende  Öffentlichkeit  der 
Preise.  Allen  denen,  die  an  der  Sache  interessiert  sind,  werden  die  Preise 
bekannt,  die  sich  im  Börsenverkehr  ergeben.  Das  ist  sonst  weder  bei 
den  Preisen  des  Kleinhandels  noch  bei  denen  des  aufserhalb  der  Börse 
sich  vollziehenden  Grofshandels  in  gleichem  Mafse  der  Fall.  In  dieser 
Öffentlichkeit  der  Preise  liegt  eine  ungemein  wichtige  und  wertvolle 
Wirkung  der  Börse  sowohl  im  Interesse  der  Produzenten  als  auch  im 
Interesse  des  Grofshandels,  um  so  mehr,  als  es  an  sich  gerade  die  der 
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gesamten  Marktlage  entsprechenden  Preise  sind,  die  auf  diese  Weise  den 
beteiligten  Kreisen  bekannt  werden.  Thatsächlich  üben  diese  Preisver- 
öffentlichungen der  Börse  weithin,  selbst  über  die  Landesgrenzen  hinaus, 
eine  regulierende  Wirkung  auf  den  ganzen  Verkehr  in  den  betr.  Waren  aus. 

Diese  günstigen  Wirkungen  der  Warenbörse,  die  jedenfalls  an  sich 
möglich  sind,  werden  durch  den  Warenterminhandel  eher  noch  gesteigert 
als  abgeschwächt,  wenn  wir  vorerst  einmal  von  den  Ausschreitungen 
absehen. 

Zum  Terminhandel  veranlagst  die  einzelnen  Grofshändler  und  Pro- 
duzenten zunächst  ihr  eigenes  Geschäftsinteresse.  Ihnen  dient  der  Termin- 
handel dazu,  sich  rechtzeitig  den  Bezug  der  Waren  zu  sichern  und  sich 
gleichzeitig  gegen  unerwartete  Preis  Verschiebungen  zu  schützen.  Diese 
Wirkungen  kann  der  richtig  und  verständig  durchgeführte  Terminhandel 
auch  bis  zu  gewissem  Grade  haben.  Das  Geschäftsrisiko  zu  beseitigen 
ist  natürlich  unmöglich.  Allerdings  sind  es  vorzugsweise  die  grofsen  und 
gröfsten  Firmen,  die  sich  diese  Vorteile  verschaffen  können.  Die  kleineren 
Firmen  können  oft  so  grofse  Mengen  überhaupt  nicht  kaufen  oder  ver- 
kaufen, wie  sie  im  Terminhandel  der  Börse  wegen  der  usancemäfsigeh 
Schlufseinheiten  nötig  sind.  Aber  es  wäre  verkehrt,  den  grofsen  Firmen 
die  Ausnutzung  dieses  Vorteils  zu  verwehren  und  zu  verargen,  weil  nicht 
alle  Firmen  ebenso  vorgehen  können. 

Wird  ein  umfangreicher  Terminhandel  durchgeführt,  so  hat  das  aber 
zugleich  auch  für  die  Gesamtheit  eine  günstige  Wirkung.  Der  Vorteil, 
der  den  einzelnen,  für  den  Verkehr  in  bestimmten  Waren  besonders 
wichtigen  Firmen  durch  die  rechtzeitige  Sicherung  des  Warenbezuges 
und  durch  den  Schutz  gegen  unerwartete  Preisschwankungen  geboten 
wird,  summiert  sich  für  die  Volkswirtschaft  dazu  auf,  dafs  in  der  Ver- 
sorgung der  Bevölkerung  mit  den  betr.  Waren  zeitliche  Störungen  weniger 
leicht  eintreten,  und  dafs  auch  die  zeitlichen  Preisunterschiede  abge- 
schwächt werden.  Der  Terminhandel  ergänzt  also  in  zeitlicher  Beziehung 
die  schon  erwähnte  örtliche  Ausgleichung  zwischen  Mangel  und  Überflufs 
und  zwischen  den  Preisunterschieden.  Auch  diese  Wirkung  kommt  beim 
Handel  ganz  allgemein  in  bestimmtem  Umfange  vor,  weil  in  jedem 
Handel  ein  gewisses  spekulatives  Element  steckt  Aber  die  Form  des 
Terminhandels  ist  in  Bezug  auf  die  zeitliche  Ausgleichung  ganz  besonders 
wirksam.  Wir  erlangen  also  durch  den  Terminhandel  eine  regelmäfsigere 
Bedarfsversorgung  und  Preisgesaltung  oder  können  sie  wenigstens  er- 
halten, und  das  ist  von  hohem  Wert  für  die  Gesamtverhältnisse. 

Regelmäfsige  Preisgestaltung  bedeutet  nicht,  dafs  Preisschwankungen 
überhaupt  ausbleiben.  Im  Gegenteil,  es  entspricht  gerade  der  Eigenart  des 
Terminhandels,  dafs  fortwährend  kleine  Preisschwankungen  eintreten. 
Das  ist  ein  Zeichen  dafür,  wie  sehr  der  von  Sachverständigen  durch- 
geführte Handel  an  der  Börse  fortdauernd  alle  die  Momente  zu  berück- 
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sichtigen  sucht,  die  auf  den  Preis  einwirken  können.  Starre  und  für 
lange  Zeit  dieselbe  Höhe  innehaltende  Preise  treten  gerade  bei  weniger 
fein  ausgebildetem  Grofshandel  zu  Tage,  aber  sie  werden  dann  auch  leicht 
bei  einer  fühlbaren  Verschiebung  der  Marktlage  sehr  beträchtlich  ge- 
steigert oder  gedrückt  Gerade  dieses  heftige  Ausschlagen  der  Bewegung 
nach  oben  und  nach  unten  kennzeichnet  eine  niedrigere  Entwicklungs- 
stufe des  Grofsverkehrs.  Der  Terminhandel  zeigt  nur  selten  erhebliche 
Sprünge  in  der  Preisbewegung,  die  Bewegung  hält  sich  bei  ihm  normaler- 
weise überhaupt  in  engen  Grenzen,  zittert  aber  innerhalb  dieser  Grenzen 
fortwährend  hin  und  her.  Diese  Thatsache  ist  durch  eingehende  Unter- 
suchungen von  Cohn  und  Kantorowicz  u.  s.  w.  und  durch  die  Materi- 
alien, die  von  der  BörsenenquCtekommission  beigebracht  sind,  durch 
mehrfache  Aufsätze  von  Conrad  in  den  Jahrb.  f.  Nat-Ök.  und  Statistik 
unwiderleglich  festgestellt  Auf  Einzelheiten  dieser  Materialien  kann  hier 
nicht  eingegangen  werden.  Erwähnt  sei  nur,  dafs  die  dem  Bericht  der 
Börsenenqu&ekommission  beigefügte,  von  der  Leipziger  Wollkämmerei 
gelieferte  graphische  Darstellung  über  die  Kammzugpreise  von  1876  bis 
Ahfang  1 893  deutlich  erkennen  läfst,  dafs  vor  der  Einführung  des  soviel 
angefochtenen  Kammzugterminhandels  in  Antwerpen  (1888)  die  Preis- 
bewegung sich  in  längeren  und  gröfseren  Wellen  vollzog,  als  seit  1888. 
Gerade  diese  Darstellung  ist  sehr  lehrreich.  Für  guten  australischen  A-Zug 
stieg  darnach  der  Preis  (für  1  kg),  der  sich  im  allgemeinen  in  langge- 
streckten Linien  bewegte,  in  der  Zeit  von  1876—1887  drei  Mal  plötzlich 
sehr  erheblich.  Das  erste  Mal  geschah  das  vom  Juli  bis  November  1876 
(um  etwa  1,48  M.),  das  zweite  Mal  vom  Oktober  1879  bis  April  1880 
(um  1,78  M.),  das  dritte  Mal  vom  April— September  1886  (um  etwa 
2,12  M.).  Seit  1888  schwankt  dagegen  der  Preis  fortwährend  auf  und 
nieder.  Die  stärkste  Verschiebung  bis  1893,  der  Preisabfall  vom  Dezember 
1889  bis  zum  Juni  1890  zeigte  eine  Differenz  von  1,65  M.,  erreichte 
also  noch  nicht  die  Stärke  der  Verschiebungen  von  1879  und  1886. 
Der  Leipziger  Ilandelskammerbericht  ergiebt  für  1  kg  derselben  Sorte 
folgende  Durchschnittspreise  in  Mark: 

Abstand  zwi- 
schen höchst, 
u.niedr.  Preis 

1895  3,20  3,25     3,30      3,75  4,10  3,85  0,65 

1896  4,10  4,15  3,90  3,80  3,60/3,55  3,65  0,60 
1898    3,80/3,90    4,00     4/4,05    4,10/4,20    4,20/4,10    4,25/4,40  0,60 

(Für  1897  giebt  der  Bericht  die  Zahlen  nicht  an.) 

Auch  hier  sind  die  Schwankungen  in  sehr  engen  Grenzen  geblieben. 

Der  Terminhandel  trägt  weiter  dazu  bei,  den  Markt  für  den  effek- 
tiven Verkehr  zu  erweitern.  Durch  ihn  wird  der  Kreis  der  am  Verkehr 
Beteiligten  erheblich  ausgedehnt  und  die  Börse  immer  mehr  zum  Mittel- 
punkt eines  umfangreichen  Grofshandels verkehre  ausgestaltet,  und  an 
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dieser  Stelle  können  dann  leicht  auch  grofse  Mengen  effektiver  Waren 
untergebracht  und  angekauft  werden.  Selbst  das  Differenzgeschäft  kann 
man  davon  nicht  schlechthin  ausschlief  sen.  Es  ist  ja  oft  nicht  von  vornherein 
die  Ausgleichung  durch  blofse  Zahlung  der  Preisdifferenz  ins  Auge  gefafst 
worden.  Sehr  leicht  kann  deshalb  doch  schliefslich  eine  effektive  Lieferung 
aus  Anlafs  von  Differenzgeschäften  eintreten.  Gerade  die  bedeutendsten, 
an  verschiedenen  Plätzen  vertretenen  Spekulationsfirmen  setzen  auch  grofse 
Mengen  effektiver  Waren  um ;  sie  begleichen  vielleicht  an  der  einen  Börse 
den  Abschlufs  nur  durch  Differenzzahlung,  während  sie  an  einer  anderen 
Börse  die  diesem  Abschlufs  zu  Grunde  liegende  Menge  thatsächlich  liefern 
oder  abnehmen,  weil  der  dortige  Kursstand  ihnen  das  wünschenswert  macht 

Die  Erweiterung  des  Marktpublikums  für  den  Börsenverkehr,  wie 
sie  durch  den  Terminhandel  veranlafst  oder  doch  erleichtert  wird,  ist 
geeignet,  wichtige  günstige  Wirkungen  des  Börsenverkehrs  noch  zu  steigern, 
soweit  sich  die  Erweiterung  auf  sachverständige  Personen  erstreckt  Ins- 
besondere gilt  das  von  der  Korrektheit  der  Preisgestaltung  an  der  Börse. 
Je  mehr  sich  die  sachverständigen  Kreise  an  dem  Börsenverkehr  be- 
teiligen, desto  mehr  mufs  auch  die  Preisbildung  der  wirklichen  Marktlage 
entsprechen.  Jedenfalls  ist  nachgewiesen,  dafs  die  Terminpreise,  die  ja 
für  spätere  Termine  voraus  berechnet,  werden,  neuerdings  noch  mehr  als 
sonst  durch  die  spätere  ^tatsächliche  Entwicklung  bestätigt  worden  sind. 

Nach  allem  mufs  anerkannt  werden,  dafs  von  der  Warenbörse  im 
allgemeinen  und  vom  börsenmäfsigen  Warenterminhandel  im  besonderen 
günstige  volkswirtschaftliche  Wirkungen  ausgehen  können,  wenn  und 
soweit  nicht  Ausschreitungen  und  Auswüchse  die  günstigen  Wirkungen 
durchkreuzen  oder  ganz  aufheben. 

Die  Wertpapierbörse  zeigt  in  Bezug  auf  ihre  Handelsgegenstände 
und  ihre  Käufer  und  Verkäufer  manche  Eigentümlichkeiten,  und  deshalb 
kann  das  über  die  Warenbörsen  und  den  Warenterminhandel  Gesagte 
nicht  ohne  weiteres  auf  die  Wertpapierbörse  übertragen  werden.  Auch 
die  Wertpapierbörse  ist  eine  Centralstelle  für  den  Abschlufs  von  Handels- 
geschäften mit  Beschränkung  der  Fortbewegung  der  Waren  auf  das  not- 
wendigste Mafs.  Aber  das  Letztere  bedeutet  hier  lange  nicht  so  viel, 
als  bei  den  Gegenständen,  mit  denen  es  die  Warenbörse  zu  thun  hat 
Denn  die  Beförderung  der  Wertpapiere  verursacht  gegenüber  dem  Nenn- 
wert und  gegenüber  dem  Marktwert,  den  sie  verkörpern,  nur  minimale 
Kosten,  und  was  der  Verkehr  an  der  Wertpapierbörse  durch  Vermeidung 
unnötiger  Übertragungen  der  Papiere  sparen  kann,  fällt  nur  wenig  ins 
Gewicht  Dieser  Gesichtspunkt,  der  sich  bei  den  Warenbörsen  sofort 
aufdrängt,  darf  also  bei  den  Wertpapierbörsen  aufser  Betracht  bleiben. 

Was  die  Käufer  und  Verkäufer  an  den  Wertpapierbörsen  anlangt, 
so  haben  sie  mit  denen  der  Produktenbörse  die  Gescbäftsgewandtheit 
gemein.  Man  weist  ihnen  auch  wie  diesen  den  Vorzug  besonderer  Sach- 
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künde  zu.  Aber  diese  Sachkunde  bedeutet  bei  den  Wertpapierbörsen 
etwas  anderes,  als  bei  den  Warenbörsen.  Auf  den  Warenbörsen  ar- 
beiten überwiegend  thatsächlich  Grofshändler,  die  den  Handel  mit  der 
betr.  Ware  berufsmäfsig  durchführen  und  die  Eigenschaften  und  Eigen- 
tümlichkeiten, die  Bezugsgebiete  und  Bezugswege,  die  Absatzgebiete  und 
Absatzwege  und  die  Marktlage  dieser  Ware  gründlich  kennen.  Der 
Getreidehändler,  der  Spiritushändler,  der  Wollhändler  u.  s.  w.,  die  an  der 
Warenbörse  erscheinen  oder  sich  vertreten  lassen,  sind  wirklich  in  Bezug 
auf  den  Artikel,  für  den  sie  interessiert  sind,  Fachmänner  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes.  Das  ist  die  Regel,  und  nur  ein  geringer  Bruchteil  der 
regelmäfsigen  Besucher  und  Auftraggeber  der  Warenbörse  wird  ohne 
solche  Sachkunde  aus  blofsen  Spekulationsrücksichten  in  den  Börsen- 
verkehr gedrängt  Bei  der  Wertpapierbörse  haben  wir  Fachmänner  in 
diesem  Sinne  in  der  Regel  nicht  Die  an  der  Wertpapierbörse  regel- 
mäfsig  verkehrenden  Personen  sind  zwar  meist  sachkundig  in  Bezug  auf 
die  Technik  des  Börsenverkehrs,  aber  sie  sind  es  meist  nicht  in  Bezug 
auf  die  Körperschaften  und  Organe,  deren  Papiere  verhandelt  werden,  und 
sie  beschränken  sich  auch  nicht,  wie  meist  der  Warenhändler,  auf  eine 
Art  der  Vertriebsgegenstände,  sondern  greifen  auf  die  verschiedensten 
Papiere  über,  jenachdem  in  dem  einen  oder  anderen  nach  ihrer  Meinung 
günstige  Gewinnaussichten  bestehen.  Wer  in  rumänischen  oder  russischen 
oder  türkischen  oder  ägyptischen  oder  argentinischen  Staatspapieren  an 
der  Börse  Kauf-  und  Verkaufgeschäfte  abschliefst,  kann  deshalb  noch 
nicht  als  ein  sachkundiger  Beurteiler  der  wirtschaftlichen,  politischen  und 
sozialen  Verhältnisse  des  betr.  Landes  gelten  und  ist  auch  sehr  oft  nicht 
sachkundig  in  diesem  Sinne.  Noch  deutlicher  zeigt  sich  das  bei  den  Aktien 
und  Obligationen  von  Verkehrs-  und  Industrieunternehmungen.  Gold- 
minenaktien, Aktien  von  Hüttenwerken,  von  chemischen  Fabriken,  von 
Maschinenfabriken,  von  Wagenbauanstalten,  von  Brauereien,  von  Spin- 
nereien, Papierfabriken,  Gasanstalten,  Wasserwerken,  Pulverfabriken, 
Zuckerfabriken  u.  s.  w.  werden  im  Börsenverkehr  gekauft  und  verkauft. 
Aber  wie  viele  dieser  Käufer  oder  Verkäufer  verstehen  wirklich  so  viel 
von  dem  betr.  Betriebe,  um  ein  sachverständiges  Urteil  darüber  abzu- 
geben? Wie  viele  haben  überhaupt  einen  Betrieb  der  betr.  Art  schon 
gesehen?  Börsentechniker  sind  diese  Käufer  und  Verkäufer,  aber  Fach- 
männer für  den  Unternehmungszweig,  dessen  Papiere  in  frage  kommen, 
sind  sie  in  der  Regel  nicht  Die  aufserhalb  der  Börse  stehenden  Auf- 
traggeber sind  ebenfalls  sehr  häufig  in  keiner  Weise  als  Fachmänner 
anzusprechen.  Selbstverständlich  suchen  sich  Börsenmitglieder  und  Auf- 
traggeber zu  unterrichten  und  sich  auf  Grund  der  verschiedensten  Nach- 
richten ein  Urteil  zu  bilden,  weniger  darüber,  wie  der  betr.  Betrieb  sich 
als  solcher  entwickeln  wird,  als  darüber,  ob  die  bekannt  gewordenen 
Verhältnisse  und  Mafsnahmen  des  Betriebes  geeignet  sind,  über  dessen 
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Papiere  eine  günstigere  oder  ungünstigere  Meinung  an  der  Börse  und 
im  Publikum  zu  erzeugen.  Nicht  zu  leugnen  ist,  dafs  ein  Teil  der  am 
Börsenverkehr  interessierten  Personen  auf  diesem  Wege  zu  einem  zu- 
treffenden Urteil  über  die  voraussichtliche  Kursbewegung  des  betr. 
Papiers  in  der  nächsten  Zukunft  gelangt  Aber  sehr  oft  stellt  sich  dabei 
der  Mangel  an  eigentlicher  Sachkunde  hindernd  in  den  Weg  und  führt 
zu  falschen  Schlüssen,  zu  einer  Überschätzung  oder  Unterschätzung  an- 
scheinend oder  wirklich  günstiger  oder  ungünstiger  Thatsachen. 

Dieser  Umstand  hat  eine  beachtenswerte  Rückwirkung  auf  die  Preis- 
gestaltung an  den  Effektenbörsen.  Auch  die  Effektenbörse  zieht  Ange- 
bot und  Nachfrage  in  erheblichem  Umfange  zusammen,  und  sie  führt 
aus  diesem  Grunde  im  ganzen  zu  einer  richtigeren  Bewertung  der  ein- 
zelnen Wertpapiere,  als  sie  ohne  diese  Centralisation  eintreten  würde, 
und  zur  Abschwächung  mancher  zufälligen  Einflüsse,  die  sich  bei  zer- 
splittertem Wertpapierverkehr  fühlbar  machen  können.  Aber  dafs  die 
Börse  nun  alle  an  ihr  gehandelten  Wertpapiere  gegeneinander  richtig 
bewertet,  und  dafs  ihre  Bewertung  sich  bei  allen  Papieren  den  inneren 
Verhältnissen  der  ausgebenden  Körperschaften  und  Unternehmungen  an- 
pafst,  das  wird  thatsächlich  nicht  erreicht.  Die  Korrektheit  der  Preise 
ist  im  wesentlichen  relativer  Art,  d.  h.  sie  ist  in  der  Kegel  gröfser,  als 
es  ohne  die  Börse  möglich  wäre,  aber  eine  absolute  und  ideale,  der 
inneren  Güte  der  Papiere  angepafste  Korrektheit  ist  es  nicht 

Man  setzt  die  Wertpapierbörse  nicht  herunter,  wenn  man  auf  diese 
Schranken  ihrer  Preisbildungsfähigkeit  nachdrücklich  hinweist,  ein  Punkt, 
der  übrigens  oft  ganz  übersehen  wird.  Was  die  Wertpapierbörse  leistet 
—  immer  von  Auswüchsen  und  Mifsbräuchen  abgesehen  ist  trotzdem 
sehr  viel.  Schon  die  oben  erwähnte  relative  Korrektheit  der  Wertpapier- 
preise, die  im  Börsenverkehr  erzielt  wird,  ist  für  alle  Kreise  von  hohem  Wert, 
welche  dauernde  oder  vorübergehende  Kapitalanlagen  in  Wertpapieren 
machen  wollen,  und  die  weitgehende  Öffentlichkeit  dieser  Preise  er- 
leichtert allgemein  den  Wertpapierverkehr.  Dazu  kommt,  dafs  die  Wert- 
papierbörse durch  die  Zusammenziehung  des  Verkehrs  in  Wertpapieren 
vielfach  überhaupt  erst  einen  Markt  für  solche  Papiere  schafft  Sie  erst 
ermöglicht  die  Unterbringung  der  gewaltigen,  nach  vielen  Milliarden 
zählenden  Wertpapiere,  die  in  der  neuesten  Zeit  zur  Ausgabe  gelangt 
sind.  In  jedem  Jahre  werden  auf  der  Erde  mehrere  Milliarden  Mark 
neuer  Wertpapiere  hervorgebracht;  das  öffentliche  Schuldenwesen,  das 
Notenbankwesen,  das  Aktienwesen  werfen  unaufhörlich  grofse  Massen 
von  Papieren  ins  Publikum.  Sie  unterzubringen,  wäre  ohne  Centrai- 
stellen für  den  Wertpapierverkehr  gar  nicht  möglich,  und  untergebracht, 
d.  h.  abgesetzt  müssen  diese  Papiere  werden,  wenn  sie  überhaupt  für 
die  ausgebende  Körperschaft  oder  Gesellschaft  einen  Nutzen  bringen 
sollen. 
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Diese  Schaffung  und  Erleichterung  des  Absatzes  für  die  Wertpapiere 
greift  über  die  Landesgrenzen  weit  hinaus;  sie  kommt  nicht  nur  in- 
ländischen, sondern  auch  ausländischen  Papieren  zu  gute  und  trägt 
dadurch  dazu  bei,  Mangel  und  Überfluls  in  Bezug  auf  das  verfügbare 
Kapital  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  auszugleichen. 

Schafft  so  die  Börse  den  neuen  Wertpapieren  den  nötigen  Absatz, 
so  schafft  sie  anderseits  dem  ständig  sich  wiederholenden  Kapital- 
zuwachs die  nötigen  Anlagegelegenheiten.  In  sehr  vielen  Fällen  wäre 
die  passende  Anlagegelegenheit  gar  nicht  zu  finden,  wenn  nicht  die 
Börse  alle  wichtigen  Anlagepapiere  gewissermafsen  übersichtlich  geord- 
net und  mit  Preisangaben  versehen  dem  Anlage  Suchenden  vor  Augen 
führte  und  ihm  die  Auswahl  unter  den  verschiedenen  Anlagegelegenheiten 
und  die  bequemste  Benutzung  der  gewählten  Anlagenart  ermöglichte. 

Dazu  tritt  sofort  eine  andere  Wirkung.1  Für  Jeden,  der  Kapital  an- 
gelegt hat,  kann  es  wünschenswert  oder  notwendig  werden,  das  angelegte 
Kapital  wieder  flüssig  zu  machen.  Das  wird  durch  die  Börse  wesent- 
lich erleichtert,  und  zwar  im  allgemeinen  zu  einem  relativ  korrekten 
Preise.  An  der  Börse  sind  stets  Käufer  und  Verkäufer  für  Wertpapiere  zu 
finden;  die  Wertpapierbörse  als  Centraisteile  des  Verkehrs  hat  eben  auch 
eine  grofse  ^marktbildende",  d.  h.  Käufer  und  Verkäufer  anziehende  Kraft. 

Diese  marktbildende  Kraft  wird  auch  an  der  Wertpapierbörse  durch 
den  Terminhandel  noch  erheblich  gesteigert.  An  sich  hat  man  ja  bei 
Wertpapieren  den  Terminhandel  weniger  nötig  als  bei  Waren,  weil  die 
Bewegung  der  letzteren  viel  umständlicher  ist  und  viel  gröfseren  Zeit- 
und  Kostenaufwand  erfordert  und  deshalb  oft  schon  frühzeitig  vorbereitet 
werden  muls,  um  zeitlich  den  Mangel  und  Überflufs  auszugleichen.  Bei 
Wertpapieren  liegen  die  Verhältnisse  auch  in  dieser  Beziehung  bequemer. 
Gleichwohl  hat  sich  der  Terminhandel  in  Wertpapieren  vielfach  ent- 
wickelt, eil  er  auch  hier  den  Kreis  der  Käufer  und  Verkäufer  erweitert, 
also  die  Operationen  erleichtert  und  einen  gewissen  Schutz  gegen  seltene, 
aber  umfangreiche  Preisschwankungen  bietet.  Auch  für  den  Wertpapier- 
terminhandel ist  es  durch  zahlenmäfsige  Untersuchungen  unwiderleglich 
festgestellt,  dafs  dadurch  die  Schwankungen  der  Kurse  häufiger  werden, 
aber  sich  in  engeren  Grenzen  bewegen. 

Hiernach  mufs  man  die  Warenbörse  und  die  Wertpapierbörse  und 
auch  den  Terminhandel,  der  an  diesen  Börsen  stattfindet,  an  sich  als 
notwendig  und  berechtigt  anerkennen  und  ihnen  auch  nützliche  Wir- 
kungen für  die  Volkswirtschaft  zuschreiben.  Trotzdem  kann  man  die 
vielfachen  Klagen,  die  über  diese  Erscheinungen  laut  werden,  nicht  ein- 
fach und  ausnahmslos  als  unbegründet  bezeichnen.  Eine  objektive 
Würdigung  führt  vielmehr  unzweifelhaft  zu  dem  Schluß,  dafs  nach- 
teilige Wirkungen  nicht  zu  leugnen  sind.  Sie  sind  oft  geschildert  und 
können  deshalb  hier  kurz  abgemacht  werden.   Die  Mifsstände  des  Bören- 
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wesens  beruhen  vornehmlich  auf  der  Thatsache,  dafs  an  der  Börse  die- 
jenige Spekulation,  welche  an  der  zeitlichen  Preisdifferenz  gewinnen 
will,  in  besonders  starkem  Mafse  beteiligt  ist,  und  dafs  diese  Richtung 
der  Spekulation  nicht  selten  krankhafte  Formen  annimmt,  und  dafs  weiter- 
hin der  Terminhandel  in  grofsem  Umfange  auch  in  den  Dienst  der  Spiel- 
sucht gestellt  wird,  wie  sie  sich  an  den  Börsen  Befriedigung  zu  ver- 
schaffen sucht.  Gerade  das  führt  dazu,  dafs  manche  Börsen,  wie  z.  B. 
die  bedeutende  Getreidebörse  in  Mannheim,  sich  gegen  die  Aufnahme 
des  Terminhandels  ablehnend  verhalten  und  dadurch  der  marktbildenden 
Kraft  des  Terminhandels  Schranken  ziehen.  Schon  ohne  solche  Aus- 
wüchse kann  der  Terminhandel  durch  seine  vielen  Preisschwankungen 
lästig  werden.  Es  ist  z.  B.  eine  häufige  Klage  der  Woll-Textilindustriellen, 
dafs  ihnen  der  fortwährende,  wenn  auch  in  engen  Grenzen  sich  voll- 
ziehende Preiswechsel  beimr  Kammzugterminhandel  nachteilig  sei,  und 
etwas  Richtiges  steckt  darin. 

Noch  mehr  Anlafs  zur  Klage  tritt  dann  ein,  wenn  sich  die  Spiel- 
sucht des  Terminhandels  bemächtigt  Dann  kommt  es  nicht  nur  zu 
häufigen  Schwankungen  der  Preise  überhaupt,  sondern  nicht  selten  vor- 
übergehend auch  zur  Abschwächung  oder  Aufhebung  der  Wirkung  der 
natürlichen  Faktoren  der  Preisbildung.  Bisweilen  schliefsen  sich  mafs- 
gebende  Firmen  zu  Spekulationsringen  zusammen,  um  die  Preise  durch 
künstliche  Entblöfsung  des  Marktes  diktieren  zu  können.  Solche  Ringe 
brechen  in  der  Regel  nach  kurzer  Zeit  wieder  zusammen,  aber  sie  können 
in  der  Zwischenzeit  viel  Schaden  anrichten.  Auch  ohne  solche  Ring- 
bildungen verleitet  —  wie  erwähnt  —  das  starke  Interesse  der  Speku- 
lation an  einer  bestimmten  Preisbewegung  nicht  selten  zu  sonstigen,  bis- 
weilen recht  skrupellosen  Versuchen,  die  Gestaltung  der  Preise  und  Kurse 
künstlich  zu  beeinflussen.  Geschieht  das,  so  geht  ein  wesentlicher  Vor- 
teil der  Börse,  die  möglichst  korrekte  Preisgestaltung,  ganz  oder  zum 
Teil  verloren. 

Die  Gefahren  in  dieser  Hinsicht  werden  noch  gröfser,  wenn  sich 
das  reine  Differenzgeschäft  in  dem  Termin  verkehr  festsetzt,  was  durch 
die  Eigenart  dieses  Geschäftszweiges  gewifs  nicht  erschwert,  viel  eher  er- 
leichtert wird.  Das  Differenzgeschäft  nimmt  da,  wo  der  Terminhandel 
beträchtlich  entwickelt  ist,  unter  dem  Einflufs  des  Börsenspiels  leicht 
unverhältmsmäfsig  grofsen  Umfang  an.  In  der  von  der  Deutschen  Börsen- 
enqu£tekommission  veröffentlichten  Arbeit  „Die  hauptsächlichsten  Börsen 
Deutschlands  und  des  Auslandes"  wird  S.  146  mitgeteilt,  dafs  in  Ant- 
werpen betrugen  für  Kammzug: 

die  Verkäufe  die  zur  Expertise 

im  Terminhandel  gelangten  Mengen 

1890  53  045  000kg  3563171kg 

1891  65375000  „  6000922  „ 

1892  (bis  12.  Dez.)    45  190  000  „  6  980  770 
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Die  zur  Expertise  gelangten  Mengen  stellen  etwa  das  dar,  was  effektiv 
geliefert  wurde  und  in  den  Konsum  überging.  Dieser  Teil  beläuft  sich  auf 
etwa  Vio  der  im  Termingeschäft  verkauften  Menge,  sodafs  „also  9/io  des 
Geschäfts  durch  Differenzziehung  erledigt  worden  sindu.  Dabei  handelt 
es  sich  in  vielen  Fällen  zweifellos  nicht  um  reine,  d.  h.  von  vornherein 
beabsichtigte  Differenzgeschäfte.  Aber  ob  es  nötig  ist,  die  Ware  durch 
so  viele  Hände  nur  formell  gehen  zu  lassen,  ehe  sie  an  einen  wirklichen 
Abnehmer  gelangt,  das  darf  man  doch  bezweifeln,  auch  wenn  man  dem 
Terminhandel  und  der  Börse  ganz  unbefangen  gegenüber  steht.  In  Ham- 
burg wurden  im  Terminhandel  1897  —  auf  Grund  der  Vorbuchungen 
bei  der  Warenliquidationskasse  —  umgesetzt  9398500  dz  Zucker,  wäh- 
rend Hamburger  Händler  von  Fabriken  in  derselben  Zeit  4375000  dz 
kauften.  1896  betrug  der  Terminumsatz  in  Zucker  13929500,  die  effek- 
tiven Ankäufe  der  Hamburger  Händler  2816300  dz.  Für  Kaffee  stellten 
sich  in  Hamburg: 


(Der  Terminhandel  in  Kaffee  bezieht  sich  lediglich  auf  „good  average 
Santos-Kaffeea.)  Der  Terminhandel  setzt  also  auch  hier  ein  Mehrfaches 
der  thatsächlich  herangebrachten  Ware  um,  und  es  dürfte  schwer  sein, 
nachzuweisen,  dafs  diese  Umsätze  alle  nötig  sind,  um  die  herangebrachte 
Ware  dem  Verbrauch  zuzuführen. 

Das  starke  Eingreifen  der  abstrakten  Spekulation,  der  es  sich  nicht 
mehr  um  wirkliche  Warenbewegung,  sondern  nur  noch  um  den  Gewinn 
der  zeitlichen  Preisdifferenz  dreht,  trägt  dazu  bei,  die  Bewegung  der 
Preise  noch  unruhiger  zu  gestalten,  als  es  ohnehin  nach  dem  Gesagten 
beim  Terminhandel  der  Fall  sein  mufs.  Man  darf  nicht  vergessen,  dafs 
solche  Schwankungen  das  Lebenselement  dieser  Art  der  Spekulation  sind. 
Bei  Waren  oder  Papieren,  deren  Preise  sich  längere  Zeit  gar  nicht  be- 
wegen, kann  sie  nicht  einsetzen.  Gerade  das  steigert  —  wenn  man  von 
künstlicher  Kursbeeinflussung  ganz  absieht  —  die  ohnehin  grofse  Empfind- 
lichkeit, mit  der  die  Börse  auf  alle  Verschiebungen  zu  reagieren  pflegt, 
so  sehr,  dafs  es  geradezu  krankhaft  wird. 

Das  gilt  für  die  Waren,  es  gilt  aber  noch  mehr  für  die  Wertpapiere 
im  Börsenverkehr.  Die  Kurse  der  Wertpapiere  unterliegen  in  noch  viel 
stärkerem  Mafse,  als  die  Preise  der  Waren,  den  schon  erwähnten  psycho- 
logischen Einflüssen,  die  auf  die  Börsenbesucher  und  ihre  Auftraggeber 
einwirken.  Namentlich  die  Neigung,  günstige  Verschiebungen  zu  einer 
lebhaften  Haussebewegung  zu  benutzen,  findet  an  der  Wertpapierbörse 
noch  öfter  und  noch  schärfer  Ausdruck. 


der  Umsatz 
im  Terminmarkt 


an  Santoskaffee 
1217  426  Sack 
941  707  „ 
875  072  „ 
588  692  „ 


1897  auf  3  783  000  Sack 
1896   „    3  006  000  „ 
1895   „    2  926  000  „ 
1894   „    3  243  500  „ 
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Noch  nach  einer  anderen  Richtung  macht  sich  das  umfangreiche 
Eingreifen  der  Wertpapierspekulation  sofort  nachteilig  geltend.  Die  leb- 
hafte Nachfrage  nach  Spekulationspapieren  in  den  Zeiten  der  Hausse- 
bewegung führt  dazu,  die  Emissionen  bedeutend  zu  erweitern,  insbesondere 
die  Aktienemissionen.  Nicht  wenige  Gesellschaften  benutzen  die  Gelegen- 
heit, neue  Papiere  auf  den  Markt  zu  werfen,  viele  Gesellschaften  werden 
in  solchen  Zeiten  vornehmlich  deshalb  errichtet,  um  neues  Spekulations- 
material zu  schaffen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sachliche  Gründe  die 
neuen  Unternehmungen  wirklich  rechtfertigen.  Ein  erheblicher  Teil  dieser 
Schöpfungen  bricht  nach  kurzer  Zeit  wieder  zusammen,  was  aber  nie 
möglich  ist,  ohne  viele  Existenzen  schwer  zu  schädigen.  Dazu  kommt, 
dafs  der  starke  Kapitalbedarf  für  solche  Emissionen  das  Kapital  leicht 
in  falsche  Bahnen  leitet 

In  derselben  Richtung  wirkt  auch  der  grofse  Kapitalbedarf  für 
Reportzwecke,  der  sich  in  solchen  Zeiten  einzustellen  pflegt  Anderen 
Gebieten  des  Wirtschaftslebens  wird  dadurch  die  Kapitalbeschaffung  er- 
schwert und  verteuert  zum  Nachteil  des  Ganzen,  und  viele  Kapitalisten 
werden  zu  ihrem  eigenen  Schaden  verleitet,  unsichere  Anlagegelegen- 
heiten aufzusuchen. 

Man  würde  über  alle  diese  Dinge  noch  leichter  hinwegsehen  können, 
wenn  sie  sich  lediglich  innerhalb  des  Kreises  der  Börsenbesucher  ab- 
spielen würden.  Aber  die  Börse  greift  schon  in  normalen  Zeiten  weit 
über  diesen  Kreis  hinaus,  und  in  den  Hausseperioden  drängt  sich  Alles 
zur  mittelbaren  Teilnahme  an  dem  Börsenverkehr.  Die  Einrichtungen 
der  Börse  erleichtern  diese  mittelbare  Teilnahme  ungemein,  und  die  Zahl 
der  Firmen,  welche  sich  diesem  Streben  zur  Verfügung  stellen,  ist  reich- 
lich grofs.  Personen  mit  sehr  beschränkten  Mitteln  und  Kenntnissen 
werden  dadurch  in  den  taumelhaften  Tanz  des  Börsenspiels  hineinge- 
zogen.  Auch  hierfür  sind  die  thatsächlichen  Belege  Legion. 

Segen  erwächst  daraus  nicht  Die  Teilnahme  weiter  Schichten  des 
Volks  am  Börsenspiel  verstärkt  alle  ungesunden  Bewegungen  an  der 
Börse,  befördert  den  Leichtsinn  und  die  Gewinnsucht  und  die  Unter- 
schätzung der  ehrlichen,  nur  schrittweise  vorwärts  kommenden  Arbeit, 
steigert  den  übertriebenen  Luxuskonsum,  stumpft  das  Gewissen  des  Volks 
gegen  bedenkliche  Vorgänge  ab,  stürzt  viele  Leute  dauernd  in's  Unglück, 
untergräbt  mit  einem  Worte  Moral,  Solidität,  Arbeitsenergie  und  Wohl- 
stand in  weiten  Kreisen.  Ich  erkenne  gewifs  die  grofse  Bedeutung  der 
Wertpapierbörsen  für  die  ganze  Kapitalbewegung  willig  an;  aber  sind 
solche  Vorgänge  noch  nötig,  um  das  anlagesuchende  Kapital  und  die 
vorhandenen  Wertpapiere  in  die  richtige  Beziehung  zu  einander  zu  setzen? 

Kein  vernünftiger  Mensch  kann  diese  Frage  bejahen,  und  gerade  wer 
einen  gesunden  Börsenverkehr  für  unsere  wirtschaftlichen  Verhältnisse  als 
unentbehrlich  und  nützlich  betrachtet,  darf  sich  nicht  scheuen,  den  Finger 
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in  die  offene  Wunde  zu  legen,  die  sich  hier  an  dem  Börsenorganismus 
zeigt  Hier  treten  Gefahren  zu  Tage,  die  ernster  Art  sind  und  die  guten 
Wirkungen,  die  von  den  Börsen  ausgehen  können,  in  bedenklicher  Weise 
zu  schmälern  vermögen.  Gefahren  bekämpft  man  aber  nur,  wenn  man 
sie  klar  in's  Auge  fafst 

Es  handelt  sich  bei  diesen  Dingen,  wie  ausdrücklich  betont  werden  mufs, 
um  Auswüchse  und  MiXsstände,  die  vorzugsweise  dem  Umsichgreifen 
des  Börsenspiels  zuzuschreiben  sind.  Zum  Wesen  der  Börse  gehört  es 
nicht,  dafs  sie  diesem  Spiele  dient,  und  für  das  Vorhandensein  der  Spiel- 
leidenschaft ist  die  Börse  nicht  verantwortlich.  Die  Spielsucht  ist  un- 
ausrottbar und  wird  sich  immer  Befriedigung  verschaffen,  mag  es  Börsen 
geben  oder  nicht  Aber  das  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dafs  die 
Organisation  und  Einrichtung  des  Börsenverkehrs  und  die  grofse  Be- 
deutung, die  in  diesem  Verkehr  dem  Streben  nach  der  Gewinnung  zeit- 
licher Kurs-  und  Preisdifferenzen  beigelegt  wird,  der  Spielsucht  will- 
kommene Handhaben  bietet,  sich  an  der  Börse  einzunisten. 

Wer  freilich  deshalb  die  Börsen  schliefsen  wollte,  würde  das  Kind 
mit  dem  Bade  ausschütten  und  mit  den  Auswüchsen  auch  die  vielen 
und  grofsen  Vorteile  der  Börse  beseitigen.  Wir  können  die  Börsen  nicht 
entbehren  und  haben  deshalb  auch  nur  dafür  zu  sorgen,  dafs  der  Börsen- 
verkehr sich  in  möglichst  gesunden  Formen  bewege.  Die  Lösung  dieser 
Aufgabe  fällt  in  das  Gebiet  der  inneren  Handelspolitik. 


Zweiter  Teil-  Die  Handelspolitik. 


1.  Kapitel.  Die  Handelspolitik  im  allgemeinen. 

§  1.  Begriff  und  Arten  der  Handelspolitik.  Unter  Handelspolitik 
verstehe  ich  die  Gesamtheit  der  Maßnahmen,  mit  denen  die  öffentliche 
Gewalt  eine  unmittelbare  Einwirkung  auf  den  Handel  beabsichtigt 

Diese  Begriffsbestimmung,  die  von  den  üblichen  abweicht,  bedarf 
einer  kurzen  Rechtfertigung. 

Auf  den  Handel  und  seine  Verhältnisse  wirken  fast  alle  Mafsnahmen 
der  öffentlichen  Gewalt  sowohl  im  Innern  des  Landes  als  auch  hin- 
sichtlich der  Beziehungen  zum  Ausland^  in  irgend  einer  Weise  ein.  Die 
Art,  wie  das  Gemeinweseu  im  Auslande  vertreten  wird,  die  freundlichere 
oder  unfreundlichere  Gestaltung  der  Beziehungen  zu  fremden  Nationen, 
der  Ausbau  und  die  Handhabung  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts, 
die  Ordnung  der  Staats-  und  Gemeindefinanzen,  die  Regelung  des  Mafs-, 
Gewichts-,  Geld-,  Bank-,  Versicherungs-,  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphen-, 
Wasserstrafsen-,  Militärwesens  und  wie  die  Dinge  alle  heifsen,  sie  alle 
haben  auch  für  den  Handel  Bedeutung  und  können  günstig  oder  un- 
günstig auf  ihn  einwirken.  Wollte  man  deshalb  alle  diese  Bethätigungen 
der  öffentlichen  Gewalt  als  Handelspolitik  bezeichnen,  so  würde  die  ge- 
samte innere  und  äufsere  Politik  unter  diesen  Begriff  zu  rechnen  sein. 
Thatsächlich  machen  wir  aber  durchweg  einen  Unterschied  zwischen 
Politik  im  allgemeinen  und  Handelspolitik  im  besonderen.  Wir  betrachten 
die  Handelspolitik  als  einen  besonderen  Zweig  der  Politik  überhaupt,  wir 
setzen  also  stillschweigend  voraus,  dafs  nur  ein  bestimmter  Kreis  der 
Bethätigungen  der  öffentlichen  Gewalt  der  Handelspolitik  zuzurechnen 
sei  Welcher  Kreis  kann  das  sein?  Soll  der  Begriff  „Handelspolitik" 
nicht  ganz  verschwommen  sein,  so  kann  er  sich  nur  auf  die  Mafsregeln 
beziehen,  deren  bewufster  Zweck  in  einer  unmittelbaren  Einwirkung 
irgend  welcher  Art  auf  den  Handel  besteht,  bei  denen  also  die  öffent- 
liche Gewalt  eine  solche  unmittelbare  Einwirkung  auf  den  Handel  beab- 
sichtigt Alles  andere,  dessen  Zweckbestimmung  nicht  in  dieser  Richtung 
liegt,  mag  geeignet  sein,  mittelbare  Einwirkungen  auf  den  Handel  zur 
Folge  zu  haben,  aber  zur  Handelspolitik  gehört  es  nicht 

Hierbei  ist  ausdrücklich  die  Rede  nicht  von  einer  unmittelbaren 
Förderung  des  Handels,  sondern  von  einer  „unmittelbaren  Einwirkung 
auf  den  Handel".   Eine  Einwirkung  auf  den  Handel  kann  fördernder 
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oder  hemmender  Art  sein.  Beide  Seiten  der  Sache  müssen  berücksichtigt 
werden.  Nur  die  Förderung  der  Handelsinteressen  als  Aufgabe  der 
Handelspolitik  hinzustellen,  würde  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wider- 
sprechen. Der  Handel  ist  nur  eine  unter  den  vielen  Äufserungen  des 
Volkslebens.  Die  Handelspolitik  kann  also  auch  nur  eine  unter  den  ver- 
schiedenen Richtungen  der  Politik  des  Geraeinwesens  sein.  Darin  liegt 
eine  wesentliche  Schranke  für  die  Bethätigung  der  Handelspolitik.  Soweit 
sie  eine  unmittelbare  Förderung  der  Handelsinteressen  beabsichtigt,  ist 
sie  doch  zu  einer  rücksichtslosen  Verfolgung  dieser  Interessen  nicht  im 
stände,  weil  sie  sich  selbst  nicht  aus  dem  Zusammenhang  mit  der  Politik 
überhaupt  und  weil  sie  den  Gegenstand  ihrer  Förderung,  die  Handels- 
interessen, nicht  aus  dem  Zusammenhange  mit  dem  ganzen  Volksleben 
herauslösen  kann.  Dieser  Zusammenhang  bedingt,  dafs  —  sowie  Mafs- 
regeln  der  allgemeinen  Politik  die  Handelsinteressen  berühren  —  die  Mafs- 
nahmen  der  Handelspolitik  auch  wieder  zurückwirken  auf  die  Interessen 
anderer  Zweige  des  Volkslebens.  Die  Kaufleute  wird  das  nicht  hindern, 
ihre  besonderen  Interessen  mit  aller  Schärfe  und  ohne  ängstliche  Ab- 
wägung der  Rückwirkung  auf  andere  Interessen  wahrzunehmen,  und 
Niemand  kann  ihnen  das  zum  Vorwurf  machen.  Sie  thun  dabei  nur  dasselbe, 
was  andere  Kreise  auch  thun.  Es  ist  auch  an  sich  durchaus  wünschens- 
wert, dafs  die  besonderen  Interessen  der  einzelnen  Berufszweige  unver- 
hüllt zum  Ausdruck  kommen.  Aber  die  öffentliche  Gewalt  kann  sich 
nicht  zum  Träger  dieser  unverhüllten  Sonderinteressen  machen.  Sie  kann 
nicht  in  der  Handelspolitik  die  Interessen  der  Kaufleute,  in  der  Gewerbe- 
politik die  Interessen  der  Gewerbetreibenden,  in  der  Verkehrspolitik  die 
Interessen  der  Verkehrsanstalten,  in  der  Bankpolitik  die  Interessen  der 
Banken  u.  s.  w.  rücksichtslos  zu  fördern  suchen.  Sie  würde  dann  fort- 
während mit  sich  selbst  in  Widerspruch  geraten  und  den  Interessengegen- 
satz der  einzelnen  Berufszweige  auf  die  Mafsregeln  der  öffentlichen  Gewalt 
übertragen.  Die  öffentliche  Gewalt  hat  überhaupt  nicht  die  Aufgabe,  die 
Einzelinteressen  als  solche  und  um  ihrer  selbst  willen  zu  fördern,  sondern 
ihre  Aufgabe  ist,  das  Gesamtinteresse  wahrzunehmen.  Soweit  dieses 
Gesamtinteresse  durch  Förderung  von  Einzelinteressen  auch  seinerseits 
dauernd  gefördert  wird,  kann  die  öffentliche  Gewalt  natürlich  die  Einzel- 
interessen unterstützen.  Soweit  aber  die  Einzelinteressen  in  Kollision 
mit  dem  Gesamtinteresse  kommen,  hat  die  öffentliche  Gewalt  das  letztere 
voranzustellen  und  der  einseitigen  Verfolgung  der  Einzelinteressen  ent- 
gegenzutreten. Überträgt  man  das  auf  die  Handelspolitik,  so  ergiebt  sich 
sofort,  dafs  sie  sowohl  fördernd  als  auch  hemmend  auf  den  Handel  ein- 
wirken mufs,  wenn  das  Gesamtinteresse  gewahrt  bleiben  soll.  Die  Auf- 
gabe der  Politik  überhaupt  beschränkt  sich  auf  die  Förderung  des 
Gesamtinteresses,  die  Aufgabe  jedes  Specialzweiges  der  Politik  besteht 
ebenfalls  in  der  Förderung  des  Gesamtinteresses,  aber  gerade  deshalb 
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nicht  lediglich  in  der  Förderung  der  Interessen  des  in  Frage  kommenden 
einzelnen  Zweiges  der  Volkswirtschaft. 

Dem  trägt  die  vorangestellte  Begriffsbestimmung  Rechnung,  da  sie 
sowohl  die  fördernde  als  auch  hemmende  Einwirkung  auf  den  Handel 
umschliefst 

Auch  wenn  man  sich  auf  den  Handel  als  solchen  zurückziehen  will, 
kann  man  als  Aufgabe  der  Handelspolitik  nicht  einfach  die  Förderung 
der  Handelsinteressen  bezeichnen.  Innerhalb  des  so  mannigfach  gearteten 
und  so  vielgestaltigen  Handels  giebt  es  nur  ganz  wenige  Interessen,  die 
überall  mit  den  gleichen  Mafsnahmen  befriedigt  werden  können.  Viel  häu- 
figer liegt  die  Sache  so,  dafs,  was  dem  Einen  nützt,  einem  Anderen  schadet. 
Es  kann  deshalb  auch  nicht  von  der  Handelspolitik  verlangt  werden, 
dafs  sie  die  Handelsinteressen  schlechthin  fördere;  vielmehr  mufs  sie  auch 
hier  die  auseinandergehenden  Interessen  nach  ihrer  Tragweite  für  die 
Gesamtheit  abwägen  und  kann  nur  da  fördernd  in  die  Verhältnisse  des 
Handels  eingreifen,  wo  es  dem  Gesamtinteresse  dienlich  ist,  und  wird  da 
hemmend  einwirken  müssen,  wo  es  im  Gesamtinteresse  erforderlich  ist. 

Die  thatsächlichen  Vorgänge  auf  dem  Gebiet  der  Handelspolitik  be- 
stätigen die  Richtigkeit  des  Gesagten  durchaus.  Von  den  Mafsregeln, 
die  übereinstimmend  der  Handelspolitik  zugerechnet  werden,  sind  nicht 
wenige,  z.  B.  die  im  Interesse  der  Konsumenten  ergriffenen,  hemmender 
Art  für  den  Handel.  Uberhaupt  nimmt  fast  ausnahmslos  Niemand  An- 
stofs  daran,  Mafsregeln,  die  den  Schutz  der  Konsumenten  betreffen,  als 
Betätigungen  der  Handelspolitik  zu  bezeichnen.  Diesem  Umstände  mufs 
aber  auch  die  Begriffsbestimmung  Rechnung  tragen,  und  das  wird  oft 
nicht  genügend  beachtet. 

Die  Handelspolitik  pflegt  in  innere  und  äufsere  Handelspolitik  ge- 
schieden zu  werden.  Wir  können  diese  hergebrachte  Einteilung  beibe- 
halten, weil  das  Gesamtinteresse,  dessen  Wahrnehmung  der  Handelspolitik 
obliegt,  sowohl  im  inneren  Verkehr  als  auch  bei  den  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zum  Auslande  eine  Einwirkung  auf  den  Handel  nötig  macht 
Aber  man  mufs  sich  dabei  klar  machen,  dafs  der  Ausdruck  „Handel" 
einen  verschiedenen  Sinn  hat,  jenachdem  es  sich  um  innere  oder  äufsere 
Handelspolitik  dreht  Die  Bezeichnung  „innere  Handelspolitik"  bezieht 
sich  auf  den  Handel  im  engsten  Sinne  des  Wortes,  auf  den  Kaufmanns- 
handel, der  sich  mit  dem  Vertrieb  der  Erzeugnisse  anderer  befafst  Bei 
der  äufseren  Handelspolitik  spielt  dieser  Kaufmannshandel  zwar  eben- 
falls eine  wichtige  Rolle,  aber  die  äufsere  Handelspolitik  greift  —  wie 
schon  im  ersten  Teil  betont  —  weit  darüber  hinaus;  sie  erfafst  auch 
den  Fabrikhandel,  die  Güterbewegung  als  solche,  die  ganzen  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zum  Auslande,  mit  einem  Worte  Alles,  was  irgend- 
wie dazu  dient,  die  räumliche,  zeitliche  und  persönliche  Trennung  der 
Konsumenten  von  den  Produzenten  für  die  Bedarfsversorgung  unschäd- 
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lieh  zu  machen.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dafs  man  die  Schiffahrts- 
politik als  einen  Zweig  der  äufseren  Handelspolitik  zu  betrachten  sich 
gewöhnt  hat,  obwohl  sie  unter  den  engeren  Begriff  „Handel44  nicht  zu 
bringen  ist 

Der  Träger  der  inneren  wie  der  äufseren  Handelspolitik  ist  die 
öffentliche  Gewalt  Darunter  ist  aber  keineswegs  nur  der  Staat  als  die 
oberste  Stufe  der  Gewalt  zu  verstehen.  Im  Mittelalter  waren  es  viel- 
mehr vorzugsweise  die  in  den  städtischen  Gemeinwesen  verkörperten 
öffentlichen  Gewalten*,  die  sich  der  inneren  und  äufseren  Handelspolitik 
widmeten,  während  die  Staatsgewalt  als  solche  nur  wenig  in  diese  Dinge 
eingriff.  Für  die  innere  Handelspolitik  haben  die  städtischen  Geraein- 
wesen auch  heute  noch  eine  Bedeutung,  die  allerdings  hinter  der  des 
Staates  weit  zurücktritt  Für  die  äufsere  Handelspolitik  dagegen  ist  der 
Staat  ganz  an  die  Stelle  der  städtischen  Gewalten  getreten.  Die  über- 
wiegende Bedeutung,  die  hiernach  jetzt  dem  Staat  als  Träger  der  Handels- 
politik zukommt,  erklärt  sich  zum  Teil  aus  der  Steigerung  der  Aufgaben, 
die  dem  Staat  von  der  öffentlichen  Meinung  zugewiesen  werden,  vor 
allem  aber  aus  der  Verschiebung  der  Verkehrs-  und  damit  überhaupt 
der  Wirtschaftsverhältnisse. 

Dank  der  grofsen  Fernwirkung  des  heutigen  Verkehrswesens  hat 
das  wirtschaftliche  Leben  sich  aus  der  früheren  Zersplitterung  in  zahl- 
reiche Wirtschaftscentren  kleinen  Umfangs  herausgearbeitet  und  die  gegen- 
seitige Beeinflussung  der  wirtschaftlichen  Arbeit  der  einzelnen  Bezirke 
erstreckt  sich  jetzt  über  weite  Gebiete,  nicht  nur  des  Landes,  sondern 
der  Welt  Das  mufste  zur  Folge  haben,  dafs  diejenige  Stufe  der  öffent- 
lichen Gewalt,  welche  über  den  Interessen  der  engeren  Gebiete  steht, 
also  der  Staat,  die  Aufgaben  der  Handelspolitik  immer  mehr  auf  sich 
nahm,  weil  nur  an  dieser  Stelle  die  volle  Wahrung  des  Gesamtinteresses 
möglich  ist. 

§  2.  Die  Organe  der  Handelspolitik.  Die  besonderen  Organe  der 
Börsenpolitik,  wie  Staatskommissare,  Börsenausschlufs  u.  s.  w.,  sind  schon 
bei  Behandlung  der  Börse  besprochen  und  bleiben  deshalb  hier  aufser 
Betracht  Im  übrigen  kommen  mittelbar  als  Organe  der  Handelspolitik 
fast  alle  Gemeinde-,  Staats-  und  Reichsbehörden  in  Betracht,  soweit  sie 
bei  der  Ausführung  der  handelspolitischen  Mafsnahmen  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  mitzuwirken  haben.  Auch  diese  scheiden  hier  aus.  Es 
bleiben  also  nur  diejenigen  Organe  zu  besprechen,  die  unmittelbar  mit 
der  Bearbeitung  der  Handelsangelegenheiten  befafst  sind. 

Derartige  Organe  stellen  sich  durchweg  als  Centraibehörden  dar. 
Ihre  Entwicklung  gehört  der  Neuzeit  an.  Sie  erscheinen  meist  als  Mi- 
nisterien, denen  aber  in  der  Regel  nicht  lediglich  die  Handelsangelegen- 
heiten unterstellt  sind.  In  Preufsen  hatte  schon  Friedrich  d.  Gr.  174S 
eine  Centralstelle  in  dem  Departement  für  Post-,  Kommerz-  und  Manu- 
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faktursachen  geschaffen.  Als  1810  in  Preufsen  Ministerien  eingeführt 
wurden,  sah  man  ein  besonderes  Handelsministerium  nicht  vor.  Die 
Handelsangelegenheiten  wurden  dem  Minister  des  Innern  unterstellt  Am 
17.  April  1848  erst  wurde  vom  Ministerium  des  Innern  ein  besonderes 
Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  abgezweigt, 
dem  auch  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  zugewiesen  war.  1878 
wurde  von  diesem  Ministerium  ein  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
einschl.  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  abgezweigt  und  das  Handels- 
ministerium auf  Handel  und  Gewerbe  beschränkt'  1890  kam  das  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwesen  wieder  an  das  Handelsministerium.  Seine 
Aufgabe  geht  also  weit  über  den  Handel  hinaus.  Die  Handelsange- 
legenheiten werden  in  der  I.  Abteilung  des  Ministeriums  besorgt 

Als  gutachtliches  Centraiorgan  für  volkswirtschaftliche  Angelegen- 
heiten, also  auch  für  Handelsfragen  wurde  in  Preufsen  1880  der  „Volks- 
wirtschaftsrat41 geschaffen;  von  dessen  75  Mitgliedern  —  auf  5  Jahre 
berufen  —  wählt  der  König  45  aus  einer  doppelten  Kandidatenliste  aus, 
die  von  den  Handelskammern,  kaufmännischen  Korporationen  und  land- 
wirtschaftlichen Vereinen  aufgestellt  wird,  während  die  übrigen  30  vom 
Könige  unmittelbar  ernannt  werden.  Im  Volkswirtschaftsrat  besteht  eine 
besondere  Sektion  für  den  Handel. 

Im  Deutschen  Beich,  dem  die  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  in 
Bezug  auf  Zoll-  und  Handelsangelegenheiten  zusteht,  hat  der  Bundesrat 
einen  dauernden  Ausschufs  für  Handel  und  Verkehr.  Für  die  auswärtige 
Handelspolitik  besteht  weiter  im  Auswärtigen  Amt  eine  handelspolitische 
Abteilung.  Im  übrigen  unterstehen  die  Handelsangelegenheiten  dem 
Reichsamt  des  Innern  neben  vielen  anderen  Materien. 

In  den  deutschen  Einzelstaaten  mit  Ausnahme  Preufsens  sind  die 
Handelsangelegenheiten  dem  Ministerium  des  Innern  zugewiesen.  In 
Württemberg  steht  unter  diesem  Ministerium  eine  Centralstelle  für  Ge- 
werbe und  Handel,  in  welcher  neben  den  Beamten  auch  sachverständige 
Beiräte  sitzen. 

In  England  ist  die  Centraistelle  für  die  Behandlung  der  Handels-, 
Verkehrs-  und  Gewerbeangelegenheiten  in  dem  board  of  trade  zu  er- 
blicken, dessen  Vorsitzender  als  Handelsminister  erscheint  Der  board 
of  trade  (1695  errichtet,  1782  aufgelöst,  aber  schon  1784  wieder  errichtet) 
ist  eigentlich  ein  beratendes  Kollegium  hervorragender  Staatsbeamter  und 
mit  dieser  Aufgabe  als  Komitee  des  „Geheimen  Rates44  eingerichtet.  Im 
Laufe  der  Zeit  sind  ihm  aber  viele  ständige  Verwaltungsfunktionen  über- 
tragen worden. 

In  Frankreich  hatte  Napoleon  I.  ein  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe  errichtet.  Es  wurde  in  den  20  er  Jahren  mehrmals  aufgehoben 
und  wieder  eingerichtet  Erst  seit  1831  besteht  es  dauernd.  1839  wurden 
die  öffentlichen  Arbeiten  abgezweigt  und  einem  besonderen  Ministerium 
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überwiesen.  Die  Bearbeitung  des  Handels  ist  im  Handelsministerium 
einer  besonderen  Direktion  zugeteilt,  neben  der  bisher  noch  drei,  seit 
1899  noch  4  andere  Direktionen  bestehen.  Auch  der  Ackerbau  ist  diesem 
Minister  unterstellt  Daneben  bestehen  noch  ein  conseil  superieur  du  com- 
merce und  ein  conseil  general  du  commerce  als  gutachtliche  Centraiorgane. 

Auch  in  anderen  Staaten  sind  besondere  Handelsministerien  vor- 
handen, denen  aber  regelmässig  noch  andere  Zweige  zugeteilt  sind,  bald 
die  öffentlichen  Arbeiten,  bald  das  Wasserwesen,  bald  das  Gewerbewesen, 
bald  der  Ackerbau  u.  s.  w.  Mehrfach,  wie  in  Belgien,  Rufsland,  Italien, 
sind  noch  gutachtliche  Centraiorgane  neben  dem  Ministerium  vorhanden, 
deren  staatsrechtliche  Stellung  natürlich  verschieden  ist.  In  Oesterreich 
hat  im  Jahre  1898  die  Regierung  eine  Nachbildung  des  preufs.  Volks- 
wirtschaftsrates in  Gestalt  eines  „Industrie-  und  Landwirtschafterates" 
errichtet  Derselbe  gliedert  sich  in  zwei  Sektionen  von  je  75  Mitgliedern. 
Die  hier  in  Betracht  kommende  Sektion  für  Handel,  Gewerbe  und  In- 
dustrie hat  eine  handelspolitische,  eine  Export-  und  eine  Industrieabteilung. 
Von  den  75  Mitgliedern  dieser  Sektion  werden  34  durch  die  Handels- 
und Gewerbekammern  und  21  durch  industrielle  Vereine  gewählt;  die 
übrigen  20  ernennt  der  Handelsminister.  In  Ungarn  ist  ebenfalls  bald 
darnach  ein  gutachtliches  Centraiorgan  in  Gestalt  des  „Landesindustrie- 
rates"  geschaffen.  Es  besteht  aus  70  Mitgliedern,  darunter  10  höhere 
Beamte,  12  vom  Handelsminister  und  2  vom  Ackerbauminister  ernannte 
und  24  von  den  Fachkorporationen  und  Vereinen  und  22  von  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  gewählte  Mitglieder. 

In  welcher  Weise  die  Centraibehörden  für  die  Verwaltung  der 
Handelsangelegenheiten  auszugestalten  sind,  ob  als  selbständige  Ministerien 
oder  als  Glied  einer  Centraibehörde  allgemeinen  Charakters,  läfst  sich 
theoretisch  nicht  entscheiden.  Manches  spricht  für  die  Aussonderung 
eines  eigenen  Handelsministeriums;  man  darf  im  allgemeinen  annehmen, 
dafs  diese  Aussonderung  ein  tieferes  Durchdringen  der  Angelegenheiten 
und  Eigentümlichkeiten  des  Handels  erleichtert,  aber  auch  zur  Entwick- 
lung eines  gewissen  Ressortfanatismus  führen  kann.  Man  kann  ander- 
seits nicht  leugnen,  dafs  auch  bei  der  Unterbringung  der  Handelsange- 
legenheiten in  einem  Ministerium  allgemeinen  Charakters,  z.  B.  im 
Ministerium  des  Innern,  die  Möglichkeit  besseren  Verständnisses  für 
Handelsangelegenheiten  gegeben  ist,  da  auch  bei  diesem  Vorgehen  eine 
besondere  Abteilung  für  die  Handelsangelegenheiten  eingerichtet  werden 
mufs.  Hier  hängt  viel  von  den  Persönlichkeiten  und  den  Traditionen 
der  Behörde  ab,  und  die  geschichtlich  gewordenen  Zustände  in  Bezug 
auf  die  Centralverwaltung  der  Handelsangelegenheiten  lediglich  aus 
theoretischen  Erwägungen  abzuändern,  liegt  kein  Grund  vor. 

Die  Fragen  der  inneren  und  äufseren  Handelspolitik  von  einander 
auch  in  der  Behördenorganisation  scharf  zu  trennen,  ist  in  der  Regel 
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nicht  möglich.  Soweit  aber  die  Anbahnung  der  handelspolitischen  Ver- 
träge mit  dem  Auslande  von  den  für  die  sonstigen  Handelsangelegen- 
heiten wirkenden  Centraistellen  abgelöst  wird,  hat  es  viel  für  sich,  sie 
mit  der  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  vereinigen,  da 
der  Abschlufs  handelspolitischer  Verträge  von  der  ganzen  Richtung  der 
auswärtigen  Politik  stark  beeinflufst  werden  und  zum  Teil  sogar  durch 
dieselben  Funktionäre  gehen  mufs,  um  Widersprüche  zu  vermeiden. 

Bemerkenswert  ist,  dafs  nach  dem  Gesagten  die  Verwaltung  der 
Handelsangelegenheiten  stets  mit  der  Verwaltung  anderer  wirtschaftlicher 
Angelegenheiten  verbunden  ist  Wenn  auch  dabei  die  Entwicklung  in 
den  einzelnen  Ländern  verschiedene  Wege  gegangen  ist,  so  zeigt  sich 
doch  überall,  dafs  man  sich  bemüht  hat,  die  Hauptproduktionszweige 
mit  dem  Handel  zusammenzufassen.  Den  inneren  Grund  dafür  darf 
man  darin  sehen,  dafs  bei  den  fortdauernden  und  engen  Berührungen 
des  Handels  mit  der  Produktion,  für  die  er  Bezug  der  Rohstoffe  und 
Absatz  der  Erzeugnisse  vermittelt,  ein  Auseinanderreifsen  beider  leicht 
gewisse  Interessengegensätze  bis  in  die  Ministerialinstanz  hinein  fühlbar 
raachen  kann.  Die  gewerblichen  Angelegenheiten  werden  aus  diesem 
Grunde  zweckmäfsigerweise  an  derselben  Stelle  wie  die  Handelsange- 
legenheiten behandelt  Ob  der  Ackerbau  dazu  gelegt  werden  soll  und 
kann,  wird  bis  zu  gewissem  Grade  von  dem  Umfang  und  der  Bedeutung 
der  gewerblichen  Entwicklung  des  Landes  abhängig  gemacht  werden 
müssen.  Verkehrsangelegenheiten  mit  der  Handelsverwaltung  zu  ver- 
einigen, kann  insofern  nützlich  sein,  als  dadurch  die  Handelsinteressen 
bei  der  Verkehrspolitik  besser  erkannt  und  berücksichtigt  werden  können; 
es  kann  aber  insofern  nachteilig  sein,  als  die  Interessen  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung  vielleicht  nicht  genügend  in  Rücksicht  gezogen  werden, 
die  doch  bei  diesen  Dingen  stark  beteiligt  sind. 

Die  Errichtung  gutachtlicher  Centraiorgane  lediglich  für  den  Handel 
hat  gegen  sich  die  Gefahr,  dafs  die  einseitige  Vertretung  der  Handels- 
interessen sich  auch  in  der  Centralverwaltung  Geltung  verschaffen  kann. 
Will  man  also  solche  Gutachterorgane  centraler  Art  überhaupt  errichten, 
so  wird  man  sie  derart  ausgestalten  müssen,  dafs  die  möglichst  sach- 
liche Abwägung  der  Interessen  det  einzelnen  Erwerbszweige  gegen  ein- 
ander erleichtert  wird.  Im  übrigen  darf  man  die  Bedeutung  solcher 
Organe  nicht  überschätzen.  Da  sie  lediglich  oder  in  weitaus  über- 
wiegendem Mafse  auf  die  gutachtliche  Äufserung  beschränkt  sind,  so 
können  sie  eine  dauernde  Wirkung  nicht  entfalten;  nur  gelegentlich 
kommen  sie  zu  Worte,  wenn  die  Regierung  einen  Anlafs  zu  ihrer  Be- 
fragung hat  Auf  ihre  Stimme  zu  hören,  ist  die  Regierung  natürlich 
nicht  verpflichtet  und  kann  sie  nicht  verpflichtet  sein.  Kann  sie  sich 
mit  der  Stellungnahme  des  Gutachterorgans  nicht  einverstanden  erklären, 
so  kann  ihr  das  Hindernisse  in  der  Öffentlichkeit  bereiten,  deren  Über- 
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windung  Mühe  und  Zeitverlust  verursacht,  und  leicht  wird  das  Anlafs 
geben,  nur  äufserst  selten  ein  derartiges  Organ  zu  befragen.  Auch  der 
preufsische  Volkswirtschaftsrat  ist  nur  sehr  selten  in  Thätigkeit  getreten. 

Unter  diesen  Umständen  fragt  es  sich,  ob  man  nicht  dasselbe  und 
vielleicht  noch  mehr  erreicht,  wenn  man  statt  eines  dauernden,  aber  nur 
selten  gefragten  gutachtlichen  Centraiorgans  gelegentlich,  wenn  wichtige 
Fragen  zu  klären  sind,  besondere  Sachverständigenkommissionen  bildet, 
deren  Mitglieder  richtig  auszuwählen  mit  Hilfe  der  freien  und  der  staatlich 
geregelten  Interessenvertretungen  der  beteiligten  Kreise  ohne  Schwierig- 
keit gelingen  wird.  — 

Haben  die  genannten  Organe  im  Innern  des  Landes  ihren  Sitz,  so 
begegnen  uns  in  den  Konsuln  „detachierte",  d.  h.  vom  Heimatland  räum- 
lich getrennte  Beamte,  die  für  die  Handelsangelegenheiten  zwar  nicht 
ausschließlich,  aber  doch  in  hinreichend  grofsem  Umfange  zu  wirken 
haben,  um  hier  als  Organe  der  Handelpolitik  mit  erwähnt  zu  werden. 
Der  Ursprung  des  Konsulatswesens  weist  ganz  unmittelbar  auf  den 
Handel  hin.  Die  Entwicklung  knüpft  an  die  mittelalterlichen  Faktoreien 
der  Kaufleute  in  fremden  Ländern  an. 

Seit  der  Zeit  der  Kreuzzüge  hatten  die  Italiener  im  näheren  Orient 
solche  Faktoreien  errichtet  Die  Beamten  derselben  erhielten  unter 
mancherlei  anderen  Befugnissen  auch  das  Recht,  Streitigkeiten  ihrer 
Landsleute  unter  einander  zu  entscheiden  und  die  Klagen  der  Inländer 
gegen  die  ausländischen  Kaufleute  auszugleichen.  Auf  diese  Beamten 
übertrugen  die  Italiener  die  Amtsbezeichnung  consules,  die  ihnen  bei 
städtischen  Beamten  und  Handelsrichtern  geläufig  war.  Die  richter- 
lichen Befugnisse  der  consules  wurden  durch  besondere  Privilegien  des 
beteiligten  fremden  Staates  anerkannt.  Auch  die  Franzosen  und  Spanier 
erlangten  im  Orient  derartige  Privilegien.  In  den  orientalischen  Ge- 
bieten bestanden  die  richterlichen  Befugnisse  der  Konsuln  lange  fort  und 
bestehen  zum  Teil  heute  noch.  Auch  in  den  europäischen  Ländern 
waren  —  namentlich  von  den  Hanseaten  —  Faktoreien  errichtet  worden, 
deren  Vorsteher  ebenfalls  gewisse  richterliche  Befugnisse  hatten.  In  den 
Ländern  der  europäischen  Kultur  nahm  der  Staat  immer  mehr  die  Rechts- 
pflege selbst  in  die  Hand,  sodafs  das  Bedürfnis  nach  richterlichen  Ob- 
liegenheiten der  Faktoreivorsteher  in  Abgang  kam  und  sich  zuletzt  fast 
ganz  verlor.  Statt  dessen  schoben  sich  hier  mehr  die  Handelsinteressen 
in  den  Vordergrund. 

In  unserer  Zeit  kommt  die  Wahrnehmung  richterlicher  Funktionen, 
also  eine  eigene  „Konsulargerichtsbarkeit14,  nur  noch  in  einigen  Ländern 
des  näheren  Orients,  Asiens  und  Afrikas  vor  und  beruht  dort  auf  dem 
Herkommen  oder  auf  besonderen  Verträgen.  Im  übrigen  liegt  die  Auf- 
gabe der  Konsuln  wesentlich  auf  dem  Gebiete  des  Schutzes  der  Privat- 
interessen im  internationalen  Verkehr.   Zu  diesen  Privatinteressen  gehören 
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auch  die  Handelsinteressen.  Den  Konsuln  ist  hinsichtlich  der  Handels- 
angelegenheiten u.  a.  eine  regelmäfsige  Berichterstattung  über  die  Handels- 
verhältnisse ihres  Bezirks  aufgegeben,  damit  sie  auf  diese  Weise  den 
Absatz  der  einheimischen  Erzeugnisse  in  ihrem  Gebiet  erleichtern,  wobei 
im  einzelnen  natürlich  die  Vorschriften  verschieden  sind. 

Die  Beschaffenheit  dieser  Berichte  ist  namentlich  in  Deutschland, 
aber  auch  anderswo,  in  den  Kreisen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
und  bei  deren  Interessenvertretungen  (Handelskammern  u.  s.  w.)  während 
der  letzten  Jahre  sehr  oft  beanstandet  worden.  Man  tadelt  namentlich,  dafs 
die  Berichte  nicht  auf  eine  genügende  volkswirtschaftliche  Vorbildung  der 
Konsulatsbeamten  schliefsen  lassen.  Deshalb  ist  eine  Bewegung  im  Gange, 
die  eine  entsprechende  Umgestaltung  der  Vorbildung  der  Konsuln  herbei- 
führen will.  Dabei  handelt  es  sich  um  die  „Berufskonsuln",  die  nach 
dem  Vorbilde  Frankreichs  vielfach  an  die  Stelle  der  früheren  „Wahl- 
konsuln" getreten  sind.  Jene  sind  unmittelbare  Staats-  bezw.  Reichsbe- 
amte, diese  sind  Kaufleute  des  betr.  Landes.  Gegen  die  Wahlkonsuln 
besteht  das  Bedenken,  dafs  der  Kaufmann  des  fremden  Landes  oft  nicht 
diejenige  Unabhängigkeit  und  Uninteressiertheit  aufweist,  welche  der  ihn 
zum  Konsul  bestellende  Staat  voraussetzen  mufs.  In  den  Kreisen  der 
Handel-  und  Gewerbetreibenden  wird  diese  Auffassung  offenbar  geteilt; 
andernfalls  würde  man  sicherlich  das  Zurückgreifen  auf  Kaufleute  des 
fremden  Landes,  die  ja  die  dortigen  Geschäftsverhältnisse  am  besten 
kennen,  empfehlen  anstatt  der  veränderten,  die  volkswirtschaftliche  Theorie 
und  Praxis  mehr  berücksichtigenden  Vorbildung  der  Berufskonsuln. 

Das  Ziel,  das  diese  Bestrebungen  mit  Recht  verfolgen,  hat  noch 
nicht  erreicht  werden  können.  Neuerdings  ist  deshalb  im  Deutschen 
Reichstage  (13.  März  1899)  angeregt  worden,  „kaufmännische  Berufs- 
konsuln'1 anzustellen,  d.  h.  ehemalige  Kaufleute,  die  selbst  keine  Ge- 
schäfte mehr  treiben,  als  Konkurrenten  also  auch  nicht  mehr  erscheinen 
können.  Solche  Personen  würden  jedenfalls  durch  ihre  genaue  Kenntnis 
der  Geschäftsverhältnisse  ihres  Bezirks  wertvolle  Anregungen  bieten 
können.  Sie  sind  aber  Angehörige  einer  fremden  Nation  und  verlieren 
dadurch  an  Unbefangenheit  und  sind  oft  auch  nicht  unabhängig  genug. 

Dafs  eine  Änderung  wünschenswert  sei,  hat  die  deutsche  Reichs- 
regierung übrigens  selbst  anerkannt  mit  Worten  und  neuerdings  mit 
Thaten.  Sie  will  zunächst  wichtigen  deutschen  Konsulaten  besondere  Sach- 
verständige („Handelsattaches")  beigegeben.  In  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  hat  die  Reichsregierung  damit  bereits  begonnen.  Weitere 
Handelsattaches  sollen  nach  Südamerika  (zunächst  nach  Buenos  Ayres) 
und  nach  der  Türkei  (zunächst  nach  Konstantinopel)  entsandt  werden. 
Diese  Personen  sollen  insbesondere  den  Absatz  deutscher  Erzeugnisse  in 
den  betr.  Ländern  fördern  und  zu  dem  Zwecke  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse ihres  Bezirks  gründlich  studieren. 
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Der  Gedanke  hat  manches  für  sich.  Bei  richtiger  Auswahl  sind  die 
betr.  Personen  geeignet,  manche  Mängel,  über  die  bis  jetzt  geklagt  wurde, 
abzustellen  und  thatsächlich  dem  Absatz  deutscher  Erzeugnisse  den  Weg 
zu  bahnen.  Gleichzeitig  sind  sie  politisch  unbefangener,  als  die  Kaufleute 
des  betr.  fremden  Staates  selbst  Nur  wird  es  nötig  sein,  den  Handels- 
attaches die  nötige  Bewegungsfreiheit  und  Selbständigkeit  zu  sichern, 
weil  sich  sonst  tüchtige  Leute  nicht  zur  Übernahme  solcher  Posten  be- 
reit finden  würden. 

Aufserdem  wird  den  öffentlichen  Blättern  zufolge  bereits  eine  Vorlage 
ausgearbeitet,  welche  die  Vorbildung  der  Konsuln  anders  regeln  will. 
Anscheinend  ist  beabsichtigt,  dafs  die  betr.  Personen  nach  Ablegung  des 
Referendariatsexamens  für  einige  Jahre  einem  Konsulat  zugeteilt  werden 
und  auch  Gelegenheit  erhalten,  an  Ort  und  Stelle  in  kaufmännischen 
Comptoirs  zu  arbeiten.  Nach  3  Jahren  sollen  die  Kandidaten  alsdann 
nicht  mehr  das  Assessorexamen,  sondern  das  Konsulatsexamen  ablegen, 
in  welchem  sie  sich  über  Kenntnis  der  Sprache,  der  Geschichte,  der  staat- 
lichen Einrichtungen  und  der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes, 
in  welchem  sie  sich  aufgehalten  haben,  über  Kenntnis  des  Konsularrechts, 
des  Seerechts  und  des  Handelsrechts  auszuweisen  haben.  Die  Einzel- 
heiten des  Planes  sind  noch  nicht  bekannt 

Selbstverständlich  können  die  besten  Berichte  der  Handelsattaches 
und  der  Konsuln  nicht  zur  vollen  Wirkung  kommen,  wenn  sie  nicht  mög- 
lichst schnell  veröffentlicht  und  möglichst  allgemein  unter  den  Interessenten 
—  durch  Vermittlung  der  Handelskammern  —  verbreitet  werden. 

Was  die  thatsächlichen  Verhältnisse  anlangt,  so  hat  sich  die  kon- 
sularische Vertretung  Deutschlands  im  Auslande  nach  der  dem  Reichstag 
im  November  1897  vorgelegten  Denkschrift  über  die  „  Seeinteressen  des 
Deutschen  Reichs14  erheblich  vermehrt 

Deutschland,  in  welchem  gegenüber  der  früheren  Zersplitterung  seit 
1867  das  Konsularwesen  Bundes-  bezw.  Reichssache  ist,  hatte  im  ganzen 
im  Auslande: 

1872  1897 

Konsulate   556  697 

Darunter  Berufskonsulate   29  92 

Das  stärkere  Eindringen  der  Berufskonsuln  in  die  konsularische  Ver- 
tretung tritt  hier  deutlich  zu  Tage,  weiter  aber  auch  die  erhebliche  Ver- 
mehrung der  Konsulate  überhaupt.  Von  den  Konsulaten  entfielen  auf: 
Europa,  einschl.  des  asiatischen  Rufslands    1W  1ÄQ(. 


und  aus8chl.  der  Balkanstaaten 

Konsulate   2S3  332 

Darunter  Berufskonsulate  ....  4  28 
andere  Gebiete 

Konsulate   273  365 

Darunter  Berufskonsulate  ....  25  64 

van  der  Boroht,  Handel.  21 
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An  der  Vermehrung  sind  hiernach  vorzugsweise  überseeische  Ge- 
biete beteiligt. 

Was  das  Personal  der  Konsulate  anlangt,  so  hatte  Deutschland: 


1872 

1897 

27 

23 

320 

364 

164 

222 

62 

105 

1 

21 

Summe  .    .  . 

574 

~  735 

Davon  Beamte 

36 

123 

Aufßerdem  Kanzler,  Sekretäre  u.  Dolmetscher 

31 

115 

Das  berufsmäfsige  Personal  hat  mithin  stark  zugenommen.  1872 
war  nur  etwa  Vi  6,  1897  dagegen  fast  Vg  des  Personals  dem  beruf smäfsigen 
Beamtentum  zuzurechnen.  Immerhin  aber  spielt  das  nicht  berufsmäfsige 
Personal  noch  eine  sehr  grofse  Rolle  im  deutschen  Konsulatswesen,  und 
man  wird  angesichts  dieser  Zahlen  den  Wunsch  nicht  unterdrücken 
können,  dafs  die  Zahl  der  Wahlkonsuln  noch  weiter  vermindert  werde. 
Denn  die  vollen  Ziele  der  konsularischen  Vertretung  lassen  sich  mit  Hilfe 
von  Beamten  besser  erreichen,  als  mit  fremdländischen  Kaufleuten,  sofern 
jene  in  der  richtigen  Weise  geschult  und  von  passenden  sachverständigen, 
aber  dem  eigenen  Lande  angehörenden  Hilfspersonen  unterstützt  sind.  — 

Zu  den  Organen  der  Handelspolitik  sind  weiterhin  zu  rechnen  die 
staatlich  geregelten  und  anerkannten  Interessenvertretungen.  Sie  sind 
Hilfsorgane  der  öffentlichen  Verwaltung  und  haben  die  Aufgabe,  sach- 
verständige Gutachten  über  Handels-  (und  Industrie-)  Angelegenheiten  zu 
erstatten,  über  die  Lage  von  Handel  (und  Gewerbe)  zu  berichten,  durch 
Anträge  zwischen  den  Behörden  und  den  Interessenten  zu  vermitteln 
und  weiterhin  die  Interessen  der  Handel-  (und  Gewerb-)Treibenden  ihres 
Bezirks  wahrzunehmen.  Zum  Teil  sind  ihnen  auch  gewisse  behördliche 
Befugnisse  zugewiesen,  z.  B.  Ernennung  von  Revisoren  für  den  Gründungs- 
hergang bei  Aktiengesellschaften,  Beaufsichtigung  von  Börsen  u.  s.  w.  In 
Oesterreich  haben  sie  auch  politische  Wahlrechte. 

Handelskammern  (auch  rIIandels-  und  Gewerbekamniern"  genannt) 
finden  sich  heute  in  sehr  vielen  Ländern ;  so  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  in  England,  Frankreich,  Italien,  Holland,  Belgien,  Oester- 
reich-Ungarn, Dänemark,  Luxemburg,  Rumänien  u.  s.  w.  In  Deutschland 
fallen  an  einigen  Plätzen  ihre  Funktionen  den  „Korporationen  der  Kauf- 
mannschaftu  bezw.  deren  Ausschüssen  („Vorständen**,  „Ältesten"  u.s.w.)  zu. 

Die  Organisation  der  Handelskammern  ist  in  den  einzelnen  Iündern 
sehr  verschieden.  In  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  haben  sie  den 
Charakter  staatlicher  Behörden,  in  Grofsbritannien  und  den  englischen 
Kolonien  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sind  sie  freie 
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Vereinigungen,  in  den  meisten  Ländern  haben  sie  einen  öffentlich  recht- 
lichen Charakter,  wenn  sie  sich  auch  hier  wie  überall  aus  Interessenten 
zusammensetzen. 

Die  Mitglieder  der  Handelskammern  gehen  aus  der  Wahl  der  Be- 
teiligten hervor.  Das  aktive  Wahlrecht  ist  nicht  ganz  gleichartig  geordnet; 
die  Hauptmasse  der  Wähler  sind  aber  überall  die  in  das  Handelsregister 
eingetragenen  kaufmännischen  und  gewerblichen  Firmen.  Für  die  Führung 
der  laufenden  Geschäfte  bestellen  die  Handelskammern  besondere  Beamte; 
als  eigentlicher  Geschäftsführer  erscheint  der  Syndikus  (Sekretär),  der 
heute  in  der  Regel  wissenschaftlich  —  insbesondere  volkswirtschaftlich, 
zum  Teil  auch  juristisch  —  vorgebildet  sein  muls. 

Die  Handelskammern  stehen  in  vielen  Ländern  unmittelbar  unter 
dem  Handelsminister,  haben  aber  ein  weitgehendes  Recht  der  Initiative. 
Eine  Pflicht  zu  ihrer  Anhörung  besteht  indes  für  die  Staatsbehörden  in 
der  Regel  nicht  Manche  Staatsbehörden  unterhalten  aber  sehr  rege  ge- 
schäftliche Beziehungen  zu  den  Handelskammern,  In  Ungarn  z.  B.  hat 
1898  der  Handelsminister  regelmäfsige  Beratungen  der  Handelskammer- 
sekretäre unter  dem  Vorsitz  des  Vorsitzenden  der  zuständigen  Ministerial- 
abteilung  angeordnet. 

Die  Wirkung  der  Handelskammerthätigkeit  hängt  vorzugsweise  von 
der  Tüchtigkeit  und  Arbeitsenergie  ihrer  Mitglieder  und  leitenden  Beamten 
ab;  dafs  sie  aber  im  stände  sind,  bei  guter  Besetzung  sehr  erspriefslich 
zu  wirken  und  dem  Handel  und  Gewerbfleifs  ihres  Bezirks  wertvolle 
Dienste  zu  leisten,  hat  die  Erfahrung  bewiesen. 

Die  ganze  Einrichtung  ist  französischen  Ursprungs  und  entwickelte 
sich,  als  die  lokale  Gliederung  der  Handelsinteressen,  wie  sie  der  mittel- 
alterlichen Stadtwirtschaft  eigen  war,  der  Zusammenfassung  des  Wirt- 
schaftslebens durch  die  modernen  Staaten  weichen  mufste.  Bis  dahin 
hatten  die  städtischen  Behörden  als  Träger  der  Handelspolitik  in  den 
dem  Mittelalter  eigentümlichen  Korporationen  der  Beteiligten  sachver- 
ständige Organe  zur  Verfügung.  Im  modernen  Staatswesen  bedurfte  es 
dafür  besonderer  Organe.  In  Marseille  —  bezeichnenderweise  also  in 
einem  wichtigen  Seehandelsplatz  —  ist  die  erste  Handelskammer  als 
ständige  Einrichtung  1650  geschaffen,  nachdem  schon  vorher  —  seit 
1 599  —  jährlich  eine  Reihe  von  Kaufleuten  zur  gemeinsamen  Beratung 
der  Handelsangelegenheiten  berufen  worden  war.  Die  1650  als  ständiges 
Organ  errichtete,  mit  einem  Sekretär  als  ständigem  Beamten  versehene 
Handelskammer  war  ursprünglich  nur  ein  kommunales  Organ,  wurde 
aber  mehr  und  mehr  zu  einem  staatlichen  Organe.  Die  Regierung  be- 
förderte gegen  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  die  Verbreitung  ähn- 
licher Organe.  Schon  1664  hatte  Colbert  die  Bildung  von  Handels- 
räten angeregt.  Im  Jahre  1700  wurde  dann  ein  conseil  royal  de  com- 
merce errichtet,  also  ein  centrales  gutachtliches  Organ,  bestehend  aus 
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6  Staatsräten  und  14  Kaufleuten,  zu  dessen  Information  lokale  Handels- 
kammern dienen  sollten,  wie  sie  1700  in  Dünkirchen,  1701  in  Lyon, 
Rouen,  Bordeaux,  Toulouse  u.  s.  w.  gebildet  wurden.  Bis  zur  Revolutions- 
zeit waren  in  Frankreich  13  Handelskammern  entstanden,  die  aber  1791 
aufgehoben  wurden;  die  Stimmung  war  damals  solchen  korporativen 
Organisationen  überhaupt  nicht  günstig.  Napoleon  I  stellte  1802  die 
Institution  der  Handelskammern  wieder  her,  und  mit  der  französischen 
Verwaltung  wurde  dann  die  Einrichtung  übertragen  auf  Italien,  Belgien, 
Holland  und  West-Deutschland. 

In  Köln,  Krefeld,  Aachen,  Eupen,  Malmedy  und  Stolberg  wurden 
in  der  Zeit  der  französischen  Herrschaft  (1802)  Handelskammern  errichtet 
Sie  blieben  auch  nach  den  Freiheitskriegen  bestehen,  und  ihre  Zahl  w7urde 
durch  Königliche  Kabinettsorders  bald  vermehrt;  Koblenz,  Wesel,  M.-Glad- 
bach,  weiterhin  Barmen,  Elberfeld,  Düsseldorf,  Duisburg,  Essen,  Lennep, 
Solingen  und  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  erhielten  dadurch  besondere  Handels- 
kammern. Durch  Verordnung  vom  11.  Februar  1848  wurden  in  Preufsen 
auch  zum  erstenmal  die  Verhältnisse  der  Handelskammern  geregelt,  und 
auf  dieser  Grundlage  vermehrten  sich  die  Handelskammern  noch  weiter. 
Durch  Gesetz  vom  24.  Februar  1870  wurde  die  Frage  der  Handelskammern 
gesetzlich  geregelt  Das  Gesetz  ist  durch  Novelle  vom  19.  August  1897 
in  mehreren  Punkten  geändert  und  ergänzt  worden.  Die  wichtigsten 
Änderungen,  die  das  neue  Gesetz  einführt,  sind  zu  erblicken  in  der  Befugnis 
der  Handelskammern,  Anstalten,  Anlagen  und  Einrichtungen  zur  Förderung 
von  Handel  und  Gewerbe,  zur  Ausbildung  und  Erziehung  und  zum 
sittlichen  Schutz  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  zu  unterstützen,  zu  begründen 
und  zu  unterhalten,  und  in  der  Verleihung  der  Rechte  einer  juristischen 
Person  an  die  Handelskammern.  Unabhängig  von  den  Handelskammern 
hatten  sich  daneben  an  Stelle  der  alten  Kaufmannsgilden  kaufmännische 
Korporationen  in  Berlin,  Königsberg,  Memel,  Tilsit,  Elbing,  Danzig, 
Stettin  und  Magdeburg  gebildet,  deren  Organisation  von  derjenigen  der 
Handelskammern  abweicht,  deren  Ziele  und  Aufgaben  aber  im  wesent- 
lichen mit  denen  der  Handelskammern  zusammenfallen.  In  Magdeburg 
hat  sich  inzwischen  die  „Kaufmannschaft"  in  eine  Handelskammer  um- 
gestaltet 

Die  Organisation  der  Handelskaramern  hat  auch  aufserhalb  Preufsens 
Wurzel  gefafst,  (so  in  Bayern  seit  1847,  in  Württemberg  seit  1854,  in 
Sachsen  seit  1861  u.  s.  w.)  wobei  sich  aber  in  den  Einzelheiten  manche 
Abweichung  ausbildete.  Im  ganzen  gab  es  Ende  1898  in  Deutschland 
145  Handelskammern  und  kaufmännische  Korporationen,  davon  89  in 
Preufsen,  9  in  Baden,  8  in  Bayern,  8  in  Württemberg,  7  in  Hessen,  4  in 
Elsafs-Lothringen,  4  in  Sachsen-Koburg-Gotha  und  je  1  in  Hamburg, 
Bremen,  Lübeck,  Sachsen-Weimar,  Oldenburg,  Braunschweig,  Anhalt, 
Reufs  ä.  L.  und  Reufs  j.  L. 
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Als  freiwillig  gebildetes  Centraiorgan  der  meisten  deutschen  Handels- 
kammern besteht  seit  1861  der  „Deutsche  Handelstag",  der  in  Berlin 
seinen  Sitz  hat 

Die  Frage,  ob  durch  die  bestehende  Handelskammerorganisation  die 
Interessenvertretung  genügend  geordnet  sei,  ist  streitig  und  hat  insbesondere 
auch  in  Deutschland  vielfach  eine  verschiedene  Beurteilung  erfahren  und 
viel  Staub  aufgewirbelt.  Dafs  nicht  alle  Handels-  und  Gewerbeinteressen 
in  den  Handelskammern  eine  nach  Ansicht  der  Beteiligten  ausreichende 
Vertretung  fieden,  wird  freilich  allgemein  zugegeben.  Die  Handels- 
kammern sind  thatsächlich  im  wesentlichen  Organe  zur  Vertretung  der 
Interessen  des  Grofshandels  und  der  Industrie  bezw.  des  Fabrikhandels. 
Diese  Verbindung  hat  an  sich  manches  für  sich,  aber  es  bleibt  nicht 
aus,  dafs  in  Zeiten,  in  denen  sich  die  Interessen  des  Grofshandels  und 
der  Industrie  schärfer  scheiden,  die  eine  oder  die  andere  Gruppe  sich 
nicht  genügend  vertreten  glaubt  Auch  abgesehen  davon  kann  die  Handels- 
kammerorganisation als  unzureichend  erscheinen  insofern,  als  sie  terri- 
torial gegliedert  ist  und  die  verschiedensten  Handels-  und  Industriezweige 
umfafst  Es  giebt  manche  Interessen,  die  in  einer  beruf smäfsigen,  das 
ganze  Land  oder  gröfsere  Bezirke  umspannenden  Organisation  besser  ihre 
Vertretung  finden.  Solche  berufsmäfsige  Organisation  als  einzige  offi- 
zielle und  gesetzlich  geordnete  Interessenvertretung  zuzulassen,  würde 
bedenklich  sein,  da  hierbei  die  lokalen  und  bezirksweisen  Verschieden- 
heiten der  Interessen  nicht  genügend  berücksichtigt  werden,  und  da  weiter 
eine  solche  Organisation  leicht  mehr  das  Trennende  als  das  Einigende 
zwischen  den  einzelnen  Gruppen  hervortreten  lassen  würde.  Gleichwohl 
besteht  ein  Bedürfnis  nach  solchen  Organen  neben  den  Handelskammern 
und  hat  sich  in  zahlreichen  freien  Unternehmervereinen  zur  Wahrung 
ihrer  Interessen  Ausdruck  verschafft  Man  darf  darin  ein  deutliches 
Zeichen  dafür  sehen,  dafs  nach  dieser  Richtung  hin  die  Handelskammer- 
organisation nicht  allen  Bedürfnissen  entsprechen  kann. 

Nicht  genügend  vertreten  glaubt  sich  auch  —  und  zwar  nicht  ohne 
Grund  —  der  Kleinhandel.  Erst  neuerdings  sind  auch  Vertreter  des 
Kleinhandels  in  die  Handelskammern  eingerückt,  im  ganzen  noch  in  be- 
schränkter Zahl.  Im  übrigen  hat  der  Kleinhandel  sich  veranlafst  gesehen, 
sich  durch  ein  reich  gegliedertes  Netz  freier  Vereine  selbst  eine  Inter- 
essenvertretung, wenn  auch  ohne  gesetzliche  Regelung  und  ohne  offizielle 
Stellung,  zu  schaffen. 

Darüber  hinaus  ist  wiederholt  eine  vollständige  Reform  der  offiziellen 
Interessenvertretung  verlangt  worden,  ohne  dafs  sich  eine  Einigung 
darüber  hätte  erzielen  lassen.  Auf  der  einen  Seite  will  man  bis  in  die 
untersten  Stufen  der  Interessenvertretung  die  sämtlichen  Wirtschaftszweige 
zusammenlegen  und  die  ganze  Sonderung  nach  Interessengruppen  auf- 
geben.  Auf  der  anderen  Seite  hält  man  an  dieser  Sonderung  wenigstens 
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für  die  unteren  Stufen  der  Interessenvertretung  fest  Das  erste  Prinzip 
würde  zur  Aufhebung  der  jetzigen  Handelskammerorganisation  führen, 
sie  würde  durch  Provinzialwirtschaftsräte  ersetzt  werden  müssen. 

Für  beide  Grundanschauungen  lassen  sich  beachtenswerte  Gründe 
anführen.  Mir  scheint  es  am  zweckmäfsigsten,  beide  Prinzipien  derart 
miteinander  zu  verbinden,  dafs  in  den  Unterinstanzen  möglichst  im  An- 
schlufs  an  das  Bestehende  die  Sonderung  nach  Interessengruppen  bei- 
behalten wird,  dafs  aber  in  den  zu  schaffenden  höheren  Instanzen  der 
Interessenvertretung  die  Sonderung  aufgegeben  wird.  Der  daraus  sich 
ergebende  Ausbau  ist  von  mir  in  den  Jahrb.  f.  Nat-Ök.  und  Statistik 
III.  Folge  Bd.  XI  S.  852  ff  skizziert  worden.  Erwähnt  sei  an  dieser 
Stelle  nur,  dafs  als  Unterstufe  der  Interessenvertretung  Landwirtschafts-, 
Handwerks-,  Handels-  bezw.  Industriekammern,  nötigenfalls  auch  Klein- 
handelskammern  in  Betracht  kommen  würden,  sodafs  jede  Interessen- 
gruppe auch  uneingeschränkt  zu  Worte  gelangen  kann,  und  dafs  darüber 
für  gröfsere  Bezirke  „Wirtschaftsräte"  und  für  das  Reich  ein  „Reichs- 
wirtschaftsrat14 zu  errichten  sein  würde,  beides  Organe,  in  denen  die 
verschiedenen  Interessengruppen  zusammenzufassen  sein  würden. 

Das  Institut  der  Handelskammern  über  die  Landesgrenzen  hinaus 
zu  entwickeln,  also  nationale  Handelskammern  im  Auslande  als  offizielle 
Interessenvertretung  der  im  Auslande  ansässigen  Kaufleute  zu  errichten, 
das  ist  ein  Gedanke,  der  in  Deutschland  seit  Anfang  der  80er  Jahre 
wiederholt  erörtert  ist  infolge  der  Anregungen  der  Handelskammer  zu 
Stuttgart  (1881)  und  des  Centraiverbandes  Deutscher  Industrieller  (1883). 
Besonders  lebhaft  haben  sich  später  die  Handelskammern  in  Mannheini 
(1888)  und  in  Magdeburg  (1890)  in  eigenen  Denkschriften  um  die  Förde- 
rung der  Angelegenheit  bemüht  Bisher  hat  das  bei  der  Reichsregierung 
keinen  Widerhall  gefunden.  Die  einzige  deutsche  Handelskammer  im 
Auslande,  die  1894  in  Brüssel  errichtet  wurde,  ist  ohne  Anregung  und 
Förderung  der  Reichsregierung  entstanden. 

Zum  Teil  hängt  das  mit  der  Gestaltung  der  deutschen  konsularischen 
Vertretung  im  Auslande  zusammen.  Einen  offiziellen  Charakter  kann 
man  solchen  Auslandskammern  nur  durch  engere  Verbindung  mit  den 
Konsulaten  geben;  das  aber  hat  nur  Wert,  wenn  die  Konsulate  mit 
Personen  besetzt  sind,  die  gründlich  nach  der  theoretischen  wie  prakti- 
schen Seite  hin  volkswirtschaftlich  geschult  sind.  Immerhin  kann  auch 
ohne  diese  Voraussetzung  die  Regierung  der  Errichtung  von  Auslands- 
kammern Vorschub  leisten  durch  finanzielle  Beihilfen,  durch  Herstellung 
geschäftlicher  Beziehungen  mit  den  Konsulaten  u.  s.  w.  Die  Einrichtung 
als  solche  kann,  wenn  tüchtige,  gewandte  und  rührige  Personen  in  der 
Kammer  mitarbeiten,  dein  Export  wichtige  Dienste  leisten  und  durch 
sachverständige  Berichte,  durch  direkte  Beziehungen  zu  den  Inlands- 
kammern u.  dergl.  mehr  dem  Ileimatlande  und  seinen  im  Auslande  an- 
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sassigen  Kaufleuten  erheblichen  Nutzen  schaffen.  Deutschlands  Export- 
interessen sind  so  erheblich,  dafs  hier  mit  besonderen  Organen  wird 
eingegriffen  werden  müssen.  Das  Konsulatswesen,  auch  wenn  es  anders 
als  jetzt  gestaltet  wird,  kann  nicht  noch  die  Aufgaben  von  Auslands- 
kammern mit  erledigen.  Neuerdings  (1899)  hat  u.  a.  die  Darmstädter 
Handelskammer  für  Konstantinopel,  Smyrna  und  Athen,  die  Nürnberger 
Handelskammer  aufserdem  auch  für  London,  New  York  und  andere 
wichtige  Plätze  die  Errichtung  deutscher  Handelskammern  empfohlen. 

Andere  wichtige  Exportländer  sind  auf  dieser  Bahn  erheblich  weiter 
gegangen  als  Deutschland,  und  die  Erfahrungen  sind  im  allgemeinen 
durchaus  günstig. 

Zuerst  hat  die  österr.  Regierung  1870  in  Konstantinopel  eine  Handels- 
kammer errichtet,  der  später  Alexandrien  (1885),  Paris  (1887),  London 
(1888)  und  Salonichi  (1889)  gefolgt  sind.  Die  österr.  Auslandskammern 
werden  mit  Geldmitteln  von  der  Regierung  gestützt  und  haben  einen 
gewissen  amtlichen  Charakter.  Italien  hat  12  Auslandskammern  (Paris, 
London,  Konstantinopel,  Tunis,  Alexandrien,  New  York,  San  Francisco, 
Buenos  Ayres,  Montevideo,  Rosario  u.  s.  w.);  diese  Kammern  sind  freie 
Vereinigungen  italienischer  Kaufleute,  ihre  Konstituierung  unterliegt  aber 
der  Genehmigung  des  Handelsministers,  sofern  die  Kammern  regierungs- 
seitig anerkannt  und  ev.  unterstützt  sein  wollen. 

Am  meisten  hat  Frankreich  die  Handelskammern  im  Auslande  kul- 
tiviert und  zwar  als  offizielle,  von  der  Regierung  als  solche  anerkannte 
und  mit  Geldmitteln  unterstützte  Interessenvertretungen,  die  unter  direkter 
Leitung  oder  unter  dem  Ehrenvorsitz  des  französischen  Geschäftsträgers, 
Konsuls  oder  Generalkonsuls  stehen.  Die  erste  dieser  Kammern  entstand 
1876  in  New  Orleans,  später  folgten  Lima  und  Montevideo.  Besonders 
lebhaft  wurde  die  Bewegung  auf  diesem  Gebiet  seit  1883.  1883  wurden 
zwei,  1884  sechs,  1885  sechs,  1886  fünf,  1887  sechs  Auslandskammern 
errichtet.   Jetzt  ist  ihre  Zahl  etwa  30. 

England  hat  das  Institut  der  Auslandskammern  in  Form  freier 
Vereine  entwickelt  und  1872  in  Paris  damit  begonnen.  In  aufsereuro- 
päischen  Ländern  bestehen  noch  28  solcher  britischer  Handelskammern. 

Diese  Thatsachen  zeigen,  dafs  man  in  anderen  Ländern  der  Ein- 
richtung der  Auslandskammern  ein  lebhaftes  Interesse  entgegenbringt, 
das  in  der  Hauptsache  auch  als  begründet  anerkannt  werden  mufs. 
Deutschland  wird  hierin  nicht  zurückbleiben  dürfen.  — 

Das  Institut  der  Handelskammern  hat  für  die  Gesamtheit  namentlich 
die  Bedeutung,  dafs  es  die  ständige  Mitarbeit  der  sachverständigen  Kreise 
an  der  handelspolitischen  Thätigkeit[der  Behörden  vermittelt  und  ermög- 
licht Dessen  würde  es  natürlich  nicht  bedürfen,  wenn  die  öffentlichen 
Behörden,  insbesondere  die  des  Staates,  und  die  Mitglieder  der  Parla- 
mente selbst  über  die  nötige  Sachkunde  verfügen  würden.  Dafs  es  jemals 
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durchweg  dahin  kommen  könnte,  ist  ausgeschlossen.  Der  Staat  kann 
seine  Beamten  nicht  ausschliefslich  und  allgemein  zu  Sachverständigen 
des  Handels  heranbilden,  und  das  mülste  geschehen,  wenn  sachverständige 
Beiräte  entbehrlich  werden  sollen,  da  ja  die  Thätigkeit  der  verschiedensten 
Staatsorgane  auf  den  Handel  einwirken  kann.  Wäre  das  aber  möglich, 
so  wäre  es  nicht  einmal  wünschenswert,  da  das  Handelsinteresse  nur 
eines  unter  den  vielen  Interessen  ist,  deren  Pflege  dem  Staat  und  seinen 
Organen  unter  steter  Wahrung  des  dauernden  Gesamtinteresses  der  Nation 
anvertraut  ist.  Eine  einseitige  Pflege  dieses  einen  Interesses  und  der 
Zuschnitt  der  ganzen  Vorbildung  der  Beamten  auf  dieses  selbe  eine  Inter- 
esse würde  den  Staat  zur  Erfüllung  seiner  mannigfaltigen  Kulturaufgaben 
weniger  fähig  machen. 

Auch  dafs  die  Parlamente  lediglich  Sachverständige  des  Handels  um- 
schlief sen,  ist  nicht  möglich  und  nicht  wünschenswert,  weil  das  Parla- 
ment keine  einseitige  Interessenvertretung  sein  darf,  und  weil  in  ihm  alle 
Bichtungen  des  Volkslebens  zusammenlaufen  müssen. 

Es  wird  also  nie  dahin  kommen  können  und  dürfen,  dafs  auf  die 
sachverständige  Mitarbeit  der  Vertreter  des  Handelsstandes  verzichtet 
werden  kann.  Wohl  aber  ist  es  wünschenswert,  dafs  bei  der  Ausbildung 
der  Staatsbeamten,  insbesondere  derjenigen,  welche  mit  Aufgaben  der 
eigentlichen  inneren  oder  äufseren  Handelspolitik  zu  thun  haben,  auch 
auf  die  Aneignung  des  Verständnisses  für  volkswirtschaftliche  Fragen 
genügend  Bedacht  genommen  wird.  Die  überwiegend  juristische  Vor- 
bildung, wie  sie  speciell  in  Preufsen  für  die  höheren  Verwaltungsbe- 
amten meist  noch  besteht,  bedarf  jedenfalls  einer  ausgiebigeren  Ergänzung 
nach  der  volkswirtschaftlichen  Seite  hin.  Der  Nachwuchs  des  höheren 
Beamtentums  mufs  daran  gewöhnt  werden,  nicht  nur  die  juristische, 
sondern  auch  die  wirtschaftliche  Seite  der  Erscheinungen  des  Erwerbs- 
lebens zu  sehen.  Der  Zweck  einer  solchen  Ergänzung  soll  und  kann 
nicht  sein,  die  Mitarbeit  der  Sachverständigen  entbehrlich  zu  machen; 
der  Zweck  ist  vielmehr,  diese  Mitarbeit  wirksamer  zu  gestalten.  Die 
eifrigste  und  beste  Mitarbeit  der  Sachverständigen  ist  wirkungslos,  wenn 
sie  im  Beamtenkörper  nicht  auf  einen  aufnahmefähigen  Boden  trifft 
Die  Gerechtigkeit  erfordert,  auszusprechen,  dafs  in  der  letzten  Zeit  in 
dieser  Beziehung  in  Preufsen  sich  eine  gewisse  Wandlung  vollzogen  hat, 
die  der  Verbreitung  volkswirtschaftlichen  Verständnisses  in  der  Beamten- 
schaft günstig  ist.  Es  wird  aber  nötig  sein,  diesen  Gesichtspunkt  auch 
in  den  Prüfungsvorschriften  sorgfältig  zu  berücksichtigen. 

3.  Kapitel.  Die  innere  Handelspolitik. 

§  1.  Allgemeines.  Die  herrschende  Anschauung  geht  davon  aus, 
dafs  der  Handel  seiner  inneren  durchaus  individualistischen  Natur  nach 
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volle  Freiheit  der  Bewegung  im  Innern  des  Landes  verlange,  dals  die 
Politik  des  rLaisser  aller"  seinem  natürlichen  Interesse  entspreche,  und 
dafs  deshalb  der  Handel  zunächst  und  vor  allem  das  ganze  Wirtschafts- 
gebiet des  Landes  ungehindert  müsse  beackern  können.  Als  das  erste 
und  wichtigste  Ergebnis  dieser  Sachlage  wird  in  der  Regel  die  Besei- 
tigung der  Binnenzölle  bezeichnet,  deren  übertriebene  verkehrshinderliche 
Gestaltung  bis  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hinein  ja  zur  Genüge 
bekannt  ist  und  hier  nicht  besonders  geschildert  zu  werden  braucht 

Dieser  ganze  Ideengang  scheint  mir  nicht  völlig  zutreffend  zu  sein. 
Ob  man  dem  Handel  eine  besondere  „individualistische  Natur"  zusprechen 
kann,  ist  sehr  fraglich.  Eine  individualistische  Natur  hat  schlief slich 
jeder  Mensch,  mag  er  Handel  treiben  oder  nicht  Der  Handel  als  solcher 
erzeugt  nicht  mehr  Individualismus  als  andere  Berufsarten. 

Wenn  man  als  Kennzeichen  der  besonderen  individualistischen  Natur 
des  Handels  angeführt  hat,  dafs  er  sein  flüssiges  Kapital  stets  nach  der 
Stelle  hinzulenken  sucht,  wo  er  es  am  vorteilhaftesten  verwenden  kann, 
so  ist  auch  das  dem  Handel  nicht  eigentümlich.  Jeder  Mensch  hat  das 
Streben,  seine  Mittel  an  der  vorteilhaftesten  Stelle  zu  verwerten,  soweit 
er  überhaupt  sein  Interesse  zu  erkennen  vermag  und  darnach  handelt. 
Auch  der  Industrielle  sucht  sich  nach  Möglichkeit  die  vorteilhafteste 
Gelegenheit  zur  Verwertung  seines  Kapitals  aus,  und  der  Landwirt  und 
Bergmann  nicht  minder.  Diese  Tendenz  ist  überall  vorhanden  und, 
soweit  ich  habe  beobachten  können,  durchaus  in  gleicher  Stärke.  Ein 
Unterschied  besteht  nur  insofern,  als  die  Möglichkeit,  dieser  Tendenz 
nachzugeben,  nicht  bei  allen  Berufsarten  gleich  grofs  ist  Je  mehr  das 
Anlagekapital  das  Betriebskapital  überwiegt,  und  je  fester  jenes  angelegt 
werden  mufs,  desto  schwerer  wird  es,  der  Tendenz  zu  folgen.  Für  den 
Handel  sind  diese  Schranken  deshalb  geringer,  weil  er  mit  relativ  ge- 
ringem Anlagekapital  arbeitet,  und  weil  das  Betriebskapital  hier  wie 
überall  leichter  von  einer  Verwertungsgelegenheit  zu  einer  anderen  über- 
geführt werden  kann.  Der  Handel  kann  also  der  Tendenz  zur  Benutzung 
der  vorteilhaftesten  Verwertungsgelegenheit  leichter  folgen,  aber  die 
Tendenz  selbst  ist  bei  ihm  nicht  etwa  aus  inneren  Gründen  stärker  als 
anderswo. 

Dazu  kommt  noch  ein  Anderes.  Nicht  nur  das  Kapital,  sondern 
auch  die  persönliche  Arbeitskraft  kann  der  Handel  leichter  zu  einer 
neuen  Erwerbsgelegenheit  überführen,  als  in  der  Kegel  der  Industrielle, 
der  Landwirt,  der  Bergmann.  Das  beruht  darauf,  dafs  die  Vorbildung 
zum  Betrieb  der  Warenproduktion  sich  leicht  ausschliefslicher  zu  ein- 
seitiger Fachbildung  entwickelt,  als  die  Vorbildung  zum  Warenvertrieb, 
der  überhaupt  eine  vielseitige  Vorbildung  verlangt  und  ermöglicht.  Die 
Vermittelung  zwischen  Produzent  und  Konsument  schränkt  in  der  Regel 
die  Arbeitskraft  und  die  materiellen  Interessen  und  die  geistige  Be- 
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thätigung  nicht  in  demselben  Malse  auf  eine  Warenart  ein,  wie  das  Pro- 
duzieren der  Waren,  sie  bindet  auch  den  Menschen  weniger  an  seine 
Arbeitsstätte,  ja  sie  zwingt  ihn  dazu,  mit  seiner  Person  und  mit  seiner 
Arbeit  gröfsere  Gebiete  zu  durchmessen.  Die  Arbeit  des  Kaufmanns  ist 
in  der  Regel  beweglicher  als  die  des  Produzenten.  Der  Kaufmann  kann 
also  auch  der  Tendenz,  seine  Arbeitskraft  an  der  vorteilhaftesten  Stelle 
zu  verwerten,  leichter  folgen,  als  die  Angehörigen  mancher  anderen  Be- 
ruf sart;  aber  die  Tendenz  selbst  besteht  wiederum  überall  in  gleicher 
Stärke.  Mir  ist  noch  kein  Mensch  begegnet,  der  nicht  den  Drang  ge- 
habt hätte,  seine  Arbeitskraft  da  zu  verwerten,  wo  es  ihm  nach  Lage 
seiner  Verhältnisse  am  vorteilhaftesten  erschien. 

Mit  dem  Gesagten  ist  der  Grund  aufgedeckt,  der  zu  dem  Irrtum  ge- 
führt hat,  als  sei  der  Handel  individualistischer  veranlagt  als  andere 
Berufsarten.  Der  Grund  dieses  Irrtums  liegt  in  der  Thatsache,  dafs  die 
Art  der  Arbeits-  und  Kapitalverwertung  dem  Kaufmann  mehr  Beweglich- 
keit ermöglicht. 

Führt  nun  diese  Thatsache  dazu,  dafs  der  Handel  in  besonderem 
Mafse  die  Sicherung  allgemeiner  wirtschaftlicher  Bewegungsfreiheit  von 
der  inneren  Handelspolitik  fordern  mufs?  Die  Thatsachen  sprechen  da- 
gegen. Der  Handel  hat  stets  und  überall  nur  insoweit  allgemeine  Be- 
wegungsfreiheit gefordert,  als  sie  seinen  Interessen  entspricht,  er  hat  sich 
aber  nirgends  gescheut,  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  zu  ver- 
langen, wenn  und  soweit  das  seinen  Interessen  nützlich  war.  Im  Mittel- 
alter suchte  der  Grofshandel  der  einzelnen  Nation  in  fremden  Landen 
für  sich  möglichst  viel  Bewegungsfreiheit  durch  besondere  Privilegien 
zu  gewinnen;  aber  das,  was  man  für  sich  erstrebte,  anderen  Nationen 
zukommen  zu  lassen,  war  keineswegs  das  Ziel.  Im  Gegenteil,  der 
mittelalterliche  Grofshandel  ist,  soweit  die  Konkurrenz  der  Kaufleute 
anderer  Gebiete  in  Betracht  kam,  durchaus  vom  Geiste  der  Ausschliefs- 
lichkeit  beherrscht  und  suchte  sich  die  Konkurrenz  durch  allerlei  Be- 
schränkungen vom  Hälse  zu  halten.  Durch  die  ganze  Entwicklung  der 
Hansa  geht  dieser  Zug  hindurch;  die  Politik  der  italienischen  Städte- 
republiken war  nicht  anders,  und  als  im  17.  und  18.  Jahrhundert  die 
grofsen  Handelskompagnien  wichtige  Gebiete  des  Grofshandels  bearbeiteten, 
stützten  sie  sich  wiederum  auf  Privilegien  und  Monopole,  welche  andere 
ausschlössen.  Soweit  sich  ein  sefshafter  Kleinhandel  entwickelt  hatte, 
machten  es  die  Städte  ebenso.  Sie  haben  sich  redlich  Mühe  gegeben, 
dem  fremden  Kaufmann  die  Konkurrenz  zu  erschweren  oder  unmöglich 
zu  machen. 

Wie  steht  es  nun  heute?  Der  Handel  verlangt  auch  jetzt  die  wirtschaft- 
liche Bewegungsfreiheit  nur  insoweit,  als  sie  seinem  Interesse  entspricht 
oder  nicht  widerspricht.  Wo  aber  sein  Interesse  dadurch  verletzt  wird, 
scheut  er  sich  heute  ebensowenig,  Einschränkungen  der  Bewegung  zu 
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fordern,  als  früher.  Er  stand  und  steht  in  dieser  Beziehung  nicht  anders 
da,  als  andere  Berufszweige,  die  ihre  Interessen  zu  wahren  haben.  Des- 
halb liegt  auch  in  dem  Gesagten  nichts,  was  irgendwie  den  Handel 
herabsetzen  könnte.  Wirtschaftliche  Fragen  —  von  der  politischen  Frei- 
heit ist  hier  nicht  die  Rede  —  sind  vom  Standpunkte  der  zunächst  be- 
teiligten Kreise  Interessenfragen,  und  Interessenfragen  gegen  das  eigene 
wirtschaftliche  Interesse  zu  beantworten,  kann  man  den  Beteiligten 
schlechterdings  nicht  zumuten.  Das  ist  eben  die  Aufgabe  der  Handels- 
politik der  öffentlichen  Gewalt  im  besonderen  und  ihrer  Wirtschafts- 
politik im  allgemeinen,  dafs  sie  sich  über  den  Standpunkt  des  Berufs- 
interesses erhebt  und  an  alle  Wünsche  und  Forderungen  der  einzelnen 
Berufsgruppen  den  Mafsstab  des  dauernden  Gesamtinteresses  anlegt. 

Man  hat  wohl  in  diesen  Dingen  einen  inneren  Unterschied  zwischen 
dem  Grofs-  und  Kleinhandel  finden  wollen.  Auch  das  ist  nicht  richtig. 
Die  Erfahrungen  zeigen,  dafs  der  Grofshandel  bei  wirtschaftlichen  Fragen 
die  Antwort  ebenso  sehr  seinen  Interessen  anpafst,  wie  der  Kleinhandel. 
Die  heute  so  vielfach  befürworteten  beschränkenden  Mafsnahmen  gegen 
übermäfsigen  oder  unlauteren  Wettbewerb  sind  keineswegs  nur  vom 
Kleinhandel  angeregt.  Verfolgt  man  die  Thätigkeit  der  Handelskammern 
in  dieser  Beziehung  genauer,  so  sieht  man  sie  vielfach  ganz  in  derselben 
Richtung  arbeiten,  und  in  den  Handelskammern  ist  mehr  der  Grofs-  als 
der  Kleinhandel  vertreten.  Soweit  also  der  Grofshandel  sich  von  der 
Befürwortung  beschränkender  Mafsnahmen  mehr  fernhält  als  der  Klein- 
handel, beruht  das  nicht  auf  inneren  Verschiedenheiten  der  Grundan- 
schauungen, sondern  auf  den  Verschiedenheiten  der  Interessen.  Dem 
Interesse  des  weitausgreifenden  Grofshandels  entspricht  vielfach  die 
wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  besser  als  Beschränkungen ;  er  ist  auch 
oft  kräftig  genug,  sich  ohne  beschränkende  Mafsnahmen  der  inneren 
Handelspolitik  gegen  unbequeme  Verhältnisse  und  Konkurrenten  zu 
schützen,  und  er  kann  oft  auch  mehr  die  späteren  Wirkungen  der  Be- 
schränkungen übersehen,  als  der  Kleinhandel,  dessen  Geschäftsleben  sich 
ja  in  viel  engeren  Grenzen  abspielt. 

Wenn  man  also  oft  als  die  oberste  Richtschnur  für  die  innere 
Handelspolitik  die  Sicherung  möglichster  wirtschaftlicher  Bewegungs- 
freiheit hinstellt,  so  kann  man  das  jedenfalls  nach  dem  Gesagten  nicht 
damit  begründen,  dafs  der  Handel  aus  inneren  Gründen  individualistischer, 
also  im  wirtschaftlichen  Sinne  liberaler  angelegt  sei  als  andere  Berufs- 
zweige. Die  Forderung,  dafs  die  innere  Handelspolitik  die  Hindernisse 
der  Bewegung  des  Handels  soweit  aus  dem  Wege  räumen  müsse,  als 
das  Gesamtinteresse  gestattet,  kann  man  vielmehr  nur  darauf  stützen, 
dafs  der  Handel  aus  äufseren  Gründen  in  Bezug  auf  Verwertung  der 
Arbeitskraft  und  des  Kapitals  beweglicher  ist  als  andere  Berufszweige, 
und  dafs  man  ihm  die  Ausnützung  dieser  Fähigkeit  zu  verwehren  gar 
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keinen  Anlafs  hat,  solange  daraus  anderen  berechtigten  Interessen  kein 
Nachteil  und  dem  Gesamtinteresse  ein  Vorteil  nicht  lediglich  vorüber- 
gehender Art  erwächst. 

Zu  einem  völlig  passiven  Verhalten  der  Handelspolitik  kann  das 
freilich  niemals  führen.  Das  würde  unvereinbar  sein  mit  der  schon  er- 
wähnten Thatsache,  dafs  im  Handel  selbst  die  Interessen  zu  verschieden 
sind,  als  dafs  ihm  im  ganzen  mit  einer  völligen  Schrankenlosigkeit  bei 
Wahrnehmung  der  Handelsinteressen  gedient  sein  kann.  Es  würde  aber 
auch  gegen  den  Grundsatz  verstofsen,  dafs  in  einem  Rechtsstaate  jedes 
Privatinteresse  seine  Schranken  finden  mufs  an  dem  berechtigten  Inter- 
esse Anderer  und  an  dem  Gesamtinteresse. 

Was  die  Beseitigung  der  Binnenzölle  anlangt,  so  ist  hierzu  zweierlei 
zu  bemerken.  Zunächst  steht  fest,  dafs  eine  vollständige  Beseitigung  der 
Binnenzölle  gar  nicht  eingetreten  ist  und  auch  nicht  eintreten  wird.  Be- 
seitigt ist  nur  die  übertriebene  Häufung  von  Binnenzöllen  rein  fiskalischen 
Charakters,  wie  sie  früher  von  dem  Landesherrn  bezw.  der  Staatsgewalt 
erhoben  wurden.  Nicht  beseitigt  sind  staatliche  Binnenzölle,  die  nur  die 
Deckung  des  Aufwandes  bezwecken,  wie  z.  B.  gewisse  Verkehrsabgaben ; 
nicht  beseitigt  sind  ferner  innerhalb  desselben  Wirtschaftsgebietes  die- 
jenigen fiskalischen  Binnenzölle,  die  zum  Ausgleich  der  verschiedenen 
steuerlichen  Behandlung  der  betr.  Waren  in  den  einzelnen  Gebieten 
dienen.  In  Deutschland  lähmen  nicht  mehr,  wie  Friedrich  List  in 
seiner  bekannten  Denkschrift  von  1819  klagte,  38  fiskalische  Zolllinien 
den  Verkehr  im  Innern  Deutschlands,  aber  Übergangsabgaben  bestehen 
in  Deutschland  auch  jetzt  noch  für  einzelne  Artikel:  nämlich  für 
Bier  im  Verkehr  zwischen  der  Norddeutschen  Brausteuergemeinschaft 
und  Bayern,  Baden,  Württemberg  und  Elsafs-Lothringen,  ferner  für  ge- 
schrotenes  Malz  an  der  bayrischen  und  württembergischen  Grenze  und 
für  Fleisch  an  der  sächsischen  und  badischen  Grenze.  Nicht  beseitigt 
sind  weiter  die  Binnenzölle,  die  beim  Eintritt  in  die  Städte  vielfach  er- 
hoben werden.  Gerade  für  diese  Gruppe  von  Binnenzöllen  dehnt  sich 
das  Anwendungsgebiet  neuerdings  noch  aus,  und  der  Handel  findet  sich 
damit  ohne  besondere  Schwierigkeit  ab.  Was  sein  Interesse  erfordert, 
war  also  nicht  die  Beseitigung  der  Binnenzölle  überhaupt,  sondern  die 
Abschaffung  der  gehäuften  Binnenzölle,  die  sich  auf  Schritt  und  Tritt 
dem  Verkehr  in  den  Weg  stellten.  Dieses  Ziel  ist  erreicht,  weniger  mit 
Rücksicht  anf  die  innere  Eigenart  des  Handels,  als  deshalb,  weil  das 
staatliche  fiskalische  Interesse  heut  auf  anderen  Wegen  im  allgemeinen 
bequemer  und  sogar  wirksamer  gewahrt  werden  kann,  als  mittelst  der 
Binnenzölle. 

Weiterhin  ist  zu  bemerken,  dafs  der  Handel  sich  gegen  die  Binnen- 
zölle nicht  deshalb  kehrte,  weil  er  aus  inneren  Gründen  besonders  indi- 
vidualistisch geartet  ist,  sondern  deshalb  weil  der  Handel  jetzt  allgemein 
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über  das  engste  Wirtschaftsgebiet  hinausgreifen  mufs.  Im  Mittelalter 
war  das  schon  in  gewissem  Umfange  beim  Grofshandel  der  Fall,  aber 
im  ganzen  war  die  lokale  Beschränkung  und  Gliederung  des  Wirt- 
schaftslebens damals  nicht  besonders  fühlbar,  weil  die  Masse  der  Er- 
zeugnisse, die  zur  Erreichung  der  Konsumenten  des  Handels  bedurfte, 
meist  noch  nicht  so  umfangreich  war,  dafs  der  Absatz  nur  noch  in 
grofsen  Gebieten  erreicht  werden  konnte.  Heute  dagegen  ist  die  Masse 
der  Produkte,  die  durch  Hen  Handel  an  die  Konsumenten  dirigiert  werden 
müssen,  so  grofs,  dafs  trotz  des  gesteigerten  Konsums  das  engere  Wirt- 
schaftsgebiet weit  überschritten  werden  mufs,  um  überhaupt  den  Absatz 
zu  gewinnen,  und  dafs  weiter  bei  der  fortwährenden  Ersetzung  der  unter- 
gebrachten Mengen  durch  neue  Massen  von  Produkten  die  Arbeit  der 
Absatzgewinnung  mit  gröfserer  Intensität  und  schnellerer  Ausnutzung 
günstiger  Gelegenheiten  durchgeführt  werden  mufs.  Je  mehr  diese  Aus- 
weitung des  räumlichen  Arbeitsgebietes  für  den  Handel  nötig  wurde,  und 
je  mehr  die  Absatzgewinnung  zeitlich  zusammengedrängt  werden  mufste, 
desto  lästiger  wurden  dem  Handel  die  inneren  Zollschranken  —  ebenso 
übrigens  auch  die  Verkehrshindernisse,  die  aus  der  Rechtsungleichheit 
hervorgehen  — ,  desto  mehr  drängte  er  auf  die  Zusammenfassung  der 
einzelnen  Gebiete  des  Landes  zu  einem  einheitlichen,  nicht  mit  Verkehrs- 
hindernissen vollgestopften  Wirtschaftsgebiet. 

Diesem  Drang  nach  möglichster  wirtschaftlicher  Bewegungsfreiheit 
konnte  nachgegeben  werden,  trotzdem  das  auf  die  einzelnen  Teile  des 
Landes  wegen  der  Verschärfung  der  Konkurrenz  zwischen  denselben 
ungleich  wirken  muftse.  Denn  was  daraus  dem  einen  Landesteile  etwa 
an  Einengungen  seiner  wirtschaftlichen  Erfolge  erwachsen  mufste,  fand 
seinen  Ausgleich  in  den  Vorteilen  anderer  Landesteile,  und  das  Gesamt- 
interesse konnte  dadurch  nicht  beeinträchtigt  werden. 

Übrigens  stimmen  in  der  Forderung,  dafs  die  Bewegungsfreiheit  für 
das  ganze  und  durch  Binnenzölle  thunlichst  wenig  unterbrochene  Wirt- 
schaftsgebiet des  Landes  gegeben  werde,  Anhänger  der  verschiedensten 
volkswirtschaftlichen  und  handelspolitischen  Richtungen  überein.  Um 
nur  zwei  charakteristische  Namen  zu  nennen,  sei  erwähnt,  dafs  Adam 
Smith,  der  beredte  Vertreter  des  Gedankens  des  Freihandels,  und  Fried- 
rich List,  der  eifrige  Vorkämpfer  eines  Industrie-Schutzzollsystems,  in 
diesem  Punkte  durchaus  einer  Meinung  waren.  Auch  heute  treffen  in 
dieser  Forderung  Schutzzöllner  und  Freihändler  zusammen;  nur  bezüglich 
der  Abgaben  auf  natürlichen  Wasserstrafsen  hat  sich  bei  einem  Teile 
der  Schriftsteller  und  Praktiker  in  der  jüngsten  Zeit  eine  Anschauung 
geltend  gemacht,  die,  wenn  sie  zur  Geltung  käme,  dem  Handel  und  Ver- 
kehr empfindliche  Störungen  bereiten  könnte.  Von  diesem  engen  Kreise 
abgesehen,  wird  heute  allgemein  —  und  mit  Recht  —  die  Beseitigung 
der  Binnenzölle  oder  da,  wo  sie  schon  beseitigt  sind,  die  Aufrechterhaltung 
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dieses  Zustandes,  soweit  er  mit  den  Gesamtinteressen  vereinbar  ist,  als 
eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  inneren  Handeispolitik  betrachtet. 
Nicht  diese  Forderung  —  ich  schlief se  mich  ihr  durchaus  an  — ,  sondern 
nur  ihre  häufig  gehörte  Begründung  sollte  hier  wiederlegt  werden;  es 
sollte  gezeigt  werden ,  dafs  nicht  eine  besondere  auf  inneren  Gründen 
beruhende  Geeignetheit  des  Handels  zur  Aufnahme  individualistischer 
und  liberaler  Ideen  ,  sondern  thatsächliche  Verhältnisse  und  materielle 
Interessen  zu  dieser  Forderung  führen.  — 

Im  allgemeinen  hat  die  innere  Handelspolitik  mehr  Anlafs  zu  fördern- 
dem oder  hemmendem  Eingreifen  beim  Kleinhandel  als  beim  Grofshandel. 
Vom  Grofshandel  macht  ihr  am  meisten  Sorge  der  Börsenhandel;  im 
übrigen  aber  bethätigt  sie  sich  überwiegend  beim  Kleinhandel.  Zufällig 
ist  das  nicht.  Zunächst  kommt  in  Betracht,  dafs  dem  Kleinhandel  als 
Käufer  im  allgemeinen  ein  weniger  geschäftsgewandtes  und  mit  den 
Verhältnissen  vertrautes  und  ein  in  wirtschaftlicher  Beziehung  weniger 
widerstandsfähiges  Publikum  gegenübersteht,  als  dem  Grofshandel,  sodafs 
mehr  Anlafs  vorliegt,  das  Käuferpublikum  des  Kleinhandels,  die  unmittel- 
baren Konsumenten,  gegen  Nachteile  zu  schützen,  die  sich  aus  diesem 
Umstände  und  der  darin  liegenden  Versuchung  ergeben  können.  Solche 
Nachteile  sind  beim  sefshaften  Kleinhandel  möglich,  noch  mehr  aber 
beim  umherziehenden  und  deshalb  einer  ständigen  Kontrolle  der 
Käufer  entzogenen  Kleinhandel.  Weiter  aber  kommt  in  Betracht, 
dafs  der  Kleinhandel  in  sich  weniger  Widerstandskraft  gegen  die  Ge- 
fahren einer  scharfen  Konkurrenz  hat,  als  der  Grofshandel.  Sowohl  zum 
Schutze  der  Konsumenten  als  auch  zum  Schutze  der  Kleinhändler  selbst 
mufs  deshalb  die  innere  Handelspolitik  im  Verhältnis  öfter  und  stärker 
eingreifen,  als  es  beim  Grofshandel  der  Fall  ist.  — 

Wenn  nunmehr  in  den  folgenden  Paragraphen  die  Hauptgebiete  der 
Bethätigung  der  inneren  Handelspolitik  kurz  geschildert  werden  sollen, 
so  ist  vorweg  daran  zu  erinnern,  dafs  bei  den  beschränkenden  Mafsregeln, 
mit  denen  begonnen  werden  soll,  eine  scharfe  Gliederung  nicht  möglich 
ist,  da  die  verschiedenen  Rücksichten  und  Absichten  hier  viefach  durch- 
einander laufen.  Jede  Gruppierung  des  Materials  kann  deshalb  leicht 
angefochten  werden;  das  wird  man  auch  der  nachstehend  angewandten 
Gliederung  zu  gute  halten  müssen. 

§  2.  Beschränkungen  des  ansässigen  Handels  ans  polizeilichen  Rück- 
sichten. Mit  dem  Aufkommen  und  der  Verbreitung  der  Gewerbefreiheit 
sind  auch  für  den  ansässigen  Handel  die  früheren  Beschränkungen  in 
Bezug  auf  die  Zulassung  zum  Handelsbetriebe  beseitigt  worden.  Grund- 
sätzlich steht  es  Jedem  frei,  das  Handelsgewerbe  zu  ergreifen.  Monopol- 
artige Bevorzugungen  einzelner  Personen  oder  Gesellschaften  finden  in  der 
Regel  nicht  statt;  es  bleibt  jedem  Kaufmann  überlassen,  sich  selbst  den 
nötigen  Abnehmerkreis  zu  erobern.    Aber  es  wird  dem  Einzelnen,  der 
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sich  diesem  Erwerbszweig  zuwenden  will,  ein  materielles  Hindernis 
seitens  der  Behörden  nicht  mehr  in  den  Weg  gelegt,  und  auch  kauf- 
männische Korporationen  und  Innungen  haben  nicht  mehr  die  Möglich- 
keit, andere  vom  Handelsgewerbe  auszuschliefsen.  Von  dem  Besitz 
des  Bürgerrechts  ist  die  Zulassung  zum  Handelsbetriebe  ebenfalls  nicht 
mehr  abhängig,  wenn  auch  nach  §  13  der  Deutschen  Gewerbeordnung 
der  Betreffende  nach  Ablauf  von  3  Jahren  nach  Beginn  des  Betriebes 
auf  Grund  entsprechender  Vorschriften  zur  Erwerbung  des  Bürgerrechts 
gezwungen  werden  kann,  so  darf  das  doch  nicht  mit  finanziellen  Lasten 
(Bürgerrechtsgeld)  für  ihn  verbunden  sein,  und  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung kann  nicht  durch  Untersagung  des  Betriebes  erzwungen  werden. 
Ein  Befähigungsnachweis  wird  von  dem  Kaufmann  nicht  mehr  verlangt, 
ebensowenig  der  Nachweis  eines  bestimmten  Vermögens,  wie  er  früher 
z.  B.  beim  Buchhandel  vorkam.  Nur  eine  formelle  Verpflichtung  ist  bei 
Eröffnung  des  Handelsbetriebes  zu  erfüllen.  Es  mufs  eine  Anzeige  von 
der  Eröffnung  des  Betriebes  an  die  zuständige  Ortsbehörde  erstattet  werden. 
Buch-  und  Kunsthändler,  Antiquare,  Verkäufer  von  Druckschriften, 
Zeitungen  und  Bildern  müssen  aufserdem  das  Geschäftslokal  und  dessen 
späteren  Wechsel  anzeigen.  Die  Unterlassung  dieser  Anzeigen  zieht 
Geldstrafe  nach  sich,  kann  aber  nicht  zur  Untersagung  des  Betriebes  führen. 

Die  Grundsätze  der  Deutschen  Gewerbeordnung,  die  denen  anderer 
Kulturstaaten  im  wesentlichen  entsprechen,  -stellen  also  die  Freiheit  der 
Zulassung  zum  Handelsbetriebe  als  Regel  auf. 

Weitere  formelle  Verpflichtungen  werden  durch  das  Handelsrecht 
ausgesprochen.  Kaufleute  müssen  bei  Eröffnung  des  Betriebes  ihre 
Firma,  also  ihren  Geschäftsnamen  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen. 
Das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  verpflichtet  in  §  29 
Jeden  Kaufmann",  seine  Firma  und  den  Ort  seiner  Handelsnieder- 
lassung zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  bei  dem  zuständigen  Ge- 
richt anzumelden  und  seine  Firma  zur  Aufbewahrung  bei  dem  Gericht 
zu  zeichnen.  Ausgenommen  davon  sind  nach  §  4  nur  solche  Personen, 
deren  Betrieb  über  den  Umfang  des  Kleingewerbes  nicht  hinausgeht. 
Bei  Gesellschaftsfirmen,  die  als  juristische  Personen  erscheinen,  sind 
aufserdem  noch  der  Gegenstand  des  Unternehmens  und  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  und  ferner  besondere  Bestimmungen  der  Satzungen  über 
die  Vertretungsbefugnis  des  Vorstandes  und  über  die  Zeitdauer  des 
Unternehmens  anzumelden  und  die  Satzungen  und  die  Urkunden  über 
die  Bestellung  des  Vorstandes  einzureichen  (§  33.)  Für  die  einzelnen 
Arten  der  Gesellschaftsfirmen  sind  diese  Grundsätze  dann  noch  weiter 
ausgebaut. 

Auch  diese  handelsrechtlichen  Vorschriften  sind  rein  formeller  Art, 
und  ihre  Nichtbeachtung  kann  zwar  zu  Ordnungsstrafen,  aber  nicht  zur 
Untersagung  des  Betriebes  führen. 
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Von  der  hiernach  geltenden  allgemeinen  Regel,  dafs  materiell  die 
Zulassung  zum  Handelsbetriebe  nicht  erschwert  ist,  sind  Abweichungen 
nur  soweit  zulässig,  als  die  Gesetze  sie  aussprechen.  Solche  Ausnahmen 
sind  nun  mehrfach,  vorwiegend  aus  polizeilichen  Bücksichten,  vorgesehen. 

Die  bemerkenswerteste  und  praktisch  bedeutsamste  Ausnahme,  welche 
in  der  Gewerbeordnung  vorhanden  ist,  betrifft  den  Kleinhandel  mit 
Branntwein  oder  Spiritus.  Dieser  Zweig  des  Kleinhandels  ist  in  §  33  der 
G.  0.  mit  dem  Gast-  und  Schankwirtschaftsbetriebe  gleichgestellt.  Mit 
Rücksicht  auf  die  gefährlichen  Wirkungen  übermäfsigen  Branntweinge- 
nusses in  sittlicher,  wirtschaftlicher  und  gesundheitlicher  Beziehung  und 
auf  die  Leichtigkeit  der  Verführung  zu  solchem  Genufs  ist  die  Zulassung 
zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  konzessionspflichtig  ge- 
macht. Die  Konzession  kann  überall  versagt  werden,  wenn  die  Person 
des  Nachsuchenden  oder  das  Geschäftslokal  ernste  Bedenken  erregen. 
Die  Landesregierungen  können  aber  aufserdem  die  Konzession  von  dem 
Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  machen,  was  in 
Preufsen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg  und  Baden  auch  geschehen  ist. 
Überall  ist  vor  Erteilung  der  Konzession  die  Ortspolizei-  und  Gemeinde- 
behörde gutachtlich  zu  hören. 

Diese  Beschränkung  bezieht  sich  auf  den  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus,  sofern  derselbe  zum  menschlichen  Genufs  bestimmt 
oder  geeignet  ist  Der  Kleinhandel  mit  denaturiertem  Spiritus  unterliegt 
der  Konzessionspflicht  nicht  laut  Bundesratsbesch lufs  vom  27.  Februar  1896. 

Von  sonstigen  Handelszweigen,  die  in  diesem  Buche  zu  berück- 
sichtigen sind,  ist  keiner  einer  reichsgesetzlichen  Konzessionspflicht  unter- 
worfen. Dagegen  giebt  die  Gewerbeordnung  in  §  34  Abs.  3  den  Landes- 
gesetzen das  Recht,  den  Handel  mit  Giften  konzessionspflichtig  zu 
machen.  Auf  Grund  dessen  ist  thatsächlich  —  aufser  in  Württemberg  — 
der  Gifthandel  für  konzessionspflichtig  erklärt  worden.  Das  Reichsstraf- 
gesetzbuch §  367  Ziffer  3  bedroht  den  Gifthandel  ohne  Konzession  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  Haft  An  der  Berechtigung  dieser  Be- 
schränkung zweifelt  Niemand.  Endlich  ist  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni 
1884  betr.  den  verbrecherischen  und  gemeingefährlichen  Gebrauch  von 
Sprengstoffen  der  Handel  mit  Sprengstoffen  für  konzessionspflichtig  er- 
klärt worden,  während  er  nach  der  Gewerbeordnung  nicht  konzessions- 
pflichtig, sondern  nur  dem  gleich  zu  erwähnenden  Untersagungsrecht  unter- 
worfen war.  Sprengstoffhandel  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  zieht  Gefängnis 
von  3  Monaten  bis  zu  2  Jahren  nach  sich.  Iiier  waren  sicherheitspolizei- 
liche Rücksichten  mafsgebend. 

Im  übrigen  ist  die  Zulassung  zum  Handelsgewerbe  im  stehenden 
Betriebe  nicht  erschwert.  Die  Gewerbeordnung  kennt  aber  eine  Reihe 
von  stehenden  Handelsbetrieben,  die  zwar  ohne  Erlaubnis  betrieben,  aber 
nnter  bestimmten  Voraussetzungen  untersagt  werden  können.   Die  Vor- 
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aussetzung  ist  die,  dafs  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässig- 
keit  des  Handeltreibenden  in  Bezug  auf  den  in  Frage  kommenden  Be- 
trieb darthun.  Davon  wird  nach  §  35  Abs.  1 — 3  berührt  der  Trödelhandel 
(d.  h.  Handel  mit  gebrauchten  Sachen,  wie  Kleidern,  Betten,  Wäsche, 
Metallgerät),  ferner  der  Kleinhandel  mit  Garnabfällen  oder  Dräumen  von 
Seide,  Wolle,  Baumwolle  oder  Leinen,  weiter  der  Handel  mit  Losen 
und  mit  Vieh. 

In  diesen  Fällen  dreht  es  sich  darum,  solche  Elemente  beseitigen  zu 
können*  welche  der  Hehlerei  Vorschub  leisten  (Trödelhandel,  Handel  mit 
Garnabfällen)  oder  die  Bevölkerung  zur  Spielsucht  oder  zum  Spielen  in 
verbotenen  Lotterien  verleiten  (Loshandel)  oder  zu  unredlichen  Manipu- 
lationen greifen  (Viehhandel);  es  sind  also  sicherheits-  und  wohlfahrts- 
polizeiliche Rücksichten,  die  hier  mafsgebend  sind.  Die  Novelle  zur 
Gewerbeordnung  vom  6.  August  1896  hat  noch  für  zwei  weitere  Handels- 
zweige die  Möglichkeit  der  Untersagung  zugelassen,  für  den  Kleinhandel 
mit  Bier,  wenn  der  Handeltreibende  wiederholt  wegen  Zuwiderhandlung 
gegen  die  schon  erwähnten  Vorschriften  des  §  33  d.  G.  0.  bestraft  ist, 
und  für  den  (Grofs-  und  Klein-)Handel  mit  Droguen  und  chemischen 
Präparaten,  sofern  die  Handhabung  des  Betriebes  Leben  und  Gesundheit 
von  Menschen  gefährdet.  Aufserdem  kann  nach  den  Bundesratsbeschlüssen 
vom  27.  Februar  1896  der  Kleinhandel  mit  denaturiertem  Branntwein 
von  der  Steuerbehörde  untersagt  werden,  wenn  Thatsachen  vorliegen, 
welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbtreibenden  in  Bezug  auf  diesen 
Handelsbetrieb  darthun. 

In  all7  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  konzessionspflichtige 
Handelszweige;  sie  können  von  Jedem  aufgenommen  werden,  wobei  die 
schon  erwähnte  Anzeigepflicht  besteht.  Überwiegende  öffentliche  Inter- 
essen machen  aber  das  Recht  zur  Untersagung  des  Betriebes  unter  den 
angegebenen  Voraussetzungen  nötig.  Bis  vor  kurzem  schlofs  diese  Unter- 
sagung den  Betroffenen  gänzlich  und  dauernd  von  der  Wiederzulassung 
zum  Betriebe  des  betr.  Handelszweiges  aus.  Durch  das  Gesetz  vom 
6.  August  1896  ist  dies  dahin  gemildert,  dafs  der  Betroffene  nach  1  Jahr 
seit  der  Untersagung  von  der  Landescentralbehörde  oder  von  der  durch 
diese  dazu  ermächtigten  Behörde  wieder  zugelassen  werden  kann,  ohne 
indes  darauf  Anspruch  zu  haben. 

Die  Handhabung  des  Untersagungsrechtes  setzt  eine  behördliche 
Aufsicht  über  den  Betrieb  voraus,  und  insofern  leiten  die  angeführten 
Beschränkungen  über  zu  gewissen  Eingriffen  in  den  Geschäftsbetrieb  als 
solchen. 

Hier  ist  zunächst  das  Handelsrecht  von  Bedeutung.  Es  verlangt 
Anmeldung  von  Änderungen  der  bei  Eintragung  der  Firma  angemeldeten 
Thatsachen,  Anmeldung  der  Errichtung  von  Zweigniederlassungen,  der 
Bestellung  von  Prokuristen  u.  s.  w.  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
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register  und  stellt  weiter  für  die  Kaufleute  bestimmte  Normen  über  Buch- 
führung, Inventuren  und  Bilanzaufmachung  auf.  Bei  den  Handelsgesell- 
schaften treten  dazu  noch  mancherlei  Vorschriften  über  Geschäftsführung, 
Kapitalvergröfserungen  oder  -Verminderungen,  Liquidation  u.  s.  w.  hinzu, 
die  hier  nicht  im  einzelnen  besprochen  werden  können. 

Diese  handelsrechtlichen  Eingriffe  in  den  Handelsbetrieb  haben  all- 
gemeinen Charakter  und  dienen  dem  Zwecke,  klare  Geschäftsverhältnisse 
zu  schaffen. 

Aufserdem  finden  sich  Eingriffe  in  den  Betrieb  des  sefshaften  Handels 
für  einzelne  Zweige  aus  bestimmten  polizeilichen  oder  »teuer-  und  wirt- 
schaftspolitischen Rücksichten. 

Der  Absicht,  eine  regelmäfsige  und  billige  Bedarfsversorgung  zu 
sichern,  entsprang  früher  —  in  Zeiten  beschränkter  Leistungsfähigkeit 
der  Verkehrsmittel  —  eine  weitgehende  behördliche  Beeinflussung  des 
Getreidehandels,  und  Reste  dieser  Fürsorge  der  Gemeinde-  bezw.  Staats- 
behörden haben  sich  bis  in  das  19.  Jahrhundert  erhalten.  Auch  ganz 
neuerdings  ist  aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  in  England  die  Errichtung 
grofser  staatlicher  Getreidemagazine  befürwortet  worden,  um  für  den  Fall 
eines  Krieges  gegen  das  Abschneiden  der  Getreidezufuhr  geschützt  zu  sein. 

Ganz  anderen  Erwägungen  entsprang  der  letzthin  wiederholt  er- 
örterte Gedanke,  den  Handel  mit  ausländischem  Getreide  zu  monopoli- 
sieren. Der  Antrag  des  Grafen  v.  Kanitz  vom  7.  April  1 894  wollte,  um 
dem  landwirtschaftlichen  Notstande  abzuhelfen,  der  Regierung  die  Pflicht 
auferlegen,  den  Ein-  und  Verkauf  des  zum  Verbrauch  im  Lande  be- 
stimmten ausländischen  Getreides  und  Mehles  für  Rechnung  des  Reiches 
zu  übernehmen  und  gleichzeitig  die  Verkaufspreise  nach  bestimmten  Ge- 
sichtpunkten festzusetzen.  Ein  ähnlicher  Gedanke  tauchte  bei  Winzern 
in  Zeltingen  an  der  Mosel  für  den  Handel  mit  ausländischen  Weinen  auf. 

Der  Gedanke  des  Antrags  Kanitz  wurde  im  Winter  1895/96  noch 
dahin  erweitert,  dafs  er  eine  Monopolisierung  des  gesamten  Getreide- 
handels, also  nicht  nur  mit  ausländischem,  sondern  auch  mit  inländischem 
Getreide,  umschlofs. 

Diese  Anträge  waren  mit  den  Handelsverträgen  formell  unvereinbar 
und  wegen  des  Aufnehraens  rein  sozialistischer  Gedanken  und  ihrer  un- 
absehbaren praktischen  Konsequenzen  unannehmbar  und  haben  deshalb 
eine  so  energische  Abwehr  bei  der  Regierung  und  der  Mehrheit  der  Be- 
völkerung gefunden,  dafs  sie  jetzt  eine  praktische  Gefahr  nicht  mehr  in 
sich  schliefsen.  Immerhin  sind  sie  erwähnenswert  als  ein  Zeichen  dafür, 
bis  zu  welchen  Ansprüchen  die  einseitige  Verfolgung  wirtschaftlicher 
Interessen  führen  kann. 

Steuerpolitische  Interessen  veranlassen  Eingriffe  in  den  Handelsbetrieb 
mit  solchen  Gegenständen,  die  durch  Denaturierung  für  den  menschlichen 
Konsum  unbrauchbar  gemacht  sind.   Vielfach  bedeuten  diese  Eingriffe 
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sehr  ernste  Störungen  des  Betriebes.  Die  Einzelheiten  würden  hier  zu 
weit  führen. 

Sicherheitspolizeiliche  Beschränkungen  des  Handelsbetriebes  liegen 
namentlich  bezüglich  des  Verkehrs  in  Sprengstoffen  vor.  In  dem  schon 
erwähnten  Gesetz  vom  9.  Juni  1884  wird  für  den  Sprengstoffhandel  eine 
eingehende  Kegisterführung  unter  strenger  Strafe  (Gefängnis  von  3  Monaten 
bis  zu  2  Jahren)  vorgeschrieben.  Weiter  wird  bei  noch  strengeren  Strafen 
(Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren)  untersagt  der  Verkauf  von  Sprengstoff en, 
falls  der  Verkäufer  weifs,  dafs  die  Sprengstoffe  zur  Begehung  eines  Ver- 
brechens dienen  sollen.  Wer  Sprengstoffe  verkauft  unter  Umständen,  die 
nicht  erweisen,  dafs  dies  zu  erlaubten  Zwecken  erfolgt,  wird  mit  Zucht- 
haus bis  zu  5  Jahren  oder  mit  Gefängnis  nicht  unter  1  Jahr  bestraft  u.  s.  w. 

Viel  häufiger  sind  Beschränkungen  des  Betriebes  der  ansässigen 
Handelsgeschäfte  aus  gesundheitspolizeilichen  Rücksichten.  Der  Handel 
mit  Giften  unterliegt  selbstverständlich  auch  hinsichtlich  des  Betriebes 
mancherlei  Einengungen,  um  Mifsbräuche  zu  verhüten.  Aufbewahrung 
und  Versendung  der  Gifte  ist  besonders  geregelt,  und  über  sämtliche  Ver- 
kaufsakte mufs  der  Händler  Eintragungen  in  das  Giftbuch  machen.  Die 
Käufer  müssen  in  der  Regel  einen  ortspolizeilichen  Erlaubnisschein  bei- 
bringen u.  s.  w.  Weiterhin  ist  aus  gleichen  Rücksichten  der  Verkehr  mit 
Arzneimitteln  durch  besondere  Verordnungen  im  wesentlichen  den  Apo- 
theken zugewiesen.    Dazu  treten  die  Vorschriften  des  Gesetzes  vom 

— betr.  den  Verkehr  mit  blei-  und  zinkhaltigen  Gegenständen; 
22.  März  1S88  &  ° 

das  Gesetz  will  gesundheitsschädliche  Beimischungen  von  Blei  und  Zink 
bei  Efs-,  Trink-  und  Kochgeschirren,  Flüssigkeitemafsen  und  anderen 
Gebrauchsgegenständen,  die  der  Vermittlung  menschlichen  Konsums 
dienen,  verhindern  und  bedroht  auch  den  Handel  in  solchen  Gegen- 
ständen, sofern  sie  den  Vorschriften  über  Herstellung,  Aufbewahrung  und 
Verpackung  nicht  entsprechen,  mit  Geldstrafe  bis  150  M.  oder  mit  Haft. 
Rein  gesundheitspolizeilichen  Charakters  sind  ferner  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1887,  welches  die  Verwendung  gesundheits- 
schädlicher Farben  zur  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln, 
die  zum  Verkauf  bestimmt  sind,  verbietet  und  die  Anwendung  solcher 
Farben  auch  für  die  Gefäfse,  Umhüllungen  und  Schutzbedeckungen  von 
Nahrungs-  und  Genufsmitteln,  zur  Herstellung  von  kosmetischen  Mitteln, 
Spielwaren,  Tapeten,  Teppichen,  Möbelstoffen,  Vorhangs-  und  Kleidungs- 
stoffen, Masken,  Kerzen,  künstlichen  Blättern,  Blumen  und  Früchten  u.s.  w. 
ausschliefst.  Der  Handel  mit  nicht  vorschriftsmäfsig  hergestellten  Waren 
dieser  Art  unterliegt  ebenfalls  einer  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  Haft. 
Durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Gegenstände,  auf  die  sich  das  Farben- 
verwendungsgesetz bezieht,  greift  es  in  die  verschiedensten  Handelszweige 
unmittelbar  ein.    Immerhin  hat  es  insofern  einen  speciellen  Charakter, 
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als  es  lediglich  die  Gefährdung  der  Gesundheit  durch  Farbenverwen- 
dung berührt. 

Die  beiden  zuletzt  erwähnten  Gesetze  bedeuten  eine  Fortentwicklung 
in  bestimmter  Richtung  und  eine  Ergänzung  der  allgemeinen  Vorschriften 
über  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständen, die  in  dem  Gesetz  vom  14.  Mai  1879  gegeben  sind.  Dieses  Ge- 
setz ist  dazu  bestimmt,  die  wesentlich  von  gesundheitlichen  Gesichts- 
punkten getragene  polizeiliche  Kontrolle  des  gesamten  Handel  verkehre  in 
Nahrungs-  und  Genufsmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  auf  gesetzliche 
Grundlage  zu  stellen.  Damit  treffen  wir  auf  ein  Gebiet  der  polizeilichen 
Einwirkung  auf  den  Handelsbetrieb,  das  schon  früh  eine  Bedeutung  er- 
langt hat  und  auch  in  anderen  Ländern  weit  entwickelt  ist.  Die  öffent- 
liche Verwaltung  hat  es  stets  für  ihre  Pflicht  gehalten,  in  dieser  Richtung 
den  Handelsverkehr  zu  überwachen.  Schon  in  der  römischen  Republik 
gab  es  dafür  besondere  Beamte;  im  Mittelalter  befafsten  sich  die  Gemeinde- 
behörden neben  den  Zünften  und  Innungen  mit  dieser  Aufgabe.  Zu  um- 
fassenden gesetzlichen  Regelungen  kam  es  erst  im  19.  Jahrhundert  Der 
Anlafs  liegt  darin,  dafs  die  technischen  und  chemischen  Fortschritte,  die 
seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  erzielt  sind,  neben  alP  ihren  günstigen 
Wirkungen  auch  den  MiXsbrauch,  die  Fälschung,  erleichterten  und  viel- 
fach dazu  verwendet  wurden. 

Die  Wissenschaft  selbst  wieder  war  es,  die  auf  diesen  Mifsbrauch 
aufmerksam  machte.  In  England  veranlafste  die  medizinische  Zeitschrift 
^The  Lancet"  in  den  50  er  Jahren  eine  umfangreiche  Untersuchung,  die 
das  Ergebnis  hatte,  dafs  auf  je  100  untersuchte  Proben  65  verfälschte 
entfielen.  Das  führte  zur  Einsetzung  einer  parlamentarischen  Unter- 
suchungskommission, die  ihrerseits  die  Mifsbräuche  bestätigte  und  als 
Abhilfsmittel  eine  ständige  Kontrolle  der  Lebensmittel  durch  bestimmte 
Beamte  und  die  Errichtung  eines  Centraigesundheitsamtes  befürwortete. 
Die  weitere  Folge  war  der  Erlafs  eines  Gesetzes  im  Jahre  1860,  von 
welchem  die  weitere  gesetzliche  Entwicklung  dieser  Materie  in  England 
und  anderswo  ausging.  Das  Gesetz  gab  den  Gemeindeorganen  und  Graf- 
schaftsgerichten das  Recht  zur  Bestellung  besonderer  Beamten  für  Unter- 
suchung von  Lebensmitteln  und  Getränken  und  überliefs  es  im  übrigen 
dem  konsumierenden  Publikum,  die  Hilfe  der  Gerichte  gegen  etwaige 
Fälschungen  anzurufen.  Ein  weiteres  Gesetz  von  1872  verpflichtete  die 
Gemeinden,  auf  Verlangen  des  local  government  board  besondere  ünter- 
suchungsbeamte  anzustellen,  und  legte  diesen  bestimmte  Verpflichtungen 
auf.  1875  wurde  durch  ein  drittes  Gesetz  die  Anstellung  solcher  Beamten 
noch  weiter  gefördert,  ohne  indes  allgemein  vorgeschrieben  zu  werden, 
und  weiter  wurde  Jedem  das  Recht  gewährt,  Proben  zur  Untersuchung 
dem  betr.  Beamten  zu  übergeben.  Im  ganzen  haben  diese  Mafsregeln 
günstig  gegen  die  eingerissenen  Mifsbräuche  gewirkt. 
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In  Deutschland  waren  früher  die  Verhältnisse  ungleich  gestaltet. 
Die  Kontrolle  der  Lebensmittel  u.  s.  w.  gehörte  zu  den  Befugnissen  der 
Ortspolizei,  die  ja  auch  über  die  gesundheitliche  Seite  des  Verkehrs  zu 
wachen  hat  Meist  waren  indes  Vorkehrungen  zu  wirksamer  Durch- 
führung der  Kontrolle  nicht  getroffen,  und  einheitliche  Grundsätze  darüber 
fehlten.  Wiederholte  Anregungen  im  Reichstag,  veranlagst  durch  häufige 
und  lebhafte  Klagen  der  Bevölkerung,  führten  1877  und  1878  zu  einer 
Untersuchung  der  Verhältnisse  durch  eine  vom  Reichsgesundheitsamt 
berufene  Kommission  von  medizinischen,  chemischen  und  landwirtschaft- 
lichen Sachverständigen.  Wie  s.  Zt  in  England  die  parlamentarische 
Untersuchungskommission,  so  stellte  jetzt  die  deutsche  Sachverständigen- 
kommission in  den  „Materialien  zur  technischen  Begründung  eines  Ge- 
setzentwurfs gegen  die  Verfälschung  der  Nahrungsmittel  u.  s.  w.a  eine 
so  weite  Verbreitung  der  Verfälschungen  fest,  dafs  eine  Abwehr  durch 
vorbeugende  Bestimmungen  nötig  erschien.  Das  allgemeine  Strafgesetz- 
buch versagte  in  dieser  Beziehung  fast  ganz.  Einzelne  Vorschriften  ent- 
hielt es  freilich.  Namentlich  kam  in  Betracht  §  367  Ziff.  7,  nach  welchem 
„mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bestraft  wird,  wer  verfälschte 
oder  verdorbene  Efswaren,  insbesondere  trichinenhaltiges  Fleisch  feilhält 
oder  verkauft".  Das  Gesetz  vom  14.  Mai  1879  (geändert  durch  Gesetz 
vom  29.  Juni  1887)  hat  demgegenüber  die  strafrechtliche  Seite  weiter 
ausgebaut,  aber  auch  gleichzeitig  eine  wirksame  Kontrolle  gesichert. 

Das  Gesetz  bezieht  sich  auf  den  Verkehr  mit  Nahrungs-  und  Genufs- 
mitteln,  Spielwaren,  Tapeten,  Farben,  Efs-,  Trink-  und  Kochgeschirr  und 
mit  Petroleum.  Dieser  Verkehr  wird  generell  der  polizeilichen  Kontrolle 
unterstellt  Die  Polizeibeamten  können  jederzeit  die  Verkaufsräume 
während  der  üblichen  Geschäftszeit  oder  während  der  Öffnung  der 
Räumlichkeiten  für  den  Verkehr  betreten  und  von  den  feilgebotenen 
Waren  Proben  zum  Zweck  der  Untersuchung  gegen  Empfangsbescheini- 
gung und  gegen  Entschädigung  in  Höhe  des  üblichen  Kaufpreises  ent- 
nehmen. In  den  Verkaufs-,  Lager-  oder  Herstellungsräumlichkeiten 
solcher  Personen,  welche  wegen  Verfälschung  von  Nahrungsmitteln  u.  s.  w. 
mit  Freiheitsstrafen  belegt  sind,  können  von  de£  Beginn  der  Rechtskraft 
des  Urteils  bis  zum  Ablauf  des  3.  Jahres  nach  Verbüfsung  (Verjährung 
oder  Erlafs)  der  Strafe  die  Polizeibeamten  in  der  angegebenen  Zeit  jeder- 
zeit Revisionen  vornehmen.  Diese  Grundsätze  lehnen  sich  an  die  eng- 
lischen Bestimmungen  an ;  sie  sollen  die  Feststellung  der  Verfälschungen 
ermöglichen.  Durch  Androhung  einer  Geldstrafe  von  50—150  M.  oder 
einer  Haftstrafe  wird  die  Zulassung  der  Beamten,  die  Gestattung  der  Probe- 
entnahme und  der  Revision  gesichert  Die  festgestellten  Verfälschungen 
ziehen  strenge  Strafen  sowohl  des  beteiligten  Produzenten,  als  auch  des 
beteiligten  Kaufmanns  nach  sich.  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  Geld- 
strafe bis  1500  M.  oder  eine  dieser  Strafen  trifft  den,  der  zum  Zweck 
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der  Täuschung  Nahrungs-  oder  Genufsmittel  nachmacht  oder  verfälscht, 
und  weiter  den,  der  verdorbene,  nachgemachte  oder  verfälschte  Nahrungs- 
oder Genufsmittel  wissentlich  unter  Verschweigung  dieses  Umstandes  ver- 
kauft oder  unter  einer  zur  Täuschung  geeigneten  Bezeichnung  feilhält 
Bei  fahrlässigem  Vorgehen  ermäfsigt  sich  die  Strafe  auf  150  M.  oder  Haft 

Mit  Gefängnis  —  ev.  unter  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte —  wird  bestraft,  wer  vorsätzlich  Nahrungs-  oder  Genufsmittel 
oder  Bekleidungsgegenstände,  Spielwaren,  Tapeten,  Efs-,  Trink-  und  Koch- 
geschirr oder  Petroleum  derart  herstellt,  dafs  ihr  Genufs  oder  normaler 
Gebrauch  die  menschliche  Gesundheit  zu  schädigen  geeignet  ist, 
ferner  wer  wissentlich  solche  gesundheitsschädlichen  Gegenstände  ver- 
kauft, feilhält  oder  sonst  in  Verkehr  bringt;  ist  dadurch  eine  schwere 
Körperverletzung  oder  der  Tod  eine«  Menschen  verursacht,  so  tritt  Zucht- 
hausstrafe bis  zu  5  Jahren  ein.  Der  Versuch  ist  ebenfalls  strafbar.  War 
in  diesen  Fällen  der  Genufs  oder  Gebrauch  des  Gegenstandes  geeignet, 
die  menschliche  Gesundheit  zu  zerstören,  und  war  diese  Eigenschaft  dem 
Thäter  bekannt,  so  tritt  Zuchthausstrafe  bis  zu  10  Jahren,  und  wenn 
durch  die  Handlung  der  Tod  eines  Menschen  verursacht  ist,  Zuchthaus- 
strafe von  mindesten  10  Jahren,  eventuell  lebenslängliche  Zuchthausstrafe 
ein.  Daneben  kann  noch  auf  Zulässigkeit  der  Polizeiaufsicht  erkannt 
werden.  Für  fahrlässiges  Vorgehen  dieser  Art  ist  die  Strafe  Geldstrafe 
bis  zu  1000  M.  oder  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten,  und  wenn  durch 
die  Handlung  ein  Schaden  an  der  Gesundheit  eines  Menschen  verursacht 
ist,  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr,  wenn  aber  der  Tod  eines  Menschen  dadurch 
verursacht  ist,  Gefängnis  von  1  Monat  bis  zu  3  Jahren.  Aufserdem  ist 
in  all7  diesen  Fällen  auf  Einziehung  der  betr.  Gegenstände  zu  erkennen. 
Dem  Verurteilten  fallen  überdies  die  Kosten  der  polizeilichen  Unter- 
suchung zur  Last,  die  zur  Verurteilung  geführt  hat 

An  Präventivvorschriften  enthält  das  Gesetz  ein  Verordnungsrecht, 
das  vom  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  ausgeübt  wird  und 
das  Herstellen  oder  Feilhalten  bestimmter  Arten  von  Nahrungs-  und 
( renufsmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  verbieten  kann ;  die  Befolgung 
solcher  Anordnungen  wird  durch  Androhung  einer  Geldstrafe  bis  zu 
150  M.  oder  Haft  gesichert.  Die  Landesgesetze  können  eine  höhere 
Strafe  festsetzen.  Von  dem  Verordnungsrecht  ist  bis  jetzt  nur  beschränkter 
Gebrauch  gemacht  Öffentliche,  mit  medizinisch  und  chemisch  vorge- 
bildeten Beamten  besetzte  Untersuchungsstationen,  wie  sie  von  der  Sach- 
verständigenkommission vorgeschlagen  sind,  hat  das  Gesetz  nicht  vor- 
geschrieben. 

Auch  die  Gemeindeorgane  haben  in  diese  Dinge  eingegriffen  und 
sich  insbesondere  gegen  die  Verfälschung  der  Milch  gewandt.  1 898  haben 
dann  die  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Landwirtschaft 
Grundsätze  für  den  Verkehr  mit  Kuhmilch  aufgestellt,  wonach  u.  a.  jeder 
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Milchhandel  polizeilich  anzumelden  und  der  gesamte  Milchverkehr  der 
gesundheitspolizeilichen  Überwachung  zu  unterwerfen  ist 

Dafs  alle  diese  Bestimmungen  für  den  Handel  vielfache  Beschrän- 
kungen der  Bewegungsfreiheit  zur  Folge  haben,  liegt  auf  der  Hand. 
Grundsätzlich  sind  aber  trotzdem  diese  Eingriffe  zu  billigen.  Die  Ge- 
sundheit des  Volkes  ist  wichtiger  als  die  Störungen,  die  eventuell  für 
den  Handelsverkehr  aus  derartigen  Vorschriften  hervorgehen.  Im  ein- 
zelnen kann  man  natürlich  über  die  Zweckmäßigkeit  dieser  oder  jener 
Bestimmung  verschiedener  Meinung  sein.  Dafs  die  gesundheitspolizei- 
lichen Eingriffe  gleichzeitig  auch  einen  gewissen  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  geben,  ist  klar. 

Die  besprochenen  Eingriffe  in  den  Betrieb  lassen  die  Preisbildung 
im  Handel  unberührt  Das  war  früher  anders.  Schon  im  griechischen 
Altertum  kam  für  Getreide  statt  der  freien  Preisbildung  die  behörd- 
liche Preistaxe  vor,  und  obwohl  das  römische  Recht  im  allgemeinen 
die  Freiheit  der  Preisbildung  anerkannte,  hatte  doch  301  n.  Chr.  der 
Kaiser  Diocletian  eine  ziemlich  weit  greifende  amtliche  Preisfeststellung 
versucht  Das  Mittelalter  bildete  die  behördlichen  Preistaxen  zu- 
nächst für  Lebensmittel,  aber  auch  für  sehr  viele  andere  Gegenstände 
systematisch  aus.  Die  städtischen  Behörden,  damals  bekanntlich  die 
Träger  der  Handelspolitik,  setzten  teils  mit  den  Zünften,  teils  ohne  und 
teils  gegen  sie  amtlich  die  Verkaufspreise  fest  in  der  doppelten  Absicht, 
das  Publikum  gegen  Überteuerung  und  die  Handwerker  gegen  über- 
mäfsigen  Preisdruck  zu  schützen. 

Das  Merkantilsystem  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  stellt  in  dieser 
wie  in  sonstigen  handelspolitischen  Fragen  nur  eine  Übertragung  der 
Grundsätze,  die  in  der  städtischen  Handelspolitik  des  Mittelalters  geherrscht 
hatten,  auf  das  ganze  Staatsgebiet  dar.  Es  machte  von  den  Preistaxen 
reichlichen  Gebrauch,  und  zwar  lag  die  Festsetzung  in  der  Hand  der 
Staatsbehörden. 

Die  Preistaxen,  denen  in  Zeiten  lokalisierten  Verkehrs  und  geringer 
Kapitalkraft  eine  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden  kann,  haben 
im  19.  Jahrhundert  den  Bedürfnissen  der  neueren  Entwicklung  weichen 
müssen,  die  mit  ihrer  lebhafteren  Verkehrsbewegung  und  mit  ihrer 
gröfseren  Kapitalkraft  die  Fesseln  behördlicher  Preisfeststellungen  nicht 
mehr  tragen  konnte  und  wollte.  Die  deutsche  Gewerbeordnung  hat, 
soweit  der  eigentliche  Handel  in  Betracht  kommt,  —  abgesehen  von 
den  Apotheken  —  wirkliche  behördliche  Preisfestsetzungen  ausgeschlossen. 
Für  den  Brotverkauf  kann  zwar  das  Aushängen  polizeilich  gestempelter 
„Preistaxen"  vorgeschrieben  werden,  aber  die  Höhe  der  Preise  wird  auch 
hier  von  den  Beteiligten  selbst  festgestellt  (ft  73  und  §  74).  Staatliche 
Preistaxen  sind  neuerdings  von  den  Landwirten  und  Winzern,  wie  schon 
erwähnt,  verlangt,  aber  nicht  erreicht  worden.    Im  allgemeinen  bleibt  es 
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den  Beteiligten  überlassen,  sich  auf  dem  Wege  freiwilligen  Zusammen- 
schlusses gegen  zu  niedrige  oder  auf  seiten  der  Konsumenten  gegen  zu 
hohe  Preise  zu  schützen.  Vereinzelt  haben  sich  Reste  behördlicher 
Preistaxen  in  engeren  Bezirken  unter  besonderen  Voraussetzungen  er- 
halten, z.  B.  in  Idar,  wo  in  der  Gewerbehalle  die  geschliffenen  Gegen- 
stände zu  amtlich  festgesetzten  Preisen  verkauft  werden.  Unter  auf  ser- 
gewöhnlichen Verhältnissen  kann  auch  wohl  vorübergehend  der  Preis- 
steigerung durch  behördliche  Eingriffe  eine  Grenze  gezogen  werden,  um 
einem  Notstande  der  Bevölkerung  vorzubeugen.  Im  übrigen  aber  bleibt 
dem  Handel  in  dieser  Beziehung  seine  Freiheit  gewahrt. 

§  3.  Die  Beschränkungen  des  Wanderhandelt.  Polizeiliche  Rück- 
sichten und  bewufstes  Eingreifen  in  die  Konkurrenzverhältnisse  mischen 
sich  in  eigenartiger  Weise  bei  der  Behandlung,  die  dem  Wanderhandel 
zu  teil  wird,  und  zwar  sowohl  dem  Wanderhandel  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes,  als  auch  den  Formen  des  Handels,  die  eine  Verwandtschaft 
mit  dem  eigentlichen  Hausierbetriebe  zeigen.  Der  wohlfahrtspolizeiliche 
Gesichtspunkt,  der  sich  für  die  vielfachen  Beschränkungen  des  Wander- 
handels anführen  läfst,  ist  der,  dafs  wegen  der  nur  gelegentlichen  und 
flüchtigen  Berührung  des  Wanderhandels  mit  den  Konsumenten  eine 
ständige  Kontrolle  über  das  Gebahren  der  betr.  Händler  nicht  möglich 
ist,  sodafs  mancher  Mifsbrauch  denkbar  erscheint  Auch  läfst  sich  für 
einen  Teil  des  Wanderhandels  geltend  machen,  dafs  das  persönliche 
Heranrücken  an  den  Konsumenten  mit  einer  lästigen  Zudringlichkeit 
zusammenfallen  kann  und  eine  Verleitung  zu  unwirtschaftlichen  Einkäufen 
erleichtert  Die  Möglichkeit  solcher  Mifsstände  und  ihr  thatsächliches 
Vorkommen  ist  nicht  zu  leugnen.  Nach  dem  Ergebnis  der  weitschich- 
tigen Untersuchungen,  die  neuerdings  der  Verein  für  Sozialpolitik  in 
6  Bänden  veröffentlicht  hat,  kann  man  freilich  den  Eindruck  nicht  los 
werden,  als  ob  die  Mifsstände  nicht  so  häufig  zu  Tage  treten,  als  man 
vielfach  geglaubt  hatte.  Soweit  sie  bestehen,  kann  ein  Eingreifen  der 
Staatsorgane  nicht  grundsätzlich  bekämpft  werden. 

Thatsächlich  mischt  sich  ein  gutes  Stück  Konkurrenzfurcht  der  an- 
sässigen Kleinhändler  in  die  ganze  Behandlung  der  Frage  hinein.  Zu 
leugnen  ist  auch  nicht,  dafs  dem  ansässigen  Kleinhandel  vielfach  durch 
den  Wanderhandel  eine  Konkurrenz  bereitet  wird,  die  wegen  ihres  näheren 
Heranrückens  an  die  Konsumenten  schwer  zu  überwinden  ist  Immerhin 
aber  wird  man  dieser  Konkurrenzfurcht  nicht  zu  weit  nachgeben  dürfen, 
weil  der  Wanderhandel,  wenn  er  auch  seine  frühere  grofse  Bedeutung 
verloren  hat,  doch  in  den  vom  grofsen  Verkehr  abgewandten  Gegenden 
noch  immer  ein  notwendiger  Vermittler  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten ist 

Als  Übergangsform  zwischen  dem  sefshaften  und  dem  eigentlichen 
Hausierhandel  im  Sinne  der  G.  0.  mufs  man  den  beweglichen  „Strafsen- 
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handelu  betrachten,  der  innerhalb  der  Städte  von  Haus  zu  Haus  und  auf 
den  öffentlichen  Straf  sen,  Plätzen  und  Wegen  ohne  dauernden  Standort 
von  Ortseingesessenen  vollzogen  wird  und  sich  in  grofsen  Städten  noch 
vielfach  abschattiert 

Die  deutsche  Gewerbeordnung  behandelt  zwar  den  Strafsenhandel 
unter  der  Eubrik  „stehender  Gewerbebetrieb",  aber  sie  stellt  ihn  in  §  42  a 
insofern  mit  dem  Hausierhandel  gleich,  als  sie  ihm  grundsätzlich  den 
Vertrieb  aller  der  Gegenstände  untersagt,  die  vom  Hausierhandel  im 
Sinne  der  G.  0.  ausgeschlossen  sind.  Die  zuständige  jLandesregierung 
kann  indes  im  Bedürfnisfalle  Ausnahmen  von  diesem  Verbot  gestatten. 
Das  Feilbieten  geistiger  Getränke  kann  von  der  Ortspolizeibehörde  im 
Fall  eines  besonderen  Bedürfnisses  vorübergehend  gestattet  werden.  Zu 
dieser  Beschränkung  des  Warenkreises  kann  nach  §  42  b  der  G.  0.  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  oder  aber  die 
Gemeindebehörde  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ent- 
weder allgemein  oder  nur  für  einzelne  Teile  des  Gemeindebezirks  oder 
für  bestimmte  Warengattungen  noch  die  weitere  Schranke  hinzufügen, 
dafs  der  Strafsenhandel  auch  in  den  erlaubten  Waren  nur  mit  behörd- 
licher Erlaubnis  betrieben  werden  darf. 

Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  nach  der  Novelle  zur  G.  0.  vom 
6.  August  1896  den  Strafsenhandel  überhaupt  nicht  ausüben;  da  wo  die 
Ausübung  durch  Kinder  herkömmlich  ist,  kann  aber  die  Ortspolizei- 
behörde bis  zu  längstens  im  ganzen  4  Wochen  für  das  Kalenderjahr  vor- 
übergehende Ausnahmen  gestatten. 

Zum  Strafsenhandel  mit  Druckschriften  oder  anderen  Schriften  oder 
Druckwerken  bedarf  nach  dem  Gesetz  vom  1.  Juli  1883  (§  43)  allgemein 
der  Händler  der  ortspolizeilichen  Erlaubnis,  die  durch  einen  auf  den 
Namen  lautenden  Legitimationsschein  bekundet  wird. 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  jüngeren  Datums;  sie  stammen  meist 
aus  dem  Jahre  1883,  zum  Teil  erst  aus  dem  Jahre  1896. 

Die  ortspolizeilichen  Vorschriften  engen  das  Arbeitsfeld  des  Strafsen- 
handels  vielfach  noch  weiter  ein.  In  Berlin  darf  der  Strafsenhändler 
keine  feste  Haltestelle  einnehmen,  keine  Warenreste  auf  die  Straf  sen 
werfen,  seit  1.  April  1898  in  der  Nähe  der  Markthallen  den  Betrieb 
überhaupt  nicht  ausüben  u.  s.  w.  Die  ausübenden  Polizeiorgane  haben 
durch  die  Kontrolle  der  Durchführung  dieser  Vorschriften  mancherlei 
Arbeit,  über  deren  wirklichen  Nutzen  aber  in  Berlin  selbst  recht  ver- 
schiedene Meinungen  bestehen.  Unterdrücken  wird  man  den  Strafsen- 
handel niemals,  weil  er  so  manchem,  der  in  Not  geraten  ist,  noch  die 
Möglichkeit  einer  eigenen  wirtschaftlichen  Existenz  bietet,  ohne  die  er 
der  Armenpflege  anheim  fallen  müfste.  Die  konsumierende  Bevölkerung 
steht  dem  Strafsenhandel  vielfach  freundlich  gegenüber,  da  sie  in  ihm 
mitunter  eine  bequeme  Verkaufsgelegenheit  findet,  die  eine  Zeitersparnis, 
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manchmal  auch  wohl  eine  Kostenersparnis  in  sich  schliefst,  ohne  dafs 
man  zu  ihrer  Benutzung  gezwungen  würde.  Der  Ladenhandel  erblickt 
allerdings  darin  eine  unliebsame  Konkurrenz.  Der  thatsächliche  Umfang 
dieser  Konkurrenz,  die  nicht  zu  leugnen  ist,  steht  übrigens  noch  nicht  fest. 

Als  eine  weitere  Zwischenform  zwischen  stehendem  und  hausier- 
mäfsigem  Handelsbetrieb  im  Sinne  der  6. 0.  mufs  das  Detailreisen  ange- 
sehen werden,  von  dem  an  einer  früheren  Stelle  bereits  die  Rede  gewesen  ist 
Man  kann  das  Detailreisen  als  einen  auftragweisen  Hausierhandel  bezeich- 
nen, wenn  man  sein  Wesen  erfassen  will.  Dafs  er  unter  Umständen  wichtig 
sein  kann,  namentlich  beim  Buchhandel,  dafs  er  aber  anderseits  als  ein 
Kennzeichen  hochgespannter  Konkurrenzverhältnisse  und  Absatzschwierig- 
keiten gelten  mufs,  ist  bereits  erwähnt  worden.  Die  ansässigen  Klein- 
händler sehen  im  allgemeinen  in  dem  Detailreisen  eine  gefährliche  Kon- 
kurrenz, obwohl  die  gröfseren  unter  ihnen  auch  wohl  selbst  von  diesem 
Mittel  Gebrauch  machen.  Die  Reichsregierung  hatte  dieser  Auffassung 
soweit  nachgegeben,  dafs  sie  1896  das  Detailreisen  ganz  verbieten 
wollte.  Nur  bei  Kaufleuten  oder  bei  solchen  Personen,  welche  in  ihrem 
Gewerbebetrieb  Waren  der  angebotenen  Art  verwenden,  sollten  Be- 
stellungen aufgesucht  werden  dürfen.  Ausnahmen  sollte  der  Bundesrat 
gewähren  können.  Ganz  so  weit  ging  der  Reichstag  nicht  Er  gestattete 
das  Detailreisen  bei  Privaten  für  den  Fall,  dafs  eine  ausdrückliche  Auf- 
forderung seitens  des  Besuchten  an  den  Reisenden  ergangen  ist,  die 
allerdings  auch  ganz  allgemein  lauten  kann.  Bei  Kaufleuten  und  bei 
Personen,  welche  Waren  der  angebotenen  Art  in  ihrem  Gewerbebetrieb 
verwenden,  ist  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auch  ohne  vorherige 
Aufforderung  gestattet  Der  Detailreisende  bedarf  wie  der  Handlungs- 
reisende überhaupt  einer  Legitimationskarte,  die  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen versagt  und  wieder  zurückgenommen  werden  kann.  Der 
Reisebuchhandel  wird  von  diesen  Vorschriften  nicht  berührt;  er  wird  als 
Hausierbetrieb  behandelt. 

Will  ein  Detailreisender,  der  andere  Waren  als  Bücher  vertreibt, 
unmittelbar  bei  den  Konsumenten  Absatz  suchen  ohne  eine  vorherige 
ausdrückliche  Aufforderung  des  Konsumenten,  so  bleibt  ihm  nichts  weiter 
übrig,  als  sich  einen  Hausierschein  zu  verschaffen  (G.  0.  §  44  und  44  a). 

Noch  viel  umfassender  sind  die  Eingriffe  in  den  eigentlichen  Hausier- 
handel. Als  Hausierhändler  betrachtet  §  55  der  G.  0.  denjenigen,  welcher 
aufserhalb  des  Gemeindebezirks  seines  Wohnorts  „ohne  Begründung  einer 
gewerblichen  Niederlassung  und  ohne  vorgängige  Bestellung  in  eigener 
Person"  Waren  feilbieten  oder  Warenbestellungen  aufsuchen  oder  Waren 
bei  anderen  Personen  als  Kaufleuten  oder  an  anderen  Orten,  als  in  offenen 
Verkaufsstellen  zum  Wiederverkauf  ankaufen  will. 

Der  Hausierhandel  ist  auch  nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
konzessionspflichtig  geblieben  und  wurde  schon  in  den  20er  Jahren  des 
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19.  Jahrhunderts  weiteren  Beschränkungen  unterworfen.  Die  Gewerbe- 
ordnung von  1869  ging  noch  glimpflich  mit  ihm  um.  1883,  1891  und 
1896  wurde  aber  infolge  der  lebhaften  Bewegung  der  ansässigen  Klein- 
händler der  Hausierbetrieb  weitgehenden  Beschränkungen  unterworfen. 

An  Sonn-  und  Festtagen  ist  seit  1891  der  Hausierhandel  ganz  ver- 
boten; Ausnahmen  können  indes  von  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
auf  Grund  der  vom  Bundesrat  zu  erlassenden  grundsätzlichen  Normen 
gestattet  werden.  Zahlreiche  Waren  sind  vom  Hausierhandel  ganz  aus- 
geschlossen, und  ihr  Kreis  hat  sich  immer  mehr  erweitert. 

Ursprünglich  schlofs  §  56  der  G.  0.  vom  Hausierbetrieb  nur  fol- 
gende Waren  aus: 

1.  Geistige  Getränke  aller  Art; 

2.  gebrauchte  Kleider  und  Betten;  Garnabfälle,  Enden  und  Dräumen  von 
Seide,  Wolle,  Leinen  oder  Baumwolle;  Bruchgold  und  Bruchsilber; 

3.  Spielkarten,  Lotterielose,  Staats-  und  sonstige  Wertpapiere  ; 

4.  Schiefspulver,  Feuerwerkskörper  und  andere  explosive  Stoffe; 

5.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stoffe. 

Heute  sind  aufser  diesen  noch  ausgeschlossen  gebrauchte  Wäsche, 
gebrauchte  Bettstücke  (insbesondere  Bettfedern),  Menschenhaare,  Gold- 
und  Silberwaren,  Taschenuhren,  mineralische  und  andere  leicht  entzünd- 
liche Öle  (insbesondere  Petroleum),  Spiritus,  Stöfs-,  Hieb-  und  Schufs- 
waffen,  Geheimmittel,  Bäume,  Sträucher,  Schnittwurzelreben,  Futtermittel, 
Sämereien,  Schmucksachen,  Bijouterien,  Brillen  und  optische  Instrumente. 
Für  die  Einzelheiten  kann  auf  §  56  der  G.  0.  verwiesen  werden. 

Die  Verwendung  der  Form  des  Abzahlungsgeschäfts  und  der  Ver- 
steigerung ist  im  Hausierhandel  verboten.  Die  Landesregierungen  können 
noch  weitere  Beschränkungen  behufs  Abwehr  der  Viehseuchen  hinzu- 
fügen, aber  auch  Ausnahmen  für  ihr  Gebiet  oder  für  Teile  desselben 
gestatten,  während  der  Bundesrat  generelle  Ausnahmen  gewähren  darf, 
in  beiden  Fällen  unter  der  Voraussetzung,  dafs  ein  Bedürfnis  dazu  vor- 
liegt (§  56a).  Das  ist  z.  B.  für  Bier  mit  einem  Alkoholgehalt  bis  zu 
2  Proz.  geschehen  durch  Bundesratsverordnung  vom  17.  Juli  1899,  durch 
die  das  Feilbieten  solcher  Biere  im  Umherziehen  innerhalb  des  König- 
reichs Preufsen,  des  Herzogtums  Anhalt  und  des  Gebiets  der  Freien  Stadt 
Lübeck  gestattet  wird. 

Die  Erteilung  des  Wandergewerbescheines,  dessen  der  Hausierer 
bedarf  (§  57  ff.),  ist  durch  die  Gesetzgebung  seit  1 883  an  immer  weitere 
Erschwerungen  geknüpft  worden.  Die  Gewerbeordnung  von  1869  stellte 
in  §  57  vier  Gründe  auf,  aus  denen  einem  Bundesangehörigen,  welcher 
im  Bundesgebiet  einen  festen  Wohnsitz  hat  und  das  21.  Lebensjahr  über- 
schritten hat,  der  Wandergewerbeschein  versagt  werden  durfte.  Darnach 
durfte  der  Schein  versagt  werden,  wenn  der  Nachsuchende 
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1.  mit  einer  abschreckenden  oder  ansteckenden  Krankheit  behaftet  ist; 

2.  wegen  strafbarer  Handlungen  aus  Gewinnsucht,  gegen  das  Eigen- 
tum oder  die  Sittlichkeit ,  wegen  vorsätzlicher  Angriffe  auf  Leben 
und  Gesundheit  von  Menschen,  wegen  vorsätzlicher  Brandstiftung, 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  Verbote  oder  Sicherungsmafsregeln 
zur  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten  oder  Viehseuchen  zu 
Gefängnis  von  mindestens  6  Wochen  oder  zu  geringerer  Strafe  unter 
Beschränkung  in  der  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ver- 
urteilt ist,  innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  Verurteilung  bezw.  bei 
Gefängnisstrafe  nach  der  Verbüfsung; 

3.  unter  polizeilicher  Aufsicht  steht; 

4.  wegen  gewohnheitsmäfsiger  Arbeitsscheu,  Bettelei,  Landstreicherei, 
Trunksucht  übel  berüchtigt  ist 

Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883  hat  die  Ausschlief sungsgründe  schon 
wesentlich  erweitert,  und  das  Gesetz  vom  6.  August  1896  ist  auf  dieser 
Bahn  noch  weiter  gegangen.  Jetzt  mufs  der  Wandergewerbeschein  un- 
bedingt versagt  werden,  wenn  einer  der  oben  genannten  Gründe  vorliegt, 
und  wenn  der  Nachsuchende  in  abschreckender  Weise  entstellt  ist,  und 
ferner,  wenn  er  wegen  Land-  oder  Hausfriedensbruchs  oder  wegen  Wider- 
standes gegen  die  Staatsgewalt  bestraft  ist  Das  Mindestmafs  der  Strafe  ist 
in  diesem  und  in  den  oben  unter  Ziffer  2  genannten  Fällen  allgemein  auf 
3  Monate  bemessen,  was  gegen  die  frühere  Fassung  eine  Erleichterung 
bedeutet;  gleichzeitig  ist  aber  die  Ausschliefsungsfrist  für  den  Bestraften 
allgemein  auf  3  Jahre  nach  Verbüfsung  der  Strafe  erweitert  worden. 

Weiterführen  die  neuen  §§  57a  und  57b,  die  1883  hinzugefügt  und  1896 
verschärft  sind,  noch  weitere  von  dem  Ermessen  der  zuständigen  Behörde 
abhängige  Fälle  der  Versagung  des  Gewerbescheines  an.  „In  der  Regel"  ist 
nach  §  57  a  der  Wandergewerbeschein  zu  versagen,  wenn  der  Nachsuchende 

1.  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat; 

2.  blind,  taub  oder  stumm  ist  oder  an  Geistesschwäche  leidet. 

Für  den  ersten  Fall  wird  aber  die  Versagung  ausgeschlossen,  wenn 
der  Nachsuchende  der  Ernährer  einer  Familie  ist  und  bereits  4  Jahre 
im  Wandergewerbe  thätig  war. 

Nach  §  57  b  darf  aufserdem  der  Wandergewerbeschein  nach  freiem 
Ermessen  der  Behörden  versagt  werden,  wenn  der  Nachsuchende 

1.  im  Inlande  einen  festen  Wohnsitz  nicht  hat; 

2.  wegen  der  oben  erwähnten  strafbaren  Handlungen  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe von  mindestens  1  Woche  verurteilt  ist,  und  wenn  seit 
Verbüfsung  der  Strafe  noch  nicht  5  Jahre  verflossen  sind; 

3.  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  über  den  Hausierbetrieb  im  Laufe 
der  letzten  3  Jahre  wiederholt  bestraft  ist; 

4.  ein  oder  mehrere  Kinder  hat,  für  deren  Unterhalt  und  Unterricht 
nicht  genügend  gesorgt  ist. 
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Der  Wandergewerbeschein  wird  immer  nur  für  1  Jahr  erteilt,  gilt 
aber  normalerweise  für  das  ganze  Reich.  Der  Schein  darf  Anderen  zur 
Benutzung  nicht  überlassen  werden  und  mufs  von  dem  Hausierer  auf 
Verlangen  dem  zuständigen  Beamten  stets  vorgezeigt  werden;  anderen- 
falls mufs  der  Betrieb  bis  zur  Herbeischaffung  des  Scheines  eingestellt 
werden.  Der  Eintritt  in  fremde  Wohnungen  und  ferner  das  Betreten 
fremder  Häuser  und  Gehöfte  bei  Nacht  zum  Zweck  des  Gewerbebetriebes 
ist  den  Hausierern  nur  nach  vorgängiger  Erlaubnis  gestattet.  Minder- 
jährigen und  weiblichen  Hausierern  kann  im  Gewerbeschein  der  Betrieb 
nach  Sonnenuntergang  und  weiblichen  Hausierern  überhaupt  der  Betrieb 
von  Haus  zu  Haus  verboten  werden. 

Die  Mitführung  anderer  Personen  beim  Hausierbetrieb  bedarf  wie- 
derum einer  besonderen  Erlaubnis,  für  deren  Versagung  die  §§  57 — 57  b 
der  G.  0.  entsprechende  Anwendung  finden.  Kinder  unter  14  Jahren 
dürfen  zu  Betriebszwecken  überhaupt  nicht  mitgeführt  werden  u.  s.  w. 

Auch  in  Oesterreich  ist  der  Hausierhandel  vielfachen  Beschränkungen 
und  strengen  Bestimmungen  unterworfen,  während  England  und  Frank- 
reich ihn  nur  wenig  aus  polizeilichen  und  steuerlichen  Rücksichten  ein- 
engen. Die  Einrichtung  der  Wandergewerbescheine  ist  in  England  all- 
gemein durchgeführt,  während  in  Frankreich  nur  für  Paris  Wandergewerbe- 
scheine vorgeschrieben  sind. 

Frankreich  und  England  behandeln  auch  den  Buch-Hausierhandel, 
d.  h.  den  Kolportagebuchhandel,  viel  milder  als  Oesterreich  und  Deutsch- 
land. England  hat  Sondervorschriften  darüber  nicht.  Frankreich  unter- 
wirft den  Kolportagebuchhandel  nur  einer  Anzeigepflicht  und  schreibt 
aufserdem  die  Mitführung  eines  Verzeichnisses  der  zu  vertreibenden  Bücher 
u.  s.  w.  vor.  In  Oesterreich  dagegen  ist  durch  das  Prefsgesetz  vom 
17.  Dezember  1862  der  Kolportagebuchhandel  bei  Geldstrafe  von  5  bis 
200  Gulden  gänzlich  verboten.  Soweit  ist  Deutschland  nicht  gegangen. 
Aber  gleichwohl  ist  der  Kolportagebuchhandel  auch  hier  in  wachsendem 
Umfange  Beschränkungen  unterworfen  worden,  obwohl  gegen  ihn  der 
sefshafte  Buchhandel  keineswegs  eine  so  abwehrende  Haltung  einge- 
nommen hat,  wie  der  sefshafte  Kleinhandel  gegen  den  Hausierhandel  über- 
haupt. Die  Gewerbeordnung  von  1869  enthielt  besondere  Vorschriften 
über  den  Kolportagebuchhandel  nicht  Das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883 
dagegen  führte  zunächst  den  Verzeichniszwang  ein.  Der  Kolporteur  mufs 
nach  §  56  Abs.  3  ein  Verzeichnis  seiner  Vertriebsgegenstände  der  zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde  seines  Wohnorts  zur  Genehmigung  ein- 
reichen. Die  Genehmigung  kann  nur  versagt  werden,  wenn  das  Ver- 
zeichnis solche  Druckschriften  u.  s.  w.  enthält,  die  nach  den  gleich  zu 
erwähnenden  Vorschriften  vom  Kolportagebetrieb  ausgeschlossen  sind. 
Nur  die  in  dem  genehmigten  Verzeichnis  angeführten  Gegenstände  darf 
der  Kolporteur  bei  sich  führen.   Das  Verzeichnis  mufs  er  während  der 
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Ausübung  seines  Betriebes  stets  bei  sich  haben  und  auf  Verlangen  dem 
zuständigen  Beamten  bezw.  der  Behörde  vorzeigen;  kann  er  das  nicht, 
so  mufs  er  auf  Geheifs  des  betr.  Beamten  bezw.  der  Behörde  den  Betrieb 
bis  zur  Herbeischaffung  des  Verzeichnisses  einstellen.  Aufserdem  schlofs 
das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883  vou  der  Kolportage  aus:  Druckschriften, 
andere  Schriften  und  Bildwerke,  die  in  sittlicher  oder  religiöser  Beziehung 
Ärgernis  zu  geben  geeignet  sind,  oder  die  mittelst  Zusicherung  von 
Prämien  oder  Gewinnen  vertrieben  werden.  Das  Gesetz  vom  6.  August 
1896  fügte  als  ausgeschlossen  noch  hinzu  die  Druckschriften  u.  s.  w., 
die  in  Lieferungen  erscheinen,  sofern  der  Gesamtpreis  nicht  auf  jeder 
einzelnen  Lieferung  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  bestimmt 
verzeichnet  ist  Im  übrigen  unterliegt  die  Kolportage  den  Bestimmungen 
über  den  Hausierbetrieb. 

Der  Hausierhandel  ist  vielfach  noch  besonderen  Steuern  unterworfen. 
In  Preufsen  ist  die  Steuer  in  der  Regel  4S  M.  jährlich,  kann  aber  bis 
auf  6  M.  ermäfsigt  und  bis  auf  144  M.  gesteigert  werden.  In  Sachsen 
ist  der  Normalsatz  50  M.,  der  Mindestsatz  2  M.,  der  Höchstsatz  300  M. 
Württemberg  hat  die  Hausiersteuer  1873  der  Besteuerung  der  stehenden 
Gewerbe  angepafst  und  die  Steuer  nach  der  Zahl  der  Hilfspersonen  und 
nach  der  Höhe  des  Betriebskapitals  bezw.  des  Warenwertes  in  Klassen 
abgestuft.  Dabei  wird  der  Hausierhandel  vielfach  ungünstiger  behandelt 
als  das  stehende  Gewerbe.  Aufserdem  werden  dort  die  Hausierbetriebe 
von  den  Kommunen  besteuert.  In  Baden  stuft  sich  die  Steuer  je  nach 
den  Warenarten  ab  von  3—36  M.,  von  12—180  M.,  von  30—600  M.;  für 
jede  Hilfsperson  ist  ein  Drittel  des  einfachen  Satzes  zu  entrichten.  In 
Bayern  werden  die  Hausierbetriebe  nach  denselben  Grundsätzen  wie  der 
stehende  Gewerbebetrieb,  aber  mit  höheren  Sätzen  und  aufserdem  noch 
mit  einer  besonderen  Abgabe  von  5  —  64  M.  besteuert  u.  s.  w. 

Trotz  aller  dieser  Einschränkungen  und  Belastungen  hat  der  Hausier- 
handel in  Deutschland  zugenommen,  ein  Zeichen,  dafs  er  gewissen  Be- 
dürfnissen nach  wie  vor  entspricht 

Zum  Hausierhandel  wird  auch  dessen  modernisierte  Form,  der 
Wanderlagerhandel,  gerechnet,  der  zum  Teil  auch  in  der  Form  der  Wander- 
auktionen erscheint.  Gegen  diese  Betriebsform  hatten  sich  in  den  70  er 
Jahren  so  grofse  Klagen  seitens  der  ansässigen  Handeltreibenden  erhoben, 
dafs  der  Reichstag  1876  den  Reichskanzler  um  Vornahme  besonderer 
Erhebungen  darüber  ersuchte.  Dieselben  fanden  denn  auch  statt  und 
sind  1878  dem  Reichstag  mitgeteilt. 

Die  Untersuchung  hatte  jedenfalls  eine  erhebliche  Vermehrung  dieser 
Betriebsform  festgestellt,  wenn  auch  die  erhobenen  Klagen  nicht  in  vollem 
Umfange  bestätigt  wurden.  Infolge  der  Erhebungen  beschlofs  der  Bundes- 
rat am  27.  Mär/  1879,  dafs  die  Wanderlager  zum  Hausierbetrieb  zu  rechnen 
sind;  schon  im  Vereinszollgesetz  von  1809  (§  124)  war  diese  Auffassung 
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vertreten,  was  die  Unterwerfung  der  Wanderlager  unter  die  Beschrän- 
kungen des  Hausierbetriebes  in  Grenzbezirken  zur  Folge  hatte.  1879 
wurde  die  Behandlung  der  Wanderlager  als  Hausierbetriebe  verallge- 
meinert. Gleichzeitig  hatte  der  Bundesratsbeschlufs  von  1879  polizeiliche 
Kontrollmafsregeln  bezüglich  der  Wanderlager  empfohlen.  Die  Gewerbe- 
ordnung selbst  hatte  1869  die  Behandlung  der  Wanderlager  nicht  klar- 
gestellt, schlofs  sich  aber  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883  dem  in- 
zwischen vom  Bundesrat  vertretenen  Standpunkt  an.  Zunächst  wurde  in 
§  42  Abs.  2  der  Begriff  der  gewerblichen  Niederlassung  dahin  umgrenzt, 
dafs  eine  solche  Niederlassung  nicht  anzunehmen  ist,  wenn  der  Gewerb- 
treibende  im  Inlande  ein  zu  dauerndem  Gebrauch  eingerichtetes,  beständig 
oder  doch  in  regelmäfsiger  Wiederkehr  benutztes  Lokal  für  den  Betrieb 
nicht  besitzt  Da  das  bei  Wanderlagern  zutrifft,  so  konnten  sie  hiernach 
nicht  zum  stehenden  Gewerbebetriebe  gerechnet  werden.  §  56  c  Abs.  2 
stellte  dann  auch  noch  formell  fest,  dafs  die  Wanderlager  den  für  An- 
kündigungen des  Hausierbetriebes  erlassenen  Vorschriften  unterliegen, 
also  dem  Hausiergewerbe  zuzurechnen  sind. 

Durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1883  wurde  gleichzeitig  der  Weg  der 
Versteigerung  für  den  Hausierbetrieb  im  allgemeinen  und  auch  für  den 
Wanderlagerbetrieb  im  besonderen  grundsätzlich  verboten  (§  56  c  Abs.  1). 
Ausnahmen  davon  können  seitens  der  zuständigen  Behörde  gestattet  wer- 
den, sind  aber  nach  dem  Gesetz  vom  6.  August  1 896  bei  Wanderversteige- 
rungen nur  hinsichtlich  der  rasch  verderblichen  Waren  zulässig. 

Die  Wanderlager  unterliegen  also  jetzt  all'  den  Beschränkungen  des 
Hausierhandels.  Aufserdem  hat  die  einzelstaatliche  Steuergesetzgebung 
seit  den  70  er  Jahren  den  Wanderlagerbetrieb  durch  hohe  Steuern  mög- 
lichst einzuschränken  gesucht.  In  Preufsen  sind  aufser  der  Hausiersteuer 
(nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juli  1876,  ergänzt  durch  Gesetz  vom  23.  De- 
zember 1 896)  noch  an  jedem  Ort  und  für  jedes  Verkaufslokal  für  jede 
Woche  30,  40,  50  M.,  je  nach  der  Gewerbesteuerabteilung,  zu  entrichten. 
Für  Wanderversteigerungen  sind  diese  Beträge  für  jeden  Tag  des  Be- 
triebes zu  zahlen.  Der  Ertrag  dieser  Steuer  f liefst  den  Gemeinden  bezw. 
Kreisen  zu.  Ganz  ähnliche  Grundsätze  gelten  in  Sachsen.  Neben  der  schon 
erwähnten  Hausiersteuer  haben  dort  die  Wanderlager  für  jede  Woche, 
die  Wanderversteigerungen  für  jeden  Tag  des  Betriebes  nochmals  den 
Jahresbetrag  der  Hausierfeteuer,  aber  nicht  mehr  als  60  M.  für  jedes  Ver- 
kaufslokal, zu  zahlen.  In  Elsafs-Lothringen  ist  ebenfalls  neben  der  Hausier- 
steuer noch  eine  besondere  Steuer  für  Wanderlager  zu  entrichten.  In 
Baden  zahlen  die  Wanderlager  für  einen  Betrieb  von  7  Tagen  die  Hälfte 
und  für  längeren  Betrieb  den  vollen  Jahresbetrag  der  Gewerbesteuer  u.  s.  w. 
Diese  Mafsregeln  gegen  die  Wanderlager  sind  überwiegend  aus  der  Ab- 
sicht zu  erklären,  den  ansässigen  Handel  gegen  die  Konkurrenz  der 
Wanderlager  zu  schützen,  deren  Waren  oft  von  zweifelhafter  Güte  sein 
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sollen.  Dafs  ein  besonderes  Bedürfnis  nach  Wanderlagern  vom  Stand- 
punkt der  Bedarfsversorgung  der  Bevölkerung  nicht  anzuerkennen  ist, 
wurde  schon  auseinandergesetzt. 

Das  Letztere  trifft  auch  für  einen  grofsen  Teil  des  Marktverkehrs 
zu,  der  ebenfalls  oft  einen  gelegentlichen  Einbruch  in  das  natürliche  Ab- 
satzgebiet des  ortsansässigen  Kleinhandels  darstellt  Gleichwohl  hat  der 
Marktverkehr  keine  Erschwerungen  erfahren,  und  die  in  der  Gewerbeord- 
nung von  1869  aufgestellten  Grundsätze  (§  64 — 71)  gelten  auch  jetzt  noch. 
Die  dort  gegebene  Regelung  des  Marktverkehrs  entspringt  —  wie  in 
anderen  Ländern  —  wesentlich  gewissen  polizeilichen  Rücksichten,  die 
durch  das  Zusammenströmen  gröfserer  Menschenmengen  nötig  werden. 
Die  Grundzüge  der  deutschen  Regelung  sind  folgende:  Dem  Marktverkehr, 
der  ja  auch  im  Mittelalter  durch  die  zeitweilige  Aufhebung  der  sonstigen 
vielfachen  Einschränkungen  des  Verkehrs  ausgezeichnet  war,  ist  auch  jetzt 
noch  eine  Sonderstellung  eingeräumt  Ist  der  Marktverkehr  auch  eine  Art 
Wanderhandel,  und  zeigt  er  sogar  mit  den  so  streng  behandelten  Wander- 
lagern eine  gewisse  Ähnlichkeit,  so  ist  seine  Regelung  doch  in  durchaus 
freiheitlichem  Sinne  durchgeführt.  Der  Markthandel  ist  thatsächlich  von 
all'  den  Beschränkungen  befreit,  denen  der  Wanderhandel  sonst  unter- 
worfen ist.  Ob  er  auch  von  den  Beschränkungen  des  stehenden  Ge- 
werbebetriebes befreit  ist,  darüber  gehen  die  Ansichten  der  Kommentare 
auseinander.  Die  G.  0.  behandelt  den  Marktverkehr  nicht  als  Wander- 
gewerbe; darin  liegt  aber  noch  nicht,  dafs  die  G.  0.  ihn  nun  dem 
stehenden  Gewerbebetriebe  zurechnet  Vielmehr  betrachtet  sie  ihn  als 
eine  selbständige  Gruppe  des  Güterverkehrs  und  weist  ihm  deshalb  einen 
besonderen  Titel  (Titel  IV)  an.  In  diesem  Titel  werden  die  Verhältnisse 
des  Marktverkehrs  für  sich  und  unabhängig  von  anderen  Gruppen  des 
Gewerbebetriebes  grundsätzlich  geregelt  und  gleichzeitig  die  Regelung 
der  Einzelheiten  der  speciellen  Marktordnung  zugewiesen.  Aus  all?  dem 
ist  zu  folgern,  dafs  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  dahin  ging,  über 
die  Bestimmungen  des  Titels  IV  und  der  speciellen  Marktordnungen 
hinaus  grundsätzlich  den  Marktverkehr  den  Vorschriften  über  den  stehen- 
den Gewerbebetrieb  zu  unterwerfen.  Übrigens  würde  die  Anwendung 
dieser  Vorschriften  auf  den  Marktverkehr  sehr  gezwungen  sein,  da  der 
Markthandel  viel  mehr  Berührungspunkte  mit  dem  Wanderlagerbetrieb 
als  mit  dem  sefshaften  Handel  aufweist 

Der  Marktverkehr  soll  in  seiner  Bewegungsfreiheit  auch  nicht  durch 
hohe  Abgaben  gestört  werden.  Der  §  68  der  G.  0.  beschränkt  deshalb, 
die  Marktabgaben  auf  die  Vergütungen  für  den  überlassenen  Raum  und 
für  den  Gebrauch  von  Buden  und  Gerätschaften.  Die  Abgaben  dürfen  aber 
nicht  das  Werkzeug  zu  einer  städtischen  Schutzzollpolitik  gegenüber  den 
fremden  Konkurrenten  werden,  und  deshalb  darf  bei  den  Abgaben  eine 
Unterscheidung  zwischen  Einheimischen  und  Fremden  nicht  stattfinden. 
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Ein  Marktverkehr  im  Sinne  der  Gewerbeordnung  kann  nur  auf  den 
öffentlich  gestatteten  Märkten  vor  sich  gehen.  Polizeiliche  Rücksichten 
machen  es  unmöglich,  das  Veranstalten  von  Märkten  dem  freien  Belieben 
der  Beteiligten  zu  überlassen.  So  frei  sich  auf  dem  Markt  auch  alles 
bewegen  kann,  der  Markt  selbst  und  die  Zeit  und  Dauer  desselben  mufs 
auf  den  Festsetzungen  der  zuständigen  Verwaltungsbehörden  beruhen. 
Das  ist  der  moderne  Ausdruck  für  den  stets  festgehaltenen  Standpunkt, 
dafs  die  Bildung  der  Märkte  nicht  freigegeben  werden  kann.  Von  diesem 
Standpunkt  aus  hatte  man  im  Mittetalter  die  Erteilung  von  Markt-  und  Mefs- 
privilegien  als  kaiserliches  bezw.  späterhin  als  landesherrliches  Reservat- 
recht  behandelt  Der  Übergang  des  Rechtes  zur  Festsetzung  der  Zahl, 
Zeit  und  Dauer  der  Märkte  auf  die  Verwaltungsbehörden  (in  Frankreich 
auf  die  Präfekten)  ist  charakteristisch  einmal  für  die  geringere  wirk 
schaftliche  Bedeutung  der  Märkte  in  unserer  Zeit,  weiter  aber  auch  für 
die  Verschiebung  der  Ansichten  über  die  fürstlichen  Machtbefugnisse. 
Gegen  die  Festsetzungen  der  zuständigen  Verwaltungsbehörden  haben 
die  Marktberechtigten  nach  §  65  der  G.  0.  niemals  ein  Widerspruchs- 
recht, selbst  dann  nicht,  wenn  dadurch  die  Zahl  der  bis  dahin  ab- 
gehaltenen Märkte  vermindert  wird  und  eine  gröfsere  Zahl  „ausdrücklich 
und  unwiderruflich  verliehen  war*.  In  diesem  letzteren  Falle  kann  nur 
ein  Entschädigungsanspruch  der  marktberechtigten  Gemeinden  gegen  den 
Staat  geltend  gemacht  werden. 

Für  den  Wochenmarktverkehr  grenzt  §  66  die  Gegenstände  des  Ver- 
kehrs ab.  Gegenstände  des  Wochenmarktverkehrs  sind  darnach  rohe  Natur- 
erzeugnisse (mit  Ausnahme  des  gröfseren  Viehs),  frische  Lebensmittel  aller 
Art  und  endlich  Fabrikate,  deren  Erzeugung  mit  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft, dem  Garten-  und  Obstbau  oder  der  Fischerei  in  unmittelbarer 
Verbindung  steht  oder  zu  den  Nebenbeschäftigungen  der  Landleute  der 
Gegend  gehört  oder  durch  Tagelöhnerarbeit  bewirkt  wird.  Ausgeschlossen 
sind  geistige  Getränke.  Andere  Gegenstände  können  auf  Wochenmärkten 
nur  dann  vertrieben  werden,  wenn  sie  von  der  zuständigen  Verwaltungs- 
behörde zugelassen  sind.  Der  Anstois  dazu  mufs  durch  einen  Antrag 
der  Gemeindebehörde  gegeben  werden.  Die  Behörde  ist  nicht  verpflichtet, 
dem  Antrag  Folge  zu  geben.  Thut  sie  es  dennoch,  so  mufs  sie  dabei 
Ortsgewohnheit  und  Ortsbedürfnis  berücksichtigen. 

Der  Jahrmarktsverkehr  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die  Gegenstände 
des  Wochenmarktverkehrs,  sondern  nach  §  67  der  G.  0.  auch  auf  son- 
stige Fabrikate  und  Verzehrungsgegenstände  aller  Art  Nur  der  Verkauf 
geistiger  Getränke  zum  Genufs  auf  der  Stelle  bedarf  ortspolizeilicher  Ge- 
nehmigung. Die  specielle  Regelung  für  die  einzelnen  Märkte  kann 
innerhalb  der  gesetzlich  bezeichneten  Grenzen  nur  von  solchen  Behörden 
gegeben  werden,  die  den  örtlichen  Verhältnissen  nahestehen.  Deshalb 
ist  in  §  69  der  Erlafs  der  Marktordnung  der  Ortspolizeibehörde  über- 
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wiesen,  die  dabei  aber  nur  im  Einverständnis  mit  der  Gemeindebehörde 
vorgehen  kann. 

Der  Besuch  der  Märkte  steht  sowohl  zum  Zwecke  des  Kaufs  als 
auch  zum  Zwecke  des  Verkaufs  nach  §  64  der  G.  0.  „einem  Jeden  mit 
gleichen  Befugnissen  frei".  Eine  städtische  Schutzpolitik  gegenüber  den 
fremden  Konkurrenten  ist  bezüglich  der  oben  bezeichneten  Gegenstände 
des  Marktverkehrs  unbedingt  ausgeschlossen.  Bezog  sich  aber  der 
Wochenmarktverkehr  der  einheimischen  Verkäufer  nach  der  bisherigen 
Ortsgewohnheit  auch  auf  Handwerkswaren,  die  nicht  zu  den  in  der  G.  0. 
zugelassenen  Gegenständen  des  Marktverkehrs  gehören,  so  kann  auf  An- 
trag der  Gemeindebehörde  die  höhere  Verwaltungsbehörde  den  ein- 
heimischen Verkäufern  die  Fortsetzung  des  herkömmlichen  Wochenmarkt- 
verkehrs  in  jenen  Handwerkswaren  gestatten,  ohne  auswärtige  Verkäufer 
derselben  Waren  zum  Wochenmarktverkehr  zuzulassen.  Das  ist  die 
einzige  Bestimmung,  welche  eine  —  allerdings  ganz  scharf  abgegrenzte 
—  Schutzpolitik  der  Gemeinden  gegenüber  auswärtiger  Konkurrenz  er- 
möglicht 

Die  Freiheit  des  Marktverkehrs  kommt  auch  den  Ausländern  grund- 
sätzlich zu  gute,  so  lange  das  Ausland  die  Reichsangehörigen  bezüglich 
des  Marktverkehrs  nicht  beschränkt.  Eine  etwaige  Beschränkung  der 
Deutschen  im  Marktverkehr  seitens  des  Auslandes  kann  durch  den 
Bundesrat  mit  entsprechenden  Beschränkungen  gegen  die  Ausländer  be- 
antwortet werden.  Diese  notwendige  Vorschrift  ist  durch  das  Gesetz  vom 
1.  Juli  1883  hinzugefügt  worden  und  stellt  die  einzige  Erweiterung  dar, 
die  seit  1869  an  den  Vorschriften  der  G.  0.  über  den  Marktverkehr  vor- 
genommen ist. 

Die  ganze  Regelung  bezieht  sich  auf  die  allgemeinen  Märkte.  Ihnen 
stehen  gegenüber  die  besonderen  Märkte  für  bestimmte  Gelegenheiten 
(z.  B.  Weihnachtsmarkt,  Pfingstmarkt)  oder  für  bestimmte  Warengattungen. 
Für  diese  bleibt  es  bei  den  bestehenden  Anordnungen.  Eine  Erweiterung 
der  besonderen  Märkte  kann  von  der  zuständigen  Behörde  mit  Zu- 
stimmung der  Gemeindebehörde  angeordnet  werden  (§  70  der  G.  0.). 

§  4.  Abwehr  unlauteren  Wettbewerbes.  Kaum  ein  Vorgang  spricht 
so  charakteristisch  gegen  die  Auffassung,  dafs  der  Handel  aus  inneren 
Gründen  staatlichen  Eingriffen  in  das  Erwerbsleben  abgeneigt  sein  müsse, 
wie  die  Art  und  Weise,  in  der  gerade  der  Handelsstand  die  Hilfe  der 
Gesetzgebung  und  der  Staatsbehörden  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
in  Anspruch  genommen  hat  und  noch  fortgesetzt  nimmt  Wiederum  ist 
dabei  festzustellen,  dafs  der  Grofshandel  daran  ebenfalls  stark  beteiligt 
ist,  und  dafs  viele  Handelskammern  und  auch  der  Deutsche  Handelstag, 
also  Organe,  in  denen  der  Kleinhandel  weit  weniger  als  der  Grofshandel 
vertreten  ist,  sich  für  gesetzliche  Mafsnahmen  gegen  den  unlauteren  Wett- 
bewerb erklärt  haben. 
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Unlauterer  Wettbewerb  ist,  wenn  man  dem  heutigen  Zustande  der 
Gesetzgebung  in  Deutschland  gerecht  werden  will,  die  Zurückdrängung 
der  Konkurrenten  durch  beabsichtigte  Irreführung  des  kaufenden  Publi- 
kums und  durch  Aneignung  von  Rechten,  Geschäfts-  und  Betriebs- 
geheimnissen der  Konkurrenten.  Die  Anwendung  solcher  moralisch  un- 
zulässiger Mittel  im  Konkurrenzkampf  ist  eine  betrübende  Begleit- 
erscheinung des  freien  Wettbewerbes.  Sie  hat  mit  der  Verschärfung  der 
Konkurrenz  allenthalben  solchen  Umfang  erreicht,  dafs  ein  Schutz  der 
soliden  und  ehrlichen  Kaufleute  dagegen  von  der  Gesetzgebung  und  Recht- 
sprechung mit  gutem  Grunde  verlangt  werden  kann. 

Charakteristisch  und  bedeutsam  ist  die  Entwicklung  dieser  Frage 
in  Frankreich.  Der  Schutz  gegen  die  „concurrence  d6loyalea  ist  dort 
im  wesentlichen  civilrechtlicher  Art  Nur  wenige  Arten  der  concurrence 
d61oyale  sind  durch  Specialgesetze  einer  strafrechtlichen  Ahndung  unter- 
worfen, z.  B.  die  Bezeichnung  von  Waren  mit  dem  angemafsten  Namen 
eines  Fabrikanten  oder  mit  den  als  Fabrikmarken  behandelten  Phantasie- 
bezeichnungen, wenn  sie  auf  den  Waren  selbst  angebracht  sind,  die 
widerrechtliche  Anmafsung  besonderer  Auszeichnungen  u.  s.  w.  (Gesetze 
vom  28.  Juli  1824,  vom  23.  Juni  1857  —  ergänzt  durch  Gesetze  vom 
26.  November  1873  und  vom  3.  Mai  1890  — ,  vom  30.  April  1886).  Im 
übrigen  aber  ist  der  Schutz  civilrechtlicher  Art,  d.  h.  der  Geschädigte 
kann  einen  Schadenersatzanspruch  gegen  den  unlauter  handelnden  Kon- 
kurrenten geltend  machen  auf  Grund  des  code  civil  Art  1382,  nach 
welchem  schadenersatzpflichtig  ist  Jeder,  der  einem  Anderen  widerrecht- 
lich Schaden  zufügt  Die  französische  Rechtsprechung  hat  diesen  Artikel 
in  weitem  Umfange  gegen  die  concurrence  döloyale  angewendet.  Sie 
ging  dabei  von  der  Auffassung  aus,  dafs  an  der  „achalandage" ,  d.h. 
an  der  Gesamtheit  der  Beziehungen  zwischen  dem  Kaufmann  und  seiner 
Kundschaft,  der  Kaufmann  ein  Eigentumsrecht  habe,  dessen  Verletzung 
durch  unredliche  Mittel  abzuwehren  ist 

Auch  in  Belgien,  Italien,  Grofsbritannien,  in  der  Schweiz  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ist  die  Rechtsprechung  in  ähnlicher 
Weise  für  den  Schutz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  eingetreten;  daneben 
sind  dann  noch  besondere  Gesetze  gegen  einzelne  Arten  des  unlauteren 
Wettbewerbs  ergangen. 

In  Oesterreich  und  Deutschland  haben  dagegen  die  Gerichte  in  dieser 
Beziehung  versagt,  selbst  im  Rheinlande,  dessen  Gebiet  zum  Teil  dem 
Code  civil,  also  auch  dessen  Art.  1382,  unterstellt  ist 

In  Oesterreich  sind  nur  einige  Äufserungen  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes erfafst.  Deutschland  dagegen  hat  die  gesetzliche  Regelung  zwar 
nicht  in  völlig  umfassender  Weise,  aber  doch  in  sehr  ausgedehntem  Malse 
ausgestaltet  und  sowohl  mittelbar  als  auch  unmittelbar  den  unlauteren 
Wettbewerb  bekämpft 
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In  Betracht  kommen  hier  zunächst  verschiedene  Gesetze,  in  welchen 
formell  der  Schutz  des  Publikums  gegen  Täuschung  im  Vordergründe 
steht,  die  aber  materiell  überwiegend  dem  Schutze  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb dienen.  Schon  das  bereits  erwähnte  Nahrungsmittelgesetz  hat 
auch  Bedeutung  für  diesen  Schutz,  wenngleich  die  gesundheitspolizei- 
lichen Gesichtspunkte  überwiegen.  Noch  wichtiger  sind  in  diesem  Zu- 
sammenhange eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche  die  Irreführung  des  Publi- 
kums in  bestimmten  Handelszweigen  bekämpfen.  Hierher  gehört  das 
Gesetz  vom  16.  Juli  1884,  nach  welchem  Gold-  und  Silberwaren  nur  unter 
bestimmter  Bezeichnung  des  Feingehalts  auf  den  Waren  selbst  feilgeboten 
werden  dürfen  bei  Geldstrafe  bis  1000  M.  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten. 
Darin  liegt  ohne  Frage  ein  wichtiges  Mittel  zum  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb. 

Weiter  sind  hier  zu  nennen  die  Gesetze,  die  sich  mit  dem  Vertrieb 
von  Butterersatzmitteln  und  verwandten  Artikeln  befassen.  Unter  dem 
12.  Juli  1887  war  ein  inzwischen  aufser  Kraft  getretenes  Gesetz  erlassen, 
welches  den  Handel  mit  Margarine  regelte.  Das  Gesetz  suchte  eine 
Täuschung  der  Käufer  zu  verhindern  durch  die  Vorschrift,  dafs  Verkaufs- 
stellen, Gefäfse  und  Umhüllungen  —  auch  im  Einzelverkauf  —  stets  die 
Bezeichnung  „Margarine"  enthalten  müssen,  und  durch  das  Verbot  des 
Verkaufs  von  Mischprodukten  aus  Butter  und  Margarine.  An  Stelle  dieses 
Gesetzes  ist  inzwischen  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1897  getreten,  welches 
wesentlich  schärfere  Bestimmungen  enthält  und  über  den  sonstigen  Um- 
kreis des  Gesetzes  von  1887  erheblich  hinausgreift. 

Das  Gesetz  vom  15.  Juni  1897  ermöglicht  es  zunächst,  durch  Bundes- 
ratsbeschlufs  den  Handel  mit  Naturbutter,  deren  Fettgehalt  unter  einer 
bestimmten  Grenze  bleibt,  oder  deren  Wasser-  oder  Salzgehalt  eine  be- 
stimmte Grenze  überschreitet,  zu  verbieten.  Im  übrigen  bezieht  sich  das 
Gesetz  auf  Margarine,  Margarinekäse  und  Kunstspeisefett  Soweit  sich 
die  Vorschriften  mit  der  Fabrikation  dieser  Artikel  befassen,  können  sie 
hier  übergangen  werden.  Was  den  Handel  mit  solchen  Artikeln  anlangt, 
so  sind  zunächst  die  Mischprodukte  (Butter  oder  Butterschmalz  mit  Mar- 
garine oder  anderen  Speisefetten)  vom  Verkehr  ausgeschlossen  bei  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  einer  dieser 
Strafen  (bisher  nur  150  M.  oder  Haft).  Ferner  ist  die  äufsere  Kennzeich- 
nung der  Waren  schärfer  geregelt  als  bisher.  Die  Gefäfse  und  äufseren 
Umhüllungen,  in  denen  diese  Waren  feilgeboten  werden,  müssen  nicht  nur 
die  Bezeichnung  des  Artikels  in  deutlicher  Form  enthalten  („Margarine**, 
„Margaxinekäseu,  „Kunstspeisefett"),  sondern  aufserdem  mit  einem  „stets 
sichtbaren  bandförmigen  Streifen  von  roter  Farbe*  und  von  bestimmten 
Dimensionen  versehen  sein.  Werden  die  Artikel  in  ganzen  Gebinden  oder 
Kisten  gewerbsmäfsig  verkauft  oder  feilgeboten,  so  mufs  die  Inschrift 
auf  der  Verpackung  aufser  der  bisher  verlangten  Bezeichnung  des  Artikels 
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und  der  Angabe  des  Namens  oder  der  Firma  des  Fabrikanten  auch  dessen 
Fabrikmarke  enthalten.  Auch  die  öffentlichen  Angebote,  Schlufsscheine, 
Bechnungen,  Frachtbriefe,  Konnossemente,  Lagerscheine,  Ladescheine  und 
sonstige  im  Handelsverkehr  übliche  Schriftstücke  müssen  jetzt  die  Ware 
in  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Weise  ausdrücklich  bezeichnen.  Im 
Kleinhandelsverkehr  müssen  die  Umhüllungen  wie  bisher  die  genaue 
Bezeichnung  der  Waren  und  die  Firma  des  Verkäufers  tragen.  Beim 
Verkauf  in  regelmäfsig  geformten  Stücken  ist  wie  bisher  nur  die  Würfel- 
form mit  eingedrückter  genauer  Bezeichnung  der  Ware  zulässig;  aber  es 
ist  jetzt  nicht  mehr  gestattet,  von  der  eingedrückten  Bezeichnung  auf  der 
Ware  selbst  dann  abzusehen,  wenn  die  Umhüllung  eine  entsprechende 
Bezeichnung  trägt  Die  Strafe  für  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Vor- 
schriften über  Bezeichnung  der  Ware  und  der  Umhüllungen  ist  Geld- 
strafe bis  zu  1 50  M.  oder  Haft 

Völlig  neu  ist  die  Vorschrift  des  §  6,  dafs  —  bei  Gefängnisstrafe  bis 
zu  6  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  einer  dieser  Strafen  — 
Margarine  und  Margarinekäse,  die  zu  Handelszwecken  bestimmt  sind, 
einen  Zusatz  enthalten  müssen,  der  die  allgemeine  Erkennbarkeit  der 
Ware  mittels  chemischer  Untersuchung  erleichtert  und  Beschaffenheit  und 
Farbe  der  Ware  nicht  schädigt.  Das  Nähere  darüber  hat  der  Bundesrat 
zu  bestimmen.  Er  hat  in  der  Bekanntmachung  vom  4.  Juli  1897  an- 
geordnet, dafs  den  zu  verwendenden  Ölen  und  Fetten  Sesamöl  (bei  Mar- 
garine 10  Proz.,  bei  Margarinekäse  5  Proz.)  zugesetzt  werden  mufs. 

Die  Verkaufsstellen  müssen  wie  bisher  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  die  deutliche,  nicht  verwischbare  Inschrift  Verkauf  von  Margarine", 
„Verkauf  von  Margarinekäsea,  „Verkauf  von  Kunstspeisefettu  tragen  (bei 
Strafe  von  150  M.  oder  Haft).  Aufserdem  aber  verlangt  das  neue  Gesetz 
grundsätzlich  die  völlige  Trennung  der  Verkaufsräume  für  die  in  Frage 
kommenden  Kunstprodukte  von  den  Verkaufsräumen  für  entsprechende 
Naturprodukte.  Dieser  Grundsatz  erleidet  eine  Einschränkung  nur  zu 
Gunsten  des  Kleinhandels  der  kleinen  Orte  (unter  5000  Einwohnern).  Hier 
wird  keine  völlige  Trennung  der  Verkaufsräume  verlangt,  sondern  nur 
innerhalb  desselben  Verkaufsraumes  die  Verwendung  besonderer  Vorrats- 
gefäfse  und  besonderer,  getrennter  Lagerstellen.  Zuwiderhandlung  zieht 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  Haft  nach  sich.  Aufserdem  ist  in  Anlehnung 
an  das  Nahrungsmittelgesetz  vorgesehen,  dafs  die  Beamten  der  Polizei 
und  die  von  der  Polizei  beauftragten  Sachverständigen  befugt  sind,  wäh- 
rend der  Geschäftszeit  die  Geschäftsräume  jederzeit  zu  betreten  und  dort 
Bevisionen  vorzunehmen  und  Proben  zur  Untersuchung  gegen  Empfangs- 
bescheinigung und  auf  Verlangen  gegen  angemessene  Entschädigung  zu 
entnehmen  u*  s.  w. 

Soweit  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1897  den  Schutz  der  Käufer  gegen 
Täuschungen  und  die  Abwehr  der  durch  solche  Täuschungen  bewirkten 
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unlauteren  Konkurrenz  bezweckt,  ist  dagegen  grundsätzlich  nichts  einzu- 
wenden. Man  kann  aber  nicht  leugnen,  dafs  die  Vorschriften  zum  Teil 
darüber  hinausgehen,  und  dafs  namentlich  die  vorgeschriebene  Trennung 
der  Verkaufsräume  nicht  nur  die  unlautere,  sondern  auch  die  mit  red- 
lichen Mitteln  arbeitende  Konkurrenz  erschwert.  Nötig  war  angesichts 
der  sonstigen  eingehenden  Vorschriften  über  die  Kennzeichnung  der 
Kunstprodukte  die  völlige  Trennung  der  Verkaufsräume  nicht,  und  der 
Reichstag  hat  in  dieser  Beziehung  mehr  als  wünschenswert  einseitigen 
landwirtschaftlichen  Bestrebungen  nachgegeben.  Diese  Bestrebungen 
hatten  sogar  noch  weitere  Ziele  gesteckt,  deren  Verwirklichung  die 
Margarine  aus  der  Reihe  der  Volksnahrungsmittel  einfach  gestrichen 
haben  würde.  Man  wollte  verhindern,  dafs  die  Margarine  mit  der  Farbe 
der  Naturbutter  auf  den  Tisch  des  unbemittelten  Mannes  komme,  und 
verlangte  deshalb  ein  unbedingtes  Färbeverbot  für  Kunstbutter  (nicht 
auch  für  Naturbutter,  für  die  auch  Färbemittel  Anwendung  finden). 
Gleichzeitig  sollte  die  Trennung  der  Verkaufsräume  in  allen  Ortschaften 
durchgeführt  werden.  Trotz  des  heftigen  Widerstandes  der  Regierung 
waren  diese  extremen  Wünsche  im  Reichstag  durchgegangen,  und  erst 
die  unbedingt  ablehnende  Haltung  des  Bundesrats,  der  angesichts  dieser 
Beschlüsse  die  Umgestaltung  des  Gesetzes  von  1 887  fallen  lassen  wollte, 
führte  zu  den  abgeschwächten  Beschlüssen,  auf  denen  das  neue  Gesetz 
beruht.  Die  ganze  Entwicklung  dieser  Frage  ist  eine  beachtenswerte 
Illustration  zu  dem  in  diesem  Buche  vorangestellten  Grundsatz,  dafs  die 
innere  Wirtschaftspolitik  höher  als  die  einseitigen  Interessen  einzelner  Er- 
werbszweige die  Gesamtinteressen  stellen  mufs.  An  dem  Widerstande  des 
Bundesrats  erst  hat  sich  die  Einseitigkeit  gebrochen,  mit  der  sich  in  dieser 
Frage  landwirtschaftliche  Interessen  hervorgedrängt  hatten.  — 

Auch  die  gesetzliche  Regelung  des  Verkehrs  mit  Wein  dient  so 
wesentlich  zugleich  der  Abwehr  unlauteren  Wettbewerbes,  dafs  sie  in 
diesem  Zusammenhang  erwähnt  werden  mufs.  Das  Gesetz  vom  20.  April 
1892  bezeichnet  in  §  1  eine  Reihe  von  Stoffen,  welche  dem  Wein  oder 
weinhaltigen  oder  weinähnlichen,  für  den  menschlichen  Konsum  be- 
stimmten Getränken  bei  oder  nach  der  Herstellung  nicht  zugesetzt  werden 
dürfen.  Der  Vertrieb  solcher  Weine  ist  untersagt  In  §  4  werden  ferner 
gewisse  Herstellungsweisen  des  Weines  als  Fälschungen  bezeichnet;  die 
so  erzielten  Getränke  dürfen  nicht  als  Wein  schlechthin,  sondern  nur  unter 
einer  ihrer  Herstellungsart  entsprechenden  Bezeichnung  (Tresterwein, 
Hefenwein,  Rosinenwein,  Kunstwein  u.  s.  w.)  vertrieben  werden  u.  s.  w. 
Die  Verletzungen  der  Vorschriften  des  Gesetzes  werden  mit  Gefängnis 
bis  zu  6  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  einer 
dieser  Strafen  bedroht 

Seit  Jahren  schon  werden  diese  Bestimmungen  nicht  als  ausreichend 
betrachtet.   Ein  gewisses  Kennzeichen  für  die  Berechtigung  dieser  An- 
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sieht  ist  darin  zu  erblicken,  dafs  die  in  §  1  des  Gesetzes  vom  20.  April 
1892  verbotenen  Stoffe  nach  wie  vor  in  den  Weinfachblättern  angeboten 
werden.  Im  Reichstage  ist  deshalb  wiederholt  eine  Änderung  des  Ge- 
setzes angeregt  Zu  stände  gekommen  ist  sie  noch  nicht,  weil  sich  in 
dieser  Frage  eine  puristische  Richtung,  die  alle  Zusätze  zu  dem  natürlichen 
Traubensaft  ablehnt,  und  eine  opportunistische  Richtung,  die  gewisse  Zu- 
sätze als  erlaubt  und  notwendig  ansieht,  noch  schroff  gegenüber  stehen.  Die 
Reichsregierung  hat  bisher  einen  vermittelnden  Standpunkt  eingenommen 
und  hofft,  durch  die  von  ihr  veranlafsten  Sachverständigenkonferenzen  einen 
gangbaren  Weg  ausfindig  zu  machen.  Die  Notwendigkeit  eingehender 
Kellerkontrolle,  die  bei  schärferer  Ausgestaltung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen allgemein  vorgeschrieben  werden  müfste,  erschwert  es 
sehr,  hier  das  Richtige  zu  treffen. 

Erwähnung  verdient  hier  auch  noch  das  Saccharingesetz  („Gesetz 
betr.  den  Verkehr  mit  künstlichen  Süfsstoffen")  vom  6.  Juli  1S98,  das 
aus  Initiativanträgen  des  Abg.  Dr.  Paasche  hervorgegangen  ist  Das 
Gesetz,  dem  in  Oesterreich  ein  am  1.  Juli  1898  in  Kraft  getretenes  Gesetz 
mit  gleichen  Zielen  entspricht,  bezeichnet  die  Verwendung  künstlicher 
Süfsstoffe  bei  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genufsmitteln  als  Ver- 
fälschung im  Sinne  des  Nahrungsmittelgesetzes  und  gestattet  den  Verkauf 
solcher  Nahrungs-  und  Genufsmittel  nur  unter  einer  Bezeichnung,  welche 
die  Verwendung  künstlicher  Süfsstoffe  deutlich  erkennen  läfst.  Die  Ver- 
wendung solcher  Stoffe  zur  gewerbsmäfsigen  Herstellung  von  Bier, 
Wein  und  weinähnlichen  Getränken,  Fruchtsäften,  Konserven,  Liqueuren, 
Zucker-  und  Stärkesirup  und  ebenso  der  Handel  mit  den  so  hergestellten 
Waren  dieser  Art  ist  ganz  verboten.  Die  vorsätzliche  Verletzung  dieser 
Vorschriften  zieht  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  und  Geldstrafe  bis 
zu  1500  M.  oder  eine  dieser  Strafen  nach  sich.  Bei  fahrlässiger  Ver- 
letzung ist  die  Strafe  Geldstrafe  bis  150  M.  oder  Haft.  „Künstliche  Süfs- 
stoffe" sind  nach  dem  Gesetz  alle  auf  künstlichem  Wege  gewonnenen, 
als  Süfsmittel  verwendbaren  Stoffe,  welche  eine  höhere  Süfskraft,  aber 
einen  geringeren  Nährwert  als  Rohr-  oder  Rübenzucker  haben.  Aus 
dieser  Begriffsbestimmung  geht  deutlich  hervor,  dafs  einer  der  treibenden 
Gründe  der  Schutz  des  Publikums  gegen  Fälschungen  war;  aber  gleich- 
zeitig will  und  soll  das  Gesetz  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  schützen, 
der  mittels  der  Verwendung  solcher  Stoffe  gegen  die  aus  oder  mit  Zucker 
hergestellten  Nahrungs-  und  Genufsmittel  ausgeübt  werden  kann.  Es 
scheint,  als  ob  in  beiden  Beziehungen  noch  weitere  Verschärfungen  an- 
gestrebt werden.  Der  Verein  der  Deutschen  Zuckerindustriellen  hat 
wenigstens  im  Februar  1899  die  Einholung  eines  Gutachtens  des  Reichs- 
gesundheitsamtes über  die  Verwendung  von  Saccharin  zu  Nahrungs- 
mitteln und  die  Verweisung  des  Saccharinverkaufs  an  die  Apotheken 
angeregt.  — 
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Alle  die  bisher  erwähnten  Gesetze,  die  zwar  nicht  ausschliefslich, 
aber  doch  in  starkem  Umfange  der  Abwehr  unlauteren  Wettbewerbes 
dienen,  sind  Specialgesetze  insofern,  als  sie  sich  auf  einzelne,  beson- 
ders benannte  Handelszweige,  nicht  aber  auf  den  Handel  als  solchen 
beziehen. 

Aufserdem  finden  sich  in  verschiedenen  Gesetzen,  die  nicht  in  dieser 
Weise  beschränkt  sind,  Bestimmungen,  die  eine  Abwehr  unlauteren  Wett- 
bewerbes ermöglichen.  Im  Bürgerl.  Gesetzbuch  vom  Jahre  1896  werden 
in  §  12  Vorschriften  gegen  den  unbefugten  Gebrauch  eines  fremden 
Namens  und  in  §  824  gegen  die  Gefährdung  des  Kredites  oder  gegen 
die  Herbeiführung  sonstiger  Nachteile  für  den  Erwerb  und  das  Fort- 
kommen durch  wahrheitswidrige  Behauptung  und  Verbreitung  von  That- 
sachen  gegeben,  und  diese  civilrechtlichen  Vorschriften  sind  auch  in  dem 
Kampfe  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  zu  verwenden. 

In  derselben  Richtung  sind  verwertbar  die  Vorschriften  des  Handels- 
rechtes über  den  Firmenmifsbrauch.  Im  neuen  Handelsgesetzbuch  vom 
10.  Mai  1897  kommt  hierfür  der  §  37  in  Betracht.  Hiernach  kann  der- 
jenige, welcher  eine  ihm  nicht  zustehende  Firma  gebraucht,  vom  Register- 
gerichte durch  Ordnungsstrafen  zur  Unterlassung  des  Gebrauchs  der 
Firma  angehalten  werden,  eine  Bestimmung,  die  insbesondere  auch  die  im 
Handelsrecht  gegebenen  Grundsätze  über  die  Wahrheit  der  Firma  zur 
Geltung  zu  bringen  helfen  soll.  Weiter  wird  demjenigen,  welcher  durch 
unbefugten  Gebrauch  einer  Firma  geschädigt  wird,  die  Klage  auf  Unter- 
lassung des  Gebrauchs  der  Firma  zugesprochen,  unbeschadet  des  durch 
sonstige  Bestimmungen  gegebenen  Schadenersatzanspruches. 

Auch  die  ganze  Gesetzgebung  über  den  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
tums kommt  hier  in  Frage,  weil  die  Eingriffe  in  das  geistige  Eigentum 
Anderer  ebenfalls  als  eine  Äufserung  unlauteren  Wettbewerbs  angesehen 
werden  müssen.  Da  diese  Materie  in  Bd.  13  der  I.  Abt.  dieses  Hand-  und 
Lehrbuchs  ausführlich  dargestellt  ist,  so  genügt  es  hier,  auf  die  Vor- 
schriften aufmerksam  zu  machen,  bei  denen  die  Abwehr  unlauteren  Wett- 
bewerbes deutlich  als  Leitmotiv  zu  Tage  tritt.  Dazu  gehört  zunächst 
$  40  des  Patentgesetzes  vom  1.  April  1891.  Er  bedroht  mit  Geldstrafe 
bis  zu  1000  M.  die  absichtliche  Erregung  des  Irrtums,  als  seien  die  in 
Frage  kommenden  Gegenstände  durch  Patent  geschützt,  sei  es  dafs  der 
Irrtum  durch  Bezeichnung  der  Waren  selbst  oder  ihrer  Verpackung,  sei 
es  dafs  er  durch  Bezeichnungen  in  öffentlichen  Anzeigen,  auf  Aushänge- 
schildern, Empfehlungskarten  oder  ähnlichen  Kundgebungen  erzeugt  wird. 
Dahin  gehören  weiter  die  §§  14—17  des  Warenzeichengesetzes  vom 
12.  Mai  1894.  Durch  §  14  wird  die  widerrechtliche  Benutzung  nicht 
nur  der  Warenzeichen,  sondern  auch  des  Namens  oder  der  Firma  eines 
Anderen  auf  Waren  oder  deren  Verpackungen  oder  Umhüllungen  oder 
Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäftsbriefen  u.  s.  w.  civilrechtlich  mit 
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der  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  und  strafrechtlich  —  bei  wissent- 
lichem Vorgehen  —  mit  Geldstrafe  von  150 — 5000  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  6  Monaten  bedroht.  Der  §  15  droht  strafrechtliche  Folgen  (Geld- 
strafe von  100—3000  M.  oder  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten)  und  gleich- 
zeitig civilrechtliche  Folgen  (Schadenersatzpflicht)  für  den  Fall  an,  dafs 
Jemand  zum  Zweck  der  Täuschung  die  Waren  oder  ihre  Verpackung 
oder  Umhüllung  oder  Ankündigungen,  Preislisten,  Geschäftsbriefe,  Em- 
pfehlungen, Rechnungen  u.  s.  w.  unbefugt  mit  einer  Ausstattung  versieht, 
die  zwar  nicht  durch  Eintragung  in  das  Warenzeichenregister  geschützt 
ist,  aber  innerhalb  der  beteiligten  Verkehrskreise  als  Kennzeichen  der  gleich- 
artigen Waren  eines  Anderen  gilt;  ebenso  wird  bestraft,  wer  die  so  bezeich- 
neten Waren  in  Verkehr  bringt  oder  feilhält  Der  §  16  setzt  Geldstrafe  von 
150 — 5000  M.  oder  Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  auf  die  Verwen- 
dung von  öffentlichen  Wappen  oder  Namen  von  Orten,  Gemeinden  u.  s.  w. 
zu  dem  Zweck,  über  Beschaffenheit  und  Wert  der  Waren  einen  Irrtum  zu 
erregen;  ausgenommen  sind  natürlich  solche  Namen,  die  nach  Handels- 
gebrauch zur  Benennung  gewisser  Waren  dienen,  ohne  die  Herkunft  be- 
zeichnen zu  sollen.  Der  §  17  endlich  wendet  sich  gegen  ausländische 
Waren,  welche  widerrechtlich  mit  einer  deutschen  Firma  oder  Ortsbe- 
zeichung u.  s.  w.  versehen  sind;  solche  Waren  unterliegen  bei  der  Ein- 
fuhr der  Beschlagnahme  und  Einziehung. 

Gerade  diese  Vorschriften  des  Warenzeichengesetzes  sind  für  die 
Entwicklung  der  Frage  in  Deutschland  wichtig  geworden.  Hier  waren 
schon  bestimmte  Arten  des  unlauteren  Wettbewerbes  ohne  eine  Einengung 
auf  die  eingetragenen  Unterscheidungsmerkmale  schlechthin  für  strafbar 
erklärt,  und  damit  nahm  die  Gesetzgebung  eine  bewufste  und  scharfe 
Wendung  zur  unmittelbaren  Bekämpfung  unlauterer  Konkurrenzmittel. 
An  diese  Bestimmungen  knüpften,  auch  die  Bestrebungen  an,  die  zunächst 
zu  einer  Resolution  des  Reichstags  vom  19.  April  1894  betr.  Vorlage 
eines  Gesetzentwurfs  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  und  weiterhin 
zum  Erlafs  des  Gesetzes  rzur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes" 
vom  27.  Mai  1896  führten. 

Dieses  Gesetz  beschränkt  sich  nicht  auf  einzelne  Handelszweige, 
sondern  ergreift  den  Handel  in  seiner  Gesamtheit,  und  insofern  hat  das 
Gesetz  einen  allgemeinen  Charakter.  Aber  es  richtet  sich  nicht  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb  in  jeder  möglichen  Form;  vielmehr  greift 
es  nur  einzelne  Hauptrichtungen  des  unlauteren  Wettbewerbes  in  kasui- 
stischer Weise  heraus.  Da  die  Findigkeit  derjenigen,  welche  unlauteren 
Wettbewerb  durchführen  wollen,  sehr  grofs  ist,  so  ist  es  möglich,  dafs 
sich  neue  Formen  dafür  entwickeln,  die  im  Gesetz  nicht  getroffen  werden. 
Immerhin  hat  man  sich  bemüht,  die  Fassung  bezüglich  der  Hauptrich- 
tungen des  unlauteren  Wettbewerbes  so  auszugestalten,  dafs  dem  Ein- 
greifen der  Rechtsprechung  nicht  zu  enge  Grenzen  gezogen  werden. 
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Das  Gesetz  wendet  sich  in  den  §§  1 — 4  zunächst  gegen  die  unehr- 
liche Reklame  und  zwar  sowohl  mit  civilrechtlichen  als  auch  mit  straf- 
rechtlichen Bestimmungen.  Für  die  strafrechtliche  Verfolgung  ist  die 
Voraussetzung  die,  dafs  in  öffentlichen  Bekanntmachungen  oder  in  Mit- 
teilungen, welche  für  einen  gröfseren  Kreis  von  Personen  bestimmt  sind, 
über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungsart  oder  die  Preisbemessung  von 
Waren,  über  die  Art  des  Bezuges  oder  die  Bezugsquelle  von  Waren, 
über  den  Besitz  von  Auszeichnungen,  über  den  Anlafs  oder  den  Zweck 
des  Verkaufs  wissentlich  unwahre  oder  zur  Irreführung  geeignete  An- 
gaben thatsächlicher  Art  gemacht  werden  in  der  Absicht,  den  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen.  Diese  bewufste  und 
absichtliche  Täuschung  des  Publikums  zieht  Geldstrafe  bis  zu  1500  M., 
im  Wiederholungsfalle  neben  oder  statt  der  Geldstrafe  Haft  oder  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  nach  sich  (§  4). 

Liegt  nicht  die  Absicht  einer  Täuschung  vor,  werden  aber  in  Mit- 
teilungen und  Bekanntmachungen  der  erwähnten  Art  über  die  ange- 
führten Punkte  oder  überhaupt  über  geschäftliche  Verhältnisse  unrichtige 
Angaben  thatsächlicher  Art  gemacht,  welche  geeignet  sind,  den  Anschein 
eines  besonders  günstigen  Angebots  hervorzurufen,  dann  handelt  es  sich 
nicht  um  ein  strafbares  Delikt,  sondern  nur  um  eine  fahrlässige  Unwahr- 
heit der  Reklame.  Sie  kann  zwar  die  Wirkung  einer  Täuschung  des 
Publikums  haben,  kann  aber  nicht  die  Täuschung  bezwecken.  In  solchen 
Fällen  kann  jeder  Konkurrent  und  weiter  jeder  zur  Erhebung  einer  Civil- 
klage  berechtigte  Interessentenverband  auf  Unterlassung  der  unrichtigen 
Angaben  klagen.  Gewerbetreibende,  die  durch  diese  unrichtigen  Angaben 
geschädigt  sind,  können  aufserdem  Schadenersatz  beanspruchen.  Der 
Schadenersatzanspruch  richtet  sich  gegen  den,  der  die  unrichtigen  An- 
gaben gemacht  hat,  falls  er  sie  kannte  oder  kennen  mufste,  ev.  gegen 
den  Redakteur,  Verleger,  Drucker  oder  Verbreiter  von  periodischen  Druck- 
schriften, falls  derselbe  die  Unrichtigkeit  der  Angaben  kannte.  Zu  den 
Angaben  thatsächlicher  Art  gehören  auch  bildliche  Darstellungen  und 
sonstige  Veranstaltungen,  welche  darauf  berechnet  und  geeignet  sind, 
derartige  Angaben  zu  ersetzen.  Die  Verwendung  von  Namen,  die  nach 
dem  Handelsgebrauch  zur  Benennung  gewisser  Waren  dienen,  ohne  deren 
Herkunft  bezeichnen  zu  sollen,  fällt  unter  diese  Bestimmung  nicht  (§  1). 

Die  zweite  Gruppe  von  Mafsnahmen  unlauteren  Wettbewerbs,  gegen 
die  sich  das  Gesetz  wendet,  sind  die  Quantitätsverschleierungen.  Das 
Gesetz  begnügt  sich  hier  (§  5)  damit,  dem  Bundesrat  das  Recht  zu  Ver- 
ordnungen des  Inhalts  zu  geben,  dafs  bestimmte  Waren  im  Einzel- 
verkehr nur  in  vorgeschriebenen  Einheiten  der  Zahl,  der  Länge,  des 
Gewichts  oder  mit  entsprechenden  Angaben  auf  der  Ware  oder  ihrer 
Aufmachung  feilgeboten  werden  können.  Bei  Bier  in  Flaschen  oder 
Krügen  kann  die  Angabe  des  Inhalts  mit  angemessenen  Fehlergrenzen 
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vorgeschrieben  werden.  Die  entsprechenden  Bestimmungen  des  Bundes- 
rats sind  im  Reichsgesetzblatt  zu  veröffentlichen  und  dem  Reichstag  so- 
fort oder  bei  seinem  nächsten  Zusammentreten  vorzulegen.  Auf  die  Nicht- 
befolgung  solcher  Anordnungen  setzt  das  Gesetz  Geldstrafe  bis  zu  150  M. 
oder  Haft. 

Eine  dritte  Gruppe  von  Bestimmungen  betrifft  die  Herabsetzung  der 
Konkurrenten.  Hier  dreht  es  sich  um  Ergänzung  des  schon  erwähnten 
§  824  des  B.  G.  B.  in  civil-  und  strafrechtlicher  Beziehung.  Strafrecht- 
lich wird  verfolgt  —  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  Gefängnis  bis  zu 
1  Jahr  — ,  wer  wider  besseres  Wissen  über  das  Erwerbsgeschäft  eines 
Anderen,  über  die  Person  des  Inhabers  oder  Leiters  des  Geschäfts,  über 
die  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  eines  Anderen  unwahre  Behaup- 
tungen thatsächlicher  Art  aufstellt  oder  verbreitet,  welche  geeignet  sind, 
den  Betrieb  des  Geschäfts  zu  schädigen  (§  7).  Civilrechtlich  wird  auf 
Schadenersatz  in  Anspruch  genommen,  wer  zum  Zweck  des  Wettbewerbs 
über  den  Konkurrenten,  sein  Geschäft,  seine  Waren  und  seine  Leistungen 
—  ohne  das  Kriterium  der  Wissentlichkeit  —  Behauptungen  thatsäch- 
licher Art  aufstellt  oder  verbreitet,  welche  geeignet  sind,  den  Betrieb  des 
Geschäftes  oder  den  Kredit  des  Inhabers  zu  schädigen,  sofern  die  Wahr- 
heit der  Behauptungen  nicht  erwiesen  werden  kann;  der  Verletzte  kann 
aufserdem  den  Anspruch  geltend  machen,  dafs  die  Wiederholung  oder 
Verbreitung  dieser  Behauptungen  unterbleibe.  Hat  der  Mitteilende  oder 
der  Empfänger  der  Mitteilung  ein  berechtigtes  Interesse  au  der  Mitteilung, 
so  kommt  diese  Vorschrift  nicht  zur  Anwendung  (§  6). 

In  vierter  Linie  wendet  sich  das  Gesetz  gegen  den  Namens-  und 
FirmenmiXsbrauch  und  ergänzt  so  den  §  12  des  B.  G.  B.  und  den  §  37 
des  neuen  Handelsgesetzbuches,  sowie  den  §  14  des  Warenzeichengesetzes 
und  zwar  nur  in  civilrechtlicher  Hinsicht.  Der  §  8  erklärt  für  schaden- 
ersatzpflichtig den,  der  im  geschäftlichen  Verkehr  einen  Namen,  eine 
Firma  oder  die  besondere  Bezeichnung  eines  Erwerbsgeschäfts,  eines 
gewerblichen  Unternehmens  oder  einer  Druckschrift  in  einer  Weise  be- 
nutzt, welche  darauf  berechnet  und  geeignet  ist,  Verwechselungen  her- 
vorzurufen mit  dem  Namen  oder  der  Firma  oder  der  besonderen  Be- 
zeichnung, deren  sich  ein  Anderer  befugter  Weise  bedient;  aufserdem 
kann  der  Anspruch  auf  Unterlassung  der  mifsbräuchlichen  Art  der  Be- 
nutzung geltend  gemacht  werden. 

Endlich  tritt  das  Gesetz  dem  Verrat  von  Betriebs-  und  Geschäfts- 
geheimnissen entgegen.  Angestellte,  Arbeiter  oder  Lehrlinge  eines  Ge- 
schäftsbetriebes werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  1  Jahre  bestraft,  wenn  sie  solche  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheim- 
nisse während  ihres  Dienstverhältnisses  unbefugt  an  Andere  mitteilen  zu 
Zwecken  des  Wettbewerbs  oder  in  der  Absicht,  dem  Inhaber  des  Geschäfts- 
betriebes Schaden  zuzufügen.  Ebenso  wird  der  bestraft,  welcher  Geschäfts- 
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oder  Betriebsgeheimnisse  durch  Verrat  der  Angestellten  erfahren  oder 
sich  durch  eine  gegen  die  Gesetze  oder  gegen  die  guten  Sitten  ver- 
stofsende  eigene  Handlung  verschafft  hat  und  sie  nun  zu  Zwecken  des 
Wettbewerbs  entweder  selbst  unbefugt  verwertet  oder  an  Andere  mitteilt 
Aufserdem  sind  die  Thäter  zum  Schadensersatz  verpflichtet 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  9  Monaten 
wird  bestraft,  wer  es  zum  Zwecke  des  Wettbewerbs  unternimmt,  andere 
zur  unbefugten  Mitteilung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  zu 
bestimmen  (§  9  und  10). 

Die  sämtlichen  erwähnten  civilrechtlichen  Ansprüche  verjähren  in 
6  Monaten,  nachdem  der  Anspruchsberechtigte  von  der  Handlung  und 
von  der  Person  des  Verpflichteten  Kenntnis  erlangt  hat,  und  ohne  Rück- 
sicht auf  diese  Kenntnis  in  3  Jahren  von  der  Begehung  der  Handlung 
an.  Für  die  Schadenersatzansprüche  beginnt  die  Verjährungsfrist  mit 
dem  Eintritt  des  Schadens.  Statt  des  Schadenersatzes  kann  bei  straf- 
rechtlicher Verurteilung  des  Thäters  auf  eine  Bufse  an  den  Verletzten 
bis  zu  10000  M.  erkannt  werden,  in  welchem  Falle  es  eines  besonderen 
Nachweises  über  die  Höhe  des  Schadens  nicht  bedarf. 

Die  Strafverfolgung  tritt  —  mit  Ausnahme  des  Falles  der  Quantitäts- 
verschleierung —  nur  auf  Antrag  ein.  Der  Antrag  geht  von  dem  Ver- 
letzten aus.  Bei  bewufstem,  auf  Täuschung  berechnetem  Reklameschwindel 
hat  aber  auch  jeder  andere  Konkurrent  und  jeder  beteiligte  Interessenten- 
verband das  Recht,  den  Antrag  zu  stellen. 

Bezüglich  der  Bekämpfung  von  Quantitätsverschleierungen  sind  von ' 
den  Interessenten  und  deren  Verbänden  sowie  von  Handelskammern 
schon  zahlreiche  Anregungen  gegeben,  z.  B.  über  den  Verkauf  von  Thee, 
von  Eiern,  von  Kerzen,  von  Bier,  von  Zündhölzern,  von  Garn,  von 
Zucker,  von  Brennstoffen,  von  Konserven,  Gemüsen  und  eingemachten 
Früchten  u.  s.  w.  Einige  dieser  Anregungen  sind  schon  vor  Erlafs  des 
Gesetzes  von  Handelskammern  vorgebracht  und  jetzt  mit  Rücksicht  auf 
die  im  §  5  dem  Bundesrat  zugewiesenen  Befugnisse  erneuert  Den  Ver- 
kauf von  Brennstoffen  nach  Gewicht  hatten  z.  B.  schon  1895  die  Ältesten 
der  Berliner  Kaufmannschaft  verlangt  Zweifellose  Quantitätsbezeich- 
nungen im  Garnhandel  sind  schon  seit  vielen  Jahren  von  Handels- 
kammern gefordert  worden.  Verschiedene  der  Anregungen  sind  zum 
Gegenstand  amtlicher  Rundfragen  bei  den  Handelskammern  gemacht 
worden,  z.  B.  die  Mengenbezeichnung  für  Kerzen,  für  Brennstoffe  u.  s.  w. 
Bezüglich  der  Mengenbezeichnung  im  Verkehr  mit  Garn  ist  ein  Entwurf 
zu  einer  Bundesratsverordnung  1899  den  Handelskammern  zur  Begut- 
achtung überwiesen  worden. 

Gerade  für  die  praktische  Verwertung  des  §  5  des  Gesetzes  wird 
die  anregende  und  gutachtliche  Mitarbeit  der  Handelskammern  überhaupt 
von  grofser  Bedeutung  sein.  Ob  sie  zu  den  klageberechtigten  Verbänden 
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in  Sachen  der  unredlichen  Reklame  gehören,  ist  im  allgemeinen  noch 
zweifelhaft,  Für  die  badischen  Handelskammern  ist  diese  Berechtigung 
infolge  des  Vorgehens  der  Handelskammer  zu  Freiburg  durch  ein  Urteil 
des  Oberlandesgerichte  zu  Karlsruhe  anerkannt  worden. 

Im  allgemeinen  wird  die  Wirkung  des  neuen  Gesetzes  günstig  be- 
urteilt Namentlich  ist  mit  seiner  Hilfe  manchem  Mifsbrauch  im  Reklame- 
wesen wirksam  entgegengetreten,  während  eine  Erschwerung  berechtigter 
Reklame  bisher  nicht  zu  bemerken  gewesen  ist.  Wird  das  Gesetz  nicht 
dem  Buchstaben,  sondern  dem  Sinne  nach  gehandhabt,  so  kann  es  in 
der  That  dem  ehrlichen  Kaufmann  eine  wirksame  Waffe  gegen  unlautere 
Konkurrenzmanöver  werden.  Dafs  es  dahin  komme,  ist  auch  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  wünschenswert,  da  die  Gesamtheit 
ein  lebhaftes  Interesse  daran  hat,  dafs  Konkurrenzkampf  und  Reklame 
den  Boden  des  Rechts  und  des  Anstandes  nicht  verlassen. 

In  den  Kreisen  der  Kleinhändler  scheint  das  Gesetz  noch  nicht  als 
ausreichend  angesehen  zu  werden.  Wenigstens  hat  der  den  Kleinhandel 
vertretende  Centraiverband  Deutscher  Kaufleute  Anfang  1899  in  einer 
Eingabe  an  den  Bundesrat  eine  Erweiterung  und  Verschärfung  des  Ge- 
setzes als  nötig  bezeichnet.  Da  aber  bisher  überwiegend  günstige  Urteile 
über  die  Wirkung  des  Gesetzes  im  ganzen  laut  geworden  sind,  so  wird 
es  ratsam  sein,  noch  weitere  Erfahrungen  zu  sammeln,  ehe  an  eine 
Änderung  des  Gesetzes  herangetreten  wird. 

§  5.  Unmittelbare  Beschränkung  der  Konkurrenz.  In  den  vorher- 
gehenden Paragraphen  drängte  sich  schon  mehrmals  der  Gedanke  auf, 
dafs  manche  der  besprochenen  Mafsnahmen  über  polizeiliche  Rücksichten 
und  über  die  Abwehr  unlauterer  Konkurrenz  hinausgehen  und  bis  zu 
gewissem  Grade  einen  unmittelbaren  Eingriff  in  die  Konkurrenzverhält- 
nisse überhaupt  darstellen.  Die  in  §  3  besprochene  Regelung  des 
Wanderhandels  hatte  mitunter  diesen  Zug,  und  unter  den  in  §  4  be- 
sprochenen Mafsnahmen  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  zeigte  sich 
das  neue  Margarinegesetz  in  einigen  Bestimmungen  von  derselben  Seite. 

Im  allgemeinen  darf  man  wohl  aussprechen,  dafs  das  Betreten  dieser 
Bahn  seitens  der  inneren  Handelspolitik  nicht  ohne  Bedenken  ist.  An 
sich  kann  es  zunächst  nur  darauf  ankommen,  die  Verwendung  un- 
ehrlicher Mittel  im  Konkurrenzkampf  abzuwehren.  Den  Konkurrenz- 
kampf mit  ehrlichen  Mitteln  wird  man  im  allgemeinen  am  besten  sich 
selbst  überlassen  dürfen,  da  er  zu  der  Verdrängung  volkswirtschaftlich 
ungeeigneter  oder  wenig  geeigneter  Vermittlungsformen  des  Handels 
zu  Gunsten  der  den  heutigen  Bedürfnissen  am  meisten  entsprechenden 
führen  mufs. 

Indes  mufs  man  sich  doch  vor  einseitiger  und  theoretischer  Über- 
spannung dieses  Grundsatzes  hüten.  Die  Gesamtheit  kann  ein  Interesse 
haben,  ältere  und  schwächere,  aber  aus  sozialen  oder  wirtschaftlichen 
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Rücksichten  unentbehrliche  Vermittelungsformen  vor  einer  zu  schnellen 
Zerreibung  zu  schützen  oder  überhaupt  lebensfähig  zu  erhalten  neben 
den  aufkommenden  neuen  Betriebsformen  des  Handels.  In  solchen 
Fällen  kann  die  Handelspolitik  eingreifen  müssen,  um  die  grofse  Un- 
gleichheit der  Bedingungen  des  Konkurrenzkampfes  abzuschwächen  und 
die  Schwächeren  gegen  das  Erdrücktwerden  durch  die  Stärkeren  zu 
schützen,  ohne  gleichzeitig  das  Berechtigte  an  den  neuen  Formen  zu 
unterdrücken. 

Das  ist  der  allgemeine  Gesichtspunkt,  mit  dem  man  an  die  in  §  5 
zu  behandelnde  Frage  herantreten  mufs.  Es  dreht  sich  hierbei  in  der 
Praxis  im  wesentlichen  um  die  Kämpfe  zwischen  dem  Ladenkleinhandel 
und  den  Konsumvereinen  und  Warenhäusern.  Der  Ladenkleinhandel 
ist  —  vom  heutigen  Standpunkt  aus  gesprochen  —  die  ältere  Form  des 
Kleinhandels;  Konsumvereine  und  Warenhäuser  sind  neuere  Formen, 
und  dieser  Gegensatz  bedeutet  zugleich,  dafs  der  Ladenkleinhandel  in 
der  Regel  der  schwächere,  die  Konsumvereine  und  Warenhäuser  der 
stärkere  Teil  sind. 

Zwischen  beiden  ist  ein  heftiger  Kampf  entbrannt,  der  zu  bekannt 
ist,  als  dafs  er  hier  noch  geschildert  werden  müfste.  Für  die  Konsum- 
vereine und  mehr  noch  für  die  Warenhäuser  handelt  es  sich  dabei  im 
wesentlichen  nur  darum,  ihr  Arbeitsfeld  und  ihr  Absatzgebiet  zu  er- 
weitern und  den  älteren  Konkurrenten  beiseite  zu  schieben ;  eine  Existenz- 
frage ist  der  Kampf  mit  dem  Ladenhandel  für  diese  Betriebsformen  im 
allgemeinen  nicht.  Für  den  Ladenkleinhandel  dreht  es  sich  um  die 
Verteidigung  des  bisherigen  Absatzgebietes;  aber  für  einen  nicht 
geringen  Teil  des  Kleinhandels  ist  das  zugleich  ein  Kampf  um  Sein 
oder  Nichtsein,  ein  Existenzkampf  im  eigentlichsten  Sinne,  bei  dem 
Alles  auf  dem  Spiele  steht.  Das  mufs  man,  wenn  man  nicht  mit  dem 
eigenen  wirtschaftlichen  Interesse  in  diesen  Kampf  hineingezogen  ist, 
stets  festhalten,  um  zu  verstehen,  warum  der  Kleinhandel  auch  wohl 
Forderungen  erhebt  und  Mafsnahmen  verlangt,  die  vom  Standpunkt  der 
Gesaratinteressen  aus  nicht  bewilligt  werden  können,  und  um  milder 
über  solche  Überschreitungen  der  richtigen  Grenze  zu  urteilen.  Es  ist 
menschlich  begreiflich,  dafs  in  der  Hitze  des  Kampfes  um  die  Existenz 
der  Kleinhandel  nicht  immer  sorgfältig  prüft,  was  vom  Standpunkt  der 
Gesamtinteressen  aus  überhaupt  gewährt  werden  kann,  und  dafs  er  auch 
durch  Schlagworte  verleitet  werden  kann,  das  Heil  von  Mafsregeln  zu 
erwarten,  die  es  ihm  thatsächlich  nicht  bringen  können.  Ähnliches  zeigt 
sich  ja  auch  bei  anderen  Interessentengruppen. 

Dafs  der  Kleinhandel  triftigen  Grund  zu  der  Klage  hat,  er  werde 
durch  Konsumvereine  und  Warenhäuser  schwer  geschädigt,  erscheint  so- 
fort glaubwürdig,  wenn  man  das  Stärkeverhältnis  der  Gegner  abschätzt 
Wenn  der  Kleinhandel  zu  seinen  Gunsten  staatliche  Eingriffe  in  diese 
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Stärkeverhältnisse  verlangt,  so  kann  man  von  seinem  besonderen  Inter- 
essenstandpunkte aus  nichts  dagegen  einwenden.  Aber  dieser  Interessen- 
Standpunkt  des  Kleinhandels  ist  nicht  und  kann  nicht  sein  der  Stand- 
punkt, von  dem  aus  die  Handelspolitik  die  Dinge  zu  betrachten  und  zu 
behandeln  hat.  Sie  beurteilt  die  Lage  von  einer  höheren  Warte  aus, 
und  deshalb  kann  sie  keine  Mafsregel  vornehmen,  der  nichts  weiter  als 
das  Sonderinteresse  des  Kleinhandels  als  Stütze  dient  Nur  die  Mittel 
kann  sie  anwenden,  die  dem  Gesamtinteresse  zuträglich  und  durch  das 
Gesamtinteresse  gerechtfertigt  sind.  Nicht  um  der  Interessen  des  Klein- 
handels willen,  sondern  nur  um  der  Gesamtinteressen  willen  kann  über- 
haupt die  innere  Handelspolitik  in  den  ehrlichen  Konkurrenzkampf 
eingreifen. 

Ist  nun  der  Ladenkleinhandel  für  die  Gesamtheit  von  solcher  Be- 
deutung, dafs  die  innere  Handelspolitik  zu  seinen  Gunsten  auch  in  den 
ehrlichen  Konkurrenzkampf  einzugreifen  Anlafs  hat?  Anscheinend  nicht! 
Es  handelt  sich  hier  —  wie  gesagt  —  um  einen  Kampf  zwischen  alten 
und  neuen  Formen  der  Bedarfsvermittelung,  und  wenn  diese  neuen  Formen 
auch  einen  gewissen  Rückschritt  in  der  Arbeitsteilung  darstellen,  so  sind 
sie  doch  unzweifelhaft  in  manchen  Beziehungen  rationeller  als  der  zer- 
splitterte Kleinhandel  und  deshalb  auch  wirtschaftlicher.  Aber  es  kommen 
doch  noch  andere  Gesichtspunkte  in  Betracht  Schon  im  ersten  Teil 
dieses  Buches  ist  darauf  hingewiesen,  dafs  in  der  Sachkunde  und  An- 
passungsfähigkeit eines  tüchtigen  Kleinhandels  sowohl  gegenüber  den 
Konsumvereinen  als  auch  gegenüber  den  Warenhäusern  wichtige  Vorteile 
für  die  Konsumenten  liegen  können.  Aber  auch  die  DecentraJisierung 
des  Kleinverkaufs,  wie  sie  im  Ladenhandel  vorliegt,  hat  als  solche 
für  die  Bedarfsversorgung  der  Bevölkerung  auch  wichtige  Vorzüge. 
Dadurch  dringt  der  Handel  unmittelbarer  an  die  Bedarfspunkte  mit 
seinen  Warenlagern  heran  und  erleichtert  dadurch  eine  bequemere  und 
schneller  zu  bewirkende  Bedarfsbefriedigung,  als  Konsumvereine  und 
Warenhäuser.  Wie  sehr  das  zutrifft,  zeigt  sich  in  der  Thatsache,  dafs 
grofse  Konsumvereine  sich  genötigt  gesehen  haben,  eine  gröfsere  Zahl 
von  Verkaufsstellen  in  den  einzelnen  Bezirken  der  Stadt  einzurichten, 
und  dafs  auch  die  grofsen  Warenhäuser  sich  dieser  Tendenz  nicht  haben 
entziehen  können.  Der  Görlitzer  Wareneinkaufsverein  und  der  dortige 
Konsumverein  z.  B.  haben  die  Stadt  Görlitz  mit  einem  vollständigen  Netz 
von  Läden  überzogen  und  haben  in  ähnlicher  Weise  auch  in  benach- 
barten Orten  eine  Reihe  von  Verkaufsstellen  errichtet  Das  bedeutet, 
dafs  auch  diese  auf  Centralisation  der  kaufmännischen  Vermittlungs- 
arbeit gerichteten  Betriebe  sich  genötigt  gesehen  haben,  den  Verkauf 
selbst  zu  decentralisieren.  Der  Unterschied  zwischen  dem  Ladenhandel 
der  Kleinhändler  und  dieser  grofsen  Konsumvereine  liegt  nur  noch  darin, 
dafs  bei  jenem  eine  grofse  Zahl  von  Kleinunternehmern  thätig  ist,  bei 
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diesem  dagegen  die  Verkaufsstellen  von  einer  Centralstelle  ressortieren, 
dafs  sich  also  der  Gewinn  der  kaufmännischen  Arbeit  bei  jenem  auf 
eine  gröfsere  Zahl  selbständiger  Kaufleute  verteilt,  bei  diesem  dagegen 
zusammengezogen  wird,  um  dann  den  Mitgliedern  des  Vereins  bezw.  den 
Aktionären  bezw.  bei  Warenhäusern  mit  detachierten  Verkaufsstellen  dem 
Grofsunternehmer  zuzufliefsen. 

Man  darf  aus  solchen  Vorgängen  schliefsen,  dafs  die  Decentrali- 
sation  des  Kleinverkaufs  einem  Bedürfnis  der  Konsumenten  entspricht 
Der  Ladenkleinhandel  befriedigt  seiner  Natur  nach  dieses  Bedürfnis. 
Warenhäuser  und  Konsumvereine  dagegen  sind  ihrer  Natur  nach  auf 
die  Centralisation  des  Kleinverkaufs  gerichtet  und  lassen  sich  nur  durch 
den  Druck  der  Bedürfnisse  der  Konsumenten  zur  Decentralisation  treiben. 
Gäbe  es  nur  Konsumvereine  und  Warenhäuser,  so  würde  im  ganzen  die 
Decentralisation  des  Kleinverkaufs  nicht  in  demselben  Mafse  den  Be- 
dürfnissen der  Konsumenten  angepafst  sein,  weil  diese  Vermittlungs- 
organe damit  auf  wesentliche  Eigenschaften  ihrer  Organisation  und  auf 
die  angestrebte  Ermäfsigung  der  Vermittlungsunkosten  wenigstens  zum 
Teil  verzichten  müfsten.  Dafs  vollends  diese  Organe  auch  bis  in  die 
kleinsten  und  abgelegensten  Orte  mit  detachierten  Verkaufsstellen  in  dem 
erforderlichen  Umfange  vordringen  werden  und  vordringen  können,  ist 
sehr  fraglich.  Die  Rücksicht  auf  die  für  die  Konsumenten  bequemste 
Form  der  Bedarfsversorgung  macht  deshalb  die  Erhaltung  des  Klein- 
handels neben  den  neueren  Vermittlungsformen  nötig. 

Ist  uns  aber  der  Kleinhandel  aus  verschiedenen  Rücksichten  für  die 
Bedarfsversorgung  nützlich  und  selbst  unentbehrlich,  so  müssen  wir  auch 
wünschen,  dafs  er  im  ehrlichen  Konkurrenzkampf  nicht  deshalb  unter- 
liege, weil  er  mit  schwächeren  Kräften  den  Kampf  aufnehmen  mufs. 
Vielmehr  haben  wir  dann  Veranlassung,  seiner  Zerreibung  vorzubeugen 
dadurch,  dafs  seine  natürliche  Schwäche  vermindert  und  ihm  ein  Kampf 
unter  annähernd  gleichen  Bedingungen  ermöglicht  wird.  Ein  sozialpoli- 
tischer Gesichtspunkt  tritt  dazu.  Wir  haben  einen  Mittelstand  nötig.  Wir 
können  ihn  an  und  für  sich  auch  ohne  den  selbständigen  Kleinhandel 
haben  und  vermehren,  wie  er  ja  auch  thatsächlich  durch  das  Hinein- 
wachsen neuer  Elemente  an  Ausdehnung  gewonnen  hat.  Aber  es  ist 
doch  ein  Unterschied  zwischen  einem  abhängigen  und  einem  selbständigen 
Mittelstand.  Der  erstere  Teil  dehnt  sich  mit  der  neueren  Entwicklung 
aus.  Der  zweite  Teil  nimmt  in  den  kleinen  und  mittleren  Fabrikunter- 
nehmern neue  Elemente  in  sich  auf,  giebt  aber  auch  einen  Teil  seiner 
früheren  Elemente  dadurch  ab,  dafs  ein  Teil  der  Handwerker  und  Klein- 
händler seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  nicht  erhalten  kann.  Würde 
der  selbständige  Kleinhandel  durch  Konsumvereine  und  Warenhäuser 
ganz  bei  Seite  gedrängt,  so  würde  damit  ein  starker  Verlust  an  selb- 
ständigem Mittelstand  eintreten.  Der  Verlust  würde  zahlenmäfsig  durch 


Digitized  by  Google 


2.  Kapitel.  Die  innere  Handelspolitik. 


369 


entsprechendem  Zuwachs  an  abhängigem  Mittelstand  ausgeglichen  werden; 
aber  für  die  sozialpolitische  Wirkung  des  Mittelstandes  gegenüber  den 
vielen  zersetzenden  Tendenzen  unserer  Zeit  wäre  durch  den  zahlenmäßigen 
Ausgleich  nichts  gewonnen.  Gerade  in  dieser  Richtung  sind  die  selbstän- 
digen Existenzen  wertvoller. 

Aus  all'  dem  folgt  nicht,  dafs  jeder  jetzt  vorhandene  Kleinhändler 
Anspruch  darauf  hat,  durch  staatlichen  Schutz  erhalten  zu  werden.  Es 
folgt  auch  nicht  daraus,  dafs  durch  künstliche  Hemmung  der  Entwick- 
lung neuer  Vermittlungsformen  der  einzelne  Kleinhändler  gegen  etwaige 
selbstverschuldete  Schwächen,  also  gegen  Schlendrian,  Mangel  an  Rührig- 
keit und  an  Kenntnissen  geschützt  werden  soll.  Die  einzige  Schluß- 
folgerung, die  man  aus  dem  Ausgeführten  ziehen  kann,  ist  die,  dafs  die 
Bedingungen  für  den  ehrlichen  Konkurrenzkampf  zwischen  alten  und 
neuen  Formen  der  Bedarfsvermittlung  in  einer  Weise  ausgestaltet  werden, 
welche  es  den  tüchtigen  und  genügend  ausgebildeten  Elementen  des 
selbständigen  Kleinhandels  ermöglicht,  sich  neben  den  neuen  Betriebs- 
formen in  dem  für  das  Gesamtinteresse  erforderlichen  Umfange  zu 
behaupten. 

Tritt  man  von  diesem  allgemeinen  Standpunkt  an  die  Frage  heran, 
wie  etwa  in  dem  bezeichneten  Sinne  dem  Kleinhandel  zu  Hilfe  zu  kommen 
sei,  so  mufs  man  zunächst  alles  das  ablehnen,  was  auf  ein  direktes  Verbot 
von  Konsumvereinen  und  Warenhäusern  hinausläuft  Solche  Vorschläge 
sind  ganz  ernsthaft  aufgetaucht,  entweder  in  ganz  allgemeiner  Form  oder 
mit  der  Tendenz,  in  kleineren  Orten  die  Errichtung  von  Konsumvereinen 
und  Warenhäusern  zu  untersagen,  in  grösseren  aber  sie  von  einer  be- 
hördlichen Konzession  abhängig  zu  machen  und  eine  Konzession  ev.  an 
den  Bedürfnisnachweis  zu  binden  oder  nur  städtischen  Verwaltungen  oder 
Innungen  u.  s.  w.  zu  geben.  Die  Durchführung  solcher  Ideen  würde 
gleichbedeutend  sein  mit  der  Ausscheidung  der  Konsumvereine  und 
Warenhäuser  aus  der  Reihe  der  Bedarfsvermittlungsanstalten.  Dem  eng- 
sten Interesse  der  Kleinhändler  würde  das  vielleicht  entsprechen.  Die 
Konsumenten  und  die  Produzenten  werden  schon  wesentlich  anders 
darüber  denken.  Die  öffentliche  Gewalt  vollends  kann  die  Hand  dazu 
nicht  bieten,  da  es  sich  hier  um  Betriebsformen  handelt,  die  nicht  an 
sich  unberechtigt  oder  auch  nur  wertlos  sind,  sondern  in  bestimmten 
Richtungen  auch  nützliche  Wirkungen  haben.  Ebensowenig  kann  es  zu- 
lässig sein,  bestimmten  Kreisen  der  Bevölkerung,  z.  B.  den  Beamten,  die 
Bildung  von  Konsumvereinen  zu  untersagen.  Es  ist  das  gute  Recht  des 
Konsumenten,  sich  diejenigen  Wege  der  Bedarfsversorgung  zu  suchen, 
welche  ihm  am  vorteilhaftesten  sind.  Warum  Beamte  dieses  Recht  nicht 
haben  sollen,  ist  nicht  einzusehen. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  sich  aber  auch  die  öffentliche  Gewalt 
jeder  künstlichen  Grofsziehung  und  einseitigen  Förderung  der  neuen 
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Betriebsformen  zu  enthalten.  Den  Warenhäusern  als  solchen  ist  eine 
derartige  Förderung  nicht  zu  teil  geworden,  wohl  aber  den  Konsum- 
vereinen im  allgemeinen  und  den  Beamten-  und  Offizierskonsumvereinen 
im  besonderen.  Verwaltungsbehörden  und  Gesetzgebung  gingen  früher 
bei  Behandlung  der  Konsumvereine  davon  aus,  dafs  es  sich  hier  nur 
um  Vereinigungen  zur  Erzielung  von  Ersparnissen  handle.  Daher  be- 
günstigte die  Gesetzgebung  die  Konsumvereine  durch  Freilassung  von 
der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer,  von  der  Mafs-  und  Gewichtskontrolle, 
von  der  Nahrungs-  und  Genufsmittelkontrolle,  von  der  Konzessionspflicht 
für  den  Branntweinverkauf,  von  den  Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe 
u.  s.  w.  Dafs  die  Verwaltungsbehörden  einer  so  von  der  Gesetzgebung 
begünstigten  Einrichtung  fördernd  zur  Seite  standen,  dafs  die  Beamten 
des  Staates  es  vielfach  als  eine  Art  Ehrenpflicht  betrachteten,  unentgelt- 
lich in  dem  Dienste  solcher  Vereinigungen  zu  wirken,  kann  nicht  auf- 
fallen. Das  Wohlwollen,  das  anderen  Formen  der  genossenschaftlichen 
Selbsthilfe  mit  Recht  gebührt,  übertrug  man  fast  kritiklos  auf  die  Konsum- 
vereine, weil  eben  auch  sie  Genossenschaften  waren. 

Diese  Anschauung  mufs  man  fallen  lassen.  Der  Betrieb  der  Kon- 
sumvereine ist  nichts  anderes,  als  eine  besondere  Form  des  Kleinhandels- 
betriebes. Die  angeblichen  „Ersparnisse^  die  den  Mitgliedern  als  „Divi- 
dendentt  zufliefsen,  sind  nichts  anderes,  als  ein  Gewinn  aus  diesem 
Handelsbetrieb.  Die  Mitglieder  beziehen  ihn  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Mitunternehmer  ohne  Rücksicht  darauf,  aus  welchen  Waren  und  aus 
welchen  Verkaufsstellen  der  Gewinn  geflossen  ist. 

Es  hat  lange  gedauert,  ehe  man  sich  in  Deutschland  dieser  Auf- 
fassung auch  in  den  amtlichen  Stellen  zuwandte.  Seit  Ende  der  80  er  Jahre 
erst  ist  das  geschehen.  Eine  Folge  der  veränderten  Anschauung  ist  da*s 
Ersuchen  des  Reichsamts  des  Innern  vom  Jahre  1892  an  die  Bundes- 
regierungen, jede  behördliche  Bevorzugung  der  Offiziers-  und  Beamten- 
konsumvereine zu  vermeiden.  Charakteristisch  für  die  lange  Nachwirkung 
der  früheren  Anschauung  ist  die  Thatsache,  dafs  trotz  des  Ersuchens  des 
Reichsamts  des  Innern  nach  1893  und  1894  einzelne  Fälle  amtlicher 
Begünstigung  des  „Warenhauses  für  Armee  und  Marineu  vorkamen. 

Die  Gesetzgebung  hat  die  Konsequenzen  aus  der  veränderten  Beur- 
teilung der  Konsumvereine  seit  1889  wiederholt  gezogen. 

Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1889  über  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften setzte  hier  zuerst  ein.  Es  verbot  den  Konsumvereinen 
den  Verkauf  an  Nichtmitglieder,  ohne  indes  die  Übertretung  des  Verbots 
unter  Strafe  zu  stellen.  Das  Gesetz  vom  12.  August  1896  holte  das  nach 
und  suchte  auch  sonst  den  mifsbräuchlichen  Verkauf  an  Nichtmitglieder 
zu  verhindern.  Die  Konsumvereine  dürfen  hiernach  —  mit  Ausnahme 
der  rein  landwirtschaftlichen  Konsumvereine  ohne  offenen  Laden  —  im 
regelmäfsigen  Geschäftsverkehr  Waren  nur  an  ihre  Mitglieder  oder  deren 
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Vertreter  verkaufen.  Haben  sie  einen  offenen  Laden,  so  mufs  der  Vor- 
stand Vorschriften  über  die  Legitimation  der  Mitglieder  oder  ihrer  Ver- 
treter gegenüber  den  Warenverkäufern  erlassen;  die  Änderung  oder 
Ergänzung  dieser  Vorschriften  kann  nötigenfalls  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde durch  Geldstrafen  bis  zu  300  M.  erzwungen  werden. 
Die  Verkäufer  werden  wegen  Verkaufs  an  Nichtmitglieder,  wenn  er 
wissentlich  oder  ohne  Beachtung  der  Vorschriften  über  die  Legitimation 
erfolgt  ist,  mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  belegt.  Ebenso  wird  das  Mit- 
glied bestraft,  welches  seine  Legitimation  einem  Dritten  zum  Zweck  der 
unbefugten  Warenentnahme  überläfst,  ferner  der  Dritte,  der  zu  diesem 
Zwecke  von  der  Legitimation  Gebrauch  macht  oder  auf  andere  Weise 
zur  unbefugten  Warenabgabe  zu  verleiten  unternimmt,  und  endlich  das 
Mitglied,  welches  die  auf  Grund  der  Mitgliedschaft  bezogenen  Waren 
gegen  Entgelt  gewohnheitsmäfsig  oder  gewerbsmäfsig  an  Nichtmitglieder 
veräufsert 

Durch  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  6.  August  1896  ist 
weiter  vorgesehen,  dafs  die  Vorschriften  des  §  33  der  G.  0.  über  die 
Notwendigkeit  und  Erteilung  der  Konzession  zum  Kleinhandel  mit  Brannt- 
wein oder  Spiritus  auf  die  Konsumvereine  Anwendung  finden,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  der  Betrieb  auf  den  Kreis  der  Mitglieder  beschränkt 
ist  Durch  dieselbe  Novelle  ist  §  41a  der  G.  0.  dahin  ergänzt,  dafs  die 
Beschränkungen  des  Handelsbetriebes  an  Sonn-  und  Festtagen  auch  für 
Konsumvereine  gelten,  und  zwar  auch  dann,  wenn  der  Betrieb  auf  den 
Mitgliederkreis  begrenzt  ist. 

Auch  zur  Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  sind  die  Konsum- 
vereine inzwischen  durch  die  Landesgesetzgebung  herangezogen  worden. 
In  Preufsen  bezeichnet  das  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891 
als  einkommensteuerpflichtig  in  §  1  Ziff.  4  u.  a.  alle  Aktiengesellschaften 
und  Kommandit-Aktiengesellschaften  und  diejenigen  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften, deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  der  Mitglieder 
hinausgeht,  also  auch  die  in  dieser  Form  auftretenden  Konsumvereine, 
und  in  Ziff.  5  die  Konsumvereine  mit  offenem  Laden  und  dem  Rechte 
einer  juristischen  Person,  d.  h.  also  solche,  die  als  eingetragene  Genossen- 
schaften erscheinen.  Das  Einkommen  des  Konsumvereins  besteht  nach 
§16  in  den  Beträgen,  welche  als  Zinsen  oder  Dividende  (gleichviel 
unter  welcher  Benennung)  an  die  Mitglieder  verteilt  oder  welche  zur 
Tilgung  der  Schulden  oder  des  Grundkapitals,  zur  Bildung  von  Reserven, 
zur  Verbesserung  oder  Erweiterung  des  Geschäfts  verwendet  sind,  nach 
Abzug  von  3  V2  Proz.  des  eingezahlten  Aktienkapitals  bezw.  der  einge- 
zahlten Geschäftsanteile.  Für  die  Kommunalbesteuerung  wird  dieser 
Abzug  nicht  gemacht  Der  Gewerbesteuer  unterliegen  nach  dem  Ge- 
werbesteuergesetz vom  24.  Juni  1891  §  5  Abs.  1  und  2  die  Konsumvereine 
mit  offenem  Laden  stets  und  andere  Konsumvereine  dann,  wenn  sie  nicht 
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satzungsgeraäfs  und  thatsäcblich  ihren  Verkehr  auf  ihre  Mitglieder  be- 
schränken, oder  wenn  sie  Gewinn  an  ihre  Mitglieder  verteilen,  oder  wenn 
sie  die  Verteilung  des  aus  dem  Gewinn  angesammelten  Vermögens  unter 
die  Mitglieder  für  den  Fall  der  Auflösung  nicht  ausschliefsen. 

Man  mag  über  Einzelheiten  dieser  gesetzlichen  Regelung  der  Ver- 
hältnisse der  Konsumvereine  verschiedener  Meinung  sein,  den  Grund- 
satz, der  sich  darin  ausspricht,  mufs  man  nach  dem  oben  Entwickelten 
anerkennen. 

In  den  beteiligten  Kreisen  herrscht  trotz  dieser  gesetzlichen  Vor- 
schriften die  Überzeugung,  dafs  sowohl  die  Konsumvereine  als  auch  die 
Warenhäuser  in  steuerlicher  Beziehung  zu  milde  behandelt  seien,  und 
deshalb  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  eine  sehr  umfangreiche  Bewegung 
entwickelt,  die  auf  dem  Wege  der  Steuergesetzgebung  die  Konkurrenz 
der  Konsumvereine  und  Warenhäuser  erschweren  und  dadurch  dem 
Kleinhandel  bessere  Bedingungen  für  den  Konkurrenzkampf  verschaffen 
will.  Die  Bewegung  ist  namentlich  in  Deutschland  sehr  lebhaft  geworden, 
hat  aber  auch  im  Auslande  einen  erheblichen  Umfang  erlangt 

In  Frankreich  hat  die  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser  schon 
1880  begonnen.  Das  Warenhaus  hatte  für  jede  Warengruppe  100  Frs., 
aufserdem  für  jeden  Angestellten  25  Fre.  und  vom  Mietwert  Vit,  als 
Steuer  zu  bezahlen.  1S88  wurde  die  Taxe  für  1  Angestellten  erhöht 
auf  50  Frs.,  wenn  mehr  als  200,  und  auf  75  Frs.,  wenn  mehr  als  1000 
Angestellte  beschäftigt  werden.  1 889  wurde  die  Taxe  für  1  Angestellten 
allgemein  auf  50  Frs.  und  die  Abgaben  vom  Mietswert  auf  V*  festgesetzt 
für  Betriebe  mit  mehr  als  100  Angestellten  in  Städten  mit  mehr  als 
100000  Einwohnern.  Die  Zahl  der  Warengruppen,  von  denen  jede  der 
Patenttaxe  von  100  Frs.  unterliegt,  ist  inzwischen  bis  auf  24  erhöht 
worden.  Durch  diese  Veränderungen  ist  die  Steuer  für  das  Warenhaus 
„Au  bon  march6u,  die  sich  1880  bei  einem  Umsatz  von  60 — 70  Mill. 
Frs.  auf  261000  Frs.  stellte,  bis  auf  3,8  Mill.  Frs.  gesteigert  worden  bei 
einem  Umsatz  von  180  Mill.  Frs. 

In  dem  Staat  Missouri  ist  im  Sommer  1899  eine  sehr  hohe  Steuer 
für  die  Grofsbazare  beschlossen  worden.  Die  Waren  sind  in  73  Klassen 
geteilt;  eine  Klasse  ist  steuerfrei,  für  jede  weitere  Klasse  sind  300 — 500 
Doli,  jährlich  zu  entrichten.  Doch  gilt  das  nur  für  Geschäfte  mit  mehr 
als  15  Angestellten  und  in  Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern. 
Ob  die  Steuer  durchgeführt  werden  wird,  ist  fraglich,  da  bisher  derartige 
Sondersteuern  der  Einzelstaaten  stets  für  verfassungswidrig  erklärt  sind. 

In  Bayern  ist  im  Winter  1898  im  neuen  Gewerbesteuergesetz  eine 
Verstärkung  der  Normalanlage  für  die  Warenhäuser  vorgesehen.  In 
Sachsen  hat  die  Regierung  am  12.  Mai  1896  durch  besondere  Verordnung 
das  Recht  der  Stadtgemeinden  zur  Sonderbesteuerung  der  Konsumvereine 
und  Warenhäuser  anerkannt,  und  einige  20  Gemeinden  haben  schon 
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davon  Gebrauch  gemacht  Die  Steuer  erscheint  durehgehends  als  Steuer 
vom  Umsatz  und  beträgt  meist  2  Proz.,  was  etwa  25  Proz.  des  Reinertrags 
gleichkommt  Die  Steuerpflicht  fängt  in  einigen  Städten  bei  20  000  M., 
in  anderen  bei  50000  M.,  in  noch  anderen  bei  100000  M.  Umsatz  an. 

In  Preufsen  hat  die  Regierung  wiederholt  im  Abgeordnetenhause  die 
Gemeinden  ebenfalls  als  befugt  zur  Vornahme  einer  Sonderbesteuerung 
bezeichnet,  und  im  Mai  1898  hat  der  Finanzminister  Sachverständige 
zur  Beratung  dieser  Frage  zusammengerufen.  Die  Thronrede  vom  Januar 
1899  enthielt  den  Satz:  „Die  kommunale  Besteuerung  der  in  neuerer 
Zeit  entstandenen  grofsen  Warenhäuser  entspricht  nicht  ihrer  Bedeutung 
und  Stellung  im  gewerblichen  Verkehr.  Sie  bedarf  einer  besonderen 
Regelung,  welche  die  gerechtere  Heranziehung  dieser  Betriebe  sichert 
und  dadurch  zugleich  den  kleinen  Gewerbtreibenden  für  den  Wettbewerb 
einen  wirksamen  Schutz  gewährt".  Ein  Gesetzentwurf  wurde  als  „vor- 
aussichtlich noch  in  dieser  Tagung44  vorzulegen  angekündigt.  Das  ist 
freilich  nicht  geschehen,  weil  über  den  von  der  Regierung  den  Interessen- 
vertretungen zur  Begutachtung  vorgelegten  Entwurf  eine  Einigung  noch 
nicht  erzielt  werden  konnte.  Die  Frage  ist  aber  durchaus  im  Flufs. 
Einige  wenige  Städte,  wie  Beuthen  und  Mühlhausen  i.  Th.  sind  bereite 
zur  Sonderbesteuerung  übergegangen. 

Darüber,  dafs  die  Warenhäuser  und  die  Konsumvereine,  soweit  sie 
sich  als  Grofsbetriebe  darstellen,  einer  schärferen  Besteuerung  unterworfen 
werden  können  und  müssen,  besteht  im  allgemeinen  kaum  eine  Meinungs- 
verschiedenheit, und  auch  der  Gesichtspunkt  wird  meist  anerkannt,  dafs 
auf  diesem  Wege  dem  Kleinhandel  der  hergebrachten  Form  eine  Stärkung 
im  Kampf  gegen  grofse  Konsumvereine  und  Warenhäuser  verschafft 
werden  müsse.  Der  Gedanke,  solche  nicht  finanztechnischen  Neben* 
zwecke  in  die  Steuergesetzgebung  hineinzutragen,  ist  auch  nicht  neu. 
Die  Hausiersteuer  und  die  Wanderlagersteuer  wollen  aus  dem  gleichen 
Gesichtspunkt  in  die  Konkurrenzverhältnisse  eingreifen,  und  die  neuesten 
Ergänzungen  der  deutschen  Zucker-  und  Branntweinsteuer  verfolgen  aus- 
gesprochenermafsen  den  Zweck,  die  Produktion  der  Grofsbetriebe  von 
einer  gewissen  Grenze  an  zu  erschweren.  An  dem  Grundgedanken  der 
Bestrebungen  zur  Sonderbesteuerung  der  Warenhäuser  braucht  man  also 
nicht  ohne  weiteres  Anstofs  zu  nehmen. 

Aber  über  die  Ziele,  die  mit  den  angeregten  Steuern  verfolgt  werden, 
und  über  die  Wege,  die  einzuschlagen  sind,  gehen  die  Ansichten  weit 
auseinander.  Die  Einen  wollen  eine  nach  dem  Personal  abgestufte,  die 
Anderen  eine  nach  der  Zahl  der  Branchen  verschiedene,  die  Dritten  eine 
nach  dem  Miet-  oder  Nutzungswert  der  Geschäftsräume  bemessene  Steuer. 
Am  meisten  und  nachdrücklichsten  wird  eine  reine  Umsatzsteuer  ver- 
langt. Aufserdem  wird  der  Gedanke  einer  Besteuerung  nach  der  Zahl 
der  Filialen,  einer  „DifferenziaJgewinnsteuer",  d.  h.  einer  Steuer  auf  Ge- 
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winnverzicht  gegenüber  einem  bestimmten  Normalgewinnsatz,  einer  Ab- 
stufung nach  der  Gröfse  der  Städte  erörtert  u.  s.  w.  Vielfach  werden 
auch  Kombinationen  verschiedener  dieser  Steuern  empfohlen. 

Auch  darüber,  wer  besteuert  werden  soll,  sind  die  Ansichten  durchaus 
geteilt.  Bald  sollen  nur  die  Warenhäuser,  bald  auch  Versandgeschäfte, 
Konsumvereine  u.  s.  w.  getroffen  werden.  Das  Ziel  der  Steuer  wird  von 
einem  Teil  der  Beteiligten  rückhaltlos  als  „Erdrosselung"  der  Warenhäuser 
bezeichnet,  und  namentlich  die  Vorschläge  bezüglich  der  Umsatzsteuer 
sind  vielfach  so  aufzufassen.  Andere  wollen  nur  einen  gewissen  Aus- 
gleich für  das  Übergewicht  der  Grofsbetriebe  im  Kleinhandel  herbeiführen. 

Im  Winter  1895/96  hatte  der  Abgeordnete  v.  Brockhausen  im 
preufsischen  Abgeordnetenhause  den  Antrag  auf  Sonderbesteuerung  der 
Warenhäuser  eingebracht  und  der  zu  dessen  Beratung  eingesetzten  Kom- 
mission einen  Entwurf  vorgelegt,  welcher  für  Bazare  eine  Sondersteuer 
von  25  Proz.  der  Gewerbesteuer  in  der  Gewerbesteuerklasse  IV 

r     50     „        „  „  „     „  III 

7=*  TT 

n     ' u     «»        n  »     jj  n 

M  „  „  „  „  „  „  I 

und  für  Warenhäuser  und  Versandgeschäfte  für  jede  Warengattung  eine 
Sondersteuer  von  25  Proz.,  wenn  4 — 10  Warengattungen  geführt  werden, 
und  von  50  Proz.  der  Gewerbesteuer  für  jede  weitere  Warengattung  vor- 
schlug. Von  Centrumsabgeordneten  wurde  eine  Umsatzsteuer  empfohlen, 
die  bei  einem  Umsatz  von  110000  M.  mit  Vio  Proz.  des  Umsatzes  beginnen 
und  mit  je  10000  M.  weiteren  Umsatzes  um  Vio  Proz.  steigen  sollte.  Das 
würde  bei  einem  Umsatz  von  6  Mill.  M.,  wie  ihn  der  Offizierverein  hat,  eine 
Umsatzsteuer  von  59  Proz.  bedeuten.  Die  Kommission  selbst  empfahl  eine 
besondere  Betriebssteuer,  die  bei  einem  Umsatz  von  mehr  als  300  000  M. 
oder  bei  einem  jährlichen  Ertrage  von  mehr  als  20  000  M.  beginnen  und 
nach  der  Zahl  der  geführten  Warengattungen  und  nach  dem  jährlichen 
Umsatz  aufsteigen  sollte.  Der  Barmer  Verein  zum  Schutze  für  Handel 
und  Gewerbe  befürwortet  eine  Umsatzsteuer  von 

2  Proz.  bei  einem  Jahresunisatz  von  über  100  000  —  300  000  M. 

3   „      „    300  000  —  500  000 

4    „      „  „  „      „    500  000—  1  Mill. 

und  von  1  Proz.  mehr  für  jede  weitere  halbe  Million  Umsatz  u.  s.  w. 

Der  von  der  preufsischen  Regierung  aufgestellte  und  den  Handels- 
kammern zur  Begutachtung  vorgelegte  Entwurf  von  1899  will  keine 
eigentliche  Umsatzsteuer,  sondern  eine  etwas  verwickelte  Korabination 
von  Branchen-,  Personal-  und  Raumsteuer.  Der  Entwurf  unterscheidet 
nachstehende  fünf  Warengruppen: 

1.  Gegenstände  des  täglichen  Verbrauchs  (Nahrungs-  und  Genufs- 
mittel,  Apotheker-,  Droguen-,  Parfürmerie-  und  iKolonialwaren  aller  Art); 

2.  Gegenstände  der  persönlichen  Ausstattung  (Bekleidung-  und  Toi- 
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lettengegenstände,  Wäsche,  Kleidungs-  und  Wäschestoffe,  Reise-,  Jagd- 
und  Fischereiartikel,  Waffen,  Fahrräder,  Fahr-  und  Reitutensilien,  Näh- 
maschinen u.  s.  w.) ; 

3.  Gegenstände  der  Wohnungseinrichtung  (Möbel,  Teppiche,  Vorhänge, 
Tapeten,  Öfen,  Lampen  und  sonstige  Beleuchtungsgegenstände); 

4.  Gebrauchsgegenstände  der  Hauswirtschaft  (Küchen-  und  Garten- 
einrichtungen, Glas-,  Porzellan-,  Steingut-  und  Thonwaren); 

5.  Juwelier-,  Kunst-,  Unterhaltungs-  und  Unterrichtsgegenstände, 
einschliefslich  Gold-,  Silber-,  Bijouterie-  und  optische  Waren,  Kinderspiel- 
zeug, Phantasieartikel,  Schreibutensilien,  Bücher. 

Der  besonderen  Steuer  unterliegt,  wer  im  Kleinhandel  mindestens  drei 
dieser  Warengattungen  unter  Verwendung  von  mehr  als  25  Gehilfen  oder 
in  Geschäftsräumen  führt,  deren  jährlicher  Nutzungswert 

bei  einer  Warengattung     30  000  M.  (in  Berlin  50  000  M.) 

„   zwei  Warengattungen  20  000  „   U      „  35  000  „) 

„  drei  12  000,,   („      „  20  000,,) 

mehr  als  drei,,  6  000,,   („  10  000.,) 

beträgt  Ein  Unterschied  zwischen  Warenhäusern,  Bazaren,  Versand- 
geschäften und  offenen  Ladengeschäften  wird  dabei  nicht  gemacht  Kon- 
sumvereine unterliegen  der  Warenhaussteuer  soweit,  als  sie  gewerbe- 
steuerpflichtig sind.  Betriebe,  die  zwar  nur  eine  oder  zwei  dieser  Waren- 
gattungen führen,  aber  die  oben  bezeichneten  Voraussetzungen  bezüglich 
der  Gehilfenzahl  und  des  Nutzungswertes  der  Geschäftsräume  erfüllen, 
werden  von  der  Warenhaussteuer  dann  betroffen,  wenn  sie  mehr  als 
3  Betriebsstätten  (Filialen)  haben.  Die  Steuer  ist  eine  Raum-  und  eine 
Gehilfensteuer.  Die  Raumsteuer  beträgt: 

bei  2  Warengattungen  1 0  Proz.  i 

„3  „  15    „    I  des  Nutzungswertes 

„    4  „  20    „    [        der  Räume. 

,,    5  25    „  I 

Die  Gehilfensteuer  —  vorausgesetzt  sind  nach  dem  Gesagten  mehr 
als  25  Gehilfen  —  beträgt  bei  1 — 2  Warengattungen  20  M.  für  jeden  Ge- 
hilfen und  steigt  mit  jeder  weiteren  Warengruppe  um  10  M.  an. 

Dieses  komplizierte  System  hat  freilich  wenig  Gegenliebe  gefunden. 
Der  Kleinhandel  selbst  strebt  nach  wie  vor  in  erster  Linie  die  reine 
Umsatzsteuer  an.1)  — 

1)  Während  des  Drucke»  ist  dem  preufsiseben  Abgeordnetenhause  ein  Gesetz- 
entwurf zugegangen,  welcher  Klcinhandelsbetriebe,  die  mehr  als  eine  der  im  Entwurf 
bezeichneten  vier  Warengruppen  führen,  einer  Umsatzsteuer  unterwirft  Die  Steuer 
beginnt  bei  500  000  M.  Umsatz  mit  l'/aProz.,  erreicht  in  11  Stufen  bei  1  Mill.  M. 
Umsatz  den  Normalsatz  von  2  Proz.,  der  nunmehr  in  Stufen  von  je  100  000  M.  Umsatz 
vom  Anfangsbetrage  jeder  Stufe  erhoben  wird.  Die  Steuer  soll  20  Proz.  des  ge- 
werbesteuerpflichtigen Ertrages  nicht  übersehreiten.  Der  Umsatz  soll  durch  Selbst- 
deklaration ermittelt  werden. 
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Eine  steuertechnische  Untersuchung  über  die  zweckmäßigste  Form 
der  Warenhaus-  und  Konsum vereinssteuer  kann  hier  nicht  vorgenommen 
werden.  Es  handelt  sich  hier  nur  um  die  allgemeinen  Gesichtspunkte. 

In  erster  Linie  mufs  festgestellt  werden,  dafs  eine  Erdrosselung  der 
neuen  Betriebsformen  nicht  als  Aufgabe  der  Handelspolitik  gelten  kann. 
So  wenig  ein  Verbot  dieser  Formen  nach  dem  oben  Entwickelten  be- 
rechtigt ist,  so  wenig  kann  es  gebilligt  werden,  wenn  auf  dem  Umwege 
über  eine  übertrieben  hohe  Steuer  dasselbe  bewirkt  werden  soll,  was  das 
Verbot  direkt  und  unverblümt  anstrebt.  Es  kann  sich  nur  um  eine  Be- 
rücksichtigung der  Sonderstellung  der  Grofsbetriebe  im  Kleinhandel  drehen. 
Greift  man  zu  einer  übertriebenen  Umsatzsteuer,  so  ist  die  Gefahr  nicht 
zu  vermeiden,  dafs  zahlreiche  Kaufleute,  die  man  gar  nicht  treffen  will, 
davon  schwer  getroffen  werden.  Es  ist  nicht  möglich,  einem  Kaufmann 
vorzuschreiben,  mit  welchem  Nutzen  er  umsetzen  will.  Niemand  kann 
ihm  verwehren,  sich  mit  geringem  Nutzen  zu  begnügen  und  in  dem  da- 
durch erweiterten  Umsatz  den  Ausgleich  zu  finden.  Im  Kleinhandel  der 
hergebrachten  Form  giebt  es  in  dieser  Beziehung  ebenfalls  sehr  grofse 
Unterschiede,  und  Geschäfte,  die  Niemand  als  Warenhaus  ansieht,  arbeiten 
oft  genug  nach  dem  Grundsatz,  dafs  kleiner  Einzelnutzen  und  grofser 
Umsatz  zu  verbinden  sind.  Je  tiefer  man  die  Umsatzziffer  ansetzt,  von 
der  an  die  besondere  Umsatzsteuer  beginnen  soll,  desto  gefährlicher  wird 
die  Umsatzsteuer  für  die  grösseren  Betriebe  des  Ladenhandels.  Überdies 
sind  die  örtlichen  Verhältnisse  hier  sehr  verschieden.  In  einem  kleinen 
Ort  mag  eine  Untergrenze  von  20  000  M.  für  den  Ladenhandel  unbedenk- 
lich sein,  in  Berlin  würde  sie  viele  Ladengeschäfte  mit  in  die  Umsatzsteuer 
ziehen.  Will  man  dem  vorbeugen  durch  Beschränkung  auf  Städte  von  einer 
gewissen  höheren  Einwohnerzahl  an,  so  hat  das  leicht  die  Verlegung  des 
Warenhauses  nach  den  nicht  vom  Gesetz  berührten  Orten  zur  Folge,  von 
denen  aus  dann  im  Wege  des  Versandgeschäftes  die  Konkurrenz  betrieben 
wird.  Oder  es  werden  die  grofsen  Warenhäuser  in  eine  Keihe  von  formell 
selbständigen  Geschäften  zerlegt,  deren  Ertrag  dann  durch  Kapitalbetei- 
ligung des  bisherigen  Warenhausinhabers  doch  wieder  in  dessen  Hand  zu- 
sammenfliefst  Die  Umsatzsteuer  kann  überhaupt  so  leicht  für  den,  welchen 
man  treffen  will,  unwirksam  gemacht  werden,  dafs  man  auf  diesem  Wege 
nicht  viel  erreichen  kann,  und  von  den  hierzu  anzuwendenden  Mitteln  wer- 
den gerade  die  Warenhausinhaber  mehr  Gebrauch  machen,  als  die  selbstän- 
digen Ladenhändler,  deren  Umsatzziffer  über  die  Untergrenze  hinausgeht 
Auch  das  darf  nicht  übersehen  werden,  dafs  dem  Anwachsen  des  Ge- 
schäftes von  Ladenhändlern  durch  eine  Umsatzsteuer  leicht  Hindernisse  in 
den  Weg  gelegt  werden,  die  Niemand  beabsichtigt,  die  aber  unvermeidlich  sind. 

Man  tröstet  sich  gegenüber  diesen  Gefahren  damit,  dafs  das  Gesetz 
die  Betriebe,  die  es  treffen  wolle,  leicht  so  bezeichnen  könne,  dafs 
der  Ladenhandel  der  hergebrachten  Form  nicht  davon  berührt  werden 
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könne.  Theoretisch  ist  das  leicht;  praktisch  ist  es  noch  nicht  gelungen. 
Die  gewundenen  und  dehnbaren  Definitionen,  die  man  bisher  aufgestellt 
hat,  beweisen  das.  In  der  Schrift  von  A.  Graevell  „Zum  Kampfe 
gegen  die  Warenhäuser"  (Dresden  1899)  wird  S.  15  erklärt:  „Ein  Waren- 
haus ist  ein  Unternehmen,  welches  durch  den  Kleinverkauf  von  Waren 
der  verschiedensten  Gattungen  nach  Hunderttausenden  zu  bemessende 
Umsätze  erzielt  und  das  Publikum  durch  sogenannte  Lockartikel  an  sich 
zu  ziehen  sucht".  Kann  man  eine  solche  Definition  in  ein  Steuergesetz 
schreiben?  Der  Steuerausschufs  der  bayrischen  Kammer  ist  ebenfalls 
nicht  glücklich  gewesen,  als  er  die  zu  besteuernden  Betriebe  umschrieb 
als  „gewerbliche  Unternehmungen,  welche  behufs  der  gewinnbringenden 
Verwertung  grösserer  Betriebsmittel  ihrem  Geschäftsbetriebe  eine  aufser- 
ordentliche  Ausdehnung  geben  und  durch  die  Art  ihres  Geschäftsverfahrens 
von  den  Grundsätzen  und  Formen,  unter  welchen  die  im  (Gewerbesteuer-) 
Tarif  enthaltenen  Gewerbe  ausgeübt  zu  werden  pflegen,  wesentlich  ab- 
weichen". Wie  man  daraus  erkennen  soll,  dafs  nur  die  Warenhäuser, 
Grofsmagazine,  Grofsbazare,  Abzahlungs-,  Versteigerungs-  und  Versand- 
geschäfte zu  besteuern  sind,  ist  schlechterdings  nicht  einzusehen.  In  einer 
Petition  des  Detaillistenverbandes  für  Rheinland  und  Westfalen  an  das 
preufsische  Abgeordnetenhaus  hat  man  für  die  Grofsbazare  folgende  Be- 
griffsbestimmung gegeben:  „Unter  Grofsbazaren  sind  Geschäfte  zu  ver- 
stehen, die  alle  möglichen,  nicht  zusammengehörigen  Artikel  führen  (z.  B. 
Manufaktur-,  Kurz-,  Emaille-,  Korb-,  Porzellan,  Glaswaren,  Schuhwerk, 
Konfektion,  Möbel,  Bücher,  Musikalien,  Küchenartikel,  Christbaumschmuck, 
Lebens-  und  Genufsmittel  u.  s.  w.),  und  die  durch  die  Anzahl  ihrer  An- 
gestellten und  den  Umfang  ihrer  Verkaufsräume  die  Merkmale  eines 
Grofsbazars  an  sich  tragen". 

Jeder  wird  zugeben,  dafs  bei  solchen  Begriffsbestimmungen  die  Ge- 
fahr sehr  grofs  ist,  dafs  auch  Andere,  als  die  man  treffen  will,  von  der 
Umsatzsteuer  erfafst  werden,  und  der  Ladenkleinhandel  selbst  könnte  das 
einmal  bitter  am  eigenen  Leibe  erfahren. 

Dazu  treten  die  grofsen  Schwierigkeiten,  den  zu  bestimmenden  Um- 
satz festzustellen.  Ohne  Selbstdeklaration  wird  das  kaum  gelingen,  und 
das  zu  erzwingen,  wird  sehr  schwer  sein,  da  die  Deklarationspflicht 
schliefslich  nach  dem  Gesagten  allen  Kaufleuten  auferlegt  werden  müfste 
mangels  der  Möglichkeit,  die  Grenze  zwischen  Warenhäusern  und  anderen 
Betrieben  scharf  zu  ziehen.  Auch  diese  Wirkung  könnte  dem  Kleinhandel 
selbst  verhängnisvoll  werden. 

Auch  die  Eaumsteuer  ist  unwirksam,  da  sie  leicht  umgangen  werden 
kann  durch  Errichtung  von  Filialen,  die  trotz  der  thatsächlichen  finan- 
ziellen Fundierung  von  einer  Stelle  aus  doch  in  juristisch  unantastbarer 
Form  durch  selbständige  Inhaber  verwaltet  werden.  An  derselben  Schwie- 
rigkeit scheitert  auch  die  Filialsteuer. 
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Die  Besteuerung  nach  der  Zahl  der  Angestellten  ist  wegen  der  in 
solchen  Betrieben  nicht  seltenen  Vermischung  von  Grofs-  und  Kleinhandel 
nicht  wirksam  zu  machen  und  kann  leicht  auf  die  Angestellten,  als  den 
wirtschaftlich  schwächeren  Teil,  abgewälzt  werden. 

Die  Branchensteuer  trifft  auf  die  Schwierigkeit,  dafs  viele  kleinere 
Geschäfte,  z.B.  auf  dem  Lande  und  in  kleineren  Orten,  ebenfalls  die 
verschiedensten  Waren  führen  müssen,  und  dafs  die  richtige  Abgrenzung 
der  Branchen  äufserst  schwer  durchzuführen  ist  Überdies  würde  sie 
unwirksam  sein  gegen  diejenigen  Warenhäuser,  welche  nur  eine  Waren- 
gattung führen,  aber  doch  dem  Ladenhandel  dieser  Branche  nicht  minder 
gefährlich  sind. 

Durch  die  Kombination  mehrerer  solcher  Steuerarten  werden  die 
Schwierigkeiten  nur  noch  gehäuft,  und  bei  all*  dem  liegt  in  jeder  solchen 
Steuer,  wenn  sie  nicht  zur  rücksichtslosen  Unterdrückung  der  Grofs- 
betriebe  im  Kleinhandel  überhaupt  führen  soll,  ein  so  starker  Anreiz  für 
diese  Betriebe,  ihren  Umsatz  behufs  besserer  Verteilung  der  Steuerlast 
noch  weiter  auszudehnen,  dafs  die  Konkurrenz  gegen  den  Ladenhandel 
eher  verschärft  als  vermindert  wird. 

Die  besondere  Warenhaussteuer  in  den  vorgeschlagenen  Formen 
wird  also  dem  Kleinhandel  nicht  aufhelfen;  wohl  aber  birgt  sie  für  ihn 
selbst  sehr  ernste  Gefahren  in  sich. 

Dazu  kommt  noch  eine  allgemeine  Gefahr.  Die  Sonderbesteuerung 
der  Warenhäuser,  wie  sie  jetzt  von  den  Kleinhändlern  angestrebt  wird, 
läuft  darauf  hinaus,  den  Grofsbetrieb  nicht  etwa  deshalb,  weil  er  eine 
gröfsere  steuerliche  Leistungsfähigkeit  aufweist,  sondern  ohne  Kücksicht 
auf  diesen  Gesichtspunkt  lediglich  deshalb  höher  zu  besteuern,  weil  er 
eben  Grofsbetrieb  ist.  Die  gesetzliche  Anerkennung  dieses  Prinzips,  das 
am  krassesten  in  der  reinen  Umsatzsteuer  zu  Tage  tritt,  würde  sehr  be- 
denkliche Folgen  haben.  Zwar  haben  wir  auch  beim  Branntwein  und 
Zucker,  wie  schon  erwähnt,  eine  schärfere  Besteuerung  des  Grofsbetriebes. 
Aber  sie  hat  ganz  anderen  Charakter.  Das  Ziel  der  1895  eingeführten 
und  1901  wieder  aufzuhebenden  Brennsteuer  für  die  Spiritusproduktion, 
die  eine  gewisse  hochgegriffene  Grenze  überschreitet,  und  der  1896  ein- 
geführten besonderen  Betriebssteuer  für  die  über  das  Kontingent  hinaus- 
gehende Zuckerproduktion  ist  nicht  die  Lahmlegung  der  Grofsbetriebe, 
sondern  eine  mäfsige  Verteuerung  derjenigen  Produktion,  die  über  die 
durch  die  Absatzverhältnisse  gezogene  Grenze  hinausragt  Der  Zweck  ist, 
einer  ungesunden  Überproduktion  entgegenzuarbeiten,  und  daran  haben 
die  Grofsbetriebe  selbst  ein  sehr  lebhaftes  Interesse.  Bei  der  Umsatz- 
steuer dagegen  soll  nach  einigen  Vorschlägen  der  Grofsbetrieb  ganz  bei 
Seite  gedrängt  werden,  um  das  Feld  für  die  Kleinbetriebe  freizumachen ; 
nach  anderen  soll  der  Grofsbetrieb  durch  hohe  Steuern  wenigstens  so 
sehr  geknebelt  werden,  dafs  er  auf  wirtschaftliche  Weise  vielfach  nicht 
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mehr  arbeiten  kann  und  so  dem  Kleinbetriebe  an  vielen  Stellen  Platz 
machen  mufs.  Dieser  Standpunkt  hat  gefährliche  Konsequenzen.  Der 
Kampf  zwischen  Grofs-  und  Kleinbetrieben  besteht  nicht  nur  im  Klein- 
handel, sondern  auf  allen  Gebieten  des  Erwerbslebens.  Giebt  man  den 
Wünschen  der  Kleinbetriebe  im  Kleinhandel  in  der  vorgeschlagenen  Form 
nach,  so  ist  schlechterdings  kein  Grund  zu  finden,  weshalb  man  den 
Kleinbetrieben  in  anderen  Erwerbszweigen  nicht  ebenfalls  mit  ähnlichen 
Mitteln  die  Konkurrenz  des  Grofsbetriebes  vom  Halse  schaffen  soll.  Der 
kleine  vereinzelte  Möbeltischler  wird  die  Erdrosselungssteuer  gegen  die 
grofsen  Möbelfakriken,  aber  auch  gegen  die  Magazingenossenschaften  der 
Tischler  verlangen,  der  kleine  Schuhmacher  wird  den  Schuhfabriken, 
der  kleine  Gastwirt  den  grofsen  Restaurationen,  der  kleine  Schneider  den 
Kleiderfabriken,  der  kleine  Cigarrenmacher  den  Cigarrenfabriken,  der 
kleine  Müller  den  Grofsmühlen,  der  kleine  Winzer  den  grofsen  Wein- 
bauern mit  ähnlichen  Mitteln  entgegentreten  wollen,  und  was  man  dem 
Kleinhändler  gewährt  hat,  wird  man  den  anderen  Kleinbetrieben  nicht 
versagen  können.  Man  sage  nicht,  das  seien  theoretische  Bedenken.  Der 
Gedanke  der  Umsatzsteuer  hat  schon  Schule  gemacht  Im  Frühjahr  1 899 
hat  eine  Versammlung  von  Kleinmüllern  in  Offenburg  (Baden)  bereits 
allgemein  eine  progressive  Umsatzsteuer  für  Grofsmüller  verlangt.  Wohin 
treiben  wir  damit?  Ohne  die  Grofsbetriebe  können  wir  unsere  Stellung 
auf  dem  Weltmarkte  nicht  erhalten  und  unseren  Bevölkerungszuwachs 
nicht  ernähren.  Niemand  kann  es  verantworten,  uns  diese  wichtigsten 
Stützen  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  entziehen.  Selbst  wenn  man 
für  den  Kleinhandel  die  Beseitigung  der  Grofsbetriebe  als  unbedenklich 
ansehen  wollte,  dieser  Konsequenzen  wegen  müfste  man  sich  dagegen 
wehren.  Es  giebt  kein  Mittel,  das  Übergreifen  solcher  Mafsregeln  auf 
andere  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  zu  verhindern.  Die  innere  Handels- 
politik, die  das  Gesamtinteresse  und  nicht  einseitig  das  Kleinhändler- 
interesse wahrzunehmen  hat,  mufs  sich  deshalb  solchen  übertriebenen 
Forderungen  entgegenstellen. 

Damit  ist  nicht  gesagt,  dafs  nun  überhaupt  nichts  zur  Verbesserung 
der  Konkurrenzbedingungen  des  Kleinhandels  geschehen  soll.  Nicht 
einmal  der  Weg  einer  mafsvollen  stärkeren  Besteuerung  ist  dadurch  aus- 
geschlossen. Eine  schärfere  Besteuerung  der  Grofsbetriebe  im  Kleinhandel 
ist  aus  zwei  Gesichtspunkten  ohne  weiteres  zu  rechtfertigen.  Der  eine 
Gesichtspunkt  ist  das  Vorliegen  einer  gröfseren  steuerlichen  Leistungs- 
fähigkeit, der  andere  der  gröfsere  Umfang  der  Vorteile,  die  dem  Grofs- 
betriebe aus  öffentlichen  Einrichtungen  erwachsen.  Der  erste  Gesichts- 
punkt kommt  für  die  staatliche  Besteuerung  in  Betracht  Der  Staat  stellt 
heute  —  in  vollkommener  Übereinstimmung  mit  der  Wissenschaft  —  den 
Grundsatz  an  die  Spitze,  dafs  für  die  staatliche  Besteuerung  der  einzig 
gerechte  Mafsstab  die  Anpassung  an  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit 
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sei,  und  dafs  die  höhere  Leistungsfähigkeit  auch  relativ  schärfer  besteuert 
werden  könne  und  müsse.  Soweit  die  Konsumvereine  und  Warenhäuser 
eine  höhere  steuerliche  Leistungsfähigkeit  aufweisen,  sind  sie  auch 
schärfer  zu  den  Staatslasten  heranzuziehen.  Wie  weit  das  praktische 
Bedeutung  haben  kann,  hängt  von  der  Gestaltung  des  Steuersystems  ab. 
In  Preufsen,  wo  die  Einkommensteuer  und  die  Ergänzungssteuer  (Ver- 
mögensertragsteuer) als  direkte  Staatssteuern  in  Betracht  kommen,  kann 
nur  im  Rahmen  dieser  Steuern  der  Staat  eine  entsprechend  höhere  Be- 
lastung herbeiführen,  was  nach  Mafsgabe  der  jetzigen  Gesetze  auch  ge- 
schieht Eine  staatliche  Umsatzsteuer  würde  dem  Grundsatz  einer  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  direkt  widersprechen  und  in  Preufsen 
mit  den  Grundlagen  des  jetzigen  staatlichen  Steuersystems  ganz  unver- 
einbar sein.  Der  Umsatz  ist  kein  Kriterium  der  steuerlichen  Leistungs- 
fähigkeit, sondern  nur  das  daraus  fliefsende  Einkommen  und  weiterhin 
der  Vermögensbesitz,  welcher  auch  die  Grundstücke  und  das  Anlage- 
und  Betriebskapital  der  in  Preufsen  betriebenen  Unternehmungen  umfafst 
Die  Ergänzungs-(Vermögens-)Steuer  enthält  keine  progressiven  Steuersätze. 
Über  die  Einführung  einer  mäfsigen  Progression  Hefse  sich  reden,  ebenso 
über  die  mafsvolle  Weiterführung  der  Progression  bei  der  Einkommen- 
steuer für  die  gröfseren  Einkommen.  Der  Hinweis  darauf,  dafs  die  In- 
haber der  Warenhäuser  wegen  ihres  bescheidenen  Nutzens  gegenüber  dem 
Umsatz  ein  verhältnismäfsig  geringes  Einkommen  haben,  kann,  wenn 
er  wahr  ist,  nicht  zur  Besteuerung  des  Umsatzes  durch  den  Staat  Anlafs 
geben.  Die  gleiche  Erscheinung  kann  in  allen  Erwerbszweigen  vorkommen 
und  kommt  tbatsächlich  in  allen  vor,  ohne  dafs  deshalb  verlangt  wird, 
der  Staat  solle  in  solchen  Fällen  den  Umsatz  und  nicht  das  daraus 
fliefsende  Einkommen  besteuern. 

Der  Grundsatz  der  Besteuerung  nacb  der  Leistungsfähigkeit  gilt  auch 
für  den  Teil  der  Gemeindesteuern,  der  zur  Deckung  der  allen  Bevölkerungs- 
kreisen gleichmäfsig  zu  gute  kommenden  Ausgaben  dient  Daneben  hat 
aber  im  Gemeindesteuerwesen  der  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung noch  eine  grofse  Bedeutung  und  hat  in  Preufsen  auch  durch 
das  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1S93  eine  ausdrückliche  An- 
erkennung erfahren.  Dieser  Grundsatz  kann  auf  die  Gemeindebesteuerung 
der  Warenhäuser  und  Konsumvereine  mit  gutem  Grunde  angewandt 
werden,  da  die  geschäftlichen  Erfolge  dieser  Betriebe  zum  grofsen  Teil 
gerade  von  der  Lage  in  der  betr.  Gemeinde  abhängig  sind.  Nach  den 
jetzigen  Bestimmungen  über  die  Kommunalabgaben  gilt  der  Grundsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung  bei  den  Beiträgen  zur  Deckung  der 
Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten  von  Geineindeveranstaltungen  und 
bei  den  direkten  Steuern  auf  Grundbesitz,  Gebäude  und  Gewerbebetrieb. 
Die  Gemeinden  können  besondere  Steuern  vom  Grundbesitz  einführen 
und  diese  nach  dem  Reinertrage  oder  Xutzungswert  oder  nach  dem 
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Mietwert  oder  nach  dem  gemeinen  Wert  u.  s.  w.  umlegen.  Auch  be- 
sondere Gewerbesteuern  können  die  Gemeinden  einführen  und  sie  nach 
dem  Ertrage  oder  nach  dem  Wert  des  Anlage-  und  Betriebskapitals,  nach 
sonstigen  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  oder  nach  Verbindung  mehrerer 
dieser  Mafsstäbe  bemessen.  Sowohl  bei  der  Grundsteuer  als  auch  bei 
der  Gewerbesteuer  können  also  die  Gemeinden  den  Grundsatz  von  Leistung 
und  Gegenleistung  in  wirksamer  Weise  auch  gegenüber  den  Warenhäusern 
und  Konsumvereinen  zur  Geltung  bringen.  Reichen  dazu  die  jetzigen 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  aus,  so  wird  kein  Mensch  etwas  dagegen 
haben,  sie  einer  Revision  zu  unterziehen.  Eine  der  Billigkeit  und  Gerechtig- 
keit entsprechende  Besteuerung  der  Grofsbetriebe  im  Kleinhandel  durch  die 
Gemeinden  liegt  also  durchaus  im  Bereich  der  Möglichkeit.  Unmöglich 
ist  nur  eine  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  nicht  mehr  entsprechende, 
auf  die  Zerstörung  dieser  Betriebe  abzielende  Steuer;  diese  geht  allerdings 
über  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Gemeinde  ebenso  wie  des  Staates  hinaus. 

Wenn  derartige  Steuern  mit  dem  Hinweis  auf  unlautere  Machen- 
schaften der  Warenhäuser  verlangt  werden,  so  vergifst  man,  dafs  solche 
Machenschaften  durch  die  Steuergesetzgebung  nicht  verhindert  werden 
können.  Soweit  in  dieser  Beziehung  Anlafs  zur  Klage  vorliegt,  bedarf 
es  nötigenfalls  einer  Revision  der  Bestimmungen  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb. 

Aufserdem  aber  steht  den  Kleinhändlern  der  Weg  der  gemeinsamen 
Selbsthilfe  im  Konkurrenzkampf  gegen  Konsumvereine  nnd  Warenhäuser 
offen.  Sie  haben  ihn  schon  teilweise  beschritten.  Zwei  Richtungen 
machen  sich  dabei  bemerkbar.  Die  eine  geht  dahin,  den  Einkauf  zu 
centralisieren,  aber  den  Verkauf  decentralisiert  zu  lassen,  also  Einkaufs- 
genossenschaften zu  bilden.  Die  andere  zielt  auf  Zusammenschlufs  zur 
gemeinschaftlichen  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Warenhäusern  ab, 
d.  h.  also  Einkauf  und  Verkauf  zu  centralisieren. 

Die  Einkaufsgenossenschaften  haben  für  die  Bedarfsversorgung  der 
Bevölkerung  im  allgemeinen  gröfsere  dauernde  Bedeutung.  Sie  rauben 
der  Bevölkerung  nichts  von  der  gewohnten  Bequemlichkeit  der  Bedarfs- 
versorgung, sie  opfern  nichts  von  der  Sachkunde  und  Geschäftstüchtigkeit 
des  Kaufmanns,  sie  sichern  die  sachgemäfse  Pflege  der  Specialartikel 
der  einzelnen  Geschäfte.  Auf  der  anderen  Seite  aber  befreien  sie  den 
Kleinhandel  von  den  Nachteilen  des  decentralisierten  Wareneinkaufs.  Sie 
geben  ihm  die  Möglichkeit,  im  grofsen  einzukaufen  und  sich  dadurch 
die  vorteilhaftesten  Bezugsbedingungen  zu  verschaffen.  Sie  können  auch 
auf  die  gemeinsame  Lagerung  der  vielgebrauchten  Artikel  ausgedehnt 
werden,  sodafs  der  einzelne  Kaufmann  ev.  weniger  zur  eigenen  Lager- 
haltung genötigt  ist,  als  bisher.  Auf  diese  Weise  können,  wie  die  Er- 
fahrungen gezeigt  haben,  erhebliche  Ersparnisse  erzielt  werden.  Überdies 
gewinnt  der  Kleinhandel  durch  solchen  Zusammenschlufs  eine  gröfsere 
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Machtstellung  im  wirtschaftlichen  Leben  und  kann  durch  Verbindung 
des  Lorabardierens  von  Waren  und  sonstiger  Krediteinrichtungen  mit  dem 
Genossenschaftsbetriebe  auch  seine  Widerstandsfähigkeit  in  schwierigen 
Zeiten  erheblich  steigern.  Es  gab  eine  Zeit  —  und  sie  liegt  noch  nicht 
lange  hinter  uns  — ,  in  der  sich  der  Kleinhandel  und  die  seine  Interessen 
vertretende  Presse  mit  Eifer  gerade  diesem  Gedanken  zugewendet  hatte. 
Erst  als  die  Idee  der  Umsatzsteuer  ihre  fascinierende  Wirkung  auf  die 
mit  der  Not  des  Lebens  ringenden  Kleinhändler  auszuüben  begann,  ist 
die  Frage  der  Einkaufsgenossenschaften  zurückgedrängt  worden.  Der 
Weg  der  Umsatzsteuer  scheint  bequemer  und  wirksamer,  ohne  es  wirk- 
lich zu  sein;  der  Weg  der  Einkaufsgenossenschaften  ist  auf  die  Dauer 
wirkungsvoller  und  männlicher. 

Der  Gedanke  an  Begründung  genossenschaftlicher  Warenhäuser 
durch  die  Kleinhändler  ist  zuerst  in  Amerika  aufgetaucht.  Er  hat  aber 
auch  in  Deutschland  Boden  gefunden.  In  Hamburg  haben  sich  1899 
zum  Zweck  der  Begründung  eines  gemeinsamen  Warenhauses  70  Kauf- 
leute zusammengeschlossen  und  6  Mill.  M.  gezeichnet. 

Der  Gedanke  ist  durchaus  lebensfähig  und,  wenn  er  auch  an  der 
Decentralisation  des  Verkaufs  rüttelt,  ist  er  doch  von  grofser  Bedeutung  für 
den  Konkurrenzkampf  der  Kleinhändler  gegen  die  Warenhäuser.  Es  ist 
schlechterdings  nicht  zu  verstehen,  warum  sich  die  Kleinhändler  nicht 
durch  Warenhausgenossenschaften  dieselben  Umstände  zu  Nutze  machen 
sollen,  die  den  Warenhäusern  ihre  Überlegenheit  in  manchen  Beziehungen 
verschaffen,  ebensowenig  wie  es  zu  verstehen  ist,  weshalb  sie  nicht  die 
Konkurrenz  der  Konsumvereine  dadurch  abwehren  sollen,  dafs  sie  sich 
mittelst  der  Einkaufsgenossenschaften  wichtige  Vorteile  der  Konsum- 
vereinsorganisation dienstbar  machen.  Mit  der  Begründung  solcher  ge- 
nossenschaftlichen Organe  würden  sich  die  Kleinhändler  dem  Zuge  der 
Zeit  anschliefsen,  ohne  deshalb  die  ältere  Form  des  Kleinvertriebs  über- 
haupt aufzugeben. 

Freilich  gehört  zu  einer  erfolgreichen  Selbsthilfe  ein  starkes  Bewufst- 
sein  der  gemeinschaftlichen  Interessen  und  eine  genügende  Kapitalkraft 
und  Kreditfähigkeit.  Soweit  es  an  dem  erforderlichen  Gemeinsamkeits- 
gefühl bei  den  Kleinhändlern  fehlt,  müssen  die  Beteiligten  selbst  Abhilfe 
schaffen.  Die  Bildung  zahlreicher  Vereine  der  Kleinhändler  zum  Schutz 
ihrer  Interessen  in  den  letzten  Jahren  zeigt  übrigens,  dafs  das  Gemein- 
samkeitsgefühl im  Kleinhandel  im  Wachsen  begriffen  ist.  Soweit  es  an 
Kapital  und  Kredit  fehlt,  kann  der  Staat  durch  Vermittlung  einer  Ein- 
richtung, wie  sie  Preufsen  in  der  Centralgenossenschaftskasse  hat,  helfend 
und  fördernd  eingreifen.  Das  würde  eine  Mafsregel  der  inneren  Handels- 
politik von  viel  gröfserer  praktischer  Bedeutung  sein,  als  wenn  der  Staat 
sich  auf  den  Weg  der  Umsatzsteuer  behufs  Beseitigung  der  Konkurrenz 
der  Konsumvereine  und  Warenhäuser  drängen  lassen  wollte. 
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In  diesen  genossenschaftlichen  Bildungen  des  Kleinhandels  liegt 
keineswegs,  wie  manche  sagen,  der  „erste  Schritt  zum  sozialdemokra- 
tischen Zukunftsideal14,  und  sie  bedeuten  durchaus  nicht  das  Aufhören 
„jedes  selbständigen  Geschäftes44  und  die  Herabdrückung  des  Kaufmanns 
zum  „ Verwalter  in  seinem  eigenen  Geschäft44. 

Der  Kaufmann  würde  bei  den  genossenschaftlichen  Warenhäusern 
Mitunternehmer  sein  und  die  Vorteile  der  Unternehmerstellung  geniefsen ; 
die  Verwaltung  würde  besonderen  geschäftsführenden  Organen  übertragen 
werden  müssen.  Bei  den  Einkaufsgenossenschaften  würde  in  die  Selb- 
ständigkeit seines  Betriebes  gar  nicht  eingegriffen  werden.  Nur  gewisse 
Mängel  des  zersplitterten  Einkaufs  würden  beseitigt  werden.  Jenes  ist 
ebensowenig  wie  die  Magazin-  und  die  Absatzgenossenschaften  und  dieses 
ebensowenig  wie  die  Rohstoff-  und  Bezugsgenossenschaften  der  Hand- 
werker und  Landwirte  und  wie  die  Konsumvereine  selbst  sozialistischen 
Charakters,  es  sei  denn  dafs  man  unter  Sozialismus  einfach  jede  Ab- 
weichung von  der  alten  völligen  Zersplitterung  der  Interessen  versteht. 
An  keiner  Stelle  bedeuten  diese  Organe  ein  Verlassen  des  Bodens  der 
heutigen  Gesellschaftsordnung;  sie  haben  lediglich  das  Ziel,  wichtige 
Elemente  des  Mittelstandes  vor  der  Zerreibung  zu  schützen,  und  das  ist 
durchaus  antisozialistisch. 

Im  übrigen  darf  man  nicht  vergessen,  dafs  alle  Mafsnahmen,  die 
zum  Schutze  des  Kleinhandels  etwa  ergriffen  werden,  in  ihrer  Wirkung 
sehr  abgeschwächt  werden,  solange  der  Kleinhandel  fortgesetzt  ungeeignete 
und  wirtschaftlich  schwache  Existenzen  aufnehmen  mufs,  die  in  anderen 
Berufsarten  nicht  vorwärts  gekommen  sind.  Gegen  diese  Gefahr  hilft 
kein  Gesetz,  sondern  nur  die  bessere  Einsicht  des  Volkes. 

§  6.  Abwehr  von  Kreditmifsbränohen.  Der  Kredit  spielt,  wie  schon 
gezeigt,  im  Handel  eine  grofse  Kolle  sowohl  im  Verkehr  mit  den  Kon- 
sumenten, als  auch  im  Verkehr  der  Kaufleute  unter  einander.  Nach 
beiden  Bichtungen  hin  können  Mifsbräuche  eintreten  und  sind  eingetreten. 
Die  innere  Handelspolitik  kann  deshalb  eingreifen,  um  die  Konsumenten 
gegen  Kreditmifsbräuche  zu  schützen,  und  um  die  Gesundheit  des  Kredit- 
verkehrs im  Handel  selbst  zu  sichern. 

Der  Schutz  der  Konsumenten  gegen  Kreditmifsbräuche  führt  uns 
auf  das  Gebiet  des  Kleinhandels.  Hier  hat  sich  der  Kredit  in  Gestalt 
des  Konsumtionskredits  vielfach  neben  dem  Barverkehr  entwickelt.  So- 
weit dabei  für  den  Handel  selbst  Unzuträglichkeiten  eingetreten  sind, 
mufs  der  Handel  sich  selbst  dagegen  zu  sichern  suchen.  Soweit  eine 
Bewucherung  des  Konsumenten  aus  diesem  Verkehr  hervorgeht,  hat  die 
Gesetzgebung  in  vielen  Ländern  mit  Strafbestimmungen  gegen  den  Wucher 
einzugreifen  gesucht.  In  Deutschland  ist  das  geschehen  durch  die  Gesetze 
vom  24.  Mai  1880  (Geldwucher)  und  vom  19.  Juni  1893,  das  auch  den 
Sachwucher  behandelt.   Die  Einzelheiten  können  übergangen  werden. 
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da  die  betr.  Gesetze  allgemeinen  Charakter  haben,  also  nicht  auf  den 
Handel  beschränkt  sind. 

Im  Kleinhandel  haben  sich  aber  Betriebsformen  entwickelt,  bei  denen 
die  Gewährung  des  Konsumtionskredits  an  die  Konsumenten  nicht  als 
eine  mehr  oder  weniger  zufällige  Begleiterscheinung  des  Barverkehrs 
erscheint,  sondern  als  wichtigste  Grundlage  des  Geschäftsverkehrs  an- 
gewandt wird,  und  zwar  ist  dabei  die  Form  des  auch  sonst  oft  vor- 
kommenden Ratenkredits  zum  mafsgebenden  Prinzip  erhoben.  Diese 
neuerdings  entstandene  Geschäftsform  wird  mit  dem  Namen  „Abzahlungs- 
geschäfte" zutreffend  bezeichnet. 

Auch  gegen  diese  Neuerung  hat  sich  weniger  in  den  Kreisen  der 
Konsumenten,  als  in  den  Kreisen  der  Ladenhändler  der  hergebrachten 
Form  eine  lebhafte  Gegnerschaft  erhoben.  Man  verlangte  von  dieser 
Seite  auch  hier  eine  Erschwerung  des  Betriebes  durch  hohe  Steuern, 
man  wollte  sie  einer  polizeilichen  Kontrolle  unterwerfen,  ja  man  forderte 
entweder  für  bestimmte  Warengruppen  oder  ganz  allgemein  ein  Verbot 
der  Abzahlungsgeschäfte. 

Diesen  weitgehenden  Wünschen  zu  entsprechen,  lag  und  liegt  kein 
berechtigter  Grund  vom  Standpunkte  des  Gesamtinteresses  aus  vor.  Das 
Abzahlungsgeschäft  hat  gute  und  schlechte  Seiten  und  entspricht  dem 
Bedürfnis  eines  Teiles  der  Konsumenten.  Man  kann  deshalb  wohl  seine 
Auswüchse  abwehren,  aber  man  kann  seine  günstigen  Wirkungen  nicht 
einfach  deshalb  zerstören,  weil  der  Ladenhandel  in  diesen  Geschäften 
eine  unbequeme  Konkurrenz  erblickt 

Für  den  Verkäufer  ist  das  Abzahlungsgeschäft  insofern  von  Vorteil, 
als  es  durch  seine  leichten  Zahlungsbedingungen  ausgedehnte  Abnehmer- 
kreise an  sich  zu  ziehen  vermag.  Aber  diese  Abnehmer  gehören  über- 
wiegend den  wirtschaftlich  schwächsten  Volksschichten  an,  und  daraus 
ergiebt  sich  eine  nicht  zu  unterschätzende  Gefahr,  Verluste  zu  erleiden. 
Dem  Käufer  erleichtert  das  Abzahlungsgeschäft  die  Beschaffung  notwen- 
diger Bedarfsgegenstände,  aber  auch  den  Erwerb  überflüssiger  Dinge.  Wie 
bei  dem  Kreditnehmen  der  Konsumenten  überhaupt,  so  kann  auch  beim 
Abzahlungsverkehr  leicht  ein  Nachlassen  der  wirtschaftlichen  Vorsicht 
der  Konsumenten  eintreten,  und  auch  die  Möglichkeit  einer  Selbst- 
täuschung über  die  thatsächliche  Höhe  der  gezahlten  Preise  ist  nicht  zu 
leugnen.  Dagegen  kann  freilich  der  Staat  nicht  schützen.  Lägen  weitere 
Mifsstände  nicht  vor,  so  würde  die  Gesetzgebung  keinen  Anlafs  haben, 
in  den  Abzahlungsverkehr  einzugreifen. 

Von  den  Vertretern  des  Kleinhandels  ist  früher  gegen  die  Abzahlungs- 
geschäfte vielfach  der  Vorwurf  erhoben  worden,  dafs  sie  im  Vergleich 
zu  den  Preisen,  deren  Höhe  durch  die  Form  der  Abzahlung  verschleiert 
werde,  schlechte  Waren  abzugeben  pflegen.  In  dieser  Allgemeinheit 
trifft  das  nicht  zu;  einzelne  Fälle  solchen  Vorgehens  sind  aber  oft  genug 
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zu  beobachten  gewesen.  Sie  rechtfertigen  kein  Verbot  der  Abzahlungs- 
geschäfte, sondern  müssen  mittels  der  Vorschriften  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb und  gegen  Betrug  bekämpft  werden. 

Viel  wichtiger  sind  andere  Mifsbräuche,  die  sich  in  erheblichem 
Umfange  in  Abzahlungsgeschäften  entwickelt  hatten,  und  die  zu  wirk- 
lichen Härten  und  empfindlichen  Schädigungen  der  Konsumenten  Anlafs 
gaben.  Diese  Mifsstände  entsprangen  aus  der  Fälligkeitsklausel  und  noch 
mehr  aus  der  Verwirkungsklausel.  Die  Fälligkeitsklausel  erklärt  die 
ganze  Restschuld  für  fällig,  sofern  ein  Ratentermin  versäumt  wird.  Die 
Verwirkungsklausel  giebt  im  Falle  der  Versäumnis  eines  Ratentermins 
dem  Verkäufer  das  Recht,  die  Sache,  an  der  er  sich  zu  dem  Zwecke 
das  Eigentumsrecht  bis  zur  völligen  Bezahlung  des  Kaufpreises  vor- 
behält, zurückzunehmen  und  die  sämtlichen  schon  geleisteten  Raten- 
zahlungen für  sich  zu  behalten.  Dafs  diese  harte  Bestimmung  sich 
einbürgern  konnte,  ist  ein  sprechender  Beweis  für  die  geringe  wirtschaft- 
liche Widerstandskraft  der  Hauptmasse  der  Kunden  der  Abzahlungs- 
geschäfte. 

Derartige  Mifsbräuche  zu  bekämpfen,  ist  ohne  Zweifel  eine  Aufgabe 
der  inneren  Handelspolitik.  Aber  auch  das  kann  nicht  zu  ungebühr- 
lichen Erschwerungen  oder  gar  zum  allgemeinen  Verbot  des  Abzahlungs- 
geschäftes führen,  sondern  nur  zu  Mafsregeln  gegen  die  bezeichneten 
Klauseln.  Der  Standpunkt,  den  die  deutsche  Gesetzgebung  in  dieser 
Frage  einnimmt,  ist  grundsätzlich  nicht  anzufechten.  Verboten  ist  in 
Deutschland  durch  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1894  —  ähnlich  wie  in 
Oesterreich  seit  1878  —  der  Abzahlungs verkehr  in  Lotterielosen,  Inhaber- 
papieren mit  Prämien  und  in  Bezugs-  oder  Anteilscheinen  auf  solche  Wert- 
papiere bei  Geldstrafe  bis  zu  500  M.  und  ferner  durch  die  Novelle  zur 
G.  0.  vom  6.  August  1896  (§  56a  Ziffer  4  der  G.  0.)  der  Abzahlungs- 
verkehr  im  Hausierhandel.  Das  sind  zwei  Formen  des  Abzahlungs- 
verkehrs,  die  zu  sehr  bedenklichen  Mifsbräuchen  führen  können,  und 
für  deren  Anwendung  sich  triftige  Gründe  nicht  anführen  lassen.  Im 
übrigen  ist  das  Abzahlungsgeschäft  ohne  erschwerende  Zulassungs- 
bedingungen gestattet.  Bezüglich  der  Beziehungen  zu  den  Konsumenten 
—  nicht  auch  zu  Kaufleuten  —  führt  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1894 
Beschränkungen  ein,  die  sich  gegen  den  Mifsbrauch  der  Fälligkeits- 
klausel und  gegen  die  Verwirkungsklausel  richten  und  auch  dann  gelten, 
wenn  das  Abzahlungsgeschäft  sich  in  die  Form  der  Miete  kleidet  Die 
Fälligkeitsklausel  ist  nach  §  4  Abs.  4  zulässig  und  wirksam,  aber  nur 
dann,  wenn  der  Käufer  mindestens  mit  zwei  aufeinander  folgenden  Teil- 
zahlungen im  Verzuge  ist,  und  wenn  der  Betrag,  mit  dem  er  im  Verzuge 
ist,  mindestens  einem  Zehntel  des  Verkaufspreises  gleichkommt  Die 
Verwirkungsklausel  ist  unwirksam.  Das  Rücktrittsrecht  bezw.  die  Zu- 
rücknahme der  Ware  kann  sich  der  Verkäufer  allerdings  ausbedingen, 
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aber  nicht  den  Verfall  der  schon  gezahlten  Raten  zu  seinen  Gunsten,  und 
auch  auf  Umwegen,  z.  B.  durch  Vereinbarung  einer  hohen  Vertragsstrafe, 
soll  der  Verfall  der  gezahlten  Raten  nicht  erreicht  werden  können,  da 
dem  Gericht  das  Recht  zugesprochen  ist,  unverhältnismäfsig  hohe  Kon- 
ventionalstrafen auf  einen  angemessenen  Betrag  herunterzusetzen. 

Macht  der  Verkäufer  von  dem  Rücktrittsrecht  Gebrauch,  nimmt  er 
also  die  Ware  zurück,  so  kann  er  zwar  eine  angemessene  Entschädigung 
für  die  bis  dahin  dem  Käufer  gewährte  Nutzung  und  Ersatz  seiner  Auf- 
wendungen und  der  vom  Käufer  zu  vertretenden  Beschädigungen  ver- 
langen, mufs  aber  auch  die  bereits  empfangenen  Raten  zurückgeben  an 
den  Käufer.   Dieser  gegenseitige  Ausgleich  mufs  Zug  um  Zug  geschehen. 

Soweit  sich  erkennen  läfst,  haben  diese  Vorschriften  günstig  gewirkt, 
wenigstens  sind  die  früher  so  heftigen  Klagen  über  die  Abzahlungs- 
geschäfte jetzt  nicht  mehr  vernehmbar.  — 

In  den  Kreditverkehr  der  Kaufleute  untereinander  greift  die  innere 
Handelspolitik  nur  wenig  ein,  da  die  Kontrahenten  hier  im  allgemeinen 
gewandt  genug  sind,  sich  selbst  zu  schützen.  Zu  erwähnen  sind  hier 
die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  über  die  verschiedenen  Fälle 
des  durch  Gesetz  gegebenen  Zinsanspruchs  der  Kaufleute,  über  das 
grundsätzliche  Verbot  des  Zinseszinses  (H.  G.  B.  §  353)  und  über  die 
Höhe  des  gesetzlichen  Zinses,  die  im  Handelsverkehr  mangels  besonderer 
Vereinbarung  über  die  Zinshöhe  gilt  (H.  G.  B.  §  352:  5,  früher  6  Proz.). 

Aufserdem  ist  hier  die  Stellung  der  Gesetzgebung  zu  der  berufe- 
mäXsigen  Auskunftserteilung  zu  erwähnen.  Dem  Verlangen,  dieses  Ge- 
werbe konzessionspflichtig  zu  machen  und  periodischen  Revisionen  zu 
unterwerfen,  wie  es  in  Oesterreich  seit  1885  besteht,  hat  die  deutsche 
Gesetzgebung  nicht  nachgegeben,  ebensowenig  der  Forderung,  die  Unter- 
sagung des  Betriebes  wegen  thatsächlich  zu  Tage  getretener  Unzuver- 
lässigkeit  in  §  35  der  G.  0.  zuzulassen.  Vielmehr  hat  sich  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  diesen  Organen  freundlich  gegenüberge- 
stellt Das  Gesetz  gegen  unlauteren  Wettbewerb  schliefst  in  §  6  Abs.  2 
die  Schadenersatzpflicht  wegen  Verbreitung  nachteiliger  Behauptungen 
über  Person,  Waren  oder  Leistungen  eines  Anderen  für  den  Fall  aus, 
dafs  der  Mitteilende  oder  der  Empfänger  der  Mitteilung  an  ihr  ein  be- 
rechtigtes Interesse  hat  In  ähnlicher  Weise  ist  die  schon  früher  er- 
wähnte Bestimmung  des  §  824  des  B.  G.  B.  eingeschränkt.  Die  Aus- 
kunfsbureaus  können  also  aus  Anlafs  ihrer  berufsmäfsigen  Auskunfts- 
erteilung in  der  Regel  nicht  in  Anspruch  genommen  werden.  Auch 
strafrechtlich  steht  ihnen  der  Schutz  des  §  193  des  R.  Str.  G.  B.  (Wahr- 
nehmung berechtigter  Interessen)  nach  der  Rechtsprechung  zur  Seite. 

Man  darf  in  dieser  Behandlung  der  Auskunftsbureaus  eine  An- 
erkennung der  Notwendigkeit  und  Bedeutung  der  berufsmäfsigen  Aus- 
kunftserteilung erblicken. 
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'§  7.  Die  Börsenpolitik.  Im  10.  Kapitel  des  ersten  Teiles  sind  des 
Zusammenhanges  wegen  schon  wichtige  Teile  der  Börsenpolitik  mit  er- 
ledigt worden.  In  diesem  Paragraphen  handelt  es  sich  also  nur  um 
eine  Nachlese,  welche  sich  mit  der  Bekämpfung  von  Auswüchsen  und 
Mifsständen  des  Börsenwesens  befafst. 

Nach  dem  im  10.  Kapitel  des  ersten  Teiles  Ausgeführten  kann  die 
Börse  nachteilig  wirken  namentlich  durch  Hineinziehen  von  Aufsen- 
stehenden  in  die  Börsenspekulation  und  in  das  Börsenspiel,  durch  aus- 
gedehnte Anwendung  des  reinen  Differenzgeschäftes,  durch  Irreführung 
über  den  Wert  der  zur  Börse  zuzulassenden  Papiere ,  durch  absichtliche 
Beeinflussung  der  Kurse  und  durch  Ubergreifen  des  Termingeschäftes 
auf  Gebiete,  auf  denen  es  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  nicht 
wünschenswert  ist. 

Die  in  dieser  Beziehung  etwa  anzuwendenden  Mittel  der  inneren 
Handelspolitik  bedürfen  zur  Ergänzung  der  früheren  Ausführungen  über 
die  Börse  hier  noch  einer  kurzen  Besprechung. 

Von  keiner  Seite  wird  bestritten,  dafs  alle  Veranlassung  vorliegt, 
der  Beteiligung  weiter  Volksschichten  am  Börsenspiel  entgegenzuarbeiten. 
Das  Meiste  mufs  hier  von  einer  besseren  Einsicht  der  Bevölkerung  er- 
wartet werden.  Es  giebt  kein  mechanisches  Mittel  und  keine  Straf- 
androhung, welche  die  mittelbare  Beteiligung  am  Börsenspiel  verhindern 
könnte.  Immerhin  wird  man  auch  solche  Mittel  in  der  Gesetzgebung 
schaffen  müssen,  um  wenigstens  gegen  die  krassesten  Falle  der  Verleitung 
zum  Börsenspiel  einschreiten  zu  können. 

In  Deutschland  kommt  dafür  §  78  des  Börsengesetzes  vom  22.  Juni 
1896  in  Betracht  Hier  wird  Gefängnis  und  zugleich  Geldstrafe  bis 
zu  15000  M.  und  eventuell  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  dem 
angedroht,  „welcher  gewohnheitsmäfsig  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
Andere  unter  Ausbeutung  ihrer  Unerfahrenheit  oder  ihres  Leichtsinns 
zu  Börsenspekulationsgeschäften  verleitet,  welche  nicht  zu  ihrem  Ge- 
werbebetriebe gehören".  Die  Vorschrift  erinnert  durch  die  Bezugnahme 
auf  die  „Ausbeutung  der  Unerfahrenheit  und  des  Leichtsinns"  an  den 
§  1  des  Wuchergesetzes  und  ist  wie  dieser  reich  an  dehnbaren  Begriffen. 
Wie  weit  dabei  eine  Einengung  der  Verführung  zum  Börsenspiel  wirklich 
eintreten  wird,  läfst  sich  nicht  voraussehen,  aber  über  die  schlimmsten 
Verleitungsfälle  hinaus  wird  die  Wirkung  des  §  78  schwerlich  gehen. 

Bezüglich  der  reinen  Differenzgeschäfte  hat  man  vielfach  vorgeschlagen, 
sie  vollkommen  als  Wette  zu  behandeln  und  ihnen  deshalb  nicht  den 
Schutz  der  Klagbarkeit  zu  geben. 

Das  klingt  sehr  verständig,  und  wenn  man  sich  lediglich  auf  den 
Boden  des  Prinzips  stellt,  wird  man  es  richtig  finden,  dafs  der  Staat 
einer  Geschäftsform,  die  er  bekämpfen  will,  nicht  auch  noch  durch  die 
Gewährung  der  Klagbarkeit  eine  gewisse  rechtliche  Anerkennung  ver- 
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leiht  Stellt  man  sicli  aber  die  Frage,  was  an  praktischen  Folgen  aus 
einer  solchen  Stellungnahme  der  Gesetzgebung  herauskommen  kann,  so 
wird  man  zu  einem  andern  Urteil  gelangen.  Wie  schon  erwähnt,  läfst 
sich  das  reine  Differenzgeschäft  zwar  sehr  gut  definieren,  aber  es  lafst 
sich  in  der  Praxis  nur  äufserst  selten  als  solches  in  einer  für  die  Recht- 
sprechung ausreichenden  Weise  feststellen,  weil  seine  äufsere  Form  auch 
nicht  den  mindesten  Hinweis  auf  die  Absicht  der  reinen  Differenzaus- 
gleichung enthält.  Man  wird  in  den  meisten  Fällen  mit  einer  solchen 
Vorschrift  die  Spielgeschäfte,  die  man  fassen  will,  gar  nicht  treffen.  Man 
wird  aber  andere  Geschäfte,  die  durchaus  unanfechtbar  sind,  erschweren, 
und  man  giebt  vor  allen  Dingen  unlauteren  Elementen  die  Möglichkeit, 
sich  der  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  zu  entziehen  unter  dem  Vor- 
wand, es  liege  ein  reines  Differenzgeschäft  vor. 

Das  deutsche  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  ist  denn  auch  nicht 
soweit  gegangen,  die  Differenzgeschäfte  schlechthin  für  nicht  klagbar  zu 
erklären.  Das  Gesetz  macht  in  den  §§  66—  69  vielmehr  einen  Unterschied 
zwischen  Börsentermingeschäften,  deren  Kontrahenten  zur  Zeit  des  Ge- 
schäftsabschlusses in  das  schon  erwähnte  Börsenregister  eingetragen  waren 
oder  mangels  einer  inländischen  gewerblichen  Niederlassung  oder  eines 
inländischen  Wohnsitzes  der  Pflicht  zur  Eintragung  enthoben  waren,  und 
solchen  Börsentermingeschäften,  deren  Kontrahenten  nicht  eingetragen 
waren,  ohne  dafs  für  sie  eine  Befreiung  von  der  Pflicht  zur  Eintragung 
aus  dem  eben  erwähnten  Grunde  bestand.  In  letzterem  Fall,  also  wenn 
beide  Parteien  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  in  das  Börsen- 
register eingetragen  waren,  wird  durch  das  Börsentermingeschäft  ein 
Schuldverhältnis  nach  §  66  überhaupt  nicht  begründet  Der  Differenz- 
einwand ist  hier  also  in  vollem  Umfange  zugelassen.  Im  ersteren  Fall 
dagegen  kann  derjenige,  welcher  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  in 
das  Börsenregister  eingetragen  bezw.  —  mangels  eines  Wohnsitzes  oder 
einer  gewerblichen  Niederlassung  in  Deutschland  —  nicht  zur  Eintragung 
verpflichtet  war,  den  Differenzeinwand  nach  §  69  nicht  erheben. 

Die  Regelung  würde  zweckmäfsig  sein,  wenn  alle  am  Börsentermin- 
handel  Beteiligten  in  das  Börsenregister  eingetragen  wären.  Das  ist  aber 
nicht  der  Fall.  Nur  wenig  Börsenbesucher  haben  sich  eintragen  lassen, 
und  anfangs  haben  die  Maklerbanken  der  Nichteintragung  geradezu  Vor- 
schub geleistet,  da  sie  sich  bereit  erklärten,  auch  mit  nicht  eingetragenen 
Kunden  zu  arbeiten.  Inzwischen  hat  sich  gezeigt,  dafs  in  solchen  Fällen 
der  Differenzeinwand  der  nicht  eingetragenen  Kontrahenten  eine  unlieb- 
same praktische  Bedeutung  erlangen  kann,  und  deshalb  scheint  neuer- 
dings die  Eintragung  seitens  der  betr.  Banken  mehr  als  im  Anfang  ver- 
langt zu  werden.  Es  ist  möglich,  dafs  diese  Erwägung  viele  Börsenbesucher 
veranlassen  wird,  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Verkehrs  die  Eintragung 
in  das  Börsenregister  vornehmen  zu  lassen.  Würden  die  Maklerbanken 
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und  die  Liquidationskassen  allgemein  erklären,  dafs  sie  nur  mit  den  in 
das  Börsenregister  eingetragenen  Firmen  arbeiten  würden,  so  würde  das 
Borsenregister  sich  rascher  und  reichlicher  füllen  als  bisher.  In  Ham- 
burg sind  wegen  einer  entsprechenden  Stellungnahme  der  Warenliqui- 
dationskasse  und  der  Maklerbank  die  Eintragungen  ziemlich  umfangreich ; 
in  Hamburg  waren  am  1.  Januar  1899  für  Waren  171,  für  Wertpapiere 
130  Firmen  eingetragen,  während  auf  allen  übrigen  deutschen  Börsen 
nur  62  Firmen  für  Waren  und  nur  48  für  Wertpapiere  eingetragen  waren. 
Das  Börsenregister  kann  wegen  der  Beseitigung  des  Differenzeinwande m 
der  eingetragenen  Firmen  jedenfalls  für  die  Sicherheit  des  Börsenver- 
kehrs von  Bedeutung  werden. 

Der  Irreführung  des  Publikums  über  neue  Wertpapiere  kann  nur 
eine  sorgfältige  Prüfung  seitens  des  Publikums  selbst  abhelfen.  Um  aber 
die  Unterlagen  für  eine  solche  Prüfung  zu  schaffen,  hat  man  mehrfach 
den  schon  erwähnten  Prospektzwang  eingeführt.  Er  besteht  auch,  wie 
schon  angegeben,  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Juni  1896  in  Deutschland. 
Aber  es  scheint,  als  ob  bis  jetzt  die  erhoffte  aufklärende  Wirkung  nicht 
in  genügendem  Umfange  eingetreten  ist.  Die  Prospekte  werden  nur  in 
wenigen  Blättern  ihrem  ganzen  Inhalt  nach  veröffentlicht  In  anderen 
Blättern  erscheinen  nur  Auszüge,  die  eine  volle  Klarheit  nicht  geben, 
und  das  Publikum  selbst  benutzt  diese  Gelegenheit,  sich  zu  unterrichten, 
viel  zu  wenig.  Sonst  wäre  es  unverständlich,  dafs  nicht  selten  neue 
Papiere  mit  einem  unverhältnismäfsig  hohen  Agio  in  den  Verkehr  ge- 
bracht werden.  Man  wird  den  Prospektzwang  trotzdem  nicht  aufgeben 
dürfen,  da  man  diejenigen,  welche  sich  wirklich  ein  sachlich  begründetes 
Urteil  bilden  wollen,  nicht  auf  unverantwortliche  Angaben  verweisen 
darf.  Überdies  kann  die  wachsende  Einsicht  doch  dieser  Einrichtung 
noch  eine  gröfsere  praktische  Bedeutung  verschaffen,  als  sie  bisher  er- 
langt hat  Aber  wie  schwer  es  ist,  dem  Unverstand  weiter  Kreise  und  der 
Ausnutzung  derselben  entgegenzuarbeiten,  hat  sich  auch  hier  wieder  gezeigt. 

Den  unlauteren  Mitteln  zur  Beeinflussung  der  Kurse  wird  man 
ebenfalls  Strafbestimmungen  entgegensetzen  müssen,  wie  es  der  franzö- 
sische Code  pönal  in  Art.  419  schon  lange  gethan  hat  Das  deutscht 
Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  hat  auch  dieser  Seite  der  Sache  seine 
Aufmerksamkeit  zugewandt.  In  §  75  wird  Gefängnis  und  zugleich 
Geldstrafe  bis  zu  15000  M.  und  ev.  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
dem  angedroht,  der  „in  betrügerischer  Absicht  auf  Täuschung  berechnete 
Mittel"  anwendet,  um  auf  den  Börsen-  oder  Marktpreis  von  Waren  oder 
Wertpapieren  einzuwirken.  Ferner  bedroht  §  76  mit  Gefängnis  bis  zu 
1  Jahr  und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  5000  M.  Jeden,  der  für  Mittei- 
lungen in  der  Presse,  durch  die  auf  den  Börsenpreis  eingewirkt  werden 
soll,  Vorteile  gewährt  oder  verspricht  oder  sich  für  solche  Mitteilungen 
oder  für  die  Unterlassung  solcher  Mitteilungen  in  der  Presse  Vorteile 
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gewähren  oder  versprechen  läfst,  welche  in  auffälligem  Mifsverhältnis 
zu  der  Leistung  stehen.   Auch  der  Versuch  dazu  ist  strafbar. 

Derartige  Vorschriften  sind  gewifs  unentbehrlich;  aber  es  wird  auch 
damit  niclii  gelingen,  alle  Versuche  zu  künstlichen  Kursbeeinflussungen 
zur iiekzud  rängen,  und  noch  weniger  wird  es  möglich  werden,  dem  Mifs- 
braueh  der  Fresse  zu  solchen  Zwecken  ganz  zu  steuern.  Die  anständigen 
Blätter  haben  sich  wissentlich  überhaupt  nicht  in  den  Dienst  bestimmter 
Spekulatiousinteressen  spannen  lassen.  Aber  kein  Mensch  kann  verhindern, 
dafs  ein  Berichterstatter,  ohne  es  zu  wollen  und  zu  wissen,  bestimmten 
Eindrücken  nachgiebt,  die  in  ihm  durch  die  an  ihn  gelangenden,  aber 
selbst  schon  einer  bestimmten  Tendenz  der  Spekulation  angepafsten  Nach- 
richten er sv eckt  werden.  Dagegen  hilft  alle  Vorsicht  nichts,  weil  kein 
Mensch  im  stände  ist,  sich  jeglicher  Beeinflussung  seiner  Auffassung 
zu  entziehen,  namentlich  dann,  wenn  sie  in  unauffälliger  Form  erfolgt 
Das  Meiste  mufs  auch  hier  dem  sachverständigen,  aber  in  die  Börsen- 
spiclintere^en  nicht  verstrickten  Teil  der  Bevölkerung  überlassen  werden. 
Er  kann  sieh  Uber  die  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  bestimmter 
Kursbewegungen  an  der  Börse  ein  Urteil  bilden  und  kann  durch  sach- 
liche Kritik  vor  der  Öffentlichkeit  eine  Warnung  geben.  Aber  wie  viele 
sind  im  einzelnen  Falle  sachverständig,  und  wie  viele  von  den  Sachver- 
ständigen unterziehen  sich  dieser  undankbaren  Arbeit? 

Zu  den  einschneidendsten  Mafsregeln  des  deutschen  Börsengesetzes 
vom  22,  Juni  1896  gehört  das  schon  erwähnte  Verbot  des  Terminhandels 
in  Getreide-  und  Mühlenfabrikaten  und  in  Anteilen  von  Bergwerks-  und 
Fa-Urikiinteriiehmungen  (§  50),  dem  dann  noch  der  Bundesrat  das  Verbot 
des  Kammzugternrinhandels  hinzugefügt  hat.  Auch  wenn  man  die  Mifs- 
bräiiche,  die  im  Börsenterniinhandel  eintreten  können,  durchaus  aner- 
kennt ?  mufs  man  sich  fragen,  ob  es  richtig  ist,  eine  Geschäftsart  zu 
unterbinden,  von  der  —  wie  gezeigt  —  auch  gute  Wirkungen  ausgehen 
können.  Aber  hält  man  den  Terminhandel  wirklich  für  entbehrlich,  und 
glaubt  man,  dafs  staatliche  Verbote  ihn  beseitigen  können,  so  mufs  man 
deich  das  einseitige  Vorgehen  eines  Landes  als  unwirksam  und  nachteilig 
bezeichnen.  So  lange  das  Ausland  nicht  ebenfalls  den  Börsenterminhandel 
verbietet,  erreicht  man  mit  einem  einseitigen  Verbot  nur,  dafs  ein  Teil 
des  Termingeschäfts  und  damit  zugleich  auch  ein  wichtiger  Teil  des 
fieschäft*  überhaupt  an  die  ausländischen  Terminbörsen  übergeht  Denen 
wird  da.<  gewifs  recht  sein;  aber  dem  eigenen  Lande  kann  damit  Ab- 
bruch geschehen.  Dieser  Zustand  ist  für  das  Ausland  viel  zu  vorteilhaft, 
als  dafis  internationale  Verhandlungen  über  die  allgemeine  Beseitigung 
des  Terminlutndels,  wie  sie  unlängst  in  einer  Resolution  des  Reichstags 
empfohlen  wurden,  leicht  Erfolg  haben  könnten.  Die  Erfahrungen,  die 
Deutschland  mit  dem  Versuch  zur  einseitigen  Abschaffung  der  Zucker- 
liriimien  ^er nacht  hat,  die  doch  an  und  für  sich  allgemein  als  ein  Übel- 
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stand  angesehen  werden,  hätten  von  einem  einseitigen  Vorgehen  auch 
hinsichtlich  des  Börsenterminhandels  abhalten  sollen. 

Überdies  wird  selbst  die  allgemeine  Beseitigung  des  Börsentermin- 
geschäfts nicht  das  Börsenspiel  und  noch  weniger  heftige  Preis-  und 
Kursschwankungen  aus  der  Welt  schaffen.  Das  Börsentermingeschäft 
in  Industrie-  und  Bergwerkspapieren,  in  Getreide  u.  s.  w.  ist  durch  das 
deutsche  Verbot  auf  den  deutschen  Börsen  zwar  erheblich  eingeschränkt 
Aber  man  kann  den  Zweck  der  Spekulation,  die  Gewinnung  der  zeit- 
lichen Kursdifferenz,  zunächst  auch  auf  dem  Wege  des  „handelsrecht- 
lichen", d.  h.  nicht  börsenmäfsigen  Lieferungsgeschäftes  ohne  Benutzung 
der  Börseneinrichtungen  erreichen,  wenn  auch  mit  gröfseren  Umständ- 
lichkeiten, solange  die  Rechtsprechung  derartige  Geschäfte  nicht  ebenso 
behandelt,  wie  die  börsenmäfsigen  Termingeschäfte.  Letzteres  ist  neuer- 
dings vom  Reichsgericht  geschehen.  Man  kann  weiter  auf  dem  Wege 
des  Kassageschäfts  mit  Benutzung  der  Börseneinrichtungen  zum  Ziel 
gelangen.  Das  letztere  war  ja  in  New  York  schon  immer  der  Fall.  In 
Berlin  hat  man  sich  das  sofort  nach  Inkrafttreten  des  Börsengesetzes 
klar  gemacht.  Man  handelte  die  Termineinheiten  der  Industriepapiere 
im  Kassageschäft,  dessen  Schlufseinheiten  dadurch  erheblich  vergröfsert 
wurden,  und  man  benutzte  den  Kontokorrentverkehr  bei  den  Makler- 
banken, um  die  an  der  Börse  geschlossenen  Kassageschäfte  erst  ultimo 
abzuwickeln  in  ähnlicher,  wenn  auch  umständlicherer  Weise  als  im 
Börsenterminhandel. 

Thatsächlich  hat  sich  der  Schwerpunkt  der  Spekulation  in  Waren 
aufserhalb  der  Börse  und  in  Wertpapieren  in  das  Kassagescbäft  an  der 
Börse  verlegt.  Eine  Eindämmung  ist  nicht  erfolgt  Gleichzeitig  ist  aber 
die  Kursbewegung  bei  diesem  Kassagescbäft  heftiger  geworden.  Der 
Ausgleich,  den  bis  zu  gewissem  Grade  im  Börsenterminhandel  das  Report- 
und  Deportgeschäft  bewirkte,  indem  es  die  Baissiers  als  Kassakäufer 
und  die  Haussiers  als  Kassaverkäufer  zur  Abwicklungszeit  auf  den  Markt 
brachte,  ist  jetzt  bei  den  Bergwerks-  und  Industriepapieren  nicht  mehr 
vorhanden.  Aufserdem  hat  sich  der  Börsenterminhandel  mehr  der  Bank- 
aktien bemächtigt,  deren  Wertstand  ja  durch  die  industriellen  Verhält- 
nisse ebenfalls  stark  beeinflufst  wird. 

Ob  das  alles  wirklich  vorteilhaft  für  die  Gesamtverhältnisse  ist,  mufs 
bezweifelt  werden.  Den  Terminhandel  zu  verbieten,  kann  nur  Erfolg 
haben,  wenn  man  auch  die  Spielsucht  im  Menschen  verbieten  könnte. 
So  lange  das  letztere  nicht  möglich  ist,  wird  man  eine  mifsbräucb liehe 
Ausnutzung  der  Börse  ebensowenig  verhindern  können,  als  bei  anderen 
Einrichtungen. 

Auch  der  Gedanke  kann  nicht  zum  Ziel  führen,  durch  scharfe  An- 
spannung der  Börsensteuer  den  Mifsständen  und  Auswüchsen  des  Börsen- 
wesens entgegenzuarbeiten.  Eine  mäfsige  Steuer  bedeutet  bei  den  grofsen 
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Umsätzen  der  Börse  viel  zu  wenig,  als  dafs  sie  den  unberechtigten  Teil 
des  Verkehrs  wirklich  einschränken  könnte.  Eine  hohe  Steuer  wird  den 
berechtigten  und  unanstöf sigen  und  vor  Verschleierungen  zurückschrecken- 
den Teil  des  Börsenverkehrs  allerdings  stören  und  beeinträchtigen;  aber 
gerade  der  anstöfsige  Teil  des  Börsenverkehrs  wird  sich  der  Wirkung 
der  Steuer  entziehen  können.  Eine  Börsensteuer  ist  aus  finanzwirtschaft- 
lichen Gründen  nötig;  aber  ihre  Bedeutung  als  Mittel  der  inneren  Handels- 
politik gegen  die  Auswüchse  des  Börsenwesens  ist  äufsert  gering. 

§  8.  Unmittelbare  Förderang-  des  Handels.  In  den  vorhergehenden 
Paragraphen  sind  die  Hauptrichtungen  der  einschränkenden  Thätigkeit 
der  inneren  Handelspolitik  in  Umrissen  —  vorzugsweise  unter  Zugrunde- 
legung der  deutschen  Verhältnisse  —  geschildert.  Die  innere  Handels- 
politik hat  aber  nicht  nur  zu  hemmen,,  sie  hat  auch  zu  fördern.  Was 
an  solchen  Förderungsmitteln  hier  zu  besprechen  ist,  wird  weniger  Baum 
einnehmen,  als  die  Schilderung  der  hemmenden  Thätigkeit;  aber  das 
liegt  nicht  daran,  dafs  die  innere  Handelspolitik  weniger  Möglichkeit  zu 
fördernden  als  zu  hemmenden  Einwirkungen  hat,  sondern  daran,  dafs 
der  gröfste  Teil  der  fördernden  Eingriffe  nicht  lediglich  den  Handel  be- 
rührt Der  enge  Zusammenhang  der  verschiedenen  Gebiete  des  Wirt- 
schaftslebens bringt  es  mit  sich,  dafs  fast  alles,  was  die  innere  Wirt- 
schaftspolitik zur  Förderung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  thut, 
mittelbar  auch  dem  Handel  zu  Gute  kommt  Sollte  das  alles  hier  ge- 
schildert werden,  so  würde  der  diesem  Bande  zu  ziehende  sachliche 
und  äufsere  Bahmen  weit  überschritten  werden.  Nur  die  Förderungs- 
mafsnahmen,  die  sich  unmittelbar  auf  den  inneren  Handel  richten,  können 
hier  skizziert  werden,  soweit  sie  nicht  schon  an  anderen  Stellen  berührt  sind. 

Als  ein  Mittel  zur  Förderung  des  Handels  ist  dem  Wesen,  wenn 
auch  nicht  der  Form  nach  zuerst  alles  das  anzusprechen,  was  geeignet 
ist,  gesunde  soziale  Verhältnisse  in  dem  abhängigen  und  unselbständigen 
Teil  der  kaufmännischen  Arbeitskräfte  herbeizuführen.  Der  Form  nach 
handelt  es  sich  auch  hier  um  Einschränkungen  der  Handlungsfreiheit 
der  kaufmännischen  Unternehmer.  Aber  diese  Beschränkungen  üben, 
wenn  sie  nicht  über  die  richtige  Grenze  hinausgehen,  eine  durchaus 
günstige  Wirkung  auf  die  Verhältnisse  des  Handels  aus.  Für  das  Ge- 
deihen des  Handels  ist  es  von  der  gröfsten  Bedeutung,  Mifsstände  ab- 
zustellen, die  sich  in  der  Lage  und  Behandlung  der  kaufmännischen 
Arbeitskräfte  gezeigt  haben.  Gerade  der  solide  und  seinen  Arbeitskräften 
gegenüber  gerecht  und  human  vorgehende  Teil  der  kaufmännischen  Unter- 
nehmer mufs  es  als  einen  Fortschritt  betrachten,  wenn  der  weniger  ein- 
sichtige Teil  durch  die  Gesetzgebung  zu  einer  gesunden  Ausgestaltung  der 
Verhältnisse  der  Angestellten  veranlafst  wird.  Das  Verhalten  des  letzteren 
Teiles  wirkt  wie  ein  unlauterer  Wettbewerb  schlimmster  Art;  eine  Ab- 
stellung der  hier  vorgekommenen  Mifsstände  nützt  also  zunächst  all7  den 
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Kaufleuten,  die  sich  gleicher  Mifsstände  nicht  schuldig  gemacht  haben. 
Überdies  sind  hier  wie  überall  gesunde  Verhältnisse  der  abhängigen 
Arbeitskräfte  auf  die  Dauer  ein  Gewinn  für  den  ganzen  Gewerbezweig. 
Diese  allgemeine  Beurteilung  einer  sachverständigen  kaufmännischen 
Sozialpolitik  mag  hier  genügen,  da  die  in  Betracht  kommenden  Einzel- 
mafsnahmen  bereits  im  ersten  Teile  (5.  Kap.)  hinreichend  erörtert  sind. 

Zu  den  Förderungsmitteln  ist  weiter  eine  ausgiebige  Pflege  der 
Handelsstatistik  zu  rechnen,  und  zwar  kommt  für  die  innere  Handels- 
politik weniger  die  Statistik  des  Verkehrs  über  die  Grenze,  als  die  zahlen- 
mäfsige  Klarstellung  der  inneren  Verhältnisse  in  Betracht  Es  ist  für  den 
Handelsstand  und  für  die  innere  Handelspolitik  von  gröfster  Bedeutung, 
über  die  Handelsbetriebe,  über  die  Einzel-  und  Gesellschaftsunterneh- 
mungen, über  das  Personal  des  Handels  und  seine  sozialen  Verhältnisse, 
über  die  Bewegung  der  Preise  an  der  Börse  und  aufserhalb  der  Börse, 
über  die  Gestaltung  des  Verkehrs  auf  Wasserstrafsen,  Eisenbahnen,  im 
Post-,  Fernsprech-  und  Telegraphenwesen,  über  die  Kreditbewegung,  über 
die  Konkurse,  über  die  auf  den  Handel  bezügliche  Rechtsprechung,  über 
den  Bedarf  der  Bevölkerung,  über  die  dem  Bedarf  gegenüberstehenden 
Produktionsmengen,  über  den  Absatz  u.  s.  w.  zuverlässige  Aufklärung  zu 
erhalten.  Nicht  wenige  dieser  Gebiete  werden  bereits  von  der  amtlichen 
Statistik  bearbeitet,  allerdings  nicht  immer  mit  derjenigen  Ausführlichkeit, 
welche  für  die  Zwecke  des  Handels  erforderlich  ist.  Manche  andere  dagegen 
sind  noch  nicht  genügend  ausgebaut  oder  von  der  amtlichen  Statistik 
so  gut  wie  ganz  vernachlässigt,  wie  die  Statistik  des  Börsenwesens,  des 
Aktienwesens  und  der  sonstigen  kaufmännischen  Unternehmungsformen 
u.  s.  w.  Gerade  hier  könnte  und  müfste  mehr  geschehen,  als  der  Fall  ist 
Einige  Gebiete  entziehen  sich  freilich  fast  gariz  der  statistischen  Erfassung. 
Namentlich  Bedarf,  Produktion  und  Absatz  sind  nach  Lage  der  Dinge 
vielfach  überhaupt  nicht  in  zuverlässiger  Weise  festzustellen.  Im  übrigen 
aber  fliefst  bei  den  Gerichten,  bei  den  Steuerbehörden,  bei  der  Redaktion 
des  Reichsanzeigers,  bei  den  Registerbehörden,  in  den  Parlamenten,  bei 
den  Versicherungsgesellschaften,  bei  den  Polizeibehörden,  bei  den  Ver- 
kehrsbehörden u.  s.  w.  viel  Material  über  die  Verhältnisse  des  inneren 
Handels  zusammen,  das  meist  in  den  Akten  schlummert  Auch  die 
Interessenvertretungen  bekommen  manches  wertvolle  Material  in  die  Hand, 
das  auch  zum  Teil  in  die  gedruckten  Berichte  übergeht,  dort  aber  doch 
nur  einen  engen  Leserkreis  findet.  Es  fehlt  uns  an  einer  Stelle,  die  hin- 
reichende Mittel  und  Befugnisse  hat,  um  alle  diese  gedruckten  und  un- 
gedruckten Materialien  mit  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  prak- 
tischen Bedürfnisse  des  Handels  ordnen  und  sichten  und  in  bequemer 
und  handlicher  Form  allen  Kreisen  zugänglich  machen  zu  können.  Hier 
drängt  sich  für  die  innere  Handelspolitik  eine  Aufgabe  auf,  die  noch  nicht 
genügend  gewürdigt  ist,  deren  Lösung  aber  unzweifelhaft  dem  Lande  im 
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allgemeinen  und  dem  Handel  im  besonderen  grofse  Dienste  leisten  würde. 
Klarheit  über  die  einschlägigen  Verhältnisse  zu  haben,  ist  stets  die  Voraus- 
setzung einer  gesunden  Wirtschaftspolitik  der  öffentlichen  Gewalt  und 
eines  zweckmässigen  Verhaltens  der  Beteiligten  selbst  Viel  wäre  schon 
gewonnen,  wenn  nur  das  schon  vorhandene  und  sich  regelmälsig  er- 
gänzende gedruckte  und  ungedruckte  Material  im  Sinne  der  vorstehenden 
Ausführungen  an  die  breiteste  Öffentlichkeit  gebracht  würde.  Das  läfst 
Bich  allerdings  nur  erreichen,  wenn  wir  über  eine  Centralstelle  verfügen, 
die  ihre  ganze  Kraft  und  Zeit  auf  die  Materialien  über  die  Handelsver- 
i'i'il  misse  zu  richten  vermag.  Wie  diese  Centralstelle  in  den  bestehenden 
Beliördenorganismus  eingereiht  werden  kann  und  mufs,  das  ist  im  Augen- 
blick noch  gar  nicht  von  Interesse.  Wenn  es  nur  gelingt,  die  mais- 
chenden Organe  der  inneren  Handelspolitik  mit  dem  Gedanken  einer 
Zentralstelle  für  Handelsstatistik  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  vertraut 
zu  machen,  so  wäre  schon  viel  gewonnen.  Die  Kosten  einer  solchen 
Einrichtung,  die  ja  nicht  einfach  durch  Vermehrung  der  Arbeit  vorhan- 
dener Behörden,  sondern  nur  durch  Schaffung  neuer  Organe  ermöglicht 
wurden  kann,  dürften  jedenfalls  nicht  abschrecken.  Die  Handelskammern 
würden  zu  einer  finanziellen  Stützung  einer  solchen  Centralstelle  sicher- 
lich bereit  sein,  wenn  sie  sich  den  Bedürfnissen  des  Handelsstandes 
wirklich  anpafst.  Dieser  Centralstelle  werden  auch  künftighin  beson- 
dere Erhebungen  über  innere  Handelsverhältnisse  übertragen  werden 
können. 

Als  ein  Gebiet  der  inneren  Handelspolitik  mufs  man  auch  die  Ent- 
wicklung und  Fortbildung  des  Handelsrechts,  d.  h.  eines  auf  die  beson- 
deren Bedürfnisse  des  Handels  zugeschnittenen  Specialrechts,  ansehen. 
Den  Bedürfnissen  eines  entwickelten  und  reichgegliederten  Handels  mit 
seinen  zahlreichen  Eechtsbeziehungen  und  Rechtsgeschäften,  mit  seinen 
\  ii  Ifachen  Interessenkollisionen,  mit  seinen  fein  abgestuften  Geschäfts-  und 
Verkehrsformen,  mit  seiner  intensiven  Konkurrenz  genügt  das  allgemeine 
bürgerliche  Recht  nicht  vollkommen.  Der  Handelsstand  braucht  ein  Privat- 
recht ?  das  die  rasche  und  sichere  Durchsetzung  der  Ansprüche  und  die 
unbedingte  Wahrung  der  subjektiven  Rechte  auf  das  beste  gewährleistet, 
das  den  Verkehr  nicht  durch  lästige  Formalitäten  erschwert,  aber  bei 
üIW  Formfreiheit  die  aus  den  einfachen  Abmachungen  hervorgehenden 
Rechte  und  Pflichten  klar  und  unzweideutig  festlegt 

Dieses  Bedürfnis  hat  sich  im  klassischen  Altertum  nicht  in  solcher 
Allgemeinheit  gezeigt.  Zwar  fehlte  es  damals  nicht  an  Rechtsinstituten, 
die  dem  Handel  ausschlief slich  eigen  waren,  aber  im  wesentlichen  ge- 
nügte dem  Handel  das  allgemeine  Verkehrsrecht,  das  sich  im  Römischen 
Weltreich  entwickelte,  und  das  allgemeine  bürgerliche  Recht,  das  ja  durch 
seine  hohe  Ausgestaltung  eine  dauernde  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
defi  bürgerlichen  Rechts  überhaupt  gewonnen  hat. 
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Das  deutsche  und  sonstige  Recht  des  früheren  Mittelalters  stand 
dem  römischen  Civilrecht  erheblich  nach  und  war  für  die  Bedürfnisse 
des  Handelsverkehrs  viel  weniger  geeignet.  Aber  der  Handelsverkehr 
selbst  war  so  beschränkt,  dals  sich  dieser  Mangel  nicht  fühlbar  machte. 
Erst  seit  dem  Einsetzen  einer  lebhafteren  Handelstätigkeit,  seit  dem 
1 1.  Jahrhundert,  begann  sich  der  Abstand  zwischen  den  besonderen  Be- 
dürfnissen des  Handels  und  dem  üblichen  Recht  stärker  fühlbar  zu 
machen,  zunächst  in  Italien  und  anderen  romanischen  Gebieten,  später 
auch  —  der  Entwicklung  des  Handels  folgend  —  in  Deutschland  und 
England.  Ein  besonderes  Handelsrecht  bildete  sich  gewohnheitsmäfsig 
aus,  und  nach  und  nach  ging  man  dazu  über,  dieses  Gewohnheitsrecht 
auch  in  die  Form  des  geschriebenen  Rechtes  zu  bringen.  Die  neuere 
Zeit,  die  mit  der  zunehmenden  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  die  Gewohn- 
heiten immer  leichter  verwischbar  machte  und  deshalb  auf  allen  Rechts- 
gebieten dem  Staat  und  seiner  Gesetzgebung  die  massgebende  Bedeutung 
für  die  Rechtsbildung  geben  mufste,  hat  sich  der  Pflege  des  geschriebenen 
Handelsrechtes  und  der  Kodifikation  desselben  in  besonderem  Mafse  ge- 
widmet, daneben  aber  der  Gewohnheit  als  Rechtsquelle  bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein  noch  eine  gröfsere  Bedeutung  gelassen,  als  ihr  im  allgemeinen 
bürgerlichen  Recht  zuerkannt  war.  Charakteristisch  ist  dafür,  dafs  das 
Allg.  Deutsche  Handelsgesetzbuch,  das  1856 — 1861  zu  stände  gebracht 
wurde,  die  Handelsgebräuche,  d.  h.  also  das  Handels-Gewohnheitsrecht, 
unmittelbar  hinter  das  geschriebene  Handelsrecht  als  ergänzende  Rechts- 
quelle einreihte  und  erst  an  dritter  Stelle  auf  das  allgemeine  bürgerliche 
Recht  verwies.  Das  neue  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 
hat  das  geändert  und  von  einer  allgemeinen  Verweisung  auf  das  Handels- 
Gewohnheitsrecht  ganz  abgesehen,  sodafs  die  Ilandelsgebräuche  als  er- 
gänzende Rechtsquelle  nur  noch  in  den  Einzelfällen  eine  Bedeutung  haben, 
in  denen  das  Gesetz  ausdrücklich  auf  den  Handelsgebrauch  Bezug  nimmt. 
Möglich  war  das,  weil  sich  durch  die  neue  deutsche  Gesetzgebung  der 
Abstand  zwischen  allgemeinem  bürgerlichen  Recht  und  Handeis-Privat- 
recht vermindert  hat.  Das  deutsche  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  mit 
Rücksfcht  auf  die  gesteigerte  Geschäftsgewandtheit  der  Bevölkerung  eine 
Reihe  von  Grundsätzen  aufgenommen,  die  früher  nur  auf  den  geschäfts- 
grewandten  Kaufmann  hatten  Anwendung  finden  können. 

Die  erste  der  neueren  Kodifikationen  des  Handelsrechtes  sind  die 
französische  Ordonnance  du  commerce  von  1673  und  Ordonnance  de  la 
marine  von  1681.  Das  erste  erschöpfende  Handelsgesetzbuch  hat  eben- 
falls Frankreich  in  seinem  Code  de  commerce  von  1807  geschaffen,  ein 
Werk,  das  auf  die  Gestaltung  des  Handelsrechtes  in  einem  grofsen  Teile 
der  Welt  unmittelbar  und  mittelbar  Einflufs  gewonnen  hat. 

In  Deutschland  hat  die  politische  Zersplitterung  die  einheitliche  Kodi- 
fikation des  Handelsrechtes  lange  Zeit  verhindert.   Erst  als  nach  dem 
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Einsetzen  des  Eisenbahnwesens  die  territorialen  Rechtsverschiedenheiten 
immer  mehr  wie  ein  Verkehrshinderns  wirkten,  kam  man  zu  einheitlichen 
Kodifikationen  für  das  ganze  deutsche  Gebiet  Noch  1836  hatte  Württem- 
berg auf  der  Generalkonferenz  des  deutschen  Zollvereins  vergeblich  eine 
möglichst  gleichförmige  Ilandelsgesetzgebung  angeregt.  Erst  1847  ge- 
lang es,  einen  Teil  dieses  Gedankens  zu  verwirklichen  und  die  bis- 
herigen mehr  als  50  verschiedenen  deutschen  Wechselrechte  durch 
eine  einheitliche  deutsche  Wechselordnung  zu  ersetzen,  und  erst  1861 
war  der  Entwurf  eines  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches 
fertig  gestellt  Beide  Gesetze  sind  zunächst  als  Landesgesetze  in  den 
verschiedenen  deutschen  Staaten  veröffentlicht  1869  wurden  sie  zu 
Gesetzen  des  Norddeutschen  Bundes  und  1871  zu  Reichsgesetzen  erhoben 
und  so  der  Gefahr  des  Wiedereinreifsens  territorialer  Rechtsverschieden- 
heiten entrückt  Auch  dies  deutsche  Handelsrecht  hat  gewissermafsen 
eine  Rechtsfamilie  entwickelt,  da  sich  mehrere  Länder  seinen  Grundsätzen 
in  ihren  Gesetzbüchern  angeschlossen  haben.  Das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch von  1896  hat  dann  eine  Revision  des  Handelsgesetzbuches  nötig 
gemacht,  aus  der  das  neue  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  her- 
vorging. Am  1.  Januar  1900  trat  es  in  Kraft.  Die  Wechselordnung 
hat  nur  in  einem  Artikel  eine  Abänderung  infolge  der  neuen  Umgestal- 
tungen des  Privatrechtes  in  Deutschland  erfahren. 

Wie  nach  einem  besonderem  Recht,  so  mufs  der  Handelsstand  auch 
nach  besonderen  Gerichten  streben,  in  denen  die  sachverständigen  Kauf- 
leute bei  der  Rechtsprechung  mitwirken  können.  Gerade  im  Handels- 
stand besteht  ein  starkes  Bedürfnis  nach  rascher  und  sachverständiger 
Entscheidung  der  Streitigkeiten,  die  ja  vielfach  auf  Meinungsverschieden- 
heiten über  handelstechnische  Fragen  hinauslaufen.  Die  kaufmännischen 
Korporationen  des  Mittelalters  begannen  deshalb  schon  früh,  sich  be- 
sondere Gerichte  aus  Standesgenossen  zu  bilden,  und  wenn  diese  be- 
sonderen Handelsgerichte  auch  anfangs  von  den  Fachrichtern  nicht 
besonders  freundlich  angesehen  wurden,  so  hat  sich  doch  der  Grund- 
gedanke nicht  zurückdrängen  lassen,  und  in  vielen  Staaten  haben 
sich  so  besondere  Handelsgerichte  entwickelt,  deren  Beisitzer  Kaufleute 
sind.  In  Deutschland  erscheinen  jetzt  (Gerichtsverfassungsgesetz  vom 
27.  Januar  1S77,  Tit.  VII)  als  Handelsgerichte  die  Kaminern  für  Handels- 
sachen, die  bei  den  Landgerichten  bestehen.  Sie  setzen  sich  zusammen 
aus  einem  Mitglied  des  Landgerichts  als  Vorsitzendem  und  zwei  Kauf- 
leuten als  Beisitzern.  Die  Beisitzer  („Handelsrichter")  werden  von  den 
Handelskammern  aus  den  Kaufleuten  des  Bezirks  vorgeschlagen  und 
vom  Landesfürsten  auf  3  Jahre  ernannt  Sie  versehen  das  Amt  als 
Ehrenamt,  werden  aber  vereidigt  und  haben  während  der  Dauer  ihres 
Amtes  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Richter.  Die  Zuständigkeit  der 
Kammern  für  Handelssachen  erstreckt  sich  nur  auf  einen  Teil  der 
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Handelsstreitigkeiten.  Die  Errichtung  der  Kammern  für  Handelssachen 
ist  nicht  allgemein  vorgeschrieben,  sondern  hängt  davon  ab,  ob  die 
Landesjustizverwaltung  ein  Bedürfnis  dazu  in  den  einzelnen  Bezirken 
anerkennt.  Für  eine  ganze  Reihe  von  Verwaltungsfunktionen,  namentlich 
für  Führung  der  Handels-,  Gesellschafts-  und  Genossenschaftsregister 
u.  dergl.,  sind  die  Amtsgerichte  zuständig. 

Für  Streitigkeiten  aus  dem  Börsenverkehr  haben  sich  besondere  Börsen- 
schiedsgerichte entwickelt,  die  auch  nach  dem  Deutschen  Börsengesetz  vom 
22.  Juni  1 896  unter  bestimmten  Voraussetzungen  entscheiden  können. 

Neuerdings  richten  sich  in  Deutschland  beachtenswerte  Bestrebungen 
auf  Schaffung  eines  weiteren  Organes  zur  Rechtsprechung  in  Angelegen- 
heiten des  Handels,  nämlich  auf  kaufmännische  Schiedsgerichte,  welche 
Streitigkeiten  zwischen  den  kaufmännischen  Unternehmern  und  ihren 
Angestellten  zu  entscheiden  haben.  Dieser  Gedanke,  der  schon  Anfang 
der  90  er  Jahre  von  verschiedenen  Seiten  durch  Wort  und  Schrift  ver- 
treten worden  ist,  hat  seit  etwa  5  Jahren  eine  lebhafte  Bewegung  her- 
vorgerufen, die  hier  nicht  geschildert  werden  kann.  Die  Hauptträger 
der  Bewegung  sind  naturgemäfs  die  verschiedenen  Vereine  und  Verbände 
der  angestellten  Kaufleute;  diese  Organe  stimmen  in  dem  Verlangen 
nach  besonderen  Fachgerichten  für  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
zwischen  kaufmännischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  überein,  wenn 
auch  bezüglich  der  Einzelheiten  einer  solchen  Organisation  keine  Ein- 
mütigkeit besteht 

Was  diesen  Bestrebungen  Kraft  und  Nachdruck  verleiht,  ist  derselbe 
Drang  nach  schneller  Erledigung  von  Streitigkeiten  unter  ausreichender 
Mitwirkung  von  Fachleuten,  der  zu  den  Handelsgerichten  für  die  kauf- 
männischen Unternehmer,  zu  den  Schiffahrtsgerichten,  zu  den  Schieds- 
gerichten der  Arbeiterversicherung,  zu  den  Gewerbegerichten  u.  s.  w.  ge- 
führt hat.  Es  liegt  darin  kein  Mifstrauen  gegen  die  Objektivität  der 
ordentlichen  Gerichte,  sondern  nur  die  Besorgnis,  dafs  ohne  ausreichende 
Mitwirkung  von  Fachleuten  der  Berufsrichter  die  besonderen  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse  der  einzelnen  Berufsklassen  nicht  immer  richtig  erfassen 
kann,  und  dafs  die  zeitraubende  Prozedur  vor  den  ordentlichen  Gerichten 
für  die  in  Betracht  kommenden  Streitfälle,  die  eine  möglichst  rasche 
Erledigung  erheischen,  zu  langsam  arbeitet. 

Es  wäre  sehr  auffällig,  wenn  in  den  Kreisen  der  kaufmännischen 
Angestellten  dieser  Drang  nicht  zu  Tage  getreten  wäre,  und  wenn  nicht 
auch  von  dieser  Seite  her  für  die  sie  interressierenden  Streitfälle  ebenso 
eine  Fachrechtsprechung  verlangt  würde,  wie  sie  insbesondere  den  kauf- 
männischen Unternehmern  schon  lange  zusteht  und  von  diesen  auch 
nicht  leichten  Herzens  aufgegeben  werden  würde.  Dazu  kommt  die 
weitere  und  berechtigte  Erwägung,  dafs  Fachgerichte  eher  in  der  Lage 
und  gewillt  sind,  eine  gütliche  Einigung  der  Streitfälle  herbeizuführen, 
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als  die  ordentlichen  Gerichte,  die  mit  zu  vielerlei  anderen  Streitsachen 
belastet  sind. 

Durch  die  Vorschriften  des  neuen  Handelsgesetzbuchs  vom  10.  Mai 
1897  über  die  Verhältnisse  der  Angestellten  kann  der  Wunsch  nach 
Fachgerichten  nur  noch  verstärkt  werden.  Der  Richter  hat  hiernach 
sehr  viele  Fälle  zu  entscheiden,  deren  rascheste  Erledigung  schon  zur 
Vermeidung  von  Stellenlosigkeit  wünschenswert  und  deren  sachverständige 
Erledigung  für  die  Zukunft  des  Angestellten  von  grofser  Bedeutung  ist 

Das  Gewerbegerichtsgesetz  vom  29.  Juli  1890  bezieht  sich  nicht  auf 
die  Angestellten  des  Handelstandes.  Man  hat  wohl  geglaubt,  die  Frage 
—  ähnlich  wie  in  Oesterreich  —  dadurch  lösen  zu  können,  dafs  man 
die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  auch  auf  den  Handel  ausdehnte. 
In  diesem  Sinne  lautet  auch  ein  Antrag,  den  der  Abgeordnete  Agster 
mit  53  seiner  sozialdemokratischen  Parteigenossen  am  8.  Dezember  1898 
im  Reichstage  eingebracht  hat  (Drucks,  des  Reichstags  Nr.  36).  In 
den  Kreisen  der  kaufmännischen  Angestellten  findet  dieser  Weg  wenig 
Anklang.  Er  dürfte  auch  kaum  zweckmäfsig  sein,  weil  alsdann  die 
Sicherheit  nicht  besteht,  dafs  die  kaufmännischen  Streitfälle  wirklich 
durch  Sachverständige  entschieden  werden.  Darauf  mufs  aber  geachtet 
werden,  wenn  etwas  Erspriefslicbes  herauskommen  soll,  da  die  Verhält- 
nisse der  kaufmännischen  Angestellten  viele  Besonderheiten  gegenüber 
denen  der  gewerblichen  Arbeiter  zeigen.  Darüber  hilft  auch  die  an- 
gebliche Interessensolidarität  aller  Arbeitenden,  wie  sie  von  sozial- 
demokratischer Seite  so  gern  hervorgehoben  wird,  schlechterdings  nicht 
hinweg. 

Will  man  also  eine  Lösung  herbeiführen,  die  für  die  Beteiligten 
einen  dauernden  Wert  hat,  so  mufs  man  an  dem  Gedanken  besonderer 
kaufmännischer  Schiedsgerichte  festhalten.  Dieser  Gedanke  hat  auch  bei 
einer  ganzen  Anzahl  von  Handelskammern,  also  von  Interessenvertretungen 
der  Unternehmer,  grundsätzliche  Zustimmung  gefunden,  wenn  es  auch 
nicht  an  ablehnenden  Stimmen  fehlt,  Wie  man  die  kaufmännischen 
Schiedsgerichte  im  einzelnen  organisieren  soll,  ob  man  sie  durch  Handels- 
kammern errichten  lassen  oder  sie  an  die  Amtsgerichte  angliedern  soll 
u.  dergl.,  das  sind  Zweckmäfsigkeitsfragen,  die  hier  nicht  erläutert  werden 
können.  Der  Grundgedanke,  auf  den  es  an  dieser  Stelle  allein  ankommt, 
verdient  verwirklicht  zu  werden,  und  er  scheint  nicht  aussichtslos.  Der 
Deutsche  Reichstag  hat  sich  ihm  wiederholt  sehr  freundlich  gegenüber 
gestellt  Am  7.  April  1897  —  bei  der  Schlufsabstimmung  über  das  neue 
Handelsgesetzbuch  —  forderte  der  Reichstag  die  verbündeten  Regierungen 
durch  eine  Resolution  auf,  baldthunlichst  einen  Gesetzentwurf  über 
die  kaufmännischen  Schiedsgerichte  vorzulegen.  Auch  im  Winter  1897/98 
und  1898/99  hielt  der  Reichstag  eine  günstige  Stellung  zu  der  Frage 
fest  Am  25.  Januar  1899  nahm  der  Reichstag  einstimmig  einen  national- 
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liberalen  Antrag  vom  12.  Dezember  1898  (Drucks.  Nr.  55)  und  einen 
Centrumsantrag  vom  18.  Januar  1899  (Drucks.  Nr.  85  Ziffer  1)  an,  die 
gleichlautend  eine  gesetzliche  Regelung  der  Angelegenheit  bezw.  die  Ein- 
führung kaufmännischer  Schiedsgerichte  verlangten. 

Die  Reichsregierung  selbst  hatte  am  31.  Januar  1898  infolge  einer 
Anfrage  des  Abgeordneten  Bassermann  durch  den  Staatssekretär  des 
Reichsjustizamtes  erklärt,  dafs  eine  Vorlage  über  kaufmännische  Schieds- 
gerichte in  Verbindung  mit  den  in  Frage  kommenden  Ressorts  vorbereitet 
werde.  Am  18.  Januar  1899  wies  der  Staatssekretär  des  Reichsjustiz- 
amtes auf  das  Bedenken  hin,  dafs  durch  die  Errichtung  besonderer 
kaufmännischer  Schiedsgerichte  die  Amtsgerichte  in  ihrer  jetzigen  Orga- 
nisation vielleicht  gefährdet  werden  können  dadurch,  dafs  auch  andere 
Bevölkerungskreise  mit  gleicher  Berechtigung  Specialgerichte  verlangen 
würden.  Damit  sollte  aber  nicht  eine  veränderte  Stellungnahme  der 
Reichsregierung,  sondern  nur  eine  der  Schwierigkeiten  angedeutet  werden, 
die  bisher  den  Abschlufs  der  vorbereitenden  Verhandlungen  zwischen  den 
beteiligten  Ressorts  verzögert  und  eine  prinzipielle  Stellungnahme  der 
Regierung  noch  verhindert  haben. 

Das  regierungsseitig  geäufserte  Bedenken  erscheint  übrigens  nicht 
ausreichend,  um  die  Frage  ablehnend  zu  entscheiden.  Was  daran  be- 
rechtigt ist,  würde  viel  mehr  gegen  die  Gewerbegerichte  als  gegen  die 
kaufmännischen  Schiedsgerichte  sprechen.  Der  Personenkreis,  den  jene 
berühren,  ist  ja  viel  ausgedehnter  als  der  Kreis  der  kaufmännischen  An- 
gestellten. Überdies  sind  die  Amtsgerichte  an  gröfseren  Plätzen  so  sehr 
mit  Arbeiten  belastet,  dafs  ihnen  die  Überweisung  der  Streitigkeiten  über 
das  kaufmännische  Arbeitsverhältnis  an  Specialgerichte  gar  nicht  un- 
erwünscht sein  wird. 

Kleineren  Amtsgerichten  könnte  allerdings  das  kaufmännische  Schieds- 
gericht das  Arbeitsfeld  empfindlich  schmälern.  Aber  kaufmännische 
Schiedsgerichte  werden  nur  in  den  Hauptsitzen  des  Handels,  d.  h.  in 
Wirklichkeit  in  den  grofsen  Städten,  entstehen.  Das  ganze  Bedenken 
wird  daher  in  der  Praxis  keine  Bedeutung  haben. 

Inzwischen  hat  die  Handelskammer  in  Halberstadt  in  einigen  Orten 
ihres  Bezirks  selbst  kaufmännische  Schiedsgerichte  errichtet.  Sie  er- 
nennt den  Vorsitzenden  des  Gerichts  auf  3  Jahre,  und  dieser  beruft,  falls 
und  soweit  die  Parteien  nicht  die  Bezeichnung  von  Beisitzern  ihrerseits  be- 
wirken, für  jeden  Streitfall  4  Beisitzer,  die  sich  gleichmäfsig  auf  beide 
Parteien  verteilen.  Das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgericht  soll  eintreten, 
wenn  eine  gütliche  Einigung  der  Parteien  nicht  erfolgt,  und  wenn  beide 
Parteien  sich  zur  Unterwerfung  unter  die  Entscheidung  des  Schiedsge- 
richtes bereit  erklären. 

Dieses  Vorgehen  ist  sehr  dankenswert,  da  es  geeignet  ist,  die  An- 
sichten in  der  Frage  zu  klären  und  ihre  Erledigung  zu  fördern.  — 
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Zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  inneren  Handelspolitik  niufs  man 
die  Pflege  des  kaufmännischen  Bildungswesens  rechnen.  Diese  Frage 
ist  so  bedeutsam,  dafs  ich  mir  eine  ins  einzelne  gehende  Behandlung 
mir  schwor  und  ungern  versage;  aber  sie  ist  in  diesem  Bande  nur  eine 
unter  virk-n  anderen  Spe<;ialfragen ,  und  deshalb  mufs  ich  mich  darauf 
beschränken ,  sie  in  den  Umrissen  zu  schildern.  Dabei  können  die 
Handelamiitfeen  und  ähnliche  Bildungsmittel  hier  aufser  Betracht  bleiben, 
da  sie  schon  an  einer  früheren  Stelle  erwähnt  sind.   (I.  Teil,  9.  Kap.) 

DaB  kaufmännische  Bildungswesen  hat  ein  doppeltes  Ziel.  Es  hat 
zunächst  das  erforderliche  Fachwissen  zu  vermitteln,  sowohl  für  die  selb- 
ständigen aU  auch  für  die  abhängigen  Kaufleute.  Dafs  die  ersteren  —  ins- 
besondere im  Kleinhandel  —  oft  genug  ohne  Fachwissen  an  den  so  häufig 
unterschätzten  kaufmännischen  Beruf  herantreten,  ist  schon  erwähnt  Auch 
bei  dein  abhä agigen  Teil  der  Kaufleute  sind  in  Bezug  auf  das  Fach- 
wissen sehr  bedenkliche  Lücken  vorhanden.  Tüchtig  vorgebildete  Leute 
finden  auch  im  Kaufmannsstande  noch  immer  gut  ihr  Fortkommen; 
alter  gerade  an  solchen  besteht  ein  gewisser  Mangel.  Überall,  wo  die 
kaufmännische  Stellenvermittlung  in  grösserem  Umfange  betrieben  wird, 
beobaeiitel  man  oft  genug,  dafs  an  Bewerbern  mit  unzulänglichen  Kennt- 
nissen ein  reicher  Überflufs  vorhanden  ist,  dafs  aber  manche  gute  Stelle 
lange  unbesetzt  bleibt,  weil  Bewerber  mit  ausreichender  Vorbildung  nicht 
vorhanden  sind.  Das,  was  man  „soziale  Frage  im  Kaufmannsstande" 
nennt ,  besteht  viel  mehr  in  dem  grofsen  Heer  derjenigen  Angestellten, 
welche  wenig  oder  nichts  gelernt  haben,  als  bei  den  gut  geschulten 
Elementen,  und  soweit  sich  bei  letzteren  Mifsstände  entwickelt  haben, 
ist  darin  oft  genug  ein  Rückschlag  zu  erblicken,  der  von  dem  schlechter 
gebildeten  Teil  des  kaufmännischen  Personals  ausgeht  Könnte  man  es 
dabin  bringen,  die  fachliche  Ausbildung  des  kaufmännischen  Nachwuchses 
überhaupt  auf  eine  höhere  Stufe  zu  bringen,  so  wären  damitzwar  nicht 
sofort  alle  Mifsstände  beseitigt;  aber  die  wichtigste  Grundlage  gesunder 
sozialer  Verhältnisse  wäre  geschaffen. 

Die  zweite  Aufgabe  des  kaufmännischen  Bildungswesens  ist  die 
Hebung  der  allgemeinen  Bildung.  Der  Kaufmann  sollte  darauf  schon 
in  seinem  eigenen  Interesse  Gewicht  legen.  Jede  einseitige  Fachbildung, 
so  unentbehrlich  sie  ist,  schliefst  auch  die  Gefahr  in  sich,  dafs  alles 
lediglieh  von  dem  engeren  Fachgesichtspunkt  aus  beurteilt  und  das 
Interesse  und  Verständnis  für  andere  Dinge  abgeschwächt  wird.  Der 
Kaufmann  aber,  der  zwischen  Produzent  und  Konsument  gestellt  ist 
kann  dieses  Interesses  und  Verständnisses  nicht  entbehren.  Er  mufs  die 
Zusammenhänge  im  Wirtschaftsleben,  die  eigenartige  und  viel  ver- 
geh Lungen  e  Interessen  Verkettung  übersehen  und  an  dem  Geistes-,  Kultur- 
nnd  politischen  Leben  des  Volks  mit  Verständnis  Anteil  nehmen  können. 
Man  kann  den  Kaufmannsstand  und  sein  ganzes  Wirken  ebensowenig 
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wie  andere  Berufsarten  aus  dem  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Volks- 
leben herausreifsen,  und  deshalb  verlangt  auch  das  Gesamtinteresse,  dafs 
sich  dieser  wichtige  und  so  vielfache  Beziehungen  vermittelnde  Teil  der 
Gemeinde-  und  Staatsbürger  nicht  mit  einer  blofsen  technischen  Ab- 
lichtung für  die  kaufmännische  Arbeit  begnügt 

Selbstverständlich  ist  das  Mafs  des  Fach-  und  allgemeinen  Wissens 
im  Kaufmannsstande  nicht  überall  dasselbe.  Hier  wie  in  allen  anderen 
Berufsarten  bestehen  sehr  wesentliche  Unterschiede.  Die  Stellung  im 
geschäftlichen  und  sozialen  Leben  ist  auch  für  die  Kaufleute  sehr  ver- 
schieden abgestuft,  und  deshalb  sind  auch  die  Ansprüche  an  die  geschäft- 
liche und  die  allgemeine  Bildung  sehr  ungleich  gestaltet  Aber  jede 
dieser  verschiedenen  Stufen  erheischt  Befriedigung,  und  in  einem  geord- 
neten Gemeinwesen  mufs  dem  Bildungsbedürfnis  der  Kaufleute  auch 
eine  entsprechend  abgestufte  Reihe  von  Bildungsanstalten  gegenüber 
stehen.  Da  die  verschiedenen  Stufen  des  Bildungsbedürfnisses'  thatsäch- 
lich  zur  gleichen  Zeit  neben  einander  bestehen,  so  ist  es  nicht  berechtigt, 
einige  dieser  Bedürfnisse  auf  spätere  Zeiten  zu  vertrösten.  Es  klingt  ganz 
plausibel,  wenn  man  sagt,  man  müsse  zuerst  für  die  untersten  Stufen 
dieses  Bildungsbedürfnisses  sorgen  und  könne  erst,  wenn  diese  befriedigt 
seien,  an  die  Befriedigung  der  höheren,  auf  eine  wissenschaftliche  Schulung 
gerichteten  Bedürfnisse  herangehen.  Aber  dieses  zeitliche  Nacheinander 
würde  praktisch  bedeuten,  dafs  ein  Teil  des  vorhandenen  Bildungsbe- 
dürfnisses unbefriedigt  bleibt.  Das  mufs  vermieden  werden.  Dem  zeit- 
lichen Nebeneinander  der  verschiedenen  Grade  des  kaufmännischen 
Bildungsbedürfnisses  mufs  ein  zeitliches  Nebeneinander  der  verschiedenen 
Stufen  der  kaufmännischen  Bildungsanstalten  gegenüberstehen. 

Es  fehlt  nicht  an  Stimmen,  welche  diesen  Bestrebungen  unfreundlich 
sind  und  die  praktische  Ausbildung  des  Kaufmanns  für  völlig  ausreichend 
und  eine  theoretische  Schulung  in  den  angestrebten  Bildungsanstalten 
geradezu  für  gefährlich  halten.  Darin  liegt  eine  völlige  Verkennung  des 
Zieles  aller  kaufmännischen  Bildungsbestrebungen.  Nirgends  besteht  die 
Absicht,  den  Kaufmann  durch  die  Bildungsanstalten  von  der  Praxis  ab- 
zurücken. Auch  die  beste  und  höchste  theoretische  Ausbildung  kann 
dem  Kaufmann  das  nicht  verschaffen,  was  angeboren  sein  mufs,  und 
was  gerade  durch  die  praktische  Arbeit  erst  ausgelöst  und  geschärft 
werden  kann,  den  praktischen  Blick  und  die  Fähigkeit  zum  schnellen 
Erfassen  jeder  vorkommenden  Situation.  Auch  die  weitestgehende  theo- 
tische Ausbildung  giebt  dem  Kaufmann  noch  nicht  die  materielle  Unter- 
lage geschäftlicher  Erfolge,  das  nötige  Kapital.  Aber  jeder  Kaufmann 
bedarf  neben  materiellen  Mitteln,  angeborenen  Fähigkeiten  und  praktischen 
Erfahrungen  noch  eines  bestimmten  Mafses  theoretischer  Kenntnisse  all- 
gemeiner und  besonderer  Art.  Kaufmännischen  Genies  mag  auch  das 
von  selbst  zufliegen;  denn  das  Genie  bricht  sich  immer  Bahn.  Aber  die 
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grofse  Masse  der  Kaufleute  ist  nicht  so  geartet,  dals  sie  das  theoretische 
Wissen  ohne  systematische  Schulung  von  selbst  erwerben  kann,  und  nur 
auf  diese  normal  veranlagten,  nicht  aber  auf  die  übernormal  veranlagten 
Kaufleute  können  die  Einrichtungen  des  Gemeinwesens  zugeschnitten 
sein.  Wir  brauchen  deshalb  besondere  Bildungsanstalten  für  den  Kauf- 
mannsstand in  einer  ähnlichen  Abstufung,  wie  wir  sie  schon  für  die 
liberalen  Berufsarten  und  für  Landwirte,  Forstwirte,  Techniker,  Archi- 
tekten, Ingenieure,  Bergleyte,  Chemiker,  Hüttenleute  u.  s.  w.  haben.  Ge- 
fährlich ist  in  aJP  diesen  Berufsarten  die  theoretische  Schulung  keines- 
wegs, und  die  praktische  Schulung  wird  durch  sie  nirgends  entbehrlich 
gemacht,  wohl  aber  unterstützt  und  ergänzt.  Beim  Kaufmannsstand  ist 
es  genau  ebenso;  und  er  darf  wohl  die  Frage  auf  werfen,  warum  ihm 
das  Gemeinwesen  die  verschiedenen  Stufen  von  Bildungsanstalten  nicht 
ebenso  wie  anderen  Berufsarten  zur  Verfügung  stellen  soll. 

Am  wenigsten  Meinungsverschiedenheit  besteht  über  die  unterste 
Stufe  der  kaufmännischen  Bildungsanstalten.  Die  Thatsache  drängt 
sich  zu  deutlich  auf,  dafs  der  gröfste  Teil  der  kaufmännischen  Ange- 
stellten der  Volksschule  entstammt,  und  dafs  die  von  dort  mitgebrachte 
Bildung,  die  der  Natur  der  Sache  nach  nur  allgemeinen  Charakter  haben 
und  nur  die  elementaren  Grundlagen  alles  Wissens  umfassen  kann,  einer 
Ergänzung  nach  der  allgemeinen  und  nach  der  fachlichen  Seite  bedarf. 
Unter  den  heutigen  Verhältnissen  reicht  die  Volksschulbildung  selbst  für 
die  handarbeitenden  Klassen  nicht  immer  und  nicht  überall  aus,  auch 
in  Bezug  auf  allgemeine  Kenntnisse.  Noch  weniger  kann  sie  ausreichen 
für  den  Kaufmannsstand,  der  auch  in  seinen  niederen  Stufen  überwiegend 
geistige  Arbeit  zu  verrichten  hat  Hier  nachzuhelfen,  ist  die  Aufgabe 
der  „kaufmännischen  Fortbildungsschulen u.  Sie  wollen  das  aus  der 
Volksschule  mitgebrachte  Wissen  befestigen  und  nach  der  allgemeinen 
und  fachlichen  Seite  soweit  ergänzen,  dafs  es  den  Bedürfnissen  des 
Handels  entspricht.  Sie  legen  die  Grundlagen,  die  jeder  Kaufmann 
mindestens  haben  mufs. 

Der  gröfste  Teil  des  kaufmännischen  Nachwuchses  kann  sich  mit 
diesem  Mindestmafs  begnügen.  Daher  bedarf  es  hier  einer  grofsen  Zahl 
von  Bildungsanstalten,  die  über  das  ganze  Land  hin  zerstreut  sein  müssen. 
Freilich  dürfen  sie  nicht  ohne  Zusammenhang  mit  einander  bleiben  und 
Lehrziele,  Lehrpläne,  Lehrmittel,  Lehrmethoden  u.  s.  w.  nicht  völlig 
willkürlich  ausgestalten.  Örtlichen  Besonderheiten  kann  und  mufs  zwar 
Rechnung  getragen  werden,  aber  die  Gemeinsamkeit  des  Zieles  verlangt 
eine  gewisse  Übereinstimmung  in  wesentlichen  Punkten. 

Ein  kleinerer  Teil  des  kaufmännischen  Nachwuchses  bedarf  noch 
weitergehender  Kenntnisse.  Wir  brauchen  deshalb  noch  mittlere  und 
höhere  Handelsschulen,  die  erheblich  über  die  Grenze  der  Fortbildungs- 
schulen hinausgehen,  ohne  indes  für  die  höchsten  Bildungsbedürfnisse 


2.  Kapitel.  Die  innere  Handelspolitik. 


403 


im  Kaufmannsstande  auszureichen.  Die  Zahl  dieser  Anstalten  kann  er- 
heblich geringer  sein,  als  die  der  Fortbildungsschulen,  weil  der  in  Frage 
kommende  Personenkreis  viel  enger  ist  Dem  Begriff  „mittlere"  und 
„höhere  Handelsschulen"  eine  schultechnische  Erläuterung  zu  geben, 
ist  hier  nicht  der  Ort  Es  genügt,  zu  betonen,  dafs  beide  Gruppen  zu- 
sammen dazu  bestimmt  sind,  den  Stufen  des  Bildungsbedürfnisses  gerecht 
zu  werden,  welche  sich  zwischen  den  elementaren  Grundlagen  der  Fort- 
bildungsschulen und  dem  akademischen  Studium  bewegen.  Die  Grenze 
zwischen  mittleren  und  höheren  Handelsschulen  ist  naturgemäfs  flüssig. 
Für  die  deutschen  Verhältnisse  kommt  der  Name  „höhere  Handelsschule" 
nur  den  Schulen  zu,  welche  als  Voraussetzung  eine  allgemeine  Bildung 
haben,  wie  sie  durch  das  Examen  für  den  einjährig-freiwilligen  Militär- 
dienst nachgewiesen  wird.  Mittlere  Handelsschulen  würden  dann  solche 
sein,  deren  Endziel  eine  diesem  Examen  etwa  entsprechende  Ausbildung 
ist.  Die  Notwendigkeit  auch  solcher  mittleren  und  höheren  Handelsschulen 
wird  nicht  bestritten.  Auch  das  wird  kaum  noch  in  Abrede  gestellt,  dafs 
kaufmännische  Bildungsanstalten  nicht  nur  für  männliche,  sondern  auch 
für  weibliche  Angestellte  erforderlich  sind.  Eine  ganze  Reihe  von  Anstalten 
für  weibliche  Kaufleute  besteht  bereits  in  Deutschland  und  anderswo,  und 
ihr  zahlreicher  Besuch  spricht  deutlich  dafür,  wie  unentbehrlich  sie  sind. 

Auf  die  bisher  besprochenen  Gruppen  von  kaufmännischen  Bildungs- 
anstalten hat  sich  die  praktische  Arbeit  bis  vor  kurzem  im  wesentlichen  be- 
schränkt Ihre  Entwicklung  gehört  durchaus  dem  19.  Jahrhundert  an, 
und  namentlich  dessen  letzte  Jahrzehnte  haben  die  Errichtung  höherer, 
mittlerer  und  niederer  kaufmännischer  Schulen  wesentlich  gefördert  in 
allen  Staaten  mit  lebhafter  Handelsthätigkeit  Auch  Japan,  dieses  wissens- 
hungrige Land,  hat  sich  mit  einem  achtunggebietenden  Eifer  auf  die 
Entwicklung  kaufmännischer  Bildungsanstalten  geworfen,  die  1896  bereits 
134  Lehrer  und  2488  Schüler  zählten.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
haben  schon  lange  für  praktische  Ausbildung  die  business  Colleges  und 
für  theoretische  Ausbildung  die  commercial  Colleges  in  annähernd  gleicher 
Zahl  entwickelt  Die  Gesamtzahl  umfafst  mehrere  hundert  Anstalten. 
England  hat  erst  seit  1889  die  Einrichtung  von  Handelsschulen  in  gröfserem 
Umfang  betrieben,  während  Frankreich,  dessen  älteste  Anstalt,  die  ßcole 
de  commerce  in  Paris,  schon  1820  entstanden  ist,  seit  1871  eine  gröfsere 
Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  entfaltete.  In  der  Schweiz  beginnt  die 
Entwicklung  von  Handelsschulen  mit  der  Bildung  einer  Industrieabteilung 
an  der  Kantonsschule  in  Zürich.  Jetzt  sind  bei  einer  ganzen  Reihe  von 
staatlichen  und  privaten  Mittelschulen  besondere  Handelsabteilungen  vor- 
handen und  aulserdem  sehr  viele  kaufmännische  Fortbildungsschulen 
(1896  bereits  484  mit  18501  Schülern  und  14950  Schülerinnen).  Rufs- 
land, dessen  älteste  kaufmännische  Bildungsanstalten  1804  und  1810 
in  Moskau  entstanden,  hat  jetzt  eine  ganze  Reihe  von  Handelsschulen, 
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deren  höhere  Gruppe  siebenklassig  ist,  z.  B.  in  Petersburg,  Moskau,  Riga, 
Warschau,  Kiew,  Odessa  u.  s.  w.  In  Oesterreich-Ungarn  bestand  zwar 
schon  1811  in  Triest  an  der  Navigationsschule  eine  Abteilung  für  Handels- 
unterricht, und  1848  wurde  auch  in  Wien  schon  eine  Art  Handels- 
lehranstalt errichtet;  aber  zu  eigentlichen  Handelsschulen  kam  es  erst 
1856  in  Prag,  1857  in  Pest,  1858  in  Wien,  1863  in  Graz.  Seitdem  hat 
sich  hier  eine  beachtenswerte  Entwicklung  vollzogen,  die  auch  den 
mittleren  und  höheren  Anstalten  zu  gute  gekommen  ist 

In  Deutschland  —  um  die  übrigen  Länder  zu  übergehen  —  finden 
sich  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  einige  Handelsschulen, 
so  die  Handelsakademie  in  Danzig  1814,  die  Handlungslehrlingsschule 
in  Gotha,  1817  von  Arnoldi  errichtet,  ferner  die  öffentliche  Handelslehr- 
anstalt in  Leipzig  1831,  die  Handelsschulen  in  Hannover  1837,  in  Osna- 
brück 1838,  in  Zwickau  1847,  in  Dresden  1854  u.  s.  w.  In  der  neuesten  Zeit 
hat  sich  die  Zahl  der  kaufmännischen  Unterrichtsanstalten  erheblich  ver- 
mehrt In  Sachsen  sind  jetzt  vorhanden:  42  kaufmännische  Fortbildungs- 
schulen, ferner  4  Handelsschulen,  die  mit  den  Fortbildungsschulen  in 
Bautzen,  Chemnitz,  Dresden  und  Leipzig  verbunden  sind,  eine  Handels- 
lehranstalt am  Realgymnasium  zu  Zittau,  mehrere  von  Vereinen  errichtete 
„Handelsschulen"  und  an  6  Orten  einjährige  handelswissenschaftliche 
Kurse.  Preufsen  hatte  Ende  1897  nach  den  amtlichen  Ermittlungen  des 
Handelministeriums  186  kaufmännische  Fortbildungsschulen  mit  14935 
Schülern  und  591  Schülerinnen.  (Nicht  gezählt  sind  die  von  Privat- 
personen des  Erwerbes  halber  unterhaltenen  Unterrichtsanstalten.)  Ferner 
bestanden  Handelsschulen  in  Berlin,  Erfurt,  Osnabrück  und  Köln  und 
ein  wahlfreier  Unterricht  in  Handelswissenschaften  an  der  Oberreal- 
schule zu  Flensburg  und  endlich  drei  höhere  Handelsschulen,  nämlich 
in  Aachen  (verbunden  mit  den  drei  oberen  Klassen  des  Realgymnasiums), 
in  Frankfurt  a.  M.  (verbunden  mit  den  drei  oberen  Klassen  an  der 
Wöhlerschule,  d.  h.  an  dem  Realgymnasium)  und  in  Köln  (Handelsklasse, 
verbunden  mit  der  Realschule).  Diese  3  Anstalten  setzen  die  für  das 
Zeugnis  zum  einjährigen  Dienst  erforderliche  Bildung  voraus.  Eine  vierte 
höhere  Handelsschule  wird  in  Magdeburg  vorbereitet  (1899). 

Für  November  1898  hat  Dr.  Zimmermann  in  der  Zeitschrift  für  das 
gesamte  kaufmännische  Unterrichtswesen  (1899  Nr.  5)  die  Zahl  der  kauf- 
männischen Fortbildungsschulen  in  Deutschland  auf  381  berechnet  Da- 
von kommen  auf: 


Sachsen .... 

42 

Sachsen-Meiningen . 

Sachsen  -  Gob.  -  Gotha  2 

Bayern  .... 

31 

Hamburg     .    .  . 

7 

Sachsen-Altenburg   .  1 

Baden  .... 

17 

Sachsen -Weimar  . 

5 

Schwarzb.-  Sondersh.  1 

Württemberg  .  . 

12 

Elsafs-Lothringen  . 

5 

Beide  Mecklenburg 

11 

Anhalt  .... 

5 

Bremen  1 

Braunschweig .  . 

10 

Oldenburg   .    .  . 

3 

Hessen  .... 

7 

Digitized  by  Google 


2.  Kapitel.  Die  innere  Handelspolitik. 


405 


Preufsen,  und  zwar  auf: 

.  62 

.  30 

.  24 

„     Rheinland     .    .  . 

.  22 

„     Brandenburg     .  . 

.  20 

„     Westfalen .... 

.  13 

Provinz  Ost-  und  Westpreufsen  12 

„     Hessen-Nassau  ...  10 

„     Pommern   10 

„     Posen   5 

„     Schleswig  -  Holstein  .    .  4 

Neuerdings  ist  auch  der  Gedanke  an  wissenschaftliche  Bildungsan- 
stalten in  Form  von  Hochschulen,  für  den  sich  auch  im  18.  Jahrhundert 
schon  Anklänge  finden  lassen,  schärfer  hervorgetreten,  und  über  diesen 
gingen  und  gehen  zum  Teil  die  Ansichten  noch  sehr  auseinander.  Man 
hat  allen  Ernstes  die  Bedürfnisfrage  in  dieser  Beziehung  verneint,  aber 
sich  nicht  immer  klar  gemacht,  für  welchen  Kreis  von  Kaufleuten  ein 
wirkliches  Studium  in  Betracht  kommen  würde.  Ein  Blick  auf  andere 
Berufsarten  hätte  darüber  aufklären  können  und  müssen.  In  der  Land- 
und  Forstwirtschaft,  im  Bergbau,  in  den  technischen  Berufen  haben  wir 
jetzt  überall  ein  wissenschaftliches  Studium;  ihm  wenden  sich  diejenigen 
zu,  welche  die  leitenden  Stellen  in  den  Grofsbetrieben  der  betr.  Zweige 
erringen  oder  als  selbständige  Unternehmer  derartige  Betriebe  verwalten 
wollen.  Auch  im  Handelsstand  haben  wir  Grofsbetriebe-,  deren  Unter- 
nehmer und  oberste  Beamte  ein  grofses  theoretisches  Fachwissen  mit 
einer  umfangreichen  Erfahrung  kaufmännischer  Art  verbinden  und  wegen 
ihrer  grofsen  Bedeutung  für  das  öffentliche  Leben  in  Staat  und  Ge- 
meinde überdies  ein  sehr  ausgedehntes  allgemeines  Wissen  aufweisen 
müssen.  Es  hat  sich  hier  eine  ähnliche  Entwicklung  vollzogen  wie  in 
den  vorhin  genannten  anderen  Erwerbszweigen.  Die  wachsende  Inten- 
sität des  wirtschaftlichen  Lebens  hat  die  Anforderungen  an  das  fachliche 
und  allgemeine  Wissen  der  Unternehmer  und  obersten  Beamten  der 
Grofsbetriebe  bedeutend  gesteigert  Überall,  wo  das  eintrat,  hat  man  die 
Konsequenz  daraus  gezogen,  dafs  für  diese  Personell  ein  wissenschaft- 
liches Studium  unerläf8lich  ist,  um  ihre  Stellnng  in  ihrem  Fach  und  im 
öffentlichen  Leben  richtig  ausfüllen  zu  können.  Universitäten,  die  Pfleg- 
stätten der  reinen  Wissenschaften  und  zugleich  die  Bildungsanstalten  für 
die  älteren  wissenschaftlichen  Berufe  des  Geistlichen,  des  Richters,  des 
Arztes,  des  Lehrers  höherer  Schulen  u.  s.  w.  giebt  es  schon  lange.  Land- 
wirtschaftliche, Forst-,  Bergakademien,  technische  Hochschulen  als  wissen- 
schaftliche Bildungsstätten  für  die  genannten  praktischen  Berufe  sind 
ein  Ergebnis  der  neuesten  Entwicklung,  weil  erst  die  neueste  Zeit  jene 
Steigerung  der  Anforderungen  gebracht  hat 

Im  Kaufmannsstande  giebt  es  nach  dem  Gesagten  ebenfalls  eine 
Elitetruppe,  und  auch  von  dieser  wird  jetzt  an  allgemeinem  und  fach- 
lichem Wissen  viel  mehr  verlangt  als  früher.    Kann  die  Konsequenz 
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dieser  Verschiebung  hier  anders  sein  als  bei  den  übrigen  „praktischen44 
Berufsarten?  Wollte  man  jene  Konsequenz  für  den  Kaufmannsstand 
ablehnen,  so  stellt  man  ihn  tiefer  als  den  Stand  der  Ingenieure,  Tech- 
niker, Architekten,  Landwirte,  Forstwirte,  Bergleute  u.  s.  w.  Man  würde 
damit  erklären,  dafs  selbst  die  höchsten  Kräfte  des  Handelsstandes  mit 
einer  Bildung  auskommen  können,  die  jenen  anderen  Berufen  für  ihre 
führenden  Geister  nicht  mehr  genügt  In  diesem  Sinne  war  und  ist  es 
berechtigt,  wenn  schon  im  Interesse  des  gesellschaftlichen  Ansehens  des 
Handelsstandes  die  Sicherung  eines  wissenschaftlichen  Studiums  für 
Kaufleute  verlangt  wird.  Studieren  soll  gewifs  nicht  Jeder,  der  Kauf- 
mann heifst;  aber  studieren  müssen  heute  diejenigen  Kaufleute,  welche  an 
der  Spitze  der  Kaufmannschaft  marschieren  und  deshalb  weithin  gesehen 
werden,  und  die  im  öffentlichen  Leben  als  die  berufenen  Vertreter  dieses 
Standes  erscheinen. 

Das  Bedürfnis  dazu  wurde,  wie  gesagt,  bis  vor  kurzem  vielfach 
bestritten;  diejenigen,  welche  es  bestritten,  sind  sich  wohl  kaum  darüber 
klar  geworden,  wie  wenig  schmeichelhaft  das  eigentlich  für  den  Kauf- 
mannsstand war.  Heute  kann  man  das  Bedürfnis  ernsthaft  nicht  mehr  in 
Abrede  stellen.  Wie  weit  sich  das  Bedürfnis  erstreckt,  läfst  sich  freilich 
auch  heute  noch  nicht  sagen.  Aber  dafs  es  besteht,  das  haben  die  prak- 
tischen Erfahrungen  an  den  kaufmännischen  Studienstätten  bewiesen,  die 
inzwischen  trotz  der  vielfachen  Gegnerschaft  errichtet  sind. 

Man  hat  nicht  nur  das  Bedürfnis,  man  hat  auch  die  Möglichkeit 
eines  wissenschaftlichen  Studiums  für  Kaufleute  bestritten.  Man  fand, 
dafs  eine  kaufmännische  Hochschule  besten  Falles  einen  bestimmten 
Kreis  von  allerlei  Wissen  lehren  könnte,  der  aber  des  inneren  Zusammen- 
hanges entbehren  würde.  Selbst  wenn  das  wahr  wäre,  so  würde  es 
nicht  bedenklich  machen  können.  Was  waren  die  Kameralwissen- 
6chaften,  die  landwirtschaftlichen  und  die  technischen  Wissenschaften 
ursprünglich  anders  als  ein  bestimmter  Wissenskreis,  der  für  einen  be- 
sonderen Ausbildungszweck  ausgesucht  war?  Und  doch  stellt  heute  Nie- 
maüd,  der  sie  wirklich  kennt,  ihren  wissenschaftlichen  Charakter  in 
Abrede.  Das  Gleiche  ist  auch  beim  Handel  möglich,  und  aus  den 
„Handelswissenschaften44  kann  sich  auch  hier  eine  wirkliche  Wissenschaft 
vom  Handel  entwickeln,  die  mehr  als  ein  in  bestimmter  Absicht  zu- 
sammengestellter Kreis  von  Kenntnissen  ist.  Eine  solche  Entwicklung 
ist  beim  Handel  um  so  eher  möglich,  als  es  dazu  nur  der  Ergänzung 
und  Ausweitung  einer  schon  bestehenden  Wissenschaft  bedarf.  Das  ist 
die  Wissenschaft  von  der  Volkswirtschaft,  die  Nationalökonomie.  Diese 
Wissenschaft  geht  dem  Zusammenhange  der  wirtschaftlichen  Vorgänge, 
der  Verkettung  der  wirtschaftlichen  Interessen,  der  Eigenart  und  Bedeutung 
und  den  Daseinsbedingungen  der  einzelnen  Zweige  der  Volkswirtschaft 
nach,  und  das  ist  die  wissenschaftliche  Grundlage,  auf  der  allein  sich 
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die  akademische  Bildung  des  Kaufmanns  aufbauen  kann.  Der  Handel 
selbst  bildet  einen  wichtigen  Gegenstand  der  nationalökonomischen  Unter- 
suchung. Es  ist  gewifs  nicht  Schuld  des  Handels,  wenn  diese  Unter- 
suchung nicht  immer  mit  der  nötigen  Vertiefung  erfolgt  ist  Stellt  man 
die  Nationalökonomie  in  den  Mittelpunkt  des  Lehrplans  und  der  Interessen 
einer  kaufmännischen  Hochschule,  so  wird  das  wesentlich  dazu  beitragen, 
die  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  Untersuchung  des  Handels  anzu- 
regen und  auf  eine  höhere  Stufe  zu  heben.  Das  würde  der  gesamten 
volkswirtschaftlichen  Wissenschaft  und  ihren  Arbeiten  zu  gute  kommen. 
Überdies  läfst  sich  im  Laufe  der  Zeit  an  einer  kaufmännischen  Hoch- 
schule das  Studium  der  Volkswirtschaftslehre  in  einer  Weise  ausbauen, 
wie  sie  selbst  an  einer  Universität  nicht  immer  in  gleicher  Weise  möglich  ist 

Allerdings  bedarf  der  Kaufmann  nicht  lediglich  volkswirtschaftlicher 
Durchbildung.  Auch  rechtswissenschaftliche,  naturwissenschaftliche,  ge- 
schichtliche und  zum  Teil  auch  technische  Vorlesungen  u.  s.  w.  gehören 
dazu,  wenn  ihm  eine  umfassende  wissenschaftliche  Grundlage  für  seinen 
Beruf  gegeben  werden  soll.  Gleichzeitig  eine  Reihe  handelstechnischer 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  dem  Studierenden  zu  vermitteln,  die  vielleicht 
dem  Vertreter  der  „reinen  Wissenschaft"  nicht  vollwertig  erscheine?^  ist 
aus  praktischen  Rücksichten  sehr  erwünscht  Sie  tragen  dazu  bei,  den 
Geist  mannigfaltiger  zu  beschäftigen,  und  steigern  das  Interesse  und  Ver- 
ständnis für  die  volkswirtschaftlichen  Vorträge.  Aufserdem  beugen  sie 
einer  unnötigen  Verzögerung  der  Beendigung  der  Ausbildung  des  Kauf- 
manns vor.  Die  kaufmännischen  Hochschulen  folgen  damit  nur  dem 
Grundsatz,  den  auch  die  Universitäten  schon  lange  angenommen  haben. 
Ein  gewisser  Beisatz  praktisch  verwertbarer  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
ist  auf  jeder  wissenschaftlichen  Bildungsanstalt  wünschenswert. 

Kaufmännische  Hochschulen  in  dem  eigentlichen  Sinne  wissenschaft- 
licher Bildungsstätten  sind  also  möglich  und  im  Interesse  der  Kaufleute 
selbst  nötig.  Wir  brauchen  sie  aber  noch  aus  anderem  Grunde.  Sie 
werden  und  müssen  wissenschaftliche  Bildungsstätten  nicht  nur  für  Kauf- 
leute, sondern  auch  für  kaufmännische  Lehrkräfte  sein,  nach  denen  der 
Bedarf  ja  fortwährend  wächst,  und  sie  bieten  vielleicht  auch  die  beste 
Gelegenheit,  den  Nachwuchs  der  höheren  Beamtenklassen  mit  gröfserem 
Verständnis  für  die  wirtschaftliche  Arbeit  des  Volkes  und  ihre  Lebens- 
bedingungen auszurüsten.  Über  die  Ausgestaltung  kaufmännischer  Hoch- 
schulen im  einzelnen  sind  die  Ansichten  natürlich  noch  geteilt  Hier 
mufs  die  Erfahrung  erst  das  Zweckmäfsigste  lehren;  insbesondere  wird 
sie  zeigen  müssen,  ob  besser  selbständige  Hochschulen  errichtet  werden, 
oder  ob  die  kaufmännischen  Hochschulen  mit  Universitäten  oder  mit 
technischen  Hochschulen  zu  verbinden  sind.  Jeder  dieser  Wege  hat  ja 
seine  Bedeutung,  und  heute  den  einen  oder  anderen  ausschliefslich  als 
den  richtigen  zu  bezeichnen,  ist  nicht  möglich. 
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Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  es  erwünscht,  dafs  in  Deutsch- 
land bisher  der  Hochschulgedanke  in  verschiedenen  Formen  durchgeführt 
ist  In  Leipzig  wurde  am  25.  April  1898  feierlich  eine  Handelshoch- 
schule eröffnet,  die  mit  der  dortigen  Universität  in  eine  allerdings  nur 
lose  Verbindung  gebracht  ist  Sie  berücksichtigt  vorzugsweise  die  Be- 
dürfnisse des  Kaufmannshandels;  den  besonderen  Bedürfnissen  des  Fabrik- 
handels kommen  nur  einige  wenige  Vorlesungen  technologischen  Inhalte 
entgegen.  Die  Errichtung  ist  von  der  Handelskammer  in  Leipzig  im 
Einvernehmen  mit  dem  Senat  der  Universität  bewirkt  Die  Kosten  trägt 
zunächst  die  Handelskammer,  der  aber  von  der  Regierung  und  von  der 
Stadtvertretung  Zuschüsse  gewährt  werden.  Als  Studierende  sind  zuge- 
lassen die  Abiturienten  neunklassiger  deutscher  Lehranstalten  und  der- 
jenigen höheren  Handelsschulen,  deren  oberste  Klasse  der  Oberprima 
einer  neunklassigen  Lehranstalt  entspricht,  ferner  seminaristisch  gebildete 
Lehrer,  welche  die  zweite  Lehramtsprüfung  bestanden  haben,  und  weiter 
Kaufleute  mit  der  Berechtigung  zum  einjährigen  Dienst  und  nach  be- 
endeter Lehrzeit,  soweit  sie  die  erforderliche  geistige  Reife  nachzuweisen 
vermögen.  Die  Studierenden  werden  bei  der  Handelshochschule,  aber 
nicht  an  der  Universität  immatrikuliert,  haben  jedoch  das  Recht,  an  der 
Universität  zu  hören.  Die  Studienzeit  beträgt  zwei  Jahre.  Von  Ostern 
1900  an  werden  unter  Vorsitz  eines  königlichen  Kommissars  vor  einer 
vom  Minister  des  Innern  ernannten  Kommission  Prüfungen  abgehalten, 
und  zwar  für  Kaufleute  zur  Erlangung  eines  Diploms  und  für  Handels- 
lehramtskandidaten zum  Nachweise  der  Lehrbefähigung  an  Handels- 
schulen. Die  Prüfungsordnung  ist  am  13.  Januar  1899  vom  Minister 
des  Innern  genehmigt  Die  Anstalt  hat  sich  einer  lebhaften  unmittel- 
baren Förderung  seitens  der  Regierung  zu  erfreuen  gehabt  Ihre  Er- 
folge sind  bisher  sehr  günstig. 

In  Aachen  ist  im  Oktober  1898  — 'sang-  und  klanglos,  wie  es  in 
Prent sen  üblich  ist  —  ein  zweijähriger  handelswissenschaftlicher  Kursus  er- 
öffnet worden,  dessen  Kosten  lediglich  von  der  Handelskammer,  dem  „Verein 
zur  Beförderung  der  Arbeitsamkeit"  und  der  „Aachener  und  Münchner 
Feuerversicherungsgesellschaft"  getragen  werden  und  für  10  Jahre  sicher 
gestellt  sind.  Die  Anstalt  ist  eng  mit  der  Königl.  Technischen  Hochschule 
verbunden,  und  die  Studierenden  und  Hospitanten  werden  nach  den  für 
die  technische  Hochschule  bestehenden  Vorschriften  unmittelbar  bei  dieser 
eingeschrieben.  Der  Studienplan  hat  von  vornherein  auch  die  Bedürf- 
nisse des  Fabrikhandels  in's  Auge  gefafst,  und  der  Kursus  gliedert  sich 
deshalb  in  eine  kaufmännische  und  eine  kaufmännisch-technische  Rich- 
tung; für  beide  erscheinen  aber  die  volkswirtschaftlichen  Vorlesungen 
als  der  eigentliche  Mittelpunkt  Diese  Vorlesungen  haben  infolge  der  Ein- 
richtung des  handelswissenschaftlichen  Kursus  eine  sehr  wesentliche  Er- 
weiterung und  einen  reicher  gegliederten  Ausbau  erfahren,  als  es  sonst 
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möglich  gewesen  wäre.  Bemerkenswert  ist  das  Ineinandergreifen  des 
handelswissenschaftlichen  Kursus  und  der  technischen  Hochschule.  Vor- 
lesungen des  ersteren  werden  bereits  von  Studierenden  der  Technik  mit- 
gehört, und  umgekehrt  beteiligen  sich  Studierende  der  Handelswissen- 
schaften, denen  ja  volle  Studienfreiheit  zusteht,  an  Vorlesungen,  die  nicht 
im  Lehrplan  der  handelswissenschaftlichen  Kurse  vorgesehen  sind.  Der 
Entwurf  einer  Diplomprüfungsordnung,  die  durchaus  auf  wissenschaft- 
licher Höhe  gehalten  ist,  wurde  im  Sommer  1899  ausgearbeitet  und  ist 
vom  Ministerium  der  geisü.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  im  November  1899 
genehmigt  Die  Zahl  der  Studierenden  reicht  nicht  an  die  der  Leipziger 
Handelshochschule  heran,  ist  aber  gröfser,  als  von  Sachverständigen  unter 
Würdigung  aller  Verhältnisse  erwartet  worden  war. 

Die  Errichtung  dieser  Anstalten  hat  eine  lebhafte  Bewegung  nach 
ähnlichen  Angliederungen  an  bestehende  deutsche  Hochschulen  hervor- 
gerufen. Es  sind  Bestrebungen  im  Gange,  um  u.  a.  an  die  Universitäten 
Halle,  Giefsen  und  Rostock  und  an  die  technischen  Hochschulen  in 
Hannover,  Darmstadt,  an  die  noch  zu  begründende  technische  Hochschule 
in  Danzig  u.  s.  w.  handelswissenschaftliche  Kurse  oder  Handelshoch- 
schulen anzugliedern,  wobei  dann  bald  mehr  das  Leipziger,  bald  mehr 
das  Aachener  Vorbild  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Daneben  bestehen  auch  Pläne  zur  Errichtung  selbständiger  kauf- 
männischer Hochschulen.  Namentlich  in  Köln  wird  —  gestützt  auf 
reiche  Zuwendungen  hervorragender  Kölner  Bürger  —  dieser  Gedanke 
eifrig  verfolgt   Auch  in  Frankfurt  a.  M.  ist  man  ihm  näher  getreten. 

Wo  man  zur  Zeit  noch  keinen  dieser  Wege  beschreiten  kann,  hat 
man  die  Einrichtung  akademischer  Vortragscyklen  für  Kaufleute,  die  schon 
längere  Zeit  in  Berlin  bestand,  zu  verwerten  gesucht  Kaufmännische 
Vereine  und  namentlich  Handelskammern  haben  in  den  letzten  Jahren 
volkswirtschaftliche  und  juristische  Vortragscyklen  eingerichtet,  die  dem 
ganzen  kaufmännischen  Vortragswesen  eine  wissenschaftliche  Vertiefung 
geben  zu  sollen  scheinen.  In  Frankfurt  a.  M.,  in  Düsseldorf,  in  Mann- 
heim, in  Magdeburg,  in  Hannover,  in  Hamburg,  in  Stuttgart  sind  solche 
akademischen  Vortragskurse  schon  mit  einem  überraschend  günstigen 
Erfolge  durchgeführt  Andere  Plätze,  wie  Hanau,  Barmen  u.  s.w.,  schicken 
sich  an,  den  gleichen  Weg  einzuschlagen.  Dem  Kaufmannsstande  in 
erster  Linie  kam  auch  der  „unentgeltliche  volkswirtschaftliche  Kursus 
für  Nichtstudierende"  zu  gute,  den  ich  vor  Errichtung  der  Handels- 
abteilung an  der  Aachener  Hochschule  im  Winter  1896/97  und  1897/98 
veranstaltet  hatte.  Der  Erfolg  aller  dieser  Veranstaltungen  zeigt  deut- 
lich, wie  stark  das  Bildungsbedürfnis  im  Kaufmannsstande  ist  Nicht 
jeder  Kaufmann  kann  studieren,  aber  sehr  viele  haben  das  Streben,  sich 
ein  gröfseres  Mals  volkswirtschaftlicher  und  juristischer  Kenntnisse  zu 
verschaffen. 
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Die  deutsche  Handelshochschulbewegung  und  ihre  ersten  praktischen 
Erfolge  haben  im  Auslande  die  gröfste  Aufmerksamkeit  erregt,  und  in 
England,  in  Oesterreich-Ungarn,  in  Rufsland,  in  Frankreich,  in  der  Schweiz, 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gewinnt  der  Gedanke  immer  mehr 
Boden  und  hat  zum  Teil  schon  Erfolge  gehabt.  Auch  in  Japan  beschäftigt 
man  sich  ernsthaft  mit  der  Frage. 

Erwähnt  werden  mufs,  dafs  auch  das  1853  in  Antwerpen  errichtete 
höhere  Handelsinstitut  hochschulartigen  Charakter  hat 

Das  kaufmännische  Unterrichtswesen  ist  in  erheblichem  Grade  durch 
Privatorgane  gefördert  worden,  die  sich  die  Pflege  dieses  Gebietes  an- 
gelegen sein  lassen.  In  Deutschland  gebührt  ein  besonderes  Verdienst 
in  dieser  Beziehung  dem  „Deutschen  Verbände  für  kaufmännisches  Unter- 
richtswesen", dessen  Gründung  1896  auf  Initiative  der  Handelskammer 
und  des  Reg.-Rats  Dr.  Stegemann  zu  Braunschweig  erfolgte.  Die  Auf- 
gabe des  Verbandes  ist  die  Förderung  und  der  Ausbau  des  gesamten 
kaufmännischen  Unterrichtewesens  in  Deutschland,  soweit  dasselbe  einen 
gemeinnützigen  Charakter  trägt  Insbesondere  will  der  Verband  das 
Interesse  und  Verständnis  für  das  kaufmännische  Unterrichtswesen  wecken 
und  fördern,  einem  regelmäfsigen  Austausch  zwischen  den  in  Frage 
kommenden  Anstalten  durch  Zeitschriften,  Konferenzen  und  Kongresse 
ermöglichen,  eine  sachverständige  Centralstelle  für  diesen  Teil  des  Unter- 
richtswesens schaffen,  auf  die  Abfassung  mustergültiger  Lehrmittel  hin- 
wirken und  die  Errichtung  besonderer  Anstalten  zur  Ausbildung  von 
Fachlehrern  betreiben.  Seit  1898  giebt  der  Verband  u.  a.  eine  wert- 
volle „Zeitschrift  für  das  gesamte  kaufmännische  Unterrichtswesen" 
heraus.  Im  Sommer  1 899  zählte  der  Verband  bereits  79  Handelskammern, 
48  Städte,  114  kaufmännische  Vereine,  115  kaufmännische  Unterrichts- 
anstalten und  147  Einzelpersonen  zu  seinen  Mitgliedern  und  erhält  seit 
1897  von  15  deutschen  Reichs-  und  Staatsbehörden  Zuschüsse.  Der 
Thätigkeit  des  Verbandes  hat  die  ganze  Bewegung  sehr  viel  zu  danken. 

Auch  in  anderen  Ländern  ist  die  Regsamkeit  der  Privaten  sehr  be- 
trächtlich. Internationale  Kongresse,  die  sich  lediglich  mit  dem  kauf- 
männischen Unterrichts wesen  befassen,  sind  auf  private  Anregung  1898 
in  Antwerpen,  1899  in  Venedig  zusammengetreten,  und  auch  viele  nicht- 
deutsche Regierungen  haben  amtliche  Vertreter  dazu  entsandt 

Aber  so  grofs  auch  die  private  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiet  ist, 
noch  wichtiger  ist  es,  dafs  die  öffentliche  Gewalt,  die  Gemeinden  sowohl 
wie  der  Staat,  in  diesen  Teil  des  Unterrichtswesens  ordnend  und  helfend 
eingreifen.  Die  Wichtigkeit  des  kaufmännischen  Unterrichtswesens  für 
die  Gesamtheit  erfordert,  dafs  der  Staat  dasselbe  nicht  ohne  Aufsicht 
läfst  und  für  die  Grundsätze,  nach  denen  vorgegangen  werden  soll,  eine 
Einheitlichkeit  soweit  herstellt,  als  sie  für  den  Erfolg  nötig  ist  Im 
Januar  1898  ist  vom  preufs.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  nach 
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Berlin  eine  Sachverständigenkonferenz  zur  Besprechung  der  ganzen  An- 
gelegenheit berufen  worden.  Das  war  sehr  erfreulich,  weil  sich  darin 
das  Streben  nach  einem  zweckbewufsten  Eingreifen  der  preufsischen 
Regierung  ausdrückte.  Aber  betrübend  war  es,  aus  den  dieser  Konferenz 
vorgelegten  amtlich  ermittelten  Materialien  den  grofsen  Wirrwarr  zu  er- 
sehen, der  selbst  in  Bezug  auf  grundsätzlich  wichtige  Punkte  in  den 
schon  vorhandenen  Anstalten  herrschte.  Gutes  und  Schlechtes  war  dabei 
durcheinander  gewürfelt  Es  bedarf  dringend  einer  ordnenden  und  kon- 
trollierenden Centralstelle,  die  sich  die  Oberaufsicht  über  das  ganze  kauf- 
männische Unterrichtswesen  vorbehalten  mufs,  soweit  es  nicht  durch  Ver- 
bindung mit  bestehenden  staatlichen  Lehranstalten,  z.  B.  mit  Hochschulen 
und  Universitäten,  anderen  Ressorts  unterstellt  ist.  Bei  diesen  letzteren 
mufs  die  Centralstelle  sich  jedenfalls  das  Mitaufsichtsrecht  sichern,  wie 
es  übrigens  bei  dem  handelswissenschaftlichen  Kursus  der  technischen 
Hochschule  zu  Aachen  besteht. 

Der  gegebene  Träger  des  staatlichen  Oberaufsichtsrechts  ist  das 
Handelsministerium  bezw.,  wenn  ein  solches  nicht  besteht,  diejenige 
Ministerialabteilung,  welche  die  Handelsangelegenheiten  zu  bearbeiten  hat 
Es  bedarf  dazu  eines  Decernenten,  der  mit  den  nötigen  verwaltungsrecht- 
lichen Kenntnissen  auch  einen  hinreichenden  Einblick  in  den  Mechanismus 
und  die  Arbeit  kaufmännischer  Unterrichtsanstalten  verbindet  und  das 
kaufmännische  Bildungsbedürfnis  nach  Richtung  und  Umfang  gründlich 
kennt  Die  Unterordnung  des  kaufmännischen  Unterrichtswesens  unter 
ein  Decernat,  das  andere  Zweige  des  gewerblichen  Unterrichtswesens 
bearbeitet  mag  für  den  Anfang  genügen.  Der  Umfang  des  kaufmännischen 
Unterrichtswesens  nimmt  aber  in  den  letzten  Jahren  so  stark  zu,  dafs 
auf  die  Dauer  ohne  ein  eigenes  Decernat  dafür  nicht  auszukommen  ist 

Inwieweit  die  praktische  Handhabung  der  laufenden  Aufsichtsführung 
vom  Staat  auf  Gemeinden  und  Handelskammern  übertragen  werden  kann, 
hängt  natürlich  von  dem  Behördenorganisinus  der  einzelnen  Staaten  ab. 
Im  allgemeinen  aber  darf  es  als  zweckmäfsig  betrachtet  werden,  Ge- 
meinden und  Handelskammern  an  der  Aufsichtsführung  zu  beteiligen. 
Denn  das  sichert  die  nötige  Rücksichtnahme  auf  örtliche  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse  und  spornt  das  Interesse  dieser  Organe  für  die  Mitarbeit 
auf  dem  Gebiete  des  kaufmännischen  Unterrichtswesens  an. 

Der  Staat  hat  weiter  die  Aufgabe,  die  Bedingungen  für  eine  gedeih- 
liche Wirksamkeit  der  kaufmännischen  Bildungsanstalten  zu  schaffen, 
die  sich  mit  oder  ohne  seine  unmittelbare  Hilfe,  aber  im  Einklang  mit 
den  von  ihm  aufgestellten  Grundsätzen  entwickeln,  und  damit  zugleich 
der  im  Gesamtinteresse  erwünschten  Verbreitung  einer  besseren  Aus- 
bildung die  Wege  zu  ebnen.  Es  genügt  nicht  immer,  wenn  der  Staat 
unmittelbar  und  mittelbar  für  Schulen  entsprechender  Art  sorgt.  Er  mufs 
unter  Umständen  auch  die  Hindernisse  aus  dem  Wege  räumen,  die  einer 
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nachhaltigen  und  die  Bildungsbedürftigen  wirklich  umfassenden  Wirk- 
samkeit der  Schulen  entgegenstehen.  Das  wichtigste  Hindernis,  das 
neuen  Bildungsanstalten  entgegentreten  kann,  ist  die  energielose  Gleich- 
gültigkeit eines  erheblichen  Teiles  der  des  Unterrichtes  bedürftigen  Kreise. 
Dagegen  giebt  es  ein  wirksames  Mittel,  den  Schulzwang.  Es  fragt  sich, 
ob  und  in  welchem  Umfange  die  innere  Handelspolitik  dieses  Mittel  auf 
den  kaufmännischen  Nachwuchs  anwenden  kann  und  darf.  Bei  Beant- 
wortung der  Frage,  deren  Wichtigkeit  Niemand  verkennt,  mufs  man  sich 
vor  Extremen  hüten.  Das  ganze  kaufmännische  Bildungswesen  auf 
Schulzwang  aufzubauen,  ist  ebenso  verkehrt,  wie  jeden  Zwang  auf  diesem 
Gebiete  abzulehnen.  Folgt  man  der  Analogie  des  allgemeinen  Schul- 
wesens, so  ergiebt  sich  sofort,  dafs  der  Schulzwang  nur  da  angewandt 
werden  kann,  wo  es  sich  um  die  Sicherung  der  elementaren  Grundlagen 
jedes  Wissens  handelt.  Nur  das  für  Jeden  abolut  notwendige  Mindest- 
mafs  an  Wissen  kann  erzwungen  werden.  Die  elementaren  Grundlagen 
des  kaufmännischen  Wissens  sollen  in  den  kaufmännischen  Fortbildungs- 
schulen gelehrt  werden.  Das  durch  diese  vermittelte  Mafs  ist  das 
Mindeste,  was  zur  Erhaltung  der  Tüchtigkeit  des  Kaufmannsstandes  im 
Gesamtinteresse  gefordert  werden  mufs.  Hier  ist  deshalb  der  Zwang  zur 
Teilnahme  am  Unterricht  grundsätzlich  berechtigt  Dieser  Zwang  trifft 
gerade  die  Kreise,  in  denen  das  Hindernis  der  Gleichgültigkeit  am  stärksten 
zu  Tage  tritt,  und  die  bei  ihrer  Jugend  und  Unselbständigkeit  am  meisten 
des  Schutzes  gegen  ihren  eigenen  Unverstand  bedürfen.  Auf  junge  Leute 
von  14 — 18  Jahren  einen  Zwang  zu  ihrem  eigenen  und  der  Gesamtheit 
Bestem  auszuüben,  kann  Niemand  als  einen  unberechtigten  Eingriff  in  die 
persönliche  Freiheit  betrachten.  Dafs  dieser  Zwang  notwendig  ist,  haben 
die  Erfahrungen  ebenso  bewiesen,  wie,  dafs  er  durchführbar  ist 

Darüber  hinauszugehen,  scheint  aber  beim  Kaufmannsstand  ebenso 
entbehrlich,  wie  bei  anderen  Ständen.  Wer  mehr  als  die  elementaren 
Grundlagen  lernen  will,  dem  mufs  die  Gelegenheit  dazu  geschaffen 
werden;  aber  ob  er  die  Gelegenheit  benutzen  will,  das  mufs  man  ihm 
tiberlassen.  Wohl  können  die  kaufmännischen  Arbeitgeber  durch  ge- 
steigerte Anforderungen  an  die  Vorbildung  ihrer  Angestellten  auf  den 
kaufmännischen  Nachwuchs  auch  bezüglich  der  höheren  Bildungsstufen 
einen  wirksamen  Druck  ausüben.  Aber  Staat  und  Gemeinde  können 
nicht  vorschreiben,  dafs  die  kaufmännischen  Angestellten  von  den  ge- 
botenen höheren  Ausbildungsgelegenheiten  Gebrauch  machen.  Mit  dieser 
Anwendung  des  Zwangsprinzips  nur  auf  die  elementaren  Grundlagen 
alles  kaufmännischen  Wissens  bleibt  man  vollkommen  auf  dem  Boden 
der  Grundsätze,  die  sich  im  allgemeinen  Unterrichtswesen  bewährt  haben. 

Der  Staat  kann  entweder  gesetzlich  allgemein  den  Zwang  zum 
Besuch  der  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  aussprechen  oder  den 
Gemeinden  gesetzlich  das  Recht  geben,  einen  solchen  Zwang  durch  Orts- 


2.  Kapitel.  Die  innere  Handelspolitik. 


413 


Statut  einzuführen.  Das  Letztere  ermöglicht  ein  besseres  Anpassen  an  die 
örtlichen  Verhältnisse,  birgt  aber  auch  die  Gefahr  in  sich,  dafs  entgegen- 
stehende Interessen  stark  genug  sind,  um  den  Erlafs  eines  entsprechenden 
Ortsstatuts  zu  hintertreiben.  Deshalb  ist  es  nötig,  dafs  auf  die  wider- 
strebende und  gleichgültige  Gemeinde  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
durch  die  Staatsorgane  oder  doch  durch  die  über  den  Gemeinden  stehenden 
Kommunalverbände  ein  Zwang  zum  Erlafs  eines  solchen  Ortsstatuts  aus- 
geübt werden  kann. 

In  Deutschland  kommt  für  die  Frage  §  120  der  G.  0.  in  Betracht, 
der  sich  nach  §  154  auch  auf  den  Handel  bezieht  Hiernach  wird  reichs- 
rechtlich für  die  Unternehmer  die  Pflicht  ausgesprochen,  ihren  Ange- 
stellten unter  18  Jahren  die  nötige  Zeit  zum  Besuch  der  Fortbildungs- 
schule zu  gewähren.  Ein  reichsrechtlicher  Zwang  für  die  Angestellten 
zum  Besuch  dieser  Schulen  wird  dagegen  nicht  begründet  Schreiben 
Landesgesetze  einen  solchen  Zwang  vor,  so  bleiben  sie  unberührt  Im 
übrigen  haben  die  Gemeinden  bezw.  die  weiteren  Kommunalverbände 
das  Recht,  durch  Orts-  bezw.  Kommunalverbandsstatut  den  Fortbildungs- 
schulzwang für  männliche  Angestellte  unter  18  Jahren  einzuführen.  Die 
Befugnis  der  Kommunalverbände  ermöglicht  einen  Druck  in  dieser  Be- 
ziehung auf  die  Einzelgemeinden.  Der  Staat  kann  durch  entsprechende 
allgemeine  Anweisungen  an  die  Gemeinden  und  die  Kommunalverbände 
die  Anwendung  dieser  Vorschriften  wesentlich  fördern. 

Nach  den  Berechnungen  von  Dr.  Zimmermann  (Zeitschr.  f.  d.  ges. 
kaufmännische  Unterrichtswesen,  1899  No.  5  S.  120/121)  waren  in  Preufsen 
im  November  1898  vorhanden  an  kaufmännischen  Fortbildungsschulen: 


Im  übrigen  Deutschland  steht  direkter  Schulzwang  allen  oldenbur- 
gischen und  braunschweigischen  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  zu. 
Indirekten  Schulzwang  hatten  sämtliche  kaufmännische  Fortbildungs- 
schulen in  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Weimar-Eisenach,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Reufs  j.  L.  Ohne  irgend  einen  Schulzwang  bestanden  sämtliche  kauf- 
männische Fortbildungsschulen  in  den  Hansastädten  und  in  Sachsen- 
Altenburg.  Die  Schulen  der  übrigen  Länder  hatten  teils  indirekten,  teils 
gar  keinen  Zwang.  Im  ganzen  hatten  von  den  381  kaufmännischen 
Fortbildungsschulen  Deutschlands  97  direkten,  141  indirekten  und  143 
keinen  Schulzwang.  Die  Anstalten  mit  indirektem  und  direktem  Zwang 
überwogen  also,  und  ihre  Zahl  hat  sich  inzwischen  noch  erhöht 

Eine  weitere  Aufgabe,  die  dem  Staat  zufallt,  ist  die  Sorge  für  Heran- 
bildung geeigneter  Lehrkräfte  der  kaufmännischen  Bildungsanstalten. 
Auch  in  Bezug  auf  die  Lehrkräfte  ist  noch  nicht  Alles  so,  wie  es  nötig 


mit  direktem  Schulzwang  . 
mit  indirektem  Schulzwang 
ohne  Schulzwang  .... 
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ist  Gerade  daran  aber  könnte  der  Erfolg  aller  in  Frage  kommenden 
Bestrebungen  scheitern.  Für  die  Lehrer  an  niederen,  mittleren  und  höheren 
Handelsschulen  mufs  der  Staat  einen  bestimmten  Bildungsgang  und 
bestimmte  Prüfungen  vorschreiben  und  gleichzeitig  dafür  sorgen,  dafs 
Gelegenheit  zur  Erfüllung  dieser  Bedingungen  geboten  wird.  Die  kauf- 
männischen Hochschulen  haben  dabei  eine  wichtige  Rolle  zu  erfüllen, 
und  schon  aus  diesem  Grunde  müfste  ihnen  der  Staat  fördernd  zur 
Seite  stehen. 

Aufserdem  ist  es  nötig,  dem  Lehrpersonal  gelegentlich  durch  Ferien- 
kurse und  ähnliche  Veranstaltungen  neue  Anregungen  zuzuführen.  So 
lange  der  Bedarf  an  Lehrkräften  noch  nicht  umfangreich  ist,  würden 
solche  Ferienkurse  vielleicht  eine  gewisse  Zeit  hindurch  allein  für  die 
Gewinnung  geeigneten  Lehrermaterials  ausreichen.  Auf  die  Dauer  wird 
man  sich  damit  nicht  begnügen  können.  Die  Veranstaltungen  des  Staates 
schliefsen  natürlich  keineswegs  aus,  dafs  auch  die  bestehenden  Verbände 
durch  Ferienkurse  an  der  Aus-  und  Weiterbildung  des  Lehrerpersonals 
mitwirken,  wie  es  z.  B.  der  Deutsche  Verband  für  kaufmännisches  Unter- 
richtswesen im  Juli  1898  gethan  hat,  und  wie  es  auch  von  Handels- 
lehrervereinen schon  mehrfach  geschehen  ist.  Im  ganzen  herrscht  in 
dieser  Beziehung  eine  erfreuliche  Regsamkeit,  und  auch  die  Regierungen 
haben  sich  schon  teilweise  durch  finanzielle  Unterstützungen  oder  durch 
eigene  Veranstaltung  solcher  Kurse  bethätigt  In  Preufsen  hat  der 
Handelsminister  im  Jahre  1898  einen  Unterkursus  und  im  Jahre  1899 
einen  Oberkursus  für  Handelslehrer  veranstaltet  Als  ständige  Unter- 
richtsgelegenheiten für  Handelslehrer  erscheinen  aufser  den  Hochschulen 
noch  die  Handelslehrerseminare,  deren  es  schon  mehrere  giebt  In  I^eipzig 
ist  ein  solches  Seminar  der  Handelshochschule  angegliedert 

Soweit  die  Staatsregierungen  in  dieser  Richtung  schon  thätig  sind, 
haben  sie  auch  mit  finanziellen  Leistungen  eingegriffen.  Auch  bei  Errich- 
tung und  Unterhaltung  eigentlicher  Bildungsanstalten  für  Kaufleute  wird 
der  Staat  nicht  Alles  den  Privaten  und  Gemeinden  überlassen  dürfen.  Wenn 
auch  bei  den  Fortbildungsschulen  als  den  untersten  Stufen  der  kaufmän- 
nischen Bildungsanstalten  in  der  Regel  zunächst  auf  Gemeinden,  Handels- 
kammern und  private  Verbände  zurückgegriffen  werden  wird,  so  wird 
der  Staat  als  Wächter  der  Gesamtinteressen  doch  auch  hier  und  nicht 
minder  bei  den  höheren  Stufen  ergänzend  und  fördernd  mit  seinen  Mitteln 
eingreifen  müssen,  um  eine  solche  Ausgestaltung  des  kaufmännischen 
Bildungswesens  zu  ermöglichen,  wie  sie  dem  Gesamtinteresse  entspricht 
Allgemeine  Grundsätze  darüber  lassen  sich  hier  nicht  aufstellen,  da  die 
geschichtlich  entwickelte  Verteilung  der  Unterrichtslasten  im  allgemeinen 
auch  auf  das  fachliche  Bildungswesen  einwirken  wird.  Aber  nirgends 
und  niemals  sollte  der  Staat  vergessen,  dafs  keine  Kapitalaufwendung 
sich  für  die  Volkswirtschaft  so  gut  verzinst,  wie  die,  welche  für  die  Hebung 
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des  Bildungsstandes  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  und  der  einzelnen 
Berufe  im  besonderen  gemacht  wird. 


3.  Kapitel.  Die  äufsere  Handelspolitik, 

§  1.  Bedeutung  und  Aufgaben  der  änderen  Handelspolitik.  Wenige 
Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre  haben  eine  so  reiche  litterarische  Be- 
arbeitung gefunden,  wie  die  äufsere  Handelspolitik.  Gerade  deshalb 
kann  sich  die  Behandlung  an  dieser  Stelle  auf  einen  kurzen  Umrifs  be- 
schränken. Derselbe  wird  auf  die  geschichtliche  Seite  der  Frage  im 
wesentlichen  verzichten  können,  da  gerade  darüber  in  systematischen 
und  Einzeldarstellungen  eine  Fülle  von  Bearbeitungen  vorliegt  Es  handelt 
sich  also  an  dieser  Stelle  nur  um  eine  gedrängte  systematische  Übersicht 
über  die  äufsere  Handelspolitik. 

Nach  dem  im  1.  Kapitel  des  zweiten  Teiles  Ausgeführten  wird  der 
Begriff  der  äufseren  Handelspolitik  gewohnheitsmäßig  so  weit  gefafst, 
dafs  die  Bezeichnung  „äufsere  Wirtschaftepolitik"  mehr  zutreffen  würde. 
Der  Handel  als  solcher  ist  zwar  für  diese  äufsere  Handelspolitik  von 
erheblicher  Bedeutung,  aber  er  ist  doch  nur  eine  unter  der  verschiedenen 
Äufserungen  des  Wirtschaftslebens,  und  nach  dem  früher  Gesagten  müssen 
wir  bei  der  „äufseren  Handelspolitik"  das  Wort  „Handel"  beziehen  auf 
Alles,  was  überhaupt  dazu  dient,  im  internationalen  Verkehr  die  Trennung 
des  Produzenten  und  Konsumenten  für  die  Bedarfsversorgung  unschäd- 
lich zu  machen. 

Noch  schärfer  als  bei  der  inneren  Handelspolitik  tritt  hier  zu  Tage, 
dafs  die  Handelspolitik  nicht  die  besonderen  Interessen  des  Handels  ein- 
seitig wahrzunehmen  hat  Die  Aufgabe  der  äufseren  Handelspolitik  ist 
vielmehr  —  und  darüber  besteht  keine  Meinungsverschiedenheit  —  die 
Wahrnehmung  der  Gesamtinteressen  des  Landes  bei  den  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zum  Auslande.  Mit  dem  Namen  „äufsere  Handelspolitik" 
bezeichnen  wir  nur  einen  Zweig  der  auswärtigen  Politik  überhaupt,  und 
es  ist  schon  deshalb  klar,  dafs  die  Handelspolitik  der  allgemeinen  aus- 
wärtigen Politik  nicht  nebengeordnet  und  noch  weniger  übergeordnet, 
sondern  nur  untergeordnet  sein  kann.  Allgemeine  politische  Interessen 
haben  sich  denn  auch  oft  genug  über  die  wirtschaftspolitischen  Interessen 
stellen  müssen.  Dem  einzelnen  Wirtschafttreibenden  ist  das  gewifs  nicht 
immer  richtig  erschienen;  aber  vom  Standpunkt  des  Gesamtinteresses  aus 
kann  es  nicht  anders  sein. 

Soweit  die  äufsere  Handelspolitik  sich  mit  den  besonderen  Verhält- 
nissen und  Bedürfnissen  des  Handels  befassen  mufs,  ist  es  nicht  der 
Kleinhandel,  sondern  der  Grofshandel,  mit  dem  sie  es  zu  thun  hat,  und 
zwar  derjenige  Teil  des  Großhandels,  dessen  Wirkungen  über  die  I^andes- 
grenze  hinausreichen.   Bei  der  inneren  Handelspolitik  bietet,  wie  wir 
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gesehen  haben,  der  Kleinhandel  mehr  Anlafs  zum  Eingreifen,  als  der 
Grofshandel;  bei  der  äufseren  Handelspolitik  tritt  der  Kleinhandel  ganz 
zurück,  weil  seine  Wirkungen  sich  nur  auf  engere  Gebiete  im  Innern 
des  Landes  erstrecken. 

Der  Teil  des  Grofshandels,  mit  dem  es  die  äufsere  Handelspolitik 
zu  thun  hat,  erscheint  sowohl  als  Kaufmannshandel  wie  auch  als  Fabrik- 
handel. Nach  der  Richtung  seiner  Thätigkeit  ist  er  Durchfuhr-,  Einfuhr- 
oder Ausfuhrhandel.  Denn  Durchfuhr,  Einfuhr  und  Ausfuhr  sind  die 
Wege,  auf  denen  sich  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zum  Auslande 
anbahnen. 

Berechtigung  und  Bedeutung  des  Durchfuhrhandels  wird  nicht  in 
Zweifel  gezogen.  Das  Land,  das  diesem  Handel  obliegt,  hat  zwischen 
dem  Produktionsland  und  dem  Konsumtionsland  eine  ähnliche  Stellung 
wie  der  einzelne  Kaufmann  zwischen  dem  einzelnen  Produzenten  und 
dem  einzelnen  Konsumenten.  Das  Land  nimmt  an  der  Produktion  und 
an  der  Konsumtion  der  betr.  Warenmengen  selbst  nicht  unmittelbar  Teil. 
Es  ist  nur  der  Vermittler  und  bezieht  als  solcher  die  in  der  Regel  sehr 
reichen  Vermittlungsgebühren.  Nur  insoweit  ist  das  Vermittlungsland 
mit  seiner  Produktion  und  Konsumtion  an  dem  Durchfuhrhandel  beteiligt, 
als  es  selbst  Export-  und  Importinteressen  an  den  betr.  Waren  hat  Dem 
Lande  kann  es  wünschenswert  sein,  dafs  nicht  die  Erzeugnisse  des  Aus- 
landes, sondern  die  eigenen  gleichartigen  Erzeugnisse  in  das  Absatzgebiet 
des  Durchfuhrhandels  gelangen,  oder  aber  dafs  nicht  das  Ausland, 
sondern  das  eigene  Wirtschaftsgebiet  die  ausländischen  Erzeugnisse  auf- 
nimmt, die  der  Durchfuhrhandel  vertreibt  Dieses  Interesse  wird  in  der 
Regel  nicht  dazu  führen,  dem  Durchfuhrhandel  seine  Operationen  un- 
möglich zu  machen,  sondern  neben  demselben  einen  Import-  und  Export- 
handel zu  entwickeln. 

Beim  Import-  und  Exporthandel  sind  die  wirtschaftlichen  Interessen 
des  Landes  unmittelbar  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Der  Importhandel  kann 
uns  Dinge  in's  I^and  bringen,  die  wir  konsumieren  wollen,  aber  nicht 
produzieren  können.  Der  Exporthandel  kann  uns  Dinge  wegführen,  die 
wir  produzieren,  aber  nicht  konsumieren  können.  In  beiden  Fällen  liegt 
der  Nutzen  für  das  Land  offen  zu  Tage,  und  Niemand  bestreitet  ihn. 

Der  Importhandel  kann  uns  aber  auch  Waren  zuführen,  die  wir 
im  Inlande  konsumieren,  aber  auch  im  Imlande  selbst  schon  in  hin- 
reichender Menge  und  Beschaffenheit  produzieren.  Dann  verstärkt  der 
Importhandel  das  Angebot  in  diesen  Waren  über  den  Bedarf  hinaus  und 
führt  dadurch  normaler  Weise  zu  einem  Preisdruck,  an  dem  die  Konsu- 
menten nicht  Anstois  nehmen,  der  aber  den  Produzenten  nachteilig 
werden  kann.  Kann  die  inländische  Produktion  ihre  Produktionskosten 
den  verminderten  Preisen  nicht  anpassen,  so  kann  sie  mit  einem  Teil 
ihrer  Erzeugnisse  vom  inländischen  Markt  verdrängt  und  genötigt  werden, 
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im  Auslande  Absatz  zu  suchen.  Gelingt  das  überhaupt  nicht,  oder  ge- 
lingt es  nicht  zu  Preisen,  welche  den  Ausfall  auf  dem  inländischen  Markt 
ausgleichen,  so  ist  das  Interesse  der  inländischen  Produktion  durch  den 
Importhandel  geschädigt,  und  für  die  äufsere  Handelspolitik  erwächst  dann 
die  Aufgabe,  zu  prüfen,  welches  Interesse  für  die  Gesamtheit  wichtiger  ist. 

Der  Exporthandel  kann  uns  auch  solche  Dinge  wegführen,  die  wir 
selbst  konsumieren  können.  Er  entzieht  dann  der  inländischen  Konsum- 
tion Bedarfsgegenstände,  setzt  sie  aber  auch  in  stand,  dafür  ausländische 
Bedarfsgegenstände  einzutauschen.  Sind  die  letzteren  für  unsere  Volks- 
wirtschaft nützlicher,  als  das,  was  wir  an  Konsumartikeln  eigener  Er- 
zeugung an  das  Ausland  abgegeben  haben,  so  haben  wir  bei  dem  Tausch 
einen  Vorteil  erzielt.  Entspricht  aber  das,  was  wir  eintauschen,  den  Inter- 
essen und  Bedürfnissen  der  inländischen  Volkswirtschaft  in  geringerem 
Make  als  das,  was  wir  an  das  Ausland  abgeben,  so  ist  das  Konsumtions- 
interesse des  Landes  benachteiligt,  und  die  äufsere  Handelspolitik  hat 
dann  wiederum  zu  prüfen,  welches  Interesse  für  die  Gesamtheit  das  gröfsere 
Gewicht  hat 

Daraus  ergiebt  sich,  dafs  Import-  und  Exporthandel  eher  zu  Inter- 
essenkollisionen führen  können,  als  der  Durchfuhrhandel,  und  deshalb 
auch  der  äufseren  Handelspolitik  mehr  und  schwierigere  Aufgaben  stellen, 
als  dieser. 

Dem  würde  das  Land  entgehen,  wenn  es  überhaupt  nicht  impor- 
tierte und  exportierte,  sondern  sich  selbst  in  jeder  Beziehung  genügte. 
Man  kann  deshalb  fragen,  warum  treibt  das  Land  überhaupt  Import  und 
Export?  Jede  Volkswirtschaft  strebt  darnach,  sich  selbst  zu  genügen. 
Erreicht  sie  das,  so  bedarf  es  weder  der  Einfuhr  von  noch  der  Ausfuhr 
nach  dem  Auslande.  Vollkommen  erreichen  kann  das  Ziel  aber  eine 
Volkswirtschaft  nur  dann,  wenn  sie  das  Opfer  des  Verzichtes  auf  eine 
höhere  Kulturentwicklung  bringen  will.  Zu  dem  Opfer  sind  die  einzelnen 
Volkswirtschaften  nicht  bereit  und  bleiben  deshalb  immer  von  dem  Ideal, 
sich  in  jeder  Beziehung  selbst  zu  genügen,  entfernt  Aber  der  Abstand 
der  wirklichen  Verhältnisse  von  diesem  Ideal,  das  allerdings  nur  in  der 
Theorie  als  solches  anerkannt  werden  kann,  ist  bei  den  einzelnen  Volks- 
wirtschaften sehr  verschieden.  Ein  Land  mit  einem  grofsen  Gebiet,  das 
in  seinen  einzelnen  Teilen  die  verschiedenste  natürliche  Ausstattung  auf- 
weist, kann  sich  viel  mehr  gegen  das  Ausland  abschließen,  als  ein  kleines 
Land,  das  nur  für  eine  geringe  Mannigfaltigkeit  der  Produktion  und  Kon- 
sumtion die  natürlichen  Voraussetzungen  in  sich  schliefst.  Aber  auch 
jenes  grofse  Land  kann  des  Auslandes  nicht  ganz  entraten.  Nur  die 
Weltwirtschaft  kann  sich  selbst  genügen,  nicht  aber  die  einzelne  Volks- 
wirtschaft Aber  es  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  beispielsweise  ein  Land, 
wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  oder  wie  Rufsland  mit  seiner 
gewaltigen  und  so  verschiedenartig  ausgestatteten  Fläche  oder  ein  Land 
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wie  England,  wenn  es  sich  mit  seinem  in  allen  Erdteilen  und  Zonen 
verstreuten  grofsen  Kolonialbesitz  zu  einem  einheitlichen  Zollgebiet  zu- 
sammenschliefsen  würde,  allmählich  an  die  höchste  Grenze  heranrücken 
können,  bis  zu  der  ein  Sichselbstgenügen  einer  Volkswirtschaft  überhaupt 
möglich  ist  Gerade  darin  liegt  einer  der  wichtigsten,  bisher  viel  zu  wenig 
gewürdigten  Gründe  für  eine  ausgedehnte  Kolonialpolitik  vorwärtsstrebender 
Länder. 

In  dem  Umstände,  daTs  keine  Volkswirtschaft  sich  so  völlig  selbst 
genügen  kann,  wie  die  Weltwirtschaft,  liegt  der  Grund,  weshalb  wir  im- 
portieren und  exportieren  müssen.  Die  Natur  selbst  hat  die  einzelnen 
Volkswirtschaften  ungleich  ausgestattet  Das  Klima,  die  Leistungsfähig- 
keit des  Bodens,  das  Vorhandensein  und  die  Ergiebigkeit  nutzbarer 
Mineralien,  die  natürlichen  Voraussetzungen  für  den  Verkehr  sind  von 
vornherein  verschieden.  Nicht  alle  Gebiete  der  Erde  können  deshalb 
dasselbe  produzieren.  Aber  die  Bedürfnisse  der  Konsumtion  sind  in  jeder 
Volkswirtschaft  weit  hinaus  gewachsen  über  den  Kreis  der  Erzeugisse, 
die  durch  die  natürliche  Ausstattung  des  Landes  ermöglicht  sind.  Des- 
halb bedarf  jede  Volkswirtschaft  aus  natürlichen  Gründen  vielfacher 
Ergänzungen  ihrer  eigenen  Produktion,  und  nur  andere  Volkswirtschaften 
können  diese  Ergänzung  liefern.  Schon  deshalb  müssen  wir  importieren. 

Soweit  die  einzelnen  Volkswirtschaften  dasselbe  produzieren,  können 
sie  es  nicht  alle  in  gleich  erfolgreicher  Weise.  Ihre  Entwicklung  ist 
nicht  gleichen  Schrittes  vor  sich  gegangen,  ihre  Leistungsfähigkeit  ist 
verschieden,  und  der  Umstand,  dafs  andere  Volkswirtschaften  gleiche 
Gegenstände  besser  und  billiger  herstellen  können,  ist  ein  weiterer  An- 
stofs  zur  Pflege  des  Imports. 

Warum  aber  exportieren  wir?  Weil  wir  können,  und  weil  wir 
müssen.  Wir  müssen  exportieren,  weil  wir  importieren  und  für  die  Im- 
portgegenstände Entgeltsobjekte  hingeben  müssen.  Wir  müssen  weiter 
exportieren,  weil  unsere  Produktion  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  ge- 
wachsen ist,  und  wir  können  nur  exportieren,  wenn  unsere  Produktion 
unseren  Bedarf  übersteigt 

Auf  die  Gestaltung  von  Import  und  Export  im  einzelnen  mag  das 
Erwerbsinteresse  des  Handels  vielfach  Einflufs  gehabt  haben,  aber  Im- 
port und  Export  selbst  sind  ein  unabweisbares  Bedürfnis. 

Dafs  die  Bedeutung  des  Aufsenhandels  gegenüber  der  gesamten 
inneren  Warenbewegung  und  Warenerzeugung  nicht  genau  gemessen 
werden  kann,  und  dafs  wir  hierfür  im  wesentlichen  auf  Schätzungen  an- 
gewiesen sind,  ist  schon  erwähnt  worden. 

Auch  wenn  die  Schätzung  den  Bruchteil,  den  der  Aufsenhandel  von 
der  gesamten  inneren  Warenbewegung  ausmacht,  nur  als  gering  angiebt, 
so  kann  doch  der  Aufsenhandel  für  die  betr.  Volkswirtschaft  von  höchster 
Bedeutung  sein,  sei  es  weil  er  eine  notwendige  Ergänzung  der  dem 


Digitized  by  Google 


3.  Kapitel.  Die  äufsere  Handelspolitik. 


419 


Konsum  des  Landes  gegenüberstehenden  Mengen  bewirkt,  sei  es  weil  er 
den  Inlandsmarkt  vor  einer  verderblichen  Überfüllung  schützt  In  beiden 
Fällen  kann  es  geradezu  eine  Lebensfrage  für  das  Land  sein,  den  Aufsen- 
handel  zu  heben  und  zu  entwickeln. 

Für  England,  das  jetzt  nur  xk  seines  Bedarfs  an  Weizen  und  Mehl 
selbst  erzeugt,  ist  die  Getreideeinfuhr  eine  Existenzfrage.  Deutschland, 
das  noch  nicht  20000  t  Petroleum  erzeugt,  aber  über  900000  t  verbraucht, 
das  von  seinem  Kupferbedarf  noch  nicht  die  Hälfte  selbst  erzeugt,  ist 
die  Einfuhr  dieser  Artikel  unentbehrlich.  England  verbraucht  über  700, 
Deutschland  über  300  MilL  kg  Baumwolle  jährlich;  pur  der  Einfuhrhandel 
kann  sie  diesen  Landern  schaffen.  Deutschland  verzehrt  jährlich  rund 
150  MilL  kg  Kaffee,  130  MilL  kg  Reis,  130  MilL  kg  Jute,  ohne  auch  nur 
1  kg  selbst  zu  produzieren.  Frankreich  und  Rufsland  decken  ihren  Kohlen- 
bedarf nur  etwa  zu  7/io  durch  eigene  Erzeugung.  Was  sollte  aus  diesen 
Ländern  werden,  wenn  sie  der  Einfuhr  aus  dem  Auslande  entraten  müfsten? 
Das  sind  nur  einige  Beispiele.  Sie  können  reichlich  vermehrt  werden. 

Nicht  minder  unentbehrlich  kann  der  Export  sein.  Deutschland  kann  die 
Hälfte  seiner  Zuckerproduktion  und  V3  seiner  Branntweinproduktion  nicht 
im  Inlande  unterbringen,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  verbrauchen 
nur  etwas  über  die  Hälfte  ihrer  Petroleumproduktion,  nur  etwas  über  */»  ihrer 
Baumwollproduktion,  nur  rund  6/?  ihrer  riesigen  Getreideproduktion  im 
eigenen  Lande  u.  s.w.  Der  Fortfall  der  Ausfuhr  würde  die  Länder,  die  in 
solchem  Mafse  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  erzeugen,  auf  das  schwerste 
schädigen.  Gerade  in  solchen  Fragen  können  die  statistischen  Durch- 
schnittsziffern für  den  Gesamtverkehr  zu  einer  Unterschätzung  der  Bedeu- 
tung des  Aufsenhandels  führen.  Namentlich  bei  den  Exportziffern  hat 
sich  das  gezeigt  Aus  der  Thatsache,  dafs  in  grofsen  dichtbevölkerten 
und  kaufkräftigen  Ländern  naturgemäls  der  inländische  Markt  für  die 
Produktion  im  ganzen  in  erster  Linie  in  Betracht  kommt  und  den  gröfsten 
Teil  der  Gesamtproduktion  thatsächlich  aufnimmt,  hat  man  den  Schlufs 
ziehen  wollen,  dafs  das  Land  immer  unabhängiger  von  dem  Absatz  nach 
dem  Auslande  werde,  und  dafs  der  Export  immer  mehr  an  Bedeutung 
für  die  Volkswirtschaft  verliere.  Der  Trost,  den  man  aus  solchen  Gesamt- 
ziffern gegenüber  den  der  Ausfuhr  entgegentretenden  Schwierigkeiten 
zieht,  ist  lediglich  ein  statistischer  Trost  In  Wirklichkeit  ist  die  bezeich- 
nete Auffassung  ein  Wahn,  den  man  wegen  seiner  verhängnisvollen  Kon- 
sequenzen auf  das  schärfste  zurückweisen  mufs.  Hier  ist  das  Richtige 
nur  zu  finden,  wenn  man  das  Exportbedürfnis  der  einzelnen  Industrie- 
zweige und  ihre  Bedeutung  für  die  Volksernährung  in's  Auge  fafst 

Die  Bedeutung  der  einzelnen  Exportartikel  —  ebenso  wie  die  der 
Importartikel  —  verschiebt  sich  freilich,  wie  schon  erwähnt,  im  Laufe 
der  Zeit  Vor  50  Jahren  hatte  der  Zucker-  und  Branntweinexport  Deutsch- 
lands, der  Getreide-  und  Baumwollexport  Amerikas,  der  Getreideimport 
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Englands  u.  s.w.  nicht  dieselbe  Bedeutung  wie  heute,  und  mancher  damals 
wichtige  Export-  oder  Importartikel  spielt  heute  lange  nicht  mehr  die  gleiche 
Rolle.  Das  hängt  mit  der  verschiedenartigen  Entwicklung  der  Produktion 
in  den  einzelnen  Ländern  zusammen  und  ist  in  keiner  Weise  auffällig. 

Im  ganzen  aber  ist  die  Bedeutung  des  AuXsenhandels  in  den  letzten 
Jahrzehnten  stark  gewachsen.  1860  umfafste  der  ganze  Aufsenhandel  der 
Welt  noch  nicht  30  Milliarden  Mark  an  Wert.  Für  die  neueren  Jahre 
berechnet  ihn  v.  Jurascheck  (nach  dem  Specialhandel): 

1892  auf  70,54  Milliarden  Mark        1895  auf  71,31  Milliarden  Mark 

1893  „    70,01       „  „  1896   „  74,20 

1894  „    68,76       „  „  1897   „    76,77       „  „ 

Das  ist  also  mehr  als  eine  Verdoppelung  nach  dem  Wert,  der  wegen 
der  Verschiebung  der  Preisverhältnisse  die  Steigerung  noch  nicht  so  deut- 
lich hervortreten  läfst,  als  die  Mengenangabe  es  thun  würde.  In  welchem 
Umfang  die  Bevölkerung  der  Erde  seit  1860  angewachsen  ist,  läfst  sich 
nicht  genau  berechnen.  Aber  dafs  sie  sich  bei  weitem  nicht  verdoppelt 
hat  in  den  letzten  40  Jahren,  steht  fest.  Die  Umsätze  des  internationalen 
Handels  sind  also  viel  schneller  gewachsen,  als  die  Bevölkerung,  oder 
anders  ausgedrückt,  die  gegenseitigen  wirtschaftlichen  Beziehungen  der 
Länder  sind  viel  enger  geworden/  als  vor  40  Jahren.  Selbst  in  den  an- 
gegebenen neueren  Jahren  hat  sich  der  Aufsenhandel  erheblich  schneller 
vermehrt,  als  die  Bevölkerung.  Letztere  ist  auf  der  Erde  seit  Anfang  der 
90  er  Jahre  etwa  um  3J/3  Prozent  gewachsen,  die  Umsätze  des  Aufsen- 
handels  dagegen  um  etwa  9  Prozent 

Mehrfach  ist  neuerdings  trotz  dieser  Steigerung  der  Gesamtziffern  von 
einem  Stillstand  des  Exports  einzelner  Iitnder  die  Rede  gewesen.  Ein 
solcher  Stillstand  eines  einzelnen  Landes  liegt  durchaus  im  Bereiche  der 
Möglichkeit,  da  auch  in  diesen  Dingen  die  einzelnen  Völker  einander  im 
Lauf  der  Zeit  ablösen  müssen.  Aber  man  mufs  sich  auch  hier  hüten, 
aus  den  einfachen  Wertsummen,  die  in  der  Handelsstatistik  angegeben 
werden,  Schlüsse  über  die  Verminderung  der  Bedeutung  des  Exports  für 
die  Wirtschaft  des  betr.  Landes  zu  ziehen.  Die  Verschiebung  der  Preis- 
verhältnisse macht  solche  Schlüsse  durchaus  unsicher.  Viel  wichtiger  ist 
es,  die  Mengen  in  Vergleich  zu  stellen.  Die  Bewegung  ist  dann  oft  ganz 
anders,  und  da  die  Mehrzahl  der  industriellen  Erzeugnisse  in  der  Haupt- 
sache eine  fallende  Preisrichtung  inne  hält,  so  ergiebt  im  ganzen  die 
Bewegung  der  Exportraengen  oft  eine  viel  schnellere  Steigerung  als  die 
der  Exportwerte,  und  letztere  können  sogar  trotz  steigender  Mengen  wegen 
der  verminderten  Rohmaterialpreise  gesunken  sein.  Überdies  hat  jedes 
Land  in  der  Verproviantierung  und  Ausrüstung  seiner  Seeschiffe,  in  dem 
Bau  von  Schiffen  für  fremde  Rechnung,  in  dem  Verkauf  alter  Schiffe 
nach  dem  Ausland  u.  dergl.  mehr  noch  einen  Export,  der  in  der  Statistik 
nicht  oder  nicht  ganz  zu  Tage  tritt. 
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Für  England  ergiebt  die  Handelsstatistik  seit  Anfang  der  70er  Jahre 
eine  langsamere  Zunahme,  in  den  letzten  Jahren  sogar  eine  Abnahme 
des  Exportwertes.  Aber  gewagt  ist  es,  daraus  überhaupt  auf  den  Rück- 
gang der  Bedeutung  des  englischen  Exports  zu  schliefsen ;  geht  man  voll- 
ends auf  die  einzelnen  Exportartikel  ein,  so  wird  man  solche  Schlufs- 
folgerungen  als  sehr  bedenklich  ansehen  müssen. 

Auch  für  Deutschland  ist  schon  ein  Stillstand  des  Exports  behauptet 
worden,  und  Sombabt  hat  in  der  „Socialen  Praxis"  vom  16.  März  1899 
sogar  festzustellen  versucht,  dafs  Deutschland  sich  „vom  Exportindustrie- 
staat wegentwickelt44.  Das  soll  bedeuten,  dafs  unsere  industrielle  Pro- 
duktion stärker  gewachsen  ist  als  unser  Export  an  Industrieerzeugnissen. 
Sombabt  leitet  daraus  übrigens  nicht  ab,  dafs  nun  der  Export  vernach- 
lässigt werden  dürfe.  Die  Methode,  die  Sombabt  angewandt  hat,  ist  nicht 
ganz  einwandfrei.  Aber  wenn  man  auch  davon  absieht,  so  ergiebt  sich 
doch  nichts  weiter  aus  seinen  Berechnungen  als  die  alte  Wahrheit,  dafs 
für  die  Aufnahme  der  deutschen  Produkte  der  Inlandsmarkt  im  ganzen 
wichtiger  ist  als  der  Auslandsmarkt,  und  dafs  der  inländische  Konsum  sich 
wesentlich  gehoben  hat.  Der  grofsen  Bedeutung  des  Exports  thut  das  — 
auch  nach  Sombabt's  Ansicht  —  keineswegs  Abbruch. 

Dafs  unser  Export  und  unser  Import  in  der  letzten  Zeit  für  die  Be- 
völkerung wesentlich  an  Bedeutung  gewonnen  hat,  ergiebt  sich  schon 
daraus,  dafs  er  viel  schneller  gewachsen  ist.  als  die  Bevölkerung.  Bei 
einem  derartigen  Vergleich  mufs  man  vom  Jahre  1889  ausgehen,  weil 
durch  die  im  Oktober  1888  erfolgte  Einbeziehung  der  Zollausschlüsse  an 
der  Elbe  und  Weser  in  das  Zollgebiet  die  Ein-  und  Ausfuhrziffern  ver- 
schoben worden  sind;  die  Einfuhr  mufs  dadurch  gröfser,  die  Ausfuhr 
kleiner  erscheinen  als  vorher.  Seit  1889  bis  1898  sind  dem  Gewicht 
nach  die  Einfuhrziffern  des  Specialhandels  ganz  ununterbrochen,  die  Aus- 
fuhrziffern im  ganzen  und  für  Fabrikate  fast  ununterbrochen  gestiegen. 
Von  1889/1898  stieg  im  Specialhandel  die  Gesamteinfuhr  von  26,61  Mill.  t 
auf  42,73  Mill.  t,  also  um  60,6  Proz.,  die  Gesamtausfuhr  von  18,29  Mill.  t 
auf  30,09  Mill.  t,  also  um  64,5  Proz.,  die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  von 
1,54  Mill.  t  auf  2,46  MilL  t,  also  um  rund  60  Proz.,  dagegen  die  Bevölkerung 
des  deutschen  Zollgebietes  von  48,92  Mill.  auf  54,49  Mill.  Einwohner,  also 
nur  um  11,4  Proz. 

Nach  dem  Gesagten  hat  die  öffentliche  Gewalt  —  nach  den  heutigen 
Verhältnissen  der  Staat  —  die  Import-  und  Exportinteressen  insoweit  wahr- 
zunehmen, als  das  Gesamtinteresse  dadurch  gefördert  werden  kann.  Es 
fragt  sich,  ob  das  durch  Beschränkungen  oder  Erleichterungen  des  inter- 
nationalen Verkehrs  zu  geschehen  hat  Eine  allgemeine  Antwort  läfst  sich 
darauf  nicht  geben,  da  die  jeweilig  vorhandenen  Verhältnisse  hier  ent- 
scheidend sein  müssen  und  je  nach  der  Lage  der  Sache  bald  beschrän- 
kende bald  erleichternde  Mafsregeln  dem  Gesamtinteresse  förderlich  sind. 
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Jedenfalls  ist  es  sachlich  nicht  zu  begründen,  wenn  als  ein  allgemein- 
gültiges Axiom  der  Satz  aufgestellt  wird,  dafs  die  Aufgabe  der  äufseren 
Handelspolitik  darin  bestehe,  dem  internationalen  Güteraustausch  den 
freiesten  Spielraum  zu  verschaffen,  dafs  sie  —  so  wie  die  innere  Handels- 
politik die  künstlichen  Schranken  des  Güteraustausches  im  Innern  durch 
Beseitigung  der  Binnenzölle  vernichten  müsse  —  auch  für  den  Güteraus- 
tausch in  der  Welt  jegliche  Schranke  zu  beseitigen  habe. 

Dieser  Auffassung,  soweit  sie  nicht  mit  der  unklaren  Vorstellung  von 
dem  natürlichen  Individualismus  des  Handels  zusammenhängt,  liegt  eine 
Überschätzung  der  internationalen  Arbeitsteilung  und  eine  Unterschätzung 
der  Sonderinteressen  der  einzelnen  Volkswirtschaften  zu  Grunde.  Sie  würde 
zutreffen,  wenn  die  natürlichen  und  geschichtlichen  Voraussetzungen  der 
Produktion  sich  so  verschieden  gestaltet  hätten,  dafs  die  einzelnen  Volks- 
wirtschaften sich  nur  gegenseitig  ergänzen,  aber  niemals  miteinander  konkur- 
rieren könnten.  Wenn  z.  B.  der  ganze  Getreide-  und  Baumwollbedarf  der 
Welt  lediglich  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  ganze  Wollbedarf 
lediglich  in  Australien,  der  ganze  Eisenbedarf  lediglich  in  England,  der 
ganze  Zuckerbedarf  lediglich  in  Deutschland  u.  s.  w.  produziert  würde  und 
nur  dort  produziert  werden  könnte,  dann  hätte  es  vom  Standpunkt  der 
Handelspolitik  aus  —  nicht  auch  vom  Standpunkt  des  fiskalischen  Inter- 
esses —  gar  keinen  Sinn,  irgendwie  den  Güteraustausch  zwischen  den 
einzelnen  Volkswirtschaften  zu  erschweren.  Diese  Voraussetzung  besteht 
nicht  Jeder  Blick  in  die  Statistik  der  einzelnen  Länder  zeigt,  dafs  die 
Bedingungen  für  eine  bestimmte  Produktionsart  sehr  oft  in  verschiedenen 
Volkswirtschaften  gegeben  sind  und  auch  thatsächlich  ausgenutzt  werden. 
Wenn  trotz  dieser  Thatsache  der  völligen  Schrankenlosigkeit  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  mit  der  Erwägung  das  Wort  geredet  wird, 
dafs  sich,  wie  im  Innern  des  Landes  zwischen  den  einzelnen  Provinzen, 
so  auch  in  der  Welt  zwischen  den  einzelnen  Ländern  Verlust  und  Vorteil 
ausgleichen,  so  trifft  das  nur  vom  Standpunkt  der  Weltwirtschaft,  aber 
nicht  vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  aus  zu.  Gewifs  steht  dem 
Nachteil,  den  bei  schrankenlosem  Verkehr  etwa  das  eine  Land  erleidet, 
der  Vorteil  eines  anderen  gegenüber.  Aber  der  Träger  des  Nachteils  und 
der  Empfänger  des  Vorteils  ist  nicht  dieselbe  Volkswirtschaft;  ein  Ausgleich 
für  die  einzelne  Volkswirtschaft  tritt  also  nicht  ein.  Darin  liegt  eben  der 
fundamendale  Unterschied  zwischen  dem  inneren  und  dem  internationalen 
Verkehr.  Bei  jenem  ist  es  dieselbe  Volkswirtschaft,  bei  der  die  Vorteile 
und  die  Nachteile  einzelner  Landesteile  zusammenfliefsen  und  sich  aus- 
gleichen. Aber  was  dort  der  Beseitigung  der  Schranken  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  die  Stacheln  nimmt,  das 
fehlt  im  internationalen  Verkehr  so  lange,  als  sich  die  einzelnen  Volks- 
wirtschaften nicht  aufgelöst  haben.  Ob  das  jemals  eintreten  wird,  kann 
an  dieser  Stelle  ganz  ununtersucht  bleiben.  Die  praktische  wie  die  theo- 
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retische  Behandlung  der  äufseren  Handelspolitik  hat  von  der  Thatsache 
auszugehen,  dafs  die  Interessen  der  einzelnen  Volkswirtschaften  nicht  die- 
selben sind,  und  dafs  diese  Interessen  deshalb  am  wenigsten  gewahrt 
werden  können,  wenn  man  die  nationalen  Grenzen  für  die  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  der  einzelnen  Staaten  zu  einander  einfach  und  vor- 
behaltlos verwischt  Hiermit  soll  nicht  gesagt  sein,  dafs  die  äufsere 
Handelspolitik  lediglich  hemmend  in  den  internationalen  Verkehr  einzu- 
greifen hat  Den  Interessen  einer  bestimmten  Volkswirtschaft  kann  in 
der  einen  Zeit  die  hemmende,  in  der  anderen  die  befreiende  Thätigkeit 
und  zu  derselben  Zeit  an  der  einen  Stelle  jene,  an  der  anderen  diese  Art 
der  Bethätigung  der  äufseren  Handelspolitik  entsprechen.  Nur  das  sollte 
scharf  hervorgehoben  werden,  dafs  man  der  Auffassung  entsagen  mufs, 
als  seien  die  Interessen  der.  Volkswirtschaft  nur  durch  die  möglichste 
Erleichterung  und  Befreiung  des  internationalen  Güterverkehrs  zn  wahren. 

Als  das  nächste  Ziel  für  die  Einwirkung  der  äufseren  Handelspolitik 
auf  den  internationalen  Güteraustausch  wurde  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
vielfach  —  keineswegs  überall  —  die  Herstellung  einer  „günstigen  Handels- 
bilanz" angesehen.  Während  die  Wissenschaft  die  hier  zu  Grunde  liegende 
Auffassung  längst  auf  das  richtige  Mafs  zurückgeführt  hat,  herrscht  in 
anderen  Kreisen  noch  vielfach  eine  ähnliche  Vorstellung  über  die  Be- 
deutung der  „günstigen  Handelsbilanz".  Deshalb  mufs  hier  noch  darauf 
eingegangen  werden.  Die  nach  Adam  Smith  als  „Merkantilsystem" 
bezeichnete  wirtschaftspolitische  Auffassung  des  17.  und  18.  Jahrhunderts 
sah  als  „günstig"  die  Handelsbilanz  dann  an,  wenn  als  Ergebnis  des  ge- 
samten Warenaustausches  mit  dem  Auslande  ein  Überschufs  des  Ausfuhr- 
wertes gegenüber  dem  Einfuhrwert  verblieb,  weil  alsdann  das  Ausland 
diesen  Wertüberschufs  der  Ausfuhr  durch  Zusendung  baren  Geldes  an 
das  Ausfuhrland  bezahlen  müsse.  Als  „ungünstig"  galt  die  Handelsbilanz, 
wenn  sich  ein  Überschufs  des  Einfuhrwertes  gegenüber  dem  Ausfuhrwert 
ergab,  weil  alsdann  das  Inland  diesen  Wertüberschufs  der  Einfuhr  mit 
barem  Gelde  an  das  Ausland  bezahlen  müsse.  Die  „günstige"  Handels- 
bilanz wurde  als  Zeichen  der  Bereicherung  angesehen,  weil  sie  dem  Lande 
Edelmetallgeld  zuführte.  Die  „ungünstige"  Handelsbilanz  erschien  als 
ein  Zeichen  der  Verarmung,  weil  dem  Lande  dadurch  Edelmetallgeld  ent- 
zogen wurde. 

Diese  Anschauung,  die  übrigens  keineswegs  während  der  Herrschaft 
des  „Merkantilsystems"  ohne  Anfechtung  blieb,  wurde  später  von  der 
Freihandelsschule  geradezu  umgekehrt  Das  Überwiegen  des  Ausfuhr- 
wertes galt  dieser  Schule  als  ungünstig;  sie  erklärte  sich  das  aus  dem 
Mangel  an  Umlaufsmitteln  und  aus  der  Verschuldung  an  das  Ausland. 
Das  Überwiegen  des  Einfuhrwertes  dagegen  erschien  der  Freihandels- 
schule als  Zeichen  des  Reichtums;  denn  sie  schrieb  diese  Thatsache  den 
Forderungsrechten  gegenüber  dem  Auslande  zu. 
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Keines  dieser  Extreme  kann  als  allgemeingültig  angesehen  werden. 
Beide  messen  der  Warenverkehrsbilanz  —  nur  um  diese  drehte  es  sich  bei 
dieser  Handelsbilanzlehre  —  eine  Bedeutung  bei,  die  ihr  nicht  zukommt, 
und  die  sie  heute  weniger  denn  je  hat  Aber  nehmen  wir  einmal  an, 
dafs  in  der  That  die  Warenverkehrsbilanz  entscheidend  sei,  so  scheitert 
man  doch  daran,  dafs  diese  Bilanz  nicht  genau  ermittelt  werden  kann. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dafs  die  Handelsstatistik  die  Aus- 
fuhr nicht  mit  derselben  Genauigkeit  feststellen  kann,  wie  die  Einfuhr, 
zu  deren  genauester  Anschreibung  schon  das  durch  die  Einfuhrzölle  be- 
dingte grofse  finanzielle  Interesse  drängte.  Überdies  erscheinen  manche 
Teile  des  Exports  in  den  statistichen  Darstellungen  überhaupt  nicht.  Schon 
oben  ist  darauf  hingewiesen,  dafs  der  Bau  von  Schiffen  für  das  Ausland, 
der  Verkauf  von  alten  Schiffen  an  das  Ausland  und  weiterhin  die  Ver- 
proviantierung und  Ausrüstung  der  hinausfahrenden  einheimischen  See- 
schiffe als  Ausfuhr  anzusehen  sind,  ohne  indes  in  der  Statistik  genügend  zum 
Ausdruck  zu  kommen.  Diese  Kosten  sind  keineswegs  gering.  Sir  Robert 
Giffen  hat  in  einem  Vortrage  vor  der  Royal  Statistical  society  im  Januar 
1899  den  Bau  von  Schiffen  für  ausländische  Rechnung  und  den  Verkauf 
alter  Schiffe  an  das  Ausland  auf  7  Mill.  Pfd.  St  für  England  beziffert. 
An  Kohlen  wurden  auf  englische  Dampfer  in  englischen  Häfen  eingeschifft: 

1895  9,41  Mill.  Tons 

1896  9,34    „  „ 

1897  10,46    „  „ 

1898  11,26    „  „ 

Inwieweit  die  Handelsstatistik  die  Ausfuhrmengen  erfassen  kann, 
hängt  auch  in  nicht  geringem  Mafse  von  der  Gestaltung  der  Material- 
erhebung ab,  Änderungen  in  dieser  Beziehung  können  die  statistischen 
Zahlen  über  die  Handelsbilanz  sehr  wesentlich  verschieben.  Die  bekannte 
Umkehr  der  deutschen  Handelsbilanz,  die  bis  1879  immer  sehr  „ungünstig" 
gewesen  war,  in  eine  „günstige"  im  Anfang  der  80er  Jahre  hängt  auch 
mit  der  Umgestaltung  der  Vorschriften  über  die  Handelsstatistik  (Gesetz 
vom  20.  Juli  1879)  zusammen.  Die  Ausfuhr  ist  seit  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  (seit  1.  Januar  1880)  ohne  Zweifel  genauer  ermittelt  worden  als 
vorher.  Aber  selbst  die  beste  Statistik  kann  die  Gewähr  nicht  bieten, 
dafs  die  Warenmenge,  die  über  die  Grenze  geht,  dafs  insbesondere  die 
Ausfuhr  vollständig  festgestellt  wird. 

Ist  es  so  schon  zweifelhaft,  ob  die  Menge  der  ausgeführten  Waren 
ebenso  genau  ermittelt  werden  kann,  wie  die  der  eingeführten,  so  ergeben 
sieh  weitere  Schwierigkeiten  aus  der  Unmöglichkeit,  den  Wert  für  Ein- 
fuhr und  Ausfuhr  in  vergleichbarer  Weise  genau  festzustellen.  Dafs  die 
Wertermittlung  auch  bei  gröfstem  Eifer  nicht  fehlerlos  sein  kann,  liegt 
in  der  Natur  der  Sache.  Die  Wertermittlung  stützt  sich  ja  nicht  auf  die 
thatsächlichen  Preisabmachungen,  sondern  auf  Schätzungen  und  ähnliche 
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Mittel,  die  einer  subjektiven  Verschiedenheit  der  Auffassung  nicht  entrückt 
sind.  Selbst  wenn  es  gelingt,  die  hierin  liegende  Fehlerquelle  unschädlich 
zu  machen,  so  tritt  sofort  eine  neue  Schwierigkeit  ein  dadurch,  dafs  die 
ermittelten  Wertziffern  überhaupt  nicht  vergleichbar  sind.  Die  Statistik 
sucht  den  Wert  zu  ermitteln,  den  die  Ware  beim  Überschreiten  der  Grenze 
hat  Dabei  kann  aber  die  durch  die  Frachtkosten  bewirkte  Wertver- 
schiebung nicht  berücksichtigt  werden.  Die  ausländischen  Waren  haben 
bei  Überschreitung  unserer  Grenze  bereits  die  Kosten  der  Beförderung 
vom  ausländischen  Versendungsplatz  bis  zu  unserer  Grenze  getragen  und 
werden  dementsprechend  höher  bewertet  Die  inländischen  Waren.sollen 
bei  Überschreitung  unserer  Grenze  erst  die  Kosten  der  Beförderung  bis 
zum  ausländischen  Empfangsplatze  auf  sich  nehmen.  Sie  werden  also 
an  unserer  Grenze  im  Verhältnis  niedriger  bewertet,  als  die  an  unsere 
Grenze  gelangenden  Einfuhrwaren.  Vergleichbar  wären  die  Wertziffern 
an  der  Grenze  nur  dann,  wenn  die  Frachten  entweder  beiderseits  zuge- 
zählt oder  beiderseits  in  Abrechnung  gebracht  würden.  Dazu  aber  fehlt 
die  genaue  zahlenmäfsige  Unterlage. 

Der  beste  Beweis  dafür,  dafs  die  statistischen  Wertermittlungen  für 
Einfuhr  und  Ausfuhr  nicht  genau  sein  können,  ist  die  Thatsache,  dafs 
die  ganze  Erde  eine  „ungünstige"  Handelsbilanz  hat,  wenn  man  die  Zahlen 
des  Specialhandels  aller  Länder  zusammenzählt  Der  Wertüberschufs  der 
Einfuhr  über  die  Ausfuhr  im  Specialhandel  der  ganzen  Erde  betrug: 

Milliarden  Mark  Milliarden  Mark 

1886/1890  (durchschnittlich)  4,59  1894  (Jdurchschnittlich)  5,25 

1890  5,40  1895  5,10 

1891  5,20  1896  5,71 

1892  5,33  1897  5,14 

1893  4,94 

Dazu  kommt,  dafs  die  thatsächliche  Bewegung  des  Waren-  und 
Edelmetallverkehrs  der  Auffassung  nicht  entspricht,  nach  der  die  „un- 
günstige44 Handelsbilanz  dem  Lande  Geld  abzieht,  die  „günstige"  ihr  Geld 
zuführt  Wäre  das  richtig,  so  müfste  das  Verhältnis  zwischen  Einfuhr 
und  Ausfuhr  an  Edelmetallen  immer  eine  entgegengesetzte  Bewegung 
innehalten,  als  das  Verhältnis  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr  an  Waren.  Die 
deutsche  Handelsstatistik  ergiebt  in  dieser  Beziehung  folgende  charakte- 
ristische Zahlen.  Die  Einfuhr  betrug  gegenüber  der  Ausfuhr  im  Special- 
handel im  ganzen: 

bei  den  Waren  bei  den 

exkl.  Edelmetalle  Edelmetallen 

1872/79  +  9  204  +630 

1880/84  —   244  —  146 

1885/89  +    880  +  40 

1890/94  +5128  +422 

1895/98  +4134  +  179 

(+  Überschufs  der  Einfuhr,  —  Überschufs  der  Ausfuhr  in  Millionen  Mark.) 
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Die  Bewegung  bei  den  Edelmetallen  verläuft  hiernach  immer  in 
derselben  Richtung  wie  bei  den  Waren,  also  vollkommen  andere,  als  es 
nach  der  Theorie  der  „günstigen  Handelsbilanz"  geschehen  müfste. 

Mahnt  schon  das  alles  zur  Vorsicht,  so  kommt  noch  weiter  hinzu, 
dafs  die  sogenannte  „ungünstige"  Handelsbilanz  sich  gerade  in  den  noto- 
risch wohlhabenden  Ländern  in  besonders  starker  Weise  zeigt.  Die  Ein- 
fuhr im  Specialhandel  war  1897  gröfser  als  die  Ausfuhr: 


u.  s.  w.  Hier  ist  also  —  und  zwar  schon  lange  —  die  Handelsbilanz 
„ungünstig".  „Günstig"  dagegen  ist  sie  u.  a.  in  Rufsland  mit  423  Mill.  M. 
und  in  Oesterreich-Ungarn  mit  19  Mill.  M.  Wertüberschufs  der  Ausfuhr. 
Europa  im  ganzen  und  ferner  Afrika  haben  eine  „ungünstige",  alle  übrigen 
Erdteile  dagegen  haben  eine  „günstige"  Bilanz. 

Diese  Thatsachen  sind  so  auffällig,  dafs  sie  sich  nicht  lediglich  mit 
der  Ungenauigkeit  der  statistischen  Ermittlungen  erklären  lassen.  Es 
müssen  materielle  Gründe  dafür  vorhanden  sein. 

Hier  drängt  sich  die  Frage  auf,  ob  überhaupt  die  Warenverkehrs- 
bilanz ausreicht,  um  ein  Urteil  über  die  Stellung  des  Landes  im  inter- 
nationalen Verkehr  zu  ermöglichen.  Die  Frage  wird  mit  Recht  fast 
allgemein  verneint,  und  zwar  heute  mit  noch  viel  gröfserem  Recht,  als 
vor  50  und  100  Jahren.  Der  Warenverkehr  ist  zwar  eine  sehr  wichtige 
Ursache  für  das  Entstehen  internationaler  Forderungsrechte  und  Ver- 
pflichtungen, aber  doch  nur  eine  Ursache  unter  mehreren.  Forderungs- 
rechte und  Verpflichtungen  entstehen  noch  durch  manche  andere  Ur- 
sachen, durch  den  Reiseverkehr,  durch  die  Leistung  von  Frachtdiensten  und 
von  Vermittlerdiensten  (im  internationalen  Zwischen-  oder  Transithandel), 
durch  Beteiligung  an  ausländischen  Unternehmungen  und  an  öffentlichen 
Anleihen  des  Auslandes,  durch  direkte  Gewährung  von  Gelddarlehen  an 
das  Ausland.  Es  giebt  eben  eine  grofse  Menge  internationaler  Beziehungen, 
die  nicht  durch  den  Warenverkehr  als  solchen  begründet  werden,  und  die 
deshalb  auch  in  der  Handelsstatistik  nicht  erscheinen.  Diese  Forderungs- 
rechte und  Verpflichtungen  können  auch  auf  die  Gestaltung  der  Waren- 
bilanz zurückwirken.  Wenn  ein  Land  zahlreiche  und  grofse  Forderungs- 
rechte an  das  Ausland  hat,  so  kann  das  den  Warenexport  niedriger  ge- 
stalten, als  den  Warenimport.  Das  betr.  Land  kann  dann  Waren  und 
Dienstleistungen  der  ihm  verschuldeten  Länder  gebrauchen,  ohne  als 
Gegenleistung  dorthin  Waren  senden  zu  müssen.  Die  Zinsen  und  Unter- 
nehmergewinne, die  diese  Länder  an  das  Gläubigerland  schulden,  dienen 
zum  Ausgleich  für  den  Wertüberschufs  der  Einfuhr.  Das  Schuldner- 
land dagegen  mufs  einen  gröfseren  Export  an  Waren  nach  dem  Gläu- 
bigerlande bewirken,  um  diesem  gegenüber  seine  Verbindlichkeiten  zu 


in  Grofsbritannien  und  Irland  um  4,43  Milliarden  M. 

„  Deutschland  „   1,05       „  „ 

„  Frankreich  „  0,29       „  „ 
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decken.  Der  zu  diesem  Zwecke  vorzunehmende  Export  mufs  sich 
mit  dem  Sinken  der  Warenpreise  und  ferner  mit  der  Entwertung  der 
Zahlungsmittel  des  verschuldeten  Landes  noch  steigern,  weil  alsdann 
grölsere  Warenmengen  nötig  sind,  um  die  gleiche  Schuldsumme  aus- 
zugleichen. 

Das  Zurückbleiben  des  Ausfuhrwertes  hinter  dem  Einfuhrwert  kann 
also  ein  Beweis  für  die  gröfsere  finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Landes 
sein,  und  umgekehrt  kann  das  Überwiegen  des  Ausfuhrwertes  ein  Zeichen 
verminderter  finanzieller  Leistungsfähigkeit  und  stärkerer  Verschuldung 
des  Landes  sein.  Aber  man  darf  das  nicht  ohne  weiteres  verallgemeinern. 
Das  Überwiegen  des  Ausfuhrwertes  kann  auch  ein  Zeichen  dafür  sein, 
dafs  die  Produktion  des  Landes  stark  und  energisch  ausgedehnt  wird, 
dafs  das  Land  seine  Schulden  gegenüber  dem  Auslande  vermindert  hat 
und  sich  durch  seine  Ausfuhr  Forderungsrechte  gegen  das  Ausland  ver- 
schafft, also  sich  zu  günstigeren  Verhältnissen  emporarbeitet  Das 
Überwiegen  des  Einfuhrwertes  kann  auch  beruhen  darauf,  dafs  die  aus- 
ländische Produktion  immer  gröfsere  Teile  des  Inlandsmarktes  auf  Kosten 
der  einheimischen  Produktion  an  sich  reifst,  dafs  die  inländische  Pro- 
duktion geschwächt  ist,  und  dafs  das  Inland  durch  seine  Warenbezüge 
Schuldverbindlichkeiten  gegen  das  Ausland  übernimmt  u.  s.  w.  Niemals 
ist  das  zahlenmäfsige  Verhältnis  des  Einfuhr-  und  Ausfuhrwertes  allein 
mafsgebend.  Erst  durch  den  Vergleich  mit  der  Gesamtheit  der  Forderungs- 
rechte und  Verpflichtungen,  also  mit  der  Zahlungsbilanz,  kann  die  eigent- 
liche Bedeutung  der  Warenverkehrsbilanz  ermittelt  werden.  Die  Zahlungs- 
bilanz selbst  ist  aber  sehr  schwer  genau  zu  ermitteln. 

Für  England  ist  zweifellos  die  Erklärung  seiner  „ungünstigen  Handels- 
bilanz" in  seinen  weitgehenden  Forderungsrechten  zu  erblicken.  England 
bezieht  jetzt  nach  Giffen's  Schätzungen  jährlich  über  70  Mill.  Pfd.  St. 
aus  Schiffahrtsdiensten  für  das  Ausland,  über  90  Mill.  Pfd.  St  aus  Zinsen 
und  Unternehmergewinnen  der  englischen  Kapitalanlagen  im  Auslande, 
18  Mill.  Pfd.  St.  aus  seinen  Zwischenhandelsdiensten.  Diese  drei  Posten 
reichen  schon  aus,  den  Wertüberschufs  der  Einfuhr  auszugleichen,  der 
sich  1897  auf  rund  158  Mill.  Pfd.  St,  1898  auf  rund  177  Mill.  Pfd.  St. 
belief. 

Auch  für  Deutschland  ist  die  „ungünstige  Handelsbilanz"  aus  der- 
artigen Gründen  zu  erklären.  Deutschland  gehört  nicht  mehr  zu  den 
armen  Ländern.  Sein  Wohlstand  hat  sich  gerade  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten erheblich  gesteigert,  Die  deutschen  Kapitalanlagen  in  ausländischen 
Wertpapieren  schätzte  Schmoller  1892  schon  auf  10  Milliarden  M.  und 
die  jährlichen  Einkünfte  daraus  auf  500  Mill.  M.  Seitdem  sind  die  Kapital- 
anlagen in  solchen  Papieren  noch  um  mehrere  Milliarden  vermehrt  worden. 
Dazu  kommen  die  direkten  Kapitalanlagen,  die  mindestens  3  Milliarden  M. 
wahrscheinlich  noch  mehr  betragen.  Rechnet  man  hierzu  noch  die  Ein- 
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künfte  aus  deutschen  Frachtdiensten  für  das  Ausland,  so  ist  die  Milliarde  M. 
Wertüberschufs  der  Einfuhr  bereits  gedeckt 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dafs  jedenfalls  nicht  die  Erzielung  einer 
günstigen  Handelsbilanz  als  das  nächste  Ziel  der  äufseren  Handelspolitik 
gelten  kann,  sondern  die  Herbeiführung  einer  dauernd  günstigen  Bilanz 
unserer  gesamten  Forderungsrechte  und  Verbindlichkeiten  gegenüber  dem 
Auslande,  gleichviel  aus  welchen  Anlässen  sie  entstehen.  Das  allein  ent- 
spricht dem  Gesamtinteresse  des  Landes.  — 

Unter  den  Mitteln,  die  zur  Herbeiführung  dieses  Zustandes  angewandt 
werden  können,  steht  heute  die  Zollpolitik  und  die  damit  zusammen- 
hängende Handelsvertragspolitik  so  sehr  im  Vordergrunde,  dafs  diese 
zuerst  besprochen  werden  müssen. 

§  2.  Die  Zölle  als  Mittel  der  änderen  Handelspolitik.  Zölle  sind 
Abgaben,  die  von  den  Waren«  aus  Anlafs  der  Überschreitung  der  Landes- 
grenze  erhoben  werden.  Man  kann  nicht  sagen  „bei  Überschreitung  der 
Grenze",  weil  die  Zollerhebung  nicht  selten  von  der  Grenzüberschreitung 
räumlich  und  zeitlich  getrennt  ist 

Die  Zölle  dienen,  vom  Standpunkt  der  Handelspolitik  aus  betrachtet, 
dem  Zwecke,  die  Warenbewegung  über  die  Grenze  zu  erschweren.  Die 
Erschwerung  kann  sich  auf  die  Durchfuhr,  die  Ausfuhr  und  die  Einfuhr 
erstrecken.  Die  Durchfuhrzölle  wurden  früher  vielfach  als  Mittel  handels- 
politischer Kämpfe  benutzt.  Die  neuere  Entwicklung  hat  aber  diese  Form 
der  Zölle  fast  ganz  beseitigt  Man  sah  ein,  dafs  der  Durchfuhrzoll  die  Um- 
gehung der  Vermittlung  des  betr.  Zolllandes  zur  Folge  haben  kann,  und 
dafs  dadurch  dem  Lande  die  in  der  Regel  hohen  Gebühren  der  internatio- 
nalen Handelsvermittlung  und  die  Fracht-  und  Speditionseinnahmen  aus 
Anlafs  der  Durchfuhr  verloren  gingen,  und  dafs  anderseits  die  Durchfuhr 
eine  Verstärkung  des  Wettbewerbes  ausländischer  Waren  auf  dem  inlän- 
dischen Markt  nicht  zur  Folge  hatte.  Frankreich  hat  1 842,  England,  Belgien 
und  Holland  in  den  50  er  Jahren,  Deutschland  1861,  Oesterreich  1864,  die 
Schweiz  1874,  Griechenland  1884  die  Reste  der  Durchfuhrzölle  beseitigt 
In  Rufsland  spielen  sie  noch  gegenüber  persischen  Erzeugnissen  eine  Rolle. 
Auch  in  verschiedenen  afrikanischen  Kolonien  werden  noch  Durchfuhr- 
zölle erhoben.  Für  die  äufsere  Handelspolitik  der  Kulturstaaten  haben 
sie  aber  keine  Bedeutung  mehr. 

Auch  die  Ausfuhrzölle  hatten  früher  eine  handelspolitische  Bedeutung 
insofern,  als  sie  Lebensmittel  und  Rohstoffe  im  Lande  festhalten  sollten. 
Aus  handelspolitischen  Rücksichten  werden  aber  in  den  Kulturstaaten 
nur  noch  wenige  Ausfuhrzölle  erhoben.  Im  Interesse  der  Papierindustrie 
belegen  z.  B.  Rufsland  und  Oesterreich  noch  ein  Rohmaterial  dieser 
Industrie,  die  Lumpen,  mit  Ausfuhrzöllen.  Ebenso  ging  bis  1873  Deutsch- 
land vor.  Im  Interesse  der  Lederindustrie  erhebt  die  Schweiz  von  Häuten 
und  Fellen,  im  Interesse  seiner  Molkerei  von  Vieh  Ausfuhrzölle  u.  s.  w. 
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Aus  polizeilichen  und  fiskalischen  Rücksichten  werden  ebenfalls  noch 
Ausfuhrzölle  erhoben.  Aber  im  ganzen  ist  ihre  Bedeutung  jetzt  nur 
gering ,  und  die  Handelspolitik  hat  namentlich  deshalb  fast  ganz  auf 
Ausfuhrzölle  verzichtet,  weil  sie  eine  wesentliche  Stärkung  der  ein- 
heimischen gewerblichen  Produktion  nicht  zur  Folge  haben,  wohl  aber 
die  inländische  Rohstoff-  und  Lebensmittelproduktion  schädigen  können 
durch  Erschwerung  der  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  und  durch  den 
infolge  verschärfter  innerer  Konkurrenz  entstehenden  Preisdruck. 

Die  Hauptbedeutung  kommt  jedenfalls  heute  den  Einfuhrzöllen  zu, 
und  diese  sollen  deshalb  hier  allein  besprochen  werden. 

Die  Handelspolitik  kann  die  Einfuhrzölle  zunächst  als  Kampfzölle 
(Retorsionszölle)  benutzen.  Die  Zölle  werden  dann  für  die  Einfuhr  aus 
einem  bestimmten  Lande  über  die  allgemeingültigen  Sätze  hinaus  erhöht, 
um  auf  diese  Weise  das  betr.  fremde  Land  zur  Nachgiebigkeit  gegen 
bestimmte  Wünsche  zu  drängen  oder  an  ihm  für  gewisse  feindselige 
handelspolitische  Mafsnahmen  Vergeltung  zu  üben.  Neuerdings  sind  die 
Kampfzölle  namentlich  in  der  Absicht  benutzt  worden,  um  ein  Land  zum 
Abschlufs  eines  Handelsvertrages  zu  bestimmen,  trotzdem,  die  Verhand- 
lungen gescheitert  waren.  So  1S86  zwischen  Oesterreich  und  Rumänien, 
1888  zwischen  Frankreich  und  Italien,  1893  zwischen  Deutschland  und 
Rufsland  und  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz,  1894  zwischen 
Deutschland  und  Spanien.  Neuerdings  ist  die  Anwendung  der  Kampf- 
zölle in  Deutschland  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  an- 
geregt worden. 

Die  Kampfzölle  beruhen  entweder  auf  besonderen  Anordnungen  im 
einzelnen  Fall  oder  auf  einem  allgemeinen  Kampfzollparagraphen  des 
Zollgesetzes,  der  allgemein  der  Regierung  das  Recht  giebt,  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  Kampfzölle  zu  erheben.  Das  letztere  ist  z.  B. 
in  Frankreich,  in  Italien,  in  Oesterreich-Ungarn,  in  Deutschland  der  Fall. 

Als  Beispiel  genügt  der  Kampfzollparagraph  des  deutschen  Zollge- 
setzes vom  15.  Juli  1879  (§  6).  Hiernach  kann  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  durch  kaiserliche  Verordnung  angeordnet  werden,  dafs  zoll- 
pflichtige Waren  aus  Staaten,  welche  deutsche  Schiffe  oder  Waren  un- 
günstiger behandeln  als  die  anderer  Länder,  mit  einem  Zollzuschlag  bis 
zu  50  Proz.  belegt  werden.  Durch  Gesetz  vom  18.  Mai  1895  ist  dieser 
Zuschlag  bis  zu  100  Proz.  für  zollpflichtige  Waren  zugelassen  und  aufser- 
dem  bestimmt  worden,  dafs  zollfreien  Waren  ein  Zoll  bis  zu  20  Proz.  des 
Wertes  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  auferlegt  werden  kann.  In 
Oesterreich  sind  die  entsprechenden  Sätze:  30  Proz.  Zuschlag  für  zoll- 
pflichtige und  15  Proz.  des  Wertes  für  zollfreie  Waren,  in  Italien  50  bezw. 
25  Proz.  u.  s.  w. 

Die  Kampf zölle  haben  nur  vorübergehend  Geltung.  Ihre  Wirkung 
in  dieser  Zeit  kann  der  einheimischen  Produktion  unter  Umständen  einen 
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augenblicklichen  Vorteil  bringen.  Der  Kampfzoll  kann  aber  auch,  wenn 
er  ausländische  Rohstoffe  und  Fabrikate  trifft,  auf  die  das  Inland  nicht 
verzichten  kann,  der  inländischen  Produktion  und  Konsumtion  unmittelbar 
nachteilig  werden.  Dazu  kommt,  dafs  das  betreffende  fremde  Land  die 
Antwort  nicht  schuldig  bleibt  und  dadurch  die  Exportinteressen  des  In- 
landes schwer  zu  schädigen  vermag.  Die  Kampfzölle  sind  deshalb  ein 
zweischneidiges  Mittel,  das  man  ohne  dringendste  Veranlassung  nicht 
anwenden  soll,  umsomehr  als  man  damit  sehr  oft  das  Ziel,  das  fremde 
Latid  zur  Nachgiebigkeit  zu  veranlassen,  gar  nicht  erreicht  Das  betr. 
Land  kann  ev.  der  Wirkung  des  Kampfzolles  dadurch  ganz  ausweichen, 
dafs  es  sich  anderen  Absatz-  und  Bezugsländern  zuwendet  Wenn  also 
auch  den  Kampfzöllen  sogar  die  Billigung  von  Adam  Shmith  zur  Seite 
steht,  so  ist  es  im  allgemeinen  doch  besser,  sie  zu  vermeiden. 

Wichtiger  als  die  vorübergehenden  Kampfzölle  sind  für  die  Handels- 
politik die  ständigen  Einfuhrzölle.  An  diese  knüpfen  denn  auch  die 
grofsen  Streitfragen  der  äufseren  Handelspolitik  an. 

Die  äufsere  Handelspolitik  wendet  die  ständigen  Einfuhrzölle  als 
Mittel  zur  Erschwerung  der  ausländischen  Konkurrenz  an,  sie  will  damit 
die  einheimische  Produktion  schützen  gegen  nachteilige  Einwirkungen 
dieser  Konkurrenz,  gebraucht  also  die  Einfuhrzölle  als  Schutzzölle. 

Die  Einfuhrzölle  sind  aber  nicht  lediglich  ein  Mittel  der  Handels- 
politik, sondern  auch  ein  sehr  wichtiges  Mittel  der  Steuerpolitik.  Je- 
nachdem  der  handelspolitische  oder  der  steuerpolitische  Zweck  überwiegt, 
unterscheidet  man  Finanzzölle  und  Schutzzölle.  Nur  die  letzteren  kommen 
für  die  äufsere  Handelspolitik  in  Betracht  Aber  sie  erscheinen  niemals 
in  ganz  reiner  Form,  weil  alle  Schutzzölle  auch  gleichzeitig  steuerpoli- 
tischen Zwecken  dienen  und  dienen  sollen.  Bei  der  thatsächlichen  Ge- 
staltung der  Schutzzölle  haben  die  steuerpolitischen  Interessen  sehr  stark 
mitgesprochen.  Insbesondere  bei  der  Wendung  Deutschlands  zum  Schutz- 
zollsystem 1879  hat  das  finanzielle  Interesse  des  Reichs  neben  dem 
handelspolitischen  eine  grofse  Bedeutung  gehabt  Das  steuerpolitische 
Interesse  würde  bei  den  Schutzzöllen  erst  dann  verschwinden,  wenn  die 
Zölle  zu  Prohibitivzöllen  gesteigert  würden,  d.  h.  wenn  sie  die  Einfuhr 
nicht  nur  erschweren,  sondern  unmöglich  machen.  Erst  dann  würde  ein 
Schutzzoll  in  reiner  Form  vorliegen.  Das  steuerpolitische  Interesse  ist 
in  der  Regel  stark  genug,  um  eine  solche  Steigerung  der  Schutzzölle 
zu  verhindern. 

Auch  die  Finanzzölle  erscheinen  selten  in  ganz  reiner  Form.  Ein 
reiner  Finanzzoll  würde  erst  dann  vorliegen,  wenn  dem  Zoll  jede  un- 
mittelbare und  auch  jede  mittelbare  handelspolitische  Wirkung  fehlt 
Eingeführt  wird  der  Finanzzoll  stets  ohne  die  Absicht  einer  handelspoli- 
tischen Wirkung.  Thatsächlich  haften  ihm  aber  nicht  selten  mittelbar 
derartige  Wirkungen  an.  Wenn  Deutschland  die  Kaffeeeinfuhr  mit  Zöllen 
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belegt,  so  liegt  darin  ein  gewisser  Schutz  für  die  deutsche  Fabrikation 
von  Cichorie  und  sonstigen  Kaffeeersatzmitteln.  Wenn  der  Reis  auch 
als  Rohmaterial  der  Stärkefabrikation  hoch  verzollt  werden  mufs,  so  liegt 
darin  auch  ein  mittelbarer  Schutz  derjenigen  einheimischen  Stärkefabri- 
kation, welche  sich  einheimischer  Rohmateriatien  bedient  u.  s.  w.  Es 
kommt  also  auch  bei  Finanzzöllen  leicht  zu  mittelbaren  handelspolitischen 
Wirkungen. 

Für  die  Zwecke  der  äufseren  Handelspolitik  können  sowohl  Wert- 
zölle, als  auch  specifisehe  Zölle  verwendet  werden.  Die  Wertzölle  stufen 
sich  lediglich  nach  dem  „Wert"  der  eingeführten  Warenmengen  ab  und 
lassen  sich  sehr  einfach  ausdrücken.  Man  kann,  wenn  man  will,  den 
ganzen  Zolltarif  in  einen  Satz  zwängen,  der  dann  besagt,  dafs  von  allen 
Waren  x  Proz.  des  Wertes  zu  erheben  sind.  Auch  wenn  man  den  zu 
erhebenden  Prozenteatz  für  die  einzelnen  Warengruppen  verschieden  ge- 
staltet, ist  der  Wertzolltarif  doch  verhältnismäfsig  kurz  und  übersichtlich. 
Um  so  gröfser  sind  die  Schwierigkeiten  bei  der  praktischen  Handhabung, 
weil  in  jedem  Falle  das,  was  der  Zolltarif  als  „Wert"  angesehen  wissen 
will,  festgestellt  werden  mufs.  Das  erfordert  viel  Arbeit  und  Kosten 
und  sichert  doch  eine  korrekte  Ermittlung  nicht  Der  „Wert"  ist  kein 
objektiver,  sondern  ein  subjektiver  Mafsstab.  Persönlichen  Auffassungen 
ist  ein  grofser  Spielraum  bei  der  Wertermittlung  gegönnt,  und  Durch- 
stechereien und  Betrügereien  sind  dabei  leicht  möglich.  Das  steuerpoli- 
tische Interesse  wird  deshalb  beim  Wertzollsystem  nicht  immer  genügend 
gewahrt  Für  die  handelspolitischen  Zwecke  kann  das  Wertzollsystem 
eine  Handhabe  bieten,  durch  allerlei  belästigende  Mafsregeln  aus  Anlafs 
der  Wertermittlung  der  Einfuhr  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen,  die 
noch  empfindlicher  sind,  als  die  Höhe  der  Zölle.  Die  Einfuhr  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  z.  B.  leidet  unter  der  rigorosen  Art  der 
Feststellung  des  Warenwertes  noch  viel  mehr  als  unter  den  hohen  Wertzöllen, 
die  dort  erhoben  werden.  Im  übrigen  bleibt  der  Schutz,  den  die  Wertzölle 
bieten,  zwar  dem  relativen  Betrage  nach  stets  gleich  hoch,  mögen  die 
Warenpreise  steigen  oder  fallen;  aber  sein  absoluter  Betrag  schwankt 
mit  den  Preisen  auf  und  nieder.  Für  die  Erreichung  der  handelspoli- 
tischen Zwecke  ist  das  insofern  nachteilig,  als  in  Zeiten  gedrückter  Preise 
die  alsdann  oft  wünschenswerte  Verstärkung  des  Schutzes  ohne  Änderung 
des  Zolltarifs  nicht  eintritt  Die  steuerpolitischen  Interessen  können  da- 
durch beeinträchtigt  werden,  dafs  der  absolute  Zollertrag  starken  Schwan- 
kungen unterliegt  Im  allgemeinen  führen  also  Steuer-  uüd  handelspoli- 
tische Interessen  dazu,  die  Form  der  Wertzölle  zurückzudrängen.  In  den 
europäischen  Staaten  ist  deshalb  auch  diese  Form  der  Zölle  nur  noch 
wenig  in  Gebrauch.  Überseeische  Gebiete  wenden  dagegen  die  Wertzölle 
häufiger  an,  und  namentlich  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  halten 
daran  fest,  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  in  der  Wertfeststellung  ein 
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Mittel  erblicken,  unbequeme  Zufuhren  aus  dem  Auslande  auf  das  äuXserste 
zu  erschweren. 

Die  spezifischen  Zölle  setzen  an  die  Stelle  des  subjektiven  Mafs- 
stabes  des  Wertes  einen  der  Willkür  der  einzelnen  entrückten  objektiven 
Mafsstab,  wie  die  Stückzahl,  das  Hohlmafs,  das  Längenmafs  und  vor 
allem  das  Gewicht.  Zahl,  Mafs  und  Gewicht  lassen  sich  mit  geringerer 
Arbeit  und  geringeren  Kosten  und  mit  grösserer  Korrektheit  feststellen 
als  der  Wert,  und  Unredlichkeiten  sind  schwerer  möglich.  Vollkommen 
unberücksichtigt  bleibt  aber  der  Wert  bei  den  specifischen  Zöllen  nicht 
Die  grofsen  Warengruppen  der  Zolltarife  enthalten  schon  durch  die  Ab- 
stufung der  Zollsätze  für  die  gleiche  Gewichts-  (Mafs-  oder  Zahl-)Einheit 
eine  gewisse  Anpassung  an  die  Wertverschiedenheit,  natürlich  nur  in  groben 
Umrissen.  Weiter  werden  in  den  einzelnen  Warengruppen  selbst  wieder 
gewisse  Unterschiede  nach  dem  Wert  gemacht.  Feinere  und  deshalb 
wertvollere  Gewebe  z.  B.  haben  für  die  gleiche  Einheit  höhere  Sätze  zu 
zahlen  als  gröbere  Gewebe  gleicher  Art.  Aber  soweit  hierbei  der  Wert 
berücksichtigt  wird,  geschieht  es  im  Gesetz,  und  den  ausführenden  Be- 
amten ist  nicht  die  Wertermittlung  im  einzelnen  Fall,  sondern  nur  die 
Feststellung  der  objektiven  Kriterien  zugewiesen,  nach  denen  sich  die 
Einordnung  unter  die  verschiedenen  Positionen  des  Zolltarifs  richtet 

In  formeller  Beziehung  wird  der  auf  specifischen  Zöllen  aufgebaute 
Zolltarif  umfangreicher  und  schwerer  übersichtlich.  Aber  seine  Hand- 
habung ist  einfacher.  Das  macht  ihn  namentlich  für  die  steuerpolitischen 
Zwecke  geeigneter,  als  den  Wertzolltarif.  Dazu  kommt,  dafs  der  absolute 
Zollertrag  hier  von  den  Preisverschiebungen  nicht  unmittelbar  abhängig 
ist  und  deshalb  leichter  im  voraus  abgeschätzt  werden  kann.  Nur  inso- 
weit, als  die  Preisverschiebungen  auf  die  Menge  der  Einfuhr  Einflufs 
haben,  wird  der  absolute  Zollertrag  davon  berührt 

Für  die  handelspolitischen  Zwecke  haben  die  specifischen  Zölle  den 
Vorteil,  dafs  ohne  Änderung  der  Zollsätze  der  Schutz,  den  der  Zoll  der 
einheimischen  Produktion  bietet,  dann  am  höchsten  ist,  wenn  die  Preise 
am  niedrigsten  stehen,  also  ein  höherer  Schutz  erforderlich  wird.  Denn 
der  absolute  Betrag  des  specifischen  Zolles  bleibt  für  die  gleiche  Menge 
unverändert;  seine  relative  Bedeutung  bewegt  sich  aber  immer  in  ent- 
gegengesetzter Richtung  wie  die  Bewegung  der  Preise.  Je  mehr  die 
Preise  sinken,  einen  desto  gröfseren  Prozentsatz  des  Wertes  machen  die 
specifischen  Zölle  aus.  Im  allgemeinen  lassen  sich  also  die  handelspoli- 
tischen Zwecke  besser  mit  den  specifischen  Zöllen  erreichen,  soweit  nicht 
das  Interesse  besteht,  nicht  nur  durch  die  Höhe  des  Zolles,  sondern  auch 
durch  sonstige  Erschwerungen  beim  Verzollungsverfahren  die  Einfuhr 
fernzuhalten.    Die  Hauptrolle  spielen  heute  die  specifischen  Zölle. 

Theorie  und  Praxis  haben  sich  zu  den  Einfuhrschutzzöllen  sehr  ver- 
schieden gestellt  je  nach  den  Hauptrichtungen,  die  man  nach  Lage  der 
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Verhältnisse  für  die  äufsere  Handelspolitik  glaubte  empfehlen  oder  an- 
wenden zu  wollen. 

Die  merkantilistische  Theorie  und  Praxis  verfolgte  namentlich  den 
Zweck,  die  inländische  gewerbliche  Produktion  zu  entwickeln  und  sowohl 
für  die  Versorgung  des  einheimischen  Marktes  als  auch  für  den  Export 
besonders  leistungsfähig  zu  machen.  Daher  wurde  in  Theorie  und  Praxis 
die  Anwendung  der  Einfuhrschutzzölle  auf  ausländische  gewerbliche  Er- 
zeugnisse in  den  Vordergrund  geschoben.  Für  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse und  überhaupt  für  fremde  Roh-  und  Hilfsstoffe  hielt  man  da- 
gegen die  möglichste  Erleichterung  der  Einfuhr  für  das  Richtige,  um 
der  inländischen  gewerblichen  Produktion  billige  Rohstoffe  und  Lebens- 
mittel zu  sichern.  Dieses  System,  dessen  Berechtigung  für  eine  bestimmte 
Zeit  nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist,  führte  in  der  Praxis  schliefslich  zu 
einer  einseitigen  Bevorzugung  der  gewerblichen  Interessen.  Die  land- 
wirtschaftlichen Interessen  wurden  vernachlässigt,  ganz  besonders  in 
Frankreich. 

In  Frankreich  kam  denn  auch  —  und  zwar  durchaus  im  Zusammen- 
hang mit  den  thatsächlichen  Bedrängnissen  der  Landwirtschaft,  weiterhin 
aber  auch  mit  der  Umgestaltung  der  philosophischen  Anschauungen  — 
gegen  jene  Einseitigkeit  eine  Reaktion  zu  stände,  die  freilich  in  der 
Hauptsache  auf  die  Wissenschaft  beschränkt  blieb.  Diese  Reaktion  liegt 
in  der  physiokratischen  Schule  vor.  Sie  schob  einseitig  die  Interessen 
der  bisher  vernachlässigten  Landwirtschaft  in  den  Vordergrund.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  kam  Fran<jois  Quesnay,  der  Begründer  des 
Systems,  dazu,  für  die  positive  Ordnung,  d.  h.  für  die  thatsächlichen 
Verhältnisse,  die  er  der  abstrakten  natürlichen  Ordnung  gegenüber  stellte, 
keineswegs  absolute  Handelsfreiheit  zu  verlangen,  sondern  Importfreiheit 
für  gewerbliche  Erzeugnisse  und  Exportfreiheit  für  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse.  Den  Import  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  für  die  positive 
Ordnung  zu  erschweren,  lag  durchaus  im  Sinne  Quesnay's.  Er  verwies 
dafür  ausdrücklich  auf  das  englische  System,  welches  die  Getreideeinfuhr 
verbot,  so  lange  der  inländische  Preis  des  Getreides  eine  bestimmte  Höhe 
nicht  überschritt  Quesnay  schlug  selbst  einen  bestimmten  Grenzpreis 
des  Getreides  (18  Livres  pro  Septier)  vor  und  verwies  nur  für  den  Fall 
einer  übertriebenen  Preissteigerung  im  Innern  Frankreichs  auf  die  Zu- 
lassung der  freien  Getreideeinfuhr.  Die  allgemeine  und  absolute  Freiheit 
des  internationalen  Handels  empfahl  Quesnay  nur  für  die  natürliche, 
d.  h.  abstrakte  und  ideale  Ordnung  der  Dinge. 

Adam  Smith  und  noch  mehr  David  Ricardo  erst  verlangten  so- 
wohl für  landwirtschaftliche  als  auch  für  gewerbliche  Erzeugnisse  völlige 
Handelsfreiheit  und  zwar  mit  einer  ganz  abstrakt  zugeschnittenen  Be- 
weisführung. Dabei  ist  nicht  zu  vergessen,  dafs  es  Adam  Smith  und 
seiner  Schule  darauf  ankam  und  ankommen  mufste,  das  bisherige 
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System  behördlicher  Bevormundung  zu  beseitigen  und  so  die  Bahn  für 
die  Bethätigung  der  menschlichen  Arbeit  frei  zu  machen,  der  ja  durch 
die  technischen  Umwälzungen  seit  Ende  der  60  er  Jahre  des  18.  Jahr- 
hunderts ein  Feld  von  bisher  ungeahnter  Weite  eröffnet  war,  und  die 
hierbei  durch  das  Bevormundungssystem  nur  gehindert  werden  konnte. 

Die  ganze  Lehre  hatte  durch  Adam  Smith  und  seine  Schule  ein 
abstraktes  und  kosmopolitisches  Gepräge  erhalten;  in  Bezug  auf  die 
Handelspolitik  war  das,  was  jene  lehrten,  in  der  That  eine  von  den 
thatsächlichen  Zuständen  abgekehrte  Weltwirtschaftslehre,  der  man  des- 
halb auch  in  der  Theorie  eine  allgemeine  und  unbedingte  Bedeutung 
zuschrieb. 

Darin  lagen  Gefahren  für  alle  Länder,  die  noch  nicht  auf  der  Höhe  der 
englischen  industriellen  Leistungsfähigkeit  standen,  aber  die  Bedingungen 
einer  grofsen  industriellen  Entwicklung  in  sich  vereinigten.  Dafs  da- 
gegen ein  Mann  von  so  praktischem  Blick  und  so  nationaler  Gesinnung 
wie  Friedrich  List  reagieren  mufste,  liegt  auf  der  Hand.  List  lenkte 
den  Blick  wieder  auf  die  thatsächlichen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse 
und  auf  die  politische  und  wirtschaftliche  Existenzberechtigung  der  ein- 
zelnen Nationen  zurück.  Er  schob  die  abstrakte  Weltwirtschaftspolitik 
beiseite  und  pflanzte  das  Banner  einer  kraftbewufsten  Volkswirtschafts- 
politik auf.  Nicht  der  alte  Polizeistaat  war  es,  den  er  anstrebte,  sondern 
eine  frei  sich  bewegende  und  durch  innere  Schranken  nicht  gestörte 
Nation,  für  die  er  aber  das  Recht  und  die  Pflicht  in  Anspruch  nahm, 
ihre  nationalen  politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  gegenüber  den 
anderen  Nationen  zu  verteidigen.  List  zerstörte  auch  den  Wahn  von  der 
ewigen  und  unbedingten  Allgemeingültigkeit  der  Smith -BiCARDo'schen 
Freihandelslehre;  er  zeigte  gerade,  dafs  die  wirtschaftlichen  Interessen 
und  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Nationen  zu  derselben  Zeit  und  die 
der  einzelnen  Nation  zu  verschiedenen  Zeiten  von  einander  abweichen, 
und  verlangte  deshalb  nachdrücklich,  dafs  die  Handelspolitik  sich  dieser 
Verschiedenheit  anpassen  müsse.  Die  relative  Gleichberechtigung  der  ver- 
schiedenen handelspolitischen  Systeme  und  der  relative,  zeitlich  und  räum- 
lich beschränkte  Wert  jedes  einzelnen  Systems  wurde  dadurch  von  List 
zur  Geltung  gebracht  List  ist  niemals  ganz  unbedingt  ein  Anhänger  des 
Schutzzollsystems  gewesen.  Für  ihn  war  dieses  System  nur  ein  Mittel  der 
Handelspolitik,  das  unter  bestimmten  Voraussetzungen  und  für  bestimmte 
Zeiten  angewendet  werden  mufs.  Von  diesem  Standpunkt  aus  kam  List, 
dessen  ganzer  Feuereifer  sich  auf  die  Förderung  der  politischen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  der  deutschen  Nation  richtete,  zu  der  Forderung 
eines  Schutzzollsystems  für  die  deutsche  Industrie,  aber  zur  Ablehnung 
der  Einfuhrschutzzölle  für  die  Landwirtschaft  Äufserlich  stimmt  das 
mit  der  Richtung  der  merkantilistischen  Handelspolitik  überein.  Aber 
List  fafste  die  ganze  Frage  viel  tiefer  auf,  weil  er  sie  im  innigsten  Zu- 
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sammenhange  mit  den  geschichtlich  gewordenen  Verhältnissen  und  den 
thatsächlichen  Bedürfnissen  untersucht  hatte;  überdies  befürwortete  er 
nur  Einfuhrzölle,  nicht  auch  Ausfuhrzölle,  und  auch  jene  nur  als  vorüber- 
gehende Mafsregel  zum  Zweck  der  industriellen  Erziehung  der  Nation. 

Dafs  Friedrich  List  für  Deutschland  landwirtschaftliche  Schutz- 
zölle ebenso  scharf  ablehnte,  wie  er  industrielle  Schutzzölle  forderte,  er- 
klärt sich  aus  den  Zeitverhältnissen  und  ist  ein  weiteres  Zeichen  für  den 
ungemein  praktischen  Blick  dieses  bedeutenden  Mannes.  Deutschland 
war  damals  noch  im  wesentlichen  Ackerbaustaat,  und  eine  besondere 
handelspolitische  Förderung  der  Landwirtschaft  war  schon  aus  diesem 
Grunde  nicht  erforderlich.  Überdies  wurde  die  deutsche  Landwirtschaft 
nicht  durch  eine  starke  auswärtige  Konkurrenz  bedrängt  Dagegen  war 
Deutschland  in  Bezug  auf  industrielle  Produktion  noch  in  einem  frühen 
Stadium  der  Entwicklung,  und  seine  junge  Industrie  stand  einer  sehr 
energischen  Konkurrenz  der  englischen,  um  reichlich  ein  halbes  Jahr- 
hundert älteren  Industrie  gegenüber.  Da  List  mit  Recht  die  Empor- 
bringung  einer  deutschen  Industrie  aus  politischen  und  wirtschaftlichen 
Rücksichten  als  unbedingt  erforderlich  ansah,  so  war  für  ihn  die  notwendige 
Richtung  der  deutschen  Handelspolitik  unabweisbar  vorgezeichnet  Es 
konnte  damals  nur  darauf  ankommen,  die  Bedingungen  einer  gesunden 
industriellen  Entwicklung  Deutschlands  herzustellen.  Deshalb  befürwortete 
er  Schutzzölle  für  die  Industrie  und  nur  für  diese. 

In  dem  Gesagten  liegen  schon  die  Kriterien  zur  Würdigung  der 
geschichtlichen  Bedeutung  der  SMiTH-RiCARDO^schen  Freihandelslehre  und 
der  LiST'schen  Industrieschutzzolllehre.  Jene  hat  das  System  der  behörd- 
lichen Bevormundung  des  wirtschaftlichen  Lebens  gebrochen.  Diese  hat 
Deutschland  und  andere  in  ähnlicher  Lage  befindliche  Nationen  recht- 
zeitig und  wirksam  davor  gewarnt,  voreilig  und  vorzeitig  die  abstrakte 
Freihandelslehre  in  die  praktische  Handelspolitik  einzuführen.  Beides 
hat  für  die  thatsächliche  Entwicklung  grofse  Bedeutung  gehabt 

Neuerdings  ist  weniger  in  der  Theorie  als  in  der  Praxis  der  Ge- 
danke, durch  Einfuhrzölle  die  inländische  Produktion  zu  schützen,  auch 
auf  die  Landwirtschaft  übertragen  worden  in  denjenigen  Ländern,  deren 
Landwirtschaft  einer  starken  ausländischen  Konkurrenz  infolge  der  ge- 
steigerten Leistungsfähigkeit  des  Verkehrswesens  ausgesetzt  worden  ist 
Die  Sachlage  hat  sich  dadurch  für  die  Landwirtschaft  wesentlich  gegen 
List's  Zeiten  geändert  Das  Bedürfnis,  die  Landwirtschaft  gegen  eine 
ungesunde  Einwirkung  ausländischen  Wettbewerbes  zu  schützen,  hat  sich 
vielfach  geltend  gemacht,  und  wo  diese  Voraussetzung  gegeben  ist,  können 
vielleicht  Zweckmäfsigkeitsgründe,  aber  nicht  grundsätzliche  Bedenken 
gegen  landwirtschaftliche  Schutzzölle  erhoben  werden. 

Durch  diese  Ausführungen  sind  wir  in  die  grofse  Streitfrage  der 
handelspolitischen  Systeme  hineingeraten,  die  sich  ja  gerade  an  die  Ein- 
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fuhrzölle  anschliefst  Zwei  Systeme  sind  hier  zu  unterscheiden,  das 
Freihandelssystem  und  das  Schutzzollsystem.  Das  Freihandelssystem  be- 
deutet nicht  die  Freiheit  von  Zöllen  überhaupt,  sondern  nur  die  Freiheit 
von  Schutzzöllen.  Das  Wesen  des  Freihandelssystems  besteht  darin,  dafs 
es  die  Zölle  nur  als  Mittel  der  Steuerpolitik,  aber  nicht  als  Mittel  der 
Handelspolitik  anerkennt  Finanzzölle  vertragen  sich  in  der  Theorie  und 
in  der  Praxis  sehr  gut  mit  dem  Freihandelssystem.  Das  Schutzzollsystem 
dagegen  will  die  Zölle  vor  allem  als  Mittel  der  Handelspolitik  verwenden, 
ohne  sie  deshalb  als  Mittel  der  Steuerpolitik  zu  verwerfen.  Hier  werden 
also  Steuer-  und  handelspolitische  Zwecke  neben  und  mit  einander  verfolgt, 
aber  der  Nachdruck  wird  auf  die  letzteren  gelegt 

Das  Schutzzollsystem  kann  in  dreifacher  Ausgestaltung  erscheinen, 
einmal  als  Industrieschutzsystem,  weiter  als  Agrarschutzsystem  und  end- 
lich, um  mit  Lexis  zu  reden,  als  das  System  der  Solidarität  der  pro- 
tektionistischen  Interessen.  Letzteres  wird  vielfach  als  besonderes  System 
dem  Industrie-  und  dem  Agrarschutzzollsystem  gegenüber  gestellt  Mir 
scheint  das  nicht  berechtigt  Das  Schutzzollsystem  will  stets  diejenigen 
inländischen  Produktionsinteressen  schützen,  welche  eines  Schutzes  be- 
dürfen. Besteht  dieses  Bedürfnis  lediglich  bei  der  Industrie,  so  beschränkt 
sich  das  System  auf  den  Industrieschutz;  besteht  das  Bedürfnis  nur  bei 
der  Landwirtschaft,  so  kann  sich  das  System  auf  landwirtschaftliche  Schutz- 
zölle beschränken;  besteht  das  Bedürfnis  bei  beiden  Gruppen,  so  müssen 
auch  beide  berücksichtigt  werden.  Hier  liegt  also  kein  prinzipieller,  sondern 
nur  ein  durch  die  thatsächlichen  Verhältnisse  bedingter  Gradunterschied 
vor.  „Schutz  der  nationalen  Arbeit"  und  möglichste  Unabhängigkeit 
vom  Auslande  wird  dabei  in  jedem  Falle  angestrebt,  nur  nimmt  dieses 
Streben  je  nach  den  Verhältnissen  eine  verschiedene  Kichtung  an. 

Die  Frage,  ob  das  Freihandels-  oder  das  Schutzzollsystem  das 
richtige  ist,  läfst  sich  nicht  allgemein  beantworten.  Schon  im  ersten 
Paragraphen  dieses  Kapitels  ist  gezeigt,  dafs  man  sich  vor  einfacher 
Übertragung  der  Grundsätze,  die  innerhalb  des  einzelnen  Landes  richtig 
sein  können,  auf  die  internationale  Handelspolitik  hüten  mufs.  Darin 
liegt,  dafs  man  das  Freihandelssystem  nicht  a  priori  mit  theoretischen 
Gründen  als  das  einzig  richtige  hinstellen  kann.  In  Wirklichkeit  kann 
das  Freihandelssystem  weder  eine  allgemeine  räumliche  noch  eine  allge- 
meine zeitliche  Bedeutung  beanspruchen. 

Dafs  ihm  eine  allgemeine  räumliche  Bedeutung  thatsächlich  nicht 
zukommt,  zeigt  die  verschiedene  Richtung  der  Handelspolitik  in  den  ein- 
zelnen Staaten.  Die  meisten  Kulturländer  befolgen  jetzt  eine  Schutz- 
zollpolitik, die  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  in  Rufs- 
land am  schärfsten  ausgeprägt  ist  Die  Zölle  beziehen  sich  naturgemäls 
meist  auf  Industrieerzeugnisse;  aber  wo  wichtige  landwirtschaftliche 
Interessen  zu  schützen  sind,  bestehen  auch  landwirtschaftliche  Schutz- 


Digitized  by  Google 


3.  Kapitel.  Die  äufsere  Handelspolitik. 


437 


zolle.  Das  Freihandelssystem  beherrscht  die  englische  Handelspolitik 
der  letzten  Jahrzente;  das  beruht  dort  weniger  auf  theoretischer  Vorliebe 
für  dieses  System,  als  auf  der  Überlegenheit,  die  durch  die  Gunst  der 
natürlichen  Lage  und  durch  die  Priorität  der  grofsgewerblichen  Ent- 
wicklung geschaffen  war,  und  die  zum  Teil  auch  heute  noch  besteht 
Auch  Holland  und  die  skandinavischen  Reiche  haben  den  Grundsätzen 
des  Freihandels  zwar  nicht  in  demselben  Mafse  wie  England,  aber  doch 
mehr  als  andere  Kulturstaaten  Rechnung  getragen  und  mufsten  es  thun, 
weil  sie  für  wichtige  Bedarfsartikel  eine  eigene  Produktion  und  auch 
die  Bedingungen  für  deren  Entwicklung  nicht  haben.  Die  Hinneigung 
zum  Freihandel  erklärt  sich  in  diesen  Ländern  aus  den  thatsächlichen 
Bedürfnissen.  Dasselbe  gilt  aber  auch  für  die  dem  Schutzzoll  zuneigenden 
Länder;  es  ist  schwer  verständlich,  wie  das  von  manchen  Seiten  noch 
bestritten  werden  kann.  Das  Verständnis  für  das  wirtschaftliche  Leben 
und  die  Erkenntnis  der  eigenen  volkswirtschaftlichen  Interessen  ist  in 
Deutschland,  in  Oesterreich,  in  Italien,  in  Frankreich,  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  u.  s.  w.  nicht  geringer  als  in  England,  Holland  oder 
Skandinavien.  Preist  man  es  bei  letzteren  als  Ausflufs  volkswirtschaft- 
licher Weisheit,  wenn  sie  sich  mehr  dem  Freihandel  anschlief sen ,  so 
sollte  man  an  der  Klugheit  der  ersteren  nicht  lediglich  deshalb  zweifeln, 
weil  sie  —  zum  Teil  in  scharfem  Gegensatz  zu  den  Lehren  ihrer  volks- 
wirtschaftlichen Theoretiker  —  anders  vorgehen. 

Dafs  die  Freihandelslehre  auch  in  zeitlicher  Beziehung  nicht  eine 
allgemeine  und  unbedingte  Bedeutung  beanspruchen  kann,  ergiebt  sich 
aus  dem  geschichtlichen  Wechsel  der  handelspolitischen  Systeme.  Gerade- 
zu typisch  ist  in  dieser  Beziehung  die  Entwicklung  Englands,  des  Landes 
also,  welches  dem  Freihandel  jetzt  soweit  Rechnung  trägt,  dafs  es  nur 
noch  einige,  allerdings  für  die  Steuerpolitik  sehr  wichtige  Finanzzölle 
erhebt 

England  hat  im  17.  und  t8.  Jahrhundert  eine  zwar  von  Fall  zu 
Fall  vorgehende,  aber  durchaus  konsequente  und  systematische  Schutz- 
zollpolitik befolgt  Diese  Schutzzollpolitik  ist  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts beibehalten  worden,  und  so  eifrig  die  klugen  Engländer  den 
europäischen  Kontinentalstaaten  den  Übergang  zum  Freihandel  empfahlen  — 
natürlich  im  wohlverstandenen  Interesse  der  englischen  Industrie  — ,  so 
wenig  dachten  sie  selbst  daran,  ihre  Schutzzollpolitik  aufzugeben.  Es 
ging  damit  in  den  ersten  Jahrzenten  ebenso  wie  jetzt  mit  dem  Bimetal- 
lismus. Die  englischen  Anhänger  des  Bimetallismus  empfehlen  mit  be- 
merkenswertem Eifer  anderen  Ländern  den  Übergang  zur  Doppelwährung, 
aber  sie  erklären  mit  einer  Bestimmtheit,  die  an  Deutlichkeit  nicht  das 
mindeste  zu  wünschen  übrig  läfst,  dafs  England  seine  eigene  Goldwährung 
zu  Gunsten  einer  internationalen  Doppelwährung  nicht  aufgeben  werde. 
Adam  Smith  hatte  seine  glänzende  Befürwortung  des  Freihandels  schon 
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1776,  Ricardo  seine  blendende  theoretische  Begründung  der  Allgemein- 
giiltigkeit  dieses  Systems  schon  1817  veröffentlicht  Aber  das  Schutz- 
zollsystem Englands  wurde  zunächst  ruhig  beibehalten,  ja  es  wurde  noch 
weiter  ausgebaut  Die  englischen  Schutzzölle  hatten  sowohl  die  land- 
wirtschaftlichen als  auch  die  gewerblichen  Erzeugnisse  betroffen;  jene 
wurden  zeitweilig  sogar  energischer  geschützt  als  diese,  und  noch  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  wurden  im  Interesse  des  eng- 
lischen Getreidebaues  und  der  englischen  Schafzucht  neue  Schutzmafs- 
regeln  eingeführt  Es  ist  bezeichnend,  dafs  bis  1831  England  den  Zoll 
auf  Rohbaumwolle  im  Interesse  des  Schutzes  der  englischen  Wollerzeugung 
und  Wollverarbeitung  beibehielt,  nachdem  1802  noch  ein  besonderer 
Wollzoll  eingeführt  worden  war.  Erst  allmählich  drängten  mit  dem  Auf- 
kommen der  Grofsindustrie  deren  Interessen  in  den  Vordergrund,  und 
diese  Interessen  waren  es  auch,  die  den  berühmten  Feldzug  der  Anti- 
corn-law-league  gegen  die  Getreidezölle  unter  Führung  von  Richard  Cobdex 
hervorriefen  und  mit  der  Ermäfsigung  und  mit  der  späteren  gänzlichen 
Aufhebung  der  Getreidezölle  1846  die  energische  Wendung  zum  Frei- 
handel einleiteten.  Für  die  gewerblichen  Erzeugnisse  waren  mit  der  zu- 
nehmenden Leistungsfähigkeit  der  englischen  Industrie  schon  in  den  20er 
und  30er  Jahren  einige  Ermäfsigungen  festgesetzt  worden.  Auf  dieser 
Bahn  ging  England,  dessen  industrielle  Überlegenheit  immer  mehr  zu 
Tage  trat,  in  den  40er  und  50er  Jahren  energisch  weiter,  und  —  drei 
Menschenalter  nach  dem  Erscheinen  von  Adam  Smtth's  berühmtem  Werk  — 
im  Jahr  1860  endlich  war  die  völlige  Beseitigung  der  industriellen  wie 
der  landwirtschaftlichen  Schutzzölle  erreicht  Man  hatte  sie  eben  nicht 
mehr  nötig.  Drei  Jahrzehnte  hindurch  hat  dann  in  England  das  Frei- 
handelssystem unangefochten  geherrscht,  weil  es  den  Interessen  des 
Landes  entsprach.  In  den  90er  Jahren  begann  sich  ein  Umschwung  zu 
vollziehen.  Die  Industrie  anderer  Länder,  namentlich  Deutschlands,  war 
so  mächtig  herangewachsen,  dafs  die  industrielle  Vorherrschaft  Englands 
auf  wichtigen  Märkten  und  in  wichtigen  Artikeln  erschüttert  wurde. 
Immer  häufiger  und  immer  lauter  erhoben  sich  in  England  Stimmen, 
welche  den  völligen  Freihandel  nicht  mehr  als  den  englischen  Interessen 
dienlich  anerkennen  wollten.  Mit  dem  Gedanken  an  Schutzzölle  befreundete 
man  sich  immer  mehr;  aber  nicht  das  „Great  Britain",  sondern  das 
„Greater  Britain"  soll  durch  solche  Schutzzölle  geschützt  werden.  Eng- 
land strebt  nach  dem  wirtschaftlichen  jZusammenschlufs  mit  seinen 
Kolonien  zu  einer  zollpolitischen  Einheit,  und  (für  den  Verkehr  dieser 
mit  der  übrigen  Welt  soll  der  Freihandel  dann  nicht  mehr  mafsgebend 
sein.  Der  erste  offizielle  Schritt  auf  dieser  Bahn  ist  durch  die  Kündigung 
des  Handelsvertrages  mit  Deutschland  am  30.  Juli  1897  erfolgt  England 
hat  hierdurch  für  jene  weitausschauenden  Pläne  freie  Hand  bekommen. 
Prinzipiell  hat  England  damit  schon  den  Boden  des  Freihandels  ver- 
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lassen.  Die  Entwicklung  führt  hier  zu  einem  ähnlichen  Ziele,  wie  es 
sich  in  engeren  räumlichen  Ausmessungen  für  Deutschland  ergeben  hat 
Auch  hier  ist  an  die  Stelle  der  früheren  zollpolitischen  Beschränkung 
des  Verkehrs  zwischen  kleineren  Wirtschaftsgebieten  der  freie  Verkehr 
zwischen  diesen  Gebieten,  aber  auch  die  Zusammenfassung  derselben  zu 
einem  einheitlichen,  nach  aufsen  hin  durch  Zölle  geschützten  Wirtschafts- 
gebiet getreten. 

Was  ergiebt  sich  nun  aus  diesen  räumlichen  Verschiedenheiten  und 
diesen  zeitlichen  Verschiebungen  der  Eichtling  der  äufseren  Handels- 
politik? Genau  das,  was  Friedrich  List  schon  der  Welt  zu  zeigen 
versucht  hatte,  nämlich  dafs  der  Freihandel  in  räumlicher  und  in  zeit- 
licher Beziehung  nur  eine  relative  Bedeutung  hat,  und  dafs  für  die  An- 
wendung oder  Nichtanwendung  dieses  Systems  nicht  theoretische  Lehren, 
sondern  praktische  Bedürfnisse  mafsgebend  sein  müssen.  Ganz  dasselbe 
gilt  —  wie  ohne  weiteres  klar  ist  —  für  das  Schutzzollsystem.  Es  ist 
deshalb  vollkommen  müfsig,  das  eine  wie  das  andere  System  mit  allge- 
meinen Gründen  zu  verteidigen  oder  zu  bekämpfen. 

Man  mufs  aber  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  die  Frage  auf- 
werfen, ob  sich  für  die  einzelne  Volkswirtschaft  überhaupt  die  Möglich- 
keit ergiebt,  in  einer  bestimmten  Zeit  entweder  nur  den  Freihandel  zu 
pflegen  oder  nur  mit  Schutzzöllen  zu  arbeiten,  oder  ob  nicht  die  einzelne 
Volkswirtschaft  für  die  verschiedenen  Produktionszweige  verschieden  vor- 
gehen mufs.  Jede  unbefangene  Prüfung  der  Thatsachen  führt  dazu, 
dafs  unbeschadet  der  allgemeinen  Grundrichtung  der  handelspolitischen 
Mafsnahmen,  wie  sie  durch  die  wirtschaftliche  Stellung  des  Landes  zu 
anderen  bedingt  wird,  doch  ein  schablonenmäfsiges  Vorgehen  nicht 
möglich  ist  Nehmen  wir  ein  Beispiel.  Deutschland  schützt  seine  Woll- 
textilindustrie durch  Schutzzölle  auf  Wollwaren.  Deutschland  hat  aber 
auch  im  allgemeinen  den  Schutz  landwirtschaftlicher  Interessen  durch 
Zölle  in  die  Grundsätze  seiner  Handelpolitik  aufgenommen.  Auf  Grund 
dessen  verlangt  die  Landwirtschaft  u.  a.  einen  Wollzoll,  um  die  deutsche 
Schafzucht  gegen  die  auswärtige  Konkurrenz  zu  schützen.  Trotz  der 
so  viel  besprochenen  „Solidarität"  der  wirtschaftlichen  Interessen  be- 
kämpft die  Wolltextilindustrie  den  Wollzoll  mit  grofsem  Eifer  und  weist 
nach,  dafs  sie  dadurch  schwer  geschädigt  würde,  ohne  dafs  der  deutschen 
Schafzucht  dadurch  ein  wesentlicher  Aufschwung  verschafft  werden 
könne.  Daraus  ergiebt  sich  für  die  Regierung  die  Pflicht,  zu  prüfen, 
inwieweit  die  Hoffnungen  der  Landwirte  und  die  Befürchtungen  der 
Wollindustriellen  begründet  sind,  und  welche  dieser  entgegenstehenden 
Interessen  für  die  Gesamtheit  als  wichtiger  gelten  müssen.  Bisher  hat 
sich  die  Regierung  gegen  den  Wollzoll  entschieden,  verläfst  also  in  diesem 
Falle  den  ausdrücklich  proklamierten  Schutz  der  nationalen  Arbeit  auch 
für  die  Landwirtschaft.   Solche  Fälle  lassen  sich  in  grofser  Zahl  finden. 
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Sie  zeigen,  dafs  man  nicht  vom  Standpunkt  des  allgemeinen  Systems 
aus  die  Zollfrage  für  den  einzelnen  Produktionszweig  lösen  kann,  so 
bequem  und  einfach  das  auch  wäre,  sondern  dafs  man  den  mühseligen 
Weg  einer  gründlichen  Prüfung  der  besonderen  Verhältnisse  jedes  ein- 
zelnen Produktionszweiges  beschreiten  mufs,  wenn  "man  Mifsgriffe  ver- 
meiden will.  So  wie  also  die  Grundrichtung  der  äufseren  Handelspolitik 
im  allgemeinen  durch  die  in  einer  gegebenen  Zeit  obwaltenden  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  bestimmt  wird,  so  mufs  auch  die  besondere 
Kichtung  der  Handelspolitik  für  jeden  Produktionszweig  auf  Grund  der 
in  einer  gegebenen  Zeit  vorhandenen  besonderen  Bedürfnisse  dieses 
Zweiges  ermittelt  werden.  Nirgends  ist  die  Schablone  des  allgemeinen 
Prinzips  gefährlicher  als  in  wirtschaftlichen  Fragen.  Es  genügt  nicht, 
sich  über  die  allgemeine  Richtung  der  äufseren  Handelspolitik  klar  zu 
werden;  auch  die  Nutzanwendung  dieser  allgemeinen  Richtung  auf  den 
einzelnen  Fall  bedarf  einer  besonderen  Untersuchung.  Dafs  man  sich 
diese  Unbequemlichkeit  bei  dem  praktischen  Vorgehen  nicht  selten  er- 
spart hat,  beweist  nichts  dagegen.  Noch  weniger  kann  man  dafür  auf 
den  Umstand  verweisen,  dafs  gerade  Friedrich  List  das  Schutzzoll- 
system als  solches  unter  bestimmten  Voraussetzungen  angewendet  sehen 
wollte.  List  hatte  die  Absicht  und  nach  den  Zeitverhältnissen  die  Auf- 
gabe, nicht  einzelne  Schutzzölle  vorzuschlagen,  sondern  die  allgemeine 
Richtung  der  äufseren  Handelspolitik  festzustellen.  Diese  allgemeine  Rich- 
tung bestimmte  sich  in  jener  Zeit  für  Deutschland  nicht  dahin,  diese  oder 
jene  einzelne  Industrie  in  die  Höhe  zu  bringen,  sondern  dahin,  überhaupt 
eine  vielseitige  deutsche  Industrie  zu  entwickeln.  List  mufste  also  die 
industrielle  Erziehung  schlechthin  durch  Schutzzölle  befürworten.  Wo 
sich  heute  eine  ähnliche  Sachlage  wiederholt,  oder  wo  aus  anderen  Gründen 
die  allgemeine  Richtung  der  äufseren  Handelspolitik  bestimmt  werden 
mufs,  wird  man  ganz  ähnlich  handeln  müssen.  Ist  aber  an  der  Hand 
der  Bedürfnisse  der  Volkswirtschaft  diese  allgemeine  Richtung  festgestellt, 
und  geht  es  an  die  zu  ihrer  Durchführung  nötige  Einzelarbeit,  so  kann 
man  nicht  in  Bausch  und  Bogen  alles  nach  einem  Schema  behandeln, 
sondern  mufs  individualisieren  und  in  jedem  Fall  das  der  Gesamtheit 
Zuträglichste  zu  erkennen  bemüht  sein. 

Die  allgemeine  Richtung  der  Handelspolitik  wird  und  mufs  dem 
Freihandel  zugewendet  sein,  wenn  das  Land  eine  so  specielle  Ausge- 
staltung seiner  Produktion  hat,  dafs  es  mit  anderen  Ländern  nirgends 
zu  konkurrieren  hat  Finanzzölle  kann  es  dann  immer  noch  erheben, 
aber  für  Schutzzölle  ist  kein  Anlafs  da.  Ist  aber  die  Gestaltung  der 
Produktion  aus  natürlichen  und  geschichtlichen  Gründen  derart,  dafs  auf 
dem  in-  und  ausländischen  Markt  die  Konkurrenz  mit  anderen  Ländern 
aufzunehmen  ist,  dann  kann  die  äufsere  Handelspolitik  sich  von  dem 
Freihandel  möglicherweise  abwenden  müssen.   Das  wird  dann  nötig 
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sein,  wenn  die  ausländische  Konkurrenz  überlegen  ist,  sei  es  dafs  sie 
sich  auf  eine  längere  Entwicklung  stützen  kann,  sei  es  dafs  ihr  natür- 
liche Umstände  oder  wirtschaftspolitische  Mafsnahmen  oder  politische 
Ereignisse  einen  besonderen  Vorsprung  verschaffen.  Wenn  zwei  Acker- 
baustaaten, die  den  Schwerpunkt  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  auf  die- 
selbe Frucht  legen  müssen,  oder  wenn  zwei  Industriestaaten,  deren  Haupt- 
gewerbezweige gleichartig  sind,  neben  einander  bestehen,  und  wenn  einer 
von  ihnen  oder  beide  durch  die  gesteigerte  Produktion  auf  fremde  Ge- 
biete zur  Gewinnimg  des  Absatzes  übergreifen  müssen,  dann  ist  die 
Prüfung  der  Frage  unabweisbar,  ob  solche  Verschiedenheiten  in  den 
Produktionsbedingungen  bestehen,  dafs  ein  Ausgleich  durch  Schutzzölle 
nötig  wird.  Wenn  weiter  ein  Staat  durch  seine  Verhältnisse  und  natür- 
lichen Produktionsbedingungen  genötigt  ist,  sich  überhaupt  zur  stärkeren 
Pflege  der  Industrie  durchzuarbeiten  und  dabei  mit  der  Konkurrenz  von 
Ländern  zu  rechnen,  die  schon  eine  hohe  Leistungsfähigkeit  auf  gleich- 
artigen Gebieten  haben,  dann  kann  es  zur  Vermeidung  nutzloser  und 
entmutigender  Opfer  wiederum  nötig  werden,  vom  Freihandel  abzugehen 
u.  s.  w.  Das  ist  die  einfache  Pflicht  der  Selbsthilfe  des  schwächeren  Landes 
gegenüber  den  stärkeren  Konkurrenten. 

Ganz  dasselbe  kann  für  bestehende  oder  für  neu  zu  entwickelnde 
einzelne  Industrien  nötig  werden.  Das  Gesamtinteresse  des  Landes  kann 
es  auch  hier  nötig  machen,  den  Vorsprung  der  ausländischen  Konkurrenz 
durch  Schutzzölle  auszugleichen. 

Die  Voraussetzung  mufs  aber  in  jedem  Fall  die  sein,  dafs  die  Mög- 
lichkeit einer  gesteigerten  Leistungsfähigkeit  des  betr.  Produktionszweiges 
in  den  Gesamtverhältnissen  des  Landes  gegeben  ist,  und  dafs  .  die  Er- 
haltung oder  Ausbildung  dieser  Leistungsfähigkeit  durch  das  Gesamt- 
interesse erfordert  wird  und  durch  den  Schutzzoll  auch  herbeigeführt 
werden  kann. 

Diese  letztere  Voraussetzung  rollt  die  Frage  nach  der  Wirkung  der 
Schutzzölle  auf.  Von  ihrer  Beantwortung  hängt  es  ab,  ob  —  was  in 
den  bisherigen  Ausführungen  stillschweigend  vorausgesetzt  wurde  —  die 
Schutzzölle  überhaupt  ein  zweckmäfsiges  Mittel  sind,  um  die  im  Gesamt- 
interesse angestrebte  Förderung  der  einheimischen  Produktion  herbeizu- 
führen. Oft  wird  die  Zweckmäfsigkeit  der  Schutzzölle  schlechthin  be- 
stritten. Die  einen  lehnen  sie  ab,  weil  sie  den  Konsumenten  höhere 
Ausgaben  auflegen,  die  anderen,  weil  sie  den  geschützten  Produzenten 
doch  nicht  zu  dauernden  höheren  Preisen  verhelfen  können.  Beide  Er- 
wägungen treffen  nicht  den  •  Kern  der  Sache,  weil  sie  in  den  privat- 
wirtschaftlichen  Interessen  stecken  bleiben.  Nicht  das  ist  das  eigentliche 
Ziel  der  Schutzzölle,  den  inländischen  Produzenten  höhere  Preise  zu  ver- 
schaffen. Der  einzelne  Unternehmer  und  die  einzelne  Unternehmer- 
gruppe, die  nur  ihre  speciellen  Interessen  in  Obacht  zu  nehmen  haben, 
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werden  freilich  geneigt  sein,  nach  diesem  Gesichtspunkt  die  Schutzzölle 
zu  beurteilen.  Die  einzelnen  Konsumenten  werden  naturgemäfs  geneigt 
sein,  lediglich  die  Opfer  in  Betracht  zu  ziehen,  die  ihnen  möglicherweise 
durch  den  Zoll  auferlegt  werden,  Opfer  übrigens,  bei  deren  Abschätzung 
vielfach  übersehen  wird,  wie  leicht  sich  Zölle  auf  dem  langen  Wege  vom 
Importeur  und  Produzenten  zum  einzelnen  Konsumenten  abschleifen.  Die 
äufsere  Handelspolitik  hat  aber,  wie  immer  wieder  betont  werden  mufs, 
weder  das  einseitige  Sonderinteresse  der  Produzenten,  noch  das  einseitige 
Interesse  der  Konsumenten,  sondern  das  Gesamtinteresse  des  Landes 
wahrzunehmen,  und  für  sie  kommt  deshalb  lediglich  die  Frage  in  Be- 
tracht, ob  der  Zoll  im  stände  ist,  eine  der  Gesamtheit  unentbehrliche 
Leistungsfähigkeit  zu  erhalten  oder  eine  der  Gesamtheit  zuträgliche 
dauernde  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  inländischen  Produktion 
auszulösen.  Kann  der  Zoll  das  nicht,  so  ist  es  Thorheit,  ihn  einzuführen. 
Kann  er  es  aber,  so  ist  er  gerechtfertigt  Gerade  dann  aber  gehen  die 
anfänglichen  privatwirtschaftlichen  Nachteile  und  Vorteile  bald  wieder 
verloren.  In  der  Regel  erhöht  der  Schutzzoll  zunächst  die  Preise  auf 
dem  inländischen  Markt  zum  Nachteil  der  Konsumenten  und  zum  Vor- 
teil der  Produzenten;  Aber  diese  Vorteile  der  Produzenten  können  wieder 
verloren  gehen  durch  Rückgang  des  inneren  Konsums  oder  durch  stärkeres 
Wiedereindringen  der  auswärtigen  Konkurrenz,  die  bei  den  gesteigerten 
Inlandspreisen  die  durch  den  Zoll  bereitete  Erschwerung  wieder  über- 
winden kann,  oder  durch  Steigerung  der  Löhne  oder  durch  Aufstauen 
der  Waren  auf  dem  heimischen  Markt  In  all7  diesen  Fällen  ist  das 
Opfer  der  Konsumenten  vergeblich  gebracht,  weil  eine  Stärkung  oder 
auch  nur  eine  Erhaltung  der  inländischen  Leistungsfähigkeit  nicht  erzielt 
ist  Aber  die  durch  den  Zoll  erhöhten  Preise  können  auch  dazu  führen, 
dafs  sich  die  in  dem  geschützten  Produktionszweig  thätigen  Kräfte  und 
Mittel  leistungsfähig  erhalten  oder  auch,  was  noch  wichtiger  ist,  dafs 
sich  neue  Kräfte  und  Kapitalien  dem  geschützten  Produktionszweige  zu- 
wenden. Das  letztere  verstärkt  die  Konkurrenz  auf  dem  inländischen 
Markt;  dadurch  gehen  die  Preise  ebenfalls  wieder  herunter,  der  anfäng- 
liche Vorteil  der  Produzenten  und  der  anfängliche  Nachteil  der  Kon- 
sumenten geht  also  auch  in  diesem  Falle  wieder  verloren,  und  vom 
privatwirtschaftlichen  Standpunkt  aus  ist  damit  alles  wie  zuvor.  Aber 
für  die  Volkswirtschaft  bleibt  ein  dauernder  Gewinn.  Der  geschützte 
Produktionszweig  ist  leistungsfähiger  geworden,  er  kann  den  einheimischen 
Markt  besser  versorgen,  und  er  kann  auf  dem  ausländischen  Markt  wirk- 
samer konkurrieren,  und  das  allein  konnte  der  Zweck  des  Zolles  vom 
Standpunkt  der  Volkswirtschaft  aus  sein. 

Diese  Anziehung  von  neuen  Kräften  und  Kapitalien  ist  in  der  Regel 
zunächst  nur  eine  Umlenkung  von  im  Inlande  vorhandenen  Kräften  und 
Mitteln,  sie  kann  aber  in  ihrer  weiteren  Wirkung  auch  dauernd  ver- 
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mehrte  Gelegenheit  zur  ergiebigen  Arbeits-  und  Kapitalverwendung 
schaffen,  und  wenn  dieser  Vorgang  sich  vollzieht,  ohne  anderen  wich- 
tigen und  für  das  Gesamtinteresse  unentbehrlichen  Produktionszweigen 
die  erforderlichen  Kräfte  und  Mittel  in  störender  Weise  zu  entziehen,  so 
liegt  in  dieser  Umlenkung  ein  volkswirtschaftlicher  Vorteil.  Zum  Teil 
zieht  aber  der  geschützte  Produktionszweig  auch  ausländische  Kräfte  und 
Mittel  heran,  und  in  diesem  Falle  kann  eine  unmittelbare  Vermehrung 
der  Produktivkraft  des  Landes  erzielt  werden. 

Kein  Mensch  kann  behaupten,  dafs  jeder  Schutzzoll  diese  Wirkung 
haben  mufs,  aber  kein  Mensch  kann  auch  behaupten,  dafs  kein  Schutz- 
zoll so  wirken  kann.  Hier  sind  die  thatsächlichen  Verhältnisse  ent- 
scheidend, auf  die  der  Zoll  trifft  Wo  eine  schlummernde  Leistungs- 
fähigkeit nicht  vorhanden  ist,  kann  kein  Zoll  sie  auslösen,  wo  sie  aber 
besteht  und  nur  der  Erweckung  harrt,  da  kann  der  Schutzzoll  sie  auch  zur 
Bethätigung  bringen.  Die  Erfahrung  hat  das  unwiderleglich  festgestellt 

Da  nach  dem  Gesagten  die  volkswirtschaftliche  Wirkung  verschieden 
sein  kann,  so  liegt  darin  eine  neue  Aufforderung,  im  einzelnen  Fall  die 
Voraussetzungen  für  die  Wirkung  des  Zolles  zu  prüfen  und  nicht  dem 
Prinzip  zu  liebe  alles  zu  befürworten  oder  alles  zu  bekämpfen,  was 
Schutzzoll  heilst 

Die  bezeichnete  günstige  volkswirtschaftliche  Wirkung  einer  Er- 
haltung und  Steigerung  der  produktiven  Leistungsfähigkeit  kann,  wenn  die 
Voraussetzungen  vorhanden  sind,  sowohl  bei  fertigen  Verbrauchsartikeln 
als  auch  bei  Halbfabrikaten  als  auch  bei  Koh-  und  Hilfsstoffen  und 
Lebensmitteln  eintreten.  Es  ist  deshalb  auch  nicht  zulässig,  Zölle  auf 
Halbfabrikate,  auf  Koh-  und  Hilfsstoffe  und  auf  landwirtschaftliche  Er- 
zeugnisse überhaupt  unterschiedslos  zu  bekämpfen.  Nur  das  darf  man 
für  die  mittel-  und  westeuropäischen  Länder  im  allgemeinen  erklären, 
dafs  die  Aussicht  auf  Auslösung  einer  gröfseren  Leistungsfähigkeit  bei 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  viel  geringer  ist,  weil  die  natürlichen 
Verhältnisse  des  Bodens  und  des  Klimas  hier  engere  Grenzen  ziehen, 
als  bei  gewerblichen  Erzeugnissen.  Dieser  praktische  Gesichtspunkt 
mahnt  in  Mittel-  und  Westeuropa  unzweifelhaft  zu  gröfster  Vorsicht  bei 
landwirtschaftlichen  Schutzzöllen.  Mit  allgemeinen  und  prinzipiellen 
Gründen  aber  kann  man  sie  nicht  bekämpfen. 

Von  einer  Überschätzung  der  Wirkung  der  Schutzzölle  mufs  man 
sich  fern  halten.  Sie  sind  zwar  ein  sehr  wichtiges  Mittel  der  äufseren 
Handelspolitik,  aber  nur  eines  unter  den  vielen  Momenten,  von  denen 
die  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  im  Inlande  und  auf  dem  inter- 
nationalen Markt  abhängen.  Bedarfsrichtung  und  Kaufkraft  der  Be- 
völkerung im  eigenen  Lande  und  in  fremden  Ländern  können  für  den 
Absatz  viel  wichtiger  sein  als  Schutzzölle,  und  die  thatsächlichen  und 
dauernden  Voraussetzungen  für  die  produktive  Arbeit  des  Volkes  können 
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nicht  durch  Schutzzölle  erzeugt  werden.  Niemals  bringt  der  Schutzzoll 
allein  dem  Lande  Nutzen,  aber  er  kann  dazu  führen,  dem  Wirksamwerden 
vorhandener,  aber  bei  ungehinderter  auswärtiger  Konkurrenz  überhaupt 
nicht  oder  nicht  genügend  zu  entwickelnder  Keime  wirtschaftlichen  Fort- 
schrittes Hindernisse  aus  dem  Wege  zu  räumen. 

Hat  er  das  gethan,  und  sind  die  Keime  zur  vollen  Blüte  aufgegangen, 
dann  bedarf  es  normalerweise  des  Schutzzolles  nicht  mehr.  So  wie 
nach  dem  oben  Entwickelten  Freihandel  und  Schutzzoll  überhaupt  als 
allgemeine  Richtung  der  Handelspolitik  nur  eine  zeitlich  beschränkte  Be- 
deutung haben,  so  mufs  auch  jeder  wirksame  Schutzzoll  sich  selbst 
schliefslich  entbehrlich  machen,  früher  oder  später. 

Noch  eins  mufs  erwähnt  werden.  Die  Wirkung  des  Schutzzolles 
ist  nicht  dieselbe  in  kleinen  Ländern  wie  in  grofsen.  Je  gröfser  das 
Land,  je  mannigfaltiger  seine  natürlichen  Produktionsmöglichkeiten,  je 
verschiedenartiger  die  klimatischen  Verhältnisse  seiner  Teile,  desto  eher 
ist  es  möglich,  die  Schutzzölle  ohne  Nachteil  für  das  Land  durchzuführen 
und  mit  ihnen  eine  günstige  Beeinflussung  vorhandener  Entwicklungskeime 
zu  bewirken.  Schutzzölle,  die  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
oder  von  Rufsland  um  ihr  so  mannigfaltig  ausgestattetes  gewaltiges  Gebiet 
gelegt  werden,  Schutzzölle,  mit  denen  England  sein  gesamtes,  auf  die 
ganze  Erde  verteiltes  Kolonialreich  zusammen  mit  dem  Stammlande  gegen- 
über der  übrigen  Welt  umgürtet,  oder  gar  Schutzzölle,  die  nach  Verwirk- 
lichung der  panamerikanischen  Ideen  und  nach  gröfserer  Bethätigung 
der  Kolonialbestrebungen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  den  so 
geschaffenen  Kreis  zusammengehöriger  und  sich  in  der  reichhaltigsten 
Weise  ergänzender  Länder  von  der  übrigen  Welt  trennen:  solche  Schutz- 
zölle haben  ganz  andere  Bedeutung,  als  die  Zölle  eines  kleinen  Landes 
mit  weniger  reich  abgestuften  Produktionsmöglichkeiten.  Die  mittel- 
europäischen Staaten  werden  daraus  dermaleinst  die  Konsequenzen 
ziehen  müssen. 

§  3.  Die  Handelsverträge.  Die  Richtung  der  Zollpolitik  wird  sich 
naturgemäfs  auch  in  den  Handelsverträgen  geltend  machen;  deren  Be- 
sprechung mufs  sich  deshalb  an  die  Behandlung  der  Zölle  unmittelbar 
anschliefsen,  zumal  gerade  die  zollpolitische  Seite  der  Handelsverträge 
neuerdings  immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten  ist 

„Handelsverträge*4  sind  Vereinbarungen  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Nationen  zur  Regelung  ihrer  gegenseitigen  wirtschaftlichen  Beziehungen. 
Auch  hier  wird  das  Wort  „Handel"  in  weitestem  Sinne  genommen. 
Thatsächlich  geht  der  Inhalt  der  Handelsverträge  vielfach  weit  über 
den  Umkreis  des  Handels  hinaus  und  ergreift  die  Gesamtheit  der  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  den  beteiligten  Ländern.  Wären  diese 
wirtschaftlichen  Beziehungen,  wäre  insbesondere  der  Güteraustausch 
zwischen  den  Ländern  von  den  einzelnen  Staaten  gänzlich  freigegeben, 
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so  würde  es  der  Handelsverträge  nicht  bedürfen.  Sie  werden  aber  sofort 
nötig,  wenn  die  einzelnen  Nationen  als  besondere  Wirtschaftsgebiete  auf 
die  Wahrnehmung  ihrer  nationalen  wirtschaftlichen  Interessen  bedacht 
sind  und  durch  allerlei  Mittel,  insbesondere  durch  Zölle,  den  internatio- 
nalen Güteraustausch  in  bestimmter  Richtung  zu  beeinflussen  suchen. 
Jede  äufsere  Handelspolitik,  die  ihre  Aufgabe  nicht  in  dem  blofsen  Ge- 
schehenlassen erblickt,  mufs  sich  der  Handelsverträge  bedienen.  Sie 
sind  ein  unentbehrliches  und  äufserst  wichtigstes  Mittel  der  äufseren 
Handelspolitik  und  müssen  sich  deshalb  auch  der  allgemeinen  Richtung 
dieser  Politik  anpassen.  Gerade  bei  den  Handelsverträgen  zeigt  sich 
aber  deutlich,  wie  wenig  die  äufsere  Handelspolitik  aus  dem  Zusammen- 
hang mit  der  allgemeinen  auswärtigen  Politik  gelöst  werden  kann. 
Allgemeine  politische  Rücksichten  spielen  thatsächlich  eine  wichtige  Rolle 
bei  der  Frage,  ob  und  in  welcher  Ausgestaltung  mit  einem  fremden  Staat 
ein  Handelsvertrag  geschlossen  werden  soll.  Unter  Umständen  kann 
das  treibende  Motiv  für  den  Abschlufs  eines  Handelsvertrages  in  der  Ab- 
sicht liegen,  eine  politische  Annäherung  an  einen  fremden  Staat  herbei- 
zuführen oder  ein  politisches  Zerwürfnis  mit  ihm  zu  vermeiden.  In 
solchen  Fällen  kann  ein  Staat  sich  genötigt  sehen,  den  allgemeinen  poli- 
tischen Interessen  gewisse  wirtschaftliche  Interessen  zu  opfern.  Die 
Handels-  und  Gewerbetreibenden  und  die  Landwirte  werden,  soweit  sie 
von  diesem  Opfer  berührt  werden,  derartigen  Abmachungen  unfreund- 
lich gegenüber  stehen,  und  Niemand  kann  ihnen  das  verdenken.  Aber 
ebenso  wenig  kann  es  der  Staatsregierung  verdacht  werden,  wenn  sie 
um  höher  stehender  allgemeiner  politischer  Interessen  willen  unvermeid- 
liche wirtschaftliche  Opfer  nicht  scheut  Natürlich  sind  das  Ausnahme- 
fälle, und  im  allgemeinen  mufs  erwartet  werden,  dafs  das  wirtschaftliche 
Interesse  des  Landes  bei  den  Handelsverträgen  voll  gewahrt  wird.  Das 
wirtschaftliche  Interesse  des  Landes  fällt  nicht  immer  zusammen  mit  dem 
wirtschaftlichen  Interesse  einzelner  Erwerbsklassen,  und  insoweit  kann 
es  berechtigt  sein,  wenn  Sonderinteressen  einzelner  Erwerbskreise  in  den 
Handelsverträgen  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden.  Einen  Handels- 
vertrag zu  schlief sen,  mit  dem  alle  Erwerbskreise  des  Landes  gleich- 
mäfsig  zufrieden  sind,  ist  eine  unlösbare  Aufgabe. 

Die  Handelsverträge  werden  entweder  von  vornherein  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  abgeschlossen,  oder  es  wird  ihnen  eine  bestimmte  zeitliche 
Grenze  nicht  gesetzt  Bei  Verträgen  auf  bestimmte  Dauer  wird  zum  Teil 
eine  Kündigung  innerhalb  einer  genau  bezeichneten  Frist  vor  Ablauf  der 
ursprünglichen  Vertragsdauer  vorgesehen  derart,  dafs  mangels  der  Kün- 
digung der  Vertrag  auf  eine  festbestimmte  Zeit  weiterläuft,  vor  deren 
Ablauf  dann  wiederum  gekündigt  werden  mufs,  mit  gleichen  Wirkungen 
für  den  Fall  des  Ausbleibens  der  Kündigung.  Bei  anderen  Verträgen 
auf  bestimmte  Dauer  fehlt  eine  Kündigungsklausel,  sodafs  die  Verträge 
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durch  Ablauf  der  ursprünglichen  Vertragsdauer  erlöschen  und  durch  be- 
sonders vereinbarte  neue  Verträge  ersetzt  werden  müssen,  wenn  nicht 
ein  vertragsloser  Zustand  eintreten  soll. 

Bei  Verträgen  ohne  feste  Zeitbegrenzung  ist  vielfach  die  Aufhebung 
jederzeit  durch  Kündigung  —  mit  Innehaltung  einer  gewissen  Nachfrist 
—  herbeizuführen.  Bisweilen  fehlt  aber  eine  solche  Bestimmung,  sodafs 
an  sich  der  Vertrag  immer  weiter  laufen  mufs  und  sich  denjenigen  Ver- 
trägen nähert,  die  ausdrücklich  auf  „ewige  Zeiten"  abgeschlossen  sind. 
Die  „ewigen44  Verträge  gelten  immer  nur  so  lange,  als  sie  nicht  durch 
neue  Verträge  ersetzt  oder  von  selbst  gegenstandslos  oder  gewaltsam 
zerrissen  werden.  Auf  ewige  Dauer  war  z.  B.  der  berühmt  gewordene 
Methuenvertrag  zwischen  England  und  Portugal  von  1703  geschlossen, 
der  bis  1830  bestand.  Ein  ewiger  Handelsvertrag  ist  auch  die  Meist- 
begünstigungsklausel im  Art.  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages  vom 
10.  Mai  1871  zwischen  Deutschland  und  Frankreich.  Mit  dem  Eintritt 
eines  Krieges  würde  der  Vertrag  natürlich  hinfällig  werden. 

Der  Inhalt  der  Handelsverträge  ist  sehr  verschieden.  Bisweilen 
werden  über  Schutz  des  geistigen  Eigentums,  über  sanitäts-  und  veterinär- 
polizeiliche Angelegenheiten,  über  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsverkehr,  über 
konsularische  Vertretung,  über  Gewerbebefugnisse,  Niederlassungsfreiheit 
und  innere  Besteuerung  der  Angehörigen  der  Vertragsstaaten,  über  Be- 
handlung der  kaufmännischen  Reisenden,  über  Grenz-  und  Marktverkehr, 
über  Veredelungsverkehr  u.  s.  w.  auch  in  den  Handelsverträgen  Ab- 
machungen getroffen,  während  in  anderen  Fällen  manche  dieser  Materien 
durch  besondere  Verträge  geregelt  werden. 

Die  in  diesem  Zusammenhange  wichtigsten  Abmachungen  beziehen 
sich  auf  Handels-  und  Niederlassungsfreiheit  und  auf  die  Zollfrage.  Die 
Niederlassungsfreiheit  bedeutet,  dafs  die  Angehörigen  der  Vertragsstaaten 
im  Gebiet  des  beteiligten  anderen  Staates  sich  nach  freier  Wahl  nieder- 
lassen und  dort  ihrem  Erwerbe  nachgehen  können,  ohne  einer  ungün- 
stigeren Behandlung  als  die  Angehörigen  des  betr.  Staates  ausgesetzt  zu 
sein.  Es  handelt  sich  also  hier  um  eine  privatrechtliche  —  keineswegs 
aber  um  eine  öffentlichrechtliche  —  Gleichstellung  mit  den  Inländern. 
Dieser  Grundsatz  ist  in  den  Kulturstaaten  meist  ohnehin  schon  zur  Durch- 
führung gebracht,  und  besondere  Abmachungen  darüber  in  den  Handels- 
verträgen sind  deshalb  oft  entbehrlich,  werden  aber  nichtsdestoweniger 
noch  häufig  ausgesprochen.  Mit  Staaten,  deren  Gesetzgebung  noch 
nicht  auf  diesem  Grundsatz  angelangt  ist,  müssen  natürlich  solche  Ab- 
machungen getroffen  werden,  um  den  dort  thätigen  eigenen  Staatsange- 
hörigen die  nötige  Bewegungsfreiheit  und  Sicherheit  zu  schaffen.  Statt 
und  neben  der  Gleichstellung  mit  den  Inländern  wird  auch  wohl  die 
Gleichstellung  mit  den  Angehörigen  der  am  meisten  begünstigten  Nation 
ausgesprochen. 
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Die  „Handelsfreiheit",  die  sich  die  Vertragsstaaten  in  der  Regel 
gleich  im  Anfang  des  Vertrages  zusichern,  und  die  nicht  selten  in  die 
feierliche  Formel  einer  vollen  und  gänzlichen  gegenseitigen  Handelsfreiheit 
gekleidet  worden  ist,  bedeutet  nicht  Zollfreiheit  Sie  stellt  vielmehr  auf 
der  einen  Seite  eine  Ergänzung  der  Niederlassungsfreiheit  in  der  Richtung 
auf  den  Betrieb  des  Handels  dar  und  besagt  auf  der  anderen,  dafs  der 
gegenseitige  Warenverkehr  nach  Malsgabe  der  geltenden  allgemeinen 
oder  der  vereinbarten  besonderen  Zollbestimmungen  erfolgen  und  grund- 
sätzlich nicht  durch  Einfuhr-,  Ausfuhr-  oder  Durchfuhrverbote  gehemmt 
werden  darf.  Vielfach  werden  aber  ausdrücklich  Ausnahmen  von  diesem 
„Verbot  der  Verbote"  zugelassen,  z.  B.  aus  gesundheitspolizeilichen  Rück- 
sichten oder  zum  Zweck  der  Sicherung  eines  bestehenden  oder  künftigen 
Staatsmonopols,  aus  sicherheitspolizeilichen  Rücksichten  u.  s.  w. 

Der  Schwerpunkt  liegt  bei  den  Handelsverträgen  jetzt  auf  den  zoll- 
politischen Abmachungen.  Hierbei  können  die  Staaten  sich  damit  be- 
gnügen, sich  das  Recht  der  Meistbegünstigung  auszubedingen,  oder  aber 
die  Erhöhung  bestimmter  Zollsätze  durch  deren  „Bindung"  ausschliefsen 
oder  bestimmte  Zollermäfsigungen  vereinbaren  und  sowohl  der  Bindung 
als  auch  der  Ermäfsigung  bestimmter  Zollsätze  entweder  noch  die  Meist- 
begünstigungsklausel hinzufügen  oder  nicht 

Die  Meistbegünstigungsklausel,  die  namentlich  seit  den  60  er  Jahren 
sehr  häufig  zur  Anwendung  gelangt  ist,  hat  eine  negative  Bedeutung 
insofern,  als  sie  verhindern  will,  dafs  Angehörige  und  Waren  und  Schiffe 
dritter  Staaten  günstiger  in  dem  anderen  Vertragsstaat  behandelt  werden, 
als  die  eigenen,  und  eine  positive  Bedeutung  insofern,  als  sie  den  eigenen 
Angehörigen,  Waren  und  Schiffen  den  Mitgenufs  aller  der  Begünstigungen 
sichern  will,  welche  der  andere  Vertragsstaat  dritten  Staaten  künftig  ge- 
währen wird.  Dieses  Zugeständnis  machen  sich  die  Vertragsstaaten 
gegenseitig,  und  das  führt  dazu,  dafs  sie  mit  dritten  Staaten  ihre  Be- 
ziehungen nicht  regeln  können,  ohne  dafs  der  meistbegünstigte  Staat 
davon  mitberührt  wird.  Im  einzelnen  wird  die  Meistbegünstigungsklausel 
sehr  verschieden  ausgestaltet. 

Man  hat  zunächst  bedingte  und  unbedingte  Meistbegünstigungs- 
klauseln. Die  bedingte  Meistbegünstigungsklausel  sichert  dem  Vertrags- 
staat nur  diejenigen  Begünstigungen  ohne  weiteres  zu,  welche  dritten 
Staaten  ohne  Gegenleistung  zugestanden  werden.  Ist  dagegen  die  Be- 
günstigung des  dritten  Staates  an  eine  bestimmte  Gegenleistung  geknüpft, 
so  kann  auch  der  meistbegünstigte  Vertragsstaat  erst  dann  den  Mitgenufs 
erlangen,  wenn  er  eine  gleichwertige  Gegenleistung  gewährt  Derart 
lauteten  die  älteren,  vor  den  60er  Jahren  vereinbarten  Meistbegünsti- 
gungsklauseln, und  in  diesem  Sinne  legen  auch  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  die  von  ihnen  zugestandene  Meistbegünstigung  aus.  Die 
unbedingte  Meistbegünstigungsklausel,  die  seit  Anfang  der  60er  Jahre 
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viel  angewandt  worden  ist,  geht  dahin,  dafs  dem  Vertragsstaat  der  Mit- 
genufs  der  Begünstigung,  die  einem  dritten  Staat  gewährt  ist,  ohne 
weiteres  und  ohne  besondere  Gegenleistung  zusteht 

Die  Meistbegünstigung  kann  weiter  entweder  sachlich  unbeschränkt 
sein,  also  sich  auf  jedwede  Begünstigung  beziehen,  die  einem  dritten 
Staat  gewährt  wird,  oder  aber  auf  bestimmte  Arten  der  Begünstigung 
beschränkt  werden.  Im  Frankfurter  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871 
Art  11  wird  die  Meistbegünstigung  beschränkt  auf  Eingangs-  und  Aus- 
gangsabgaben, auf  den  Durchgangsverkehr,  auf  die  Zollförmlichkeiten 
und  auf  die  Zulassung  und  Behandlung  beider  Nationen  und  ihrer  Ver- 
treter. In  den  deutschen  Handelsverträgen  vom  Dezember  1891  wird 
die  Meistbegünstigung  bezogen  nur  auf  Höhe,  Sicherung  und  Erhebung 
der  Ein-  und  Ausgangsabgaben  und  auf  die  Behandlung  der  Durchfuhr. 

Soweit  sich  die  Meistbegünstigung  auf  Zölle  bezieht,  kann  sie  ent- 
weder alle  Waren  umfassen  oder  bestimmte  Waren  ausnehmen  oder  sich 
von  vornherein  nur  auf  bestimmt  bezeichnete  Warengruppen  erstrecken. 

Auch  in  räumlicher  Beziehung  kann  die  Wirkung  der  Meistbegünsti- 
gungsklausel eingeengt  sein.  Sie  bezieht  sich  zunächst  naturgemäfs  nicht 
auf  die  Begünstigung,  die  der  Vertragsstaat  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs im  Grenzgebiet  seinem  Nachbar  gewährt  Derartige  Erleichterungen 
gelten  überhaupt  nur  in  der  bestimmt  bezeichneten  und  räumlich  fest 
abgegrenzten  Zone  in  unmittelbarer  Nähe  der  Grenze  und  können  des- 
halb auf  andere  angrenzende  Staaten  nicht  übertragen  werden,  und  für 
nicht  angrenzende  Staaten  sind  sie  ganz  bedeutungslos. 

Von  dem  'Grenzverkehr  abgesehen,  kann  die  Meistbegünstigungs- 
klausel alle  Begünstigungen  erfassen,  die  irgend  einem  dritten  Staat  zu- 
gestanden werden,  oder  nur  solche  Begünstigungen,  die  bestimmten 
Ländern  gewährt  werden.  In  letzterer  Beziehung  spielen  namentlich  die 
unmittelbar  benachbarten  Staaten  eine  Rolle,  freilich  in  verschiedener 
Weise.  Südamerikanische  Staaten  haben  neuerdings  wiederholt  die  Be- 
günstigungen, die  sie  ihren  Nachbarstaaten  geben,  von  der  Meistbegün- 
stigungsklausel ausgeschlossen.  Hier  dreht  es  sich  eben  zum  Teil  um 
Begünstigungen,  die  gerade  durch  die  räumliche  Nachbarschaft  veranlafst 
werden,  die  aber  entfernt  gelegenen  Staaten  zu  gewähren  kein  Anlafs 
vorliegt  In  etwas  anderer  und  praktisch  weniger  bedeutsamer  Form  er- 
scheint dieser  Gedanke  in  dem  deutsch-österreichischen  Handelsvertrag  vom 
6.  Dezember  1891.  Hier  sind  ausgeschlossen  die  Begünstigungen,  welche 
etwa  eine  von  dem  Vertragsstaat  abgeschlossene  Zollunion  gewähren 
wird.  Zollunionen  werden  der  Natur  der  Sache  nach  nur  zwischen  be- 
nachbarten Ländern  entstehen.  Diese  schliefsen  sich  dadurch  zu  einem 
einheitüchen  Wirtschafte-  und  Zollgebiet  zusammen,  und  dadurch  wird 
eigentlich  an  die  Stelle  des  ursprünglichen  Vertragsteiles  ein  neues 
handelspolitisches  Subjekt  gesetzt,  dessen  Handlungen  nicht  durch  die 
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Abmachungen  des  ursprünglichen  Vertragsteiles  im  voraus  gebunden 
werden  können.  Einstweilen  hat  das  freilich  nur  eine  theoretische  Bedeutung. 

Handelt  es  sich  in  den  besprochenen  Fällen  darum,  die  Begünstigung 
der  Nachbarstaaten  nicht  durch  die  Meistbegünstigungsklausel  zu  verall- 
gemeinern, so  hat  der  Art  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages  gerade 
eine  entgegengesetzte  Absicht  gehabt  Er  unterwirft  der  Meistbegünstigungs- 
klausel nur  diejenigen  Begünstigungen,  welche  Deutschland  oder  Frank- 
reich an  England,  Belgien,  Holland,  die  Schweiz,  Oesterreich  und  Rufs- 
land gewähren  wird.  Für  Deutschland  sind  Belgien,  Holland,  die  Schweiz, 
Oesterreich  und  Rufsland  Nachbarstaaten,  die  nur  durch  die  Landesgrenze 
vom  deutschen  Gebiet  geschieden  werden.  Deutschlands  sämtliche  Kon- 
tinentalnachbarn mit  Ausnahme  von  Dänemark  und  Frankreich  werden 
also  hier  erwähnt  England  ist  zwar  durch  die  See  von  Deutschland 
getrennt^  aber  insofern  als  Nachbarstaat  anzusehen,  als  seine  Seeverbindung 
mit  Deutschland  nicht  durch  fremde  Staaten  unterbrochen  wird.  That- 
sächlich  hat  also  Deutschland  die  Begünstigungen  an  seine  Nachbar- 
staaten auf  Grund  der  Meistbegünstigung  an  Frankreich  zu  gewähren. 
Da  Frankreich  selbst  ein  Nachbarstaat  Deutschlands  ist,  so  liegt  hier 
die  Idee  zu  Grunde,  sich  nur  bezüglich  der  handelspolitischen  Ab- 
machungen mit  den  unmittelbaren  Nachbarn  der  Meistbegünstigung  zu 
unterwerfen. 

Handelsverträge,  deren  zollpolitische  Abmachung  sich  auf  die  Meist- 
begünstigungsklausel beschränkt,  heifsen  Meistbegünstigungsverträge. 
Ein  solcher  Vertrag  ist  an  sich  ein  leeres  Blatt  Papier.  Einen  bestimmten 
Inhalt  und  eine  thatsächliche  Bedeutung  für  das  Zollwesen  erlangt  er 
für  den  Vertragsstaat  erst  dann,  wenn  der  Gegenkontrahent  dritten  Ländern 
bestimmte  Zollzugeständnisse  macht,  und  für  den  Gegenkontrahenten  erst 
dann,  wenn  der  Vertragsstaat  zu  solchen  Zugeständnissen  übergeht 
Werden  nur  von  dem  einen  Teil  dritten  Staaten  bestimmte  Zollzugeständ- 
nisse gemacht,  so  ist  das  für  ihn  nachteilig  insofern,  als  der  andere  Staat 
diese  Zugeständnisse  mitgeniefst,  ohne  selbst  etwas  als  Gegenleistung 
zu  bieten.  Es  kann  ein  Land,  wie  das  Vorgehen  Argentiniens  zeigt,  sich 
selbst  in 'vielen  Ländern  Zollbegünstigungen  auf  Grund  der  Meistbegünsti- 
gung verschaffen,  ohne  selbst  den  anderen  Staaten  irgend  welche  Be- 
günstigung von  praktischer  Bedeutung  zu  gewähren.  Dazu  ist  nur  nötig, 
dafs  der  betreffende  Staat  lediglich  Meistbegünstigungsverträge  schliefst; 
er  behält  dann  für  sich  die  volle  Möglichkeit,  nach  Belieben  seine  Zölle 
zu  gestalten  und  der  Einfuhr  aus  den  Vertragsstaaten  wachsende  Zoll- 
hindernisse in  den  Weg  zu  legen,  geniefst  aber  seinerseits  jedes  Zuge- 
ständnis mit,  das  einer  dieser  Vertragsstaaten  dritten  gewährt  Die  blofse 
Meistbegünstigungsklausel  kann  also  zu  einer  sehr  ungleichen  Verteilung 
der  Vorteile  führen.  Derjenige  Staat,  welcher  durch  seine  Verhältnisse 
genötigt  ist,  dritten  Ländern  bestimmte  Zollzugeständnisse  zu  machen, 
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ist  durch  die  Meistbegünstigungsklausel  genötigt,  diesen  Zugeständnissen 
eine  allgemeinere  Wirkung  zu  geben,  und  das  kann  unter  Umständen 
seinen  Interessen  nicht  entsprechen. 

Man  kann  diesen  Nachteilen  dadurch  vorbeugen,  dafs  man  das  räum- 
liche Wirkungsgebiet  der  Meistbegtinstigungsklausel  in  bestimmter  Weise 
beschränkt,  also  diejenigen  dritten  Staaten  genau  bezeichnet,  denen  Zu- 
geständnisse nur  unter  gleichzeitigem  Mitgenufs  des  Vertragsstaates  ge- 
geben werden  können.  Diese  Staaten  müssen  natürlich  nach  Mafsgabe 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  ausgesucht  werden;  es  brauchen  nicht 
immer  gerade  die  Nachbarstaaten  zu  sein,  da  unter  Umständen  die  In- 
teressen des  Landes  gerade  gegenüber  den  Nachbarstaaten  eine  freiere 
Bewegung  nötig  machen,  die  nicht  eingeengt  ist  durch  die  Besorgnis  vor 
ungünstig  wirkender  Verallgemeinerung  der  gewährten  Zugeständnisse. 

Für  den  Mitgenufs  der  Begünstigungen  an  andere  als  die  bezeichneten 
Staaten  können  dann  ev.  besondere  Abmachungen  getroffen,  z.  B.  eine 
Gegenleistung  vorgeschrieben  werden,  falls  man  diesen  Mitgenufs  nicht 
ganz  ausschliefsen  will. 

Auch  der  entgegengesetzte  Weg  kann  gegebenenfalls  zweckmäfsig 
sein,  dafs  in  dem  Vertrage  nur  die  Staaten  bezeichnet  werden,  denen 
Zugeständnisse  ohne  gleichzeitigen  Mitgenufs  des  Vertragsstaates  gewährt 
werden  können,  während  Zugeständnisse  an  alle  übrigen  Länder  der 
Meistbegünstigungsklausel  unterliegen. 

Der  Umstand,  dafs  die  Meistbegünstigungsklausel  dem  Staate  nach- 
teilig werden  kann,  hat  sie  neuerdings  etwas  in  Mifskredit  gebracht 
Man  darf  sie  aber  nicht  schlechthin  verwerfen;  sie  kann  in  Verbindung 
mit  anderen  Abmachungen  und  unter  Umständen  selbst  ohne  gleichzeitige 
andere  Abmachungen  nützlich  sein;  man  mufs  nur  versuchen,  ihre  Aus- 
gestaltung im  einzelnen  mehr  den  besonderen  Bedürfnissen  des  Landes 
anzupassen.  — 

Die  Zollbindung  kann  an  sich  in  einer  ganz  allgemeinen  Form  er- 
scheinen derart,  dafs  der  Vertragsstaat  sich  verpflichtet,  seine  Zölle  über- 
haupt während  der  Vertragsdauer  gegenüber  dem  anderen  Teil  nicht  zu 
erhöhen.  Dazu  kann  aber  praktisch  ein  Staat  nicht  übergehen,  da  er 
damit  während  der  Vertragsdauer  die  eigene  Festsetzung  des  Zolltarifs 
ganz  aus  der  Hand  giebt  Der  andere  Vertragsteil  seinerseits  bedarf 
einer  so  allgemeinen  Zollbindung  auch  nicht,  da  er  nicht  für  alle  im 
Zolltarif  genannten  Waren  an  der  Verhinderung  einer  Zollerhöhung  in- 
teressiert ist  In  Wirklichkeit  werden  also  nur  bestimmte  Zollsätze  ge- 
bunden, die  dann  im  Vertrage  nach  Gegenstand,  Mafsstab  und  Höhe 
genau  bezeichnet  werden.  Die  Zollermäfsigung  wird  ebenfalls  nur  für 
ganz  bestimmte  Zölle  vereinbart  Beides  führt  also  dazu,  dafs  der  Han- 
delsvertrag einen  bestimmten  Zolltarif  enthält,  der  auf  der  einen  Seite 
eine  Zollermäfsigung  bewirken  und  auf  der  anderen  Seite  eine  Erhöhung 
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bestehender  Zölle  verhindern  will.  Ein  solcher  Handelsvertrag  wird 
„Tarifvertrag"  genannt  Aus  den  verschiedenen  Tarifverträgen  des  Landes 
bildet  sich  ein  Zolltarif,  der  nur  für  den  Verkehr  mit  den  Vertragsstaaten 
Geltung  hat  und  als  „Vertragstarif44  oder  „Konventionaltarif44  dem  allge- 
meinen Zolltarif  oder  Generaltarif  gegenüber  gestellt  wird. 

Der  Zweck  der  Tarifvereinbarung  im  Handelsvertrage  ist  für  jeden 
der  Vertragsstaaten  der,  seiner  Ausfuhr  nach  dem  anderen  Staat  be- 
stimmte Vorteile  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Zölle  zu  verschaffen  und 
diese  Vorteile  für  eine  bestimmte  Zeit  gegen  die  Änderung  seitens  der 
Gesetzgebung  des  anderen  Staates  zu  sichern.  Die  Ausfuhr  nach  dem 
anderen  Staat  erlangt  dadurch  entweder  die  Sicherheit,  dafs  während 
der  Vertragsdauer  bestimmte  bestehende  Zollsätze  nicht  weiter  erhöht 
werden  können,  oder  aber  den  unmittelbaren  Vorteil  billigerer  Zollsätze 
vom  Inkrafttreten  des  Vertrages  an  und  die  Gewähr,  dafs  diese  Ermäfsi- 
gungen  während  der  Vertragsdauer  bestehen  bleiben,  oder  auch  sowohl 
den  einen  wie  den  anderen  Vorteil.  In  jedem  Falle  ist  dadurch  für  die 
Ausfuhr  nach  dem  anderen  Vertragsstaat  ein  fester  Zustand  geschaffen; 
sie  kann  mit  gleichbleibenden  Bedingungen  ihrer  Arbeit  rechnen,  soweit 
sie  vom  Zolltarif  abhängen.  Darin  allein  liegt  schon  ein  grofser  Ge- 
winn. Hat  der  andere  Vertragsstaat  überdies  solche  Zollermäfsigungen 
zugestanden,  dafs  die  Ausfuhr  dorthin  wesentlich  erleichtert  wird,  so 
gewinnt  diese  einen  wesentlichen  Vorsprung  vor  der  Konkurrenz  dritter 
Länder  und  behält  diesen  Vorsprung  so  lange,  als  nicht  etwa  der  andere 
Vertragsstaat  durch  die  gleichzeitig  bestehenden  Meistbegünstigungsver- 
träge genötigt  ist,  dritten  konkurrierenden  Ländern  den  Mitgenufs  der 
Ermäfsigung  zu  gewähren.  Enthält  der  Tarifvertrag  gleichzeitig  auch 
die  Meistbegünstigungsklausel,  so  hat  die  Ausfuhr  nach  dem  anderen 
Vertragsstaat  die  Aussicht,  ev.  noch  weitere  Begünstigungen  zu  erlangen^ 
die  durch  Tarifverträge  des  anderen  Vertragsstaates  mit  dritten  Nationen 
vereinbart  werden. 

Es  ist  klar,  dafs  diese  Begünstigung  der  Ausfuhr  und  diese  Sicherung 
fester  Zollverhältnisse  für  die  Vertragsdauer  dem  beteiligten  Exportstaat 
wertvolle  Vorteile  zu  schaffen  vermag,  am  wertvollsten  dann,  wenn  der 
Exportstaat  besondere  Gegenleistungen  nicht  übernommen  hat  In  der 
Regel  und  normalerweise  kann  aber  der  Exportstaat  nicht  lediglich  Vor- 
teile nehmen,  sondern  er  mufs  auch  Vorteile  geben,  und  zu  dem  Zwecke 
mufs  er  seinerseits  der  Einfuhr  aus  dem  anderen  Staat  ebenfalls  Ver- 
günstigungen einräumen.  Dadurch  kann  seiner  eigenen  Produktion  unter 
Umständen  eine  unbequeme  Konkurrenz  erwachsen,  und  das  kann  nach- 
teilig wirken.  Vorteil  und  Opfer  stehen  sich  also  gegenüber,  und  die 
Vertragsverhandlungen  müssen  dahin  streben,  die  Vorteile  möglichst  grofs, 
die  Nachteile  möglichst  gering  zu  gestalten.  Der  Geschicklichkeit  und 
Ausdauer  der  Unterhändler  werden  dadurch  sehr  schwierige  Aufgaben 
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gestellt  und  ihre  Lösung,  die  ja  eine  sorgfältige  Abwägung  der  Bedeutung 
der  begünstigten  und  benachteiligten  Interessen  für  die  Gesamtheit  voraus- 
setzt, ist  nur  an  der  Hand  einer  gründlichen  Personal-  und  Sachkenntnis 
und  eines  vollständigen  Überblicks  über  die  Produktions-  und  Absatz- 
verhältnisse möglich  und  bedarf  deshalb  langer  und  sorgfältiger,  in  engster 
Fühlung  mit  den  sachverständigen  Kreisen  durchgeführter  Vorarbeiten. 

Eins  ist  bei  alF  solchen  Tarifverträgen  unvermeidlich.  Jeder  Staat, 
der  sich  dazu  entschliefst,  opfert  einen  Teil  seiner  Autonomie  in  Bezug 
auf  die  Festsetzung  seiner  Zölle.  Jeder  Zoll,  der  im  Vertrage  auf  einen 
bestimmten  Satz  gebunden  oder  ermäfsigt  ist,  kann  während  der  Ver- 
tragsdauer gegenüber  dem  Vertragsstaat  und  allen  meistbegünstigten 
Nationen  nicht  erhöht,  sondern  nur  herabgesetzt  werden.  Darin  liegt 
ein  Hemmnis  für  schärferes  Anziehen  der  Schutzzollpolitik,  das  unter 
Umständen  nötig  werden  kann.  Bezüglich  der  übrigen  Zollsätze  behält 
der  Staat  indes  freie  Hand.  Die  Beschränkung  der  Zollautonomie  durch 
die  Tarifverträge  kann  unter  Umständen  nachteilig  werden,  und  auch 
die  Frage  ist  deshalb  vor  Abschlufs  eines  solchen  Vertrages  zu  klären, 
ob  die  zu  erwartenden  Vorteile  den  in  der  Beschränkung  der  Zollauto- 
nomie liegenden  Nachteil  hinreichend  überwiegen,  um  das  Gesamtinter- 
esse zu  fördern.  Dabei  fällt  aber  mit  in's  Gewicht,  dafs  der  andere 
Vertragsstaat  ebenfalls  einen  Teil  seiner  Zollautonomie  aufgeben  mufs. 

Man  hat  neuerdings  mehrfach  die  Forderung  erhoben,  dieser  Be- 
schränkung der  Zollautonomie  dadurch  auszuweichen,  dafs  man  die 
Tarifverträge  nur  auf  kurze  Fristen  schliefst  Dadurch  kommt  der  Staat 
unzweifelhaft  in  die  Lage,  früher  die  Zollautonomie  wieder  zu  gewinnen, 
verliert  aber  auch  früher  die  Vorteile,  die  er  für  seinen  Export  erzielt 
hat,  und  ist  zu  rasch  sich  wiederholenden  umständlichen  Verhandlungen 
genötigt,  deren  Erfolg  nicht  vorherzusehen  ist.  Überdies  wird  dadurch 
dem  Export  die  äufserst  wertvolle  Stetigkeit  der  Exportbedingungen  ent- 
zogen. Darin  liegt  ein  grofser  Nachteil  schon  deshalb,  weil  die  Sicher- 
heit fehlt,  dafs  die  durch  lange  Arbeit  angeknüpften  Exportbeziehungen 
erhalten  und  genügend  ausgenutzt  werden  können.  Das  lähmt  die 
Energie  der  Exportarbeit  und  kann  dadurch  dem  Lande  dauernden  Nach- 
teil zufügen.  Vorgeschlagen  ist  auch,  den  Tarifverträgen  Bestimmungen 
einzufügen,  die  dem  Vertragsstaat  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die 
Möglichkeit  einer  Zollerhöhung  gegenüber  dem  Vertragstarif  geben.  In 
der  Theorie  ist  das  möglich,  in  der  Praxis  wird  es  sich  aber  nicht  er- 
reichen lassen,  weil  der  andere  Vertragsstaat  darauf  in  der  Regel  nicht 
eingehen  wird;  auch  liegt  darin  eine  Quelle  von  Streitigkeiten,  da  die 
Voraussetzungen,  z.  B.  eine  wesentliche  Verschiebung  der  Preisverhältnisse, 
nur  ganz  ausnahmsweise  mit  solcher  Bestimmtheit  bezeichnet  und  später 
festgestellt  werden  können,  dafs  eine  Bestreitung  seitens  des  anderen 
Teiles  ausgeschlossen  ist 
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Staaten  mit  starkem  Exportbedürfnis  können  jedenfalls  langfristige 
Handelsverträge  mit  bestimmtem  Inhalt  nicht  entbehren.  Der  dauernde 
Nachteil,  der  aus  dem  Mangel  solcher  Verträge  für  die  Produktion  des 
Landes  hervorgehen  würde,  wiegt  so  schwer,  dafs  man  ihn  unbedingt  ver- 
meiden mufs,  wenn  es  ohne  zu  harte  anderweitige  Opfer  geschehen 
kann.  Am  allerwenigsten  ist  es  berechtigt,  im  einseitigen  Interesse  einer 
bestimmten  Produktionsgruppe  dem  Lande  den  Nachteil  unzulänglich  ge- 
sicherter Exportgelegenheit  aufzuerlegen.  Dem  Andrängen  solcher  Sonder- 
interessen ernergisch  Widerstand  zu  leisten,  ist  die  Pflicht  jeder  Regierung. 

Bei  den  Tarifverträgen  der  besprochenen  Art  ist  vorausgesetzt,  dafs 
gegenüber  dem  autonom  festgesetzten  Generaltarif  mit  den  einzelnen 
Vertragsstaaten  besondere  Abweichungen  vereinbart  werden,  die  dann  in 
ihrer  Gesamtheit  den  Konventionaltarif  ergeben.  Ein  anderes  System,  das 
Frankreich  1892  eingeführt  hat,  besteht  darin,  dafs  dem  autonomen 
Generaltarif,  der  nun  als  Maximaltarif  erscheint,  ein  ebenfalls  autonom 
festgesetzter  Minimaltarif  zur  Seite  gestellt  wird.  Die  Sätze  des  letzteren 
bezeichnen  die  Grenze  der  Zugeständnisse,  welche  durch  die  Handelsver- 
träge gewährt  werden  können.  Die  Gewährung  besonderer  Zollzuge- 
ständnisse unter  der  durch  den  Minimaltarif  bezeichneten  Mindestgrenze 
ist  ausgeschlossen,  was  eine  gewisse  Erschwerung  für  die  Verhandlungen 
bedeutet.  Anderseits  ist  die  französische  Produktion  sicher,  dafs  die 
Einfuhr  fremder  Konkurrenzerzeugnisse  nicht  noch  weiter  erleichtert 
werden  kann,  als  der  Minimaltarif  vorsieht.  Der  Minimaltarif  gilt  für 
die  direkte  Einfuhr  aus  den  Ländern,  welche  den  französischen  Waren 
entsprechende  Begünstigungen  bezw.  auf  Grund  der  Meistbegünstigung 
ihre  Vertragstarife  gewähren. 

Der  Gedanke  des  Maximal-  und  Minimaltarifs  ist  auch  in  Spanien 
(1892),  in  Rufsland  (1893)  und  in  Griechenland  (1896)  aufgenommen, 
aber  in  verschiedener  Ausgestaltung.  Der  griechische  Minimaltarif  ent- 
hält nicht  nur  autonom  festgesetzte,  sondern  auch  vertragsmäfsig  verein- 
barte Zollsätze.  Rufsland  behandelt  gewissermafsen  den  Minimaltarif  als 
das  Normale.  Dieser  Tarif,  der  auch  in  der  That  identisch  ist  mit  dem 
Generalzolltarif  vom  11./20.  Juni  1891,  enthält  die  Zollsätze  in  absolutem 
Betrage,  während  der  Maximaltarif  prozentuelle  Zuschläge  dazu  ergiebt. 
Rufsland  hatte  den  Minimaltarif  in  demselben  Sinne  wie  Prankreich  ver- 
wenden wollen,  hat  sich  aber  bei  den  Handelsverträgen  z.  B.  mit  Frank- 
reich zu  Ermäfsigungen  und  Bindungen  von  Zollsätzen  des  Minimaltarifs 
verpflichten  müssen.  Das  Gleiche  hat  Spanien  von  vornherein  für  den 
Fall  vorgesehen,  dafs  dadurch  von  anderen  Ländern  auf  serordentliche 
Zugeständnisse  erlangt  werden  können.  Nur  die  Alkohol-  und  Spirituosen- 
zölle unterliegen  dieser  Freiheit  nicht 

Es  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  das  System  des  Maximal-  und 
Minimaltarifs  gewisse  Vorteile  für  die  Verhandlungen  bietet,  wenn  es  nicht 
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zu  einer  starren  Mindestgrenze  der  Konzessionen  führt  Die  Möglichkeit 
mufs  bestehen,  in  besonderen  Fällen  unter  diese  Grenze  zu  gehen;  da 
hier  aber  ein  ungewöhnliches  Zugeständnis  gemacht  wird,  so  kann  der  betr. 
Staat  dafür  auch  besondere  Gegenleistungen  verlangen  und  durchsetzen. 
Vielleicht  wird  in  dieser  Form  der  Grundgedanke  des  Systems  noch 
einmal  eine  gröfsere  Bedeutung  gewinnen. 

Die  Frage,  was  geschehen  soll,  wenn  die  Vertragsstaaten  über  den 
Sinn  und  die  Tragweite  des  Handelsvertrags  verschiedener  Meinung  sind, 
bleibt  in  den  meisten  Handelsverträgen  unentschieden.  Die  Staaten 
werden  sich  dann  durch  Verhandlungen  verständigen,  und  wenn  das  nicht 
gelingt,  den  Widerstand  des  anderen  Teiles  mit  schärferen  Mitteln  brechen 
müssen.  Einige  —  einstweilen  aber  nur  sehr  wenige  —  neuere  Verträge 
sehen  für  solche  Fälle  ein  Schiedsgericht  vor.  Zum  Teil  sind  die 
Verträge  auch  dazu  übergegangen,  für  die  Zusammensetzung  der  Schieds- 
gerichte gewisse  Regeln  aufzustellen.  Die  in  Betracht  kommenden  Ver- 
träge der  Schweiz  mit  Italien,  Rumänien,  Schweden  und  Norwegen, 
ferner  Italiens  mit  Columbia  und  Paraguay,  Belgiens  mit  Norwegen, 
Hollands  mit  dem  Oranjefreistaat  stammen  sämtlich  aus  der  ersten  Hälfte 
der  90  er  Jahre.  Welche  praktischen  Folgen  sich  daraus  ergeben  werden, 
mufs  sich  erst  noch  zeigen.  Schiedsgerichte  zwischen  Staaten  sind  im 
allgemeinen  in  der  Theorie  wertvoller  als  in  der  Praxis;  aber  die  Mög- 
lichkeit, unliebsame  Differenzen  auf  diesem  Wege  zu  beseitigen,  kann 
auch  nicht  einfach  geleugnet  werden. 

Die  Handelsverträge  haben  in  der  Neuzeit  infolge  der  selbständigen 
Entwicklung  der  nationalen  Volkswirtschaften  eine  immer  gröfsere  Be- 
deutung gewonnen.  Mit  dem  französisch-türkischen  Vertrage  von  1535 
beginnt  die  neuere  Entwicklung;  das  17.  und  18.  Jahrhundert  zeitigte 
schon  verschiedene  bedeutsame  Verträge,  von  denen  namentlich  mehrere 
englische  wegen  der  geschickten  Sicherung  grofser  Vorteile  für  den  eng- 
lischen Gewerbfleifs  berühmt  geworden  sind,  wie  der  schon  erwähnte 
Methuenvertrag  mit  Portugal  (1703),  der  Edenvertrag  mit  Frankreich 
(1786)  u.  s.  w.  Der  Methuen-  und  Edenvertrag  —  beide  führen  ihre 
Bezeichnung  nach  dem  Namen  des  englischen  Unterhändlers  —  sind 
charakteristisch  dadurch,  dafs  England  sich  für  den  Export  seiner  gewerb- 
lichen Erzeugnisse  nach  Portugal  bezw.  Frankreich  den  Weg  öffnete  und 
als  Gegenleistung  eine  Zollherabsetzung  für  portugiesische  und  franzö- 
sische Weine  gewährte,  die  bezüglich  der  portugiesischen  Weine  noch 
nicht  einmal  durch  absolute  Zollsätze,  sondern  nur  durch  ein  bestimmtes 
Verhältnis  zu  dem  Zoll  für  französische  Weine  bestimmt  war.  Sie  sollten 
nach  dem  Methuenvertrag  immer  um  t/3  billiger  als  die  französischen  in 
England  eingehen.  Den  letzteren  gewährte  der  Edenvertrag  eine  Er- 
mäfsigung  um  ll$7  die  aber  nur  in  absoluter,  nicht  auch  in  relativer 
Hinsicht  wichtig  war,  da  der  Zoll  für  die  portugiesischen  nunmehr  wieder 
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um  Va  unter  dem  ermäßigten  Satz  für  die  französischen  Weine  blieb. 
Es  ist  ein  beachtenswertes  Zeichen  für  die  wirtschaftliche  Überlegenheit 
Englands,  dafs  es  sich  für  solche  windigen  Zugeständnisse  wichtige  Ab- 
satzgebiete öffnen  lassen  konnte.  Auch  zeigt  sich  hier  schon  die  Ten- 
denz, die  Kontinentalstaaten  möglichst  bei  den  landwirtschaftlichen  Er- 
werbsarten festzuhalten,  dagegen  England  in  industrieller  Beziehung  in  den 
Vordergrund  zu  schieben.  England  hat  lange  versucht,  den  europäischen 
Kontinent  bei  dieser  Anschauung  zu  halten,  und  noch  in  den  30er  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  bot  es  dem  deutschen  Zollverein  einen  Vertrag  an, 
der  gegen  zollfreie  Zulassung  englischer  Baumwollwaren  in  Deutschland 
den  freien  Eintritt  des  deutschen  Getreides  in  England  zusicherte. 

Die  neuere  Entwicklung  der  Handelsvertragspolitik  der  europäischen 
Staaten  bezeichnet  deutlich  den  Umschwung  der  Anschauungen  über 
Freihandel  und  Schutzzoll  und  den  engen  Zusammenhang  zwischen 
diesen  Anschauungen  und  den  thatsächlichen  Bedürfnissen.  In  den  60er 
Jahren  hatte  England  thatsächlich  Freihandel,  und  die  Kontinentalstaaten 
neigten  sich  diesem  Gedanken  sehr  zu.  Es  war  eine  Zeit  starken  ge- 
werblichen Aufschwungs  auf  dem  Kontinent,  und  man  glaubte  deshalb, 
des  Zollschutzes  entraten  zu  können.  Es  war  überhaupt  die  Zeit,  in  der 
durch  Niederreifsung  alter  Schranken  und  durch  Einführung  wichtiger 
Reformen  im  Sinne  wirtschaftlicher  Freiheit  die  Geister  für  die  Aufnahme 
der  Freihandelslehren  sehr  empfänglich  waren.  Auch  die  deutschen 
Landwirte,  die  ja  jetzt  mancherlei  Schutzzollwünsche  haben,  waren  da- 
mals dem  Freihandel  hold.  Er  brachte  ihnen  bequemen  Zugang  zum 
englischen  Absatzgebiet,  und  die  Konkurrenz  überseeischer  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  drückte  noch  nicht  auf  den  europäischen  Markt. 
Daher  entwickelte  sich  eine  ganze  Gruppe  von  Handelsverträgen,  die 
auf  eine  beträchtliche  Zollermäfsigung  und  auf  deren  Verallgemeinerung 
durch  eine  möglichst  weitgefafste  Meistbegünstigungsklausel  hinausliefen, 
d.  h.  eine  offenbare  Hinneigung  zum  Freihandel  darstellen.  Man  nennt 
sie  das  System  der  westeuropäischen  Handelsverträge.  Der  eigentliche 
Anstois  ging  von  Frankreich  aus,  das  damit  gleichzeitig  eine  politische 
Annäherung  an  England  und  weiterhin  an  Preulsen  herbeiführen  wollte. 
Frankreich  schlols  mit  England  am  23.  Jannar  1860  den  Cobdenver- 
trag,  dem  1861  und  1862  entsprechende  Verträge  mit  Belgien  und  Preulsen 
bezw.  dem  Zollverein  folgten.  In  gleicher  Richtung  bewegten  sich  auch 
die  weiteren  Verträge,  die  von  England,  dem  Zollverein,  der  Schweiz, 
Italien,  Holland  u. s.w.  abgeschlossen  wurden.  Auch  die  von  Oester- 
reich in  der  zweiten  Hälfte  der  60er  Jahre  vereinbarten  Verträge  fügten 
sich  in  das  System  ein,  wobei  aber  Oesterreich  zum  Teil  auch  einen 
erheblichen  Druck  der  allgemeinen  politischen  Verhältnisse  nachgab.  Auf 
die  Zolltarife  übte  das  System  natürlich  einen  nicht  geringen  Einflufs 
aus,  und  Deutschland  zog  daraus  mit  der  ihm  eigenen  Gründlichkeit 
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und  Gewissenhaftigkeit  auch  für  seinen  autonomen  Tarif  die  Konsequenzen, 
sodafs  es  1873  richtig  bei  einem  Zolltarif  anlangte,  den  man  als  frei- 
händlerisch bezeichnen  mufs. 

Die  Krisis  von  1873,  die  durch  den  raschen  gewerblichen  Aufschwung 
mit  veranlafst  war,  gab  den  Anstofs  zu  einem  Wandel  der  Anschauungen, 
der  aber  wiederum  in  den  tbatsächlichen  Bedürfnissen  begründet  war. 
Die  lange  Depression  der  Industrie  und  des  Bergbaues  nach  der  Krisis 
wurde  in  nicht  geringem  Grade  dadurch  herbeigeführt,  dafs  die  englische 
Industrie  mit  ihren  Erzeugnissen  die  Festlandsmärkte  überschwemmte  und 
hier  eine  Konkurrenz  erzeugte,  deren  die  jüngere  und  durch  die  Krisis  er- 
schütterte festländische  Industrie  nicht  Herr  werden  konnte.  Gleichzeitig 
warf  Nordamerika  immer  gröfsere  Getreide-,  Mehl-  und  Fleischmassen  nach 
Europa,  gestützt  auf  seine  günstigen  Produktionsbedingungen  und  auf  die 
Leistungsfähigkeit  und  Billigkeit  des  Seeverkehrs.  Diese  neue  Konkurrenz 
eroberte  sich  zusehends  den  aufnahmefähigen  englischen  Markt,  auf  dem 
ja  die  überseeische  Zufuhr  ausmündete.  Die  europäische  Landwirtschaft 
wurde  von  England  abgedrängt,  ja  sie  wurde  in  wachsendem  Umfange  auf 
dem  eigenen  inländischen  Markt  von  amerikanischen  und  weiterhin  auch 
von  anderen  fremden  Erzeugnissen  bedroht  Dies  alles  und  die  fiskalischen 
Bedürfnisse  wirkten  zusammen,  um  1878  in  Oesterreich,  1879  in  Deutsch- 
land und  bald  auch  in  anderen  Kontinentalstaaten  die  autonomen  Zoll- 
tarife schutzzöllnerisch  zu  gestalten.  Auf  die  Handelsverträge  hatte  das  den 
Einflufs,  dafs  man  mit  Zollbindungen  und  Zollermäfsigungen  sehr  zurück- 
haltend wurde  und  sich  meist  mit  der  Meistbegünstigungsklausel  begnügte. 

Unter  der  Herrschaft  der  Schutzzölle  und  begünstigt  durch  eine 
rapide  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  des  grofsen  Verkehrswesens 
nahm  nun  die  Industrie  der  Festlandsstaaten  einen  energischen  Auf- 
schwung, der  zunächst  die  inländischen  Märkte  eroberte,  bald  aber  darüber 
hinauswuchs  und  ein  grofses  Exportbedürfnis  erzeugte.  Für  die  Befrie- 
digung dieses  Exportbedürfnisses  erwiesen  sich  die  autonomen  Zoll- 
schranken vielfach  als  ein  Hindernis  und  hätten  es  noch  mehr  werden 
müssen,  wenn  der  für  den  1.  Februar  1892  zu  erwartende  Ablauf  sehr 
vieler  Handelsverträge  dem  Export  die  Schutzzölle  der  einzelnen  Staaten 
in  voller  Höhe  entgegengestellt  hätte.  Dazu  kam  ein  gewisses  Bedürfnis 
der  mitteleuropäischen  Staaten,  sich  wirtschaftlich  mehr  aneinander  zu 
schliefsen,  um  sich  gegen  die  Gefahren  zu  rüsten,  die  von  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  ihren  panamerikanikanischen  Bestrebungen, 
von  dem  immer  weiter  wachsenden  russischen  Reich  mit  seinen  so  ver- 
schiedenartigen natürlichen  Produktionsbedingungen  und  von  den  Greater 
Britain-Bestrebungen  ausgingen.  Auch  politische  Rücksichten  machten 
den  mitteleuropäischen  Staaten  eine  wirtschaftliche  Annäherung  erwünscht 

Das  Ergebnis  dieser  Verschiebungen  ist  das  System  der  mitteleuro- 
päischen Handelsverträge.  Deutschland,  bei  seinen  grofsen  Fortschritten 
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in  industrieller  Beziehung  und  bei  seiner  exponierten  politischen  Lage 
besonders  an  der  Frage  interessiert,  setzte  sich  an  die  Spitze  der  Be- 
wegung. Mit  Oesterreich  schlofs  es  einen  Tarifvertrag  und  schuf  damit 
zugleich  die  gemeinsame  Grundlage  für  Verträge  mit  Belgien,  der  Schweiz 
und  Italien;  diese  Verträge  Deutschlands  und  Oesterreichs  untereinander 
und  mit  den  genannten  Staaten  kamen  im  Dezember  1891  zu  stände 
(„Dezemberverträge").  Eine  grofse  Zahl  weiterer  Verträge  schlofs  sich 
daran  an,  die  hier  nicht  aufgeführt  werden  können.  Erwähnt  seien  nur 
als  besonders  wichtig  die  Verträge  Deutschlands  und  Oesterreichs  mit 
Rufsland  von  1894. 

Die  „mitteleuropäischen"  Handelsverträge  bedeuten  keine  Hinneigung 
zum  Freihandel,  aber  doch  eine  Milderung  des  Schutzzollsystems,  das  in 
den  autonomen  Tarifen  sehr  scharf  angespannt  worden  war,  und  sie 
verhindern  während  ihrer  Geltung  bis  zu  gewissem  Grade  auch  den 
Übergang  zu  einer  extremen  Schutzzollpolitik.  Die  ermäfsigten  Sätze 
der  Konventionaltarife  dieser  Verträge  kommen  auf  dem  Wege  der 
Meistbegünstigung  den  meisten  Staaten  zu  gute.  Belgien  überträgt  sogar 
die  Vertragstarifsätze  sofort  auf  den  Generaltarif  und  giebt  ihnen  da- 
durch eine  allgemeine  Geltung.  Man  kann  selbstverständlich  an  diesem 
System  der  mitteleuropäischen  Handelsverträge  manche  Einzelheit  tadeln. 
Im  ganzen  aber  haben  sie  dem  Export  der  beteiligten  Industrieländer 
genützt,  und  vor  allem  haben  sie  auf  eine  längere  Zeit  die  Schutzzoll- 
bewegung, die  zum  Teil  übertrieben  wurde,  zum  Stillstand  gebracht,  ohne 
den  Grundsatz  eines  mäfsigen  Schutzes  der  nationalen  Produktion  auf- 
zugeben. Die  Dezemberverträge  von  1891  laufen  Ende  1903  ab.  Des- 
halb sind  schon  eifrige  Vorarbeiten  im  Gange,  um  die  weitere  Ausge- 
staltung der  Handelsverträge  vorzubereiten.  Bemerkenswert  ist  dabei 
einmal,  dafs  Regierung  und  Interessenten  schon  frühzeitig  eine  viel  engere 
Fühlung  gesucht  und  gefunden  haben,  als  das  sonst  der  Fall  war,  und 
dafs  die  statistischen  Grundlagen  für  die  Vertragsverhandlung  namentlich 
nach  der  Seite  der  Produktionsstatistik  eine  wichtige  Ergänzung  erfahren 
werden.  Die  ganze  Behandlung  der  Frage  in  der  Öffentlichkeit  zeigt 
übrigens  deutlich,  wie  sehr  die  Erkenntnis  gewachsen  ist,  dafs  sich  die 
Handelspolitik  mit  den  Gefahren  wird  abfinden  müssen,  die  sich  für  die 
Festlandsindustrie  aus  der  Entwicklung  des  russischen,  amerikanischen 
und  grofsenglischen  Wirtschaftsgebietes  ergeben,  und  dafs  gleichzeitig 
auch  die  Verschiebungen  in  Ostasien  ernste  Beachtung  verdienen. 

§  4.  Weitere  Mittel  der  änderen  Handeltpolitik.  Einem  ähnlichen 
handelspolitischen  Zweck  wie  die  Zölle  hat  die  staatliche  Handelspolitik 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  und  auch  noch  im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts auch  unmittelbare  Ausfuhr-  und  Einfuhrverbote  dienstbar  ge- 
macht, die  dann  freilich  nicht,  wie  die  Zölle,  gleichzeitig  steuerpolitischen 
Zwecken  dienen  konnten.   Die  moderne  Handelspolitik  hat  sich  dieses 
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krassen  Mittels  fast  ganz  entwöhnt  Sie  findet  in  den  Zöllen  ein  hin- 
reichend wirksames  und  überdies  den  Staatsfinanzen  zuträgliches  Mittel, 
die  fremdländische  Konkurrenz  zu  erschweren.  Aus  anderen  Rücksichten, 
namentlich  aus  gesundheits-  und  veterinärpolizeilichen,  kommen  freilich 
noch  Verbote  genug  vor,  und  manche  derselben  haben  thatsächlich  und 
nicht  immer  unbeabsichtigt  auch  handelspolitische  Wirkungen.  Als  aus- 
gesprochenes Mittel  der  äufseren  Handelspolitik  gehören  aber  die  Ver- 
bote der  Geschichte  an. 

In  derselben  Zeit,  in  der  die  Handelspolitik  mit  den  schärfsten  Ab- 
wehrmafsregeln,  mit  direkten  Verboten  arbeitete,  entwickelte  sich  eine 
Einrichtung,  die  für  räumlich  begrenzte  Bezirke  das  gerade  Gegenteil, 
eine  völlig  freie  Bewegung  ermöglichte.  Das  waren  die  Freihäfen.  Der 
erste  derselben  war  Iivorno  1547;  ihm  folgten  1595  Genua,  1633  Neapel, 
166t  Venedig,  1669  Marseille,  1706  Gibraltar,  1718  Port  Mahon  (auf 
Minorca),  1719  Triest  und  Fiume,  1732  Ancona  und  Messina  u.  s.  w.  In 
Deutschland  ist  als  ältester  Freihafen  Altona  zu  nennen  (1664).  Ham- 
burg, Bremen  und  Lübeck  wurden  erst  seit  den  20  er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts thatsächlich  zu  Freihäfen. 

Die  Bildung  der  Freihäfen  war  nur  scheinbar  im  Widerspruch  mit 
der  Handelspolitik  des  16.— 18.  Jahrhunderts.  Der  Freihafen  diente 
nicht  dem  Handel  überhaupt,  sondern  nur  dem  Transithandel;  da  dieser 
dem  Lande  lohnenden  Erwerb  zu  bringen  im  stände  war,  so  suchte  man 
ihn  in  den  wichtigen  Hafenplätzen  zu  entwickeln.  Das  aber  war  un- 
möglich, wenn  die  Waren,  die  der  internationale  Zwischenhandel  zeit- 
weilig in  den  Hafen  brachte,  beim  Eintritt  Eingangszölle  und  womög- 
lich noch  beim  Austritt  Ausgangszölle  zu  entrichten  hatte.  Deshalb 
konstruierte  man  gewissermafsen  ein  Stück  Ausland  im  Inlande,  man 
stellte  die  betr.  Hafenstadt  auf  serhalb  der  Zollgrenze,  sodafs  die  Waren 
vom  Auslande  dorthin  frei  eingebracht  und  von  dort  nach  dem  Auslande 
frei  ausgeführt  werden  konnten. 

Der  Entwicklung  des  Transithandels  jener  Plätze  hat  das  Vorschub 
geleistet  Aber  der  Hafenplatz  selbst  mit  seiner  Bevölkerung  und  mit 
seinen  wirtschaftlichen  Interessen  wurde  dadurch  aus  dem  Zusammen- 
hange mit  der  Volkswirtschaft  des  Landes  gelöst  und  mufste  den  Schwer- 
punkt seiner  Interessen  in  fremden  Gebieten  erblicken.  Der  Freihafen 
hatte  jedenfalls  ganz  andere  wirtschaftliche  Interessen  als  das  Land,  dem 
er  politisch  zuzurechnen  war.  Dieses  Gegensatzes  wegen  sind  die  Frei- 
häfen im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  meist  aufgehoben  worden.  In 
Deutschland  trat  Lübeck  1868,  Hamburg  und  Bremen  mit  den  zuge- 
hörigen Bezirken  1888  in  den  Zollverband  ein.  Fiume  und  Triest  ver- 
loren 1891  ihren  Freihafencharakter.  Die  italienischen  und  französischen 
Freihäfen  waren  schon  vorher  in  das  Zollgebiet  hineingezogen.  Nur 
Gibraltar  ist  als  Freihafen  bestehen  geblieben,  gehört  aber  bekanntlich 
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politisch  nicht  zu  seinem  Hinterlande.  An  die  Stelle  der  Freihäfen  sind 
bestimmte  Freibezirke  in  den  Seeplätzen  und  nach  englischem  Vorbilde 
zollfreie  Niederlagen  im  Binnenlande  getreten,  die  demselben  Zwecke, 
also  der  Befreiung  des  Transithandels  von  Zollformalitäten  und  Zoll- 
zahlungen, dienen  und  sich  dadurch  als  sehr  nützlich  erweisen,  ohne  die 
Nachteile  der  früheren  Freihäfen  zu  haben. 

Bei  den  Freihäfen,  Freibezirken  und  zollfreien  Niederlagen  handelt 
es  sich  um  zollfreie  Zulassung  von  fremden  Waren  auf  beschränkte  Zeit 
zu  dem  Zwecke,  dem  Lande  den  Gewinn  des  inteniationalen  Zwischen- 
handels zu  sichern.  Aus  anderen  Gründen  tritt  beim  Veredelungsverkehr 
(admission  temporaire)  eine  auf  kurze  Zeit  beschränkte  zollfreie  Zulassung 
fremder  Waren  ein;  der  Veredelungsverkehr  will  dem  Lande  einen  ge- 
wissen Verdienst  aus  gewerblichen  Arbeitsleistungen  für  das  Ausland 
sichern.  Fremde  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate  werden  zum  Zweck  der 
weiteren  Verarbeitung  („Veredlung")  für  ausländische  Rechnung  zollfrei 
eingelassen  mit  der  Mafsgabe,  dafs  das  Ergebnis  dieser  Arbeit  nicht  auf 
den  inländischen  Markt  tritt,  sondern  gleich  wieder  in  das  fremde  Land 
zurückgeht,  in  dessen  Auftrage  die  Veredelung  erfolgt  ist,  oder  auch 
gleich  in  dessen  Auftrage  in  ein  drittes  Land  geschafft  wird.  Im  letzteren 
Falle  liegt  ein  Transitveredlungsverkehr  vor,  der  mit  dem  Transithandel 
verwandt  ist,  nur  dafs  sich  die  Leistung  des  Inlandes  nicht  auf  kauf- 
männische Vermittlerdienste  beschränkt,  sondern  in  gewerblichen  Arbeiten 
besteht  Im  ersteren  Falle  ist  der  Veredlungsverkehr  aktiv  für  das  Land, 
welches  die  Vergütung  für  die  Arbeitsleistung  empfängt,  und  passiv  für 
das  Land,  welches  die  Vergütung  zahlt  Der  Anlafs  zum  Veredlungs- 
verkehr liegt  stets  darin,  dafs  das  den  Auftrag  gebende  und  die  Arbeits- 
vergütung zahlende  Land  mit  seiner  eigenen  Produktion  nicht  im  stände 
ist,  die  Veredlungsarbeit  in  genügender  Weise  auszuführen.  Zum  Teil 
erstreckt  sich  der  Veredlungsverkehr  auf  Reparaturarbeiten,  die  in  dem 
auftraggebenden  Land  nicht  oder  nicht  genügend  bewirkt  werden  können. 
Dem  auftraggebenden  Lande  erwächst  aus  dem  für  ihn  passiven  Ver- 
edlungsverkehr der  Vorteil,  dafs  für  seine  Produktion  die  Mängel  der 
eigenen  gewerblichen  Leistungsfähigkeit  ausgeglichen  werden.  Für  das 
die  Arbeit  der  Veredlung  übernehmende  Land  entsteht  der  Nutzen,  dafs 
es  die  Vergütung  für  die  Arbeit  der  Veredlung  erhält  Im  allgemeinen 
ist  deshalb  der  Veredlungsverkehr  für  beide  Teile  vorteilhaft^  und  sowohl 
die  autonome  Zollgesetzgebung  als  auch  die  Handelsverträge  stehen 
diesem  Verkehr  schon  seit  langer  Zeit  freundlich  gegenüber.  In  Deutsch- 
laud  ist  die  gesetzliche  Grundlage  durch  §  115  des  Vereinszollgesetzes 
vom  1.  Juli  1869  gegeben;  sowohl  der  aktive,  als  auch  —  wenigstens 
für  „besondere  Fälle"  —  der  passive  Veredlungsverkehr  ist  hier  zugelassen. 

Der  Veredlungsverkehr  kommt  bei  den  verschiedensten  Waren  vor, 
z.  B.  für  Gewebe,  Garne,  Häute,  Felle,  Eisen,  Getreide  u.  s.  w. 
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An  sich  mufs  bei  dem  Veredlungsverkehr  die  Identität  der  ein-  und 
ausgeführten  Ware  festgehalten  werden.  Zu  dem  Zwecke  sind  natürlich 
mancherlei  Kontrollmafsregeln  erforderlich,  die  oft  lästig  werden,  ohne 
immer  Mitsbrauch  verhüten  zu  können.  Die  Belästigungen  zu  vermeiden, 
hat  man  mehrfach  von  dem  Identitätsprinzip  abgesehen  und  nicht  mehr 
die  Wiederausfuhr  der  zollfrei  zur  Verarbeitung  eingelassenen  Gegen- 
stände bezw.  des  daraus  hervorgegangenen  Erzeugnisses  selbst,  sondern 
nur  die  Ausfuhr  einer  gleichen  Menge  von  Waren  gleicher  Gattung  ohne 
Nachweis  der  Identität  verlangt  („Aequivalenzprinzip").  In  Frankreich 
namentlich  ist  die  Praxis  zu  dem  Aequivalenzprinzip  übergegangen.  Bei 
diesem  läuft  der  Veredlungsverkehr  auf  ein  Mittel  zur  Erleichterung  der 
Ausfuhr  hinaus  und  unterscheidet  sich  sachlich  nicht  mehr  von  den  Zoll- 
und  Steuervergütungen  bei  der  Ausfuhr,  bei  denen  ebenfalls  nicht  selten 
das  Identitätsprinzip  verlassen  ist,  und  die  deshalb  hier  gleich  mit  be- 
sprochen werden  müssen. 

Die  Zoll-  und  Steuervergütungen  bei  der  Ausfuhr  (Ausfuhrver- 
gütungen, Rückzölle,  Drawbacks)  haben  den  Zweck,  der  Ausfuhr  die 
Möglichkeit  zu  verschaffen,  dafs  sie  ohne  die  Last  der  im  Inlande  er- 
hobenen Zölle  und  Verbrauchssteuern  auf  dem  Weltmarkt  konkurrieren 
kann.  Ist  die  Ausfuhrware  aus  ausländischen  und  einem  Zoll  unter- 
worfenem Rohstoff  hergestellt,  so  will  der  Staat  den  Zollbetrag  für  die 
in  der  Ausfuhrware  steckende  Menge  ausländischen  und  verzollten  Roh- 
stoffs zurückgeben.  Ist  die  Ausfuhrware  durch  innere  Verbrauchssteuern 
belastet,  so  soll  derjenige  Steuerbetrag  zurückgegeben  werden,  welcher 
thatsächiich  für  die  ausgeführte  Ware  hat  aufgewendet  werden  müssen. 
In  beiden  Fällen  verzichtet  der  Staat  also  auf  einen  Abgabenbetrag,  der 
ihm  an  sich  zustehen  würde,  wenn  die  Ware  im  Inlande  verbraucht 
würde.  Theoretisch  läfst  sich  das  auch  mit  der  Erwägung  rechtfertigen, 
dafs  Zölle  und-  innere  Verbrauchssteuern  nur  den  inländischen,  nicht  aber 
den  ausländischen  Konsum  treffen  sollen.  Praktisch  steht  aber  die  Er- 
wägung im  Vordergrunde,  dafs  der  einheimischen  Produktion  die  Kon- 
kurrenz auf  dem  Weltmarkt  nicht  durch  die  Zoll-  und  Steuerlast  er- 
schwert werden  dürfe. 

Ein  solches  Vorgehen  ist  unvermeidlich,  wenn  bei  scharf  angezogenen 
Schutzzöllen  ein  lebhaftes  Exportbedürfnis  besteht  Soweit  es  sich  dabei 
um  Rückgabe  des  Zolles  für  ausländische  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate 
bei  der  Ausfuhr  von  inländischen,  aus  diesen  Rohstoffen  oder  Halbfabri- 
katen hergestellten  Fabrikaten  handelt,  erinnert  das  Ganze  sehr  an  das 
Veredlungsverfahren.  Denn  thatsächiich  hat  das  Inland  nur  die  Verar- 
beitung der  ausländischen  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  vorgenommen. 
Aber  bei  der  Zollrückvergütung  erfolgt  diese  Arbeit  nicht  im  un- 
mittelbaren Auftrage  von  Ausländern,  sondern  für  eigene  Rechnung  und 
Gefahr  des  Inlandes,  und  der  Gewinn  des  Inlandes  beschränkt  sich  nicht 


3.  Kapitel.  Die  äufsere  Handelspolitik. 


461 


auf  die  Vergütung  für  die  Veredlungsarbeit,  sondern  umfafst  auch  den 
Gewinn  des  Exporthandels.  Aufserdem  handelt  es  sieh  beim  Veredlungs- 
verkehr um  eine  von  vornherein  nur  für  den  Auslandsbedarf  beabsich- 
tigte und  direkt  vom  Auslande  in  Auftrag  gegebene  Arbeit,  während  die 
Zollrückvergütung  nur  einen  Teil  der  inländischen  Verarbeitung  der 
Rohstoffe  trifft,  die  ihrerseits  sowohl  für  den  Inlands-  als  auch  für  den 
Auslandsbedarf  ohne  dessen  direkten  Auftrag  thätig  ist,  ohne  dafs  von 
vornherein  der  Umfang  der  Ausfuhr  übersehen  werden  kann. 

Die  Zoll-  und  Steuervergtitung  bei  der  Ausfuhr  ist  weit  verbreitet. 
Ihr  Wesen  bedingt  ebenso  wie  der  Veredlungsverkehr  die  Anwendung 
des  Indentitätsprinzips.  Es  mufs  also  festgestellt  werden,  dafs  und  in 
welchem  Umfange  in  dem  ausgeführten  Fabrikat  verzollte  oder  versteuerte 
Rohstoffe  und  Halbfabrikate  enthalten  sind,  und  nur  der  so  sich  er- 
gebende Zoll-  und  Steuerbetrag  soll  dem  Ausführenden  vergütet  werden. 
Dazu  sind  natürlich  wiederum  umfangreiche  Kontrollmafsregeln  erforder- 
lich, die  manche  Kosten  und  Belästigung  der  Fabrikation  mit  sich  bringen. 

Um  diese  zu  vermeiden  und  so  die  Ausfuhr  noch  unmittelbarer  zu 
erleichtern,  hat  man  —  wie  beim  Veredlungsverkehr  —  auch  hier  viel- 
fach das  Aequivalenzprinzip  an  die  Stelle  des  Identitätsprinzips  gesetzt; 
namentlich  Frankreich  war  schon  lange  so  vorgegangen,  und  Deutsch- 
land hat  sich  neuerdings  zu  wichtigen  gleichartigen  Mafsregeln  ent- 
schlossen. Die  Sache  läuft  dann  darauf  hinaus,  dafs  der  Zoll  für  das 
in  der  Ausfuhrware  steckende  zollpflichtige  Material  in  irgend  einer 
Form  dem  Exporteur  vergütet  wird  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  wirklich 
ausländisches  oder  inländisches  Rohmaterial  zu  dieser  Ware  verwendet 
ist  Ja  man  ist  noch  weiter  gegangen  und  hat  dasselbe  Verfahren  auf 
die  Ausfuhr  von  inländischen  Rohstoffen  und  Urprodukten  angewendet 
vergütet  also  dem  Exporteur  den  Betrag  des  Zolles  für  die  gleiche  Menge 
eingeführter  entsprechender  Produkte,  ohne  dafs  eine  Überführung  in 
höhere  Formen,  eine  Veredlung,  verlangt  wird. 

Dabei  gehen  in  der  Praxis  zwei  Systeme  nebeneinander  her,  das 
System  der  Zollquittungen  und  das  System  der  Einfuhrvollmachten.  Das 
System  der  Zollquittungen  geht  von  der  Einfuhr  aus.  Auf  Grund  der 
Quittung  über  die  Verzollung  einer  bestimmten  eingeführten  Menge  aus- 
ländischer Rohstoffe  oder  Urprodukte  wird  bei  der  Ausfuhr  entsprechen- 
der Produkte  ohne  Rücksicht  auf  deren  Herkunft  der  entsprechende  Zoll- 
betrag vergütet  Das  zweite  System,  das  System  der  Einfuhrvollmachten 
oder  Einfuhrscheine  geht  von  der  Ausfuhr  aus  und  giebt  dem  Exporteur 
einer  bestimmten  Menge  die  Vollmacht,  ein  ebenso  grofses  Quantum  gleicher 
Ware  zollfrei  einzuführen.  Hier  wird  also  der  Zoll  nicht  mehr  wirklich 
zurückgegeben,  sondern  seine  Entrichtung  wird  überhaupt  vermieden. 

In  beiden  Fällen  wird  zur  Erschwerung  von  Mifsbrauch  eine  Frist 
bezeichnet,  innerhalb  deren  die  betr.  Scheine  wirksam  gemacht  werden 
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müssen.  Auf  die  Identität  der  Ware  wird  dabei  vollständig  verzichtet, 
und  auch  die  Identität  der  Person  ist  gleichgültig.  Denn  diese  Scheine 
lauten  auf  den  Inhaber  und  können  deshalb  auf  andere  übertragen 
werden.  Sie  werden  thatsächlich  zu  einem  Gegenstand  des  Handels 
und  gelangen  so  in  die  Hände  von  Personen,  die  dem  zum  Ausgang  des 
Verfahrens  genommenen  Einfuhr-  bezw.  Ausfuhrakt  ganz  fern  stehen. 

Deutschland  hatte  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1882  den  Getreide- 
und  Ölmühlen  gegenüber  den  Identitätsnachweis  fallen  lassen.  Durch 
das  Gesetz  vom  14.  April  1894  ist  ohne  jeden  Identitätsnachweis  auch 
aus  Anlafs  der  Ausfuhr  von  Weizen,  Roggen,  Hafer,  Gerste,  Hülsen- 
früchten, Raps  und  Rübsaat  die  Vergütung  des  Eingangszolles  für  die 
entsprechende  Warenmenge  zugelassen  werden.  Dabei  herrscht  das  System 
der  Einfuhrvollmachten  (Einfuhrscheine).  Der  Exporteur  einer  der  ge- 
nannten Waren  erhält,  wenn  die  Menge  mindestens  500  kg  beträgt,  auf 
Antrag  einen  Einfuhrschein,  der  ihn  ermächtigt,  innerhalb  6  Monaten  die 
dem  Zollwert  entsprechende  Menge  gleicher  Waren  zollfrei  einzuführen 
oder  aber  nach  einer  viermonatlichen  Zwischenfrist  innerhalb  der  folgenden 
6  Monate  den  Schein  auf  die  Zollzahlung  für  bestimmte,  in  besonderen 
Verzeichnissen  aufgeführte  und  in  Deutschland  nicht  produzierte  Waren 
in  Anrechnung  zu  bringen.  Auch  den  Inhabern  von  Mühlen  und 
Mälzereien  werden  bei  Ausfuhr  von  Mühlen-  und  Malzfabrikaten  Ein- 
fuhrscheine gegeben;  dabei  wird  das  Ausbeuteverhältnis  für  Roggenmehl 
auf  65  Proz.,  für  Weizenmehl  und  Malzfabrikate  auf  75  Proz.  angenommen. 

Von  der  so  gebotenen  Erleichterung  des  Ausfuhrhandels  wurde  von 
vornherein  erheblicher  Gebrauch  gemacht  Schon  im  Etatejahr  1894/95 
wurden  Einfuhrscheine  auf  203800  t  Getreide,  1220  t  Hülsenfrüchte, 
3750  t  Raps-  und  Rübsaat  ausgestellt  Der  Zollbetrag  dieser  Scheine 
stellte  sich  auf  6,75  Mill.  M.,  wovon  5,84  Mill.  M.  bei  der  Einfuhr  von 
Getreide  in  Anrechnung  kamen.  In  den  beiden  nächsten  Jahren  wurden 
gegen  Einfuhrschein  ausgeführt: 


1995  1896 
100  kg  100  kg 


Weizen  ....  695868  750682 

Roggen  ....  358552  381  816 

Gerste    ....  488761  203605 

Hafer    .    .    .    .  511438  300  703 

Mehl   271  571  293  893 


Die  Gesamtausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr  war: 


1^95  1896 
100  kg  100  kg 


Weizen  .    .    .    .    699109  752  144 

Roggen  ....    359923  383215 

Gerste    .    .    .    .    490137  209  683 

Hafer     .    .    .    .    514  272  303  769 

Mehl                    1667  305  1499  668 
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Aus  dem  Vergleich  beider  Zahlenreihen  ergiebt  sich,  dafs  die  Ge- 
treideausfuhr fast  ganz  gegen  Einfuhrschein  erfolgt  ist,  während  bei 
Mehl  weit  weniger  Gebrauch  davon  gemacht  ist  Die  Getreideausfuhr 
im  ganzen  hat  sich  unter  dem  Einflufs  dieser  Mafsregel  wesentlich  ge- 
hoben, und  das  war  der  Zweck.  Die  Ausfuhr  geht  im  Norden  nament- 
lich nach  England,  Skandinavien  und  Holland,  im  Südwesten  nach 
der  Schweiz,  dessen  Getreideversorgung  besonders  von  Mannheim  aus 
bewirkt  wird. 

Die  Rückzölle  bezwecken  ihrer  Idee  nach  nur  die  Befreiung  der 
Ausfuhrware  von  der  Steuer-  oder  Zolllast,  aber  keine  wirkliche  Be- 
schenkung  der  Ausfuhr  aus  Staatsmitteln.  Dem  letzteren  Zwecke  dienen 
die  Ausfuhrprämien  („bounties").  Sie  wollen  der  Ausfuhr  dadurch  einen 
Vorsprung  auf  dem  Weltmarkt  geben,  dafs  sie  gewissermafsen  dem  Ex- 
porteur einen  Teil  des  Preises  aus  der  Staatskasse  im  voraus  zahlen, 
damit  er  nun  seine  Ware  um  den  Betrag  der  Prämie  billiger  auf  dem 
Markte  anbieten  kann. 

Man  braucht  das  nur  auszusprechen,  um  zu  zeigen,  dafs  eine  solche 
künstliche  Verbilligung  der  Exportwaren  dem  ausländischen  Konsum  zu 
gute  kommt,  und  dafs  dieser  Vorteil  der  ausländischen  Konsumenten 
mit  den  Mitteln  der  inländischen  Steuerzahler  bestritten  wird.  Das  In- 
land mufs  überdies  in  der  Regel  die  Ware  teurer  bezahlen,  was  aber 
unter  Umständen  dadurch  ausgeglichen  werden  kann,  dafs  das  Ausland 
höhere  Frachtkosten  auszulegen  hat  Vorteil  hat  jedenfalls  der  inlän- 
dische Konsum  nicht  ohne  weiteres  von  den  Prämien.  Erst  dann,  wenn 
durch  die  Prämien  die  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  so  verstärkt  ist, 
dafs  auch  auf  dem  inländischen  Markte  die  Preise  sinken,  kann  ein 
mittelbarer  Vorteil  der  Konsumenten  aus  der  Prämie  erwachsen.  Gerade 
dieser  Vorteil  fällt  aber  zusammen  mit  ungünstigen  Rückwirkungen  der 
Prämie  auf  die  Verhältnisse  des  Produzenten.  Unzweifelhaft  erleichtert 
es  ihm  die  Ausfuhr,  wenn  er  nicht  den  sonst  nötigen  vollen  Preis  auf 
dem  Weltmarkt  zu  fordern  braucht,  weil  er  einen  Teil  des  Preises  in 
der  Prämie  aus  der  Staatskasse  erhält  Aber  der  Vorteil  wird  ihm  bald 
streitig  gemacht  und  zwar  sowohl  vom  Inlande  als  vom  Auslande  her. 
Im  Inlande  kann  die  Prämie  leicht  eine  erhebliche  Steigerung  der  Pro- 
duktion und  eine  lebhaftere  Gestaltung  des  Exportbedürfnisses  hervorrufen, 
also  beiln  Absatz  im  Inlande  und  Auslande  die  Konkurrenz  verschärfen. 
Das  Ausland,  soweit  es  mit  derselben  Ware  auf  dem  Weltmarkt  als 
Konkurrent  erscheint,  wird  sich  bemühen,  seiner  eigenen  Ausfuhr  ähn- 
liche Vorteile  zu  verschaffen,  also  selbst  Prämien  einführen,  oder  es  wird 
durch  entsprechende  Erhöhung  der  Zölle  der  durch  die  Prämie  be- 
günstigten Ware  den  Zutritt  erschweren.  Beides  kann  im  Ausland  die 
eigene  Produktion  und  damit  wiederum  die  Konkurrenz  auf  dem  Welt- 
markt verstärken.   Von  beiden  Seiten  her  wird  so  ein  Druck  auf  die 
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Preise  ausgeübt,  und  die  Verhältnisse  werden  dadurch  allgemein  für  den 
betr.  Produktionszweig  gedrückt 

Ständige  Ausfuhrprämien  sind  unter  diesen  Umständen  ohne  Frage 
ein  Übel;  nur  vorübergehend  und  unter  besonderen  Umständen  kann  es 
gerechtfertigt  sein,  dem  Export  mit  Prämien  aufzuhelfen.  Dafs  man  in 
dieser  bedingten  und  beschränkten  Weise  den  Ausfuhrprämien  eine  ge- 
wisse Bedeutung  beizumessen  hat,  ergiebt  sich  am  besten  daraus,  dafs 
neuerdings  auch  die  Produzenten  selbst  zur  Entlastung  des  inländischen 
Marktes  die  Ausfuhr  durch  Prämien  aus  Privatmitteln  zu  fördern  gesucht 
haben,  wie  z.  B.  1897  die  österreichische  Baum  Wollindustrie  und  die  west- 
fälische Flufseisenerzeugung. 

Aber  auch  bei  der  nur  als  vorübergehend  gedachten  Anwendung 
der  Ausfuhrprämien  sind  die  Verhältnisse  oft  stärker  als  der  Wille  der 
Beteiligten  und  der  Regierungen.  Läfst  man  die  Prämie  so  lange  be- 
stehen, dafs  auch  die  ausländische  Handelspolitik  ihre  gleichartige  Pro- 
duktion mit  diesem  Mittel  zu  fördern  versucht,  dann  ist  der  richtige  Zeit- 
punkt zur  Wiederbeseitigung  der  Prämien  schon  verpafst  Denn  alsdann 
ist  das  Inland  nicht  mehr  frei  in  seinen  Entschliefsungen.  Die  einseitige 
Abschaffung  der  Prämien  durch  das  Inland  würde  nur  der  inländischen 
Produktion  den  Kampf  mit  der  durch  Prämien  geschützten  ausländischen 
Konkurrenz  erschweren.  In  der  Theorie  sind  die  Prämien  dann  um 
nichts  besser  als  vorher,  aber  sie  sind  zu  einem  internationalen  und  des- 
halb für  den  einzelnen  Staat  notwendigen  LTbel  geworden.  Nur  inter- 
nationale Abmachungen  können  noch  helfen,  und  wie  schwer  diese  bei 
den  widerstreitenden  Interessen  zu  erzielen  sind,  hat  die  Erfahrung  ge- 
nugsam bewiesen. 

Die  Erkenntnis  dieser  Gefahren  hat  die  neuere  Handelspolitik  sehr 
zurückhaltend  gegenüber  den  Ausfuhrprämien  gemacht  Die  merkanti- 
listische  Handelspolitik  wandte  das  Mittel  häufig  genug  an,  namentlich 
in  Frankreich  und  in  England. 

Nichtsdestoweniger  sind  die  Ausfuhrprämien  nicht  verschwunden. 
Sie  kommen  in  zwei  Formen  vor,  als  unmittelbare  (oder  offene)  und  als 
mittelbare  (versteckte)  Ausfuhrprämien.  Die  offene  Ausfuhrprämie  wird 
als  eine  gewollte  Begünstigung  bei  der  Ausfuhr  bestimmter  Mengen  be- 
stimmter Waren  gewährt  Die  versteckte  Ausfuhrprämie  entspringt  zu- 
nächst unbeabsichtigterweise  aus  der  schon  besprochenen  Ausfuhrver- 
gütung des  Zolles  oder  der  Verbrauchssteuer  des  Rohmaterials  bei  der 
Ausfuhr  von  Fabrikaten.  Für  die  Bemessung  der  Ausfuhrvergütung 
mufs  ein  bestimmtes  Verhältnis  zwischen  der  zu  verwendenden  Rohstoff- 
menge und  der  daraus  zu  erzielenden  Fabrikatmenge  vorgeschrieben 
werden.  Sobald  die  Produktionstechnik  aber  mit  dem  Rohmaterialver- 
brauch unter  dem  festgesetzten  Verhältnis  bleibt,  erhält  sie  eine  wirkliche 
Prämie,  da  ihr  für  eine  gröfsere  Rohstoffmenge,  als  sie  wirklich  für  die 
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ausgeführten  Fabrikate  gebraucht  hatte,  der  Zoll  oder  die  Steuer  vergütet 
wird.  Der  Zoll-  oder  Steuerbetrag,  der  auf  die  thatsächlich  nicht  ge- 
brauchte Bohstoffmenge  entfällt,  stellt  sich  als  die  Prämie  dar.  Diese 
versteckte  Prämie  hat  sich  sehr  oft  entwickelt  ohne  und  selbst  gegen 
den  Willen  der  Gesetzgebung  und  der  Regierung  einfach  deshalb,  weil 
die  Bestimmungen  über  das  Ausbeuteverhältnis  nicht  schnell  genug  der 
Entwicklung  der  Produktionstechnik  folgen  konnten.  Aber  man  hat  es 
unter  dem  Druck  internationaler  Verhältnisse  vielfach  mit  Bewufstsein 
bei  diesem  Zustand  gelassen,  sodafs  die  Prämie  zwar  als  versteckte,  aber 
nicht  mehr  als  unbeabsichtigte  Beschenkung  der  Ausfuhr  aus  Staatsmitteln 
erscheint  Die  versteckten  Prämien  haben  in  der  neueren  Entwicklung 
die  Hauptrolle  gespielt,  sind  aber  zum  Teil  später  durch  offene  Ausfuhr- 
prämien ersetzt  worden.  Im  übrigen  ist  die  offene  Ausfuhrprämie  ohne 
den  Durchgang  durch  die  Form  der  versteckten  Prämie  nur  selten  in 
der  neueren  Zeit  angewandt  worden.  Frankreich  z.  B.  gewährt  noch 
eine  solche  offene  Ausfuhrprämie  für  Stockfische,  Canada  und  verschiedene 
australische  Kolonien  für  Butter. 

Die  wichtigsten  der  heutigen  versteckten  und  offenen  Ausfuhrprämien 
liegen  beim  Branntwein  und  ganz  besonders  beim  Zucker  vor.  Sie 
hatten  sich  ursprünglich  auf  dem  schon  bezeichneten  Wege  in  vielen 
Ländern  als  versteckte  Prämien  gebildet,  und  zwar  kamen  sie  den  Be- 
trieben zu  gute,  deren  Produktionstechnik  besonders  gut  entwickelt  und 
deshalb  im  stände  war,  mit  relativ  geringerem  Rohstoffverbrauch  auszu- 
kommen, als  die  Gesetzgebung  vorausgesetzt  hatte.  In  Deutschland  z.  B. 
beruhte  das  Gesetz  vom  1.  Juni  1886  auf  der  Unterstellung,  dafs  zu  1  kg 
Rohzucker  IOV2  kg  Rüben  nötig  seien.  Thatsächlich  brauchte  die  deutsche 
Zuckerindustrie  durchschnittlich  1885/86  nur  8,75  kg,  1886/87  nur  8,43  kg 
und  in  den  späteren  Jahren  noch  weniger  Rüben  für  1  kg  Rohzucker. 

Ähnliche  Zustände  hatten  sich  in  allen  wichtigen  Zucker-  und  Brannt- 
weinerzeugungsländern entwickelt,  welche  die  Rohmaterialien  oder  die 
Leistungsfähigkeit  der  Apparate  oder  einen  anderen  derartigen  unsicheren 
Mafsstab  als  Ausgangspunkt  für  die  Bemessung  der  Steuer  benutzten 
und  deshalb  die  Ausfuhrvergütung  nur  nach  gewissen  durchschnittlichen 
Ausbeuteverhältnissen  berechnen  konnten.  Wo  inzwischen  anstatt  jener 
Steuerformen  die  „Verbrauchssteuer",  d.  h.  die  Bemessung  der  Steuer  nach 
dem  fertigen  Fabrikat  eingeführt  ist,  wie  bei  Branntwein  und  Zucker  in 
Oesterreich  und  Deutschland,  mufste  die  versteckte  Ausfuhrprämie  weg- 
fallen. Aber  die  Rücksicht  auf  die  Prämien  anderer  Länder  führte  dazu, 
dafs  an  die  Stelle  der  versteckten  offene  Ausfuhrprämien  traten,  deren 
Gesamtbetrag  indes  in  Oesterreich  kontingentiert  ist 

In  Deutschland  war  für  Branntwein  zunächst  mit  der  Einführung 
der  Fabrikatsteuer  die  eigentliche  Ausfuhrprämie  ganz  weggefallen. 
Aber  da  Deutschland  ein  starkes  Exportbedürfnis  für  Branntwein  hat,  und 
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da  die  russische  und  österreichische  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt 
wegen  höherer  Ausfuhrprämien  einen  grofsen  Vorsprung  hatte,  so  hat 
das  Gesetz  vom  17.  Juni  1895  eine  offene  Prämie  von  6  M.  für  1  hl 
reinen  Alkohols  eingeführt;  die  dazu  nötigen  Mittel  sollen  durch  die  in 
demselben  Gesetz  eingeführte  „Brennsteuer"  geschaffen  werden.  Die 
Brennsteuer  belastet  die  grofsen  Betriebe  und  steigt  mit  der  Höhe  der 
Produktion  an.  Bei  den  gröfsten  Betrieben  ist  die  Brennsteuer  ebenso 
hoch  wie  die  Ausfuhrprämie.  Das  ganze  Gesetz  gilt  nur  bis  30.  Sep- 
tember 1901.  Man  hofft,  dafs  bis  dahin  die  jetzige  Überproduktion  ent- 
sprechend eingedämmt  und  die  erforderliche  Stellung  auf  dem  Weltmarkt 
gegenüber  der  russischen  und  österreichischen  Konkurrenz  erobert  sein  wird. 

Anders  vollzog  sich  die  Entwicklung  beim  Zucker.  Hier  hatte  sich 
die  versteckte  Prämie  geradezu  zu  einem  internationalen  allgemeinen 
Übel  entwickelt.  Das  Gesetz  vom  31.  Mai  1891,  das  die  Verbrauehs- 
(Fabrikat>)  Steuer  zur  ausschliefslichen  Steuerform  erhob,  ersetzte  deshalb 
die  bisherigen  versteckten  Ausfuhrprämien  durch  offene  „Ausfuhrzu- 
schüsse" von  1,25  M.  für  Rohzucker,  2  M.  für  Brotzucker,  1,65  M.  für 
gemahlenen  Zucker,  immer  auf  100  kg  gerechnet  Vom  1.  August  1895 
an  sollten  die  Sätze  auf  1  M.,  1,75  M.  und  1,40  M.  ermäfsigt  werden. 
Vom  1.  August  1897  an  sollten  die  Ausfuhrzuschüsse  ganz  wegfallen. 
Man  hatte  gehofft,  da&  dies  gute  Beispiel  auch  im  Auslande  den  Anstofs 
zur  Ermäfsigung  und  schliefslichen  Beseitigung  der  Zuckerprämien  geben 
würde.  Das  geschah  aber  nicht,  und  deshalb  wurde  durch  Gesetz  vom 
9.  Juni  1895  zunächst  die  Ermäfsigung  der  Ausfuhrzuschüsse  vom 
1.  August  1895  ab  beseitigt  und  die  Ermäfsigung  oder  gänzliche  Auf- 
hebung dem  Bundesrat  überlassen,  aber  an  die  Bedingung  geknüpft,  dafs 
die  übrigen  Zuckerexportländer  in  gleicher  Richtung  vorgehen.  Das 
Vorgehen  der  übrigen  Staaten  nötigte  später  dazu,  durch  das  Gesetz  vom 
27.  Mai  1896  die  Ausfuhrzuschüsse  noch  zu  erhöhen  auf  2,50  M.,  3,55  M. 
und  3  M.  für  100  kg  je  nach  der  Art  des  Zuckers,  unter  gleichzeitiger 
Erhöhung  der  Verbrauchssteuer  und  des  Zolles  für  Zucker.  Die  Frage 
einer  Ermäfsigung  oder  Beseitigung  der  Prämien  ist  im  Sinne  des  Ge- 
setzes von  1895  geordnet 

Beseitigt  sind  die  Zuckerprämien  nur  in  Rufsland  (seit  1881),  aber 
statt  dessen  sind  Einrichtungen  getroffen,  welche  dem  russischen  Zucker 
einen  beträchtlichen  Preisvorsprung  auf  dem  russischen  Markt  sichern, 
und  das  wirkt  ebenso,  wie  eine  Prämie. 

Versuche  zu  einer  internationalen  Verständigung^über  die  Beseitigung 
der  Zuckerprämien  sind  wiederholt  gemacht,  und  internationale  Kon- 
ferenzen sind  dieserhalb  mehrfach  abgehalten  worden  (zuletzt  1898  in 
Brüssel).  Stets  aber  hat  sich  das  Sonderinteresse  einzelner  Staaten  in 
den  Weg  gestellt,  und  die  Zuckerprämien,  die  an  sich  von  aller  Welt  ver- 
urteilt werden,  bestehen  nach  wie  vor.   Ihren  durchschnittlichen  Betrag 
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für  100  kg  Kohzucker  berechnet  die  „Deutsche  Zuckerindustrie41  für 
1897/98  auf: 


14,84  „  „  Rufsland 
Die  Gesamtausgabe  für  die  Zuckerausfuhrzuschüsse  stellte  sich  in 
Deutschland: 


Die  staatliche  Handelspolitik  kann  die  Ausfuhr  auch  durch  mancher- 
lei mittelbar  und  vorübergehend  wirkende  Mafsnahmen  fördern,  wie  durch 
Errichtung  oder  Unterstützung  der  schon  besprochenen  Handelsmuseen 
und  Exportmusterlager,  durch  Entsendung  oder  Unterstützung  von  Kom- 
missionen zur  Erforschung  auswärtiger  Märkte  u.  dergl.  Beachtenswert 
ist  es,  dafs  in  Oesterreich  1899  der  Handelsminister  staatliche  Unter- 
stützung von  waren-  und  sprachenkundigen  Kaufieuten  zugesagt  hat,  die 
im  Auslande  Geschäfte  errichten;  die  eigentliche  Aussendung  soll  dann 
von  Einzelfirmen  oder  Exportsyndikaten  u.  s.  w.  erfolgen.  Die  Anknüpfung 
neuer  Beziehungen  soll  dadurch  erleichtert  werden. 

Dafs  wie  für  die  innere,  so  auch  für  die  äufsere  Handelspolitik  die 
Pflege  der  Handelsstatistik  von  gröfster  Bedeutung  ist,  braucht  kaum 
gesagt  zu  werden.  Sie  ist  zwar  nur  ein  indirekt  wirkendes  Mittel  der 
Handelspolitik,  aber  als  solches  unentbehrlich,  wie  alles,  was  eine  zuver- 
lässige Aufklärung  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  In-  und 
Auslandes  ermöglicht.  In  Deutschland  ist  in  letzterer  Beziehung  das 
r Deutsche  Handelsarchiv",  das  vom  Reichsamt  des  Innern  herausgegeben 
wird,  eine  wertvolle  Quelle  der  Erkenntnis.  Die  darin  enthaltenen  wich- 
tigeren Handelsberichte  werden  seit  Oktober  1899  auch  in  Sonderab- 
drücken zu  billigen  Preisen  verbreitet,  was  als  eine  sehr  zweckmäfsige 
Neuerung  anzusehen  ist  Die  bei  Besprechung  der  inneren  Handelspolitik 
befürwortete  handelsstatistische  Centralstelle  würde  sich  durch  Verarbeitung 
des  in-  und  ausländischen  Materials  über  die  internationale  Warenbe- 
wegung an  dieser  Aufklärungsarbeit  sehr  wirksam  beteiligen  können. 

Zu  den  indirekt  wirkenden  Mitteln  der  äufseren  Handelspolitik 
werden  auch  die  Kolonien  gerechnet  Sie  werden  in  einem  anderen 
Bande  dieses  „Handbuchs"  ausführlich  besprochen.  An  dieser  Stelle 
genügt  es,  nochmals  daran  zu  erinnen,  dafs  die  Kolonialpolitik  für  jeden 
aufstrebenden  Staat  namentlich  deshalb  unentbehrlich  ist,  um  eine  gröfsere 
Mannigfaltigkeit  der  Produktionsmöglichkeiten  innerhalb  des  seiner  Gewalt 
unterstellten  Teiles  der  Erde  zu  erzielen.  Das,  was  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  Rufsland  durch  die  weite  Ausdehnung  ihrer  Staats- 
gebiete vor  vielen  Ländern  voraushaben,  das  hat  sich  England  durch 
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sein  grofsartiges  Kolonialnetz  gesichert,  besonders  dann,  wenn  es  sich 
mit  seinen  Kolonien  zu  einem  einheitlichen  Zollgebiet  zusammenschliefst 
Die  dadurch  ermöglichte  weitgehende  Unabhängigkeit  der  Handelspolitik 
ist  ein  unschätzbarer  Gewinn,  und  ein  Land,  das  mit  solchen  energischen 
Schritten  vorwärtsgeht,  wie  Deutschland,  darf  dieses  Ziel  nicht  in  philiströser 
Angst  vor  den  damit  verbundenen  Lasten  und  Mühen  beiseite  setzen. 
Das  Bedürfnis,  die  Schranken,  die  von  der  Natur  den  Produktionsmög- 
lichkeiten im  engeren  Vaterlande  gezogen  sind,  durch  die  Verfügung 
über  Gebiete  anderer  Erdteile  und  Zonen  zu  erweitern  und  so  unsere 
Volkswirtschaft  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  zu  ergänzen, 
mufs  befriedigt  werden,  wenn  Deutschland  seine  Stellung  im  Welthandel 
und  in  der  Weltpolitik  erhalten  und  weiter  ausbauen  will.  Dieser  ganz 
nüchterne  und  materielle  Grund  drängt  noch  mehr  als  die  sonst  besonders 
betonten  und  gewifs  berechtigten  Rücksichten  auf  Erhaltung  des  Zu- 
sammenhangs der  (an  Zahl  bedeutend  weniger  gewordenen)  Auswanderer 
mit  dem  Mutterlande  zu  einer  Kolonialpolitik  grofsen  Stiles.  Die  Früchte 
derselben  wird  die  heutige  Generation  nur  zum  kleinsten  Teile  ernten, 
aber  für  die  Zukunft  liegt  darin  ein  sehr  bedeutsamer  Schutz  unserer 
nationalen  Existenz  in  politischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  gegen 
die  drohend  heranwachsenden  Riesenwirtschaften  Rufslands,  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  des  „Greater  Britain". 

§  5.  Bio  Seetchif&üirtipolitik.  Die  Seeschiffahrtspolitik  ist  ein  be- 
sonderer Zweig  der.äufseren  Handelspolitik.  Unter  Seeschiffahrtspolilik 
hat  man  zu  verstehen  die  Gesamtheit  der  Mafsregeln  des  Staates  zur  Wahr- 
nehmung der  Gesamtinteressen  des  Landes  in  Bezug  auf  die  Seeschiffahrt. 

Das  Gesamtinteresse  des  Landes  verlangt,  wenn  die  natürlichen 
Voraussetzungen  für  die  Entwicklung  der  Seeschiffahrt  überhaupt  gegeben 
sind,  dafs  der  nationale  Schiffbau  und  die  nationale  Schiffahrt  nicht  hinter 
der  Ausbildung  der  überseeischen  Handelsbeziehungen  zurückbleiben,  und 
dafs  der  Ausnutzung  dieses  grofsen  Verkehrsmittels  für  den  überseeischen 
Handel  von  fremden  Staaten  keine  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden. 

Normalerweise  mufs  jedes  Land,  das  überseeischen  Handel  unter- 
hält, dahin  streben,  dafs  es  die  nötigen  Verkehrswerkzeuge  für  diesen 
Handel  selbst  zur  Verfügung  stellen  kann.  Dadurch  erst,  dafs  die  für 
die  überseeischen  Handelsbeziehungen  nötigen  Frachtdienste  von  eigenen 
Schiffen  geleistet  werden  können,  kommt  dem  Lande  der  volle  Vorteil 
dieses  Verkehrs  zu  gute.  Ohne  diese  Voraussetzung  mufs  das  Land 
wichtige  Teile  seines  überseeischen  Verkehrs  durch  Schiffe  fremder 
Nationalität  besorgen  lassen.  Dadurch  fliefst  ein  erheblicher  Teil  des 
Gewinnes,  der  aus  dem  überseeischen  Handelsverkehr  gezogen  werden 
kann,  an  das  Ausland,  und  das  Inland  wird  so  dem  Auslande  als  Schuldner 
gegenüber  gestellt  Weiter  aber  ist  das  Land  durch  unzulängliche  eigene 
Seeschiffahrt  auch  in  dem  Ausbau  seiner  überseeischen  Beziehungen  in 
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eine  Abhängigkeit  gebracht,  die  bei  weniger  freundlicher  Gestaltung  der 
internationalen  Beziehungen  die  Maßnahmen  der  äufseren  Handelspolitik 
empfindlich  stören  und  selbst  zeitweilig  lähmen  kann.  Der  Erhaltung 
bestehender  und  der  Gewinnung  neuer  Handelsbeziehungen  über  See 
kann  das  sehr  nachteilig  werden. 

Jedes  Land  mit  offenem  Zugang  zur  See  gewinnt  also  an  mate- 
riellen Gütern  und  an  wirtschaftlicher  Unabhängigkeit,  wenn  seine 
Seeschiffahrt  an  Leistungsfähigkeit  dem  Umfang  der  überseeischen  Wirt- 
schaftsinteressen entspricht  Geht  die  Leistungsfähigkeit  der  Seeschiff- 
fahrt noch  darüber  hinaus,  so  ist  das  Land  in  der  Lage,  durch  ausge- 
dehnte Frachtdienste  für  das  Ausland  erheblichen  Gewinn  zu  erzielen. 
Was  das  bedeutet,  zeigen  die  mehr  als  1400  Millionen  Mark,  die  England 
jährlich  aus  Frachtdiensten  für  das  Ausland  gewinnt,  und  wie  bedenk- 
lich das  gegenteilige  Verhältnis  ist,  beweist  die  ängstliche  und  wachsende 
Sorge,  mit  der  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  Unzuläng- 
lichkeit der  eigenen  Flotte  betrachtet  wird.  Für  3/4  bis  */*  ihres  über- 
seeischen Verkehrs  sind  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  fremde 
Schiffe  angewiesen,  und  ein  grofserTeil  ihres  Exports  dient  der  Bezahlung 
dieser  fremden  Frachtdienste.  Das  ist  vielleicht  der  wichtigste  schwache 
Punkt  in  der  Wirtschaftspolitik  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Dafs  für  die  Macht  und  den  Krieg  zur  See  die  Handelsflotte  von 
der  gröfsten  Bedeutung  ist,  wurde  schon  oft  hervorgehoben.  Sie  gerade 
ist  die  Pflanzschule  für  das  Mannschaftsmaterial  der  Kriegsflotte  und 
seine  ständige  Ergänzung.  Die  Handelsflotte  ist  für  Beförderung  von 
Truppen  und  Kriegsmaterial  nach  fremden  Kampfplätzen  und  zur  Er- 
gänzung des  Fahrzeugmaterials  der  Kriegsmarine  im  Kriegsfall  so  wichtig, 
dafs  schon  deshalb  bestimmte  Vorkehrungen  getroffen  werden  müssen 
um  die  Verwertung  der  Fahrzeuge  der  Handelsflotte  seitens  des  Staates 
im  Kriegsfall  sicher  zu  stellen. 

Die  Aufgaben  der  Seeschiffahrtspolitik  im  einzelnen  bewegen  sich 
in  drei  Richtungen.  Zuerst  ist  den  Seeschiffen  des  Landes  die  freie  und 
ungestörte  Benutzung  der  Fahrstrafsen  des  Meeres  zu  sichern.  Weiter 
hat  die  Seeschiffahrtspolitik  der  heimischen  Schiffahrt  erforderlichenfalls 
einen  Schutz  gegen  auswärtigen  Wettbewerb  zu  schaffen.  Drittens  end- 
lich mufs  die  Seeschiffahrtspolitik  die  Entwicklung  und  Leistungsfähig- 
keit der  nationalen  Handelsflotte  durch  innere  Mafsregeln  zu  steigern 
suchen  und  ihre  Interessen  in  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Beziehung 
wahren.  Da  sich  die  Mafsnahmen  der  dritten  Richtung  im  eigenen 
Machtbereich  des  Landes  vollziehen,  so  nennt  man  diese  Richtung  auch 
„innere  Seeschiffahrtspolitik44  und  stellt  ihr  die  beiden  anderen  Richtungen, 
die  unmittelbar  in  die  Beziehungen  zum  Auslande  eingreifen,  als  „äufsere 
oder  „auswärtige  Seeschiffahrtspolitik44  gegenüber.  Dabei  ist  nicht  zu 
vergessen,  dafs  auch  die  innere  Schiffahrtspolitik  für  die  Stellung  des 


Digitized  by 


470 


Zweiter  Teil.  Die  Handelspolitik. 


Landes  im  internationalen  Verkehr  eine  grofse  Bedeutung  hat  und  in 
diesem  Sinne  der  äufseren  Handelspolitik  zuzurechnen  ist 

Die  bezeichneten  drei  Richtungen  der  Seeschiffahrtspolitik  können 
hier  nicht  im  einzelnen  behandelt  werden.  Ein  Teil  der  in  Betracht 
kommenden  Massnahmen  ist  bereite  in  meinem  „Verkehrswesen44  (Bd.  VII 
der  I.  Abteilung  dieses  „Handbuchs44,  Leipzig  1894)  kurz  besprochen,  so 
die  Sicherung  der  freien  und  ungestörten  Befahrung  der  Meere  (a.a.O. 
S.  250),  die  Anlage,  Unterhaltung  und  polizeiliche  Behandlung  der  See- 
häfen (a.  a.  0.  S.  251),  die  Behördenorganisation  der  Seeschiffahrtever- 
waltung (a.  a.  0.  S.  257)  und  die  Seehafenabgaben  (a.  a.  0.  S.  261)  Diesen 
Ausführungen  habe  ich  —  schon  im  Hinblick  auf  das  gegenwärtige 
Buch  —  im  „Wörterbuch  der  Volkswirtschaft44,  herausg.  von  L.  Eiäter, 
Bd.  II  (Jena  1898,  Art„  Schiff ahrtepolitik44),  eine  gröfsere  Zahl  von  Er- 
gänzungen hinzugefügt,  auf  die  hier  verwiesen  werden  mufs. 

An  dieser  Stelle  sollen  aus  dem  Gebiet  der  inneren  und  äufseren 
Seeschiffahrtepolitik  nur  diejenigen  Mafsnahmen  kurz  besprochen  werden, 
die  wegen  ihres  engen  Zusammenhanges  mit  den  in  §  2  dieses  Kapitels 
erläuterten  Richtungen  der  äufseren  Handelspolitik  zur  Ergänzung  des 
dort  Gesagten  unentbehrlich  sind. 

Zuerst  sind  zu  erwähnen  die  unmittelbaren  Aufwendungen  des 
Staates  zur  Förderung  des  Umfangs  und  der  Leistungsfähigkeit  der 
nationalen  Handelsflotte.  Diese  Aufwendungen  richten  sich  zunächst  auf 
Bau  und  Ausrüstung  der  Schiffe  und  erscheinen  als  Bau-  und  Ausrüstungs- 
prämien. Diese  schon  in  der  mittelalterlichen  Handelspolitik  angewandten 
Mittel  hat  namentlich  Frankreich  in  der  neueren  Zeit  reichlich  benutzt 
und  durch  die  Gesetze  von  1881  und  1893  zu  einem  allgemeinen  System 
erhoben.  Die  Bauprämie  beträgt  für  die  Tonne  Bruttogehalt  bei  Schiffen 
aus  Eisen  oder  Stahl  65  Frs.,  bei  Schiffen  aus  Holz  von  150  und  mehr 
Tonnen  40  Frs.,  von  weniger  als  150  Tonnen  30  Frs.  Für  die  Maschinen 
werden  noch  besondere  Prämien  gewährt 

Ob  und  wie  weit  man  zu  solchen  Prämien  übergehen  soll,  ist  natür- 
lich nicht  allgemein  zu  entscheiden.  Die  Eigenart  der  Länder  und  die 
Aktivität  ihres  Schiffbaues  spielen  hier  eine  grofse  Rolle.  Die  Prämien 
können  die  Wirkung  haben,  die  schon  vorhandene  Entwicklungsfähigkeit 
und  Aktivität  des  Schiffbaues  zu  steigern  oder  ihr  Nachlassen  zu  ver- 
hindern, und  in  solchen  Fällen  darf  man  die  Prämien  an  sich  als  gerecht- 
fertigt ansehen.  Ohne  solche  Entwicklungskeime  aber  werden  die  Prämien 
erfolglos  bleiben.  Ganz  wie  bei  den  Schutzzöllen  kommt  es  also  auch 
hier  vor  allem  darauf  an,  welche  schlummernde  Leistungsfähigkeit  durch 
die  Mafsregel  zum  Erwachen  und  zur  Bethätigung  gebracht  werden  kann. 

Wo  der  Schiffbau  schon  von  selbst  lebhaft  ist,  wird  es  solcher 
Reizmittel  nicht  bedürfen.  Aber  es  kann  hier  nötig  werden,  dafs  der 
Staat  die  Zufuhr  der  im  Inlande  nicht  zu  erlangenden  Schiffbaumaterialien 
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aus  dem  Auslände  erleichtert,  und  dafs  er  die  Heranschaffung  der  im 
Inlande  gewonnenen  Materialen  nach  den  Seeplätzen  durch  billige  Eisen- 
bahntarife und  durch  Förderung  des  Wasserstrafsenwesens  begünstigt  Im 
übrigen  kommt  der  Entwicklung  des  Schiffbaues  mittelbar  alles  zu  gute, 
was  die  für  Schiffbaumaterialien  wichtigen  Produktionszweige  zu  heben  ge- 
eignet ist,  wie  z.  B.  Eisenindustrie,  Maschinenindustrie,  Forstwirtschaft  u.  s.w. 

An  die  Bau-  und  Ausrüstungsprämien  reihen  sich  die  Fahrprämien, 
die  für  Fahrten  bestimmter  Art  und  für  Fahrten  zu  bestimmten  Zwecken 
den  im  Lande  gebauten  Schiffen  gewährt  werden.  Sie  dienen  dazu,  die 
staatliche  Förderung  über  den  Bau  hinaus  auf  die  Benutzung  der  Schiffe 
auszudehnen.   Auch  diese  Prämien  sind  schon  lange  in  Frankreich  an- 
gewandt worden  und  haben  ebenfalls  durch  die  Gesetze  von  1881  und 
1893  eine  Verallgemeinerung  und  Erhöhung  erfahren.   Sie  kommen  so- 
wohl der  internationalen  Küstenschiffahrt  als  auch  der  grofsen  Fahrt  zu 
gute,  soweit  diese  nicht  schon  andere  Subventionen  erhalten.   Die  Ver- 
gnügungsfahrten sind  ausgeschlossen.   Die  Fahrprämien  werden  nicht 
ständig  gegeben,  sondern  vermindern  sich  von  Jahr  zu  Jahr  für  das 
betr.  Fahrzeug;  sie  sollen  also  namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  der 
Fertigstellung  die  Benutzung  der  in  Frankreich  gebauten  Fahrzeuge  be- 
fördern.  Für  die  grofse  Fahrt  erhalten  in  Frankreich  gebaute  Segel- 
schiffe zunächst  1,70  Fr.  und  Dampfer  1,10  Fr.  für  die  Bruttotonne  und 
je  1000  Seemeilen.   Die  Prämie  vermindert  sich  jährlich  bei  Dampfern 
aus  Holz  um  6  Cent.,  bei  Seglern  aus  Holz  um  8  Cent  und  bei  eisernen 
oder  stählernen  Dampfern  oder  Seglern  um  4  Cent   Für  Dampfer,  die 
nach  den  vom  Marineminister  genehmigten  Plänen  gebaut  sind,  ist  die 
Fahrprämie  um  25  Proz.  höher.    Für  die  internationale  Küstenfahrt 
werden  2/3  dieser  Sätze  gewährt  Die  Schiffe  müssen  für  die  Prämien  eine 
Gegenleistung  übernehmen,  nämlich  die  Verpflichtung  zur  unentgeltlichen 
Beförderung  der  vom  Handelsminister  für  den  Postdienst  überwiesenen 
Depeschen  und  Korrespondenzen.   Durch  diese  Gegenleistung  wird  der 
Zweck  der  Prämien  über  die  eigentliche  Förderung  der  Seefahrt  hinaus 
auf  die  Erleichterung  des  Postdienstes  ausgedehnt  und  nähert  sich  so  den 
in  diesem  Bande  nicht  näher  zu  besprechenden  Postdampfersubventionen. 
Reiner  kommt  der  erstere  Zweck  bei  den  Prämien  für  die  Fischereifahrt, 
insbesondere  für  die  Hochseefischerei,  zum  Ausdruck.   Da  diese  aber 
nicht  dem  überseeischen  Verkehr,  sondern  der  unmittelbaren  Förderung 
eines  einheimischen  Gewerbezweiges  dienen,  so  können  sie  hier  beiseite 
gelassen  werden. 

Die  Fahrprämien,  die  den  überseeischen  Fahrten  der  eigenen  Fahr- 
zeuge dienen  sollen,  sind  im  allgemeinen  ebenso  zu  beurteilen,  wie  die 
Bauprämien.  Nur  wird  man  hier  noch  schärfer  betonen  müssen,  dafs 
der  Erfolg  solcher  Prämien  von  allgemeinen  Voraussetzungen  abhängig 
ist   Nach  Gebieten,  nach  denen  nicht  ohnehin  das  Handelsinteresse  des 
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Landes  Fahrten  veranlafst,  wird  auch  die  höchste  Fahrprämie  keinen 
eigenen  Verkehr  entwickeln  können.  Wohl  ist  es  dann  noch  möglich, 
dals  die  Schiffe  nach  diesen  Gebieten  im  fremdländischen  Dienste  fahren, 
und  dafs  ihnen  für  diesen  Zweck  das  Aufkommen  neben  der  älteren 
Konkurrenz  fremder  Schiffe  durch  die  Prämien  erleichtert  wird.  Sie 
können  ey.  billigere  Frachten  erstellen  und  so  einen  Teil  der  für  fremde 
Staaten  zu  leistenden  Frachtdienste  an  sich  ziehen.  Die  billigeren  Frachten 
kommen  natürlich  zunächst  dem  Auslände  zu  gute.  Wenn  es  aber  auf 
diesem  Wege  gelingt,  dauernd  einen  Teil  dieser  Frachtdienste  für  die 
heimische  Schiffahrt  zu  sichern,  so  kann  daraus  ein  ständiger  Verdienst 
für  das  Land  erwachsen,  der  die  anfänglichen  Aufwendungen  aus  Staats- 
mitteln rechtfertigt  Bestehen  schon  überseeische  Verbindungen  des  Landes, 
so  können  die  Fahrprämien  es  den  eigenen  Schiffen  erleichtern,  sich  für 
den  Frachtdienst  des  Landes  neben  fremdländischen  Schiffen  zu  Geltung 
zu  bringen  und  diese  zu  verdrängen,  und  darin  läge  ein  Vorteil. 

In  beiden  Fällen  aber  ist  zu  bedenken,  dafs  die  Prämien  den  neuen 
Fahrzeugen  auch  die  Konkurrenz  gegen  die  älteren  Fahrzeuge  des  Landes 
selbst  erleichtern,  und  daraus  können  diesen  wieder  Nachteile  erwachsen. 
Das  alles  mahnt  zur  gröfsten  Vorsicht  bei  der  Anwendung  dieses  Mittels. 

In  jedem  Falle  handelt  es  sich  bei  den  Prämien  um  vorübergehend 
wirksame  Mittel.  Viel  wichtiger  sind  die  dauernd  wirkenden  Mittel  der 
eigentlichen  Schutzpolitik,  die  auf  die  Abwehr  des  Wettbewerbes  der 
ausländischen  Schiffahrt  gerichtet  sind.  Diese  Schiffahrtsschutzpolitik 
steht  im  engsten  Zusammenhange  mit  der  schon  besprochenen  Schutz- 
zollpolitik. Es  dreht  sich  hier  darum,  den  Zweig  der  nationalen  Arbeit, 
der  sich  in  der  Seeschiffahrt  bethätigt,  in  ähnlicher  Weise  gegen  nachteilige 
Einwirkungen  ausländischer  Konkurrenz  zu  sichern  und  zu  gröfserer 
Leistungsfähigkeit  zu  bringen,  wie  die  Schutzzölle  es  für  andere  Erwerbs- 
zweige des  Volkes  anstreben.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  das  nächste  Ziel  der 
Schiffahrtsschutzpolitik  darin  bestehen  muf s,  der  einheimischen  Seeschiffahrt 
einen  Vorsprung  vor  der  ausländischen  zu  sichern.  Dazu  boten  und 
bieten  sich  der  Seeschiffahrtspolitik  zwei  Wege,  die  auch  beide  zur  An- 
wendung gekommen  sind.  Der  eine  Weg  besteht  darin,  dafs  bestimmte 
Zweige  der  Schiffahrt  oder  bestimmte  Schiffahrtslinien  oder  bestimmte 
Teile  des  Warenverkehrs  ausschliefslich  den  eigenen  Schiffen  des  Landes 
vorbehalten  werden.  Das  ist  das  Ausschliefsungssystem.  Der  zweite 
Weg  läfst  zwar  die  ausländischen  Schiffe  zu,  sucht  ihnen  aber  durch 
höhere  Abgaben  und  Zölle  den  Wettbewerb  zu  erschweren.  Dies  ist  das 
Differentialabgabensystem.  In  beiden  Fällen  kann  der  einzelne  Staat 
natürlich  nur  in  seinem  eigenen  Machtbereich  mit  Geboten  und  Verboten 
vorgehen.  Er  kann  also  die  Diffenzierung  der  Abgaben  und  Zölle  in 
seinen  eigenen  Häfen  und  in  denen  der  von  ihm  abhängigen  Kolonien 
durchführen,  und  er  kann  weiter  das  Ausschliefsungssystem  auf  die  in 


3.  Kapitel.  Die  äufsere  Handelspolitik. 


473 


diesen  Häfen  ankommenden  und  von  ihnen  ausgehenden  und  auf  die 
zwischen  dem  Mutterlande  und  den  Kolonien  verkehrenden  Schiffe  an- 
wenden. Aber  er  kann  auf  fremdländische  Häfen  durch  autonome  Mafs- 
nahmen  keinen  Einflufs  gewinnen. 

Das  Ausschliefsungssystem  ist  schon  von  den  mittelalterlichen  Städte- 
republiken Italiens  und  von  den  deutschen  Hansastädten  ausgiebig  an- 
gewandt worden.  In  der  Schiffahrtspolitik  der  Neuzeit  hat  England  dieses 
System  durchaus  in  den  Vordergrund  geschoben.  Nur  ergänzend  wurden 
die  Differentialabgaben  verwendet  Frankreich  dagegen  hat  die  Differential- 
abgaben in  den  Vordergrund  geschoben.  Das  Ausschliefsungssystem  kam 
nur  ergänzend  in  Betracht;  eine  Zeit  lang  hatte  es  allerdings  die  mafsgebende 
Rolle  gespielt  Deutschland  bezw.  Preuf sen  hat  eine  Ausschliefsungspolitik 
—  abgesehen  von  der  Küstenschiffahrt  —  überhaupt  nicht  befolgt 

Ihren  schärfsten  Ausdruck  hat  die  Ausschliefsungspolitik  gefunden 
in  der  englischen  Navigationsakte  von  1651  (erneuert  und  verschärft 
1660  und  weiter  ergänzt  in  den  späteren  Zeiten).  Der  Sinn  dieses  auch 
von  Adam  Smith  bei  allen  seinen  freihändlerischen  Ideen  gebilligten 
Systems  scharfer  Schutzmafsregeln  ging  dahin,  den  Verkehr  zwischen 
England  und  seinen  Kolonien,  die  englische  Küstenschiffahrt,  die  Waren- 
zufuhr aus  nicht  europäischen  und  zum  Teil  auch  aus  europäischen 
Ländern  nach  England,  die  Vermittlung  der  Ausfuhr  englischer  Kolonial- 
produkte nach  europäischen  Ländern,  die  Zufuhr  europäischer  Waren 
nach  den  englischen  Kolonien  den  englischen  und  zu  mindestens  3/4  mit 
Engländern  benannten  Schiffen  ausschliefslich  vorzubehalten.  Es  war 
fast  ein  vollständiges  Monopol  der  englischen  Schiffahrt  für  den  grofsen 
Verkehr  jener  Zeit,  das  hier  angestrebt  wurde.  Erst  seit  1783  erfuhr 
das  System  eine  Milderung,  und  erst  in  den  50er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts, als  die  englische  Schiffahrt  die  unantastbare  erste  Rolle  in  der 
Welt  erlangt  hatte,  wurden  seine  Reste  ganz  abgetragen. 

Frankreich  hat  die  Küstenschiffahrt  zwischen  französischen  Häfen  * 
seinen  Schiffen  vorbehalten,  was  mit  geringen  Ausnahmen  noch  der  Fall 
ist  Der  Verkehr  mit  den  französischen  Kolonien  war  bis  in  die  60er 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  hinein  den  französischen  Schiffen  gesichert. 
Neuerdings  (1889)  ist  abermals  die  Schiffahrt  zwischen  Frankreich  und 
Algier  nur  französischen  Schiffen  gestattet  worden.  Von  1793  an  befolgte 
Frankreich  ein  allgemeines  Ausschliefsungssystem,  das  dem  englischen 
nachgebildet  war;  seit  1816  wurde  es  wieder  gemildert  und  trat  hinter  dem 
Differentialabgabensystem  zurück.  England  gegenüber  wurden  aber  1826 
von  neuem  Ausschliefsungsmafsregeln  eingeführt,  die  bis  1 854  bestanden. 

In  Deutschland  ist  nur  die  Küstenschiffahrt  laut  Gesetz  vom  22.  Mai 
1881  fremden  Schiffen  grundsätzlich  untersagt,  bei  Strafe  bis  zu  3000  M. 
und  ev.  Einziehung  des  Schiffes  und  seiner  Ladung.  Ausnahmen  sind 
aber  zulässig  und  1881  zu  Gunsten  der  Fahrzeuge  von  Belgien,  Brasilien, 
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Dänemark,  Grofsbritannien,  Italien,  Schweden  und  Norwegen  und  1886 
zu  Gunsten  holländischer  Schiffe  ausgesprochen.  Aufserdem  haben  auf 
Grund  älterer  Abmachungen  Oesterreich-Ungarn,  Rumänien,  Siam  und 
Tonga  das  Recht  der  Küstenschiffahrt  zwischen  deutschen  Häfen.  Deutsch- 
land hat  also  die  Monopolisierung  der  Küstenschiffahrt  in  wesentlichen 
Beziehungen  fallen  lassen  und  im  übrigen  eine  Ausschliefsungspolitik 
überhaupt  nicht  verfolgt 

Dagegen  haben  sich  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  dem 
Customs  Administration  Act  vom  24.  Juli  1897  auf  den  Standpunkt  einer 
allgemeinen,  wenn  auch  in  der  Schärfe  beschränkten  Ausschliefsungs- 
politik gestellt  Abgesehen  von  entgegenstehenden  Vertragsbestimmungen 
dürfen  Waren  aus  einem  ausländischen  Hafen  nur  in  amerikanischen 
oder  in  Schiffen  des  Ursprungs-  oder  des  ersten  Verschiffungslandes  ein- 
geführt werden  bei  Strafe  der  Konfiskation  von  Schiff  und  Ladung. 

Das  Differentialabgabensystem  hat  in  der  neueren  deutschen  Schiff- 
fahrtspolitik keine  Stelle  gefunden.  Die  in  den  20er  Jahren  in  Preufsen 
eingeführten  Diffentialabgaben  sind  längst  wieder  abgeschafft  Belgien 
hat  seine  1844  eingeführten  Differentialabgaben  1856  wieder  aufgehoben. 
England  hat  sich  dieses  Systems  zur  Ergänzung  seiner  Ausschliefsungs- 
politik bedient.  Von  1660  bis  1784  bestand  zu  dem  Zwecke  ein  bestimmter 
„Fremdenzoll"  für  eine  Reihe  näher  bezeichneter  Waren.  Im  Anfang 
der  20  er  Jahre  des  K).  Jahrhunderts  wurden  den  fremden  Schiffen,  soweit 
ihnen  nicht  vertragsmäfsig  Gleichstellung  mit  englischen  zugesichert  war, 
höhere  Tonnengelder  auferlegt  u.  s.  w.  1852  wurde  die  englische  Re- 
gierung ermächtigt,  die  Diffentialabgaben  unter  Bedingung  der  Gegen- 
seitigkeit abzuschaffen.  In  verschiedenen  Ländern  hat  die  autonome 
Zollgesetzgebung  noch  jetzt  Differentialabgaben  ganz  allgemeiner  Art,  so 
Spanien  nach  dem  Zolltarif  vom  1.  Januar  1892  für  die  indirekte  (d.  h. 
über  europäische  Häfen  erfolgende)  Einfuhr  nichteuropäischer  Produkte, 
ferner  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  dem  Gesetz  vom 
24.  Juli  1897  für  die  Wareneinfuhr  in  Schiffen,  die  nicht  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  angehören,  und  für  die  indirekte  Einfuhr  über  die 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  benachbarten  Länder. 

Frankreich  hat  vor  1793  und  nach  1816  vornehmlich  mit  dem 
Differentialabgabensystem  seine  Schiffahrt  zu  bevorzugen  gesucht  1816 
wurden  die  fremden  Schiffe  mit  höheren  Tonnengeldern,  mit  Flaggen- 
zuschlägen (surtaxe  de  pavillon)  und  mit  Zollzuschlägen  (surtaxe  d'entre- 
pöt,  meist  in  Höhe  von  10  Proz.)  belastet  Dies  System  wurde  durch 
die  autonome  Gesetzgebung  noch  weiter  ausgebaut,  aber  seit  Anfang 
der  60er  Jahre  durch  Verträge  unter  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  in 
seiner  Wirkung  beschränkt.  Nach  dem  Gesetz  vom  19.  Mai  1866  sind 
seit  1S67  die  Differentialtonnengelder  und  seit  1869  die  Flaggenzuschläge 
in  Wegfall  gekommen,  abgesehen  von  dem  Fall  der  Vergeltungsmafs- 
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nähme  gegen  bestimmte  Staaten.  1872  wurde  ein  allgemeiner  Flaggen- 
zoll wieder  eingeführt,  der  aber  nur  bis  1873  bestand.  Für  die  surtaxe 
d'entrepöt  wurde  für  aufsereuropäische  Waren  der  Satz  von  3  Frs.  für 
100  kg  festgestellt,  woneben  aber  bei  bestimmten  Waren  die  bisherigen 
höheren  Sätze  bestehen  blieben.  Der  Zolltarif  von  1892  enthält  ebenfalls 
noch  mehrfache  Unterscheidungszölle,  welche  die  Tendenz  haben,  die 
direkte  Einfuhr  günstiger  zu  behandeln  als  die  indirekte. 

Über  die  Zweckmässigkeit  der  bezeichneten  Mafsregeln  im  einzelnen 
kann  man  natürlich  nur  an  der  Hand  der  besonderen  Verhältnisse  ent- 
scheiden. Als  allgemeines  Merkmal  mufs  aber  bei  der  Schiffahrtschutz- 
politik gerade  so  wie  bei  den  Schutzzöllen  der  Umstand  festgehalten 
werden,  ob  die  in  Frage  kommenden  Mafsregeln  nach  Lage  aller  Um- 
stände zur  dauernden  Erhaltung  und  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit 
der  nationalen  Schiffahrt  führen  können.  Von  besonderem  Einflufs  wird 
hierbei  stets  die  Lebhaftigkeit  und  die  Ausdehnung  des  überseeischen 
Warenexports  und  der  sonstigen  überseeischen  Beziehungen  des  Landes 
sein.  Ohne  den  Nährboden  umfangreicher  wirtschaftlicher  Beziehungen 
des  Landes  über  die  Meere  hin  kann  auch  das  Schutzsystem  eine 
gesunde  Entwicklung  der  nationalen  Seeschiffahrt  nicht  zur  Folge  haben. 

Wie  bei  der  Schutzzollpolitik  die  autonomen  Mafsregeln  durch  Ver- 
träge mit  anderen  Staaten  eine  Ergänzung  und  oft  eine  Milderung  er- 
fahren müssen,  so  bedarf  auch  die  Schiffahrtschutzpolitik  vielfach  der 
Verträge,  um  auch  in  fremden,  der  eigenen  autonomen  Gesetzgebung 
nicht  mehr  erreichbaren  Ländern  die  Interessen  der  nationalen  Schiffahrt 
zu  wahren.  Zum  Teil  werden  zu  dem  Zwecke  besondere  Verträge 
(Schiffahrtsverträge)  abgeschlossen,  zum  Teil  wird  die  Frage  in  den 
Handelsverträgen  mit  geregelt  Dabei  wird  vor  allem  das  Prinzip  der 
Meistbegünstigung  und  der  Grundsatz  der  Gleichstellung  mit  den  Inländern 
bezw.  mit  den  inländischen  Schiffen  in  Bezug  auf  Abgaben,  Förmlich- 
keiten, Ankerplätze,  Ein-  und  Ausladung,  Inhalt  der  Ladung  u.  s.  w.  zur 
Geltung  gebracht  Daran  schliefsen  sich  oft  Abmachungen  über  Hilfe- 
leistung bei  Unglücksfällen  zur  See  und  Strandungen,  über  die  Grund- 
sätze, nach  denen  die  Nationalität  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Schiffe 
beurteilt  werden  sollen,  über  die  Küstenschiffahrt  u.  s.  w.  — 

Die  volle  Wahrnehmung  der  Interessen  des  Landes  in  Bezug  auf 
Seeschiffahrt  und  überseeischen  Handel  ist  nicht  möglich  ohne  den 
Schutz,  den  die  Kriegsmarine  zu  bieten  vermag.  So  wichtig  das  Land- 
heer auch  ist,  zum  Schutze  dieser  Interessen  reicht  es  nicht  aus.  Welche 
allgemeinen  politischen  Interessen  die  Entwicklung  einer  starken  See- 
macht nötig  machen,  steht  hier  nicht  in  Frage.  Aber  das  mufs  betont 
werden,  dafs  die  wirtschaftlichen  Gesamtinteressen  ein  gewisses  Gleich- 
gewicht zwischen  der  Seemacht  und  dem  Umfang  der  überseeischen 
Handelsinteressen  und  der  Bedeutung  der  Handelsflotte  unbedingt  er- 
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fordern.  Diese  überseeischen  Handelsinteressen  und  diese  Handelsflotte 
werden  nicht  erst  durch  die  Kriegsflotte  ermöglicht.  Sie  können  sich 
ohne  diese  und  vor  ihr  bis  zu  einer  gewissen  Stufe  entwickeln.  Aber 
gerade  so  wie  die  Handelsflotte  hinter  dem  Umfang  der  überseeischen 
Handelsinteressen  anf  die  Dauer  nicht  zurückbleiben  kann,  ebenso  wenig 
kann  ein  Land  ungestraft  bei  dem  Ausbau  der  Kriegsmarine  die  Rück- 
sicht auf  den  Umfang  seiner  Schiffahrt  und  seines  Handels  und  seiner 
sonstigen  wirtschaftlichen  Interessen  über  See  vernachlässigen.  Es  können 
Jahre,  es  können  Jahrzehnte  vergehen,  ohne  dafs  diese  Unterlassungs- 
sünde sich  rächt.  Aber  wenn  einmal  die  Umstände  erfordern,  dals  die 
wirtschaftlichen  Interessen  über  See  wirksam  und  rechtzeitig  geschützt 
werden,  und  wenn  dann  der  Schutz  der  Seemacht  versagt,  dann  können 
dem  Lande  Wunden  geschlagen  werden,  die  in  Jahrzehnten  nicht  wieder 
ausheilen.  Eine  Weltpolitik  in  wirtschaftlicher  Beziehung  kann  ohne  eine 
starke  Seemacht  ebensowenig  durchgeführt  werden,  wie  eine  allgemeine 
Weltpolitik.  Ängstliche  Naturen,  die  über  die  nächsten  paar  Jahre  nicht 
hinwegsehen  können,  mögen  vor  diesem  Gedanken  erschrecken.  Wer 
die  gewaltigen  Umwälzungen  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  den 
letzten  Jahrzehnten  an  sich  vorüberziehen  läfst,  wer  den  Blick  lenkt  auf 
das  immer  deutlichere  Zusammenballen  der  russischen,  britischen  und 
amerikanischen  Riesenwirtschaften,  und  wer  das  energische  Hineinwachsen 
Japans  in  die  europäische  Civilisation  überdenkt,  der  wird  den  Grund- 
gedanken dieser  Bemerkungen  billigen. 

Machen  wir  davon  die  Nutzanwendung  auf  Deutschland !  In  wenigen 
Jahrzehnten  hat  es  sich  mit  einer  beispiellosen  Energie  an  die  zweite 
Stelle  unter  den  Welthandelsstaaten  gearbeitet.  Sein  interationaler  Handel 
umfafst  im  Specialhandel  jetzt  schon  beinahe  10  Milliarden  Mark  an 
Wert  und  wird  nur  noch  von  dem  englischen  übertroffen.  Rund  7/io 
dieses  Handels  sind  Seehandel.  Seine  Dampferflotte  und  seine  gesamte 
Handelsflotte  steht  an  Tonnengehalt  ebenfalls  an  zweiter  Stelle;  nur  das 
seegewaltige  England  geht  darüber  —  und  zwar  noch  sehr  beträchtlich  — 
hinaus.  Das  Jahreseinkommen  der  deutschen  Bevölkerung  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  erheblich  gestiegen  und  dürfte  nur  noch  wenige  Milliarden 
von  dem  der  englischen  entfernt  sein.  Deutschlands  Bevölkerung  von 
55  Millionen  Menschen  wird  unter  den  Kulturländern  nur  noch  von  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  von  Rufsland  überragt  Seine  Ge- 
fechtskraft zur  See  aber  steht  an  7.  Stelle  und  beträgt  etwas  über  Vß  der 
englischen,  nicht  ganz  2  5  der  französischen  und  fast  2/s  der  russischen. 
Dies  krasse  Mifsverhältnis  ist  vom  Standpunkt  der  äufseren  Handelspolitik 
aus  höchst  bedenklich.  Die  Zeit  wird  kommen,  da  Deutschland  seine 
überseeischen  Interessen  mit  den  Waffen  wird  schützen  und  verteidigen 
müssen.  Dann  nicht  genügend  zu  Lande  und  zu  Wasser  gerüstet  sein, 
heilst  freiwillig  aus  der  Reihe  der  führenden  Kulturvölker  abtreten! 
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1785«  Handelseinverständni  fe  zwischen  dem  kais.  k.  Hofe,  und  der  ottomanischen 
Pforte  zum  Vortheile  der  österreichischen  Handlung  unter  dem  Namen  Sined, 
oder  Einverständnifs  geschlossen  den  24.  Hönning-  1784.  Nebst  einem  Anhange 
der  früheren,  die  österr.  Handlung  in  dem  türkischen  Gebiete  begünstigenden 
Verträge,  etc.  Wien  1785. 

1786«  His  de  Butenrai,  Precis  historique  et  economique  du  traite"  de  commerce 
entre  la  France  et  la  Grande  Bretagne,  signe*  ä  Versailles,  le  26  IX  1786.  Paris  1869. 

1818*  Traute"  de  commerce  entre  S.  M.  le  Roi  de  Danemarck  et  S.  M.  le  Roi  de  Prusse, 
conclu  ä  Copenhague  le  17  VI  1818.  Copenhague  1818. 

—  Traite"  d'amitie*  et  de  commerce  entre  S.  M.  le  Roi  de  Suöde  et  de  Norvege  et 
les  Etats -Unis  de  rAmßrique  Septentrionale,  fait  et  conclus  ä  Stockholm  le 
4  IX  1816,  et  ratifte  ä  Stockholm  le  24  Vü  1818,  et  ä  Washington  le  27  V  de  la 
meine  annee.  Stockholm  1818. 

1826.  General  Convention  of  friendship,  commerce  and  navigation  between  H.  M. 
the  King  of  Danmark  and  the  United  States  of  America.  Concluded  at  Washington 
the  26th  of  April  1826.  Copenhagen. 

—  Traite  de  commerce  entre  S.  M.  le  Roi  de  Danemarck  et  S.  M.  le  Roi  de  Suede 
et  de  Norvege,  conclu  ä  Stockholm  le  2  XI  1826.  Copenhague  1826. 

1828.  Tratte  de  commerce  et  de  navigation  entre  S.  M.  PEmpereur  d'Autriche  et 
S.  M.  rEmpereur  du  Bresil,  sign6  a  Vienne  le  16  VI  1827  (ratifie*  ä  Vienne  le 
16  III  1828).  Vienne  1828. 

—  Handels-  und  Schiffahrtstraktat  zwischen  S.  M.  dem  Könige  von  Dänemark 
und  S.  M.  dem  Kaiser  von  Brasilien,  geschlossen  zu  Rio  Janeiro  den  26.  IV.  1828. 
Kopenhagen  1829. 

—  Zusatz  artikel  zu  dem  am  20.  XU.  1827  zwischen  den  Hansestädten  und  den 
Ver.  Staaten  von  Amerika  unterzeichneten  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrage,  abgeschlossen  zu  Washington  am  4.  VL  1828.   Hamburg  1828. 

—  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  den  Staaten  der  freien  und  Hanse- 
städte Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  und  S.  Maj.  dem  Könige  von  Preufsen. 
Unterzeichnet  zu  Berlin  am  4.  X.  1828.  Hamburg  1828. 

1880.  Convention  de  commerce  et  de  navigation  entre  S.  M.  PEmpereur  d'Autriche 
etc.  et  S.  M.  le  Roi  du  Royaume  Uni  de  la  Grande  Bretagne;  signee  ä  Londres 
le  21  XII  1829  (et  ratifiee  ä  Londres  le  26  U  1830).  Vienne  1830. 

—  Trattato  di  pace  e  di  commercio  tra  S.  M.  Pimperatore  d'Austria  e  S.  A.  il  Sul- 
tano  di  Marocco  etc.,  segnato  in  Gibilterra  Ii  19  IU  1830,  di  cui  le  rispettive 
Sovrane  ratificazioni  furono  scambiate  nella  citta  di  Mequiuez  Ii  29.  X  seguente. 
Vienna. 

1885.  Schiffahrt*-  und  Handelsvertrag  zwischen  S.  M.  dem  Kaiser  von  Oesterreich 
und  S.  M.  dem  Könige  von  Griechenland,  unterzeichnet  zu  Athen  am  4.  HI.  1835, 
ratifiziert  am  9.  IX.  (28.  VIII.)  in  Wien.   (Deutscher  u.  italien.  Text) 

1888.  Traite  de  commerce  et  de  navigation  entre  S.  M.  rEmpereur  d'Autriche  etc. 
et  S.  M.  la  Reine  du  Royaume  Uni  de  la  Grande  Bretagne  et  d'Irlande,  signö 
ä  Vienne  le  3  VII  1838,  et  ratifie*  ä  Milan  le  14  IX  1838.  Vienne  1838.  (Franzos., 
deutsch.,  engl.  u.  italienischer  Text) 


b.  Die  einzelnen  Handelsverträge. 
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1889.  Convention  of  commerce  between  Her  Majesty  and  His  Highness  the  Imaun 
of  Muscat,  signed  at  Zanzibar,  May  31,  1839.  London  1841. 

1841.  Convention  of  commerce  and  navigation  between  Her  Majesty  and  the  King 
of  Prnssia,  and  the  other  membere  of  the  German  Unions  or  customs.  Signed 
at  London,  March  2,  1841.   London  1841. 

—  Deutsch -englische  Handelsvertrag,  der,  und  seine  Gegner,  o.  0.  1841. 

—  Convention  zur  Regulierung  verschiedener  auf  den  Sundzoll  und  die  Modalität 
seiner  Erhebung  Bezug  habenden  Verhältnisse,  geschlossen  zwischen  den  kgl. 
schwedisch -norwegischen  und  kgl.  dänischen  Kommissarien  zu  Helsingör  am 
23.  Vm.  1841.  Stockholm  1841. 

1842.  Irreundsohafts-,  Schiff ahrts-  und  Handelsvertrag  zwischen  S.  M.  dem  Kaiser 
von  Oesterreich  und  der  Republik  Mexiko.  Geschlossen  zu  London  am  30.  VII.  1842. 
Wien  1843.   (Deutscher  u.  französ.  Text) 

—  Donny,  M.,  Rapport  ä  la  Chambre  des  Representants  au  nom  de  la  section 
centrale  chargee  crexaminer  le  projet  de  loi  qui  rend  executoire  le  tractö  entre 
la  Belgique  et  les  Pays-Bas  du  5  nov.  1842.  Bruxelles  1843. 

1846.  Convention  de  commerce  conclue  entre  la  Belgique  et  la  France,  le  13  XII 1845. 
(Expose"  des  motifs,  projet  de  loi,  Convention,  annexes.)  Bruxelles  (Chambre  des 
Representants)  10  H  1846. 

—  Convention  zwischen  S.  k.  k.  apost  Majestät  und  S.  M.  dem  Kaiser  aller  Reussen, 
zur  Beförderung  des  Handels  zwischen  beiden  Staaten  und  Regulierung  der  gegen- 
seitigen SchifTanrtsverhältnisse.  Wien  1846.   (Text  deutsch  und  französisch.) 

—  Handels-  und  Schiff  ahrts -Vertrag  zwischen  S;  k.  k.  apostol.  Maj.  u.  S.  M.  dem 
Könige  beider  Sizilien.  Unterzeichn.  zu  Neapel  am  4.  VII.  1846  (u.  ratifiz.  am 
3.  X.  1846).  Wien  1846. 

1852.  Bericht  der  Kommission  zur  Begutachtung  der  Handelsverträge  über  den  mit 
der  k.  Niederländischen  Regierung  abgeschlossenen  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrag  v.  31.  XEL  1852.  Berlin. 

1858.  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  S.  M.  dem  Kaiser  von  Oesterreich  und 
S.  M.  dem  Könige  von  Preuisen,  vom  19.  H.  1853.  o.  0.  4.  IV.  1853. 

1857«  Irreundsohafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  S.  M.  dem  Kaiser 
von  Oesterreich  u.  S.  M.  dem  Schahinschah  von  Persien.  Geschlossen  zu  Paris 
am  17.  V.  1857.  (Persisch-französ.  und  deutsch-ital.  Text)  Wien  1858. 

1860.  Tralte'  de  commerce  conclu  entre  la  France  et  la  Grande-Bretagne,  prec6d6 
d'un  rapport  ä  l'Empereur  par  le  Ministre  des  affaires  e*trangeres,  etc.  Paris  1860. 

—  Tratte*  de  commerce  avec  PAngleterre.  Enquäte.  7  tomes.  Paris  1860—61.  (Publi- 
cation  du  Ministere  de  PamcuTture,  du  commerce  et  des  travaux  publice.  Table 
des  maticres:  Industrie  mltallurgique:  Fönte  fers  et  aciers.  Machines  etmecani- 
ques.  —  Industries  textiles:  Laine.  Coton.  Chanvre,  jute  et  lin.  Soies  et  soieries. 
Tissus  de  crin  et  de  caoutchouc.  Vetements  confectionnes.  —  Produits  divers.  — 
Actes  et  documents.) 

1862.  Altes  und  Neues  (seit  1880)  aus  der  Handelsgeschichte  von  Deutschland  etc. 
und  über  den  preufs.- französischen  Handelsvertrag.  2.  Aufl.  Nördlingen  1863. 

—  Bericht  der  volkswirtschaftlichen  Kommission  der  wurttembergischen  Kammer 
der  Abgeordneten  über  don  preufsisch-  französischen  Handelsvertrag  etc.  Stutt- 
gart 1863. 

—  Betrachtungen,  einige  politische,  angestellt  bei  Gelegenheit  eines  unpolitischen 
Handelsvertrages.  Leipzig  1862. 

—  Denkschrift  über  die  Resultate  der  vom  26.  IV.  bis  10.  V.  1862  über  den  Ent- 
wurf eines  Zoll-  und  Handelsvertrages  mit  Frankreich  abgehaltenen  Branchen- 
kongresse etc.   (Leipzig)  1862. 

—  Deutsch- französischer  Handelsvertrag.  Chemnitz  1862.  (Enthaltend  Handels- 
und Schiffahrtsvertrag  nebst  Schlufsprotokoll  und  Tarifen.) 

—  Französische  Handelsvertrag,  der.  Kaufmännische  Kritik  desselben,  dem  Han- 
noverschen Handel-  und  Gewerbestande  gewidmet  von  einem  Geschäftemanne. 
Hannover  1863. 

—  Franaösisoh-preufsische  Handelsvertrag,  der.  Beitrage  zu  dessen  Beurteilung. 
Stuttgart  1863.  (Inhalt:  Die  Entstehungsgeschichte  des  Vertrags,  von  Fr.  Ammer- 
müller. —  Die  nationale  Seite  des  Vertrags,  von  C.  Deffner.) 
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1862.  Französisch  -  preuf sische  Handelsvertrag,  der.  Ein  Mahnruf  an  alle  Freunde 
des  Vaterlandes  insbesondere  an  die  Mitglieder  der  deutschen  Ständekammern. 
Leipzig  1862. 

—  Handelsverträge,  die  Entwürfe  der,  zwischen  dem  Zollverein  und  Frankreich. 
Enthaltend  1.  Handelsvertrag;  2.  Tarif  A  und  B  zu  dem  Handelsvertrage;  3.  Schiff - 
fahrtsvertrag;  4.  Uebereinkunft,  betreffend  die  Zollabfertigung  des  Internat  Ver- 
kehrs auf  den  Eisenbahnen;  5.  Schlufsprotokoll;  6.  Parapnierungsprotokoll,  etc. 
Stuttgart  1862. 

—  Handelsvertrag  zwischen  Preufsen  (Zollverein)  und  Frankreich.  Berlin  1862. 
(Enthaltend  den  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  nebst  Tarifen.) 

—  Leipziger  Mefshandel,  der,  im  Verhältnis  zum  deutsch -franzosischen  Handels- 
vertrage. Chemnitz  1862. 

—  Lohren,  A.,  Die  Entwicklung  der  deutschen  Wollindustrie  vor  und  nach  dem 
Abschlüsse  des  deutsch-französischen  Handelsvertrags.  Berlin  1879. 

—  Moni,  Mor.,  Zur  Handelsvertragsfrage.   Stuttgart,  17. 1. 1863. 

--   — ,  Für  den  Schutz  der  deutschen  Arbeit   Stuttgart,  13.  Januar  1863. 

—  PreufBisch  -  französische  Handelsvertrag,  der,  und  die  Zolleinigungsvorschläge 
Oesterreichs  gewürdigt   Freiburg  i.  B.  1862. 

—  Schaffte,  A.,  Der  preufsisch- französische  Handelsvertrag.  Volkswirtschaftlich 
und  politisch  betrachtet  o.  0.  u.  J. 

—  Vorwände  und  Thatsachen.  Ein  Beitrag  zur  Kritik  der  Opposition  gegen  den 
Handelsvertrag  vom  2.  VHL  1862.   Berlin  1862. 

—  Weinlig,  Ch.,  Der  Handelsvertrag  mit  Frankreich.  Dresden  1862. 

1864.  D6eret  imperial  portant  Promulgation  du  taute*  de  commerce  conclu,  le 
30  juin  1864,  entre  la  France  et  la  Suisse.  Paris  1864.  (Bulletin  des  lois.) 

—  Denkschrift  betreffend  den  Abschlufs  eines  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen 
den  Staaten  des  Deutschen  Zollvereins  und  Rufs! and.  Eingereicht  vom  bleibenden 
Ausschusse  des  Deutschen  Handelstages.  Berlin  1864. 

1865.  Handels  -  und  Zollvertrag  vom  11.  IV.  1865,  zwischen  Oesterreich  u.  den 
Staaten  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins.  Unterzeichnet  zu  Berlin  am 
11.  IV.  1865,  ratifiziert  zu  Wien  am  21.  V.  1865.   (Wien  1865.) 

—  Handelsvertrag  zwischen  S.  M.  dem  Könige  von  Preufsen,  sowohl  für  sich 
und  in  Vertretung  der  Ihrem  Zoll-  und  Steuersystem  angeschlossenen  souveränen 
Länder  und  Landesteile  etc.,  einerseits,  und  S.  M.  dem  Konig  der  Belgier,  anderer- 
seits.  Berlin,  den  22.  V.  1865.  (Deutscher  und  französ.  Text) 

—  Handelsvertrag  zwischen  dem  Zollverein  und  Grofsbritannien.  (Englisch  und 
deutsch.)  Berlin,  30.  V.  1865. 

1868.  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  S.  k.  k.  Apostolischen  Mai.  und  S.  M.  dem 
Könige  von  Preufsen,  im  Namen  des  Norddeutschen  Bundes  und  der  zu  diesem 
Bunde  nicht  gehörenden  Mitglieder  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins,  ge- 
schlossen zu  Berlin,  den  9.  HL  1868. 

1883.  Tratado  entre  Espafia  y  Alemania  de  comercio  y  navegaciön,  firmado  en 
Espafiol  y  Aleman  en  Berlin  ä  12  de  Julio  de  1883.  s.  1. 1883. 

1887«  Tratte  de  commerce  et  de  navigation  entre  Pltalie  et  PAutriche-HoDgrie,  fait 
ä  Home  le  7  XH  1887.  (Rome  et  Vienne)  1887. 

1889«  Trattato  di  commercio  fra  PItalia  e  la  Svizzera,  presentato  nella  seduta  delT 
11  H  1889.  Roma. 

1891*  Ablehnen  oder  Annehmen?  Vorbemerkungen  über  den  deutsch-österreichi- 
schen Handelsvertrag  nebst  einer  einleitenden  Beurteilung  der  politischen  Lage, 
von  Borussen  (Verfasser  der  Schrift:  „Was  für  einen  Kurs  haben  wirf") 
Gotha  1891. 

—  Arendt,  Otto,  und  v.  Frege,  Zum  deutsch-österreichischen  Handelsvertrag.  Vor- 
trage über  Zolleinigungen  und  die  deutsche  Landwirtschaft  gehalten  in  der 
X VL  Generalversammlung  der  Vereinigung  der  Steuer-  und  Wirtschaftsreformer 
am  16.  Februar  1891.  Berlin  1891. 

1894.  (Deutsch-russischer  Handelsvertrag.)  Bauer»  E.,  Graf  Caprivi  und  die  Kon* 
servativen.  Ein  Wort  zu  den  Handelsvertragsverhandlungen  im  Reichstage. 
2.  Aufl.  Leipzig  1894. 
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1894.  Friede,  der,  auf  dem  Papier  und  der  Friede  eines  thatsächlichen  Status  qno. 
Eine  Fragestellung  zur  Orientierung  über  den  deutsch-russischen  Handelsvertrag. 
Berlin  1894. 

—  Grothelm,  A.,  Der  russische  Handelsvertrag  und  die  niedrigen  Getreidepreise. 
Mit  Anhang:  Die  Landwirtschaft  und  der  Zwischenhandel.  Gera,  J.  Beckers 
Verlag,  1896. 

—  Human,  A.,  Der  deutsch-russische  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom  20.  März 
1894.  Leipzig  1900.  (Schmoller,  Forschungen  Band  XVII,  Heft  3.) 

—  JOoessel,  H.,  Der  deutsch-russische  Handelsvertrag.  Gesetze  und  Tarife  des 
deutschen  und  russischen  Zollwesens  für  die  Ausfuhr  deutscher  Waren  nach  Rufs- 
land und  die  Einfuhr  russischer  Waren  nach  Deutschland.  Bielefeld  1895. 

—  Iiist,  A.,  Die  Interessen  der  deutschen  Landwirtschaft  im  deutsch-russischen 

Handelsvertrag  vom  ^~  ~  1894  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Brot- 
getreidebaues. Stuttgart  1900.  (Münchener  volkswirtsch.  Studien,  Stück  34.) 

—  Materialien  zur  Beurteilung  des  Entwurfs  eines  deutsch-russischen  Handels- 
vertrags. Herausgegeben  im  Auftrage  von  Mitgliedern  des  Zollbeirats.  Berlin, 
Bureau  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller,  1894. 

—  Verhandlungen ,  Mitteilungen  und  Berichte  des  Centraiverbandes  deutscher 
Industrieller,  Nr.  73,  Februar  1897:  Bericht  über  die  am  3.  u.  4.  Februar  1897 
in  Berlin  abgehaltene  Versammlung  der  Delegierten.  —  Zum  internationalen 
Wettbewerb  in  Gewerbe  und  Handel.  —  Deutsch-russische  Zollkonferenz,  Berlin 
1896/97. 

1894.  (Englisch-Japanischer  Handelsvertrag.)  Tayui,  R.,  New  treaty  between  Great 

Britain  and  Japan,  protocol  with  tarin,  1894:  The  commercial  guide  and  trade 

directory  of  Japan.  London  1895. 
1896.  Aonerdo  adoptado  entre  Espafia  y  Francia  para  la  represiön  del  contrabando 
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VL  Seesohiffahrtspolitik. 
1«  Allgemeines. 
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meinsam ist  eine  Statistik  der  Schiffe  nach  ihren  Flaggen  etc.] 
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